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Bericterftatter: Haus ber Übgeordneten. 
Abgeordneter Dfterratb. Seifion 1860. 
— — —— — 


Bericht 


der 


Kommiſſion zur Prüfung des Staatshaushalts-Etats 

über den, die Feftftellung des Staatshaushalts- 

Etats betreffenden Antrag ded Abgeordneten Reihen- 

fperger (Geldern) und Genoffen. (Mr. 42. der 
Druckſachen.) 


Der Gegenftand, den der Antrag des Abgeordneten Reihenjperger (Gel— 
bern) und Genofjen in Anregung bringt, hat ſchon im verfloffenen Fahre 
(Stenographiiher Bericht über die Sigung vom 17. Februar 1859) und in 
biejem Jahre (Nr. 32. der Druckſachen) das Haus und die unterzeichnete Koms 
miſſion beihäftigt, und es fann daher nicht für nothwendig erachtet werben, 
bier deſſen Wichtigfeit nochmals darzulegen. Seit dem Erlaß des, den 
Art. 76. der Berfalungs- Urkunde abindernden Gejeges vom 18. Mai 1857 
ift das Haus in Die Berathung des Etats für bas laufende Jahr immer erft 
getreten, nachdem das Jahr begonnen hatte; aber auch vorher ſchon ift ber 
Staatshaushalts-Etat niemals „im Voraus“ für ein Jahr, ſondern immer 
erft einige Monate nad dem Beginn des Jahres gejeplich Feftgeftellt. Der 
Antragfteller bezeichnet das Gefep vom 18. Mai 1857 als einen in die Vers 
faffungs-Urfunde jelbft bineingetragenen Wideripruh, und weift auf zwei 
Wege bin, wie dieler zu befeitigen; entweder, ſchlägt er vor, den Anfang des 
Gtatsjahbres vom: 1, Januar auf einen jpäteren Termin, etwa 1. Zuli, 
geleplih zu verlegen, oder eine fo frühzeitige Einberufung der Landesvertretung 
gejeglich ficher zu ftellen, daß die Aufrechterhaltung der Berfaffungs-Urkunde 
binfihtli der Feftftellung des Etantöhaushalts-Etats möglich gemacht werde, 

Dieje beiden Wege find indeß nicht die einzigen, in den bieberigen Vers 
bandlungen über den Gegenjtand als zu Dem angegebenen Ziele führend bes 
zeichneten, und der in der Kommilfion anmejende Antragfteller erflärte auch, 
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daß feine Abficht nicht geweſen fei, dieſe als die einzig möglichen oder zuläffi- 
gen zu benennen. So ift früher ſchon angegeben: 

„daß der Etat für ein folgendes Jahr, beifpielaweife 1861, 
ſchon in der vorhergehenden Sipung, alſo 1860, feftgeftellt, 

„daß für jedes Jahr zwei Etats, von denen ber eine die feft- 
fiehenden, ordentlihen, der andere die wechſelnden, außerordent» 
fihen Einnahmen und Ausgaben befafje, aufgeftellt werben könn, 
ten; der erftere werde Anſätze enthalten, die einer jedes Jahr 
wiederkehrenden Prüfung nicht bedürfen; dieſer fünne als für meh» 
rere Sabre, vieleicht für jede Legislatur- Periode gültig erflärt, 
und nur legterer alle Sabre einer Prüfung unterworfen werden.“ 

Der Finanz-Minifter, welcher der Verhandlung in der Kommilfion bei« 
wohnte, machte nod auf einen früber jhon in Erwägung gezogenen Vorſchlag 
aufmerfjam: bei Revifion der Verfaffungs-Urkunde ſei nämlid beantragt, eine 
Beftimmung aufzunehmen, daß der für ein Jahr feitgeftellte Etat aud im 
nächſten Jahre noch, und zwar wie von einer Seite beantragt ward vier Mo» 
nate, von einer andern Seite jehs Monate, in Kraft bleiben folle, wenn 
fih die Feftftellung des Etats über den Anfang des Jahres hinaus ver 
aögere. 

Der Finanz-Minifter jepte noch hinzu: die Königlihe Staats-Regierung 
babe fih mit dem, durch den Antrag wieder angeregten Gegenftande angele- 
gentlich beichäftigt, fie babe alle oben angegebenen Mittel reiflidh erwogen, 
allein jedes habe feine eigenthümlihen Schwierigkeiten, und es fei in's Auge 
zu faffen, daß nicht die Schwierigkeiten des Zuftandes, den man erreichen 
wolle, größere jeien, als bie des beftehenden Zuſtandes. Cinen materiellen 
Nachtheil führe Tepterer nicht herbei; genehmigte dauernde Ausgaben würden 
fortgeleiftet, etwa nothwendig befundene Stellen würden zunächſt höchſtens 
kommiſſariſch verwaltet, nicht aber definitiv beiegt; außerordentliche Ausgaben 
dagegen nicht geleiftet, bevor fie genehmigt jeien. Es beftehe aljo nur das, 
allerdings gewichtige, Bedenken, daß der jepige Zuftand mit der BVerfafjungs- 
Urkunde nicht im Einklange ſich befinde. Die vorgeihlagene Sonderung in 
einen ordentlichen und außerorbentlihen tat beftebe, wie oben angeführt, 
eigentlich jegt ſchon. 

Die vorgefchlagene Berlegung des Anfanges bes Etatsjahres habe das 
große Bedenken gegen fi, daß in den Rechnungen der Gemeinden, Korporas 
tionen und Privaten, in allen bürgerlihen Einrichtungen, in Verträgen u. ſ. w. 
das bürgerlihe Jahr maßgebend jei; man habe fid gewiß nicht ohne wid. 
tige Gründe enti&lofjen, die jehr lange beftandene Einrihtung des Rechnungs« 
jahres von Xrinitatis zu Xrinitatis fallen zu lafjen; noch ſeien die großen 
Schwierigkeiten und Berwidelungen in Erinnerung, welde dieje Abänderung 
durch die für ein halbes Jahr zu legende Stüdrehnung mit fi geführt. 

Die andern Vorſchläge: daß ſchon jıpt der Etat für 1861, oder daß 
Etats für drei Sabre feftgeftellt würden, haben nicht minder große Bedenken 
gegen ſich. 

Für jept ericheine das Zurüdfommen auf den im Sabre 1849 bei der 
Berfaffungs- Revifion gemachten Vorſchlag derjenige Weg, ber die geringften 
Schwierigkeiten darbiete; es frage ſich nur, ob der Antragfteller oder die 
Kommilfion, jei ed dur die Wortfaſſung des Antrags, lei ed dur die Mo» 
tive, einen Vorſchlag dieſer Art baben ausſchließen wollen. Wenn dieſes 
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nicht der Fall, würde Seitens der Königlichen Staatd-Regierung nichts bar 
gegen erinnert worben, daß der Antrag zur Berüdfihtigung überwiejen werde; 
die Staatd» Regierung werde nicht bloß die oben genannten Vorſchläge, jon« 
dern überhaupt die Angelegenheit nochmals in die forgfältigfte Erwägung 
nehmen und boffe dann in der nädften Sipung einen geeigneten Vorſchlag 
dem Hauje vorlegen zu können. 

Sowohl der Antragfteller, ala die Kommilfion waren darin einverftan« 
ben, daß der Antrag den lepteren von der Königlihen Staats-Regierung ber 
zeichneten Weg zur Abbülfe nicht ausſchließe, und daß alfo die Ueberweiſung 
des Antrags zur Berüffihtigung diefen Sinn nicht habe. Die Angelegenheit 
wurde nach vielen Seiten hin ausführlich beiprodhen, die Kommiffion gelangte je— 
doch zu der Weberzeugung, daß fie nicht genug informirt feie, um die Initiative zu 
ergreifen und die Annahme eines jpeziellen Vorſchlages dem Haufe zu empfeblen, 
Alle Schwierigfeiten würden durch die Einberufung der beiden Häufer zum 1.0 
tober bejeitigt werden, allein diejer Termin eriheint ſowohl für einen Theil 
der Mitglieber der Landesvertretung als für die Königlihe Staats-Regierung 
zu früh; die Vorlegung des Etats für ein weiter liegendes Jahr führt dazu, 
daß !die Aufftellung mit einem geringeren Aniprud auf Wahrheit geſchehen 
muß. Die Sonderung des Etats in einen orbentlihen und einen außerordent- 
lihen und die Genehmigung des erftern für mehrere Sabre führt vielleicht mit 
Nothwendigkeit zur Aufftellung eines dritten, nämlich eines Nadtrags-Etats, 
durch welchen über die inzwiſchen feftgeftellten Mehreinnahmen des ordentlichen 
Etats verfügt wird. Diejes erſchwert aber die Ueberfiht über die Gejammts 
Einnahmen und Ausgaben, welche die jegige Etats-Aufftellung auszeichnet, bes 
beutend. In Bezug auf das Mittel, welches jept der Finanz-Minifter als 
eine Auskunſt bezeichnet, ift hervorzuheben, daß die Anträge im Sabre 1849 
unter ganz anderen Umfländen geftellt wurden, als jept jeit dem Grlaß des 
Geſetzes vom 18. Mai 1857 beftehen. Der Königlihen Staats-Regierung 
liegt indeß zureidhendes Material vor, um alle Schwierigkeiten jowohl zu 
überjehen, ald auch nad «len Richtungen bin gegen einander abzumwägen. 
Demnach erjheint es nothwendig, derjelben die Initiative in dieſer Angelegen« 
beit zu überlafeı. 

Die Kommiffion ſchlägt aſo dem Hauſe vor: 

den Antrag des Abgeordneten Reichenſperger und Genoffen 
der Königlihen Etnats-Regierung zur Berüdfihtigung zu über 
weiſen. 


Berlin, den 22. März 1860. 


Die Kommiſſion zur Prüfung des Staatshaushalts— 


Etats pro 1860. 


Kühne (Berlin), [Borfigender)., Oſterrath (Berichterſtatter). Ottow. 
Freiherr v. Schleinitz (Chodzieſen). Dr. Schubert. WB. Werls. 
Weſtermann. Freiherr v. Soverbed. Gamradt (Tilſit). Sello. 
Stein. Dr. Eckſtein. Karſten. Peterſon. v. Bardeleben. 
v. Stockhauſen. Zumloh (Münfter). Elotten. v. Tettau. Jacob. 
v. Leſſing. dv. Naesfeld. v. Bethmann-Hollweg (Wolmirſtedt). 
v. Bethmann-Hollweg (Bromberg), Freiherr v. Binde (Ohlau). 
Behrend (Danzig). Stavenhagen. 


N 152. 


Berichterſtatter: Saus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Karften. Seſſion 1860. 
Eu nn .. 


Bericht 


Kommiffion zur Prüfung ded Staatshaushalts-Etats, 
betreffend die Etats: 


1) der Porzellan-Manufaftur; 
2) der Gefundheitsgefhirr- Manufaktur und 
Nachtrag zu dem Berichte, betreffend den Etat der Telegraphen« 
Berwaltung. 


l. Etat der Porzellan-Manufaktur. 


Der Etat der Porzellan- Manufaktur ift in Einnahme und Ausgabe gegen 
gen Etat von 1859 unverändert; er weilt eine Einnahme von 
157,500 Rtbirm. 
bei einer Ausgabe von . » » 2 2. .2.....13750 - 
mitbin einen Ueberihuß von . . . ... 20,000 Nıhlrn. 
nad). 
Gegen bie einzelnen Auſätze finder fi nichts zu erinnnen und wird 
beantragt: 
Die Einnahme 


Tit. IL. auf... 20222.» 197,500 Rthlr. 
feftzuftellen 
und die Ausgabe 
Zit. I. Befoldungen mt . . . 12,350 Rthlrn. 
zit. II. Sädhlihe und vermifchte 
Ausgaben mit . . . . 125150 « 


zufammen mit 137,500 Rihlrn. 


zu genehmigen. 
1 


IL. Etat der Gefundheitsgefdirr-Manufaktur. 


Auch dieſer Etat ift mit dem pro 1859 vorgelegten in Einnahme und 
Ausgabe gleichlautend. - 

Er weift in Einnahme . » . 2 2 2 2202000. 84,500 Rible. 

in Ausgabe . BSR. 74,900 » 
mithin einen Weberihuß von 9,600 Rıblr. 
nad. 

Die einzelnen Anjäge geben zu feiner Bemängelung Anlaß und wird 
beantragt: 

Die Einnahme 
Tit. Lauf... 2 2 222000 84,500 Rtble. 
feftzuftellen 
und bie Ausgabe 
Zit. L Bejoldungen mit . . . 5,580 » 
Tit. II. Sächliche und vermiſchte 
Ausgaben mit . . » . 69,320 ⸗ 
zulammen 74,900 Rihlr. 
zu genehmigen. 

Sn Bezug auf beide vorſtehend erwähnte Etats wurde bemerft, daß bie 
Borlegung einer nad faufmännifhen Grundjäpen angelegten Bermögend- und 
Ertrags- Berechnung gewünſcht werben müſſe, wie ſolche im vorigen Jahre 
bereits für Die unter der Bergwerls-Berwaltung ftehenden Werke übergeben fei. 

Der Bertreter der Staatd-Regierung erklärte, daß für bie Manufakturen, 
von benen bie Porzellan - Manufaktur weniger ein inbuftrielles Unternehmen 
als eine Mufter- und Kunft-Anftalt fei, die Rechnung bisher nicht nach kaufe 
männifhen Grundfägen geführt worden, daß aber bie Aufftelung folder Ver— 
mögend und Ertragd-Berechnung, nad ben bei der Bergwerfd-Berwaltung be» 
folgten Grundjäpen angeordnet und mit dem 31. Dezember 1858 abſchließend, 
ausgeführt, aber noch nicht revibirt worden fei. Für die Vorjahre fünne nur 
ber an die General» Staatökafje abgeführte Rein» Gewinn angegeben werben; 
von ultimo 1858 ab werde bie Rechnung nah kaufmänniſchen Grundfägen 
fortgeführt und alljährlih im Reſultate mitgetbeilt werden. 

Bei der Porzellan-Manufaltur bat der Reingewinn betragen: 

18598. 2 2 2 2 2 000. . 81,551 Rthlr. 7 Sgr. 
ONE: 0: a ae rt 6 ⸗ 


2 pf. 
1 

1855 . . . . . . * . . 21,730 ⸗ 27 ⸗ 4 = 
8 
8 


IE ;; ee Eu > . 
18571... 2 2 2 2 0 02. 39237565 -> 7 oe . 
IBBB: 0 ee er a GELBE Se Be a 
Bei der Gejundheitsgeihirr-Manufaftur bat der Reingewinn betragen: 
1853 2. 2222220205 15,447 Rthlr. 28 Sgr. 9 Pf. 
18866... el A ⸗ 9:1. 
1.) 1: ea Rue EEE NE Une © | DE ae a So 
BBBE: ur. et SEE 6 =: 10 » 
1857 2... 2 2 2 2 2002. 12453 -« 236 4 


1858 . u 5 - * 30,277 ” 23 * 10 = 


Nadtrag zu dem Bericht, betreffend den Etat der 
Telegraphen - Derwaltung. 


Nachdem in der 22. Sipung des Haufes der Abgeordneten am 5. März 

b. 3. ber Antrag 
„die unter dem vorjährigen Ertraordinarium für ben Ankauf eines 
Grundftüds bemilligten 50,000 Rtblr. jo lange vom Etat abzu- 
jegen, bis ber Boranihlag zu einem Gebäude für die Telegraphen⸗ 
Berwaltung vorgelegt worden iſt“. 

angenommen worben war, bat die Staatsregierung den von ihr verlangten 

Voranſchlag mit den dazu gehörigen Zeichnungen vorgelegt. 

Danach joll das neue Telegraphen-Dienftgebäude auf dem an der füd- 
lihen Ede der Franzoͤſiſchen unt Ober» Wall» Straße belegenen Grundftüde 
errichtet werben. 

Als Grundlage für die Bemeſſung der Räume ift das jepige Bebürfniß 
unter Beachtung derjenigen Erweiterungen angenommen, weldye nad Bollen» 
dung des Baues vorausſichtlich erforderlidh jein werben. 

Der Bau fell ausichließlih des Erdgeſchoſſes drei Stodwerfe erhalten 
uud ift die Eventualität eines jpäteren Anbaues auf der Weftieite des Hofes 
in's Auge gefaßt, welche erforderlidren Falls zwedmäßig ausgeführt werben 
kann. 

Der in caleulo geprüfte und als Ueberſchlag in der Abtheilung für das 
Baumwelen im Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten res 
vidirte Koftenanfchlag fchließt mit einer Summe von 120,000 Rthlr. ab. 

Die Kommiffion beantragt nunmehr: 

die Verwendung der unter dem vorjährigen Ertraordinarium für 

den Anfauf eines Grundftüds bewilligten 50,000 Rtbir. zur Aus 

führung eines Gebäudes für die Zelegrapben»Berwaltung zu ges 
nebmigen. 


Berlin, den 22. März; 1860, 


Die Kommiffion zur Prüfung des Staatshaushalts: 
Etatö pro 1860. 


Kübne (Berlin), [Borfigender),. Karſten (Berichteritaiter). v. Tettau, 
Freiberr v. Schleinig (Ebedzieſen). Elotten. Zumloh (Münfter). 
Ottow. v. Stodbaufen. Dfterratb. Taddel. v. Lefling. 
Sello. Peterſohn. Dr. Schubert. Werlé6. Weſtermann. 
Klotz. Borſche. Gamradt (Tilſit). Freiherr v. Hoverbeck. 
Stein. Dr. Eckſtein. Stavenbagen. v. Bethmann⸗Sollweg 
(Bromberg. v. Bethmann⸗Hollweg (Wolmirſtedt). Jaeob. 


N 153. 
Haus der Abgeordneten. 
Seſſſon 1860, 


Geſetz-Entwurf, 


Feſtſtellung der Wahlbezitke für das Haus der Ab- 
geordneten betreffend. 


Nach den Sefchlüffen des Hauſes der Abgeordneten, 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Wir Wilbelm, von Gottes Gnaden Prinz von 
Preußen, Regent, 


verordnen gemäß Artikel 69. der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 
mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtags der Monardie, was folgt: 


8. 1. 

Die Wahlbezirke, die Wabhlorte und die Zahl der im jedem Bezirke zu 
wählenden Abgeordneten für das Haus der Abgeordneten, werden nıd Ins 
halt bes anliegenden Verzeichniſſes hierdurch feftgeftellt. 

8.2. 

In denjenigen Wablbezirfen, bei welchen laut des anliegenden Berzeich- 
nifjes zwei Wablorte benannt find, findet Die zunächft eintretende Wahl in dem zus 
erft genannten, die demnächſt folgende Wahl in dem yweitgenannten Orte und 
fo fortgejegt in derjelben Neibenfolge abwecjelnd in dem einen und dem an« 
bern Orte ftatt. Im dem Wahlbezirt Schleufingen » Ziegenrüd (Nr. 5. Re« 
gierungs » Bezirt Erfurt) wird jedodh zweimal bintereinander im Wahlort 
Scleufingen und fodann erft zum dritten Male in Ranis gewählt. 


$. 3 
Eine Abweihung von ter laut $. 2. vorgeihriebenen Regel im Wechjel der 


Wahlorte oder die Beitimmuug eines anderen als des in dem anliegenden Ver 
| 
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zeichniffe genannten Wahlorts fteht dem Minifter des Innern, jedoch ftets 
nur für die einzelne, zunächſt bevorftehende Wahlhandlung, auch nur in dem 
Falle zu, wenn bie Abhaltung der Wahl an dem im Berzeihniß beftimmten 
Drte des betreffenden Wahlbezirk dur anftedende Krankheiten, Unterbre» 
Kung der Verbindung mit dem Wahlorte oder durch andere unabwenbbare 
Zufälle unausführbar wird. 

Der vom Minifter des Innern zu bezeichnende andere Wahlort darf nie 
mals außerhalb des Wahlbezirls beftimmt werben. 


$. 4. 


Die 88. 2. und 3. und die entgegenftehende Beftimmung bes $. 26, 
Abfap 2. der Wahlverordnung vom 30. Mai 1849, wie die Beftimmung 
unter Nr. 1. $. 2. des interimiftiihen Wahlgejepes für die Wahlen zur zweiten 
Kammer in den Fürſtenthümern Hohenzollern vom 830. April 1851 werben 
aufgehoben. 


8.5. 
Das gegenwärtige Gefep tritt bei der erften nad defjen Verfündigung 
ftartfindenden Neumabl des Haufed der Abgeordneten in Kraft. 
Urkundlich ꝛc. 


Abänderungen 


in dem, 


dem Berichte der XI. Kommiffion — Nr. 135. der Drudfahen — 
beigefügten Verzeichniſſe der Mahlbezirke, Mahlorte und der 
in den einzelnen Bezirken zu wählenden Anzahl von 


Abgeordneten. 
Tr 
* Wahlbezirke. Wahlorte. —— 
— gi 
Negierungs:Bezirf Coeslin. 
Kreis Neuftettin, 
| « Scievelbein. | Tempelburg. 2 
Dramburg. 
Negierungs-Bezirk Oppeln. 
51 Kreis Beuthen. Beuthen. 3 
Kreis Coſel. a 
8 F Leobſchũh. | Leobſchũtz. 2 
NRegierungs-Bezirk Magdeburg. 
Kreis Oſterburg. 
2 | . Stendal. f Stendal, 2 
Negierungs:VBezirt Düffeldorf. 
S | Kreis Rees. Wefel, 1 
G| Kreis Gieve, Eleve, 1 
71 Kreis Mörs. Mörs. 1 
Prei Idern, 
"8 — — | Geldern. 2 
HI Stadt Crefeld. Grefeld, 1 
10 | Kreis Gladbach. Gladbach. 2 
Kreis Neuß. — 
-Grevenbroich. 
11 |) » Grefeld, excl, Neuß. 3 


Statt Grefeld. 
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Saus der Abgeordneten. 
Geffion 1860. 


Im Namen Seiner Majeftät des Könige. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von 
Preußen, Regent, 


ertheilen dem Staats-Minifterium hierdurch den Auftrag, den beiden Häufern 
des Landtags der Monarchie die beiliegende Denfichrift über die Ausführung 
des Gejepes vom 21. Mai 1859, betreffend den außerordentlichen Gelbbedarf a 


der Militair-e und der Mariner-Berwaltung, und die Beihaffung der zur 
Dedung befjelben erforderlichen Geldmittel, nebft dem Entwurfe eines Gejepes, u 
betreffend die Verwendung des Neftbeftandes dieſer Gelbmittel, zur verfaſſungs— 


mäßigen Beihlußnahme vorzulegen. 
Berlin, den 24. März; 1860. 


(gez.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


(gegengez.) Fürſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auers: 

wald. v. d. Heydt. Simons. Scleinig. v. Patow. 

Pückler. v. Bethmann-Hollweg. Graf v. Schwerin. 
v. Roon. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


Digitized by Google 


Denkſchrift 


die Ausführung des Geſetzes vom 21. Mai 1859, 
betreffend den außerordentlihen Geldbedarf der Mili- 
tair- und der Marine-Verwaltung, fowie die Beichaf- 
fung der zur Dedung deflelben erforderlichen 
Geldmittel. 


His zu Anfang des Monats Mai v. J., im Hinblid auf ben eben in Italien 
ausgebrocdenen Krieg, die Stants-Regierung dem Landtage die Gejep-Ent- 
wũrfe vorlegte, welche den außerordentlihen Geldbedarf der Militair- und 
Marine-Berwaltung zu deden beftimmt waren, gründete fie ihren Antrag 
darauf, daß fie des verlangten Kredits unumgänglih bebürfe, wenn Preußen 
mit Zuverficht allen Eventualitäten entgegenjeben, und wenn es die Aufgabe 
löſen folle, welche es ſich inmitten der Krifis ‚zu ftellen habe: bie Aufgabe 
nämlich, über die Sicherheit Deutſchlands, über die Wahrnehmung ber natio- 
nalen Intereffen und über die Aufredhterhaltung des Gurcpätichen Gleichge— 
wichts zu machen, 

Der Berlauf der Greigniffe bat bie Regierung nicht in bie Lage gebracht, 
für die in ihrer damaligen Erflärung bezeichneten Intereflen einzufchreiten. 
Der Krieg bat die Deutichen Grenzen nicht überſchritten. Er hat auch außer 
halb bes Bundesgebietes und an der jüblihen Grenze befjelben Oeſterreich in 
dem Befige jeiner ftarfen militairiihen Pofitionen gelaffen. Der Friede end- 
(ich, welcher, ohne Mitwirfung Preußens geſchloſſen, bem Kriege ein unerwar« 
tet rafches Ziel jepte, hat das Europäiſche Gleihgewicht "in feinen bieherigen 
materiellen Grundlagen nicht weſentlich alterirt; denn bie Provinz, zu deren 
Abtretung Defterreich ſich entſchloß, ift nicht in den Beſitz der anderen friez« 
führenden Großmacht übergegangen. 

Gleichwohl hat die Regierung fi veranlaßt gejeben, zu militairiichen 
Mapregeln von ſolchem Umfange zu Ichreiten, daß dadurch der von dem Land» 
tage bewilligte Krebit zu einem bebeutenden Theile abiorbirt worden if. Sie 
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ift jedoch der Ueberzeugung, daß diejes ihr Nerbalten in dem Berlaufe und 
tem Gefahr drohenden Ernft der damaligen Greignifje feine Erklärung und 
Nechtfertigung findet. 

Kurze Zeit, nachdem von dem Landtage ber Regierung der geforderte 
Kredit bewilligt worden war, wechſelte der Kriegsihauplap; vom Sardiniſchen 
Boden ward er auf Defterreichijches Gebiet verlegt. 

An diefen Wechjel fnüpfte fih für Defterreih, der glänzenden Tapferkeit 
feiner Heere ungeachtet, eine Neibe ſchwerer Unglüdsfälle. Im Laufe eines 
Monats giug ihm mit zwei Schladhten der Befig der Lombardei verloren. 

Greigniffe von jo unberechenbarer Bedeutung fonnten nicht chne Einfluß 
auf die Haltung Preußens bleiben. Die Staats-Negierung hatte fofort die 
Realifirung des größten Theild des hbewilligten Kredits eingeleitet, um Die 
erforderlichen militairifchen Maßregeln zur Ausführung bringen zu fönnen, 

Shen ehe der Krieg in Italien zum Ausbruche kam, hatte fie ange: 
fangen, die Wehrfraft in eine der Kriegöbereitihaft fih mehr nähernde Ver: 
faffung zu bringen, als dies die gewöhnlichen Friedens Verbältniffe bedingen. 
Es wurde bereits durch Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 

20, April v. J. 
die Marichbereitihaft des III., VIL und VIII, Armee Korps befoblen, als 
derjenigen Korps, welde eventuell das Preußiſche Bundes» Kontingent bilden 
jollten. 

Die Preußiſche Heeres Organifation macht die Marſchbereitſchaft der 
Truppen in erfter Linie abhängig von der Augmentirung ihres Perfonals auf 
die Kriegsftärte und von der Ergänzung der Pferde⸗-Etats, und zwar muß 
die letztere jo vollftändig eintreten, daß Die jümmtlihen bei den Truppen vor« 
bandenen Pferde als felddienftfähig angeiehen werden fünnen. Hierdurch ift 
aber bei den Truppentbeilen der Kavallerie und Artillerie, weben der nothwen⸗ 
digen Augmentirung der Pferbebeftände ber Friedens-Etats, die Formation 
der Erjagtruppen unabweislich geboten. 

In diefem Sinne befahl dann die Allerhöchſte Kabineti-Ordre vom 
20. April v. J.: 

1) daß fi die Linien-Infanterie-Regimenter und die Jaͤger-Bataillone 
bes 3,, 7. und 8. Armee-⸗Korps, jowie die 8 Nejerve-Infanterie- 
Negimenter auf die Kriegäftärke jegen und daß die betreffenden 
LiniensInfanterie-Regimenter und die Säger-Bataillone ihre Fahr- 
zeuge beipannen jollten; 
daß die Linien-Kavallerie-Regimenter jaämmtlidher 9 Armee: Korps 
ſich auf die Kriegsſtärke jepen, ihre Fahrzeuge beipannen und ihre 
Erſatz-Eskadrons resp. Erſatz- Esfadrons > Abiheilungen formiren 
jollten, dergeftallt, daß für diefe Waffe, in Erwägung der mit 
der Einreihung unrittiger Landpferde in Neih und Glied der 
Truppen verbundenen Schwierigkeit, bereits über die Beſchrän— 
fung der .Marjchbereitihaft auf 3 Armee» Korps hinausgegangen 
und bie leptere innerhalb ſämmtlicher 9 ArmersKorps angeordnet 
war; 
daß die Artillerie-Regimenter des 3., 7, und 8. Armee Korps 
mit den Haudwerks-⸗Kompagnien fi auf die Kriegsſtärke ſetzen, 
jowie ihre Kolonnen und ErjapsAbtheilungen bilden jollten, wo— 
nad die genannten 3 ArtillerierRegimenter, unter Neuerrihtung 
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— 
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je einer 12, Batterie, in der Allerhöchften Orts für dieſen Fall 
befohlenen neuen Kormation aufzuftellen waren, indem an bie 
Stelle der bis dahin beftandenen 3—12pfündigen, 1— Tpfündigen 
Haubig- und 4—6pfünbigen Fuß-Batterien 6—12pfünbige und 
3—Tpfündige Haubig-Batterien traten, während bie Beihaffung 
der für den Kriegszweck beionders beftimmten Ausrüſtungs -Gegen⸗ 
ftände, welche faktiih oder grundjäglic im Frieden nicht vorräthig 
gehalten werben können, ſowie die erforderlihe Inftandfegung des 
Materinld der friegsmäßigen Formirung der Negimenter voraufs 
gegangen; 

4) daß die Pionier-Abtheilungen der genannten Armee⸗Korps ſich 
auf bie Kriegaftärfe ſetzen, die 3. Kompagnien formiren und ihre 
Fahrzeuge beipannen ſollten. 

Hiermit verbunden war die Beihaffung von 2 leichten Felbbrüden-Krains, 
da die vorhandenen Equipagen nicht für ausreichend erachtet wurden, 

Die Landwehr- Truppen fonnten überall noch von der erwähnten Maf- 
regel ansgeſchloſſen bleiben, indem bei einem eventuellen Marſchbefehl die In- 
ftrabirung der bereits marſchbereilen Pinien-Truppen die Frift für ihre For» 
mation gewinnen ließ. 

Die im weiteren Verlaufe ber Begebenheiten jich bebroblicher geftaltenden 
Berhältniffe veranlaßten bereits 

am 29. April v. 3. 

zwei Allerhöchfte Orbres zur Ergänzung derjenigen vom 20, beffelben Monats. 
Während dieſe leptere nur die Augmentirung ber weſentlich als Beſatzungs- 
Truppen der Bundes» und Grenz Feftungen zu verwenbenden 8 RejervesIn- 
fanteri-Regimentir auf die Kriegsftärfe angeorbnet hatte, erfolgte in ber 
erften ber beiden Grgänzungs-Orbres vom genannten Tage nunmehr ber 
Befehl: 

1) daß auch die für die erſte Augmentation der Feſtungen Coblenz, 
Köln, Weſel, Saarlouis, Jülich und die Bundes-Feftung Mainz 
beftimmten Feitungs-Rompagnien des Garde⸗, 3., 7. und 8. Ar⸗ 
tillerie » Regiments auf die Kriegsſtärke gefegt werden follten, 
ferner 
daß mit der fortififatoriichen Armirung der Beftungen Goblenz, 
Köln, Weiel, Saarlouis und Fülih gegen den gewaltfamen An« 
ariff, unter Ausihluß der Niederlegung ber Gebäude, vorgegangen 
werben jollte, 

Es bedingte diefe Maßregel in bem genannten Feftungen die 
ungejäumte Beihaffung der noch fehlenden Armirungshölzer und 
bie Bervollftändigung ber Utenfilien-Borrätbe, ferner die Anfertie 
gung eines großen Duantums Geihüg-Munition ıc., fo daß in 
Folge der hierdurdy erwachſenden umfangreichen Arbeiten in artilles 
riftiicher Hinfiht anzuordnen erforberlih wurde; 

3) die Augmentirung der Handwerks-Kompagnien bes Garde, 1., 2., 
4., 5. und 6. Artillerie-Reziments nach Bebürfniß bis auf die 
Höbe ber Kriegsftärke, 

Gleichzeitig war durch Bundes-Beſchluß vom 28. April die Armirung ber 

Bundes-Feftungen angeorbnet worden, und es famen bie hierdurch bebingten 
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Ausrüftungs-Arbeiten in ähnliher Art wie in den inländiſchen Feſtungen zur 
Ausführung. 

Die zweite Allerhöchſte Kabinets -Ordre von dem genannten Tage ordnete 
die Ausdehnung der Marjchbereitichaft in der naͤmlichen Weiſe, wie fie unterm 
20, April v. 3. nur für 3 Armee-Korps befohlen war, auch für die übri» 
gen 6 Korps der Armee an, 

Ferner erfolgte 

am 17. Mai v. I. 
die dritte Allerhöchfte Kabinets-Ordre in derjelben Richtung, nad welcher zur 
Erleichterung der Kormation der Trains im Falle einer Mobilmadung bie 
Train-Bataillone eine Verftärfung an Offizieren, Manuſchaften und Pfer- 
ben erhielten, und aud für die PontonsKolonne ein Trainftamm gebildet 
wurde. 

Endlich wurde mittelſt Allerhöchſter Ordre 

vom 27. Maiv. J. 
die Beſchleunigung und provijorijche Vollendung der Befeitigungs- Arbeiten von 
Königsberg befoblen, um Angefichts der beſtehenden politiſchen Berwidelungen 
die Vertheidigungsfähigkeit dieſer Feſtung zu erhöhen. 

Mittlerweile war der Ausbruch des Krieges zwiſchen Defterreih einerfeits 
und Sardinien und Frankreich andererjeits wirklich erfolgt, die Oeſterreicher 
hatten die weftliche Grenze ihrer Lombardiihen Provinzen überjhritten, Die 
Brangöfiihen Heeresjäulen hatten Genua und Zurin erreiht. Es folgten Die 
Kämpfe am oberen Po und an der Sefin, dann der Nüdzug der Defterreicher 
über den Ticino, die Schlacht bei Magenta, das Vordringen der Franzoſen 
und Sardinier über die Adda und den Oglio hinaus und der Aufftand in 
den mittelitalienijchen Staaten. 

Diejer immer ernfter werbenden Lage gegenüber befahl 

am 14 Juni v. J. 

eine Allerhöchſte Kabinets-Ordre die Mobilmachung des Garde-, 3., 4. 5., 
7. und 8, Armee-Korps einſchließlich ihrer Ponton-Kolonnen, zweier Avant» 
garden⸗Brücken-Equipagen und der beiden Feld-Telegraphie-Abtheilungen. 
Gleichzeitig ward auch für die nicht mobil werdenden Armee: Korps die 
Formation der Erjap-Bataillone, der ErjapsKompagnien bei den Jägern, der 
Beftungs- Artillerie Rompagnien für die erfte Nugmentation und der zur erften 
Beſetzung ter Feitungen nothwendigen Pionier» Detachements befohlen, auch 
bie Errichtung der zur Militair« Defonomie erforberlihen Handwerfsftätten 
angeordnet. 

Eine zweite Kabinetss.Drdre vom nämlihen Tage verfügte die Beſetzung 
ſämmtlicher Zeldjtellen innerhalb der höheren Kommando» Behörden bis incl. 
der Regiments-Rommandos auch bei den nicht mobilen 3 Armee-Kerps. 

Endlich befahl eine Allerhöchfte Kabinets-Ordre 

vom 17, Juni v. 3. 
die Mobilmahung des in den Bezirk des 6. Armeeis Korps Eeitens bes 
5. Armee-Korps abfemmandirten 19. Infanterie-Regiments, um mit demſelben 
den vollen Korps-Berband des Ieptgenannten mobil werdenden Korps zu ger 
winnen. Das 10. Infanterie» Regiment war bereit# durch die Ordre von 
14, Juni mobilifirt werden. 

Als Tag für Eintritt des Feld - Etats für ſämmtliche mebil werdente 
Truppen wurde ber 1. Juli beftimmt. 
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An die Mobilifirung der genannten Korps mußte ih, um der Bebeu- 
tang der geſammten Maßregeln erft ihren vollen Ausdruck zu geben, ala 
nothwendige Konfequenz die Konzentrirung ber Korps anfhließen. Es wur: 
den deshalb in Folge einer Allerhöchſten Kabinets-Ordre 

vom 4 Juli v. J 

die Truppen des 7, und 8. Armee-Korps zur Erreichung von Kantonnementd« 
Quartieren bei Köln, Eoblenz und Trier in Marſch geſetzt Für den Land« 
marſch resp. den Eijenbahn» Transport der Truppen des 3. und 5. Armee: 
Korps nah Frankfurt a. M. einerfeitd und derjenigen des 4. Armec: Korps 
nad Düfjeldorf andererſeits wurden alle Vorbereitungen in großem Mapftabe 
getroffen. Gleichzeitig mußten Magazine, Lazarethe und Bädereien errichtet 
werben, indem die Anhänfung je bedeutender Truppenmaffen ohnweit ber ger 
nannten Städte für den Unterhalt derielben Anforderungen ftellte, welde an 
Ort und Stelle durd die Vorräthe der Einwohner nicht befriedigt werben 
fonnten. 

Es erichien ferner geboten, auch für die eventuell im zweiter Linie bedroh⸗ 
ten Feltungen Erfurt und Magdeburg dur Beichaffung resp. Ergänzung bes 
erforderlihen Holzmateriald zur Berpalliiadirung vorbereitende Sicherheits— 
maßregeln zu treffen. Desgleihen wurde durch Allerhöchſte Kabinets -Ordre 

vom 23, Suniv J. 
die Beichleunigung der Ausführung der Befeftigungs-Anlagen auf dem Strefow 
bei Spandau befoblen, welche zur Verſtärkung dieſer Feſtung erforderlich er- 
ſchienen. 

Gleichzeitig wurden die Munitions-Materialien für eine zweite Reſerve— 
Ghargirung ber Feld-Artillerie, jowie Vorräthe von Salpeter, Blei ꝛc. und 
andere Materialien angefauft, deren Beihaffung in Kriegszeiten ſchwierig und 
außergewöhnlich theuer zu fein pflegt. Es wurde die durch die Allerhöchſten 
Orts befohlene Bewaffnung aud der Landwehr-Bataillone des 1., 2., 5., 6., 
T, und 8. Armee-Korps mit Zündnadel-Gewehren notbwendig gewordene neue 
Kriegs: Chargirung für diefe Truppen gefertigt, ber Betrieb ber Gewehr-Fas 
briten, Behufs Gewinnung einer möglichit reichlihen Reierve-Garnitur von 
Zündnadel-Gewebhren auf das Doppelte erhöhet und die Ausrüftung der ftra- 
tegiſch wichtigften Plätze mit neuen ercentriihen Hohlgeſchoſſen für Wurfge⸗ 
ihüge in Angriff genommen. 

Endlih wurde auch die bereits früher angeordnete Anfertigung von ge— 
zogenen Feldgefhügen mit Rüdficht auf die in Italien zu Tage getretenen 
günftigen Rejultate diefer Geihüge beicdhleunigt und die Beihaffung der dazu 
gehörigen Munition bewerfftelligt; aud; wurde der Belagerungsparf mit einer 
Anzahl gezogener Kanonen und Wurfgeſchütze ichwerften Kaliber verjehen. 

Zugleih mit diefen Mafregeln wurde die Kriegabereitihaft der Marine 
angeordnet und zu biefem Zwecke die Indienftitellung jämmtliher Schiffe und 
Fahrzeuge und demgemäß die Erhöhung der Friedensſtärke bes Matrojen-Korps 
und bes Seebataillons veranlaßt; ferner wurden die Schiffe in den gehörigen 
Stand gejept und das Material fomplettirt; emblich zur ſchnellen Beihaffung 
von Dampf-Kanonenbooten die nöthigen Vorkehrungen getroffen, um bie 
Marine in die Lage zu verfepen, zum Schutze ber Dftjeelüften in erhöhtem 
Maße mitzuwirken, 

Im wejentlihen Zufammenbange mit diefen Maßnahmen im Innern 
ftanden die Schritte, zu welchen ſich zu gleicher Zeit die Regierung nad 


8 


Außen bin veranlaßt fand. Am Bunde beantragte fie die Mobilmachung der 
Kontingente jämmtlicher wiht am Kriege betheiligter Buudes-Staaten und 
deren Aufftelung in Verbindung mit ben dieſſeits mobil gemadten Truppen» 
förpern unter ber Oberleitung Preußens; am Die beiden nicht am Kampfe bes 
tbeiligten Großmädte aber richtete fie gleichzeitig die Einladung, mit ihr zum 
Verſuche einer Europäiſchen Bermittelung in Berlin zu Konferenzen zufammen 
zu treten, 

Während Preußen noch der Rüdäußerung der einen ber von ihm einge» 
ladenen Großmächte entgegeufah, und während die auf mobilen Fuß gejepten 
Preupiihen Truppen ſich bereits auf dem Marſche nah ben von ihnen am 
Main und am Rhein einzunehmenden Stellungen befanden, erfolgte, ald nad 
wiederholten Kämpfen die Defterreichiichen Heere fi eben in die feften Stel- 
lungen von Benetien zurüdgezogen hatten, unerwartet (dem 7. Juli) zwijcdheu 
ben friegführenden Theilen der Abichluß eines fünfwöchentlichen Waffenſtillſtan- 
bes und wenige Tage barauf die Unterzeihnung ber Friedend-Präliminarien. 
Daß mit der raſchen Entwidelung der Greignijje auf dem Kriegsihauplape 
die militairiſchen Maßnahmen gleidien Schritt halten mußten, welde Preußen 
in den Stand jegen follten, für alle Eventualitäten gerüftet dazuftehen, er 
ſcheint durch die einfache Himweifung auf den damaligen Verlauf der Begeben» 
beiten jo jehr begründet, daß die Staats-Regierung auf eine eingehendere Er 
örterung der politischen Berhältniffe verzichten zu können glaubt, 

So raj die Präliminarien zu Stande gelommen waren, fo lange bat 
es gedauert, ehe auf Grundlage derjelben der Abſchluß des Friedens erfolgt 
if. Die dadurch entftehende Unficherheit der Berhältnifje, die Fortdauer ano- 
maler Zuftände in Italien, die weit auseinandergebenden Anfichten ber 
eben noch im Kriege begriffenen Parteien haben Europa in einer Spannung 
erhalten, welche es aud ber Preußiihen Regierung nicht geftattet hat, alle 
Vorſichts⸗Maßregeln in Bezug auf die Kriegäbereitihaft des Heeres aufzuge- 
ben, wenngleich fie von dem erften Augenblide einer veränderten Lage ber 
Dinge au bemüht geweien if, die bis dahin beftandenen Laften möglichft zu 
erleichtern. 

Es ift bereits 

am 13, Suliv. J. 
die Unterbrehung aller Marſchbewegungen der marſchirenden Truppen unb bie 
Siſtirung der Gitenbabn- Transporte angeorbnet, Es folgte 
am 14, Juli 
ber jpegielle Befehl, wonach jämmtlihe Truppen des 3., 4. und 5. Armee 
Korps und die Landwehr-Truppen bes Garde, 7. und 8. Armee⸗Korps in 
ihre Garniſonen resp. Kautonnements zuräd inftrabirt wurden. Nur im 
den Kantonnirungd-Rapond des 7. und 8. ArmeesKorps ſchien es nothwendig, 
die Linien-Truppen der genannten Korps ala Obſervations⸗-Truppen zurüd- 


zubebalten. 
Am 16, Zuli 


fonnten diefen Anordnungen die umfafjendften Beurlaubungen und Entlafjun- 


gen von Manmihaften folgen, und 
am 25. Suli 
die Demobilifirung des Garbes, 3., 4. und 5. Armee-Korps, 
am 28. Juli 
diejenige des 7. und 8. ArmeesKorps ausgeſprochen werben. Als Eintritts- 
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Termin für die Demobilmahung wurde der 1. Auguſt v. J. Allerhöchſten 
Orts feftgeftellt, 

Die Demobilifirung der aufgeführten jechs Armee- Korps und die Beur: 
laubungen und Entlaffungen bei den anderen Theilen der Armee fonnten ins 
deſſen nicht bis zum vollftändigen Webergange auf den Friedend-Etat aus» 
gebehnt werden. inerjeitö forderten die immerhin verwidelt bleibenden po» 
litiſchen Berhältnifje Europa’s Maßregeln, welde eine dauernd erhöhete 
Kriegäbereitihaft der Armee ermöglichten, andererſeits hatte fi von Neuem 
die Nothwendigkeit herausgeftellt, durch worbereitende Anordnungen dahin zu 
wirken, daß bei einer etwa erneut bevorftebenden Mobilmahung die älteren 
Klafien der Landwehr, insbejondere die verheiratheten Mannſchaften, von einer 
fofortigen Einberufung zur Fahne befreit bleiben können. 

In erfterer Beziehung erfhien es nicht rathſam, eine vollftändige Des- 
armirung ber Rhbeinfeftungen und ihre Rüdführung auf den Sriebensftand 
eintreten zu laljen. Es wurben jedoch die begonnenen Armirungs= Arbeiten 
nur injofern noch weiter fortgeführt, als durch deren Liegenlaffen Schaden 
für das fiekaliſche Intereffe und die Bauwerke herbeigeführt worden oder Die 
balboollenbeten Arbeiten dem Berfalle prrisgegeben und jomit die bereits aufs 
gewenbeten Mittel ganz verloren gewejen wären. 

Es ftellte fih ferner in derjelben Richtung als —— heraus, einen 
erhöhten Pferde» Etat beizubehalten, da unter den obwaltenden außerordent⸗ 
lichen politiichen VBerhältniffen und gegenüber der andauernden Steigerung ber 
Pferdepreije darauf Bedacht genommen werden mußte, bie Zahl ber event, 
wieder anzulaufenden Pferde möglichft niedrig zu halten. Im gleicher Weile 
erſchien es für mögliche Eventualitäten geboten, den Nachtheilen eines bei ber 
modernen Fechtart und Bewaffnung vorausfichtlid jehr bedeutenden Verluſtes 
an Offizieren und Unteroffizieren vorzubeugen, durch eine möglichft zahlreiche 
Heranbildung von Kombattanten diejer Kategorien. Es fonnte hierzu fein 
anderes Mittel eingeichlagen werden, ala die Fefthaltung zahlreicherer Kadres, 
bei welden Offiziere und Unteroffiziere des Beurlaubtenjtandes Gelegenheit 
finden können, eine größere Dienfterfahrung und Dienftfiherheit zu gewinnen, 

Um die älteften und verheiratheten Klaffen der Landwehr von der Ber« 
pflichtung, anders, ald im Falle eines wirklih ausgebrochenen Krieges ſich ihren 
häuslichen Berbältniffen zu entzieben, möglichſt zu entlaften, erſchien es ferner 
nothwendig, die Zahl der auszubebenden Rekruten zu erhöhen, und jo in den» 
jelben das Perjonal zu gewinnen, weldes bei einer etwaigen Augmentirung 
ber Truppentheile auf die Kriegsſtärke von der Einberufung der ältejten Alters- 
klaſſen der Landwehren abzuſehen gejtattet. 

Unter dieſer Erwägung iſt eine doppelte Rekruten-Geſtellung für den 
„Auguft und für den Oktober angeordnet, damit zugleich aber die Beibehaltung 
einer größeren Anzahl von ausgebildeten Mannſchaften nothwendig geworden, 
um Kadres von einer jolden Stärfe zu haben, daß bei ihnen überhaupt nod 
die Ausbildung von Refruten möglid blieb, 

Gleichzeitig fordert die oben erwähnte jo überaus wichtige Bewaffnung 
der gejammten mobilen Infanterie mit dem Zündnadelgewehr, daß darauf 
Bedacht genommen wurde, diejenigen Mannſchaften der Yandwehr-Bataillone, 
welche mit diejer Waffe noch nit ausgebildet find, nad und nad) mit dem 
neuen Gewehr vertraut zu machen. 

g 
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Hiernach blieben nun: 

1) bei ber Infanterie die Landwehr: Infanterie» Regimenter zu 3 
Bataillend mit in maximo 450 Mann Stärke beftehen ; bei ihnen 
wurden nad Bebarf Hebungen ber beurlaubten Mannſchaft, ſoweit 
diefelbe noch nicht mit dem Zündnabelgewehr ausgebildet war, 
angeordnet ; 

2) bei ben Jägern wurde der vorläufige Etat um 100 Mann fkäre 
fer als in ber Friedens: Formation feftgehalten ; 

3) bei der Kavallerie verblieben die Linien-Negimenter auf der 
Kriegsftärte und die Erſah-Eskadrons in einem Etat, wie iu jedem 
einzelnen Falle der Beftand au dienftbrauchbaren Pferden geftattete; 

4) bei den Artillerie-Regimentern wurde die 12. Batterie bei- 
behalten, die Beſpannung aller Batterien aufrecht erhalten und 
eine Berftärkung der Kadres aller Rompagnien vorläufig durch⸗ 
geführt; 

5) bei den Pionieren hat eine 3, Kompagnie beftehen bleiben 
mäffen, und es ift bei ſämmtlichen Abtheilungen ber Perſonal⸗ 
Beſtand erhöht belafien; auch murde ein geringer Kadre für die 
PontonsKolonne beibehalten ; 

6) Bei den Train» Bataillonen ift gleichfalls ein erhöhter Ras 
dre von Mannfchaften und Pferden belaffen worden. 

Schließlich konnte auch noch bei diejen sub 1—6. ermähnten Forma- 
tionen eine Rebucirung ermöglicht werden, ohne den oben näher ausgeführten 
Zweden bemmend entgegen zu treten, und ed wurde Demnach mitteljt Aller 
böchfter Orbres vom 14. Rovember und 10. December 1859 befohlen, daß 

1) bei der Infanterie ber bei den Landwehr-Bataillonen noch im 
Dienft behaltene jüngfte Jahrgang Reſerven erft zu einer, ſodann 
zur andern Hälfte zur Entlaffung fommen follte, ſowie daß bie 
Zäger-Bataillone alle über drei Jahr dienenden und mich 
zu dem gelernten Jägern gehörigen Mannfchaften zu entlaffen 
hätten; daß 

2) die Artillerie von 8 beipannten Geſchützen zunächſt auf 6, 
fünftig anf die Friedenszahl von 4 beipannten Geſchühßen per 
Batterie rebuzirt werben folle, mit welchen Maßregeln and eine 
bedeutende Verringerung des Präfenzftandes an Mannſchaften ver- 
bunden ift; daß 

3) die Pionier- Abtheilungen einen Theil ihrer Älteften Mannſchaften 
zu entlaffen, jowie die bei ihnen noch beibehaltenen Meinen Train⸗ 
ftämme aufzulöfen hätten; — daß endlich 

4) die Train» Bataillone ebenfalls um ein Bebentenbes rebuzirt würden. 

Diefe veränderte Formation der Armee, welche theilmeis noch in ber 
Durchflihrung begriffen ift, wird vorausfichtlich für die nächſte Zeit dauernd 

— beibehalten werben müſſen, und laut ber unter A. beigefügten Nachweiſung 
im Sabre 1860 bis dahin, daß die neue Armee-Organifation in's Leben tritt, 
einen KRoften» Aufwand von 473,819 Rihlr. 7 Sgr. 6 Pf. monatlich veran- 
laffen, da einer weiteren Rüdführung auf den frühern Friedens-Rormal-Etat 
gewichtige Bedenlen politifcher und militairifcher Natur entgegenftehen. 

Die Mehrloften der erwähnten Mafregeln für das Jahr 1859 find auf 
Grund des Iahres-Abjchluffes feftgeftellt worden und betragen danach: 
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I. Für die Militair-Derwaltung: 


Atbir. Sar. Pf. Rihlt Sgr. Pf. 
1) Laufende Ausgaben. 13,619,206, 24. 4 
2) Einmalige Ausgaben . . » 15,444,362. 5. 4 
8. nach Ausweis ber unter Lite. B. 
— beigefügten Nachweiſung; 


I. Für die Marine-Verwaltung: 


1) Laufende Ausgaben . . . » — — — 

2) Einmalige Ausgaben . . . 1,504,000. — — 
Die laufenden Mehr: Audyas 
ben haben aus den Mitteln des 
orbentlihen Etats der Marine 
beftritten werben fünnen, da bie 
Erhöhung der Friedeneſtaͤrle des 
Matroſenkorpo und des See— 
bataillons in Folge ber verin- 
derten politiſchen Berhältnifje 
durch eine vorläufige Wieder: 
beurlaubung jhon nad einigen 
Wochen bejeitigt werben fonnte. 
Die einmaligen Aurgaben 
2. find in der Beilage C. nmäber 

el nachgewieſen und begründet; 


II. 3ur Vervollftändigung und 
Verftärkung der Ausrüftung und 
Armirung der Gumdesfeftungen. 


An einmaligen Auszaben 
1,697,861 Fl. 15 Kr., oder 
in Preußiih Gourant . . . 969,920. 21. 6 

Die Netbwendigfeit tiefer in 
der Beilage D. näher nachger 
— wieſenen Verwendungen folgt 
aus den Beſchlüſſen der Deut— 
ihen Bundes » Berfammlung 
über die Kriegsbereitichaft des 
Bundesheeres und das Einrüden 
der Kriegs» Beiagungen in Die 


Bundesfeftungen. 
Eind an laufenden Ausgaben 13,619,206. 4 
an einmaligen Ausgaben 17,918,282. 26. 10 


jufammen 31,537,489. 21. 2 
einſchließlich 3,638,652 Rthlr. 27 Sgr. 9 Pr. 
nch zu leiftender Ausgaben und zwar: 
i 2° 


BET II Du ZU Pe 
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Rthlr. Gar. PM. Rthlr. Ser. Pf. 
Uebertrag 81,537;489. 21. 2 
für die Militair» Vers 
waltung. » . . 2,289,766. 10. 10 
für” die Marines Ber 
waltung. 2 .. 937016. 2. 4 
und für Bundeszwede 411,870. 14. 7 
Davon ift abzurechnen der bisherige Erlös 
für Die wieberverfauften Augmentationspferbe 
Maier a BEBIE 19.8 
Bleiben 28,453,977. 1. 6 
. Was die Beihaffung der Mittel zur Beftreitung der vworbezeichneten 
Ausgaben betrifft, jo ift Die Staats-Regierung durd das Geſetz vom 21. Mai 
1859, betreffend den außerordentlihen Geldbedarf der Militairs und der Mas 
rine Berwaltung (Geſetz- Sammlung Seite 242.), ermächtigt worden, hierzu 
die Beltände des Stantöihages und die verfügbaren Mittel der Generals 
Staatsfaffe zu verwenden, den Mehrbedarf aber durh Aufnahme einer ver« 
zinslihen Anleihe bit zum Betrage von 40 Millionen Thalern zu be 
ſchaffen. 

Aus den Beſtänden des Staatsſchatzes find der General-Staatskaſſe im 
Ganzen 8,098,959 Rthlr. 25 Sgr. 4 Pf. überwiefen werden. Als verfüg« 
bare Mittel der General»-Staatsfafle konnten, nachdem von den Berwaltungs- 
Ueberjhüffen der Sabre 1856 und 1857 1,260,000 Rthlr. durch den mittelft Ges 
ſetzes vom 23. Mai vorigen Jahres (Gejeg- Sammlung Seite 246.) felt- 
geitellten Staatsbaushalts » Etat für das Jahr 1859 zur Beftreitung von 
ertraordinairen Bedürfnifjen jenes Jahres beftimmt und 1,108,749 Rthlr. an bie 
Rendantur des Staatsſchatzes abgeliefert waren, nur der Verwaltungs-Ueber[huß 
des Jahres 1858 im Betragevon 5,475,099Rthlr. — Sgr. 7 Pf. in Betracht kommen, 
inden etwaige Eriparniffe, welche bei den für 1859 zum Etat gebrachten ertra« 
ordinairen Ausgaben durd Zurüdjtelung eines Theiles der betreffenden Unter» 
nebmungen berbeizuführen jein würden, ihrem Betrage nad) erft gegen den 
Schluß des Jahres vollftändig zu überieben waren und nicht jofort zur Dis— 
pofition ftanden, da die Dedungsmittel für jene Ausgaben großentheils erft 
aus den nad und nad eingehenden Staats» Cinnahmen fidy bereit ftellen 
liefen. Als verfügbare Mittel waren daher nur bie Beſtände des Staats: 
chatzes und der Verwaltungs-Ueberſchuß des Jahres 1858 vorhanden, Beide 
Beträge reichten wicht aus, die Koften der Kriegsbereitihaft auf längere Zeit 
zu deden; fie genügten noch weniger für den ſchon bei Erlaß des Geſetzes 
wahrjheinlihen Fall einer baldigen Mobilmahung der Armee. Gegenüber 
der Gefahr, weldye die Kriegsereigniſſe in Italien in ihrem jchnellen VBorfchrei- 
fen auch für Preußen herbeiführen fonnten, lag daher für dic Staats⸗Regie⸗ 
rung die Nothwendigkeit vor, die weiteren Mittel zu beſchaffen, welche bie 
mögliche militairiiche Aktion Preußens erfordern würde, Dies iſt durd die 
Aufnahme einer Staats-Anleihe zum Betrage von 30 Millionen Thalern im 
Wege der Subjfription geſchehen. 

Besor die Staats-Negierung dieſen Weg beichritt, war jie ſich völlig be» 
wußt, daß es in vielen Beziehungen wünſchenswerth jein würde, die Anleihe 
im Auslande aufzunehmen. Die in diejer Beziehung an den wichtigſten 
Pläpen des Auslandes in der zuverläffigften Weije angeftellten Ermittelungen 
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gewährten indeß bie Meberzeugung, daß auf biefem Wege ein entſprechender 
Erfolg nicht zu erreihen war. Ebenjo wenig hätte fih bei ber bamaligen 
politiihen Weltlage, unter beren Drud jelbft die fiherfien und zinsreichften 
Papiere in großen Beträgen nicht zu verwerthen waren, die Negociirung einer 
Anleihe im Inlande durch Begebung in größeren Poften an angejehene Hanbels- 
bäufer zu Stande bringen laffen, Angefichts der Laſten, welde der Staat 
ſchon durch die Kriegsbereitſchaft der Armee zu tragen hatte und für den Fall 
eines -friegeriichen Engagements in erhöhtem Grade in Ausſicht nehmen mußte, 
wurde daher für rathjam erachtet, die in feinem Falle ganz zu vermeidenden 
Opfer einer Anleihe durch Aufnahme der lepteren im Wege einer allgemeinen 
Subjfription auf das möglichft geringfte Map zu beichränfen, zumal bieler 
Meg überdies dem ganzen Lande Gelegenheit gab, jeine Treue und jeine Hin» 
gebung für Thron und Baterland zu bethätigen. Handel und Gewerbe, In« 
buftrie und Landwirthſchaft befanden ſich jebod derzeit in einer gebrüdten 
Lage. Wie groß die patriotiihe Hingebung auch jein mochte, für fi allein 
ihien fie nicht zu genügen, über dieje Schwierigfeiten hinwegzuhelfen. Es 
mußten daher die Subjfriptions» Bedingungen ſo gejtellt werben, daß bie 
Kapitaliften und Geldmächte des Inlandes wie des Auslandes in ihrem eige- 
nen Imterefje es vortheilhaft fanden, fi bei der Anleihe zu betheiligen. 
Demgemäß wurde eine Verzinfung mit 5 pGt. zugefichert, und der Emijfions- 
Cours mit Rüdfiht auf den damaligen Goursftand aller übrigen Papiere 
auf 95 pCt. feftgeftellt. Die Berzinjung der Anleihe ift vom 1. Juli 1859 
ab eingetreten, wogegen bie Einzahlung derjelben 
mit 10 pCt. bei der Zeihnung vom 6. bis 11. Juni 1859, 


„ 30 » in ber Zeit : 1,» 8 &uli » 
PER: - 2 DR Su :« 15. =» 22. Auguft » 
Po 0 Er . . 1. =» 8. Dhbr. » 


zu leiten war. Auf Höhe des Anleihebetrages find fünfprozentige Staate« 
ſchuld-⸗Verſchreibungen in Abſchnitten von 50 Rthlrn., 100 Rtbirn., 200 Rthlrn., 
500 Rthlrn. und 1000 Rtblrn. ausgegeben. 

Die Tilgung der Anleihe erfolgt nah Maßgabe des Allerhöhften Erlaj- 
ſes vom 28. Mai 1859 (Gejep-Sammiung Seite 277.) vom 1. Januar 1863 
ab jährlih mit Einem Prozent des Nominalbetrages berjelben, jowie mit dem 
Betrage der durch die Amertijation erjparten und der präflubirten Zinfen, 
wogegen eine Herabjegung bes Zindfußes vor dem 1. Januar 1870 nicht ftatte 
finden fol. 

So ſehr einerjeits die Natur der Anleihe, namentlih die Rückſicht auf 
die Betheiligung ber weniger bemittelten Einwohnerflajjen bei der Subjfrip- 
tion bedingte, daß die Einzahlung der gezeichneten Beträge nicht jofort, ſon⸗ 
dern nur in verjchiebenen Terminen gefordert werde, jo wünjchenswerth machte 
amdererjeits bie bedenkliche Lage der politijchen Verhältniſſe die möglihft bal» 
dige Realifirung der Anleihe. Aus lepterem Grunde wurbe baber in ben 
Emiffions» Bedingungen nachgelaſſen, daß die gezeichneten Anleihebeträge bei 
Zahlung der erjten Rate fogleih vollitändig, beziehungsweie im Juli» und 
Auguft» Termine die folgende Rate im Boraus berihtigt werden fonnte und 
in diefem Falle eine Zinsvergütung von 4 pCt. für die Vorauszahlung zu- 
gelagt. Von dieſer Befugniß ift nit mur im dem ausgedehnteften Maße 
Gebrauch gemacht, jondern es find jogar ſchon bei der Zeichnung Borauszah- 
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fingen geleiftet morben, obeleich die Verzinſung derſelben erſt mit dem 1. Juli 
eintrat. 

Dieſe Maßregel erſcheint dadurch gerechtfertigt, daß ſchon durch bie Herr 
ſtellung der Kriegsbereitſchaft bedeutende Ausgaben veranlaßt wurden, welche 
ſich in ſeht erheblichem Maße durch die unter dem 14. Juli 1859 angeordnete 
Mobilmachung von 6 Armee⸗Corpe ſteigerten. 

Auf die Anleihe find im Ganzen 31,875,100 Rihlr. gezeichnet worden, 
mithin 1,875,100 Rthlr. mehr, ale der Bedarf erforderte. Um dielen Betrag 
bat baber eine Kürzung ber einzelnen Zeichnungen nad Maßgabe ber Emil 
fions- Bedingungen eintreten müffen. 

Nah dem Emilfions» Gourfe von 95 p&t. hatte die Anleihe der 30 Mils 
lionen Thaler einen Ertrag zu gewähren von 

28,500,000 Rthlr. — Sgt. — Pf. 
Darauf find an Zinsvergütungen für 
Vorauszahlungen, abzüglich des Mehr» 
Ertrages von 58 Rthlrn 21 Sgr. 6 pf. 
aus bem Berlauf von 300 Rthlrn. 
Säuldverjhreibungen für nicht erfüllte 
Zeichnungen, in Anrechnung gekommen 84556 +» 14 «- 1 ⸗ 
In der Wirklichkeit e alſo bie Anleihe 
ergeben . . nn nn 28,415,443 Rthlr. 15 Sgr. 1 Pf. 

Diefe Emm, die aus den Ber 
fländen des Staatsjhages entnommenen 8,098,9559 « 235 » 4“ 
der Verwaltungs-Ueberihuß des Jahres 
1858 mit . . . 5415,09 : — . 15 
ferner ber Reſt aus den Bermaltungs- 

— der — 1856 und 1857 

von . . — 4: 2 - Tor 
— -41,989,507 Nıblr. —— 

bilden die Mittel, welde für die außer 

orbentlichen Bebürfniffe der Militaire 

und der Marine-Berwaltung bieponibel 

gemacht und bereit geftellt find. 

Da nad ber weiter vor aufgeltell» 
ten Berechnung im Ganım . . . 28,453,977 « ll» 6% 
an bergleihen Ausgaben geleiftet worden 
und noch zu leiften find, fo ift von ben 
beſchafften Mitteln ein Betrag ven . 18,535,530 Rtbir. 2 Spar. 1 Mi. 
unverwendet geblieben. 

Aus diefem Beftande werden, wie in den Motiven zn dem Gefep-Ent- 
wurde, betreffend die Feftftellung eines Nachtrages zum Staatshaushalts Etat 
für das Jahr 1860 bereits angedeutet worden, zunädit die Mehrfoften der 
noch fortbeftehenden veränderten Formation der Armee für die erften vier 
Monate diefes Jahres, alfo bis zum 1. Mai, von wo ab bie Umgeftaltuna 
ber Heeres. Organilation in Ausſicht genommen ift, zu decken fein. Diefelben 
beinufen fih nah Ausweis der unter Lit. A. beigefügten Nachweiſung auf 
1,895,277 Rthlr. 

Mit Rückſicht darauf jedoch, daß im verfloffenen Jahre verſchiedene Ans 
jhaffungen ftattgefunden haben, welche es ermöglichen werben, bei einzelnen 
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Titeln des Militair-Etats für das Jahr 1860 Erjparungen eintreten zu laj- 
jen, ift zu boffen, daß mit Hülfe berjelben und eines Zuſchuſſes von 
1,500,000 Rihlr. aus dem vorgedadhten Beftande die Mehrkoſten für bie 
eriten vier Monate diefes Jahres zu deden jein werden, und baber nach Ab» 
rechnung dieſer Summe von dem Bellande ber 13,535,530 Rtblr. 2 Sgr 
1 Pf. ein Betrag von 12,035,530 Ntblr. 2 Sgr. 1 Pf. disponibel wird, 
wovon vorläufig 12,000,000 Rthlr. an den Staatsihap abgeliefert worden 
find. Der Reftbeftand eignet ſich ebenfalls zur Ablieferung an den Staatsihap. 

Zu diejen Disvofitionen ift gemäß dem $. 3. bes Gelepes vom ?1. Mai 
1859 (Gejegp- Sammlung Seite 242.) die geieplihe Ermächtigung erforderlich, 
welche in dem anliegenden Entwurfe beantragt wird. 

In dem $. 3. des legteren ilt der an den Staatsihap abzuliefernde 
Betrag in Zahlen nicht ausgedrüdt, weil derſelbe wegen ber noch zu erwar, 
tenden Erlöje für verfaufte nnd nod zu verfaufende Augmentationd«Pferbe 
jept nicht genau feftzuftellen ift. Die Abfiht geht dahin, den ganzen Reft- 
Beftand der dur das Gejep vom 21. Mai 1859 überwiejenen und bezie— 
bentlih flüſſig gemachten Geldmittel, weldher nach den auf Grund dieſes Ges 
jepes und ber Beftimmung im $. 1. bes anliegenden Gejep-Entwurfs ftatt- 
gefundenen und noch eintretenden Verwendungen bisponibel bleibt, in den 
Staatejhap nieberzulegen. 


Berlin, im Mär, 1860. 
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Nachweifung 


Mehrkoften der veränderten Formation der Armee für die erften vier 
Monate des Jahres 1860 genen den Friedend-Etat pro 1860. 
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Bezeichnung. Betrag. 


Rthlr. Sor.Pf. 


Für die General-Militairkaffe zur Rechnungslegung der GeneralsKriegsfaffe 
Für die Militair-Intendanturen 

Für die Militair-Geiitlichkeit 

Für die Militair-Juftizoerwaltung . 

webälter und Löbnung der Truppen . 

Halbe Kommandozulage für fantonnivende Zruppen . 
An ertraordinairen Gehältern 

Zur Natural-Berpflegung 

Zur Belleidung der Armee x. . 

Für das Servid- ıc. Welen . 

Für das Militairekazarerhweien . 

Zur Berpflegung der Erjag- und Reierve-Mannihaften . 
Zu Reijekoften, Tagegeldern it; 





Mithin monatlich 473,819| 7) 6 
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Nachweiſung 


* Jahre 1859 aus dem ae Kredite der 30 Millionen Thaler zu 
deckenden Ausgaben der Militair-Verwaltung, fowie der darauf in Anrechnung 


zu — Rückeinnahmen. 


Zweck. 


A. Einmalige Ausgaben, 

Perſönliche Mobilmahungs», TORE und rem 
Ausrüftungsgelder i 

Zur Beihaffung der vom Sande. zu liefernden Pferde . 

Beihülfen zum een von — ꝛc. 

Zur Belleidung. . . .. A —— 

Behufs der Feldequipage . — 

Für die Feldartillerie zur Marſchbereiiſchaft. 

Zum Erſatze des Abgangs an Feldartillerie-Material . 

Kür die artilleriſtiſche Armirung der Feſtungen. 

Zu Munitions» Materialien für Geſchüße und Zünd- 
nadel · Gewehre und zur Anfertigung von Munition . 

Zur Beihaffung gezogener Feldgeihüge . > 

Zur Beibaffung gezogener Kanonen und ſchwerer Hau 
bigen für den Belagerungs . Train . j 

Für den Mebrbedarf an Uebungs- Munition . 

Zurausgedehnteren Beſchaffung von Zündnadel⸗ “Genehren 

Zur Ausrüftung der Ponton-Kolonnen . : 

Zum Bau von 2 leichten FelobrüdensTrains . . . 

Zur fortififatoriihen Armirung der Keftungen . . . 

Zur Beichleunigung des Feſtungsbaues von Königsberg 

Zur Beſchleunigung d. re ee a ae 

Zur Desarmirung der Reftunden -. » 2»... 

Zum Feltungs- « Approvifionnement : 

An Lieferungs-Entihädiqungen in Kolge der "vorbereiteten, 
aber nicht zur Ausführung gekommenen Truppen-Kon— 
jentrationen 

Zur Ausjtattung der Feftungen” mit Kriegs» - Rafernens 
Utenſilien 

Zur Ausſtattung der Feſtungen mit Breun⸗ und Er: 
leuchtungs⸗ ıc. Materialien . 

Zur Ausjtattung der — jowie der Medizin: 
und Bandage⸗Kaſten . on 


Summa der einmaligen Ausgaben 


Es find 
ausgegeben. 


Rtblr. Ser. Pf. 


321,659 — 
7,946,553|15) 4 
274,791\20| $ 
628,300 —|— 
114,437| 3) — 
48,044 117] 6 
956113] 5 
76,762,29| 3 


997 ,452]11 
249,342]10] 5 


23,565125 
57,500| | — 
69,387/21| 9 
3,164122) ; 
14,200 — | — 
559,78425 
767,38514|10 
50,000| _ 


392,357,_|_ 


409,548] — | — 
91,000) — |— 
42,000 — 
16,402] 4! ı 


AN 6 RIO 


1 


Es ſtehen noch 


in Reſt. 


Rtblr. 


66,000 _|— 
81,204]12] 6 
14.643116) 7 
68.4371 9 

8 


146,547]18 
550,657119| 7 


76,434] 4| 9 


930,612] 8| 3 
2,600 — — 
7,8001 — 
40,215| 4 7 

232,614115| 2 


4 ‚0001 —ı— 





— = — 


Sar. Pf. 


15,444,362| 5 


IF 





Summa, 


Rthlr. Sgr.Pf. 





321,659 
1,946,553115| 4 
305,791120| 9 
628,300) —|— 
180,437] 3 — 
129,249 


41,000) _ 
392,357) |_ 
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Zweck. ausgegeben. in Reſt. — 
Rthlr. Sar. Pf. Rthlr. Sgr.Pf. Rthlr. Sgr.Pf. 
B. Laufende Ausgaben. 

Für das Kriege-Minifterium zu jählihen Ausgaben . 3,937]23| 7 
Für die General» Kriegskafle und für die KorpssKriegs- | 

faffen zu perfönlihen und fächlichen Ausgaben . . 7209339 
Kür die Militaire-Intendanturen desgleihen . . +» - 38,054 u 
Für die Mititair-Beiftlichkeit desgleihen . . . . . 2.566/25/10 
Kür die Militair» Iuftizoerwaltung besgleiben . »  . 4,058|14 
Zur Beioldung der höheren Truppenbefeblahaber Aa 238,271111ı — 
Kür den Generalftab zu perjönlihen Ausgaben. . - 1.975121 — 
Zur Beſoldung der AdjutanturDOffiziere . » . .» -» 18,593 14) - 
Zur Beioldung der Kommandanten ꝛc. 2... 227114 — 
Gebälter und Löhnung der Truppen . » . 0... | 3,002,706124| 7 
Zu ertraordinairen Gebälten . . i 36,222 13| 5 
Zur NaturaleVerpflegung anſchüeßlich der perföntichen 

Ausgaben für die Feld-Proviantimter . . . 1 7,340,465| 2|- 
Zur Beklleidung ol 0 0 0 000. 1,957,115/18 5 
Zur Feldequipage . - — — 60,600 
Für das Servis ıc. Weien nr ; 189,885.25 10 
Zur Krankenpflege einschließlich der perjönlichen Aus: 

gaben für die Feld-Lazarethe . . 77,041) 711 


Zur Verpflegung der Erjap- und Mı ‚jerve-Mannichaften 488, 293 14 — 
An Reiſe- und Vorſpannkoſten ꝛtc. inel. der perſönlichen 

und fächlichen Ausgaben für die SUB DRIENGE und | 
Erpebitinn . . . . — — 
Für Militair⸗Aerzte. nen 1,651/2 IE 
Zu verschiedenen Ausgaben . » 2 2 2 2 ne. 55,779123 





| 
Zumma der laufenden Ausgaben 13,619,206 24. 4 
| 


Dazu die einmaligen Ausgaben mit 13,154,595,24 


13,619,206 
15,444,362 





] 
Zufammen [26,773 802 18 101 2,289,766 10 


| 





Davon gebt ab: ver Erlös für die wiederverfauften 
Augmentations= Pferde mit . .» 2 2 4413,083,512 19 8 — lu 
| 


Bleiben | 23,690,289,29| 2] 2,289,766/10 ü 25,980,056 101 — 





3,083,512119! 8 





29,063,5658129] 8 
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Nachweilung 


durch die Kriegäbereitihaft der Marine herbeigeführ- 
ten auferordentlihen Koften. 


I. Sefchaffung von Dampf-Kanonenbooten. 


Seit der allgemeinen Einführung der Dampffraft in den Kriegs-Marinen 
und insbefondere feit der ausgedehnten Anwendung ven Dampf Kanonenbooten 
ift es einer feindlichen Flotte unendlich leichter, die Preußiſchen Küften zu bes 
drohen, in die Flußmündungen und Binnengewäller einzudringen oder Lans 
dungen zu bewerfitelligen, als Dies früber der Ball war. Hierdurch fann 
nicht allein dem Handel und der Schifffahrt ein unberedenbarer Schaden zus 
gefügt werden, jondern ed werden auch Diverfionen gegen die Klanfen und 
den Rücken einer operirenden Armee ermöglicht, welche von den nadtbeiligften 
Folgen begleitet fein fünnen, 

Die bisher gebräuchlichen KudersKanonenboote reihen zur VBertbeidigung 
gegen derartige Angriffe nicht aus, da fie zu ſchwerfällig und unbewealich 
find, fie gebören mehr zur örtlihen Vertheidigung und find in Verbindung 
mit Küften-Befeligungen und Strand-Batterien nod gute Dienfte zu leiften 
im Stande. 

DampfsKanonenboote gagegen vervielfültigen ſich gewiſſermaßen vermöge 
ihrer Schnelligkeit und der Möglichkeit, fie auch nah entfernten Punlten bin» 
zubringen; fie fünnen getrennt wirfen, und eben jo ſchnell zur gemeinſchaft⸗ 
lien Tbätigfeit vereinigt werden. 

Wen es ſchon an und für fi angemefjen und nothwendig erſcheint, dem 
Feinde gleiche Waffen entgegen zu jegen, jo bat aud die Gedichte des legten 
Krieges der Engländer und Franzoien gegen die Nufjen den bedeutenden 
Nupen der Dampf-Kanonenboote unzweifelhaft gemadıt. 

Es mußte daber bei den kriegeriſchen Eventualitäten des vergangenen 
Jahres mit Nüdfiht auf die ſehr ausgedehnte Preußiſche Oſtſeeküſte ein Haupts 
augenmerf der Staats-Kegierung fein, eine auf die Küften-Bertheidigung bes 
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rechnete angemefjene Berftärtung der maritimen Streitkräfte eintreten zu 
laffen, was dur die Erbauung von DampfeKanonenbooten geſchehen ift. 

Es werden gebaut 15 kleinere Dampf-Kanonenboote zu 60 Pferdefraft 
mit 2 Geihügen, und 4 größere derartige Fahrzeuge zu 80 Pferdefraft mit 
3 Geſchützen. 

Nah Mafgabe der über den Bau der Meineren Boote abgeſchloſſenen 
Kontrafte werden fi die Koften für die 15 Boote einjhließlih der Aus— 
rüftung und der Artillerie nebft Zubehör auf pptr. . . 792,000 Rihlr. 
belaufen, {io daß jedes Boot ungefähr 52,860 Rthir. 
foften wird, 

Die vier größeren Bocte find veranfhlagr auf . . 265,000 Rebir., 
jo daß jedes derjelben pptr. 66,222 Rthlr. foften wird 
und fib die Gejammtkoften der Dampf» Kanonenboote 
a ee ee ea: LOBEN Altble: 
belaufen. 

Beendet wird der Bau vorausfihtlih im Laufe des Sommers fein, um 
die unnöthig gewordene Eile zu vermeiden. 

Damit die DampfsKanonenboote angemefjen fonjervirt, namentlih auch 
die foftbaren Mafhinen vor jhädlihen Ginflüffen bewahrt werden, müfjen 
diejelben von der Kupferhaut und theilmeis den Planfen entblößt unter 
Schuppen aufbewahrt werden. Der Bau folder Schuppen in einfachfter Weife 
und in Holz ausgeführt, wird einen Aufwand von 45,000 Rthlrn. erfordern, 
und wird die gebotene Vergrößerung des Hafenbalfins der Werft auf dem 
Dänholm, die Wertiefung der Hafeneinfahrt und die Anbringung der Hellinge 
zum Auffchleppen der Fahrzeuge gleichfalls 45,000 Rthlr. Foften, jo daß ein 
Petrag sen 90,000 Rthlrn. den oben beredineten Koften der Kanonenboote 
binzutreten würde, 


U. Sriegsbereitfcyaft der Marine. 


Um die Streitfräfte der Marine für den Ball eines Krieges zu vermeh- 
ren, wurden verjhiedene Mafregeln nothwendig. Zunächſt mußten die vor 
bandenen alten Nuder- Kanonenbocte reparirt und abgedichtet werden, um 
nöthigenfalls in Dienft gejtellt werden zu fünnen, — es mußte der Bau der 
Dampfforvette „Gazelle“ beichleunigt werden, um deren Ablauf vom Stapel 
für den Fall der Armirung der Feſtung Danzig obne Nachtheil eintreten zu 
laffen, — es mußte Die Deendigung des Banes des Dampf» Avifo „Loreley“ 
derartig gefördert werden, um dies Schiff bei einem etwaigen Ausbrud des 
Krieges in Aktivität zu jepen, — ed mußte endlich mit der Beihaffung der 
Ausrüftung ‚der Dampfforvette „Gazelle und des Dampf Avifo „Loreley“ 
welche unter anderen Berhältnifjen bis zum Jahre 1860 aufgeihoben worden 
wäre, jhpleunig vorgegangen werden. 

Die Durhführung: diejer Diafregeln erforderte nach den gefertigten Koften« 
Aufitelungen einen -außerordentlihen Aufwand von pptr. 128,000 Rthlrn. 

Außerdem war es norhwendig, das Artilleries Material, welches bei den 
bis dahin vorhandenen Mitteln nur den Friedenszwecken eutſprechend herge⸗ 
ftellt werden fonnte, für die Kriegezwede zu femplettiren, 

Es mußte daher auf die Beſchaffung der neh nicht vorhandenen zweiten 
Kriegs» Ehargirung für alle Schiffe und Kanonenboote und des Artillerie-In- 


ventard der Schrauben» Korvette „Gazelle“ und des Dampf» Avijo „Loreley” . 
Bedacht genommen werben und mußten in Stelle der bis dahin im Gebrauch 
geweienen alten glatten Gewehre 900 Zündnabelgewehre und 1100 Zündnadel⸗ 
büchſen mit der nöthigen Munition und den Lederzeugftüden aud zur Komplet» 
tirung ber Borräthe Emtermeffer beichafft werben. 

Die derartige Klompettirung bes Artillerie Materials erforderte einen 
Koften-Aufwand von 178,000 Rtbirn. 

Endlih wurde die Belleidungs-Augmentation ber erften Augmentations« 
ſtärle mit Rüdfiht auf die vermehrte Anzahl der Schiffe komplettirt und auch 
die Belleidungs +» Augmentation ber zweiten Augmentatiensftärte bebufs ber 
Bejepung ber Kanonenboote neu beihafft, woburd ein Betrag von 51,000 
Rthlrn. in Aniprud genommen wird, 

Rekapitulirt ergeben fih an Koften: 

a) für vermehrten Ehiffbau . . » » . . 128,000 Riblr. 
b) für ArtillerierDiaterial - 2 » 2... 17800 ⸗ 
c) für die Belleibung . - a | |: DE 
Summa 357.000 Niblr. 
als einmalige durd die Kriegsbereitſchaft der Marine berbeigefübrte Aus« 
gaben. 

Dieſenn.... 37,000 A, 

treten nach ad I. hinzu: 
für den Bau von Dampf-Kanonenbooten . . 1,057,000 Rthlr. 
und für den von Eduppen zur Unterbringung 
befelben . - = = = 2 0. 2 ...9000 » 
Sind zulammen 1,504,000 Jıble. 
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Nachweiſung 


Beiträge Preußens zu den Matrikular-Umlagen, welche im Jahre 1859 
zum Zwede der Ausrüftung und Armirung der Bundes: Feltungen Mainz, 


Luremburg, Landau, Ulm und Raftatt von der Deutichen 
Bundes-Berfammlung audgefchrieben worden find. 





1] Zu der Umlage von 1,255,000 #1. zur Vervollftändigung der Artillerie Ausrüftung 


ber Bundes-Feſtungen und zur Verſtärkuug diefer Autrüftung. beſchleſſen am 
24. März 1859. ($.99. des gebrudten Protofolls der 9. Bundestags-Sipung.) 

Zu der Umlage von 150,000 #1. Behufs Sicherftellung der Dispofitiong » Fonds 
für die Bundes» Feftungen, bejdloffen am 14. April 1859. ($. 185. des ge 
drudten Protofolls der 12. Bundestags-Sigung.) Fe a 

Zu der Umlage von 334,500 Fl. zur Armirung von Raftatt, befchloffen. am 
14, April 1859. ($. 134. deifelben Protofolls.) . 

Zu der Umlage von 275,000 Fl. zur Armirung von — vachleſſen am 
13. Mai 1859. ($. 4. des Separat-Protokolls der 17. Bundestags-Sitzung.) 

Zu der Umlage von 650,000 XI. zur Armirung von Ulm, beſchloſſen am 13. Mai 
1859. (8. 5. des nämliden Protokolls.) — 

Zu der Umlage von 780,000 Fl. zur Armirung von Mainz, Befchloffen am 
13. Mai 1859. ($. 6. veifelben Protokolle.) . 

Zu der Umlage von 1,560,000 Fl. zum Zweck von — für 
die Kriegs⸗Beſatzungen ſämmtlicher ur heichlofien am 13. Mai 
1859. ($. 7. deffelben Protokolle.) . 5 

Zu der Umlage son 810,000 #1. zur Armirung von — beichloſſen am 
8. Juni 1859. ($. 4. des Separat-Protokolls der 20. Bundestags-Sigung.) 

Zu der Umlage von 677,000 #1. zur Bervollftändigung und Berftärfung der 
Artillerie» Ausrüftung der Bundesfeftungen, beſchloſſen am 9. Juni 1859. 
($. 3. des Separat-Protofolld der 21. Bundestags-Sipung.) . 

Zu der Umlage von 500,000 #1. Behufs der Dedung der Koften von — 
Bauten in den Bundesfeftungen, beſchloſſen am 9. Auguft 1859, ($. 272. des 
gebrudten Protokolls der 81. Bunbestags-Sigung.) 






171,277|37 


192,357|57 


178,392]13 


Summa 


oder: —= 969,920 Rthlr. 6Pf. 
Preußiſch 
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Entwurf 


dem Gefege, betreffend die Verwendung des Reft- 
beftandes von den durch das Gefe vom 21. Mai 
1859 (Gefet-Sammlung Seite 242.) zu den außer 
ordentlihen Ausgaben der Militair- und der Marine: 
Verwaltung bewilligten Geldmitteln. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von 
Preußen, Regent, 


verorbnen mit Zuftimmung beiber Häufer des Landtags ber Monardie, was 
folgt: 
$&. 1. 

Der Finanz Minifter wird ermächtigt, dem Kriegd-Minifter die zur Dedung 
der außerorbentlihen Bebürfniffe der Militair- Verwaltung in der Zeit vom 
1. Sanuar bie zum 1, Mai db. 3. erforberlihe Summe bis zum Betrage 
von 1,500,000 Rthlr. zu überweijen. 

$. 2. 

Die dem Kriegs-Minifter zu überweijende Summe ($. 1.) ift aus dem« 
jenigen Beftande zu entnehmen, welcher von den, dem Finanz Dinifter durch 
bas Geſetz vom 21. Mai 1859 (Gejeg-Sammlung Seite 242.) zur Verfügung 
geftellten Gelbmitteln nad Beftreitung der durch vafjelbe Geſetz genehmigten, 
bis zum Schluffe des Jahres 1859 entftandenen auferordentlihen Ausgaben, 
einjhließlih der Beiträge zu den Koften der Ausrüftung der Bundesfeftungen, 
verblieben ift. 

8. 8. 

Der hiernad nicht zur Verwendung gelangende Betrag bes gebuchten 

Beftandes ($. 2.) ift mit Einſchluß ber noch zu erwartenden Rüdeinnahmen 
r 


auf die geleifteten auferorbentlihen Ausgaben an den Staatsihap abzu⸗ 


führen. 
Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben, den 


Beglaubigt: 


Der Tinonz-Minifter. 
». Watow. 


N 155. 


Haus der AUbgeordueten. 
Seſſion 1860. 
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Dritter Bericht 


Kommiſſion für Handel und Gewerbe 


über 


verſchiedene Petitionen. 


A 
Referent: 
Abgeordneter v. Rönne. 





Der Kommiſſion liegen zwei an das hohe Haus gerichtete Petitionen vor: 
1) die des Megierungs- und Mebizinnlratbs Dr. Eitner in Jonrm. II. Nr. 331. 
Oppeln, 
2) die der Apotbeler Helming, Meyerhoff und Genoflen zu Iourn. II. Nr. 798, 
Berlin, 

Beide Petitionen "bitten um Aufhebung der Beftimmungen in den $$. 4. 
und 12. des Gelege vom 17. Mai 1856, wonach ein von dem Handels- 
gewicht abweichendes Medizinalgewicht ferner nicht ftattfinden joll, der Zeit 
punkt, mit welchem dieſe Borichrift in Kraft zu treten hat, aber Königlicher 
Verordnung vorbehalten wird. In beiden Petitionen find die Gründe des 
von den Petenten ausgeſprochenen Wunfches ziemlich ivbereinftimmend emthals 
ten, fie find im Meientlichen folgende: 

„Die einjeitig von Preußen beabfichtigte Einführung des Zollgewichts als 
Medizinalgewicdt würde nicht nur im Inlande, jondern aud im Verlehr mit 
dem Auslande jehr ftörend fein. Bon den Nadhbarftaaten hätten viele bas 
Zollgewicht noch nicht einmal als Handelsgewicht, viel weniger als Mebizinals 
gewicht angenommen. Wenn an die Stelle des bisher übliden Medizinals- 
pfundes und jeiner bekannten Gintheilung in Unze, Dradme, Sfrupel und 
Gran das neue Handelspfund mit jeinen Umtereintheilungen in Loth, Duent» 

1 


D 2 


hen, 'Gent und Korn träte, fo würde Preußen allein ein Mebizinal- 
gewicht haben, welches vollftändig von dem in allen andern Ländern Euro« 
pa’s übliden Apotbefergewichte abweichen würde. Die neue Dradme, näm- 
lid das Quent, betrage nicht die Hälfte ber alten, und der neue Gran, 
nämlich das Korn, nur ungeführ den vierten Theil des alten Granes. Gleich» 
wohl äbnelten fi die Namen der alten und neuen Gewichtätbeile, wodurch 
Irrungen in der Rezeptur zur größten Benachtbeiligung des Kranken zu be— 
fürdten wären. Wenn bei Anfertigung von Rezepten in einer nicht Preußis 
chen Apotbefe, wie es namentlich in Badeorten des Auslandes vorfomme, das 
Quent nad) dem Gewicht der alten Drachme dispenfirt werde, jo fei die Gabe 
mebr ala das Doppelte, was bis zur Vergiftung führen fünne. Bis jept jei 
unfer Medizinal-Gewidt in ganz Deutichland, Rußland, Ecandinavien, Eng- 
land, in den Niederlanden und Amerifa gekannt, alle mebiziniichen Werfe des 
In» und Auslandes bafirten auf dafjelbe. Diejer große Vortheil ber Ueber» 
einftimmung in faft allen civilifirten Ländern würde binwegfallen, jobald 
Preußen jein gegenwärtiges Handels-Gewicht an die Stelle des üblichen Me- 
bizinal-Gewichts jepen wollte, 

Das Zolgewicht ala Medizinal ⸗Gewicht breche in Allem, was ſich auf 
Arzneigaben und die gleihmäßige Bereitung allgemein gebräuchlicher Arzneis 
mittel beziehe, mit der ganzen mediziniichen Literatur, um fo mehr, als die Ger 
wichtätheile des bisherigen Medizinal-Gewichts im Zollgewicht in feiner Weije 
aufgirgen, Solle zum Beilpiel eine Arznei folgender älteren Arzneiformel 
gemäß: 

10 Loth Brechwurzaufguß, aus 5 Gran derjelben, 

1 Gran Bredweinftein, 

2 Gran Bilienfraut-Ertraft, 

1 Loth Süßholz-Syrup 
nad dem neuen Gewicht angefertigt werben, jo ftelle fi diejelbe bei annähern— 
ber Umrechnung wie folgt: 

Bredwurz: 1 Gent 84 Korn, 

Waffer: 8 Loth 7 Duent 7 Gent, 

Brechweinſtein: 34 Korn (wehe, wenn ftatt deffen 34 Gran ge 

nommen würden), 

Biljenfraut-Ertraft: 1 Gent 44 Korn, 

Süfßholz-Syrup: 8 Quent 7 Gent 6 Korn. 

Selbftredend würben Rezepte mit ſolchen Gewichts-Eintheilungen nicht 
geihrieben, Würden dergleihen Bruhrehnungen dem Apotheker vorgelegt, 
oder von ihm dergleihen Umrehnungen verlangt, jo möchte es um cine ger 
naue Dispenfirung geihehen fein. Dem Preußiſchen Arzte und Apotheler 
würde nichts übrig bleiben, ala eine mehr oder weniger tiefgreifende Abän« 
derung ber Gewichtstheile vorzunehmen, welche den nichtpreußiichen Apotheferrn 
unverftändlid jein würde, wenn fie ſich nicht zu einer noch unbequemeren Um» 
rehnung, nad) tem anderweitig beſtehenden Medicinalgewichte, berbeiliehen. 
Die Laft diejer jchwierigen Umrechnung nah volumindjen Tabellen würde 
wahrſcheinlich den Apothefern zufallen, weil nicht anzunehmen jei, daß bie 
Aerzte bei ihren Vorſchriften und Recepten fi von der Gewohnheit des üb- 
lichen Medieinalgewichts alsbald trennen würden, namentlich die älteren Aerzte 
würden gewiß Die Umrechnung dem Apotbefer überlafjen. Welche Irrungen 
dabei ſelbſt den geübteren Receptarien im Drange des Geſchäftes begegnen, 
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welche Gefahren für die Patienten daraus erwachfen fönnten, werde jeder leicht 
einjehen, der mit ber Gigenthümlichfeit des Geſchäfts vertraut ſei, und bie 
beiden total verichiedenen* Gewichtsſyſteme vergleiche, Die nur durch Sehr ver 
widelte Rechnungen zu einander in Beziehung gejept werden lönnten. 

Die ganze Umgeftaltung des jegigen Medizinalgewichts biete auch nur 
einen eingebildeten Vortheil, den einer äußeren Uniformitit mit dem Gewicht, 
welches fonft im Waarenverkehr gelte. Dieſer Vortbeil jei aber nur ein ein» 
gebildeteter, denn bei ter Beionderheit des Apothekergeſchäfts babe bderjelbe 
für dieſes gar feinen reellen Werth, wenigftens wären durch dieje Äußere 
Uniformität die oben bezeichneten großen Nachtheile ganz gewiß nicht aufs 
gewogen. , 

Die Kommiſſion bat alle dieje Gründe in die reiflichfte Erwägung ger 
zogen, auch einen der Berliner Petenten, den Apothefer Meverboff und außer 
dem ald Sadyverftändigen den Abgeordneten für Aachen, Dr. med. Hahn, bei 
ihren Berathungen zugezogen. 

Die Motive, welche bei Vorlegung des Geſetz-Entwurfs, betreffeud die 
Einführung eines allgemeinen Landesgewichts im Sahre 1855 für die Regie— 
rung leitend gewejen find und diejelbe beftimmt haben, im $. 4. des Gejepes 
zwar das Zollgewicht aud als Medizinalgewicht vorzuſchreiben, den Zeitpunft 
der Einführung der Vorſchrift des $. d. im $. 12. aber Königlicher Vers 
erdnung verzubehalten, find in der ber Vorlage beigefügten Denfichrift Seite 15. 
zu $. 4. wörtlid wie folgt angegeben: 

Neben dem Handeld» Gewichte beſtehen in allen Deutſchen 
Staaten, jelbjt in denjenigen, welche neuerdings eine Negulirung 
ihres Maß- und Gewidhts-Spftems vorgenommen haben, noch 
beſondere Medizinals Gewichte, die in Hinfiht der Eintbeilung 
zwar übereinftimmen, in Hinficht der Größe aber mehr oder wer 
niger von einander abweichen. Meiftentheils bildet das alte Nürn« 
berger Mebizinal-Gewicht, deſſen Pfund in 12 Unzen, zu 8 Drad» 
men, zu 3 Scrupel, zu 20 Gran getbeilt wird, die Grundlage 
der gangbaren Avothefer: Gewichte des nörbliden Europa's. Als 
lein nicht überall hat das Medizinal- Pfund jeine uriprünglide 
Größe = 357,8538 Grammes unverändert beibehalten, jendern 
diejelbe den übrigen Gewichts-Syftemen anbequemen müfjen, In 
Preußen und den angrenzenden Staaten des nördlihen Deuiſch— 
lands bat es dem Feinften Werth, nimlih + des Preufiichen 
Handels⸗⸗Pfundes — 350,7833 Grammes; im jüdliden Deutich- 
land ſchwankt jeine Größe von 357,6476 Grammes (Württens 
berg), bis 360 Grammes (Bayern), im welchem legteren Lande 
das Medizinale Pfund des dortigen Handels-Pfundes betrig* 
wogegen es in Defterreicdh den größten Werth = 420,0089 Gram- 
mes befigt. Auch ift das Medizinal-Gewicht in feiner Anwendung 
ala ſolches verſchiedentlich beſchränkt werden, wie es denn u. A. in 
Naſſau, wo jeit dem 1. Dftober 1852 cin neues Maße umd 
Gewichts-Syſtem in Kraft getreten iſt, ebenjo wie in der Schweiz 
nur zur Ausführung der ärztlichen Rezepte gebraucht werten darf, 
während die Apotbefer fich zu ibren übrigen Wägungen des lan» 
besüblihen Handels-Gewichts zu bedienen haben, 

Die Anwendung eines bejondern Gewichts-Syſtems zum Ver: 
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orbnen und Dispenfiren von Arzneien rührt aus ber Zeit ber, im 
welcher ſich Die Arznei-Wiſſenſchaft als eine bejowdere und geheim ⸗ 
nißoofle von dem Volke abgeihlofjen hatte. Als nah und nad 
medizinische Kenntniffe allgemeinere Verbreitung fanden, und jelbit 
bie Werzte bierzu beitrugen, indem fie ihren Pflegebefohlenen Haus- 
mittel verorbneten, statt ihnen jchriftlihe Verordnungen zur An— 
fertigung von Arzneien in den Apotbefen zu geben, würde der Ge- 
braud eines beionderen Gewichts» Spflems zum Abwägen der 
Medifamente viele Unannehmlichleiten und Verwechſelungen mit 
dem bürgerlihen Gewichte herbeigeführt haben, wenn nidt das 
Apotbefer- Gewicht fi jenem Gewichte in jeiner Theilung an- 
geſchloſſen hätte. Soll nun aber jegt ein neues bürgerlides Ge» 
wicht eingeführt und das Apotheker» Gewicht daneben beibehalten 
werden, jo würden hieraus für den Geichäftsverfebr in Den Apo⸗ 
thefen nicht nur erheblihe Schwierigkeiten entftehen, ſondern es 
würbe badurd auch häufig Beranlaifung zu Irrthiimern und Ver: 
wecjlelungen gegeben werben. Der jogemannte Handverkauf ift 
in den Apotbefen von der Nezeptur nicht zu trennen und bildet 
einen integrirenden Theil des Apothekergeſchäfts. Das Publikum 
ift daran gewöhnt, Arzneimittel nah dem bürgerlidhen Gewicht 
zu faufen, die Apotheker müſſen daber jebeufalld aud das neue 
bürgerlihe Gewicht führen. Es iſt ihmen nicht zuzumuthen, ein 
bejonderes Perjonal für dem Handverkauf zu balten; dieſelben 
Waagen müſſen für den Handverfauf und für die Rezeptur die— 
nen, und im lebendigen gewerblichen Verkehr würde es nicht mög- 
lich jein, die Gewichtsſtücke für diefe beiden Brandyen des 
Apotbefer » Geihäfts abgejondert aufzubewahren. Selbftredend 
würden bierbei Verwechſelungen ber Gewichte faum zu vermeis 
den jein, 

Für den Arzt wird es allerdings einige Schwierigkeiten ha- 
ben, bei der Dofirung der Medifamente ſich in das neue bürger- 
lihe Gewicht bineinzufinden, wenn Dies auch als Medizinal-Ge— 
wicht dienen joll, Allein dieſe Schwierigkeit iſt micht jo erheblich, 
wie fie auf den erften Anblick erjcheinen mag. Das Geſetz zwingt 
den Arzt nicht, das neue bürgerlihe Gewicht bei feinen Arznei« 
Berorbnungen anzuwenden; wenn er es vorzieht, kann er biejelben 
nad wie vor nad dem bisherigen Medizinal-Gewicht formuliren. 
Die Apotheker fünnen unbedenklich verpflichtet werden, ſolche Arz- 
neisBerordnungen anzunehmen und der Vorſchrift entiprechend zu 
bereiten. Bei Anwendung vergleichender Tabellen beider Gewichts» 
Syſteme bat dies feine Schwierigkeit. Mit der Zeit wird fi 
dann die Kenntniß bes neuen Gewichts ebenjo gewiß Bahn brechen, 
al& es wiederholt in der Medizin mit der Kenntniß der neuen 
Fezeihnungen der Arzneimittel der Fall geweſen ift. 

Es fommt ferner nod zu erwägen, daß aud für bie Berech— 
nung der Arzneimittel bedeutende Schwierigkeiten erwachſen wür« 
ben, wenn neben dem neuen bürgerlichen das alte Mebizinal- 
Gewicht beibehalten werden ſollte. Die Arznei⸗-Taxe müßte in 
dieſem Falle, wie biöber, nad dem alten Medizinal ⸗-Gewichte ber 
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rechnet werden, während das Publikum bie Arzneimittel im Hand» 
verfauf nach dem neuen Gewichte begehren wirrde. Uebervorthei⸗ 
lungen hierbei würden leicht auf das Nebeneinandergeben zmeier 
Gewichts-Spfteme geſchoben werden fünnen. 

Ans diefen Gründen tft Die wiſſenſchaftliche Deputation für 
das Medizinalweſen ber Anſicht, daß ber Einführung eines neuen 
bürgerliben Gewichtes daſſelbe auch auf die Dispenlation und 
ben Verkauf der Arzneimittel Anwendung finden und Das befte 
bende Medizinal-Gewicht bejeitigt werden müſſe. In Frankreich 
ift in gleicher Weile bei Einführung des Dezimal⸗Gewichts-Syfſtems 
verfahren, ohne das dadurch erhebliche Schwierigfeiten im medi— 
ziniſch-pharmazeutiſchen Verkehre entftanden find. Es werben ba» 
ber auch bei der Durchführung des Preußischen Dezimal-Gemwichte- 
Spitems beiondere Schwierigkeiten nicht zu befürchten fein. 

Immerbin aber erfordert die Einführung eines neuen Mebdi- 
zinal-Gewichts jeher umfafiende und zeitranbende Vorbereitungen. 
Der Preußiihen Pharmakopöe, jowie der ArzneisTare liegt das 
bisherige Gewicht zum Grunde; beide müllen daher umgearbeitet 
werden. Wenngleich es in der Abſicht liegt, biermit unverweilt 
vorzugehen, Damit Das neue Gewicht möglichit gleichzeitig mit ber 
Einführung im gemeinen Berfehre an die Stelle des bisherigen 
Medizinal-Gewichts treten könne, jo läßt ſich doch nicht mit völk- 
ger Gewißheit überjeben, ch dieſes Ziel innerbalb des im $. 19. 
des Entwurfs feſtgeſetzten allgemeinen Einfährungs» Termines zu 
erreichen fein werde. Aus dieſen Gründen ift im F. 4 bes Ent- 
wurfes das bieberige Medizinal- Gewicht zwar bejeitigt, im $. 12. 
aber die Feſtſetzung des Zeitpunftes, mit welchem dieſe Vorſchrift 
in Kraft treten fol, bejonderer Verordnung vorbehalten. 

Das Haus der Abgeordneten bat derzeit die 88. 4. und 12, ohne jeg- 
fihe Diskuſſion angenommen (Stenograpbiiche Berichte über die 40. Sipung 
vem 13. März 1856, Seite 698. und 704.), nachdem die vereinigten Kom 
mifftonen für Handel und Gewerbe und für Finanzen und Zölle demſelben 
in ihrem Bericht vom 25. Februar 1856 aus den in der Denfichrift der Re- 
gierung angeführten Gründen die unverinderte Annahme der Regierungs- Ber: 
Inge empfohlen batte. 

Bei ber gegenwärtigen Beratbung gab der Abgeorbnete Dr. Habn aus 
Aachen fein jachverändiges Gutachten dahin ab: 

„Die vorliegende Frage ift eine ſolche, welche nicht allein für das engere 
Baterland, auch nicht bloß für die Deutichen Zollvereind-Stanten, fondern für 
das geiammte Europa vom allergrößten Interefje ift. Wer jollte in der That 
nicht willen, daß die Mezepte aller Aerzte von einigem Rufe im Portefeuille 
der Reiſenden nicht allein von einem Orte in den andern, jonbern aud mit 
der Empfehlung derjenigen, die da glauben, ſich dabei gut befunden zu haben, 
von einem ande in das andere gebracht werden. Wenn es ſich alio darum 
handelt, an die Stelle des üblihen Medizinal-Gewichtes ein anderes, weſent⸗ 
ih davon abweidendes Gewicht zu ſetzen, jo ift bier nicht lediglich das Han» 
dels⸗Intereſſe maßgebend, ſondern auch das Intereſſe der Leidenden in ben 
verichiedenften Ländern. Diele Betrahtung bat im früberen Zeiten zur Ans 
nabme eines, von dem bürgerlichen abweichenden, beionderen Mebizinal-Ge- 


mwichtes geführt, welches in allen Ländern Europa’s mit geringen Modifikatio— 
nen Gültigkeit erhalten bat und erft in neuelter Zeit in Franfreid und eini« 
gen angrenzenden Ländern durch Einführung des Dezimal-Gewichtes geindert 
worden ift. Allein jelbit in Frankreich beſteht auch heute noch das alte 
Nürnberger Medizinal-Gewiht als Norm zur Anfertigung jolder Rezepte, 
welche nicht nah Grammen, jondern nad Unzen uud Drachmen geſchrieben 
find. Die Einführung des Zollgewichtes für die Rezeptur, welde jhon im 
Inlande bedenflihe Verwechſelungen, überhaupt eine unabjehbare Verwirrung 
befürdten läßt, würde daher im Auslande wegen ber Gleichheit der Gewichts- 
namen mit denjenigen des alten Medizinal-Gewichtes unter großer Verſchieden- 
beit der Schwere unfehlbar großes Unheil jtiften, wahrſcheinlich ſogar Vergif— 
tungen veranlaſſen. Im dieſer Beziehung ift die vorliegende Frage nicht allein 
eine Frage ber Zwedmäßigfeit, jondern auch eine Gewiljensfrage. 

Die Einführung des Grammen-Gewichtes hat freilih in Frankreich feine 
fo großen Schwierigfeiten gefunden; die Zeit bat den Gebrauch defjelben aud 
bei dem Rezeptenſchreiben janftionirt., Mit jener Einführung war aber aud) 
nicht die mindeite Gefahr für die Kranken verbunden, weil die Nomenklatur 
des neuen Gewichtes nicht bie entferntefte Aehnlichfeit mit derjenigen bes alten 
Gewichtes hit. Wird dem Apotbefer in irgend einem Lande ein Rezept vor« 
gelegt, worauf die Dojen nah Grammen angegeben find, jo weiß er jofort, 
daß er das Frangöfiihe Dezimal»Gewicht brauden oder die angegebenen Doſen 
auf Das Mebizinal-Gewicht reduziren mu. Gin Jrrthum ift kaum denfbar 
dabei. Sollte es alſo dahin fenımen, daß das alte Medizinal:Gewidt in 
Preußen verworfen und ein neues eingeführt werde, fo würde es ſich gewiß 
am meiften empfehlen, das Franzöſiſche Dezimal-Gewidht nebft ber betreffen» 
ben Nomenklatur zu aboptiren. 

Die Wiſſenſchaft würde dabei gewinnen, die Praris nicht weſentlich 
verlieren, 

Was den Handverfauf von Arzneiwaaren betrifft, der ein integrirender, 
wenn auch nur ein untergeordneter, Theil des Apotbefer-Gewerbes ift, jo iſt 
zu bemerken, daß die Art des Gewichtes höchſt jelten dabei in Betracht kömmt, 
indem die Käufer höchſt jelten ein Gewicht angeben, vielmehr dem Apotbefer 
überlafjen, in Gemäßheit des angebotenen Preijes die Quantität zu beftinnmen. 
Nah gegenwärtigem Gebraud bedient ſich der Apotheker dabei, wenn er ein 
Gewicht anwendet, nicht des bürgerlihen, ſondern des Medizinal-Gewichtes. 
Da die Arzneiftoffe, welde ſich zum Handoerkaufe eignen, an ſich unſchädlicher 
Natur find, jo verſchlägt ed auch in der That wenig, ob das eine oder das 
andere Gewicht dabei in Anwendung kommt.“ 

Der Apotheker Meyerhoff ſchloß fih im Wejentlihen der Auslaſſung 
des Abgeordneten Dr. Hahn an und fügte noch hinzu: 

„Bon allen Seiten wird wenigftens das zugegeben, daß in der Weber: 
gangsperiode Nadıtheile und Gefahren von der Einführung des Zollgewichts 
als Mebizinal-Gewicdht zu bejorgen find, Niemand fann aber die Dauer der 
Zeit und die Größe des zugegebenen Unzlüds angeben, und es ift die Pflicht 
eines Jeden, aud ein einziges Menichenleben vor Gefahr zu ſchühen. Abge— 
jehen von der Schwierigfeit, welde es für die neh lebenden Aerzte, die ſich 
nach eigener oder anderer Erfahrung ihre Formeln gemacht, haben wird, ihre 
Rezepte in Zollgewicht zu verjhreiben, jo fann doch auch dem Publifum nicht 
verweigert werben, Nezepte längft verjtorbener Aerzte noch heute in Ehren zu 
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halten und fie auch ferner in den Apotheken anfertigen zu laffen, was nur 
dein möglich ift, wenn ſich die Apotheker bei Anfertigung diejer alten Rezepte 
bed damals gemeinten Gewichtes bedienen. Das Umfepen dieſes Gewichts in 
Zollgewicht nad Neduftiond- Tabellen iſt aber in vielen Fällen nicht genügend. 
Ein Gran bes Medizinal- Gewichts z. B. ift gleich 3,0 Korn des Zollge- 
wichts. Diefe a, Bruchtheile des Zollgemichts find aber in Wirklichkeit 
nicht vorhanden und es kann bei ftarfwirfenden Sachen nit gleichgültig fein. 
wenn ftatt „Ar; das neue Gewicht von 14 Korn Subftituirt werden muß, 
Es leuchtet ein, daß der Apotheker ih für ſolche fi eft wiederholende Fälle 
noch der alten Gewichte würde, bedienen müſſen, wodurd er in Konflikt mit 
dem Gele käme, welches das Halten dieſer bejonderen Gewichte bei Strafe 
der Konfisfation derjelben und außerdem bei Geldftrafe verbietet. 

Vielfach wird jept ſchen zugegeben, daß es praftifcher geweſen wäre, ftatt 
bes Zollgewichts das franzöfiide Grammen-Gewiht als Medizinal-Gewict 
einzuführen, es ift daher wünjdhenswertb, daß nicht jetzt das Zollgewidht als 
Medizinal-Gewict eingeführt wird, welches vielleicht ſchon nach wenigen Jah— 
ren dem Grammen⸗Gewicht wieder wirb weichen müffen, und es ift ferner 
wünſchenswerth, eine gewiſſe Garantie dafür zu haben, daß die Regierung 
jept noch nicht das Zollgewidht als Medizinal-Gewicht einführt,‘ 

Der Regierungs-Kommilfarius erflärte, die Petitionen jeien der Regie— 
rung nicht unbefannt, dieſe und ähnlid;e Beſchwerden lägen der Regierung 
feit längerer Zeit vor. Wenngleih die Negierung die Bedenken nicht alle 
theilen fönne, jo hätten doch einzelne berjelben ihre wichtige Begründung; die 
Regierung unterziehe die Sache fortwährend einer jorgfältigen Prüfung und 
fie habe keineswegs die Abficht, von der ihr im $. 12. des Gejeges vom 17. Mas 
1856 eingeräumten Befugniß der Beſtimmung des Zeitpunfts der Einführung 
der Vorſchrift des F. 4. des Gefepes durch Königliche Verordnung ſchon jept 
Gebraudy zu machen; es jei auch jehr möglih, daß felbft, wenn die Negies 
rung an ber Einführung des Zollgewichts als Medizinal-«Gewicht fefthielte, 
fie doch dabei gewiſſe Mobdififationen eintreten laffen, 3. B. eine Decimals 
Untereintheilung, analog tem Münzgewicht, vorfchlagen würde, was dann 
jelbftverftändlich nicht durch Königlihe Verordnung, fondern nur dur ein 
Gejeg geſchehen fünne; er beantrage daher die einfache Tages-Ordnung. 

Der Referent iprady jeine Anfiht dahin aus: 

„Aus der Denkfhrift der Regierung gebt hervor, daß nicht fowohl ein 
unmittelbares praftiiches Bebürfniß, als vielmehr der Wunſch einer Uniformi« 
tit des Gewidt-Spftens im ganzen Lande zur Gleihftellung des Mebizinal- 
Gewichts mit dem Landesgewicht geführt hat. Wenn man auch zugeben will, 
daß die von den Petenten befürdhteten Nachtheile von der Aenderung des bes 
ftehenden Medizinal-Gewichts nicht in dem Grade eintreten werben, als fie es 
befürdten, jo ift doch die Beſorgniß, daß bdergleihen Nachtheile entftehen 
fünnen und werben, keineswegs wegzuleugnen, und nur wenn bie Abänderung 
des beftehenden Medizinal» Gewichts große Vortheile in Ausficht ftellte, oder 
wenn die Beibehaltung beffelben neben dem Handels-Gewicht große Nachtheile 
bejorgen ließe, würde es gerathen fein, ungeachtet der von den Petenten be 
ſorgten Nachtheile, ein beſonderes Mebizinal-Gemicht neben dem Handels-Ge- 
wicht nicht länger beftehen zu laſſen. 

Weder das eine noch das andere ift aber der Fall. Der in Ausficht 
ftehende Vortbeil ift fein anderer, als der der Uniformität — ein Vorteil, 
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ber, fo hoch er auch im Allgemeinen anzufhlagen jein mag, dod im vorlies 
genden Falle nur jehr gering anzujchlagen ift, da bie Uniformität nur in 
Preußen allein ftattfinden, man fi aber dadurch von allen übrigen Ländern 
erft recht abichließen würde, weil, wie die Petenten jehr richtig ausführen, das 
Nürnberger Medizinal-Gewidht in der ganzen Welt bekannt ift, Preußen aber 
mit feinem neuen Mebizinal- Gewicht ganz ilolirt dafteben würde. Deshalb 
bat audı, wie die Berliner Apothefer in ihrer Petition jagen, der norbdeutjche 
Apotheker-Verein in einem an den Minifter für die geiftlichen, Unterrichts- 
und Medizinal-Angelegenheiten gerichteten Geſuche die Beibehaltung des beftehen- 
den Medizinal-Gewidhts dringend beantragt. Für das Publikum liegt das Be 
dürfuiß einer Aenderung (wenigftens einer ſolchen, wie fie beabfichtigt wird) nicht 
vor, das Publifum würde, daven feinerlei Bortbeil, wohl aber ſolche Nach- 
theile, wie Die Petenten fie jhildern, zu bejorgen haben. Der Großhandel — 
und in befjen Interefje hauptſächlich hat das Gejeg vom 17. Mai 1856 das 
Zollgewicht für das Landesgewicht erflärt — ift dabei gar nicht intereifirt, 
und ebenjo wenig der Droguift, denn derjelbe fauft und verfauft nad dem 
Handelsgewicht und kümmert fid nicht um Die Neceptur; es kann ibn alſo 
nicht interejfiren, nah welchem Gewichtsſyſtem der Apotheker fein Mebizinals 
geihäft bejorgt. Der Nadıtbeil, den die Negierung Inhalts der Denkichrift 
derzeit bei Vorlage des Entmurfs des Gejepes som 17. Mai 1856 von dem 
Nebeneinanderbeteben des bisherigen Medizinal«Gewichts neben dem Landes» 
(Zoll:) Gewicht wegen des neben der Neceptur in den Apotbefen beſtehenden 
Handverfaufs befürchtete, ift tbeild von feiner Erbeblichkeit, weil das Pu- 
blifum in den wenigiten Fällen nad Gewicht Fauft, jondern das Quantum 
bes gewünſchten Artifels durch Bezugnahme auf irgend ein Maß, eine muitge» 
brachte Flaſche oder dergleidhen, und in den meiften Fällen durch Angabe bes 
anzulegenden Geldbetrages bezeichnet, und die Beltimmung des ibm felbft 
meift unbefannten Gewichts dem Apothefer überläßt, tbeils und hauptſächlich 
aber auch deshalb nicht, weil der Handverfauf den Apothefern überhaupt nur 
für jolde Artikel geftattet ift, bei deren Gebrauch ein Heiner Gewichtsunter- 
ihieb von feinen erheblichen Folgen jein kann. 

Endlich aber bat es auch gar fein Bedenken, das bisherige Medizinal 
Gewicht beim Handverkauf fortbeſtehen zu laffen, mie dies bereits durch das 
Minifterial-Reikript vom 17. Mai 1858 geftattet ift. 

Ueberhaupt können die bei Vorlage des Gelepes von der Negierung von 
dem Nebeneinanderbefteben eines Landes-Gewichts neben einem befonderen 
Medizinal-Bewicht beiorgten Nachtheile doch wohl je groß nicht jein, denn 
beide Syſteme befteben jeit beinahe vier Iabren neben einander, indem bis 
jet die Regierung von der ihr im $. 12, des Gejepes vom 17. Mai 1856 
gewährten Befugniß, der Einführung des Landes» Gewichtes ald Medizinals 
Bewicht, feinen Gebraud gemacht bat, und von daraus entitandenen Nach— 
ibeilen ift bis jept nichts befannt geworden, wohl aber erheben fi von jehr 
vielen Seiten Stimmen gegen die Aufhebung des Medizinal-Gewicts, 

Wünjhensweril wäre es jedenfalls, dab die Negierung nicht ohne Rück— 
ſprache mit den übrigen Deutſchen Staaten in der, Sache verginge, damit we» 
nigftens in den Deutihen Bundesſtaaten eine Gleihförmigfeit erzielt würde, 
wenn eine folde überhaupt für wünjdhenswerth und nothwendig gehalten wer— 
den jollte. Der Regierungd» und Medizinal» Kat Dr. Eitner beantragt 
event, die Annahme des Badenſchen Medizinal-Gewichts, welches bereits eine 
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größere Derbreitung gewonnen habe. Das Zollpfund verbafte fih zu demſel⸗ 
ben wie 500 Grammen zu 375 mit dem großen Bortheil, Daß ohne weient- 
lihe Differenz das Medizinalpfund, wie biäher, 3 des Givilpfundes betrage 
und im Mebizinalpfunde die einfache Einteilung in 12 Umzen u. ſ. w. beis 
behalten jei. Am wünjdenswertbeften ſcheint es jedenfalls zu fein, wenn man 
einmal eine Aenderung eintreten laffen will, daß das Franzöſiſche (Gram- 
men.) Gewicht als Medizinal-Gewicht eingeführt wird, theils wegen feiner Be: 
jiehung zu dem neuen Landes» (Zell-) Gewicht (1 Zollpfund ift gleich + Kilo 
orer 500 Grammen), theild und banptjädlid aber aus dem Grunde, weil 
man fi jept Shen in der ganzen wiffenihaftlihen Welt, z. B. zu allen die: 
miihen Analyjen, zu Berjuhen mit Medifamenten u. |. w. des Grammen» 
Gewichts bedient, wemit daher jeder gebildete Arzt und Apotheker vertraut 
fein muß. Alles dies erfordert aber eingehende Prüfungen und Grörterungen, 
weldhe man der Regierung wird vorbehalten müſſen. Jedenfalls ericheint es, 
wie die Sade gegenwärtig liegt, wünſchenewerth, daß die Negierung nicht 
chne Weiteres von der ihr im $. 12. tes Gejepes vom 17. Mai 1856 ein» 
geräumten Befugniß ter Einführung des Landesgewichts als Medizinal Ger 
wicht durd Königliche Verordnung Gebrauh macht, fondern Dazu erft Die 
Zuftimmung des Landtags nachſjucht, Damit auch der Landtag Gelegenheit bes 
lemmt, den Gegenſtand nohmals einer forgfältigen Prüfung zu unterziehen.‘ 

Aus allen diefen Gründen beantragte der Referent: 

die beiden Petitionen der Staats» Regierung zur Berückſichtigung 
zu überweijen in der Erwartung, daß, wenn dieſelbe bei näherer 
Prüfung die Beibehaltung dir Beſtimmung tes 8. 4. dis Gejepes 
vom 17. Mai 1856 dennch für nothwendig erachten fellte, fie 
von ber ihr im $. 12. 1. c. eingeriumten Befugnig der Einfüh- 
zung des Landes-Gewidis als Medizinal-Gewicht durch Königliche 
Verordnung feinen Gebrauch machen, vielmehr erft Dazu die Zus 
ftinmung des Landtags durd ein beſonderes Geſetz nachſuchen 
werde. 

Hiergegen wurde son mehreren Zeiten eingemandt, daß eine lleberweir 
jung der Petitionen an die Regierung zur Berückſichtigung einer Berurtheilung 
der im $. 4. des Gejepes vom 17. Mai 1856 bereits ausgeſprechenen, wenns 
gleich nech wicht ausgeführten Aufhebung des Medizinal-Gewichts gleich käme. 
Man fei aber noch gar wicht jo ſeſt überzengt von der Zweckmäßigkeit jener 
Auftebung; in Frankreich jei bie Uebertragung des alten Medizinal-Gewichts 
ia das Landesgewicht gelungen und fie werde aud bei und gelingen; jede 
neue Einrichtung habe ihre Unbequemlichfeiten, aber man werde diejelben übers 
winden; das alte Medizinal-Gewicht würbe man fünftig nicht mehr gebrauchen; 
Die Regierung würde, was Die alten Rezepte beträfe, Ihen für zweckmäßige 
Nebuftiond » Tabellen jergen; ter Regierungs-Kommiſſarius babe ja erflärt, 
daß die im den Petitionen geiußerten Bedenken einer jorafältigen Prüfung 
unterligen und daß es gar nicht die Nbjicht Der Regierung ſei, jept ſchon von 
der ihr im $. 12. des Geſetzes vem 17. Mai 1856 eingeräumten Vefuguiß 
Gebraud zu machen, es jei Deshalb auch nicht nöthig im diejer Beziehung der 
Regierung gegenüber irgend cine Erwartung auszuſprechen, und dies um ſo 
weniger, da der Negierungs- Kommiljarius zugleih erflärt babe, daß man 
vielleicht noch zu gewiſſen Medifilarienen des Gejepes vom 17. Mai 1856 
in Betreff des Medizinal⸗Gewichts jchreiten würde, mas dann von jelbjt die 
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nohmalige Vorlage des Gegenftandes an den Landtag nothwendig machen 
würde. 
Die Kommiffion einigte ſich ſchließlich dabin: 
mit Rüdfidt auf die von dem Regierungs-Rommiffarius abgege- 
benen Erflärung dem hohen Haufe den Uebergang zur Tages— 
Ordnung zu empfehlen, 


B. 


Referent: 
Abgeordneter v. Rönne. 
— EEE Eu nn 


Durch Allerhöchſt beftätigtes Statut vom 4. Mai 1856 (Gefet-Sammlung 
1846. Seite 476) wurde eins Aftien-Gejellihaft für den Chaufjeebau von Herzr 
fanıp nad Grengeldanz errichtet. Nah längft erfolgter Ausführung dieſes 
Chauſſeebaues trug der Vorftand der Aftiengefellfhaft in der Petition vom 
28. Februar v. 3. darauf an: 

Das Haus der Abgeorbneten wolle, unter Anerfennung und Bes 
rüdfihtigung des Seitens der Erbauer der Grengeldanzer » Herzr 
fanıper Hauptftraße dem Gemeinwehl gebrachten Opfers, die 
Uebernahme diejer Straße Seitens des Staats beſchließen. 

Ueber dieſe Petition hat die Kommiſſion für Handel und Gewerbe in 
ihrem fiebenten Berichte vom 16. April 1859 unter lit, E. berichtet und 
Uebergang zur Tages Drdnung beantragt; Der Gegenftand ift aber in der 
vorigen Sitzung nicht erledigt worden. In einer Petition vom 1. Februar 
d. 3. erneuert der Vorftand gegenwärtig feinen früheren Antrag. 

Schon im Jahre 1851 offerirte der Vorſtand der Aftien-Gefellichaft der 
Königlichen Regierung in Arnsberg die Uebernahme der Strafe gegen biflige 
Vergütung, allenfalls 50 Prozent des Anlage-Kapitals. — 

Die Königlihe Regierung in Arnsberg wies dieſes Anerbieten von der 
Hand, ebenio das Königlihe Minifterium für Handel, Gewerbe und öffent; 
liche Arbeiten durch Neifript vom 23. Ianuar 1852. 

Die Unterbaltungsfoften der Straße, von mwelder der Staat den Theil, 
welcher von Grävendieck nad Sprodhörel führt, gegen die Selbftfoften über: 
nommen haben jell, betragen, nach Angabe der Petenten, pro 1858 zu Folge 
feftgeiepten Anſchlags 3,008 Ntbir., wogegen die Einfünfte nur 800 Rthlr. 
ausmachen. Das Gelanmt-Aftien-Kapital der Geſellſchaft betrug 75,375 Rthlr. 
Davon follen am nicht eingegangenen Aftien, nach einem ſummariſchen Ans 
ichlage, über 7,000 Rtblr, ausgefallen fein. Mußerdem fell größtentheils in 
Folge von Prozeffen mindeitens die Summe von 10,000 Rthlrn mehr an 
Grundftüden aufgegangen fein, als der Anichlag vorausiepte. 

Es wird für die Geſellſchaft als äußerſt nachtheilig und drückend geſchil— 
dert, daß die Königliche Regierung von dem ihr vorbehaltenen Rechte Gebrauch 
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gemacht hat, die einzige mit der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn fommunizirende 
Strede der Aftienftraße von Grävendied bis Herzkamp gegen die Sclbitkoften 
zu übernehmen, dagegen der Geſellſchaft die minder einträglihe Strede von 
Grävendieck bis Grengeldanz zu belaffen. Hierdurch, Sowie durch den 
Berluft an nicht bezahlten Aktien und zuviel bezahlten Grundftücden, joll die 
Aktien-Geſellſchaft ſchon von der frübeften Zeit ihres Beftehens an empfindlich 
gelitten haben. 

Die Höhe der Summe, welde der Staat gegen die Uebernahme eines 
Theiles der Aktienftraße bezahlt bat, wird nicht angegeben. 

Angeblih ift aber durch das Mißverhältniß zwiſchen Ginnahme und 
Ausgabe, weldes jeit einer Reibe von Jahren beftanden haben joll, das Ges 
ſellſchafts Kapital abjorbirt und die Straße in einen Zuftand gerathen, der, 
wenn nicht anderweit gebolfen werben follte, in Furzer Zeit die gänzlide 
Hemmung bes Verkehrs zur Folge haben würde. 

Am 26. Juli 1858 hat der Vorftand der Aktienftrafe bei der König. 
lien Regierung den Antrag geftellt: 

„die Strafe für den Staat ohne alle Vergütung zu über 
nehmen,’ 
und der Borftand will nad der General»Berfammlung vom 9, Juli 1859 
noch einen ferneren Bericht über den Gezenftand am die Regierung in Arnd» 
berg erftattet haben, deſſen Datum nicht angegeben und der auch nidt ab» 
fhriftlich beigefügt worden ift. 

Nah Angabe des Borftandes ift auf die in dieſen beiden Berichten ge: 
jtellten Anträge noch fein Beſcheid erfolgt. Dielen hätte der Vorftand jeden- 
falls abwarten und ſich eventualiter erft bei dem vorgejegten Minifterium ber 
ihweren müfjen, ehe er ben We; der Petition betrat, die ſchon aus dieſem 
Grunde formell nicht begründet ift und den Antrag rechtfertigt: 

über die Petition zur Tages-Ordnung überzugehen. 

Abgejehen von diefem formellen Mangel ergiebt fih aus der Eingabe des 
Borftandes an die Königliche Regierung in Arnsberg vom 26. Juli 1858, 
daß der Borftand ſich zur Vertretung der Gejelihaft nur bis zum 1. Auguft 
1858 für legitimirt erachtet. 

Sft diefe Behauptung richtig, jo würde der Vorftand am 28. Kebruar 
1859, fowie am 1. Februar d. 3., nicht mehr die Befugniß gehabt haben, 
dem Staate die Straße abzutreten, mithin der Stants-Regierung zur Zeit 
nicht zugemuthet werben können, die Anträge nicht legitimirter Petenten näher 
zu erörtern. 


Ü. 


Referent: 
Abgeordneter v. Rönue. 
— — — — 

Der Puddlermeiſter Leönhard Baum auf dem Niſterthaler Eiſenwerke, Journ. II. Nr. 410. 
bei Hadenburg im Herzogtbum Naljau, bat laut Poſtſchein der Königlichen 
HofePoftamts-Annabme-Ervedition zu Berlin vom 10, Juli 1855 am gedach— 
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ten Tage einen an Bernhard Baum in Leudersdorf bei Düren nbreffir 
ten 147, Loth wiegenden Brief, mit angeblih 400 Rthlru. in Kafjen-Anweis 
fungen beichwert, in Berlin zur Poft gegeben. Bei der Ankunft des Briefes 
am Beitimmungsorte ſollen fi die 400 Rthlr. in demfelben nicht mehr vor- 
gefunden haben, und der Petent glaubt, taß die Siegel verlegt geweſen, weil 
fih am dem bei den Akten der Poft-Behörde befindlicden Convert an emem 
Siegelrefte eine verdächtige Stelle vorfinde. Petent verlingt ven der Poft 
den Erſatz dieſes Geldes, und da ihm dies durch alle Inftanzen, zulest von 
dem Handeld-Minifter in der jeiner Petition beigefügten Verfügung vom 
28. Juni 1856 abgeidlagen ift, fo richtet er an das hohe Haus der Abge- 
orbneten die Bitle: 

daſſelbe welle den Erſatz ber jpoliicten Summe vou 400 Rehlrn. 

bei dem Königlichen Gouvernement befürworten. 

Petent, welcher um die Zeit ber Abſendung feines Briefes in Berlin 
wohnte, behauptet, daß die 400 Rthlr. die Erfparaifje von einem durch 
barte Arbeit während vieler Fahre verdienten Lohne geweim, bie er zum 
Zweck fihherer Anlage an feinen Vater, den Adreſſaten Bernhard Baum 
in Zeubersborf bei Düren, habe ſchicken wollen; furz vor Abſendung des Bries 
fes habe er son jeinem Prinzipal die Summe von 5 bis 600 Rthlru. ans 
gezahlt erhalten; den Brief habe er in Gegenwart feiner Frau und jeines 
Bruders geſchrieben, auch in beren Beilein das Gelb im den Brief gelegt 
und denjelben mit feinem Pettfchäfte L. B. verfiegelt; Die Poft«Behörbe habe 
dieſe Thatſachen durch wiederholte Vernehmung feiner jelbft und ber genann- 
ten Perjonen feftgeitellt und ba er jelbft ein unbeicholtener Mann jei, dem bie 
beten Zeugnifje feiner Arbeitgeber zur Eeite ftänden, jo habe auch bie Poft- 
Behörde ihm gegenüber Zweifel gegen die Richtigkeit feiner Angaben niemals 
geäußert; er vermutbe, daß der Poft-Sefretair Schaeling, ber im Iumi 
1855 in der Geld-Erpebition des Poftamts zu Köln beijhäftigt geweſen und 
der damals befanutlich aus verſchiedenen Briefen Lie Summen von c. 
13,000 Rthlru. entwendet hätte und deshalb zur Sriminal:Unterjuhung ge 
zogen jei, aud die 400 Rthlr. ans feinem Briefe entwenbet habe umd in Dies 
fer Beziehung treffe die Poft-Behörde eine Schuld, indem der Brief nicht die 
reft nad) Düren, jondern uach Köln enfartirt geweien, auch, wie es fiheine, 
weder in Köln noch in Düren gewogen jei, umb jedenfalls irgendwo eine 
Verſäumniß erlitten habe, indem er in Düren zu fpät angekommen fei. 

Aus den beigebradten an den Petenten gerichteten Berfügungen ber Poft« 
behörben gebt hervor, daß dielelben die Vermutbung nicht theilen, daß der 
Poftjefretair Schaeling in Köln die 400 Rthlr. aus dem Briefe entwendet 
babe; derjelbe jei darüber vom Inftruftionsrichter vernommen und die Raths— 
fammer des Landgerichts zu Köln habe beichloffen, ihn in Ermangelung genü« 
gender Anzeigen bieferhalb außer Verfolgung zu fegen; aud jei e8 ſchon aus 
dem Grunde nit wahriheinlih, daß Schaeling die 400 Rthlr. entwendet, 
weil er weit jchwerere Entwendungen eingeftanden habe und deshalb verurtheilt 
worben fei, alfo aud feinen Anftand genommen haben würbe, ben Diebftahl 
der 400 Rthlr. einzugeftehen; tie Spedition des Briefes nah Köln anftatt 
nad Düren jei übrigens nit vorjhriftäwidrig, weil eö bei der großen Anzahl 
von Geldbriefen, die von Berlin aus nad Stationen jemjeits Köln zur Ab» 
jendung gelangten, wicht felten unmöglich fei, die einzelnen Kartenabſchlüſſe 
nad den über Köln binausliegenden Stationen redtzeitig noch vollftändig 
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anzufertigen; an den auf bem Gouvert befindlichen Siegelreften liefen ſich 
feine Anzeichen wahrnehmen, wonach vermuthet werden fönne, daß die Siegel 
während der Zeit, wo ſich der Brief im Gewahrjam der Poftverwaltung be 
funden, verändert worden wären, und es jei die Behauptung unerwiejen je 
blieben, wonach ber Brief bei jeiner Aushändigung an dem Worefjaten mit 
einem anderen Pettichafte als bei der Auflieferung zur Poft verſchloſſen ge= 
wejen fein folle, indem die vernommenen Zeugen feine Auskunft darüber zu 
geben vermodt hätten, mit melden Siegel-Abdrüden der Brief bei jeiner 
Aufgabe zur Poft in Berlin verjehen gewejen fei; die angeftellte Unterſuchung 
habe vielmehr ergeben, daß ber Brief bei der Ueberlieferung defjelben an bie 
abholende Botenfrau Außerlich unverlegt gewejen fei und das bei der Einlies 
ferung andgemittelte Gewicht mit dem beim Nachwiegen in Düren ermittelten 
übereingeftimmt habe. Aus allen diefen Gründen lehnt die Poftverwaltung 
den Erfapg der angeblid aus dem Briefe entwendeten 400 Rihlr. ab und 
Rüpt fi dabei auf den $. 11. des Geſetzes über das Poftweien vom 5. Juni 
1852, welches verordnet: 
„Wenn der Berjchluß und die Emballage der zur Poft gegebenen 
Gegenftände bei der Aushbändigung an den Empfänger äußerlich 
mwerkept und zugleich das bei der Ginlieferung ausgewittelte Ges 
wicht übereinftiormenb befunden wird, jo darf dasjenige, was bei 
ber Eröffnung an dem angegebenen Juhalt fehlt, von der Poft- 
verwaltung nicht vertreten werden. Die ohne Erinnerung gejchehene 
Annahme einer Sendung begrünbet die Vermuthung, daß bei der 
Aushändigung Verſchluß und Emballage unverlept und das bei 
der Einlieferung ausgemittelte Gewicht übereinftinmend befunden 
worden iſt.“ 

Die Kommiſſion bat in den Anführungen bes Petenten nichts finden 
fünnen, was die som der Poftverwaltung für ihren abjdylägigen Beſcheid an« 
geführten Gründe entfräften könnte; dem Petenten muß es, wenn er die Sache 
weiter verfolgen will, überlafien werden, den Weg Nechtens einzuichlagen, und 
ed ift zu erwarten, baf, wenn ſich bei dieſer Gelegenheit die Thatſachen zu 
Gumften des Petenten heramsftellen, die Poftverwaltung der Billigfeit Gehör 
ſchenlen und auch daun germ zu einer Entichädigung Die Hand bieten wird, 
wenn jelbit das ſtreuge Recht auf ihrer Seite wäre. Die Kommiſſion ſchlägt 
dem Dauje den Uebergang zur Tages -Ordnung vor. 


D. 


Referent: 
Abgeordneter Schoel ler. 
— —— — — — 


Der Orts-Vorſtand der Gemeinde zu Friedrichethal bittet mit Eingabe Journ. II. Nr. 299. 
vom 2. Mai 1859 um Verlegung des Ortes Friedrichsthal aus dem Beftelle 
begivhe der Boft-Erpebition in Dübhringöbof in den Beftellbezirf des Poftamts 
in Lamböberg a. W. 
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Nach den Mittheilungen des Heren Regierungs-Kommiſſars ift, dem Wunſche 
des Petenten entiprehend, die Verlegung des Ortes Friedrichsthal in den 
Beftellbezirk des Poftamts in Landsberg a. W. bereit angeordnet worden. 

Die Kommilfion jhlägt dem boben Haufe 

den Uebergang zur Tages-Ordnung über obige Petition 
vor, da dieſelbe bereits ihre Erledigung gefunden bat. 


E. 


Referent: 
Abgeorbneter Müller (Mangfeld). 
ee nu 


Journ. II. Nr. 139. D. 9. Opitz zu Halle, der ein Geſchäft mit Formen ertiger Braunkohle 
und den Verkauf der geformten Kohle betreibt, bejdhwerte fi bei dem Herrn 
Juſtiz-Miniſter am 29. Mai 1858 über das Königliche Kreisgeriht zu Halle 
darüber, daß ſolches mittelft der Arbeitäfräfte der Strafgefangenen eine ftarfe 
Kohlenformerei betreibe, dadurd den Gewerbtreibenden Konkurrenz made, 
auch durch niedrig geftellte Preiie deren Erwerbäquelle verfümmere. Diejer 
Beihwerde traten 20 andere Formerei-Befiper bei und es wurde darin aus— 
geführt: 

Die Formerei im Königlichen Kreisgerichte verfanfe das Fabrikat in ein— 
zelnen Partien an die Einwohner der Stadt um einen jehr billigen Preis 
und mache daher, bei feiner ohnedies günftigen Lage mitten in der Stabt, 
den übrigen Fabrifanten viel Konkurrenz und nicht bloß diejen, jondern auch 
den freien Arheitern, deren Löhne, um Preis halten zu fünnen, herabgebrüdt 
werben müßten. Dieje Arbeiter aus der ärmften Klaſſe wären unzufrieden 
darüber, daß Strafgefangene bei guter Verpflegung beijer lebten, als fie es 
fönnten, auch jei deren Haft nicht ftreng, da fie bei dem Koblentransport 
in die Häufer der Stadt nicht binlänglih beauffihtigt zu werben ver: 
möchten. 

Wenn nun aud auf erhobene Beihwerbe dem Königlihen Kreisgerichte 
für den Betrieb der Braunfohlenformerei Gewerbefteuer auferlegt jei, jo 
berührte dies die Fabrifanten wenig, auch jei gegen einen früher erhalte 
nen Beiheid, dab Strafgefangene beſchäftigt werden müßten und daß das 
Kohlenformen eine pafjende Arbeit fei, nichts einzuwenden, nur möge eine 
ſolche Beihäftizung ohne Nachtheil für Andere fein. Um ſolche Nachtheile 
abzuwenden, ſchlägt der Befchwerbeführer vor: entweder die Formerei bed Kö— 
niglichen Kreisgerichts zu verpadhten, oder die geformte Kohle nur in großen 
Quantitäten an Händler meiftbietend zu verkaufen, oder auch durch eine Kom« 
mijfion, von und aus den Konkurrenten erwäblt, die Preife feititellen zu laſ— 
jen, die dann aud das Königliche Kreisgeriht zu halten babe. 

Dieje Beihwerde wurde von dem Herren Juftiz-Minifter dem Königlichen 
Appellations-Gerichte zu Naumburg zum Beſcheid zugefertiget, welches zunäͤchſt 
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von dem Königlichen Kreisgerichte zu Halle Grörterungen anftellen lief. Auf 
Grund des erftatteten weitläufigen Berichts, der den Beichwerbeführern ab» 
ichriftlich mitgetheilt wurde, wies das Königliche Appellations-Gericht die 
Beihwerde, ala in feiner Beziehung für begründet befunden, zurüd. 

Sn dem Berichte wird ausgeführt: 

Sämmtliche in Halle befindli hen Koblenformereien, einſchließlich der der 
Gefangenen» Anftalt, fünnten faum die Hälfte der Koblenfteine anfertigen, die 
gebraudt würden, und es müfle daher ein großer Theil von umliegenden 
Orten zugeführt werben. Auch ſei der Preis der Koblenfteine, durch bie 
Konkurrenz der Formerei der Strafanftalt, fein niebriger geworben, er jei 
vielmehr geftiegen. 

Es wird in Abrede geftellt, daß, da alle geformten Kohlen Abjap fän- 
den, durch die Formerei der Gefangenen-Anftalt und durch deren Biflinere 
Preife die freien Arbeiter, beziehungsweife die Fabrifanten, in ihrem Erwerbe 
beſchwert würden. 

Mängel bei Beauffihtigung der Gefangenen bei dem Transport und 
dem Abtragen der Koblenfteine in die Wohnungen feien nicht vorhanden, ba 
nur der Meinere Theil der Kohlen durch Gefangene, der größere Theil dur 
arme Frauen getragen würde. 

Eine Erhöhung des Preiſes der Koblenfteine liege nicht im Jutereſſe ber 
Befangenen-Anftalt, da cine Verweigerung des Abjapes um jo gewilfer zu 
erwarten jei, als vielen der jepigen Abnehmer andere Fabrifationsftätten näher 
lägen, die fie bei gleihem Preiſe vorziehen würden. Aber aud abgeſehen 
hiervon fünne eine Erhöhung und Gleihftelung des Preijes, mit dem von 
Privaten geforderten, mit Rüdfiht auf wohlfeilere Herftellung, nicht für räth— 
lich erachtet werben, weil dann der Vorwurf eines unverhältnißmäßigen Ger 
winnes nicht ausbleiben werde. 

Eine Berpachtung ber Formerei werde nur dann geratben fein, wenn der 
Juſtizfiskus Nachtheil davon nicht habe. Auf des Beſchwerdeführers Antrag 
ſei nicht einzugehen geweſen und von anderer Seite wären Pachtofferten nicht 
gemacht. Die Gefangenen: Anftalt habe bei diefem Geſchäfte einen Gewinn von 
2000 Rtblrn. und könne daher die Formerei nur für einen ſolchen Preis 
verpachten. 

Die Kohlenſteine öffentlich nur in großen Quantitäten zu verkaufen, 
werde für die Anftalt von entſchiedenem Nachtheil fein, da nur Händler für 
geringen Preis Käufer jein würden, Die Anitalt würde in einem ſolchen 
Falle Arbeit und Auslage, der Käufer aber den Gewinn haben. 

Ebenjo unannehmbar fei eine Preisbeftimmung durch eine Kommilfion 
ans ber Zahl der Konkurrenten, wozu fein Bedürfniß vorhanden, aud eine 
ſolche Abhängigkeit mit der Stellung einer Königlichen Behörde unverträglidh jei. 

Im Uebrigen wird noch bemerkt, daß nit bloß die Gefangenen-Anftalt, 
ſendern aud die Königlihe Strafanftalt und das ſtädtiſche Arbeitshaus, 
welche Anftalten ebenfalle für eigene Rechnung Koblenformereien betrieben, 
den angeblihen Nachtheil berbeiführe. 

Währe es auch zuläffig, den Koblenabfag der Gefangenen-Anftalt auf fis- 
kaliſche oder jonftige öffentliche Anftalten zu beichränfen, jo jei der Vorwurf 
ju erwarten, daß den Privatformereien die fiheren Kunden entzogen würden, 

Der Opitz berubigte fi bei der Zurückweiſung nicht, beſchwerte ſich bei 
dem Herrn JuftizeMinifter unter dem 11, Auguft 1858 von Neuem und 


46 


ſuchte die ihm mitgetheilte Entgegumg des Königlichen Kreisgerichts, im 
jeweit und als dajjelbe in der Hauptſache fih nicht jelbft widerlegt hatte, 
zw widerlegen und bob aus dem Gegengründen unter anderen hervor: 

Das Königlide Kreisgericht behaupte, daß die in Halle befindlichen For- 
mereien faum die Hälfte des Bedarfs an Kohleufteinen anzufertigen im Stande 
wären, auch daß der Preis jeir Eintritt feiner Formerei fein miedrigerer ger 
werden ſei. Alle geformten Kobten fänden Abſaß. Später führe daſſelbe 
dem entgegen an: eine Erhöhung und Gleichftellung des Preifes der geform: 
ten Kohlen der Straf-Anftalt mit den von Privaten werde eine Verringe— 
zung bes Abjapes erwarten lafjen, da viele Abnehmer andere näher liegende 
Sabrifationsftätten vorziehen würden, 

Halte das Königliche Kreisgeridt feine Stellung ale Behörde für ums 
verträglich mit der Abhängigkeit von einer Preisbeftimmung, fe werbe feine 
Stellung, auf gleicher Linie mit dem übrigen gewerbtreibenden Formereibefigern, 
nicht weniger unverträglich jein. — 

Die in Halle befindlihe Königliche Strafanftalt, jo wie das ftäbtijche 
Arbeitshaus feien ohne Nachtheil für den Gewerbebetrieb, da erftere nur ihr 
eigenes Bedürfniß formen laffe, lepteres freie Arbeiter babei verwende und 
daher nicht billiger ald Andere verfaufen Fünne. 

Bon dem Herru Juftiz- Minifter wurde die ernenerte Beſchwerde dem 
Königlichen Appellationegerihte zu Naumburg zur Beiheidung abermals zu» 
gefertigt; bier wurden die Gründe des Königlichen Kreisgerichts nit für 
widerlegt gehalten und deshalb der Beihwerbeführer unter dem 31, Auguſt 
1858 wieberholt zurüdgewieien. 

Petent wendet fih nun in einer Vorftellung vom 15. September v. 3. 
an das Haus ber Abgeordneten und bittet 

um Abhülfe der drüdenden Konkurrenz, welde das Königliche 
Kreisgericht zu Halle den Formerei-Inhabern made, 

Die Kommilfion gebt auf Abwägung der Gründe für und wider in der 
vorliegenden Sade nicht ein, fie ift einftimmig der Anficht, daß die Beichäf- 
tigung der Strafgefangenen an allen Orten, mehr oder weniger, den freien 
Arbeitern und ben Gewerbetreibenden Konfurrenz madt; fie ift aber auch 
der Anfiht, daß die Beihäftigung der Gtrafgefangenen vom höhern ftaat 
lihen Standpunfte aus geredhtfertiget und gebeten ift, aud den Normative 
Beitimmumgen in dem Girfular- Nejfripte vom 4. Mai 1850 (Minifterial 
Blatt pag. 134.) und durch das Gefep vom 11. April 1854 über Beſchäfti— 
gung der Strafgefangenen im Freien, im vorliegenden Falle nicht entgegen 
gehandelt werben ſei. 

Bon einer Seite wurde zwar geltend zu machen geſucht, daß der bier 
in Frage ftebende Gewerbebetrieb des Königlichen Kreisgerihts zu Halle, näm— 
lich der mit Gewerbefteuer belegte Handel mit geformten Koblenfteinen in grö- 
feren und Fleineren Quantitäten, mit der Etellung einer Königlichen Juſtiz— 
Behörde nicht verträglich jei; daß eine von dem Petenten in Antrag gebrachte 
von dem Königlichen Kreisgericht aber abgelehnte Verpachtung des Formerei— 
Betriebes dieſe Behörde aus dieſer für unzuträglich gehaltenen Stellung 
bringen werde und daß daher lediglich aus diefen Gründen die Beichwerde 
zur Berüdſichtigung ſich empfehle. 

Bon der Kemmilfien wurde dieſer Anfiht mit überwiegender Mehr- 
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beit entgegenaetreten und bejchlofien, bei dem Hohen Haufe den Antrag zu 
ftellen: 
über die Petition des D. H. Opip zu Halle zur Tages-Ordnung 
überzugeben. 


F, 


Referent: R 
Abgeordneter Dihm. 
— G e e⸗ñ — 


Der Stadtrath und Rittergutsbeſitzer Harthung in Franffurt a. O. Journ. U. Nr. 621. 
fühlt fih in Folge der Negierungs» Vorlage, betreffend den Gejep: Entwurf, 
die BVerbindlichfeit zur Anwendung geitempelter Alfobolometer, veranlaßt, 
jein Einverftändnig damit zwar auszuſprechen, vermißt aber Vorſchriften über 
ein gleihmäßiges Raummaß, mweldes in Verbindung mit einem zu beftimmens« 
den Prozentfage als Norm diene, um danach Fünftighin den Preis der Waare 
regeln zu können, 

Die beim Kauf und Berfauf jept ftattfindenden verſchiedenen Gebräuche, 
beren er act Arten aufzäblt und deren Bejeitigung er anftrebt, führen ihn 
zu folgendem Petitum: 

„das hohe Haus wolle in Erwägung ziehen, ob es nicht geratben 
jei, in Verbindung mit dem Gejep- Entwurfe wegen genichter 
Alfoholometer, die Feftitellung der Norm von einem Faſſe Spiri— 
tus für das ganze Land gleihmäßig auf 10,000 pCt. in Stärke 
von mindeftens 80 pGt. Altohol-Gehalt zu beichlieiien.” 

Die Kommilfion geht von der Anfiht aut, daß die Beſtimmung der 
Einheit, für welche der Preis einer Waare zu ftellen, von der freien Vers 
einigung ber Betheiligten abhängig zu machen ſei, mur auf diefem Wege die 
in Rebe ftehende Angelegenheit erledigt werden fünne, erachtet es nicht für 
die Aufgabe der Staats» Regierung, in diejer Hinficht in ‚die Gebräuche der 
Gewerbetreibenden einzugreifen und dadurch eine Bevormundung eintreten zu 
laffen, und jcplägt deshalb dem hohen Haufe vor, * 

über dieſe Petition zur Tages-Ordnung übergugeben. 


Sourn. 11. Ar. 430. 


Sourn. II. Nr. 346. 
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6. 


Referent: 
Abgeorbueter Behrend (Danzig). 
— — — — 


Aus Bütow liegt dem hohen Haufe der Abgeordueten eine Petition vor, 
in welcher daſſelbe erfudht wird, den Bau einer Eiſeubahn von Bromberg 
über Poln, Crone und Bütow nah Stolpe bei der Königlihen Staats Re 
gierung zu befürworten. 

Ganz abgejehen davon, daß die Petenten felbft die erbetene Eiſenbahn 
alt eine wenig rentable, als eine nur zur Hebung einer in induftrieller und land- 
wirthihaftliher Beziehung nod wenig probuftiven Gegend beitragende be» 
zeichnen, — eine große Strede derjelben durchſchneidet die Tuchelſche Haide — 
ift die Landesvertretung gegenwärtig nicht in der age, die Erbauung von 
Scienenwegen auf Staatöfoften zu empfehlen; die Kommiſſion für Handel 
und Gewerbe jchlägt daher dem Haufe der Abgeordneten 
den Uebergang zur Tages-Orbnung vor. 


Refereut: 
Abgeordneter Maquet. 
— — ——— — 


Der Bau-Unteruehmer Dalmar zu Trier bat das Durchbrechen des 
Bergeinſchnittes am der jogenannten Meerfag bei Bedingen, Kreis Merzig, 
für die Saarbrüder-Trier-Luremburger Eiienbahn zu dem nah Zufammenftel- 
lung der Einheitspreiſe auf 45.498 Rihlr. refultirenden Kontraftpreije im 
Fahre 1857 in Alforb genommen, will die Arbeit in 20 Monaten zur Zus 
friedenheit der Eifenbahn » Baudirektion vollender, dabei jedoch einen Verluſt 
von mehr als 10,000 Rthlrn. erlitten haben.‘ Diefer Berluft fol im Wejent- 
lichen dadurd) veranlaßt fein, daß die Tagelöhne der Arbeiter, wegen des gleich« 
zeitig in Angriff genommenen Baues der benachbarten Rhein » Nabe » Bahn, 
ſchnell von 16 auf 22 Sgr. geftiegen feien, daß die zu Iprengenden Felsmaſ-⸗ 
jen — nad) äußerer Unterfuhung milder Sandftein — im Innern des Berges 
mit + aus hartem Sanbdftein und mit 4 aus Eijengallftein beftanden hätten, 
daß ber Preis des einjchließlich der Zündihnüre zum Betrage von 10,500 Rihlrn. 
verwandten Sprengpulvers, wegen der bamaligen friegeriichen Berhältniffe, von 
14 Rthlru. auf 24 Rthlr. für je 100 Pfund geftiegen jei und daß endlich der 
auszuführende Bergeinihnitt im einer Länge von 60 Ruthen nur für ein Ge— 
leife, ftatt, wie in dem Bertrage bedungen, für zwei Geleile oder nur für 
26 Fuß flatt für 37 Fuß Breite habe erfolgen dürfen. Ein hoher und en» 
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ger Bergeinichnitt lafje fih aber nur durch verhältnißmäßig jehmierigere und 
foftipieligere Arbeiten zur Ausführung bringen. 

Bei der Eijenbahnbau- Direktion, bei dem Königlihen Minifterium für 
Hantel, Gewerbe ıc. und jelbft bei des Prinz Regenten Königlicher Hoheit 
bat der x. Dalmar eine Entſchädigung für die behaupteten Berlufte nicht 
zu erreichen vermodt. Die Behörden haben, auf den abgeſchloſſenen Kontraft 
Bezug nebmend, ber für die Behandlung der Sade maßgebend jein müſſe, 
den Entihädigungs-Anfprud als unbegründet zurüdgemiejen. 

Der BausUnternehmer Dalmar beantragt nunmehr bei dem Haufe der 
Abgeordneten die Bewilligung eines dem Betrage nah nicht näher bezeichne— 
ten Zuſchuſſes, da den Landesvertretern, wie er jagt, daran gelegen jein müfle, 
daß ein Mann, der jein ganzes Bermögen, ja ſogar jeine Geſundheit bei dem 
vorgedachten BausUnternehmen eingebüßt babe, nicht an den Bettelftab ge 
bradıt werde, Zur Unterftüpung tes Antrages ift darauf Bezug genonmen, 
dag ein Zuſchuß von mehr als 2 Milionen Thalern aus Staatemitteln zu 
dem fraglichen Eijenbahnbau bemilligt worden jei, weil angenommen murbe, 
daß der Bau nah den urjprüngliden Koftenanfhligen unmöglich vollendet 
werben fünne; der Petent babe aber feinen Akkordbau auf Grund der ur 
ſprünglichen Koftenanjchläge übernommen, je daß ihn nothwendigerweiſe große 
Verlufte hätten treffen müfjen, 

Habe nun das hehe Haus es für Recht erfannt, dem Staate einen Zur 
ſchuß zu gewähren, jo werde dalielbe in feiner hoben Gerechtigfeitsliche and 
eınem verunglüdten Familienvater gegenüber nicht zurüdtreten und demjelben 
die Bewilligung eines Zufchuffes nicht verjagen. 

Der Petent ſcheint jelbft von der Anſicht auszugeben, daß feinem Antrag 
ein Rechtsanſpruch nicht zur Seite ftehe, andernfalls würde er denſelben gel« 
tend machen müffen. Die Staats-Regierung zur Leiftung rechtlich nicht begrünte- 
ter Ausgaben zu veranlafjen, oder Gnadenbewilligungen zu befürworten, liegt 
aber nad der Anficht ber Kommilfion nicht in dem Berufe des Abgeordneten« 
hauſes. Es wird deshalb nur daranf angetragen: 

über die vorliegende Petition zur Tages-Ordnung überzugeben. 


J. 


Neferent: 
Abgeorbneter Maquet. 


a ee 9 —— — 


1) Der Kaufmann G. H. Linde zu Heldrungen beichmert ſich darüber, 
daß ihn feit nunmehr zehn Jahren die Konzeſſion zum Betriebe des Klein: 
bandels mit geiftigen Getränfen von der vorgejepten Behörde wegen mangeln« 
den Bedürfniſſes verweigert fei, ebgleich er fih über jeine gute Führung 
durch glaubhafte Attefte ausgewieſen habe, obgleih die günftige Lage feines 

3° 


Jeurn. I. Ar. 443, 
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Geſchäftelokals, in welchem überdies früher ſchon über 30 Jahre lang ein 
gleibartiger Handel betrieben ſei, anerkannt werde, und obgleich er fidh ber 
Befürwortung feines Geſuches durd die Orts-Behörde erfreue. Insbeſondere 
wird beihwerbend angeführt, daß jeit dem Jahre 1849 drei anderen namhaft 
gemachten Perjonen die Kenzeſſion zum Kleinbandel mit geiftigen Getränfen 
in Heldrungen ertbeilt worden jei, und demnach bei dem Haufe der Abgeord- 
neten Darauf angetragen, dahin wirken zu wollen, baf dem ıc. Linde die 
Erlaubniß zum Kleinbandel mit geiftigen Getränfen von der fompetenten Bes 
börde ertbeilt werde. 

Die Beilagen der Petition ergeben glaubhaft, daß der ac. Linde nad 
feiner Perjönlichkeit, feinen Bermögenäverhältnffen und beionders auch mit 
Rückſicht auf die günftige Lage jeines Geichäftslofales zu dem beabfidıtigten 
Kleinhandel mit geiftigen Getränfen wohl geeignet ſei. Dennoch find bie 
Konzeffionirunge- Anträge des ıc. Linde wiederholentlih von dem Landrat 
zurückgewieſen, ebenjo von der Königlihen Regierung zu Merjeburg und von 
dem Königlihen Minifterio des Innern, von legterem im Januar d. J., weil 
ein Bedürfniß zur Vermehrung der Getrinfes Berkaufsftellen in Heldrungen 
nicht anzuerkennen jei, indem baielbft bei einer Einwohnerzahl von 1,818 
Seelen ſchon neun Getränfe:Kleinhandlungen befteben, 

Die Stadtverordneten zu Heldrungen haben nun zwar im vorigen Sahre 
anerfannt, daß der ıc. Linde anderen zum Getränfehandel Fonzeffionirten 
Kaufleuten gegenüber im Nachtheil ſtehe, und daß jeine Konzeifionirung für 
ihn felbft und für das Publikum in der Nähe feines Lofales wünſchenswerth 
jei. Nach einer zu der vorliegende Petition nachträglich eingereichten Erflä- 
rung des Magiftrates vom 11, Februar d. 3. kann jedoch die Frage, ob das 
Bedürfniß vorhanden jei, die Zahl der Kleinhanplungen mit Getränfen, der 
Gaft- und Schanfftellen durch Ertheilung von Konzeifionen zu vermehren, nad) 
den von der Königlihen Regierung über dieſen Gegenftand ertheilten Anweis 
jungen bejabend nicht beantwortet werden. 

Was die von dem Petenten bezeichneten drei Konzeifions- Ertheilungen 
betrifft, durch die er ſich zurücgeiept findet, jo ift die eine ſchon im Jahre 
1849 erfolgt, während der Petent erweislich erſt im Jahre 1850 mit ſei— 
nen Anträgen bervorgetreten ift. Die zweite Konzeſſion ift dagegen bei Er— 
richtung eines Schüßenhaujes zu Heldrungen dem Pächter deffelben von Sei— 
ten des Landrathes bewilligt und die dritte nicht eigentlich neu ertheilt, jon« 
dern nur von dem Vater auf den Sohn übertragen worden. 

Ein gerechtfertigter Beihwerde-Anlaf für den Petenten ift hiernach Sei« 
tens der Kemmilfion nicht anerfannt. Diefelbe ſchlägt vielmehr dem bohen 
Haufe nur vor: 

über die vorliegende Petition zur Tages-Ordnung überzugehen. 

2) Der Kaufmann G. Wölffel zu Sonnenwalde und drei feiner Ges 
werbsgenoffen führen darüber Beichwerde, daß nad der Allerhöchſten Kabinets, 
Drdre vom 21. Suni 1844 der Kleinhandel mit geiftigen Getränfen aud in 
den Städten den Beftimmungen der Kabinet?-Ordre vom 7. Februar 1835 
unterworfen fein folle. 

Folge davon jei für die Stadt Sonnenwalde, daß von den dajelbft zur 
Gewerbeſteuer-Klaſſe A. seranlagten 9 Kaufleuten nur 2 die polizeiliche Ge» 
nehmigung zum Kleinbandel mit Getränfen erlangt hätten, die bei dem Ge— 
braud der Yandleute, den Bedarf an Kaufmannswaaren nur da zu entneb» 
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men, wo auch Branntwein verfäuflih jei, vor den andern Kaufleuten ber- 
geftalt bevorzugt jeien, daß ihnen gegenüber unmöglih die Konkurrenz 
beftanden werben fünne. Die nicht mit Konzeifionen zum Kleinhandel mit 
Getrinfen verjchenen Kaufleute jühen fih daher, um ihre Eriftenz zu fihern, 
zu Kontraventionen hingedrängt, wären auf Denunziationen ber verwerflid» 
ften Art von Seiten der Konzelfionirten bereits in empfindlide Geldftrafen 
genommen un) bitten bedeutende Gerichtskoſten zahlen müſſen. U.ter jelden 
Zuftänden leide die Moralität. Das Konzeflionsweien führe nur für bie 
Konzeffionirten Bortheile, für die andern Nachtheile herbei, ohne den Erfolg 
zu haben, dab aud nur ein Quart Branntwein weniger getrunfen werbe, 
Sahrelange Bemühungen und Anrufungen der Behörden bis in die höchſten 
Inftanzen — worüber übrigens ein Nachweis nicht geführt ift — um die 
Konzejfion zum Getrinfehandel und Gleichſtellung mit ben beiden bevorzugten 
Kaufleuten zu erlangen, jeien für die Petenten erfolglos. geblieben und an 
der Verneinung der Bedürfnißfrage von Seiten der Lokal ⸗-Behörde geſcheitert. 
So wird denn jept bei dem Haufe der Abgeordneten der Antrag geftellt, bei 
der Königlihen Staats-Regierung dahin zu wirken, daß durch Geſetz oder 
Verordnung ſchleunigſt entweder allen in der Klaffe A. zur Gemerbefteuer 
veranlagten Materialwaaren-Händlern der Kleinbandel mit geiftigen Geträn« 
fen erlaubt, ober aber ſolcher allen verboten werbe. 

Die Kommiſſion hält diefen Antrag durch den Plenarbeihluß vom 5. 
d. M. über die Petition der Kaufleute Helmede und Genofjen zu Magdes 
burg Nr. 54. der Drudjaden Lit. F. für erledigt und empfiehlt dem hoben 
Hauſe 

den Uebergang zur Tages-Orbnung. 


* 


k. 


Referent: 
Abgeordneter Maquet. 
— —— — — 


Die Königliche Regierung zu Polen hat im Jahre 1834 einen Entſchä⸗- 
digungsanſpruch der Bäder und Pfefferfüchler zu Frauftabt für die gejeplich 
ausgeiprodhene Aufhebung ihrer ausjchließlihen Gewerbeberechtigungen für bes 
gründet anerkannt, aud demnächſt den Werth einer Bädereigerechtigfeit — 
deren nach den ftattgehabten Ermittelungen in Frauſtadt 37 vorhanden waren — 
auf je 302 Rthlt., diejenigen einer Pfefferfüchler» Banfgercchtigfeit — deren 
2 eriftirten — auf je 200 Rtblr. feftgeftellt, jo daß überhaupt 11,574 Rthlr. 
an Entihädigungsfapital für die aufgehobenen Gewerbeberehtigungen zu ger 
währen gewejen wären. Das für diefe Verhältniſſe maaßgebende Gefep vom 
13. Mai 1833, wegen Aufhebung der aueſchließlichen Gewerberedhtigungen in 
den Städten der Provinz Poſen, beftimmt in dem $. 16., daß für jede ein« 
zelne Klaffe von ablöjungsfähigen Berechtigten aus den jährlichen Beiträgen 


Zeurn. II. Nr. 552. 
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der zur Entihädizung Verpflichteten ein Ablöjungsfonds gefammelt und bei 
dem Magifirat der betreffenden Stadt verwaltet werden ſoll. 

$. 17 jagt: Dieje Beiträge beftehen aus 6 pGt. jührlicher 
Binjen von dem feftgeftellten Kapitalwerthe einer Gewerbeberechtigung 
und werden zwanzig Jahre lang — von dem Tage der öffentlich 
befannt zu machenden Feftiegung der Tare au geredinet — von 
Jedem entrichtet, welcher, ohne zu den Berechtigten zu gehören, 
innerhalb dieſes Zeitraums das Gewerbe treibt. Der Gewerbe: 
treibende zablt diejen Beitrag jedech nur für die Sabre feines 
Gewerbebetriebes, welche innerbalb des zwanzigjäbrigen Zeitraums 
fallen. 

8. 19. Die eingegangenen Sunmen jollen, wo es angeht, 
zinsbar belegt und im angemefjenen Friften von dem Magiftrat 
unter die zur Entihädigung Berechtigten in gleihem Verhältniſſe 
vertbeilt werben. 

$. 20. Nad dem Verlauf des zmwanzigjährigen Zeitraums 
jind alle Anſprüche der Berechtigten auf Entihädigung 
erlojden. 

Das jeit dem November 1834 eingeleitete und nad 20 Jahren, alio im 
November 1854, abgeſchloſſene Ablöiungeverfabren hat nun den Erfolg gehabt, 
daß dadurch ftatt 11,574 Rihlr. nur 2,297 Rihlr. 4 Sar. 5 Pf. an Ablöfungs: 
beiträgen eingefommen und zur BVertbeilung gelangt, 9,276 Rthir. 25 Sgr. 
T Pf. aber, aljo über + tes feftgefepten Entſchädigungskapitales, ausgefallen 
find, was durch beigebracdte Beiheinigung des Magiftrats zu Frauftadt dos 
fumentirt wird. Herbeigeführt ift jener Ausfall dadurch, daß nur eine geringe 
Anzahl Nichtberechtigter in der vorgedachten zwanzigjährigen Periode das 


. Bäder und Pfefferfüchlergewerbe in Frauftadt betrieben bat, fo daß der Natur 


der Sache nad durch deren Ablöfungsbeiträge das erforderliche Entſchädigungs— 
fapital nicht zujammengebradt werden fonnte. Die dadurch benadhtheiligten 
Entihädigungsberedhtigten baben num ſchon im Sabre 1850 — nad Er: 
ihöpfung aller Inftanzen bei den Königlichen Staatebebörden — bei der vor« 
maligen erften Kammer, im Sabre 1852 bei der zweiten Kammer, in ben 
Sahren 1857 und 1859 aber bei dem Abgeordnetenhauſe wegen Grlangung 
volftändiger Entſchädigung vetitionirt, Cs ift indeffen ftets über ihre theils 
formell, theils materiell unbegründet befundenen Anträge zur Tages-Drdnung 
übergegangen. Dem vorjährigen Beſchluß der Kommiſſien für Handel und Ge— 
werbe, tem heben Haufe einfach den Uebergang zur Tages-Ordnung zu em— 
pfehlen, Ing im Weſentlichen die Erflärug des Königlichen Kommiffarius zum 
Grunde, es handle ſich hier um eine Zeit, in welcher die Berfafjungsurfunde noch 
nicht eriftirte. Das Gefeg vom 13. Mai 1833 regulire genau, wie die Entſchädigung 
für die aufgehebenen Berechtigungen geleiftet werden jolle. Dieje Beftimmuns« 
gen beruhten auf Berechnung, und wenn es aud möglich jei, daß man bei 
Anlegung diefer Berechnungen ven unrichtigen Voransfegungen ausgegangen 
jei, jo dei doch das Geſetz auf dieſe gegrümdet und jege feft, daß die Ent— 
ihädigungsleiftung nur 20 Jalre und nicht länger dauern jelle. So ſei es 
in der ganzen Provinz Polen gebalten werden, Der Regierung ſeien aller» 
dings nch andere Fülle befannt, in denen behauptet werden, es jet die volle 
Entihädigungs» Summe nit geleiftet worden. Da indeſſen das Entſchädi— 
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gungs» Verfahren dem Geſetze gemäß 1854 geſchloſſen worben fei, Petenten 
fih auch nicht darüber beflagten, daß nicht nad) dem Geſetze verfahren jei, 
fondern über die Beftimmung des Gejepes ſelbſt, jo müßte, um die Petenten 
zu befriedigen, ein neues Geſetz erlafjen werden. Wollte man ſolches erlaffen, 
jo würde man diejenigen Perfonen, welde Entjhädigungen gezahlt haben, 
nicht noch einmal beranziehen fönnen, es würbe aljo der Staat die Entihä- 
digungen zu zahlen haben, und dann in jämmtlichen Städten der Provinz 
Poſen, welche fid) in gleicher Lage befänden. Darauf babe die Staats-Re— 
gierung nicht eingeben zu dürfen geglaubt, fondern die Regulirung dem Ge⸗ 
ſehe gemäß für beendet angejehen. 

Zept kommen num 24 angeblie Inhaber von Bãcker⸗Bankgerechtigleiten 
zu Frauſtadt, ohne ſich als ſolche zu legitimiren und großentheils mit der 
Unterſchrift „Körner's ꝛc. Erben“ abermals bei dem Haufe der Abgeordneten 
ein und beantragen, entweder 

a) ihre Entihädigung, ſoweit fie aus dem Gejepe vom 13. Mai 1833 
im NRüdftande verblieben, anderweit durch das Entfhädigunge- 
Geſetz zur Gewerbe» Ordnung vom 17. Januar 1845, und zwar 
in Höhe von 9,276 Rthlr. 25 Egr. 7 Pf. herbeiführen zu wollen, 
jo daß für die einzelne Bankgerechtigleit 302 Rthlr. und resp. 
200 Rihlr. gewährt werden, oder 

b) ihre Entihädigung durch den Staat bewirken zu wollen. 

Die Nichtanwendbarkeit des Eutſchaͤdigungsgeſetzes vom 17, Zanuar 1845 
auf den vorliegenden Fall erſcheint unzweifelhaft, da Lepteres für andere Ber: 
bältnifje und erft dann erlaffen worben ift, als die Entſchädigungs-Verhältniſſe 
für die Provinz Poſen ſchon längft gejeglih vegulirt worden waren. 

Die Petenten gehen bei ihren Anträgen weſentlich von dem Gefihtäpunfte 
aus, daß das Geſeß vom 13. Mai 1833 ihnen volle Entihädigung nad 
Maßgabe der abgeihäpten Werthe ihrer aufgehobenen Veredhtigungen gemäh- 
ven ſelle. Diefe Anfiht kann jedoch als richtig nicht betrachtet werden, denn 
der $. 3. 1. e. erfennt zwar an, daß die Inhaber von Bankgerechtigkeiten in 
den Städten für deren Verluſt einen Auſpruch auf Entjhädigung erhalten 
jollten, der $. 20. ibidem beftinmt aber ausbrüdlid, daß nad Verlauf 
eines zwangzigjährigen Zeitraumes, während deſſen das gejeplihe Ent- 
ſchaͤdigungs ⸗· Verfahren zur Anwendung gefommen ift, alle Anjprüde der 
Berechtigten auf Entihädigung erloſchen jein ſollen. 

Das ite erlaſſene Geſetz vom 13. Mai 1838 bezweckte daher nicht jo» 
wohl die Gewäbzung voller Entihädigung nach Mafgabe der erfolgten Werthö- 
abjhägungen, als die Vermittelung ded Ueberganges aus dem früheren ges 
werblichen Zuſtande, zu ber nunmehr geieplid eingeführten Geweıbefreibeit. 
(68 bezwedte, die früheren Berechtigten für jolde Nachtheile zu entichäbigen, 
welche denſelben durd ben Gewerbebetrieb neu antretender Nichtberechtigter 
während ber zwangzigjährigen Periode veranlapt werden möchten. Banden ſich 
nun während dieſes Zeitraumes nur wenige neu antretende nicht berechtigte 
Gewerbetreibende, ſo wurden die Berechtigten dadurch nur in geringem Maße 
benachtheiliat, und durften daher auch nur in geringem Maße entſchaͤdigt 
werden. Sie ſind dem Geſetze gemäß behandelt worden, und iſt ſonach ein 
gerechtfertigter Beſchwerde-⸗Anlaß nicht anzuerkennen, 

Die Kommiſſton empfiehlt hiernadh dem hoben Haufe wieberholentlid: 

über die vorliegende Petition zur Tages-Ordnung überzugeben. 





Zonen, LI. Nr. 606, 
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L. 


Referent: 
Abgeorbneter Behrend (Danzig). 
m —— mm 


Die Ziegler- IZunung zu Scievelbein trägt darauf an, den $. 283, bes 
Gelepes vom 9. Februar 1849, nach welchem der Beginn eines jelbftftändigen 
Gewerbebetriebes nur deu in dem eitirten Paragraphen jpeziel benannten Hand« 
werfern geftattet ift, wenn fie bie darin aufgeführten Bedingungen erfüllen, 
auch auf die Ziegler auszubehnen, damit Niemand das Ziegler-Gewerbe be» 
treiben dürfe, der feine Befühigung dazu micht durd eine Prüfung nachgemwie- 
fen bat. 

Das erwähnte Gejep vom 9. Februar 1849 ermächtigt in $. 26. den 
Minifter für Handel und Gewerbe, den $. 23. and auf andere als die darin 
genannten Gewerbe auszudehnen; Petenten hätten ihren Antrag aljo zunächſt 
an das genannte Minifterium richten müljen. 

Aber abgejehen davon, daß hienach der Iuftanzenzug nicht eingehalten 
ift, findet die Kommiſſion für Handel und Gewerbe aud materiell feinen 
Grund, das Geſuch der Petenten bei dem hoben Haufe zu befürworten, fie 
gebt vielmehr von der Anfiht aus, daß das Geſetz vom 9. Februar 1849 
die freie Bewegung in dem Gewerbebetriebe jo erheblich beihrinft, daß Au— 
träge auf eine weitere Ausdehnung diefer Beihränfung zur Berückſichtigung nicht 
empfohlen werden können. Wenn nun gar die Ziegler zu Scievelbein die 
Gerechtſame, melde der $. 23. des eitirten Geſetzes den Müllern, Bädern, 
Pfefferfüchlern ꝛc. einräumt, für ihre Innung in Anſpruch nehmen, fo darf 
nah ter Anſchauung der Kommilfion für Handel und Gewerbe nicht über- 
ſehen werden, daß die Erfüllung dieſes Verlangens einer Menge tüchtiger 
Kräfte die Gelegenheit zu lohnender Arbeit rauben würde, und zwar zu einer 
Arbeit, für welche ber vor einer PrüfungssKemmilfion geführte Nachweis ber 
Kunftfertigfeit um jo weniger erforderlich, ja aud nur anräthlid erſcheint, 
als jept ſchon jehr häufig auf dem Lande von Landwirthen zu ihrem eigenen 
Bedarfe in jelbft errichteten Ziegelofen theilmeije mit Tagelöhnerkraͤften Ziegel 
gebrannt werben, die in Bezug auf Dauerhaftigkeit und äußere Wohlgeftalt 
nichts zu wünihen übrig laſſen. 

Es wird hiernad dem hohen Haufe 

ber Mebergang zur Taged-Ordnung 
empfoblen. 
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M. 


Referent: 
Abgeordneter Kießling. 
— ——— — 


Der Faͤrber Ludwig Kulke zu Jutroſchin bei Rawicz beflagt ſich in Journ. IL Nr. 277. 
der au das Haus der Abgeordneten gerichteten Petition vom 30. Januar c, 
darüber, daß das Geſchäft, welches er feit 35 Jahren betreibe, durd die Kons 
kurvenz der Kattunfabrifen, deren Waaren von Haunfirern unter dem Lands 
volf abgeſetzt würden, außerordentlich benadtheiligt werde, insbejendere aber 
bejhwert er fih darüber, daß die Konkurrenz einer zweiten Färberei in 
feinem Welmort feine Lage von Jahr zu Jahr verihlimmere und nad 
gerade umrträglih mache. Der Befiger dieſer zweiten Färberei, Haake, 
fei zwar vor 9 Jahren gefterben, feiner binterlaffenen Wittwe jedech geftattet 
werden, die Färberei fortzuiegen. Sie befige aber nebenbei noch eine Schank— 
wirthicaft, zw Der eine rentable Kegelbahn gehöre und ihr zweiter wohlha— 
bender Ehemann betreibe das Müllergewerbe, Eo käme es denn, daß in 
einer Familie drei verichiedene Gewerbe ausgeübt würden. 

Petent führt an, daß er fih vor ſechs Jahren mit der Bitte, jener Ras 
milte die Fortiegung der Färberei zu unterjagen, an den Magiftrat feines 
Wohnort gewandt habe, aber aus dem Grunde, daß dieſes Geſchäft für 
Rechnung der minorennen Erben fortgejegt werden dürfe, mit feiner Klage 
abgewiejen worden jei. Die Königlihe Negierung zu Pofen, an melde fid 
Petent darauf gewandt, habe ihn nady Ausweis der der Petition im Driginal 
beigelegten Verfügung vom 19. Juli 1853 dabin bejdieden, daß jene Färberei 
auf Nehnung der minorennen Erben des Verftorbenen durch einen Färber, 
welcher das Färbereigewerbe bereits vor Erjcheinen des Geſetzes vom 17. Sas 
nuar 1845 jelbftftändig ausgeübt bare, betrieben werde, ein ſolches Verfahren 
nad den geſetzlichen Beltimmungen volftändig zulälfig und die darüber ers 
hobene Beſchwerde deshalb unbegründet ſei. Endlich jei ibm auf Beſchwerde 
bei dem Königlichen Staats-Miniſterium durch die ebenfalls im Original ter 
Petition beigelegte Berfügung der Königliden Regierung zu Pojen vom 
5. Mai 1859 der Beſcheid geworden, daß der Herr Minifter für Handel ıc. 
feinen Anlaß zur Abänderung obiger Verfügung finde, da aud die neuerdings 
angeftellten Erörterungen ergeben hätten, daß die thatſächliche Boransfepung, 
welche jenem Beſcheide zum Gruude gelegen, auch jept noch gleihmäßig zur 
Geltung fommen müßte. 

An dieſen thatſächlichen Bortrag Inüpft nun Petent folgende drei Ans 
träge: 
Ein hohes Haus der Abgeordneten wolle beſchließen und zum Ges 
jep erheben, 

a) daß eine Perjon nicht drei Gewerbe betreiben darf, wodurch 
ein Anderer am Orte benadtheiligt wird, felbft auh dann 
nicht, wenn er nachweiſt, daß er Die Gewerbe durch einen ge» 
prüften Gejellen betreibt; 
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b) überhaupt Niemand ein Gewerbe betreiben darf, weldes er 
nicht gelernt bat; 

ec) daß, da die Färberei in ihrer Art jo ſeht berabgefommen 
ift, in den Heinen Städten unter 2,000 Seelen nur höch— 
ftens nothdürftig ein Färber feine Eriftenz baben kann, und 
au dann nur mit großen Entbehrungen begleitet die Abs 
gaben zu bezablen im Stande ift, ſich nicht noch cin zweis 
ter Färber etabliren darf, Damit wide beide PVertelleute 
werden. 

Bormell bat Petent Alles getban, was zur Erlangung feiner Wünſche 
hätte führen fünnen, in der Sache jelbft aber find feine Anträge, weil mit 
ber beſtehenden Gewerbe-Geſetzgebung unvereinbar, nicht zuläſſig. 

Abgejeben davon, daß nad der beigebrachten Verfügung der Königlichen 
Negierung zu Pofen vom 19, Juli 1853 die Färberei des verftorbenen Ken— 
furrenten von einem beſondern Werkmeiſter, einen Färber, und nicht von dem 
zweiten Ehemanne der nadızelaffenen Wittwe betrieben wird, die thatſächliche 
Auslaffung des Petenten alio nicht richtig it und der Antrag ad b. von jelbft 
fi erledigen muß, jo beftimmt 

ad a. der Petition, der $. 13. des Geſetzes vom 17, Januar 1845: 

Der gleichzeitige Betrieb verjchiedener Gewerbe ift je— 
dem geitattet, ſoweit nicht bejundere gejeplihe Vorſchriften 
eine Beſchränkung anordnen. 

ad b. beſtimmen die 88. Gl. und 62. ibidem: 

$. 6:. Die Befugniffe zum Gewerbebetriebe können durd) 
Siellvertreter ausgeht werden; dieſe müſſen jedoch nicht 
nur den für dem ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb im Allge— 
meinen, jendern aud Den für das in Nede ftebende Ges 
werbe insbejondere vergeihriebenen Grforderniffen genügen. 

8. 62. Nach dem Tode eines Gewerbetreibeuden darf 
das Gewerbe für Nehnung der Wittwe währen? des Mitt» 
wenftandes, oder wenn minderjäbrige Erben vorhanden find, 
für deren Rechnung durch einen nah $. 61. qualifizirten 
Stellvertreter betrieben werden. 

ad co. verftebt es fih von jelbjt, daß Den Gewerbetreibenden, aljo aud) den 
Färbern, überlaffen bleiben muß, fih da niederzulaffen, wo er Beſchäftigung 
und Erwerb zu finden glaubt. Die Beihränfung von Gewerbetreibenden auf 
eine beftimmte Zahl für einen beftimmten Ort ift der Gewerbe-Gefepgebung 
fremd. 

Demnach ſchlägt die Kommijfion dem hohen Haufe vor: 

über bie Petition des Färbers Ludwig Kulfe zur Zages-Drbs 
nung überzugeben, 








N. 


Referent: 
Abgeordneter Kiefling. 
ET 


Die Müller-Innung des Ruppinſchen Kreiſes, repräfentirt dur mindes Journ. IL, Nr. 279. 
ftens 50 Mitglieder, fchildert im einer Petition vem 26. April 1859, melde 
wegen Schluſſes der verjährigen Sitzung nicht mehr übergeben, jept aber wieder 
aufgenommen und dem Haufe ter Abgeordnetin überreiht worden ift, die 
Uebelftände, die durch Aufhebung der nad der Allerhöchſten Kabinets:Orbre 
vom 23. Dftober 1826 angerrdneten Grmittelung der Berinfnißfrage bei der 
Anlage von neuen Müblenwerken entitanden jeien. Die Petenten erwähnen, 
daß jeit Dieier Aufhebung in vielen Städten und Dörfern Mühlen-Etabliſſe— 
ments zum Theil von großem Unfange und in folder Anzabl eutitanden feien, 
daß die Griftenz nicht allein der neueren, ſendern aud in Folge der einges 
tretenen, Das Bedürfniß bei weitem üferfteigenden Kenlurrenz der älteren 
Mühlen, welde iden ver dem Sabre 1826 Leftanten, auf's Hödfte gefährdet 
fei, fo daß Schon viele Müblenbefirer das Opfer nen entftandener Mühlen ges 
worden wären, andere in der höchſten Dinitigfeit lebten, nicht mebr die Abs 
gaben, Zinjen und Feuerkaffengelter neben den Ausgaben für tie Unterbals 
tung der Mühlenwerke zu erfchwingen vermödten. Bei dieſer großen Kala— 
mität wären netbwendige Eubbaftatienen und freiwillige Veriußerungen die 
oftmalige Folge, ja der Verdacht ſei ſegar ſchen eniftanten, daß in den häu— 
figen Müblenbründen zurüdgelimimene Bifiger ein Mittel zur Abhülfe ihrer 
Berrängniß gelucht hätten. 

Die Petenten find der Anfidt, daß ſchen die Hälfte Diefer Mühlen, na» 
wientlid der in übermäßiger Anzabl entftandenen neuen Windmühlen, zur Bes 
friedvigung des Bedürfniſſes ausreidend jein würden; daher wäre es auch nicht 
zu verwundern, daß viele Diefer Diüblen zeitweile wicht im Betriebe feien und 
die Befiger derfelben mit Neth und Errgen zu Fimpfen hätten, Die älte— 
ren ihon zur Zeit des Mahlzwanges verbanden geweſenen Mühlen fönnten 
mit den in Der Neuzeit entftandenen um jo weniger fonfurricen, als fie mit viel 
bedeutenteren Örundabgaben an Körnern und baarem Gelde brlaftetjeien, während 
legtere nur die jenen ebenfalls aufgelegte Gewerbefteuer zu entrichten hätten. Dazu 
komme noch, daß die älteren Mühlen mit bedeutenden Geldepfern Umänderungenund 
Berbeflerungen ihrer Werke verzunebmen gezwungen geweſen feien. Wo in feltenen 
Fällen Verlufte wegen Aufbebung des Mahlzwanges anerkannt und dethalb Ent» 
ſchädigungen gewährt worden feien, babe tie Bedürfnißfrage zur Fefiftellung 
ber Entidhädigungen gedient. Nach Aufbebung der Bedürfnißfrage, wenn aud) 
folgerecht eine weitere Eutſchädigung hätte erwartet werden dürfen, ſei eine 
ſolche nicht gewährt worden, obihen die Grund: Abgaben, welde mit Nüdficht 
auf den, den Mühlen vom Etaate gewährten Edup übernemmen jeien, eine 
Verminderung nicht erfahren hätten, fondern aud jetzt noch in ten meiften 
Fällen in ter urfprüngliden Höhe zu entrichten feien. Die Befiger der nad 
Aufhebung der Berürfniffrage entftandenen neuen Müblenwerfe könnten ferner 
auch nicht beftchen, wenn die Erbauung neuer Mühlen nicht beihränft oder 
die Erbauer genöihigt würden, einen verhältnißmäßigen Theil der auf den 
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beftehenden Mühlen ruhenden Grund- Abgaben zu übernehmen. Es ſei daher 
nur folgerichtig, wenn die Errichtung neuer Mühlen Anlagen dur die Wies 
dereinführung der Bedürfnißfrage auf das richtige Maß zurüdgeführt werde. 
Der etwaige Einwand, daß Dadurd das Prinzip der allgemeinen Gewerbefreis 
beit verlegt werden würde, dürfte wohl bei Mühlenwerfen nicht Plap greifen, 
da der Mühlenberrieb auf ganz andern Grundlagen berube, ald der Betrieb 
irgend eines andern Geſchäftes. Der Müller ſei an das Grundftüd und deſſen 
Gtablifjement gebunden, jeder andere Gewerbtreibende fünne aber jein Geſchäft 
an jedem ihm beliebigen Ort betreiben und nörbigenfalls jegar von einem Haufe 
zum andern verlegen. Die Mühlenwerke bevürften daher des beionderen 
Schußes des Staates, wie fie ihn früher auch beieffen hätten und es erichiene 
daher billig, Daß die Befiger neu entftandener Mühlen einen Theil der, auf 
den älteren Mühlen rubenden Grund» Abgaben, mie dies bei Parzelirungen 
von Örundjtüden ebenfalls geſchehe, übernähmen. 

An diefen Vortrag knüpfen die Perenten den Antrag: 

Das bobe Haus der Abgeordneten wolle die Wiedereinführung der 
Revürfnißfrage bei Grrichtung neuer Müblenwerfe und eventualiter 
die Vertbeilung der auf den älteren Mühlen rubenden Grunds 
Abgaben für nöthig eradten und dieſe Petition der Königlichen 
Staats-Regierung zur geneigten Berüdfichtigung empfehlen, 

Die mit der Vorberathung Diefer Petition betraute Kommiſſion fonnte 
das Verlangen der Petenten in feiner Beziebung für gerechtfertigt erachten. 
Die Petition fteht mit den Prinzipien der allgemeinen Gewerbefreibeit im Die 
reftem Widerſpruche. Allerdings bat die frühere Gejepgebung gewiſſen gewerb⸗ 
lichen Anlagen einen bejonderen Schup mit Nüdfiht darauf angedeiben lajs 
fen, daß dieſe Anlagen mit dem Befig beverzugter Grundftüde verbunden unb 
ein Ausfluß dieſer Beoorzugung waren, Indeſſen ift dieſer Schutz mit der 
Aufhebung jener Beverzugungen von felbft auf legislateriihem Wege gefals 
len und ſoweit woblerworbene Nedte dadurch beſeitigt find, aud die nöthige 
Entibädigung gewährt worden. 

Daß demungeachtet beurigen Tages die Refiger von Müblengtundſtücken, 
eutgegen der allgemeinen Gewerbes Gejebnehuug, mod eine erzeptionelle Stellung 
zu beanſpruchen beredtigi jein Sollten, wie Pelenten vermeinen, kann unter 
feinen Umftänden zugegeben werden. Cine gleihe Stellung. würden alle dies 
jenigen Gewerbe, weldye zu ihrem Betriebe dauernde, mit Grund und Boden 
mehr oder minder verbundene Anlagen erfordern, beanipruden fünnen, Die 
Gewerbe-Geſetzgebung madıt aber feinen Unterſchied zwiſchen ſolchen und anderen 
leicht verlegbaren Gewerksſtätten. 

Demnach kann die freie Koukurrenz im Betriebe des Müllergewerbes, ſo— 
wie bie nöthige Errichtung der hierzu erforderlichen Anlagen, einer Beſchrän— 
fung nicht unterworfen werden und damit erledigt ſich der erſte Theil des Aus 
trages der Petenten. 

Bei ber Beurtheilung des eventuellen Petitums war Die Kommilfion 
nod weniger im Stande eine Berchtigung deffelben anzuerfennen. Dajs 
jelbe beruht auf einer vollftändigen Verfennung der Natur der auf älteren 
Mühlenwerken rubenden Grund» Abgaben, die nit fowohl aus Dem 
ftaatlidhen, als vielmehr aus dem gutsherrlihen Nerus herftammen und in jo 
fern fie noch in natura oder in Geldrenten auf den Mühlen haften, der Gutör 
berrihpaft, nicht aber dem Staate als ſolchen gegenüber beftehen. Wie für 
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die Aufbringung folder Abgaben die neu zu erridtenden Mühlen mit heran— 
gezogen werden follen, ift in der That nicht abzuieben. Der praftifchen Uns 
ausführbarfeit des Repartitiens-Medus fteht der Mangel jedes Rechtsgrundes 
zur Seite. Wenn Petenten in der Nepartition der Abgaben bei Parzellirungen 
von Grundftüden ein Analogon zu finden glauben, fo überjehen fie dabei, daß 
das zu parzellirende Grundſtück mit allen feinen Theilen fir die G-fammtheit 
der Abgaben aufzufommen bat. Nimmermehr aber wird eine neu entftandene 
Mühle zu der beiafteten alten Mühle in dem Verhältniß fih befinden, wie 
die abgetrennte Parzelle zum Neftzrundftüde. Auch die Behauptung, daf die 
alte Mühle um besbalb mit der neuen nit Bonfurriren fünne, weil jene 
außer ber, beiden gemeinichaftlidh aufgelegten Gewerbeftener noch die Abgaben 
von Körnern oder baaren Renten zn tragen babe, kann nicht für zutreffend 
erachtet werden. 
Aus diefen Gründen fonnte die Kommiifion auch den eventuellen Antrag 

nicht befürworten, fie ichlägt vielmehr dem hohen Haufe vor: 

über die Petition der Müller-Innung des Ruppinichen Kreiſes 

zur Tages: Ordnung überzugeben. 


0. 
Referent: i 
Abgeordneter Reimer. 
— r—— — 

Der Schiffer Seedorf und Genoſſen zu Himmelpfort bei Lychen und 
die Schiffer Uppenthal und Genoſſen zu Bredereiche wenden ſich in zwei, 
ſewohl in der Begründung als in ihren Anträgen weſentlich übereinftimmenden 
mit zahlreichen Unterſchriften verſehenen Petitionen an das Haus der Abgeord— 
neten, um die Beſeitigung einiger auf den Schifffahrts-Verkehr auf der Havel 
febr förend einmwirfenden Webelftinde berbeizufübren. 

Die Petenten führen aus, der Schifffahrts-Verkehr auf der Havel über das 
Zollamt Bredereiche, der früber nur jehr unbedeutend geweſen fei, habe heit 
einigen Jahren einen foldyen Umfang gewonnen, daß er wohl die Beachtung 
ber Regierung verdiene, der er durch den lebhaften Verkehr mit Mecklenburg 
wicht unbedeutende Einnahmen zuführe; der Verfehr würde aber ein bei weis 
tem größerer fein, wenn für eine geregelte MWafferftraße geforgt wäre. Zwar 
würden alljährlib für die Inftandhaltung der Havel anſehnliche Geldfummen 
verwendet, aber nur mit geringem Nutzen für die Körderung des Berfehrs, 
weil auf diefem Theil der Havel ficher nie ein genitzendes Fahrwaſſer herzu— 
ftellen fein würte, und ganz bejonders auch, weil die Art, in welcher bisher 
bie über bie Regelung der Schifffahrt auf der Bredereich'ſchen Havel gegebe 
nen Beftimmungen zur Ausführung gebracht würden, für die Schiffer mit zu 
großem Aufentbalt und zu vielen Nebenkoften verbunden ſei. — Es ſei näm— 
li vie Havel unterhalb Bredereiche mit belatenen Käühnen von 2 Fuß 4 Zoll 
Ziefgang nur dann paffirbar, wenn von Eeiten des Müblenbefigers zu Brer 
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dereiche ein iogenanntes Freiwaſſer gegeben würde,‘ ffür welches“ deriefbe nad 
$. 6. des Regulaties der Königlichen Regierung zu Potsdam vom 28. Oftge 
ber 1840 eine Entſchädigung ven den Schiffern zu verlangen berechtigt ft, 
über weldye fi diefe mit ihm im freier Mebereinfunft zu einigen haben. T 

Der $. 1, des gedachten NRegulativs vom 28. Dftober 1840 lautet: 
„Kein Kabn, welder zur Befahrung der Havel unterhalb der Brevereich’ichen 
Schleuſe beftimmt ift, darf tiefer im Wafler geben als 2 Ruß 4 Zoll, wenn 
er mit Freiwaſſer fortgeihafft werden fell, un? als einen Fuß, wenn er ohne 
Freimaffer fortkommen ſoll.“ 

Die Ladungstiefe von 1 Fuß, ſager die Petenten, könne nur auf leere 
Zillen Anwendung finden, da leere Kühne mindeftens 1 Fuß und 2 Zol ein» 
tauchen; ed fönnten demnach ſelbſt leere Schiffsgefäße die Havel ohne Frei» 
wafjer dem Negulativ zufolge gar nicht paifiren, während dies in der That 
bei gewöhnlichem Mahlwaſſer meiftens ſehr wohl mö;lich fei. Und da ferner 
im $. 6. des gedachten Regulativs beftimmt ift: 

„Solden Sciffern, welde ſich mit dem Befiger der Mühle 
zu Bredereiche wegen Freiwaflers nicht geeinigt haben, kann zwar 
auch an ſolchen Tagen, an welden Freiwaſſer gegeben wird, die 
Durchſchleuſung jowie Die Fortfegung der Fahrt nicht verweigert 
werden, indeß Dürfen ihre Kähne nicht tiefer im Waffer geben 
ala im $. 1. für den Ral beftimmt ift, daß ohne Freiwaffer 
gefahren wird," 

fo leuchte biernad ein, daß der zeitige Mühlenbefiger allein über ihre Weiters 
fahrt zu beftimmen babe, da es Kähne von nur einem Fuß Tiefgang nicht 
gäbe, 

Mat nun die dem Mühlentefiger "zu gewährende Entſchädigung betrifft, 
fo ſei ſeit Erlaß des Regulativs bis zum Jahr 1856 für jedes beladene Fahre 
zeug ein Waflergeld von 10 bis 12} Egr. gezahlt worden, und nur wenn 
fehr wenig Kähne zu befördern geweien jeien, habe der damalige Mühlen» 
meifter Schmidt für einen Kreiwaflertag 5 Rthlr. als Entſchädigung für 
den an dieſem - Tage einzuftellenden Müblenbetrieb gefordert, eine For— 
derung bie billig und amgemefjen erideinen dürfte Dagegen babe der 
jepige Befiger der Bredereider Mühle Baer bereits im Sabre 1857 
feine Forderung der Art gefteigert, daß er für ein die Havel abwärts 
fahrendes beladenes Fahrzeug (Kabn oder Zille) 20 Sgr., aufwärts einen Tha— 
ler nabm, 1858 nahm er für ein abwärts fahrendes Fahrzeug 1 Rihlr., aufs 
wärts 14 Rtblr., und im Sabre 1859 abwärts 2 Rthlr., aufwärts 3 Rihlr. 
Oft bliebe es aber aud) bei diejer Forderung nicht, denn feien z. B. nur wenig 
Fahrzeuge fortzuichaffen, jo ftelle ihnen ꝛc. Baer frei, entweder jeder fünf 
Thaler und noch mehr zu bezahlen oder liegen zu bleiben. Für das Jahr 
1860 wolle Baer, wie er ſelbſt fi aegen die Petenten ausgeiprohen, fünf 
Thaler für jedes Fahrzeug haben. — Da das von ten Ediffern zu zahlende 
Geld dem Sinne des Negulativs nad de nur eine Entſchädigung dafür fein 
fol, daß der Mühlenbefiger an dem Freimafjertage nicht mablen könne, fo 
erjdheine die Korderung des Baer übertrieben, da er gewöhnlid 30 bis 50, 
au 60 und mehr Thaler an einem Tage für Freimaffer vereinnabme In 
dem verflofjenen Sabre babe Baer für etwa 60 bis 70 Freiwaffer, wie bie 
Petenten aus Brebereihe annehmen, 1,800 Rthlr., nah Angabe der Pe 
tition aus Himmelpfort beinahe 2,000 Niblr. eingenommen. An eine ben 
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Verbältniffen entſprechende billige Einigung mit dem Baer jei aber gar nicht 
zu denfen, der Stiffer möge bitten, jo viel er wolle, er müfje zahlen was 
Baer verlangt, oder, wenn er nicht im Stande fei, das Geld aufzubringen, 
in Bredereihe liegen bleiben. Bor zwei Iahren jei es vorgefommen, daß der 
Holzhändler Cahnheim zu Berlin für einen einzigen Transport Floßhölzer 
60 Rthlr. Waffergeld babe zablen müſſen. 

Nicht minder ftörend als vie hoc gefteigerten Fordernngen des jeßigen 
Müblenbefigerd fei es aber für den Schifffahrts-Verlehr, daß nad $. 6. des 
gedachten Negulatiss uur der Sonntag und der Mittwoch als diejenigen Tage 
bezeichnet find, an welhen gewöhnlich Freiwaffer gegeben werden folle. Da ber 
Mühlenbefiger Baer an Sonus und Fefttigen feine Mühle doch außer Ber 
trieb halten müſſe, jo wählejer gerade dieſe Tage zum Freiwaſſergeben und es 
müßten deshalb Schiffer, welche mit ihren Fahrzeugen jhon am Montag in 
Bredereihe anfommen, oft bis Sonntag liegen bleiben, weil ihnen an andern 
Tagen fein Freiwaſſer gegeben werde. Da dann am Sonntag oft 20 Kähne 
und mehr fortzuihaffen jeien, und zur Kortihaffung der beladenen Schiffs— 
gefäße meiftens 80 bis 100 Menihen aus den Dörfern Himmelpfort, Bres 
bereihe, Zoozen, Beutel und Röddelin erfordert würden und dieſe oft von 
Morgens 4 Uhr bis ſpät in Die Naht zu arbeiten hätten, jo würden alle dieje 
Leute, den Beltimmungen’wegen der Sonntagsheilighaltung zumwiver, dem ots 
tesdienfte entzogen und es babe dies auch erſt kürzlich die Beſtrafung einiger 
Floßführer zur Folge gehabt. Der Sonnabend dürfte er geeignetſte Tag zum 
Freiwaſſergeben ſein. Wegen diejer Uebelitinde hätten fi) bereits vor zwei 
Fahren die Schiffer Seedorf und Genofjen zu Himmelpfort an die Königs 
lihe Regierung und den Minifter v. Naumer mit der Bitte um Abhülfe 
gewendet, ohne daß ihnen eine Antwort darauf zu Theil geworden jei. Des— 
halb wendeten fie fi jegt direft an das Haus der Abgeordneten mit ber 
Bitte, eine Aenderung des gedachten Regulatios dabin zu erwirfen, daß: 

1) als Minimum ver Ladungs- oder Cintauhungstiefe für Schiffse 
gefäße, welche ohne Freiwaſſer die Hasel befahren, 1 Fuß 2 300 
gegeben werde, da mit diejem Tiefzang ſelbſt bei der waſſerärm— 
ften Zeit die Havel befahren werden kann, 

2) das ſtatt des Sountags der Sonnabend zum Freiwaſſergeben bes 
ſtimmt werde, 

3) daß die Entihidigung für das Freiwallergeben nicht der Wilfür 
des ac. Baer überlafien bleibe, 

4) die ohne Freiwaller zu gewährende Lıdunystiefe, dem jedes« 
maligen Waſſerſtande angemeifen, von dem Schleufenmeifter zu 
Bredereihe beſtimmt werden möge, 

oder wenn die hier ausgeiprohenen Wünſche nicht zu reafifiren fein follten, 

5) der Staatd-Negierung die Wiederaufnahme des Projekts eines Ka— 
nalbaues von Lychen nad Templin zu empfehlen, 

Zu den einzelnen Punkten der vorliegenden Petitionen erflärte der Herr 
RegierungssKommilfarius: 

ad 1. Der obere Theil der Havel zwiihen Bredereihe und Zehdenid 
babe in der Ringe von circa 34 Meilen ein Gefälle von circa 124 Zus, 
wooon allein 9 Fuß in der oberiten 1, Meilen langen Strede dicht unters 
halb der Bredereiher Schleufe laͤgen. Diejes bedeutende Gerälle fei die Urs 
ſache, daß die Havel bier mit einer ſehr beträchtlichen Geſchwindigkeit forte 


32 


fließe und bei verhältnißmäßig geringer, durd den Betrieb der Bredereicher 
Mühle bedingter Waſſermenge nicht ausreihende Tiefe für die Schifffahrt 
mit dem auf der Havel font gebräudliden Fahrzeugen gewähre. Diefe Ume 
finde hätten häufig zur Folge gehabt, daß tief beladene Schiffe über bie 
feihten Stellen nicht fortlommen fonnten und durch ibr Liegenbleiben die 
Förderung der flacher gehenden Fahrzeuge ebenfalls bemmten, Die Schiffer 
juchten fih nun dadurd zu belfen, daß fie von dem Befiper der Bredereicher 
Mühle gegen Bezablung Freiwaſſer nähmen, wodurch eine vorübergehende 
Anſchwellung des Unterwaflers bewirkt und damit die Kühne über die ſeichten 
Stellen biuweggeführt würden; es habe aber auch dieſes Ausfunftsmittel eine 
geregelte Schifffahrt nicht berbiigeführt, da demungeachtet einzelne zu tief 
beladene Schiffe in der Fahrt liegen blieben und das Fortkommen ber übri» 
gen Schiffe hemmten. Dieſe Umftinde bätten die Regierung zu Potsdam 
zum Grlaß des Regulativs vom 28. Ditober 1840 veranlaft, wonach bie 
mit Freiwaſſer jchwimmenden Kähne nicht tiefer als 2 Sup 4 Zoll, die 
ohne Freiwaſſer aber nicht tiefer als 1 Fuß im MWafjer gehen dürften. Diefe 
Maße jeien damals nad jorgfältiger Etwägung und unter Zuziehung nnd 
Buftimmung der vernemmenen Schiffer feflgeiept worden. Nad einem Be» 
richt der Regierung vom 22. Juni 1841, der in Folge einer Beſchwerde meh— 
rerer Schiffer über obige Feſtſetzung erftattet worden, ſei indeffen anerkannt 
worden, daß es ftatthaft fei, in wallerreicher Zeit ein größeres Maß der Ein» 
tauchung für die ohne Freiwaſſer gehenden Kähne nachzulaſſen, und daß die 
Befugniß eine Abweihung von den betieffenten Vorſchriften des Neyulativs 
den Zolämtern zu Brebereihe und Zehdenick einzuräumen fein möchte. Dars 
auf ſei die Negierung ven Seiten des Miniſteriums angewiejen worden, nur 
in wirflih dringenden Fällen auf das Maximum der Einſenkung der Schiffs— 
gefäße von 1 Fuß zu halten und bei günftigen Wafferftinden das Kortfoms 
men der Schiffe ſoweit als zuläjig zu erleichtern, Die Steuerämter jeien 
biernad; mit der nöthigen Anweiſung verieben und die Alten ergäben nicht, 
daß feit jener Zeit Beſchwerden über das Negulatio von 1840 erheben wors 
den feien. Wenn nun die Petenten behaupteten, daß Die Havel mit dem 
größeren Tiefgange von 1 Auf 2 Zei ſelbſt in wafjerärmfter Zeit befahren 
werden fünnte und das Regulativ daher in diefer Beziehung abzuindern jei, 
fo feien doch desfallfige Anträge bei dem Minifterium wicht eingegangen, und 
Die Petenten würden daher zunächſt bei der Negierung zu Potsdanı Abhülfe 
ihrer Beſchwerde nachzuſuchen gehabt haben, 

ad 2. Die Erfüllung des Wunſches, daß ftatt des Sonntags der Sonn« 
abend zum Freiwaflergeben beftimmt werden möge, würde nur im Wege des 
freien Uebereinfommens mit dem Mühlenbefiger, nicht aber im Wege polizeis 
liher Anordnungen, herbeizuführen fein. In $. 6. des Regulativs feien die 
Zage, an welchen Freimaffer gegeben werden würde, von dem Waffervorrath 
oberhalb der Bredereich'ſchen Mühle abhängig gemacht, mit dem Bemerken, 
daß Died gewöhnlid am Sonntage und Mittwoch der Fall fein werde. Ob 
nun in neuerer Zeit das Freiwaljergeben lediglich auf den Sonntag beſchränkt 
worden jei, jei hier nicht befannt; auch dieſerhalb würden die Petenten zunächſt 
an die Negierung zu verweilen jein. 

ad 3. Das Berlangen, daß die Eutſchädigung für das Freimaffergeben 
nicht der Willfür des Mühlenbefigers Baer überlaffen bleibe, ſei ſchon mehr- 
fa in Erwägung gezogen und namentlich auch erörtert worden, ob die Ger 
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rechtſame bes Mühlenbefigers vom Stante zu entihädigen und demnächſt von 
ben Schiffern eine beftimmte Abgabe zu erheben jei. Die dem Mühlenbefiger 
zu gewährende Entihädigung fei im Sabre 1843 auf jührlih 720 Rthlr. 
ermittelt worden, und bei der Annahme, daß jährlid etwa 1000 beladene 
Fahrzeuge die Brevereiher Schleufe palfiren, jedes Schiff aber eine Abgabe 
von 124 Sgr. entrichten könne, würde die Staatskaffe einen jährlichen Zuſchuß 
von circa 300 Rthlrn. zu leiften gebabt baben. Auf den desfallfigen Bericht 
der Regierung vom 20. Januar 1843 ſei unterm 19. Februar 1843 der 
Beſcheid ergangen: „daß Anftand genommen werden müfle, die Uebernahme 
ber Entibädigung für das Freimallergeben ohne Weiteres zu genehmigen zu 
mal der Damit verbundene Ausfall für die Staatskaſſe von 300 Reihlru. jährlich 
mit Rückſicht auf die geringe Erheblichfeit des dortigen Scifffahrtsverfehrs 
nicht unbedeutend erjcheine.” (Im den Jahren 1834—1836 ieien im Durd)- 
ſchnitt jäbrlih 2571 Schiffe, leer und beladen, 1854—1857 vagegen nur 
1503 Schiffe jährlich durch die Bredereiher Schlenſe gegangen, dagegen babe 
die Holsflößerei bedeutend zugenommen.) 

Ob und welde Entihädigung gegenwärtig dem Müblenbefiger Baer vom 
Staate zu gewähren und welde Abgabe von den Schiffern zu erheben jein 
würde, müßte weiteren VBerbandlungen vorbehalten bleiben. 

ad 4. Dem Antrage der Petenten, die ohne Kreimaffer zu gemährende 
Ladungstiefe dem jedesinaligen Wafferftande angemelfen dem Schleujenmeis 
fter in Brevereiche beftimmen zu laſſen, ſei durch die ad 1. erwähnte Ans 
weilung der Regierung anſcheinend dahin entiproden worden, daß die Steuer 
ämter zu Bredereihe und Zehdenick dieſe Beitimmung zu treffen baben. 

ad 5. Das Projekt eined KRanalbaues von Lychen nah Templin fei im 
Jahre 1858 angeregt und das Terrain duch Sachverſtändige in verjchiedenen 
Richtungen unterjucht worden. Die Kanalifirung ber Havel jelbft, durch An« 
legung einer Schleuſe zwiſchen Brevereihe und Zehdenid, werde durd den Um— 
ftand behindert, daß das rechte Ufer der Havel unterhalb Bredereiche auf circa 
2 Meilen Linge zum Großberzogtbum Medienburg- Strelig geböre und jeiner 
niedrigen Kage wegen eingedeicht werden müßte, bierzu aber die Einwilligung 
der Uferbefiper vorausfichtli nicht zu erlangen jein würde. 

Um nun beurtbeilen zu fünnen, ob und mit welden Koften eine Kanals 
anlage zwiſchen Lychen und Templin ausführbar jei, jei die Regierung zu 
Potsdam mittelft Verfügung vom 24. Auguſt 1858 angemiejen worden, die 
nöthigen Vorarbeiten ausführen und ein Projekt nebſt Koftenüberichlag aus 
arbeiten zu lafjen, demnächſt aber mit dem Kreife Templin resp. mit den 
betbeiligten Adjacenten darüber zu verhandeln, ob und unter welden Maße 
gaben diejelben die Ausführung der Anlage, zu der ber Staat unter Um— 
ftänden durch Gewährung einer angemefjenen Neubau-Prämie Beibülfe leiften 
tönnte, zw übernehmen bereit jeien. Nach einer Anzeige der Regierung vom 
9. Februar d. I. jeien nun zwar die Vorarbeiten zur Aufftellung des Pros 
jetts ausgeführt, die leptere babe jedoch in Folge einer Erkrankung des damit 
beauftragten Wafferbau-Infpeftors eine unerwartete Berzögerung erlitten, jedoch 
fei die Einreihung des Projekts in mächfter Zeit zu gewärtigen. 

Die Kommilfion meinte über die von dem Herrn Regierunge-Kommiffa- 
rius angeregten formellen Bebenfen, daß Die Anträge der Petenten ad 1. und 
2. zunächſt bei der Königlihen Regierung zu Potsdam anzubringen gemelen 
wären, binweggeben zu fünnen, da die Petition feine perjönliden Beichwerden 
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enthalten, jondern im Weſentlichen darauf gerichtet find, den jegt ſehr beſchwer⸗ 
lien Schifffahrts-Verlehr auf der obern Havel zu erleichtern. Die Klagen 
der Petenten über den fangen Aufenthalt und Die erheblichen von Jahr zu Jahr 
gefteigerten Koften, welche ihnen dadurch entftehen, daß fie der Willfür des 
Diühlenbefigers zu Bredereiche völlig preisgegeben find, fchienen der Kommile 
fion jo begründet und die Bitten, daß ihnen anf eine oder die andere Weiſe, 
durch den beantragten Kanalbau oder durch ein von Seiten der Königlichen 
Regierung zu vermittelndes fejtes Abkonımen mit dem Mühlenbefiger zu Breder« 
eiche, geholfen werben möchte, jo gerechtfertigt, daß fi die Kommiſſion zu 
dem Beſchluſſe einigte, dem hoben Haufe zu empfehlen, 

die beiden vorliegenden Petitionen der Staatö-Regierung zur Ber 

rückſichtigung zu überweiſen. 


P. 


Referent: 
Abageordneter Pinder. 
—rtit — 

Der Magiſtrat zu Oranienburg beſchwerte ſich bereits im vorigen Jahre 
in einer durch den Abgeordneten Marbis (Barnim) eingereichten Petition 
darüber, daß gegenwärtig die Stadt-Kommune Oranienburg von Seiten der 
Königlichen Berwaltungd» Behörden angebalten werde, den von Dranienburg 
nad) dem Dorfe Schmachtenhagen führenden Kommunifations: Weg, der Königse 
weg genannt, in Stand zu ſetzen, obgleich dieſer Weg vor mehr ald 200 Jah— 
ren zur Benupung des damals in Oranienburg refidirenden Hofes angelegt, 
feitdem immer als Cigenthbum des Königlichen Demainen-Fiskus betrachtet 
und ven legterem unterhalten, auch durd Abholzung der von Zeit zu Zeit 
abgefterbenen Alleebäume benupt worden jei. 

Diefe Petition fam im vorigen Jahre wegen des Schluſſes der Seſſion 
nit zur Beſchlußnahme des Abgeerdnetenhauſes und ift deshalb unterm 
9. Diärz c. demſelben abermals Durd den Abgeordneten Mathis (Barnim) 
überreicht worden. 

Der Magiftrat führt an, daß die dagegen bei den Berwaltungs-Behörden 
erhobenen Beichwerten erfolglos geweien, und felbft eine an des Prinzen Mes 
genten, Königliche Hoheit, gerichtete ISmmediate Borftellung feine Abhülfe er- 
langt habe, indem diefelbe dem Herrn Handels» Minifter zugefertigt worden 
fei, von weldem die Kommune ſchon früher „durch Judikat zur Unterhaltung 
dieſes Weges verpflichtet werden“, wogegen ihr zwar ber Rechtsweg zuftehe, 
welchen fie aber nicht gern einjchlagen wolle, vielmehr mit Rüdfiht darauf, 
daß Die Wege-Ordnung augenblidlih Gegenftand der Berathbung in den 
„Kammern“ fei, die Bitte ftelle: 

Veranlafjung zu nebmen, daß diefe Angelegenheit von der Staats» 
Negierung dahin regulirt werde, daß bie Kommune von ber 
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Unterhaltungspflicht des Königsweges nad wie vor befreit bleibe, 
event. zur Uebernahme und erften Herftelung mindeftens aus 
Gründen der Biligfeit eine Unterftügung bewilligt werde, indem 
Fisfus in den legten Jahren zur Befjerung des Weges gar nichts 
getban habe, 

Abgejehen von dem Irrthum in der als Motiv für die beauſpruchte Vers 
mittelung des Haufes ausgeiprohenen Vorausſetzung, daß die Wege-Ordnung 
gegenwärtig dem Landtage zur Beratbung vorliege, fann die Kommilfion die 
Lage der Sache nicht für geeignet erachten, auf die Bitte der Petenten ein» 
zugeben. 

Der Königsweg liegt nad Der eigenen Angabe des Magiftrats zu 
Dranienburg in der abicriftlih beigefügten Immediat-Eingabe an des 
Prinzen Regenten, Königliche Hobeit, in der Feldmark der Stabt 
Dranienburg. j 

Das als Provinzial-Gejeg nech jet gültige Evift vom 18. April 1792, 
betreffend den Chaufjeebau in der Kurmarf, verordnet: 

$. 2. Da nad der faft allgemein bergebradyten und bejonders in der 

Kurmarf eingeführten Objervanz alle Erätte, Fleden und 
Dörfer die Wege und Brüden auf ihren Feldmarten 
in gutem Stand zu ſetßzen und zu erhalten verbunden 
find und in der Regel fein Befiger der an die Yandftraßen gren« 
jenden Grundftüde daven befreit ift, es wäre denn, daß er 
eine Befreiung redtlider Art nad erhalten, oder ihm 
eine größere Verbindlicfeit auf gleiche Aıt auferlegt worden, jo 
baben Wir diefe Dbjervanz, nicht nur in Rückſicht der bisherigen 
Wege, fondern auch als Regel in Abſicht der Chaufjees jo lange 
beftätigen wollen, bis in tem Kurmärlüchen Provinzial:Gejegbud 
darüber ein Näberes befiimmt worden. 

So lange alfo die Stadt Oranienburg ihre Befreiung von der allgemeis 
nen gejeplihen Verbindlichkeit zur Unterhaltung des Königsweges nicht im 
Wege Rechtens berbeiführt, ift die Verwaltungs: Tehörde befugt, auf Grund 
des allegirten Edifts fi nur an die Stadt-Kommune als Beliger der adjas 
zirenden Feldmarf zu halten, 

Der Umftand, das der Magiftrat ven Königliben Domainen- Fiskus auf 
Grund jpeziellen Rechtätitels für verpflichtet hält, Ändert hierin nichts, Denn 
über die Anſprüche aus ipeziellen Medjrstiteln hat nur Bas Gericht zu ent 
ſcheiden. 

Die Kommiſſion empfiehlt daher dem hohen Hauſe 

den Uebergang zur Tages⸗Ordnung. 
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R. 


Referent: 
Abgeordneter Neihenbeim. 
— —— — REN 


Die Fabrikanten Noll & Comp. in Brandenburg und Genoffen petitioni— 

ren erneuert 
„um Erlaß eines Gejepes zum Schutze des "gewerblichen Eigen« 
tbums (Mufter, Modelle, Kormen u. |. w.).“ 

Ganz diefelbe Petition hat bereits im diefer Diät dem Haufe zur Berar 
thung vorgelegen. Sie unterjcheidet fih nur injofern von der unter II. Nr. 661. 
berathenen, als die jegige gedrudt, die eritere geichrieben war. 

Das Haus ift auf Antrag der Kommiſſion (Drudjahen Nr. 106. Litt. K. 
pro 1860) in jeiner Sigung vom 7. März dieſes Jahres (Stenographiſcher 
Beriht pro 1860 Seite 417.) über diejes Petitum ohne weitere Debatte zur 
einfaden 

Tages: Orbnung übergegangen. 

Die unterzeihnete Kommilfien trägt in Folge deſſen bei dem hoben 

Haufe darauf an 
die vorliegende Petition durch den Beſchluß vom 7. März d. 9. 
als erledigt zu betrachten. 


Berlin, den 20. Mir; 1860. 


Die Kommiffion für Handel und Gewerbe. 


Binder (Borfigender). Meichenbeim. v. Mönne, Grundmann. 
Dihm. Schmüdert. Schoeller. Harfort. Müller (Mansfelb). 
Maquet. Reimer. Kießling. Müller (Demmin). 
Bebrend (Danzig). 


M 156. 


Berihterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter v. Beugben. Seſſion 1860. 
u — — — — — 


Bericht 


vereinigten Kommiſſionen für Bergwerks-Angelegen⸗ 
heiten und für Finanzen und Zölle über den Geſetz— 
Entwurf, betreffend die Aufhebung der, in bergamt— 
lichen Verwaltungs-Angelegenheiten zu entrichtenden 
Gebühren und Sporteln für den ganzen Umfang der 
Monarchie mit Ausſchluß des linken Rheinufers. 
(Nr. 24. der Druckſachen.) 


Das Bergwerls» Steuergeiep vom 12, Mai 1851 hob die Abgaben, welde 
außer dem Zehnten und dem Rezehgelde, deren Beträge in dem Geſetze er 
mäßigt wurden, von den Bergwerfen als ſolchen zu entrichten waren, auf, 
und jepte an deren Stelle eine Auffichtöftener von 1 p&t. des Bruttoertrages 
ber Bergwerfe. 

Die Gebühren: 

a) für Die unmittelbare Erwerbung des Bergeigenthbums und für 
Afte der Verwaltung, 

b) für die Berichtigung des Berg-Hypothekenbuches, welche theils 
auf Grund der bergorbnungsmäßigen oder bejonders erlaffenen 
Zar-Drdnungen, theild auf Grund der gerichtlichen Sporteltare 
vom 23, Auguft 1815 bis dahin erhoben waren, 

behielt das Gejek unverändert bei. 
Die zulegt gedachten Gebühren, welde jept in Folge des Geſetzes vom 
18. April 1855 nad) dem gerichtlichen Sportel- Tarif vom 10. Mai 1851 
und beffen Ergänzungen liquidirt werden, jollen auch ferner beitehen bleiben; 
dagegen beabfidhtigt die Staatd-Negierung, die sub litt. a. gedachten Gebühren 
aufzubeben, und bat zu dem Ende den gegenwärtigen, nur aus einem Para« 
graphen bejtebenden Geje- Entwurf zur Genehmigung vorgelegt. 
1 
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Als Grund für die Aufhebung ter Gebühren ift im dem Motiven ber 
Borlage angeführt: 

1) daß die alten Sporteljäge meiftens auf Die jetige, ganz verän— 

derte Verwaltung nicht mehr paßten; 

2) daß bei den übrigen Verwaltungs» Behörden bereits durd das 

Geſetz vom 22. November 1842 die Ausfertigungs- und Ver— 
bandlungs-Sporteln aufgeboben jeien; 

3) daß die Anwendung der Sportelſätze auf gewifie Geihäfte, die 
in Bolge der neuern Gejepgebung beionders häufig geworden, eine 
unverhältnigmäßige und empfindliche Belaſtung der Gewerfen zur 
Folge gehabt babe und 
dag endlich dieſe Sporteln nebſt den übrigen durch das Gejep 
vom 12, Mai 1851 aufgehobenen Abgaben früher lediglich zur 
Beftreitung des Koften-Nufwandes Bei der Bergwerkd-Berwaltung 
beftimmt gewejen jerem,, umd da am die Stelle derſelben eine Auf- 
fichtöfteuer von 1 pGt. Brutto getreten, jo fei es auch folgerichtig, 
die bergamtlihen Gebühren. und Sporteln abzujhaffen, was fi 
um jo mehr empfehle, als die Erhebung berfelben eine lebhaft 
empfumdene Beläftigung des bergbautreibenden Publikums und 
eine erhebliche Vermehrung der bergamtlichen Geſchäfte mit ſich 
führe, der Ausfall aber höchſtens 20,000 Rthlr. jährlich Betrage. 

Wei der, in Gegenwart eines Kommiſſars des Königlichen Finanz Mi- 
nifterii, und: des Königlihen Handels-Minifterii ftattgefundenen. Prüfung und 
Berathung des Geſetz-Entwurfs, machte fih im Allgemeinen fein Widerſpruch 
gegen die Aufhebung der fraglichen Sporteln. geltend. 

Hinſichtlich der Motive, worauf der. Gelep-Entwurf beruht, wunbe ins 
deſſen hervorgehoben, daß zwar Turdy die Aufhebung der fraglichen Sporteln 
dem Publifun und dem Bergbehörden, namentlich wenn die Bergämter, wie 
ed im Plane der Regierung liege, befeitigt würden, eine Beläftigung resp. 
Mebrarbeit eripart, keineswegs aber bem Bergbau jelbft eine nur nennens— 
wertbe Erleichterung zu Theil werde, und zwar um fo weniger, als tie im 
Vergleich zu jenen Sporteln ungleich höhere Stempel-Abgabe, jowie die Diäten 
und Neifefoften der Beamten, dur das Gejep nicht berührt würden. 

Unter den im 3. Ouartal 1858 an Sporteln aufgelommenen 6,311 Rthlr. 
7 Sgr. 6 Pf., worauf in den Motiven Bezug genommen werde, ftedten 
nämlih nur 2,231 Rthlr. 13 Egr. 10 Pf., welche dem eigentlichen Bergwerks— 
betriebe zur Saft gefallen ſeien. Bertbeile man jolde gleihmäßig auf bie 
9,166 Gruben, welde nad Maßgabe der in dem Etat ausgewerfenen Nezepr 
gelber an der rechten Rheinſeite der Monardie beftinden, fo betrüge die Er 
leihterung durchſchnittlich für jede Grube jährlih noch nicht einen Thaler, die 
natürlih im Interefje did Bergbanes gar nicht in Betracht fommen könne. 
Der übrige Theil der aufgefommenen Koften, im Betrage von 4,079 Rtbirn. 
22 Sgr. 7 Pf. jei von den Schürjern und Mutbern, überhaupt von den 
Gruben» Spekulanten erhoben worden, und fomme daher die Aufhebung der 
jelben nur ben werdenden, nicht dem beitebenden Bergbau zu Gute. Näher 
babe es gelegen, den Bergbau von der ſchweren, auf bemjelben laſtenden 
Brutto» Befteuerung, deren nachtheilige Wirfungen auf die Induſtrie häufig 
nachgewiejen jeien, zu befreien und andere drüdendere Sporteln, namentlich 
die Koften für die Eintragungen in das Berggegenbuch, welde eine unbillige 
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Höhe erreicht hätten, zu ermäßigen, und wurde zur Begründung dieſer letzte⸗ 
ren Behauptung noch Folgendes vergetragen: 

In früheren Zeiten babe man die Koften für die Gintragung einer Grube 
in das Berggegenbnd und für die Umſchreibung son Gruben» Antbeilen nad 
den ſehr mäßigen ESporteltaren der Bergordnungen liqnibirt. Nah der Gleves 
Mirkiichen Bergordnung koſte z. B.: 

a) die Eintragung einer Grube nur 30 Stüber oder 10 Sgr.; 
b) Pie Umſchreibung eines Grubenantheiles von je 100 Rthlr. des 
Kaufpreijes nur 20 Etüber oder 7 Sr. 

Die Bergämter hätten indeſſen diefe Säge verlaffen und die Sportels 
tare für die Untergerichte vom 23, Auzuſt 1815 zur Anmendung gebracht, 
ebgleich, jo viel befannt, fein Geſetz erlaſſen worden, durch welches dieſe Tare 
auf die Geichäfte des Berggegenbuches, deifen Führung nicht zur Kompetenz 
der Berggeridhte, jondern der Bergämter nach 8. 15. des Eviftes 
vom 21. Februar 1816, $. 2. der Inſtruktion vom 21. September 1832, 
8. 2. des Geſeßes vom 13. Juli 1837 und $. 2. des Geſeßes vom 28, Fer 
brnar 1845, gehört habe, ausgedehnt worden jei. 

Nach diejer gerichtlichen Sporteltare ſeien, wenn feine weitere Zwifiten» 
verbandiumgen und Verfügungen notbwendig geworden, „ pGt. des Werthes 
des einzutragenden Objektes und außerdem pro mandato 2; bis 10 Sgr., 
und für die Eintragung 24 Sgr. bis 1 Rihlr. zum Anfap gefemmen. 

Diele, gegen bie bergorduungsmäßigen Säge, jhen ſehr hohen Gebühren 
jeien demnächſt durch die in dem Geſetz vem 18. April 1855 angeordnete 
Ausdehnung des gerichtlichen Eporteltarifs sem 10. Mat 1851 auf tie berg« 
amtlichen Gejchäfte bei der Berichtigung des Berggegenbuchs verdrängt, und 
zum Nachtheile der Gewerfihaften, noch weiter bedeutend chne gemügende 
Veranlaſſuug erhöht werben. 

Der Eportel-Tarif vom 10. Mai 1851 ſetze nämlich 

a) bei Objekten bis 200 Rehlr. einfhliehlih einen Sıs von 14 pGt., 
b) bei Objeften bis 1,000 Rthlr., ven tem Mehrbetrage + pGt. 
ce) bei höheren Objekten von je 500 Rthlrn. des Mehrbetrags 15 Syr- 
oder pCEt., 
ſewie außerdem einen Zuſchlag ven 20 pGt. der berechneten Gebühren feſt. 
Nehme man alſo ein Objekt son 1,200 Rthlrn. Werth an, je betrügen 
die Gintragungegebühren: 

a) nad der Cleve-Märkiſchen Berg: Ordnung 10 Sgr. 

b) nach der Sporteltare vom 23. Auguft 1815: 
pro mandato und Eintragung . . . 1 Rbfr. 10 Sgr. 
an pCt. tes Bere . ». . ..: 1.0. 

Sunma 2 Kıhlr. I0 Eygr. 

e) nad dem Eportel:Tarif vom 10, Mat 1851 
an Prozentiap » >» 2 2 8 Rithlr. 25 Sgr. 
an 20 pCt. Buhl. ». - »-.. 122 — ⸗ 

. Summa 6 Nthlr. Spr. 
alfo circa dreimal ſo viel, ala nach der Tare von 1815, und über 2Omal 
je viel, als nad der Cleve-Märkiſchen Berg: Ordnung. 

In den Motiven des einige Sabre früber erlaflenen Geiepes vom 12, Mai 
1851 Sei wörtlich Folgendes gejagt: 

1° 
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Ift aber nicht zu verfennen, daß im den Dieffeits des Rhei— 
nes gelegenen Landestheilen die Bergwerfe mit einer Menge der 
verjchiedenften Abgaben überlafter, mithin die diesfülligen, ſchon 
jeit langer Zeit oft wiedirbolten Klagen der Beſitzer begründet 
erſcheinen, daß ferner dieje hoben Abgaben die Bergwerld-Produfte 
vertbenern, mitbin den Abfap beihrinfen und einem raſcheren 
Aufblühen des Bergbaues im Wege fteben, und daß von der Be 
ſchaffung billiger Robftoffe das Gedeihen vieler anderer Induftrier 
zweige abhängt, jo muß gewünjcht werden, bierin recht bald eine 
Erleichterung eintreten zu laſſen und zugleich wenigjtens in den 
diefjeitö rheinijhen Provinzen eine gemwille Gleihmäßigfeit herzu« 
ftellen, 

Mit der damals ald nothwendig anerfannten Erleichterung des Bergbaues 
ftehe daher die bedeutende Erhöhung der in Rede ftehenden Gebühren im 
Sabre 1855 im direkten Widerſpruche, und liege es deshalb aud in der 
Billigkeit, dieſen Widerſpruch durch Zurüdführung der in Rede ftehenden Ge— 
bübren auf das richtige Map zu bejeitigen, wofür auch noch ferner folgende 
Gründe jpräden: 

1) die Erhöhung der Eporteln in dem Gerichtsfoften- Tarife vom 
10. Mai 1851, insbejondere der Zujhlag von 20 pCt. habe in 
den bedeutenden Koften der damaligen Juftiz» Organijation, wie 
fi) aus den destallfigen Verhandlungen darüber unzweifelhaft er 
gebe, ihren Grund mit gebabt. Diejer Grund pafje aber auf die 
Bergämter, welde in ihrer früheren VBerfafjung geblieben jeien, 
nicht, und jei daher die unveränderte Ausdehnung des Sportels 
Zarifs vom 10, Mai 1851 nebft dem Zujhlag von 20 p&t. auf 
die bergamtlidyen Gejchäfte bei der Führung des Berggegenbuches 
von Anfang an nicht gerechtfertigt gewejen ; 

2) für das Bergwerks-Eigenthum  beftehe Zwangs-Titelberichtigung, 
nicht aber für das Grund-Eigenthum. 

Die Eintragung der Bergwerfe und Bergmwerfs: Antheile in das Berg» 
gegenbuch jei nach den noch geltenden SS. 266., 267, Theil II. Tit. 16. des 
Allgemeinen Landrechts, welche beitimmten: 

„Rechte des Geſammt-Eigenthums erlangt jeder Theilhaber 
nur durch Gintragung feines Namens in das Gegenbud ꝛc.“ 

„Nur derjenige ift als wahrer Eigenthümer eines Bergwerks— 
Autheils zu betrachten, der als jolder im Gegenbud ſteht.“ 

zur Vollendung der Eigentums: Erwerbung notbwendig, und habe daher nicht 
eigentlich oder ausſchließlich die Natur einer Befigtitel-Berichtigung. 

Die Verhältniſſe beim Grund-Eigentbum und Bergwerks-Eigenthum jeien 
daber nicht glei, der Grund» Eigenthümer könne die Gintragungsfoften ver- 
meiden, er erwerbe das Eigenthum durd Abſchließung des Vertrages verbuns 
den mit ber traditio, der Bergwerfs: Cigenthümer müſſe außer der gericht 
lichen oder notariellen Abſchließung des Vertrages und Entridhtung ter Koften 
dafür jein Eigentum eintragen laſſen, und erſcheine es daher auch unbillig- 
beite demſelben boben Sportels Tarif in Betreff der Eintragungsfoften zu 
unterwerfen, und zwar um jo mehr, als der Wertb des Bergwerfs-Gigentbums, 
wonach die Koften beredinet würden, weit größeren Echwanfungen, als der 
des Grund⸗Eigenthums ausgejegt jei. 
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3) Das Gejep vom 12. Mai 1851 habe, indem es bie Abgaben, 
welche von ben Gruben außer dem Zehnten und dem Rezehgeld 
zu entrichten gewejen, in eine Bruttoftener von 1 p&t. umge 
wandelt, die Abficht gehabt, den Gewerkichaften, wie fih aus den 
oben mitgerheilten Motiven zu demfelben unzweifelhaft ergebe, eine 
Grleihterung zu gewähren. Dieje Erleichterung fei aber in ber 
Wirklichkeit nicht eingetreten, wie fih aus einer Bergleihung der 
Etats für die betreffenden Jahre ergebe. 

Der Etat pro 1849 führe in runden Zahlen: 

a) an Quatember und NRezeßgeld . » » » . . 101,819 Rtblr- 

b) an Spotteln . >» 2 2 2 2 nen nn. 4824 ⸗ 

Summa 145,118 dithir. 

Der Etat pro 1850: 

a) an Duatember und Rezefgeld . » 2... 99,006 Rthlr. 

b) an Spottln -. » 2» 2 2 2 2 00002 0...53,022 » 

Eunmma 152,028 Rthlr., 
durchſchnittlich aljo jährlich 148,570 Rthlr. auf. 

Unter der Pofition „Sporteln‘ feien jedoch nicht bloß die damals aufge 
bobenen Abgaben, jendern aud die beibehaltenen Gebühren aufgeführt wor« 
den, melde nah dem Etat pro 1852 ſich auf 13,368 Rihlr. 20 Sgr. 5 Pf. 
belaufen hätten. Nehme man an, daß dieje Gebühren biejelbe Höhe in den 
Jahren 1849 und 1850 gehabt hätten und ziehe man ſolche daher von jener 
durchſchnittlichen Einnahme der Sabre 1849 und 1850 

ad 148,570 Rthlr. 
mit 13,368 « 
ab, jo ftelle fi die Summe der dur das Gejep 
vom 12, Mai 1851 erlafjenen Abgaben auf circa 735,202 Rthlr. 
heraus, 

Die an die Stelle derjelben getretenen resp. beibehaltenen Abgaben be» 
trügen aber 

1) nad bem Etat pro 1858: 

a) an Auffichtsfteuerr . » 2 2 202000. 164,942 Rthlr. 

b) am Regeßgeld. . 2 2 2 2 2a 6,943 » 

o) an Sportln . - » © 2 2 0 0. ..48510 + 
Eumma 220,895 Rtblr. 

2) nach dem Etat pro 1859: 

a) an Auffichtöfteuer . - 2 2 2 00.0. 169,497 Rtble, 

b) an Rezeßgeld.. 8141 =» 

e) an Sporteln. . 2 2 2 2 2 nn. 52582 - 
Summa 230,220 Niblr. 

3) nad dem Etat pro 1860: 

a) an Auffihtöftmer - © 2 2 200000. 169,741 Rthlr. 

bi am Besehaed.- » 0 0 9,166 = 

ec) an Sporteln. . 2 2 2 2 2 2 2. 55 ⸗ 
Summa 234,800 Ythlr. 

Die Umwandlung der Abgaben durch das Gele vom 12. Mai 1851 
habe daher ftatt der beabfidhtigten Erleichterung den Bergwerks-Gigenthümern 
eine Mehrautgabe von circa 100,000 Rthlrn. verurfadht und diefe Mehraus— 
gabe habe nicht etwa in den günftigen finanziellen Rejultaten des Bergbaues 
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ihren Grund — indem es notoriſch jei, daß ber Neinertrag ber meilten Berg: 
werfe faft niemals gevinger geweſen jei, als in dem legten beiden Jahren — 
jendern darin, daß au die Stelle fefter Abgaben eine neue Bruttoftener geſetzt 
jei, welche ſich nicht nach dem Neinertrage richte und daher die jehr ungünftigen 
Genjunfinren des Augenblickes nicht berüdfichtige. Es ſpreche daher aud bie 
höchſte Billigfeit dafür, die Bergwerks-Eigenthümer mit Rückſicht auf,das un» 
vertheilhafte Geſchäft, welches fie bei diejer Umwandlung der Abzaben in eine 
Bruttofteuer gemacht hätten, von der im Jahre 1855, ſtatt der beabfidhtigten 
Erleihterung, chne Grund eingetretenen Erhöhung der Koflen für die Ein» 
tragung iu das Berg⸗-Gegenbuch wiederum zu befreien. 

Geftügt auf diefe Gründe wurde der Vorſchlag gemacht, dem 2. Alinca 
des Gejep-Entwurfs folgende Faſſung zu geben: 

„In den Beitimmungen über den Anlap und die Erhebung der 
Koften für die Geichäfte bei dem Bergegen- und Hypothekenbuche, 
ſowie für Handlungen der freiwilligen Gericht&barfeit tritt nur 
äujofern eine Aenderung ein, als 

1) die Koften für Die Gintragung des Bergwerks-Eigenthums, 
namentlich auf Grund der Berleihungs-Urfunde oder auf 
Grund von Komfolidations-Berhandlungen, weun die konſo— 
lidirten Gruben verſchiedene Eigenthümer baben, wie bei 
Gegenitänden bis zu einem Werthe von 5,000 Niblen., nad) 
dem Ermeſſen ber Berg-Bebörden, fortan berechnet werden 
jollen, 

2) der Zuichlag ven 20 pG&t., welder nah Nr. 3. der Vorbe— 
merfungen zum Gerichtsfoften- Tarif bei gerichtlichen Ge— 
ihäften zum Anjag fommt, bei allen auf das Berg⸗Hypo ⸗ 
tbefenbu ſich beziebenden Geihäften und Handlungen nicht 
ferner erhoben werden joll. 

Dei der Disfuffion über Diejen Abänderungs-Vorichlag wurde zwar nict 
in Abrede geftellt, daß die Koften für die Berichtigung des Berg. Gegeubuchs 
ſehr hoch jeien und daß zu einer Erhöhung derſelben durch das Geſetz vom 
18. April 1865 keine genügende Veranlaſſung vorgelegen habe, ſewie, daß 
der EportelsTarif vom 10. Mai 1851 auf die Geſchäfte des Berg-Hypothen- 
buchs, nomentlid auf die Eintragung fonfolidirter Gruben nicht recht palie. 

Man wor aber ber Meinung, dab fih dennod der Antrag nicht zur 
Annahme empfehle, weil er zu wenig vorbereitet Sei, und ſich die Höhe des 
dadurh in der Einnahme entftehenden Ausfalls nicht gleich überjehen laffe, 
überhaupt es geeignet ericheine, der Regierung da, wo es ih um eine Schmä⸗— 
lerung der Einnahme handle, die Initiative zu überlafjen. 

Der Herr Kommilfarius des Handels-Minifterii erklärte, daß die Regie 
rung dem berührten Gegenftande ihre Aufmerkjamfeit bereits zugewendet habe 
und mit ber Sammlung tes Materials zu einer zwedmäßigen Abänderung 
des Sportel-Tarifs für die Geſchäfte bei der Berichtigung des Berg-Gegen- 
buchs beichäftigt jei, weerbalb anbeim gegeben werde, das Nelultat abzuwarten 
und für jegt von dem formirten Antrage Abftand zu nehmen. 

Der Antragfteller erflärte hierauf, daß ihm dieſe Zufiherung einftweilen 
genüge und zeg mit Rückſicht darauf für jept feinen Antrag zurüd. 

Ten anderer Erite wurde Die, auch hen in soriger Seſſion vorgebrad;te 
Beſchwerde über die jeit Erlafjung des Gejepes vom 7. Mai 1856 eingeführ- 


7 


ten Keflel» Revifionsgebübren, weldye den betreffenden Gewerkſchaften unver 
bältnigmäßig hohe Ausgaben verurjachten, wiederholt. 

Nah $. 4. des gedachten Geſetzes müſſen nämlih die Dampffeffel 
auf den Gruben aus polizeilihen Rückſichten periodifh auf Koften der Be: 
fiper einer Revifion unterworfen werden. 

Diefe Revifion ift den Berg-Geſchworenen übertragen, und ihnen dafür 
eine bejondere Entihädigung für jeden zu revidirenden Keffel von der Berg» 
Behörde für Rechnung der Gewerkſchaften feſtgeſetzt. 

Es wurde biergegen geltend gemacht, daß die Keffel zu den Grubenge- 
biuden gehörten, daß die Geſchwornen vermöge ihres Amtes verpflichtet feien, 
im Reviere die polizeilihe Auffiht über den Grubenbetrieb und die Gruben- 
gebäude über und unter Tage, im Allgemeinen ohne weitere Entſchädigung 
Seitens ber Gewerkihaften, melde dafür 1pCt. Aufſichtsſteuer zablten, zu 
führen, und dab daher auch für die Erfüllung jenes Theils ihrer Amtspflicht 
eine Entjhädigung um jo weniger gerechtfertigt erjcheine, als diefe Nevifionen 
gelegentlich bei den Befahrungen der Gruben bewirkt werden fünnten und da— 
ber bejondere Reifen nicht erforberlid machten. 

Ein Antrag auf Aufhebung diefer Koften, jowie auf Ermäßigung der in 
neuerer Zeit ebenfalls ſehr erhöhten Markiheider-Gebühren, worauf von an« 
derer Seite aufmerkſam gemadt worden war, wurde jedoch nicht geitellt, in— 
dem man das Vertrauen zur Staats Negierung batte, daß bei Gelegenheit 
der event, in Ausſicht geftellten Borlage über die Ermäßigung der Hypo— 
thefen-Sporteln auch dieje Beſchwerden ihre Erledigung erhalten würden. 

Die Faffung des Geſetz-Entwurfes gab zu feinem Bedenken Beranlafjung, 
nachdem als unzweifelhaft angenommen war, daß die, einzelnen Verfügungen 
und Verhandlungen in dem fpeziell erlaffenen Tar-Orbnungen, namentlich in 
der Sportel-Tar-Drdnung vom 11. November 1829, bewilligte Stempelfreis 
beit durch das gegenwärtige Gejep nicht alterirt werde und es eines biesfälli- 
gen Zufapes nicht bebürfe. 

Die vereinigte Kommijfion jchlägt demnach einftimmig dem hoben 
Haufe vor: 

dem Gejep-Entwurfe in der Faſſung der Regierungd-Borlage feine 
Zuſtimmung zu ertheilen. 


Berlin, den 26. März; 1860. 


Die vereinigten Kommiffionen 


für Bergwerhs- Angelegenheiten. für Finanzen und Bölle. 
v. Beughem (Berichterftatter). Kreutz. Freiherr v. Vincke (Hagen) [Stellvertreter 
Harkort. Pinder. Karſten. Strobn, | des Vorſitzenden und Referent]. Metzmacher. 
Goebbels. Overweg. Buſchmann. Jordan, v. Benda. Möller, Denzin, 
Muller (Mansfeld). Sello. Neuſch. Jacobi v. Wangelin. Meichenfperger 
(Geldern). Dr. Schubert, Oſterrath. 
i Hinrichs, Noechling. 
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Saus der Übgeordneten, 
Seſſion 1860, 


Antrag. 


Frings und Genoffen. Das hohe Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
bie Erwartung auszuſprechen, daß die Königlihe Staats-Regie— 
rung die Herabjepung resp. Aufhebung der Zölle auf Oelkuchen 
in Belgien und Holland; — 

ferner auch die Aufhebung des Eingangszolles auf auslän- 
diſche Oelſaat bei den Zollvereins-Staaten — des baldigiten zu 
erwirfen fuchen werde. — 


Frings, Antragfteller, 
Unterftügt durch: 


Freiherr v. Binde (Hagen). Harkort. v. Ammon. Delius Reufd. 
Dunder (Berlin). Goebbels. Schoeller. Krang. v. Stodhaujen. 
Wagner Jacobi v. Wangelin. Claeſſen. Nitſchke (NReihenbad). 
Frehſee. Nemitz. Siegfried, Freiherr v. Binde (Ohlau). Conrad, 
Maquet. Reimer. Jüngken. Theune Berger. Grabomw. Leue. 
Dohrn. v. Bodum-Dolffs. Schulz (Herford). Kreiherr v. Hoverbed. 
Under Mepmaher Gabcke. Mende Knoevenagel. 


M 158. 


Haus der Ubgeorbdneten. 
Seſſion 1860. 


Vierter Bericht 


Kommiffion für das Juftizwefen 
über 


verfchiedene Petitionen. 


A. 


Referent: 
Abgeordneter Nemip. 
— — — 


J. In der Petition vom 22, Jauuar ec. beantragen der Bürgermeiſter Journ. II. Rr. 389. 
und viele Einwohner ven Bütew im Hinterpommern Die unvermeilte Aufhe— 
kung des Preußiihen Landrechts sen 1721 im Bütewer Kreije und die Nach— 
ſuchung der Vorlage eines entipreddenten Gejeg:-Entwurfes bri dem Königliden 
Juſtiz-Miniſterium. Sie führen als Grund an, daß der Bülower Kreis 
früber zu Weſiprenßen gebört babe, feit Dem Jahre 1803 davon getrennt, bei 
dieier Abtrennung jedoch dem Preußiihen Landrecht unterworfen geblieben und 
legteres bereits jeit dem Sabre 1844 in Weſtpreußen aufgehoben, während es 
ned bis jept für den Bütower Kreis gültig je. 

Ueber ähnliche Petitionen ift im Jahre 1859 Bericht erftatiet, und in 
ter Sitzung vom 23. Februar 1859 Beſchluß gefaßt, nachdem Seitens bes 
Königlichen ZuftizeMinifteriums erklärt war, Daß die Vorarbeiten zur Erlebi- 
gung des Antrages eingeleitet und im Fortgange ſeien. Der Beichluß fiel 
dabin aus: 

in der Erwartung, daß der Herr Juſtiz-Miniſter anf baldigfte 

Aufbebung det Preußiſchen Landredts ven 1721 und ber bamit 

im Zuſammenhange ftebenten Provinzial-Gelepe, inöbefondere ber 

Regierungs» Inftruftion vom 21. September 1773, in denjenigen 

Landestbeilen, in welchen biefe Gejege noch in Kraft ſtehen, Be 
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dacht nehmen und die legielativen Ginleitungen bierzu treffen 
werde, j 
gebt das Haus der Abgeordneten über die Petition zur 
Tages⸗Ordnung. 

In der diesjährigen Sitzungs-Periode ſind Petitionen gleichen Inhalts 
reproduzirt, es iſt darüber im zweiten Bericht der Juſtiz-Kommiſſion (Druck- 
ſachen Nr. 31.) sub D. Bericht erſtattet, der Herr Juſtiz⸗Miniſter hat in der 
Sitzung vom 11. Februar 1860 (ſtenographiſcher Bericht Seite 124) mitge— 
theilt, daß die eingeleiteten Vorarbeiten in fortgeſetztem Betriebe ſich befänden, 
und die Bewohner aller von Weſtpreußen abgetrennten Theile über das an 
Stelle des Preußiſchen Landrechts zu ſetende Geſetz gehört werden ſollten, und 
das Haus der Abgeordneten hat jodann in derfelben Sipung beichlofjen: 

die Petitionen durch den Beſchluß vom 23. Kebruar 1859 für 
erledigt zu erfliren. 

Derielbe Beſchluß fann ſonach auch nur bezüglich der vorliegenden Petis 
tion empfohlen werben. 


U. Acht Nderbefiper, Domann und Genoffen, zu Belgard in Hinter 

pommern beantragen, 
zu beſchließen, daß das Gefeg vom 26, September 1845 auf die vor 
dem Sabre 1820 in Pfantbefig gegebenen Grundſtücke ebenfalls 
Anwendung finde. 

Die gedachte „Verordnung vom 26. September 1845, betreffend die in 
Altpommern über Grundſtücke auf ſtädtiſchen Feldfluren unter Herrichaft des 
lübiſchen Rechts vor dem Jahre 1808 geſchloſſenen antihretiichen Pfandver— 
träge” (Geſez⸗Sammlung de 1845 Seite 678.), enthält in ihrem Eingange 
folgende Motivirung: 

„Da die lange Dauer der ver dem Edikte vom 9. Oktober 1807 
in den mit lübijhem Nechte beliehenen Städten Altpommerns ge 
ſchloſſenen antichretiihen Pfandverträge die Eißenthums-Verhält- 
niffe an den pfandichaftlihen Grundftüden auf eine dem öffent 
lichen Intereſſe nachtheilige Art verdunfelt bat, die meiften dieſer 
Pertrige durch die Veränderung der Gelepgebung ihre uriprüng» 
liche Bedeutung verloren baben, und das Bedürfniß fühlbar ger 
worden iſt, dieſe in vielen Fällen dem Verfebr gänzlich entzogenen 
Grundftüce demjelben wieder zurüczugeben“, fo verordnen wir 
u. ſ. w. 

Sie beſtimmt dann im 8. 1. 

Alle diejenigen, welche Eigenthumsanſprüche auf Grundſtücke 
zu haben vermeinen, die in den Feldmarken der mit lübiſchem 
Rechte beliehenen Städte Altpommerns belegen, und von ihnen 
oder ihren Rechtsvorgängern vor dem 1. Januar 1808 ohne aus» 
drüdlichen Vorbehalt der Nedinungslegung über die Früchte und 
Ginfünfte in Pfandbeſitz gegeben und bisher belafjen worden, find 
Ichuldig, innerbalb 5 Jahren som Tage der Verfündigung der ges 
genwärtigen Verordnung an gerechnet: 
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1) entweder die Einlöfung ber pfandſchaftlichen Grunditüde zu 
bewirken, oder 

2) in Ermangelung gütliher Ginigung dem Pfandbefiper das 
Pfand-Kapital aufzufündigen und ihn zugleid, wozu fie 
ohne Rückſicht auf die vertragsmäßige Wiedereinlöjungsfrikt 
berechtigt fein follen, auf Nüdgabe des Gigentbums nad 
Ablauf der oben beitimmten 5jährigen Frift gegen Zahlung 
der Einlöjungs-Summe zu belangen, oder, fofern fie dies 
nicht wollen, 

8) bei der Hupothefen= Behörde des Grundftüdes ihre Eigen» 
thumss» Anjprüde unter genaner Bezeihnung des Grund— 
ftüdes und des Pfandfontraftes auzumelden. Die Hypo— 
thefen» Behörde ift verpflichtet, dem Pfandbefiger die Ans 
meldung jofort abichriftlich gegen einen Behändigungsſchein 
äuftellen zu laſſen. 

Nah $. 2. jollten die in der Arift nicht geltend gemachten Eigenthums— 
Anſprüche ohne weiteres erlöſchen und der Pfandbefiger freier Gigentbümer 
werden ($.6.): nad $. 3. jollte der Prandbefiger die laut 8. 1. Nr. 8. ledig» 
lih angemeldeten Eigenthums-Anſprüche durch Zahlung sen 2 pGt. des Pfand» 
Kapitals ablöjen fönnen, wenn er nicht vorzog, den Eigentbums:Prätendenten 
zur Klage zu proscciren ($. 4); nad $. 5. durfte ter Eigenthümer nicht 
Nehnungslegung von dem Pfand-Befiger fordern, jondern die Nugungen bes 
Pfandes follten mit den Zinien fompenfirt werden. 

Dieje Verordnung wollen alſo tie Petenten auch auf dergleichen in den 
Jahren 1808 bis 1820 geichlofjene Verträge ausgedehnt willen, weil nad 
dem Sabre 1808 noch eine Maſſe Grundftüde derartig verpfindet wären, und 
für die Pfandbefiger namentlich in denjenigen Orten, wo Gemeinheits-Theiluns 
gen jchwebten, Nachtheile entftänden, inden ihr Befistitel nicht berichtigt were 
den könne; dies jet in Belgard jept der Fall. 

Abgeiehen davon, daß der Antrag der Petenten nicht forreft ift, indem 
dur bloßen Beihluß des hohen Haujes ein Geſetz nicht erweitert werden 
fann, jo ift auch überhaupt feiner ver Gründe bier vorliegend, welcher das 
Geſetz vom 26. Scytember 1845 nötbig machte. Leßteres eritredte ſich des— 
balb nur auf die bis zum 1. Januar 1808 geſchloſſenen Verträge diejer Art, 
weil jelbige als Auswege gegen die früheren Hinderniſſe der Theilbarkeit der 
Grundftüde errichtet waren, dieſe Hindernijle aber durch das Erift vom 
9. Dftober 1807 ihre Erledigung geiunden hatten. Die ipäter geichloffenen 
Verträge diejer Art hatten alie nicht cinen Drud der Gelege zum Grunde, 
Die Berordnung vom 26. September 1845 bat ferner Verträge im Auge, 
welde uralt waren und „durd die lange Vauer die Eigenthums-Verhältniſſe 
an den pfandidaftlichen Grundſtücken auf eine dem öffentlichen Interefje nach— 
theilige Art verbunfelt hätten,” dies fann aber nit ven den feit dem Jahre 
1808 geichlofienen Verträgen behauptet werden. Endlich fann auch der Ans 
trag von nur 8 Aderbefigern in Belgard nicht als der Ausdrud eines allge» 
mein gefüblten Bebürfniffes oder Notbitandes anerkannt werden. Sonad) liegt 
für die Gejepgebung bier überall fein Grund vor, im beitehende Verträge zer— 
ftörend einzugreifen. Die Kommijfion empfieblt daber dem hoben Haufe: 

über die Petition zur Tages: Ordnung zu gehen. 
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III. In einer aller Beweisftüde entbehrenden Petition vom 24. Fe— 
bruar e. verlangt der Schneidermeifter Danner zu Breslau die Niederichlas 
gung von Prozepkoften zweiter Iuftanz in jeiner Iujurienjache wider Rotherſche 
Eheleute, indem er folgendes Sachverbaͤltniß vorträgt: 

Er habe ald Beleidigter den Sühne-Termin bei dem Schiedamanne nach— 
geſucht, von diefem ein Atteft dabin erhalten, 

daß, weil nur die Ehefrau des Berklagten erichienen, eine Eini— 

gung wicht möglich geweien, 
und jei durch erftinftanzlidyes Urtel mit jeiner Klage deshalb zur Zeit abs 
gewiejen, weil aus dem Attefte des Schiedämannes bervorgebe, daß nur die 
verklagte Ehefrau vor demielben erichienen, alſo die llagenden Eheleute aus— 
geblieben jeien. Da er nun allerdings mit feiner Ehefrau im Termine vor 
dem Schiedsmanne zugegen geweien, jo babe er im zweiter Inftanz ein Atteft 
bes inzwilchen eingetretenen Nachfolgers jenes Schiedsmannes beigebradht, auch 
den erften Schiedemann jelbft ala Zeugen vorgeihlagen. Da aber der leptere 
fi der Sade nicht mehr erinnert, jo habe der zweite Ridyter das erfte Urtel . 
beftätigt, weil bis zur Beibringung des neuen Eciedömannd-Attefted die Ju— 
jurienflage verjährt gewejen. Sonad wären ibm überhaupt 18 Riblr. 17 Sgr. 
Koften bloß daburd entftanden, das der erfte Richter kei Einleitung der Klage 
nit das mangelhafte Schiedemanns-Atteſt geprüft und jofert durch Berfü- 
gung bie Behebung des Mangels ibm aufgegeben babe. Zwar jeien auf feine 
Beihwerbe die Koften erfter Inftanz bis auf den Betrag für Zurüdmeijung 
einer Klage durch Verfügung niedergeihlagen worben mitteft Anordnung des 
Königlichen Juftiz« Minifteriums, allein er fole doch die Koften zweiter In- 
Ran; mit 10 Rthlr. noch tragen, Er beantragt nun, 

das Weitere zur Remedur höbern Orts jo wie die Rieberjchla- 

gung der Koſten zweiter Inſtanz zu veranlafjen. 

Abgeicehen davon, daß der Petitien fein Beweisftüd beigelegt ift, fann 
das Berlangen des Bittftellers überhaupt auch nicht für gerechtfertigt erachtet 
werben. Nach den heftehenden Gejegen ijt der erfennende Preußiſche Richter 
nicht an diejenige Anficht gebunden, melde der die Klage einleitende Richter 
über die Sade hatte; es ift daher gar nicht jelten, daß der erfennende Rich» 
ter Mängel einer Klage feftftellt, welche der einleitende Richter wicht als Män- 
gel anjab, und es fann vorkommen, daß der eimleitende Richter hiernächſt, 
wenn er jelbft das Urtel ſprechen joll, zu einer anderen Ueberzeugung bei 
nohmaliger Prüfung gelangt, alje die früher für begründet erachtete Klage 
dur Urtel für unbegründet erklärt. Kein Gejep macht ihn dieſerhalb regteß- 
pflichtig. Eben jo wenig verorbnet ein Gejep, daß im dieſem Kalle deu Par» 
teien die Koften zurüdgegeben werben jollen. Sind nun dem Bittfteller bie 
Koften erjter Inftanz bis auf 15 Sgr. ſchon erlaffen, jo bat er mehr erkamgt, 
als er gejeglih fordern fann, und jein weiter gehender Antrag ift ein unbe» 
rechtigter. 

Demgemaͤß ſchlägt die Kommiſſion dem Hauſe der Abgeordneten vor: 

über bieje Petition zur Tages-Ordnung zu geben. 


UV. Der Ziihlermeifter Wilbelu, welder nad ben Beilagen jeiner 
undatirten Petition in Uſedom, Kegierungs- Bezirk Stettin, zu wohnen ſcheint, 
beihwert fi darüber, daß Seitens der geiftlihen Behörden jeine Anſprüche 
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au eine vom Kirchenfafjen-Rendanten Tews zu Uſedom beftellte Amts» Raus 

tion wicht anerfannt und er aus dieſer Kaution wegen feiner Forderungen 

nicht befriedigt werben. Gr trägt deshalb folgendes Sachverhältniß vor: 
Er jei Kirhen-Prosifor, der Kimmerer Tews aber Nentant der 
Kirchen-⸗Kaſſe zu Uſedom geweſen; letiterer habe 400 Rthlr. Raus 
tion für Verwaltung der Kirchen» Kaffe beftellt. In der Kaffe 
babe häufig ein Beſtand zur Dedung laufender Ausgaben gefeblt. 
Rendant und Proviforen bitten deshalb Gelder von Dritten ans 
geliehen, welde für die Bedürfniffe der Kirchen« Kaffe verwendet 
und jpäter aus deren Einnahmen zurüderftattet ſeien. Zulept 
wären joe am 14. Zuli 1857 von eimem Schuhmacher Hing 
100 Rtbir. und am 3. Auguft 1858 von einem Fiiher Hauf 
100 Rıblr. für die Kirden» Kaffe angelieben; die Namens ber 
Kirhensfaffe darüber ausgeftellten Schuldſcheine jeien vem Nen« 
danten Tews und dem Petenten, der eine auch noch vom Dinkor 
nus Zaeske unterichrieben. Der Nendant Tews habe, wie die 
Rechnungebücher ergeben müßten, mit biefen Geldern Ausgaben 
der Kirchen-Kaſſe beftritten, aber die Darlehne nicht in Einnahme 
geftellt, die Anleihen jeien nicht als rechtsgültig anerkannt, weil 
die erforderlihe Genehmigung der Königlichen Regierung zu ben» 
ſelben gefehlt habe, der Nendant fei zahlungunfähig geworben und 
die Gläubiger hätten gegen den Petenten und theilmeiie den 
Diafonus Zaeske rechtsfräftige, beide zur Rüdzahlung der Sum: 
men verurtbeilende Erfenntnifle erftritten. Die Kaution bes 
Tews von 400 Rthlrn. ſei von der Vehörde auf deſſen Defeft 
von 192 Rtblrm, verrechnet und der Neft in Folge einer Geifion 
des Tews an deſſen Schmwiegerjoehn Reichard zur Dedung der. 
Pachtſchuld des letzteren am die Kirchen-Kaſſe verwendet worden. 

Petent bezeichnet dieſe Ceſſion als rechtsumgültig ihm gegenüber, weil fie 
erft nah Dedung aller Defekte, aljo aud der obengedachten nicht gebuchten 
200 Rihlr. hätte vorgenommen, werden fünnen; er will bei der Königlichen 
Regierung zu Stettin die Feltftellung der bei den Defekten des Reudanten 
regreßpflichtigen Perſonen nachgeſucht, die Königliche Negierung ſoll aber die» 
fen Antrag ignorirt haben. Cine vorgelegte Verfügung dieler Behörde an 
ihn vom 1, März 1859 Inutet bloß: 

da diefleits zu Anleihen für die Kirche in Uſedom eine Genehmi— 
gung nicht ertbeilt ift, jo können ſolche auch bieffeits nicht aner- 
fannt werden, um jo weniger, da die Verwendung ber Gelder in 
den Nugen der Kirche nicht erfolgt ift. 

Die auf erhobene Beihwerde ergangene Verfügung des Herrn Kultuss 
Minifters vom 14. Juli 1859 weift die Anträge bes Petenten wegen Er— 
jages jeiner für den Rendanten Tews angeblidy geleifteten Zahlungen zurüd, 
weil die Kaution des ꝛc. Tews mit deflen Zuftimmung zur Erftattung ber 
Defekte und zur Dedung einer anderweiten Schuld an die Kirden-Kaffe ver: 
wendet jei; wäre aber die Kaution no vorhanden, jo würde bennod bes 
Petenten Befriedigung daraus nicht übernommen werden fünnen, da deſſen 
Forderung auf privatrehtlihen, die Kirche nicht berührenden Verhältniſſen 
berubte. 


Dagegen beantragt nun ber Petent wörtlid: 

das Haus der Abgeordneten wolle feinen Antrag, 
die Verfügungen der Königlichen Regierung zu Stettin vom 
1. Mai 1859 jo wie des Herrn Minifters der geiftlihen ıc, 
Angelegenheiten vom 14. Juli aufzuheben, die Königliche 
Regierung zu Stettin anzuweijen, die erwähnten vom Ren» 
danten Tewe unterfchlagenen 200 Rthlr. als Defekt anzu- 
erfennen und aus der von Tews bejtellten Kaution, jo weit 
diejelbe hinreicht, zu deden, 

berüdfichtigen. 

Er will aus $$. 324. 325. Strafgejeß- Buches darthun, daß die früheren 
Verfügungen unrichtig feien, da der Rendant Tews die 200 Rthlr. in feiner 
amtliden Eigenihaft als Rendant der Kirchen-Kaſſe für dieje erhoben, nicht 
vereinnahmt, auch nicht zurüdgezablt, alſo unterjchlagen habe. Demgemäß 
bafte feine Kaution dafür 'und die Königliche Regierung hätte die Kaution 
öffentlich aufbieten, nicht aber auf Geifion des Tems verrechnen müſſen. 

Der Antrag des Pelenten entſpricht überall nicht der Stellung des Hau« 
jes der Abgeordneten zu den Etaats-Behörden, da es nicht in der Befuguiß 
des erfteren liegt, die Verfügungen der letzteren aufzuheben; er ift aber au ſich 
auch rehtlih nicht begründet. Haben Rendant und Provijoren der Kirchen- 
Kalle für dieie ungültige Anleiben gemacht, jo wurde dadurd die Kirchen Kaffe 
nicht Eigenthümerin der angeliebenen Summen, fie haftet aljo weder für 
deren Aufbewahrung no für deren Rüdzablung. Die Kaution des Ren— 
danten haftet wiederum nur für das Eigenthum der Kirhen- Kaffe, alfo nicht 
für die 200 Rthlr., welde nie in das Eigenthum der lepteren gediehen. 

Unerbeblih an ſich ift es für den Petenten, ob der Rendant Tews durch 
jene Handlung dem Strafgejeg verfallen wäre, weil deshalb Das Recht des 
erfteren weder größer noch geringer wird; es ift aber auch nicht einmal ans 
zuerfennen, daß der Rendant Tews die für die Kirhen-Kaffe ungültig an— 
geliehenen Gelder in „amtlicher Eigenſchaft“ (wie $. 324. Strafgeſetz-Buches 
verlangt) empfangen babe, da er amtlich für die Kaffe nur dasjenige erhalten 
konnte, was derſelben gehörte und zuftand. 

Das Berhältniß des Petenten jowohl zu dem Reudauten Tews als zur 
Kirchenkaffe ift jedenfalls, wie die Verfügung des Königlichen Kultus-Miniftes 
riums vom 14. Juli pr. hervorhebt, nur ein privatredhtliches, auf welches 
die Berwaltungs-Behörden feine Einwirkung haben fünnen. 

Demgemäß empfiehlt die Kommilfion dem Haufe der Abgeordneten: 

über die Petition des Tijchlermeifters Wilhelm zur ZagessOrb: 
nung zu geben. 


B. 


Referent: 
Abgeordneter Dr. Gneift. 
— —e — 


I. Dr. Menz zu Baumgarten bei Prenzlau macht einen den Berli- Journ. IT. Nr. 273. 
ner Viehmarft betreffenden Gejepes-Borichlag. Er bemerkt, daß jeit etwa 
Iabresfrift, vermutblih durch Webereinfunft der Berliner Fleiſcher unter fi 
und zum Nachtbeil des landwirthſchaftlichen Publikums, der „Mißbrauch“ ſich 
eingejchlichen habe, daß das erhandelte Vieh jest nicht mehr von den Käufern, 
jondern von den Verkäufern verfteuert werden müfle. Die Schladtfteuer 
werde nämlich ſchon beim Eingang in die Etadt entrichtet; während aber nad 
früberer Uebung der Käufer die Steuer wieder erftattet babe, werde dies jept von 
den Käufern verweigert, mit dem „Einwand, daß durch den höher benelje, 
nen Preis der Waare dem Verkäufer die Steuer jhon vergütet je. Es wir 
derſpreche dies dem früheren Gebrauch und diene nur zur Bereicherung ber 
#leifcher, nicht des Publifums, für welches die Fleiſchtaxe ganz willfürlich jei 
und bleibe. 

Der. Petent bat deshalb einen Antrag bei der Finanz-Verwaltung dahin 
geftellt, daß das von den Berliner Fleiſchern erfaufte Vieh erft nad) abge 
ichlofjenem Handel verjteuert und die Steuer lediglih von dem Käufer getra- 
gen werde. Nachdem dies Geſuch abgelehnt ift, beantragt er „im allgemei» 
nen landwirtjchaftlihen Intereſſe“ eine Abänderung des Steuer » Gejepes 
dabın: 

„daB im Handel auf den Berliner Viehmarkt, in Betreff des zur 
Koniumtion der Stadt Berlin gekauften Viehes, in Ermangelung 
ausdrüdlicher Abrede, Käufer die Steuer zu tragen babe 
ohne Berfürzung des Kaufpreiſes.“ 

Es werde dadurch jeder Streit im Handel vermieden, die Schladtftener 
wirflih dur den Schlächter übernommen werden, und der Producent „vom 
Geſetz geihügt, midht mehr in die Hand der Käufer gegeben” fein, da eine 
Ginigung der Käufer über die Höhe des Marktpreifes jo leicht, unter der 
großen Zahl der Produzenten dagegen unmöglich jei. 

Der von Generals Direftor der Steuern gegen die früher beantragte 
Steuermafregel geltend gemachte Grund trifft indellen auch dieſen Geſetzes— 
Vorihlag. Nah $. 15. des Gelepes vom 30. Mat 1820 muß die Steuer 
vom Ginbringer bezahlt werden und dieſem überlafjen bleiben, fich ſolche even- 
tuell im Preife der Waare von dem Käufer der Waare wiedererftatten zu 
laffen. Es iſt nicht Aufgabe der Gelepgebung, in Berbältniffen, die durch 
Angebot und Nachfrage beftimmt werden und der freieften Privat-Dispofition 
unterliegen, Borjchriften über die Berechnung des Preijes zu geben, noch we— 
niger dies bei einzelnen Arten des Kaufs zu tbun, am menigften für einen 
einzelnen Markt und einzelne Klaffen von Käufern. Die Konmilfion beans 
tragt daber 

den Hebergang zur Tages-Ordnung. 


Journ. II. Nr. 344. 
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BI. Der Magiſtrat zu Brieg beantragt den Erlaß eines Geſctzes, wel⸗ 

ches beſtimmen ſoll: 
„daß bei dem Brande eines Gebäudes die zu zahlende 
Bonifikation unbedingt an die Stelle des verpfände— 
ten Grundſtücks trete, ſoweit die Hyppotheken-Gläubiger 
dabei betheiligt ſind;“ 
woran ji eine Reihe weiterer Vorſchläge zur Sicherung der Hypotheken-Glaͤu⸗ 
biger anreihen. 

Dieje Petition hat bereits im vorigen Jahre der Kommiſſion vorgelegen 
(II. 810.) der damals erftattete Bericht mit dem Antrage auf Uebergang zur 
Tages⸗-Ordnung ift indellen nicht zum Bortrag im Hauje gelangt. 

Die Lage der Sauce ift inzwiſchen unverändert geblieben. Der Plenar- 
Beſchluß des Obertribunals vom 5. Dezember 1853 (Enticheidungen Bd. 27. 
Seite 1.), welcher ein dinglihes Recht der Gppothefen-Gläubiger auf Die 
Reuer-Verfiherungsgelder als ein jelbftverftändliches, aus allgemeinen Rechte: 
grundſätzen abzuleitendes Recht micht amerfenut, bat auf vielen Seiten bie 
Beſorgniß einer Gefährdung der Hypothefen-Gläubiger und des Real⸗Kredits 
berrorgerufen. Das Königliche IuftizMinifterium bat daher den Gegeuſtand 
einer jorgfältigen Berathung unterzogen und Die Gutachten der Dbergerichte 
eingeforbert (IuftizeMinifterialblatt 1855 Seite 312. ff.), welche aber über bie 
Frage, ob und im welcher Weile die Gejepgebung einzuichreiten babe, ſoweit 
auseinander gehen, daß mau für jegt zu dem Beſchluſſe gelangt iſt, „von der 
Vorbereitung eines allgemeinen Geſetzes abzujeben, und nur hinſichtlich der 
öffentlichen Feuerſocietäten auf Abänderung der Reglements, Soweit fi) ſolche 
als wünjchenswertb und ausführbar ergeben werde, Bedacht zu nehmen.” Die 
Königlihe Stants-Regierung bat Dabei die Anſicht ausgeiproden, Daß Diele 
Behandlung der Angelegenheit fih um jo mehr empfehle, ala das Map bes 
wirflih obwaltenden Bedürfniſſes einer weiteren Fürſorge für Die Hypotheten- 
Gläubiger ſich dabei herausftelen werde, und tas Wünſchenswerthe mit Ver: 
meiduug der Gefahr ſich werde erreichen Infjen, welche durch eine allgemeine 
Behandlung des Gegenftandes die vielfah ſich durchkreuzenden alljeitiq zu bes 
achtenden Interefjen bedrohen. 

Die Kommijfien bat auch in ihrer diesjährigen Berathung dieſen Stand- 
punft ald den richtigen anerkannt, insbejondere cine nothwendige Nüdficht auf 
die fi gegenüber ftebenden Intereſſen der Gebäude-Eigeuthümer, der Neal: 
Gläubiger, der öffentlichen und der privat-Berfiherungs:Geiellihaften, welde 
zu großer Vorſicht bei Erlaß eines durdgreifenden, aud in ſchon vorhandene 
Statuten und Policen eingreifenden Geſetzes mahnen. Da überhaupt die 
Königlihe Staats-Regierung in eingehender Weile durch Spezial-Regulirun- 
gen (Gejep- Sammlung 1855 Seite 235. 304., Gejep- Sammlung 1859 Seite 
492. 493. u. a.) mit der Frage bereits befaßt it, da ihr ein ſehr reichhalt« 
ges Material über den Gegenſtand vorliegt, und da auch die in der vorlie- 
genden Petition gründlih entwidelten Anfichten in dem Gutachten mehrerer 
Dbergerihte jhon ibre Vertretung gefunden haben, jo beantragt die Kom 
miſſion, übrigens unter fortdanernder Anerkennung der großen Wichtigfeit des 
Gegenſtandes, 

den Uebergang zur Tages- Ordnung. 
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HEN. Unter dem Zitel „Weber Inſinuationsweſen und Gon« Journ. Il. Nr. 745. 


tumacialsBerfahren in Preufen. Leipzig, H. Mendeljohn. 1859." 
wird dem Haufe eine Schrift überreicht „zur näheren Prüfung ihres Inhaltt“ 
mit dem Schlußantrag: 
das hehe Haus wolle bie Abänderung ber in beifommender Schrift 
dargeftellten. Mängel des „Inſinuationsweſeus und Gontumacial: 
Verfahrens“ im Intereffe aller Preußiſchen Staatsbürger im geeig« 
netften Wege ſchleunigſt veranlafjen. 

Die Unterfhrift Inutet: Mannheim, deu 28. Februar 1860. Julius 
Sturm, Architekt. Etwaiger Beiheid wird erbeten unter Adreſſe Herrn 
R. Reer, Heidelberg, post restante. 

Der Inhalt der Schrift fließt fi au früher dem Haufe überreichte 
Petitionen an, auf welde die Kommilfion für das Juſtizweſen unter dem 
31. Jauuar 1854 Pericht eritattet hat (Nr. 98.), babin. gehend: 

ad 3. der Anträge (wimlih da, wo eim incompetented Gericht 
in contumaciam verurtbeilt hat, und wo cin Berklagter ohne ge» 
börige zu feiner Kenntniß gelangte Borladung in contumaciam ver» 


urtbeilt worden) die Petition Dem Königlichen Staats. Minifterium, 


zu überweijen, mit der Empfehlung, nicht uur die Frage, ob die Nullis 
tãtstlage wach Nr. 6. $. 2. wieder einzuführen ift, ſoudern auch die 
Frage einer näheren Prüfung zu unterwerfen, in wie meit das Ju— 
finwationdwejen einer die Parteien mehr ſchũtzeuden Abänderung bedarf. 

Dieſer Borihlag ift demnähft vom Haufe in ber Eipuug vom 16. Fe 
bruar 1854 (Stenographiihe Berichte Seite 371.) angenommen, hat aber 
eine Abänderung im Wege der Gejepgebung bisher nicht zur Folge gebabt. 

Es kaun biernad feinem Bedenken unterliegen, daß ber Gegenftand einer 
materiellen Beachtung wertb, wie auch die patrietiiche Abſicht des Verfaſſers 
nicht zu verfennen ift. Die Kommilfion kann fi inbeffen mit der Sade in 
diefer Lage nicht befafien, da der Petent nicht als Preußiſcher Untertban 
zur Periticn legitimirt ift, die Keumiſſien aber Drudichriften wicht zum Ger 
genftand einer Vorlage au das bebe Haus machen Kinn, ſofern fein beitinm« 
ter Antrag noch eine Petition im geſetzlichen Sinne vorliegt. 

Da übrigens die Königlihe Staats-Regierung äußerem Bernehuren nad 
fortdanernd mit dem Gegenſtande beſchäftigt it und erft neuerlich die Berichte 
der Gerichte darüber eingeforbert bat, jo kann eine Wiederanregung des Ge- 
genftandes durch Regierungs-Vorlage, Antrag oder Petition abgewartet wers 
den. Die Kommilfion ſchlägt daher vor, aus dem formellen Grunde ber Nicht» 
legitimatien, 

über dieſe Petition zur Tages: Drdnung überzugchen. 


EV. Paſtot Shlomfa zu Klettwitz bei Seuftenberg überreichte in den Sei» 
fionen 1858, 1859 eine damals unerledigt gebliebene, jept ren Neuem vor» 
liegente Petition des Inhalte: 

„Ermwogen, daß jeder Staatsbürger die Landesgeſetze Fennen 
ſoll und Unfenntniß derſelben nicht vor Nachtheil ſchützt; erwogen, 
daß das Preußiſche Allgemeine Landrecht und die Ges 
richts-Ordnung viel zu theuer jind, als daß die Anſchaffung 
dieier Bücher dem Privatmanne zugemuthet oder ven ihm erwartet 
werben fann; erwogen endlich, Daß fein vernünftiger Grund vor« 

2 


Journ. 11. Nr. 415. 
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liegt, weshalb das Allgemeine Landrecht und die Gerichts. Ordnung 
nit eben jo Billig als andere Volksſchriften verkauft werben 
fönnen, ift die dringende Bitte gerechtfertigt: 

„Das hohe Haus wolle die Königlihe Staatd-Regierung 
veranlaffen, wirfiame Verordnung zu treffen, daß eine wohl⸗ 

feile Ausgabe der genannten Schriften veranlaßt werde.’ 
Die Kommiſſien bat bereits in ihrem Bericht vom 29. April 1859 den 
bier berührten Uebelftand als begründet anerkannt. Während die franzöſiſchen 
Geſetzbücher im zabllojen Eremplaren zu den wohlfeilften Preifen (jelbft der 
code civil zu etwa 4 Rthlr.) cireuliren, Foftet das Preußiſche Landredt auch 
in Der neueften Auflage noch 34 Rthlr. (früher 44 und 54 Rthlr.), die Ge» 
richts-Ordnung mit einigen Anlagen jept 34 Rthlr. (Suftiz-Minifterinl Blatt 
1855. ©. 159. 390.). Nah den glüdlihen Erfahrungen, welche der Buch— 
handel an billigen Ausgaben der heiligen Schrift gemacht hat, kann es kaum 
einem Zweifel unterliegen, daß bei freier Konkurrenz unjere Geſetzbücher zu 
4—+ der bisherigen Preife zu liefern wären; nad den Erfahrungen anderer 
Länder ift auch ein amtlihes Verlagsrcht durchaus nicht nothwendig, um 


‚die Feitbaltung des ächten Textes der Gejepe zu fihern; am wenigiten be 


darf es einer Ausführung der Gründe, aus weldhen die möglichft weite Ver 
breitung der Gelegbüder unſeres Landes dringend wünſchenswerth ift. 

Nah der von dem Kommillarius der Königlichen Regierung ertheilten 
Auskunft beruht das noch jept übliche Verfahren bei dem Drud des Landrechts 
und der Gerichts-Ordnung auf zwei in der Kommiſſion verlejenen Allerhöd- 
ften Kabinets-Ordres von 1791 und 1793, nad welchen der Verlag nit 
der freien Konkurrenz überlaflen, jondern durch Uebereinfunft de3 Chefs der 
Zuftiz mit einer Buchhandlung jo veranftaltet werden jell, daß der dabei zu 
erzielende Verlagsgewinn der Juſtiz-Offizianten-Wittwenkaſſe zufließe. Durch 
eine jpätere Kabinets-Ordre ift demnächſt der Nauck'ſchen Buchhandlung eine 
Art von Vorbietungsreht bei den abzujchließenden Verlags-Verträgen für das 
Allgemeine Laudrecht zugefichert, und ein ähnliches der Neimer’ichen Buchhand— 
lung für die Allgemeine Gerichts-Ordnung. 

Sp wenig biernady verfannt werden kann, daß das bisherige Verfahren 
den urjprünglic getroffenen Königlichen Anordnungen gemäß ift: eben jo 
wenig fann verfannt werden, daß eine Menderung deijelben rechtlich möglich, 
und aus vielen Gründen wünſchenswerth ift. Namentlich 

1) Iſt aus den mitgetbeilten Urfunden ein ausichließlihes Verlags» 
Privilegium der Naud’ihen und Reimer'ſchen Buchhand— 
lung nicht zu entnehmen. 

2) Befteht ein allgemeines Staate-Verlagsrecht an den Landes» Ges 
jegen nad) Entſcheidung des höchſten Gerichtehofs überhaupt nicht, 
und wenn man ein jeldhes in den Allerhöchſten Kabinets-Ordres 
son 1791 und 1793 wirklicy finden follte, jo fteht nichts entgegen, 
in geordnetem Wege auf Geltendmadhung deſſelben zu verzichten. 

3) Darf allerdings der der Juftiz-Offizinnten-Wittwenkaffe zugeficherte 
Bortbeil nicht geichmälert werden, allein die Zufanmenftellung 
jämmtliher Verlags» Gewinne wird ergeben, daß es fih um eine 
serhältnigmäßig unbedeutende Summe handelt. Es ift namentlich 
fein richtiges Verhältniß darin zu finden, wenn um eines Gewin— 
nes von etwa 1,000 Rthlrn. willen, der fih nach einer Reihe von 
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Fahren bei Abſchluß eines Vertrags über eine neue Auflage pe— 
riodiſch berausftellt, das geſammte Publikum genötbigt wird, bie 
Geſetzbücher ded Landes zu unverhältnißmäßig tbeueren Preiſen 
zu bezablen. 

Es ift dabei ſelbſtverſtändlich, daß die Rechte ber betreffenden Buchhand⸗ 
lungen aus dem jüngft geichloffenen Verlagsvertrag gewahrt bleiben müfjen, 
Mit dieſem Vorbehalt aber ſcheint es an der Zeit zu fein, das bisherige Ar« 
rangement zu verlaffen, und dem Publikum die Wohlthat billiger Preiſe durch 
Eröffnung der freien Konkurcenz auch auf bdiejen Gebiete zu Theil werden 
zu laſſen. Die Kommilfion beantragt daher: 

dieſe Petition der Königliden Staats-Negierung zur 
Berüdlihtigung zu empfehlen. 


Ü. 
Referent: 
Abgeorbneter Rohden. j . 
— — 


Der Magiſtrat und die Stadtverordneten der Stadt Mewe in Weſt- 
preußen mit 3,200 Einwohnern tragen in einer Petition vom 1. Februar c. 
darauf an: 
ihr Gejudh um Einjegung einer Gerichts» Deputation in Mewe 
der Königlihen Staats» Regierung zur Berüdjihtigung zu über- 
weijen, 

Eie ftellen zur Begründung vor: 

Bis zur Gerihtd-Drganijation im Jahre 1849 habe in ihrer Stadt ein 
formirtes Gerichts-Rollegium ala Land» und Stadtgericht beftanden. Deffen 
Bezirk jei jept dem Kreisgeridhte in Marienwerder einverleibt, wodurd unter 
Anderem herbei geführt jei, daß derjenige Theil des Kreijes Marienwerber, 
welder oberhalb Mewe liege, 6 Meilen vom Site des Kreitgerichts entfernt 
ſei. Shnen fei zwar eine Gerichts-Kommiſſion belafien und zugleich für 
Lalkau jegt Pienonsfomwo die Abhaltung ven Gerichtstagen angeordnet, Dieſes 
genüge jedodh dem Bedürfnifje der Gegend und ihrer Stadt nit. Sie haben 
fih deshalb im Verein mit den cberhalb Mewe liegenden Ortſchaften zufept 
am 16. Februar 1856 an das Königliche Staate-Viinifterium mit der Bitte 
gewendet, die Gerichts-Kommiſſion in Mewe in eine Gerichts- Deputation 
umzumandeln, Seitens des Juſtiz-Miniſters haben fie jedoch am 3. Juli 
1856 zum Beſcheide erhalten: 

daß nad forgfältiger Prüfung auch jept feine Veranlaffung ger 
funden worden, dem Antrage nadhzugeben, 

Gegen dieſen Beiheid wird durd die Petition Abhülfe angeftrebt. 

Die Kommilfion findet, wie bereits in andern ähnlichen Fällen anges 
nommen ift, in den vorgetragenen Thatſachen und Anführungen feinen Grund, 
auf die Seitens der Staats Negierung nad reifliher Prüfung getroffenen 
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Anordnungen mit Abänderungs-Vorſchlägen einzugehen, inden fie darin eine 
unverfennbare Berlegung beſtehender Rechte oder zu ſchützender Interefjen nicht 
etſehen kann. Mag es au, wie durd ein beigefügtes Atteft beglaubigt 
wird, richtig jein, daß die auf dem Wege von Meve zum Kreisgerichte-Sitze 
fließende Weichſel in jedem Winter durchſchnittlich 14 Tage für Fußgänger 
und wohl 4 Boden für Fuhrwerk nicht zu paſſiren ift, eine Verlegung bes 
von den Petenten angezogenen Art, 7. ber Berfaljungs-Urfunde: Niemand 
darf jeinem geisplihen Richter entzugen werden, — ift darin ſchon feinem 
Inhalte nach nicht zu finden. Auch ift nichts augegeben, woraus ſich ‚ergebe, 
daß für jene kurzen Friften die Gerichts-Kommiſſion resp. die Gerichtstage 
den -Bedürfniffe nicht genügen. Ebenſo find feine Motive angegeben, die es 
rechtfertigen fönnten, den Bewohnern von Lalkau jept Pienonstowo, jowie deren 
Umfreijes, die beftebenden Gerichtitage zu entziehen und fie, wie die Petenten 
im Widerijpruche mit denjelben beantragen, der in Mewe zu bildenden Depus 
tation zuzuſchlagen. 
Die Kommilfion beantragt daher bei dem hoben Haufe: 
über die Petition zur Tages-Drbnung zu geben. 


Referent: 
Abgeorbneter Schulz (Genthin). 
— EEE uk Zn 


I. Die Wittwe des im Jahre 1854 veritorbenen Franz Meyer zu 
Bredenborn im Kreije Hörter verheirathete fi am 14. Februar 1855 wieder 
mit dem Maurermeilter Bobann Wolff dajelbft, nachdem fie vor dem Kreis» 
gericht zu Hörter ald der vormundihaftlihen Behörde mit ‚ihren ‚Kindern 
erfter Ehe Schichtuug ‚zugelegt hatte. Nach der Angabe des Petenten, eben 
jenes Johann Wolff, ift die Schichtung bis jept noch nicht zum definitiven 
Abſchluß gediehen, da das Gericht für die Plegebefohlenen außer dem geſetz— 
lichen Pflichttheil noch außergewöhnliche Vortheile verlangt, die Wolff nicht 
bewilligen will, weil das zur Schichtungs-Maſſe gehörige Landgut alsdann 
nicht erhalten werden könne. Gr verlangte ‚deshalb Regulirung der Sadıe 
nad den Beflimmungen des ‚Gejepged vom 4. Juni 1856, das Gericht zu 
‚Hörter wies ibn jedoch damit zurüd, weil fein Ehevorgänger bereits vor dem 
Erſcheinen jenes Geſetzes geftorben jei. Wolff wendet fid) nunmehr in jeiner 
Petition vom 10, Juni v. I. am die Landesvertretung mit der Bitte: 

ihm über diefe Angelegenheit Aufklärung zufommen zu laſſen. 

Abgeſehen davon, daß es nicht zu ‚den Obliegenheiten ber Landesvertre⸗ 
tung gehört, die Staats«Angehörigen über ihre Angelegenheiten aufzuklären, 
bat der Petent aud den vorgeichriebenen Iuftanzenzug noch nicht erſchöpft, 
die Kommilfion empfiehlt deshalb 

den Uebergang zur Tages -Ordnung. 
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II. In einem Brozeffe, den der Petent, Manrermeifter Sohann Wolff 
zu Bredenborn, Kreis Hörter, wegen einer Summe von 300 Rthlrn. gegen 
Johann Langhals vulgo König daſelbſt führte, hat der Schmied Johann 
Bohlemann dafelbft unter Anderem eiblih befundet, daß, während jeine 
bei Anlegung eines Weges beſchäftigten Arbeiter mit bloßen Füßen im Kotbe 
geftanden, der von einem Knecht geführte leere Wagen des Klägers augekom— 
men und der Kläger binter demielben bergegangen jei. Im der Meberzeugung, 
daß Bohlemann in Betreff diejer Thatſachen wifjentlich falſches Zeugniß 
abgelegt, bat Wolff jenen bei der Staats-Anwaltſchaft zu Hörter wegen 
Meineides denunzirt, er iſt jede von diefer durch die Verfügungen vom 
31. Dezember 1857 und 15. Juni 1858 damit zurückgewieſen, aud feine an 
bie Dber-Staatsanwaltichaft zu Paderborn und an den Herrn Juſtiz-Mini-— 
fter gerichteten "Bejchwerten haben, wie die Verfügungen vom 27. September 
und resp. 30, November 1858 ‚ergeben, den gewünjchten Erfolg nicht gehabt ; 
er bittet deshalb in der Petition vom 10, Februar d. J., 

nad Prüfung der Aften das Geriguete wegen Einleitung der Un» 
ſuchung zu verfügen. 

Eine derartge Verfügung fteht dem -Abgeorbnetenhauje verfafjungsmäßig 
nicht <zu, aber auch ‚eine Berückſichtigung in anderer Weije verdient Die Petis 
tion nicht, weil ans derjelben nicht zu erſehen ift, in welcher weſentlichen Bes 
ziehimg die won Bohlemann 'befundeten Thatſachen mit dem Gegenſtande 
des Prozefies fithen, und wie durch die nunmehr benannten Zeugen dargethan 
werben joll, daß Bohlemann wifjentlich die Unwahrheit gejagt bat. "Die 
Kommilfion beantragt deshalb, 

über die Pettion des Johaun Wolff zur Tages:Ordnung über- 
zugeben. 


OR, Der Ackerwirth Nikolaus Grochowsky zu Babti bei Pojen bat 
im Sabre 1852 gegen den Einwohner Dziebowsky beim Kreisgericht im 
Bofen eine ErmilfionssKlage angeftellt, auch von diefem ein obfiegliches Urtel 
erhalten, ift intefien durch das Erfenntniß des Appellations» Gerichts zu Pos 
jen mit ſeiner Klage zurüdgewielen und hat dies Erkenntniß rechtskräftig werben 
laſſen. Dennoch fühlt er fi durch lepteres beihwert und hat dies feiner 
Angabe mad bereit? dem Königlihen Dber- Tribunal und Sr. Königlichen 
Hoheit dem PrinzsRegenten vergeblid vorgetragen. Sept bittet er in feiner 
"Petition vom 18. März v. J., Die in der vorigen Seſſion nicht erledigt wer« 
ben Fonnte, 

diefe Angelegenbeit dem Herrn SuftizeMinifter zur ernftlichen Ers 
wägung zu überweijen. 

Auch wenn der geordnete Inftanzenzug inne gehalten wire, würbe bie 
Landesvertretung nicht befugt fein, gegen ein rechtöfräftiges Erkenntniß Erwä— 
gungen zu extrahiren; die Kommilfion kann deshalb nur 

den Uebergang zur Tages-Ordnung 
vorſchlagen. 


EV. Der Förſter Friedrich Bendrich zu Langhermsdorf, Kreis Areis 
ſtadt in Mieder⸗Schleſien, führte im Jahre 1857 beim Stadtgericht zu Bred« 
lau einen Prozeß gegen den Lieutenant Guſtav v. Franfenberg megen 810 
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Journ. II. Nr. 531. 


Sourn. IT. Rr. 457. 


Zonen. II. Nr. 397. 


14 


Rthlrn. nebft Zinfen. In der Appellations-Inftanz wurde auf einen Eid bes 
Berflagten refolvirt und im Folge der Ableiftung deſſelben der Kläger durch 
Erkenntniß vom 26. März 1858 mit feinem Anſpruch abgewielen. Leberer 
benungirte hierauf den Berflagten wegen Meineides bei der Staats-Anmwalt- 
ſchaft zu Breslau, es joll aud eine Borunterfuhung geihwebt haben, zur Er« 
bebung einer Anklage aber ift es nicht gefommen. Bendrich bittet nun in 
jeiner Petition vom 12, Februar d. I. das hohe Haus, 
nad Einforderung der Aften zu prüfen, ob nicht noch jept Ber: 
anlafjung vorliegt, gegen v. Frankenberg bie Unterjuchung wegen 
Meineides einzuleiten, die Anklage zu erheben und an bie Staats- 
Anwaltihaft zu Breslau die nöthigen Anmweifungen ergeben zu 
laſſen. 
Da der Antrag in dieſer Formulirung nicht gerechtfertigt und der In- 
ſtanzenzug nicht erihöpft ift, beantragt die Kommilfion 
den Uebergang zur Tages⸗Ordnung. 


V. Der Petent, Pincus Lewinjon zu Patriden, behauptet in feiner 
Petition vom 12. Februar 1860, gegen ein Erkenntniß des Kreis« Gerichts 
zu Heilsberg vom 19, Juli v. J., das ibn zur Zahlung von 18 Rthlrn. an 
ben Kaufmann Zored verurtbeilte, den Rekurs rechtzeitig bei dem genannten 
Geriht angemeldet, bie Rekursſchrift jelbft aber etwa 14 Tage vor dem 
Ablauf der ſechswöchigen Frift dem Tribunal für Oftpreufen zu Königsberg 
eingereicht zu haben. Er bejchwert ſich darüber, daß das Tribunal die Rekurs— 
ſchrift nicht nod vor Ablauf des Fatale an das Kreisgerichts zu Heiläberg 
eingejandt babe, daß das Präjentatum des Tribunals nit für geeignet zur 
Wahrung der Frift befunden, und daß deshalb fein Rekurs als verjpätet zus 
rüdgewiefen worden. Nachdem der Herr Juſtiz-Miniſter durch die Refkripte 
vom 4, und 31. Januar d. J. unter Berufung auf $. 35. der Verordnung 
von 2. Sanuar 1849 die Prüfung und Enticheidung der Beſchwerde des 
Petenten abgelehnt hat, bittet diejer das Hohe Haus der Abgeordneten: 

dieſe Sache einer näheren Beprüfung resp. Remedur zu unter 
geben. 

Eine jolde Prüfung könnte nur den Zwed haben, den Rekurs nadhträg- 
ih zur Einleitung zu bringen, dies ift aber ſchon um deshalb unftatthaft, 
weil dadurch den Privatrechten entgegen getreten würde, die ber Kläger Loreck 
einmal aus der inzwilhen eingetretenen Rechtskraft des GErfenntnifjes vom 
19. Juli v. 3. erlangt bat. Es könnte fid) mithin höchſtens um Beurtheilung 
ber Frage handeln, ob die Verfahrungsweile des Oftpreußifchen Tribunals mit 
den beftehenden geſetzlichen Vorſchriften im Einklange fteht. Eine ſolche Beur- 
theilung aber fteht in dem gegebenen Kalle der Landes»Bertretung nicht zu und 
dadurch rechtfertigt fi nach der Anſicht der Kommilfion 

ber Uebergang zur Tages-Drdnung. 


VE. Der Premier-Lieutenant N. Meyer bierjelbft ift Eigenthümer des 
Grundftüds Nr. 19. in der Nieberwallftraße. Im Jahre 1847 wurde auf 
demjelben ohne vorherige Abrede mit dem Eigenthümer von den jegt verftor: 
benen Zimmermeifter Steinmener und Maurermeifter Herrenburger ein 
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Gebäude errichtet; Meyer lich dies geihehen, da er nicht bezweifelte, daß er 
fi) auf Grund der beftehenden gejeplihen Beftimmungen auch nad Bollen« 
dung des Baues mit den Unternehmern einigen werde, ſchlimmſten Falls aber auf 
Wegſchaffung des Gebäudes dringen fennte. Der volftändige Aufbau follte indeffen 
jo bald nicht zu Stande kommen; zwar wurde das Haus im Herbft 1847 noch unter 
Dad gebradt, allein die ſtürmiſchen Auftritte des Frühjahrs 1848 machten 
die Fortſetzung der Arbeiten unthunlid. Inzwiſchen wurden die Bauhand« 
werker mit der Befriedigung ihrer Forderungen von Steinmeyer an Meyer 
verwiejen, und als Letzterer dieſelbe verweigerte, drangen am 17. April 1848 
die Zimmermeifter Goß und Ketrzinsfy und ter Schloſſermeiſter Binge 
in feine Wohnung und erzwangen von ihm durd Drohungen einen jchrift 
lichen Revers, Inhalts deſſen cr fih zur Zahlung der ven jenen geleifteten 
und noch zu leitenden Arbeiten verpflichtete, auch fofert eine, Summe von 
75 Rthlr. abihläglich zahlte. 

Auf Grund dieſes Neverjes wurden verfhiedene Klagen gegen Meyer 
angeftellt, die deſſen rechtsfräftige Verurtheilung zur Folge hatten, und dies 
veranlaßte ihn, aud die übrigen nicht Hagbar gewordenen Bauhandwerker zu 
befriedigen. 

Am 24. April 1849 denunzirte Meyer die vorhin genannten drei Hands» 
werfer bei der Staats-Anwaltſchaft wegen Erpreffung, die Anklage wurde 
jedoch wegen Mangelhafttgfeit des aufgenonmenen Bemeijes nicht erhoben; 
Beſchwerden darüber blieben erfolglos. Am 14. Mai 1855 wurde die Denun« 
jiatien erneuert, aber der inzwiſchen eingetretenen Verjährung wegen zurüd» 
gewielen; aud) die biergegen erhobenen Beſchwerden waren ohne Erfolg. 

Nunmehr wandte fih Meyer unter dem 16, Dezember v. I. an ben 
Herrn ZuftizMinifter mit dem Antrage, 

bei der Landesvertretung den Erlaß eines Gejepes zu beantragen, 
durdy welches die Anwendbarkeit des $. 45. Theil I, Tit. 4. des 
Allgemeinen Landrechts auf ſolche Willenserflärungen, die im 
Jahre 1848 erzwungen find, ausgeſchloſſen und verordnet wird, 
daß auf Grund derartiger erzwungener Millenserflärungen bereits 
entichiedene Prozeffe auf den Antrag der Berheiligten reftitwirt 
und nodmals verhandelt werden, jowie daß die Verfolgung jol- 
der Vergehen und Verbrechen, welche im Jahre 1848 gegen Per: 
jonen und Eigenthbum der Privaten begangen worben, noch jept 
zuläſſig, 
oder aber, 

anzuerkennen, daß die Königliche Staats-Regierung verbunden, 
ihm den durch die gegen ihn verübte Erpreſſung erwachſenen Scha⸗ 
den zu erſetzen. 

Durch Reſkript vom 16. Jannar d. I. wurde dies Anſinnen zurück— 
gewieſen. 

Vorſtehendes iſt der weſentliche Inhalt der von dem Premiers-Lieutenant 
Meyer vom 8, Februar d, J. verfüßten Petition und der beigefügten „Dars 
ftellung‘ vom 16. Dezember v. 3. Er richtet an das hohe Haus die Bitte: 

daffelbe wolle beſchließen, ſeinen Antrag auf Einbringung ber 
oben beichriebenen Gejepes » Vorlage der Regierung Sr. Mas 
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jeftät des Königs zur Berüdjichtigung zu überweifen und zu 
empfehlen, 
oder aber, 

diejelbe für verpflichtet zu erachten, ihn megen der ihm aus den 
nrangelnden Schup der Behörden im Jahre 1848 entftandenew 
Nachtheile zu entihädigen, resp. der Königlichen Regierung eine 
Abfindung dieferhalb anzuempfehlen. 

Die Kommilfion hat feine Beranlaffung finden können, diefen Anträgen 
ffattzugeben. Die beftehende Gejepgebung gewährt demjenigen, die zu einer 
fie verpflichtenden Willenserklärung gezwungen find, ausreichenden Schutz, ins 
dem der $. 45. Theil I. Tit. 4. des Allgemeinen Landrechts beftimmt: 

Wer eine fenft rechtebeftindige Willenserklärung wegen erlittenen 

Zwanges anfehten will, muß bieles, ſobald als er einen Richter 

bat antreten fünnen, jpäteftens aber binnen 8 Tagen nad diejem 

Zeitpunkt gerichtlich anzeigen, 
und der $. 46. a. a, D. disponirt, daß dergleichen vorläufige Anzeigen bei 
einem jeden Gerichte gültig geicheben können. Hat nun Der Petent eiue 
folde Anzeige aus Unfenntnib oder Nachläſſigkeit nicht gemacht, jo hat er es 
fich jelbft zuzuschreiben, wenn um besbalb die gegem ibm angeftellten Pro: 
zelfe zu jeinem Ungunften entjchieden find. Eine Neftitution aber gegen bie 
ergangenen rechtsfräftigen Erfenntnifje, und der Etlaß eines Desfallfigen Ge: 
ſetzes iſt unzuläſſig, weil Dadurd den mehlerworbenen Rechten dritter Per 
jenen Eintrag geſchähe. Ein ftrafrechtliches Einfchreiten ferner wegen ber ans 
gebliden Erpreſſung ift unthunlich, weil diefes nah F. 235. tes Etrafgelep- 
buchs mit Gefängniß nit unter drei Monaten bedrohte Vergeben nad) 
8.46. a. a. O in fünf Iubren verjährt und die Goynitien ber Staats 
Behörde vom Jahre 1849 bis zum Fahre 1855 gernbt hat, Die Ercedenten 
aber dadurd ein Recht auf Straflofigfeit erworben haben, das ihnen durch 
ein neues Geſetz nicht illuforifch gemacht werden fan. Da nun endlid auch 
nicht der mindefte Nechtegrund verliegt, die Etantt: Regierung für den dem 
Petenten ans der behaupteten Erprefjung etwa erwachſenen Schaden verant 
wortlich zu machen, ſo trägt die Kommilfion darauf an: 

über die Petition des Premier» Lieutenants Mever zur Tagek— 

Drdnung überzugeben. 


VII. Der insalide Artillerie» Unteroffizier ©. Müblner zu Egeln ift 
durch rechtskraͤfliges Erfenntuiß des Disziplinar- Gerichtshofes jeines Amtes als 
EtenersAnfieber entiept worden. Er behauptet in der Petition vom 6. März 
d. 3, daß er im dem betreffenden Verfahren in feiner Vertbeidigung ber 
fhränft, mithin ihm dur das „im Namen des Königs“ erlaffene Erkeuntniß 
Unrecht geiheben fei, und knüpft daran den Antrag, 
ein Geſetz herbeiführen zu wollen, durch welches ein Spruch „im 
Namen des Königs” mar aladann geiheben darf, wenn im der 
Sache von jeder Seite und nad jeder Eeite durch thatſächliche 
Beweiſe jeder geringfte Zweifel an der Richtigkeit und Unparteilich— 
feit im Verfahren gegen den Angeklagten und an dem vermeint- 
lichen Schuldig vorher befeitigt werden ift. 

Dergleihen Vorſchriften beftehen feit länger als einem halben Jahrhun- 
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dert, in Betreff des Disziplinar- Verfahrens gegen nicht vichterliche Beamte, 
insbejondere aber in dem Gele vom 21. Juli 1852, und deshalb ftellt die 
Kommilfion den Antrag: 
über die Petition des G. Mühlner zur Tages» Ordnung über 
äugeben. 


E 
. 
Referent: 
Abgeorbneter Reihenjperger (Köln). 
un ul 


I. Der Gerihtsvollzieber-Ajpirant Heinrih Did aus Birk, dermalen Journ. II. Nr. 395. 

in Köln wobnbaft, bittet, 
das Haus der Abgeordneten möge bei dem YJuftiz-Minifterium 
feine Zulaffung zum Gerichtsvollzieher-Examen befürworten, 

Zur Begründung feiner Bitte bezicht er ſich zunächſt auf mehrere der 
Petition beigefügte Attefte, welche ergeben, daß er vom Sabre 1827 ab bie 
zum Oktober 1831, um melde Zeit er in den Militairdienft eintrat, auf der 
Schreibſtube jeines Oheims, des Gerihtsvollziehers Zimmermann zu Birk, 
beihäftigt gewejen ift, demnächſt während des Jahres 1836 auf dem Par: 
fete des Dber-Profurators zu Köln gearbeitet hat und jodann in die Lifte 
der zu prüfenden Gerichtsvollzieher-Aſpiranten eingetragen wurde. Sowob; 
in Betreff feiner Führung als feines Fleißes lauten diefe Attefte günftig, wie 
denn auch ein weiteres von feiner Drtsbehörde unter dem 27, Dftober 1837 
ausgeftelltes bejagt, daß er nad dem im Jahre 1826 erfolgten Tode feiner 
beiden Eltern jeiner vier minderjährigen Geſchwiſter mit Selbftaufopferung 
fi angenommen und fid überhaupt in jeder Hinſicht vormurfsfrei betragen 
babe. Ein Beſcheid des General-Profurators vom 18. Februar 1837 bedeu— 
tet den Di auf ein von ibm eingereichtes Geſuch, daß er nad nunmehr 
zurüdgelegten Stagen den Zeitpuuft abzuwarten habe, wo eine Prüfung von 
Gerichtövollzieher- Ajpiranten angeordnet werden fünne und feine Einberufung 
zu derjelben durch den Königlichen Ober: Profurator erfolge. Auf die hierauf 
an das Zuftiz-Minifterium gerichtete Reklamation ward er unter dem 7. Juni 
1838 dahin bejcdieden, daß, da aud amdere mit ibm im gleich bedrängten 
Verhältniſſen ſich befindende Aipiranten fih der Maßregel hätten unterwerfen 
müffen, nach welcher Prüfungen zum Gerichtsvollzieher-Amte nur nad Maß— 
gabe der eintretenden Stellen-Erledigungen veranlaßt würden — aud in Be 
zug auf ihn die beantragte Ausnahme nicht ftattfinden könne. Den gleichen 
Erfolg hatte eine unter dem 18. Dftober 1838 ftattgefundene Wiederholung 
jenes Geſuches, indem zufolge Auftrages des Juſtiz-Miniſters der Generals 
Profurator dem Did unter dem 12, Sanuar 1839 mittheilte, daß es bei der oben 
erwähnten Berfügung vom 18, Februar 1838 fein Bewenden bebalten müfle. 
Eine nah Berlauf von etwa 12 Jahren an den Königlihen General-Proku— 
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rator gerichtete Eingabe ward von demfelben anı 22. Juni 1850 dahin beant- 
wortet, daß Bittfteller zur Gerichtsvollzieber- Prüfung nicht zu— 
gelaifen werden könne, weiler durd die Art feiner bisherigen 
Beihäftigung, wie jolde aus den eingezogenen Erkundigungen 
und insbejondere aus den vielen von ihm geführten Prozelien 
ji ergäbe, jeinem Berufe entfremdet worden, und feine Gewähr 
dafür vorhanden jei, daß er dem Gerihtsvollgieher-Amte auf 
die Weife, wie es das Gejep erfordert, Genüge leiften werde. 

Nahdem unter dem 6. Dezember 1855, 13. Juni 1856 und 29. Mai 
1858 erneuerte Geſuche Seitens des General-Prokurators abihlägig beſchieden 
worden waren, wandte Bitifteller ih an das Juftiz-Minifterium und dems 
nächſt in einer Immebiat-Eingabe an Se. Königliche Hoheit den Prinz«Res - 
genten mit gleichem Erfolge. 

Aus der oben mitgetheilten Beſcheidung des General-Profuratorsd vom 22. Juni 
1850 ergiebt fich, dab es dem ꝛc. Did an der formalen Qualififation, durch 
welche die Zulaffung zum Gerichtsoollgieber-Eramen bedingt ift, nicht ermangelt. 
Zwar gehören nach der Allerhöchſten Kabinets-Ordnung vom 7. Auguſt 1820 
und einem StaateminifterialeBeihluffe vom 12. Dftober 1837 bie Gerichts— 
vollzieher- Stellen zu denjenigen, welche ausſchließlich für verforgungsberechtigte 
Militzir» Invaliden beftimmt fein jollen; «lein mit Rüdfiht auf die in ber 
Rbeinproving in Betreff der fraglihen Stellen obwaltenden bejonderen Ber» 
bältnifje wurde mehrfach, und zwar inäbejondere durd die Allerhöchſten Kabie 
metö- Ordres vom 8. Dtober 1849, 30. November 1857 und 1. Juli 1859 
verftattet, die Givil» Alpiranten zur Prüfung zuzulaffen und alternirend mit 
den Militair-Anwärtern anzuftellen, jedoch jelle, wie es in ter Kabinetd-Ordre 
vom 30, November 1857 ausdrüdlic beißt: „nur auf Diejenigen Aspiranten 
Rüadfiht genommen werben, welche im Lebensalter noch nicht zu weit vorge- 
rückt, deren Führung ftets tadellos gewelen und die fi dem früher beabfid)- 
tigten Berufe zum Gerichtsvollzieher nicht söllig entfremdet haben, auch vor⸗ 
ansiepen lafien, daß fie dem jeiner Zeit an fie ergebenden Nufe zur Auftellung 
ohne Weiteres Folge leiften werden. Wenn jhon jelbitverftindlih von einem 
abjoluten Anſpruche auf eine Anftellung im Staatadienfte, und folgeweile auf 
Zulaffung zu der diejelbe bedingenden Prüfung nicht die Rede jein fann, je 
findet ſich bier das dabei eintretende Ermeljen der betreffenden Behörden noch 
überdies ausdrücklich normirt. Bittfteller beftreitet in feinen veridhiedenen, ber 
Petition beigefügten Eingaben jelbft nit, daß er eine Reihe von Jahren 
hindurch ſich mit Geſchäften befaßt habe, welde zu dem von ihm gewählten 
Berufe in feinerlei Beziehung ftehen. Ein von ihm beigebradtes Atteft des 
Bürgermeifterd von Siegburg, d. d. 20. Auguft 1850, bejagt in dieſer Hin- 
ficht unter Anderem, daß er jeit dem Jahre 1842 mit Ziegel» und Kalkbren« 
nerei, ſowie mit tem An- und Verkaufe von Grundftüden und Forderungen 
und der Vertretung von Parteien bei den Friebend-Gerichten fid) befaßt babe. 
Er giebt ferner zu, daß dieje Beihäftigung und feine vielfachen Spekulationen 
ihn in mißlihe Berwidelungeu gebracht, daß fie Mißgunſt, Neid und Verfol« 
gung gegen ihn gemwedt hätten, Soviel insbejondere jeine Thätigkeit als 
Mandatar in Prozeßſachen anbelangt, jo kann er in Betreff zweier, ihm ſpe⸗ 
ziell zum Vorwurf gemadhter Fälle nicht verabreden, daß er ben betreffenden 
Parteien unverhältnißmäßig hohe Gebühren in Aurechnung gebradyt habe, 
welche er freilih durh die Anführung zu rechtfertigen ſucht, daß dabei ein 
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gewiſſes Rififo von ihm übernommen gemeien jei. Was aber aud immer 
„feinem früheren Verhalten zur Laft fallen möge, der Umftand — jo meint 
Detent — daß er während der lepten Sabre, nadı jeiner Nieberlafjung in 
Köln, feinen weiteren Grund zu Beichwerben gegeben habe, müſſe jedenfalls 
zu jeinen Gunften in Betracht fommen, und glaube er jeine früheren Fehl- 
tritte hinreichend gebüßt zu baben. Zeugnifje über jein Berhalten mährend 
ber legten 10 Jahre bringt der ı. Did übrigens nicht bei. Der von ihm 
zu diefem Zwede angezangene frühere Friedensrichter von Siegburg, Juftizrath 
Heifter, beihränfte fih darauf, ihm unter dem 3. März 1855 zu erwidern, 
daß, wenn er auch zur Zeit, als er als Mandatar vor dem Friedensgerichte 
aufgetreten jei, Veranlaſſung zur Unzufriedenheit gegeben babe, dies nicht aus- 
ſchließe, daß er mach feiner Ucberfiedelung nah Köln ſich ein loyales Verhal« 
ten angeeignet babe. 

Bei ber vorſtehend entwidelten Sachlage handelt es ſich hier Tediglih um 
die Würdigung der Perfönlichfeit des Bittftellere und insbejondere um bie 
Frage, ob derielbe hinreichende moraliihe Garantien dafür Darbietet, daß er 
ben Anforderungen bes von ihm angeitrebten, vielfachen Berjuhungen ausge 
jepten Amtes ein Genüge leiften werde. Abgeſehen davon, daß das Haus der 
Abgeordneten nicht in der Lage ift, dieſe rein tbatjächliche Frage nah allen 
Eeiten bin eingehend zu prüfen, läßt ſich auch für das in folden Füllen noth» 
wendig eintretende billige Ermeijen der Behörden ein beftimmtes Kriterium 
nicht aufftellen. Zwar würde allerdings die bier allein beantragte Zulaffung 
zum Gramen ber jpäteren Entſchließung der betreffenden Behörde binfichtlich 
ber Anftellung bes Petenten micht ſchlechthin präjudiziren; allein ſchen Die 
Rüdficht auf das eigene Intereffe des Lepteren läßt es micht als angemeſſen 
eriheinen, eine Hoffnung in ihm zu erregen, für deren Verwirklichung zur 
Zeit feinerlei Ausfiht vorhanden ift. 

Demnad trägt tie Kommilfion dahin an, 

über die Petition des Heinrih Did zur Tages; Ordnung über 
zugeben. 


IT. Der Friedensrichte Nampmann zu Geilenkirchen führt VBeſchwerde 
darüber, daß die ihm neben jeinem Amts» Einfommen noch zuſtehende Ent 
Ihäbigung für Büren» Auslagen im Beirage son 40 Rihlin. zur Dedung 
ber lepteren nicht ausreichend jei und beantragt, 

das Haus der Abgeordneten möge die Abbülfe berjelben bei der 
Staats Regierung befürworten, Da jein zu Tepterem Zwede bei 
dem General: Profurater und demnächſt bei dem Juftiz» Minifter 
eingereichtes Geſuch erfolgles geblieben jet. 

In diejem Geſuche verlangt Petent nicht bloß eine „auskömmliche Erhö— 
hung” jeines Bureau-Fonds für die Zufunft, jendern zugleih Entſchädigung 
für die jeit 23 Jahren ven ihm aus feinen periönliben Mitteln zur Beſtrei— 
tung der fraglichen Bedürfniſſe gemachten Zuſchüſſe, indem er zugleich im 
Allgemeinen Klage über die Unzulänglichfeit jeines Dienftgebaltes führt. 

Abgejeben daven, dan es an den nothwendigen Elementen zu einer ge— 
nauen Prüfung der thatſächlichen Aufftellung des Bitrftellers gebricht, kann 
feinem Antrage ſchon um beswillen nicht entipredhen werden, weil cine jadh- 
gemäße Bertbeilung des etatifirten Büreanfoften« Fonds nur in der Art zu 
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bewerfjtelligen ift, daß die Bedürfniſſe der jämmtlichen Untergerichte ber Rheins 
provinz gegemeinander abgewogen werden. 
Die Juſtiz-Kommiſſion fieht fih demnach veranlaßt, dem Hauje der Ab» 
geordneten vorzuſchlagen: 
über die Petition des Friedensrihters Kampmann zur Taged- 
Ordnung überzugeben. 


LII. Der Partifulier O. Moeier aus Berlin ſtellt vor, daß die Arage, 
„mad welchen Gejepen die Folgen einer ftatigefundenen Schwängerung zu bes 
urteilen ſei“, durchaus im Unflaren liege und beantragt bei dem Hauſe ber 
Abgeordneten, daſſelbe möge 

das Königliche Staats-Miniſterium erſuchen, einen auf die Fixi— 
rung des Gerichtſtandes in Schmängerungsiahen bezüglichen 
Geſetz« Entwurf den beiden Häuſern des Landtages vorzulegen. 

Petent motivirt fein Geſuch im Weſentlichen dadurch, daß es im öffent: 
lichen Intereffe liege, für die Erhaltung der unehlichen Kinder Fürjorge zu 
tragen, und ihrer Verwahrloſung möglichft vorzubeugen, fo wie ferner durd 
die Erfahrung, daß die öffentlichen Waiſenhäuſer mit unebelihen Kindern 
beläftigt werden, deren Väter ſich ibrer Pflicht entziehen. 

Allerdings gebört die Frage von den aus dem außerehelihen Beiſchlafe 
abgeleiteten Obligationen in mehr als einer Beziehung zu den ftreitigen, wie 
dies Shen eine Vergleihung der beiden betreffenden Obertribunald-Plenarbes 
ichlüffe vom 21. November 1849 und 1. Februar 1858, jo wie ein Blid in 
die darauf bezügliche Literatur ergiebt. Darum ericheint es indeß doch noch 
nicht geboten, ja nicht einmal räthlid, die Materie durh ein Spezial-Geſetz 
zu regeln. Die Schwierigfeiten, deren Bejeitigung verlangt wird, haben näm« 
lich weniger in dem Mangel pofitiver Sapungen, als vielmehr in Gollifionen 
ihren Grund, welche ſich aus der Verſchiedenheit der in einzelnen Territorien 
des Staates beftebenden Geſetze oder aber daraus ergeben, daß veridiedene 
allgemeine Nechtsregeln neben einander in Betracht kommen. 

Die Abwägung und Ausgleihung jelder Gollifionen ift aber, in Anbe- 
tracht der wechielnden Natur derjelben, am zwedmiäßigften der Doftrin und 
der Rechtſprechung zu überlaffen. Jedenfalls erachtet die Kommilfion es nicht 
für angemeffen, eine bejondere gelegliche Negelung für die bier in Frage ſte— 
hende Materie bei der Staatsregierung zu befürworten, zumal in Folge bes 
Geſetzes vom 24. April 1854 eine erhebliche Abnahme der anf aufereheliche 
Schwängerung gegründeten Klagen nothwendig eintreten wirb. 

Die Kommiſſion beantragt demnad bei dem Hauje der Abgeordneten: 

über die Petition des Moejer zur Tages-Ordnung überzi» 
gehen. 
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F. 


Referent: 
Abgeordneter Starke. 
— J 


I. Drei landwirthſchaftliche Vereine aus dem Kreiſe Heiligenbeil Magen Journ. II. Nr. 466. 
über die fortſchreitende Zügelloſigkeit und Widerſpenſtigkeit des Geſindes auf 
dem Lande; behaupten, daß an Stelle des früheren patriarchaliichen Berhält- 
niſſes zwiſchen Herrſchaft und Dienftboten jegt bei dem Gefinde eine dem 
Iandwirtbichaftlihen Gewerbe zum größten Nachtheil gereihende Abneigung 
vor der Dienftbarfeit getreten wäre, und fonımen zu dem Schluß, daß dieſen 
Nebelftländen nur durd eine Abänderung ber beftehenden Gejepgebung abge: 
helfen werden fünne. 

Das Gefep vom 24, April 1854, nad) welchem ungehorfames und mider: 
ipenftiges Gefinde mit Geldbuße bis 5 Rthlr. oder Gefängnif bis zu 3 Lagen 
belegt werden kann, finden Petenten zwar an fidh gut, nach ihrer Anſicht geht 
aber die Bedeutung dieſes Geiepes wieder dadurch ganz verloren, daß die in 
demjelben angedrohte Strafe nicht ohne Weiteres dur die Polizei definitiv 
verhängt und vollftredt werden fann, jondern daß auf Grund des Gefepes 
vom 14. Mai 1852, betreffend die vorläufigen Straffeftjepungen durch die 
Polizei, dem angeihuldigten Grfinde die Ermächtigung gegeben ift, binnen 
10 Tagen auf gerichtlihe Entiheidung zu provoziren. Hierdurch, meinen bie 
Petenten, verliert die Etrafe ihre Mirffamfeit, weil fie nicht der That auf 
dem Fuße folgt, und die Autorität der Polizei und des Brobherrn gebt 
verloren, 

Ein anderer Hebeljtand wird von ben Petenten in der nadı ihrer Meinung 
unklaren Kaffung des $. 77, der Gefinde- Ordnung vom 8. November 1810 
gefunden, 

Er lautet: 

„Reizt das Gefinde die Herrihaft Durch ungebübrlihes Betragen 
zum Zorn und wird im jelbigem von ihr mit Sceltworten oder 
geringen Thätlichfeiten behandelt, jo kann es dafür feine gericht« 
lihe Genugtbuung fordern.‘ 

Die Petenten halten die Faſſung dieſes Paragraphen für unflar. Im 
Hinblid darauf, daß derjelbe vom Nichter nicht felten zum Nachtbeile der 
Brodherrſchaft interpretirt worden jei, fo daß leptere aus Beſorgniß vor Strafe 
es unterlaffen müfle, ven der ihr beigelegten Befugniß Gebrauch zu machen, 
halten die Petenten eine präcile Keitftellung der der Brodherrſchaft perſönlich 
zuftehenden Strafmittel für dringend geboten. 

Ihr Antrag gebt daher auf Beleitigung der angeregten Uebelftände durch 
eine vom Hauje der Abgeordneten anzuregende Gejeped-Vorlage. 

Die Juſtiz-Kommiſſion fann die Anträge der Petenten nicht befürworten. 

Bei der Berathung der zweiten Kammer über das Geſetz vom 24, April 
1854, betreffend die Verletzungen der Dienftpflidit des Gefindes ıc., wurde von 
der Kommilfion und von der Minorität bes Hauſes geltend gemacht, daß ber 
Inhalt der Geſetzes-Vorlage mit ber Fontraftlichen Natur des Berhältnifies 
zwiſchen Brodheren und Dienftboten nicht zu vereinbaren ſei, und daß ber 
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angeftrebte Zweck nicht erreicht werbe, jo lange dem Gefinde freiftände, gegen 
die vorläufig durch die Polizei feftgejegte Strafe auf richterlihe Entſcheidung 
zu provoziren, 

Das Geſetz wurde zwar angenommen, aber von feiner Seite verjucht, 
die eventuelle richterlihe Entiheidung auszuſchließen. 

Dies konnte nicht geſchehen, weil eine derartige Beftimmung, durch melde 
die richterlihe Gewalt in die Hände der Polizei gelegt worben wäre, eine 
Berlegung der Artikel 86. und 87. der Verfafjung (von der richterlichen Ger 
malt) enthalten hätte. 

Derjelbe Grund ſteht jept dem Antrage der Petenten entgegen. 

Eben jo wenig begründet ift der an $. 77. der Geſinde -Ordnung ange 
fnüpfte Antrag. 

Es fann nicht Sade des hoben Haufes fein, den Petenten Aufflärun« 
gen darüber zu geben, in weldem Sinne gejeplihe Beftimmungen zu ver» 
fteben find, 

Menn aber die Petenten, wie es icheint, ein Recht auf körperliche Züch— 
tigumg des Gefindes zu haben meinen, weldes ihnen durd die abweichende 
Anfiht der Furiften angeblid verfümmert wird, und wenn fie zur Bejeitigung 
jedes Zweifels dieſes Recht ausdrücklich anerlannt haben wollen, jo fann bie 
Kommilfion nicht umhin, dem hoben Haufe die entſchiedene Zurüdweilung 
eines jolhen Anfinnens zu empfehlen. 

Das Züchtigungsrecht gegen das ländliche Gefinde, dejjen das Allgemeine 
Landrecht Th. I. Tit. 7. $. 227. seqq. gedenft, war lediglid ein Ausfluf 
der bei Emanation des Allgemeinen Landrechts no geltenden Guts-Uuterthäs 
nizfeit. Mit der Aufhebung der legteren durd das Edift vom 9. Dftober 
1807 ift aud das Recht zu züchtigen aufgehoben worden. 

Für das ländlihe Gefinde find hiernach zumächft die $$. 1—176. Tit. 5. 
Tb. IL. des Allgemeinen Landtechts, resp. die an deren Etelle getretene 
Gefinde Ordnung vom 8. November 1810, maßgebend geworben. 

Weder jene Beftimmungen des Allgemeinen Sandredte, nody die Gefinde- 
Drdnung, noch irgend ein anderes jpäteres Gejeg haben der Herrihaft ein 
Recht auf förperlihe Zühtigung ihrer Dienftboten eingeräumt. 

Gin jolhes Recht aber gegenwärtig der Dienſtherrſchaft zu verleiben, 
biege nichts Geringeres, als unter Berfennung des fontraftlihen Berhält- 
nifjes zwiſchen Brodherren und Dienjtbeten die Grundgedanken ber jept gel» 
tenden Gejepgebung verlegen, nach welder eine Strafe für die Uebertretung 
des Gejepes nur durch den Richter verhängt werden joll, die körperliche 
Zühtigung als Strafmittel aber ganz aufgehoben ift. 

Die Kommiffion empfiehlt daher dem hoben Haufe der Abgeordneten 

den Uebergang zur Tages-Orduung. 


HI. Die Gemeinden Kewanowko und Kowanowo (Kreis Dbornid, 
Negierungds Bezirk Pojen) haben unter Wiederaufnahme einer im Jahre 1859 
wegen Ablauis der Sefjion unerledigt gebliebenen Petition den Antrag 
geftellt: 

den Fiskus zur Herſtellung der Brüde über den Welnafluß bei 
Kowanowfe zu veranlaffen, da Fiekus hierzu verpflichtet fei, dieſer 
Verpflihtung aber nicht nachläme. 


Nah dem Vortrage ber Petenten hat jeit Menſchengedenken bei Kowanowto 
eine Brüde über den Welnafluß geführt, dielelbe liegt innerhalb der alten Laub» 
ftraße zwiſchen Murowana-Gozlyn und Obrzycko. 

Fisfus bat zur ſüdpreußiſchen Zeit (1803) und jpäter wiederholt die Brücke 
den gebaut resp. reparirt. 

Als diejelbe jedoch 1857 jo ſchadhaft gevorben war, daß Das Betreten 
derjelben lebensgefährlih erſchien, hat er die Brüde für jeden Verkehr geiperrt 
und nicht wieder bergeftellt. 

Nah der Darftellung ber Petenten wird hierdurch ſowohl das öffentliche, 
wie ihr eigenes Privat-Intereffe auf das Empfindlichfte berührt. 

In erſterer Beziehung führen fie an: Seit einer Reihe von Jahren jei 
zwar eine nene Straßen-Berbindung zwiſchen Murowana-Gozlya und Obrzycko 
bergeftellt worden, melde 4 Meile von Kowanowfo, bei Obornid, über die 
Welna führe, die nicht Faffirte alte Straße werde aber noch jept vielfach als 
Verbindungsftraße zwiſchen Dbornid und Murowana-Gozlyn einerjeits und 
Ryczywoͤe und Czarnikow andererſeits benupt, insbeſondere bilde die Welna⸗ 
brücke bei Kowanowko die Vermittelung für den Verkehr zwiſchen vielen auf 
beiden Ufern belegenen Dorfſchaften, ihre Bedeutung ſteige aber neh ganz 
erheblich bei Hochwaſſer, weil dann alle ober- und unterhalb belegenen Brüden 
überflutbet würden, jo daß 1850 die gedachte alte Etraße reap. die Brücke bei 
Kowauowko als Poftftraße babe benupt werden müſſen. 

Noch Ihlimmer werden angeblih Spezial-Intereffen ber Gemeinden Kos 
wanowfo und Kowanowo durd die Nichtwieberherftellung der Brüde betroffen. 

Nah der Darftellung der Petenten haben die Gemeinden Kowanowko 
und Kowanowo zu einer biämembrirten Domaine gehört. Bei der Sepa- 
ration hat Kewanowko einen Theil jeiner Ländereien jenfeits bes Welna- 
fluſſes angewiejen erhalten, jenjeits liegt das Gut des Orts-Schulzen Rieske, 
dort liegt aud der Königliche Forft, in welchem ber Gemeinde Komanowo 
eine Holz» und eine Hütungs» Gerechtigkeit zuſteht. Zur Beftellung der Fel- 
der von Kowanomwfe, zur Ausübung der ebengebadten Gerechtigleiten der Ges 
meinde Kowanow. ift die ftreitige Brüde faft unentbehrlich, ba die nächften 
Brüden nad Angabe der Petenten 4 Meile weiter oberhalb resp. unterkalb liegen. 

Bon der Anfiht ausgehend, daß nach den Landesgejepen dem Fiskus 
allein die Pflicht aufliege, die Melnabrüde zu bauen, haben bie Gemeinden 
Kowanowlo und Kowanowo jofort nad der Sperrung ber Brüde fih mit 
Anträgen, betreffend den Neubau ber Brüde, an die zuftändigen Behörden 
gewendet. Ein Kommiljarius ber Königlihen Regierung zu Prien bat 2 
Termine (im September 1857 und April 1858) mit deu Gemeinden abge 
halten, und angeblid in dem erfteren die Baupflicht des Fiskus befteitten, im 
dem amderen aber indireft anerkannt, dagegen die Ausführung des Baues von 
der Uebernabme der Anfubr der Bau» Materialien dur die Gemeinden ab» 
bängig gemacht. 

Seitdem joll zur Förderung der Sache Nichts geſchehen jein. 

Die Petenten haben Abſchriften einer Reihe von Anträgen und Geſuchen 
beigelegt, die fie in dieſer Sache am das Königliche Landrathsamt zu Obor- 
nik, die Königliche Regierung zu Pojen, das Königlihe Staatt-Minifterium 
und an ded Prinz» Megenten Königlihe Hoheit gerichtet haben; fie erflären 
ausdrũcklich, daß fie nicht einmal einen Beſcheid auf diefelben erhalten hätten, 
obgleih ihnen auf Grund einer Inunediat⸗Beſchwerde vom Dezember 1858 
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dur die Kanzlei des Königlichen Finanz. Minifteriums im Sanuar 1859 die 
Mittheilung zugegangen jei, daß die Königlidie Regierung zu Poien zur Ber 
richterftattung aufgefordert worden wäre. 

Der Zwed dieles Verfahrens ergiebt fih nach der Anficht der Petenten 
aus den Kommilfions-Aften des Kommiljarius der Königlichen Regierung zu 
Poien, weldyer die obengedadhten beiden Termine mit den Gemeinden abge- 
balten hat. In denjelben jollen zwei Berichte des Domainen-Rentmeifters 
Franke zu Nogajen vom 18, Dftober 1856 und 13, September 1857 ent- 
balten fein, in melden es ausdrüdlic beißt: 

„daß, jobald nur mit Herftellung der Brüde einige Jahre gezö- 
gert würde, das Publifum dann von dem Gebraude des Weges 
ala entwöhnt zu betrachten jei, und daß es dann ein Leichtes jein 
würde, die Brüde zu kaſſiren.“ 

Den Rechtsweg haben die Petenten bisher nicht betreten, weil fie glau— 
ben, daß durd einen Prozeß — abgeſehen von den ihnen dadurch erwachſen⸗ 
den erheblichen Koften-Borjhüffen — der jo bringlihe Brüdenbau noch weis 
ter verſchleppt werben würde, 

Sie haben fi daher jegt mit der Bitte um Abhülfe an das Haus ber 
Abgeorbneten gewendet. 

Die Juſtiz-Kommiſſion war einftimmig der Anfiht, daß fie über die 
Frage: ob Fiskus zum Bau der Welnabrüde verpflichtet jei, nit präjudi— 
ziren fönne, und daß daher die Petenten in diefem Punkte auf den Rechte- 
weg zu verweilen jeien. 

Dagegen erachtete fie fih für veranlaft, das Seitens der Verwaltungs» 
Behörden gegenüber den Petenten beobachtete Verfahren einer Erörterung zu 
unterziehen. 


Der Kommiffarius der Königlichen Staats-Regierung gab folgende Er: 
Härung ab: 

Die Minifterial- Akten geben feinen vollftändigen Aufſchluß über den for» 
mellen Verlauf der Sache. Thatjählih richtig ift, daß die Verhandlungen 
jeit etwa drei Jahren ſchweben. Eine Beihwerde wegen Neubau der Brüde 
ging Seitens ber jet petitionirenden Gemeinden beim Minifterium zuerſt 
unter bem 16, November 1857 ein, worauf die Negierung in Pofen berichtete, die 
Brüde ſei nothdürftig in Stand gejept, im Mebrigen müffe zunächſt ihrer 
Seits rejolutorifhe Entiheidung getroffen werben. Cine neue Gingabe des 
zur Sache bejonders intereffirten Mühlenbefigerd Rieske vom 29. Juli 1858 
wurde ber Negierung zur Beichleunigung der Sache zugefertigt. Zwei Im— 
mediat-Vorftellungen der Betheiligten vom 10,/17. Dezember 1858 erforberten 
eine ausführliche Berichterftattung der Regierung und demnächſt der betheilig« 
ten Minifterien. Die Miniſterial-Akten jchliefen mit einem Erlaß vom 24. 
September 1859, in welchen weitere Berhandlungen zu einer gütlihen Regu- 
lirung der Sache angeordnet werben und die Regierung beauftragt ift, bie 
Petenten mit entiprehendem Beſcheid zu verjeben. 

Veranlaffung der Erörterungen ift ein Neubau geweſen, welder, jofern 
die Brüde überhaupt fortbeftehen jollte, notbwendig war. Die bedeutenden 
gegen 9,000 Rthlr. betragenden Neubaufoften und jonftige Umftände führten 
zu der präjudiziellen Frage, ob die Brüde überhaupt für den öffentlichen 
Verkehr noch nothwendig ſei. Durd die verſchiedenen Inftanzen hindurch ift 
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bis jept die Frage verneint worben, zu der anguerfennenden Nüplichkeit aber 
ftanden außer Verhältnis die erbeblihen Neubau: und Neparaturfoften. Um 
berjelben gleihwohl möglichft Rechnung zu tragen, haben fortbauernd ver 
gleihende Verhandlungen ftattgefunden, welde, wie erwähnt, aud nad dem 
Minifterial-Erlap vom 24. Eeptember v. I. fortzuſetzen waren. Diejelben 
haben namentlih zum Zwed, eine in Kowanowko vorhandene Privatbrüde 
für den freien Verkehr zu gewinnen. Erſchwert find die Verhandlungen, ab» 
geieben von den in ber Sache jelbft liegenden Schwierigkeiten, durch nebenlaus 
fende Berbältniffe und dur die frühere Unwillfährigkeit der Petenten, von 
einem andern Gefichtäpunfte aus, als ihrer Anfiht: daß Fiekus unbedingt 
baupflichtig und die Brüde in ciner Landſtraße belegen Sei, irgendwie zu vers 
handeln. 

Die Konkurrenz des Fiskus als Baupflichtigen iſt für die gegenwärtigen 
Erörterungen eine nebenſächliche und zufällige. Es handelt ſich nicht um ein— 
ſeitige Weigerung des Fiskus, einer behaupteten Baupflicht zu genügen. Die 
Angelegenheit ift verbandelt und war zu verhandeln von der Landes» (Weges) 
Polizeibehörbe, welder der Fislus nicht anders ald eine Privatpartei gegens 
über ſteht. Die Landes-Polizeibehörde aber hatte vorerft über die Nothwen— 
digfeit bes Fortbeſtandes zu entideiten und erft, wenn zu Gunſten derjelben ents 
ſchieden wäre, würde interimiftiiche Feſtſetzung über die Baupflit zu erfolgen 
baben, hätten -die Petenten obne Rückſicht auf das öffentlihe Intereſſe einen 
Privat: Aniprud wegen Unterhaltung der Brüde gegen den Fisfus geltend 
machen wollen und fünnen, jo hätte dies im Rechtswege geſchehen müſſen, 
nelcher für diejen Fall von einer adminiftrativen Enticheidung nicht abhängig war. 

Nah Allem erhellt jo viel, Daß die Verhandlungen fortwährend ſchwankend 
gewejen find. Haben tie Petenten noch feinen definitiven Beſcheid erhalten, 
jo find fie doch nothwendig ſchon durch dieie Verhandlungen in Kenntniß von 
Lage der Sache erhalten. Es ift anzunehmen, daß wenigſtens in diejer Weile 
and nad dem Minifterial-Erlaß vem 24. September 1859 eine Vorbe— 
ſcheidung der Petenten erfolgt ift. 

Gine Ueberweiſung der Petition an die Neyierung zur Berüdjichtigung 
würde der bieher von dem Haufe der Abgeordneten conſtant beobachteten 
Praris zumiderlaufen, wonach Dafjelbe nur ſolche Gegenftände, welde in dem 
abminiftrativen Iuftanzenzuge ihre definitive Erledigung gefunden haben, feir 
ner Erörterung unterzieht und die Kontrole über die angemeſſene geſchäftliche 
Förterung der in der Verhandlung ſchwebenden Gegenftände, als ausſchließlich, 
den vorgejepten Verwaltungsbehörden zuftindig mir Recht anerkannt bat. 


Die Juftiz» Kommilfien fonnte der Auffaffung des Herrn Regierungss 
Kommilfarius nidt beipflichten. Sie erfennt an, daß nad dem thatjähliden 
Bortrage der Petehten, dem Seitens der Königlihen Staats-Regierung nicht 
widerjprodhen wird, die jchleunige Herftellung der Welnabrüde im Sntereffe 
der Petenten allerdings wünſchenswerth fein dürfte. 

Eie ijt der Anficht, daß es cin Uft der Billigkeit geweſen wäre, wenn die 
Königliche Negierung, als Vertreterin des Fisfus, in Diefer dringlichen Ange» 
legenheit fi jo raſch wie möglich dahin erklärt hätte, ob fie die Baupflicht 
des Fiskus hinfihrlih der qu. Brüde anerfenne oder beftreite. 

Eie ift ferner Des Glaubens, daß — abgejehen daron, cb event. den 
Fiskus die Verpflichtung zur Tragung der Baufoften trifft — die Frage: ob 
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das öffentliche Intereffe die Herftellung der Brüde erheiſche, in weniger ala 
drei Jahren erſchöpfend zu erörtern gewejen fein dürfte. 

Aus den Erflärungen bes Herrn Regierungs» Kommilfarius fonnte fie 
feine Widerlegung der von den Petenten aufgeitellten Behauptung: daß mit 
ihnen nur in den zwei Terminen im September 1857 und April 1858 vers 
banbelt worden fei, entnehmen. 

Die Kommiſſion fonnte endlich gegenüber der beftimmten, pofitiven Er— 
flärung der Petenten: „fie bätten bisber feinen Beideid erhalten” — fidı 
nicht für berechtigt halten, mit dem, Herrn Regierungs-Kommiſſarius das 
Gegentbeil zu präfumiren, — lediglich deshalb: weil der faft vier Mor 
nate vor Abfafjung der Petition ergangene Miniiterial:Erlaß vom 24. Sep» 
tember 1859 weitere Verhandlungen zu einer gütlihen Negulirung der Sache 
angeordnet und Die Negierung zu Poſen angemwielen habe, die Petenten mit 
entipredhendem Beſcheid zu verjehen. 

Aus diefen Gründen ift die Juſtiz-Kommiſſion zu Dem Schluß gefommen, 
daß die Petition — foweit fie ih über das Eeitens der betreffenden Berwals 
tungsbehörden beobachtete Verfahren in der vorliegenden Sade beihwert — 
gnerechtiertigt ericheine. 

Sie ſchlägt daber dem hoben Hauje vor: 

die Petition der Gemeinden Kowanowfo und Kowanowo der Kö— 
uiglihen Staats-Regierung zur Berüdfichtigung zu überweijen: 


HEN. Der Müblenmeifter Jeremias Buſſe batie mittelit Vertrags 
vom 30. Juni 1727 von dem Direktorium der Joachimethalſchen Schule für 
ich und jeine Nachkommen die bei Joachimsthal belegene Waſſer-Mahl- und 
Schneidemühle gefauft. Die Verkäufer batten fih ein Vorfauftrecht ftipulis 
ren laſſen. 

Mittelit Bertrages von 6. Auguft 1810 war die Mühle von dem da— 
maligen Befiger, dem Sclofjermeifter Johann Kriedrih Buſſe, auf feinen 
zweiten Sohn, den Bädergejellen Buſſe, übergegangen. 

Als letzterer dur Vertrag vom 7. Mai 1847 vie Mühle an den 
Müblenbefiger Flügge verfaufen wollte, find die Joachimsthalſchen Schulen 
auf Grund des ihnen zuftehenden Vorkaufsrechtes in den Vertrag eingetreten, 
und von ihnen bat der Fiskus die Mühle erworben. . 

Mehrere Brüder des Bäderzejellen Buife, darunter der jept als Petent 
auftretende Kabrifarbeiter Buſſe, find im Jahre 1853 wegen dieſer Mühle 
mit einer Klage gegen den Fiskus aufgetreten. 

Unter der Bebauptung, dab durch den oben gedachten Vertrag vom 
30. Juni 1727 ein Fideilommiß für die Familie Buſſe errichtet worden, 


‚und daß fie jelbft die einzigen Fibeifommif » Anwärter feien, haben fie darauf 


angetragen: 
unter Vernichtung des Kaufvertrages vom 7. Mai 1847 den 
Fiskus zur Anerfennung ihrer Eigenſchaft als Fideifommiß-Anwärter 
und demgemäß zur Herausgabe der Mühle zu verurtbeilen. 
Durdy drei gleihlautende Erfenntnifje find die Kläger abgewieien worden. 
Nachdem Philipp Buije auf Dielen Wege jeine vermeintlichen An— 
Iprüde an vie Müble nicht zur Geltung brachte, bat er unter der Behauptung, 
daß der Vertrag vom 6. Auguſt 1810 als nicht verbanden anzufeben jei, und 
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demnad die Mühle noch zum Nachlaſſe jeines inzwiichen veritorbenen Vaters 
geböre, im Jahre 1856 die Wiederaufnahme der Nachlaß-Regulirung 
bei der Königlichen Kreisgerihts-Kommilfion zu Joachimsthal beantragt. 

Aud mit diefem Antrage ift er durch die Kreisgerichts-Kemmiſſion zu 
Scadimsthal" (resp. durch das Königliche Kammergeriht und das Königliche 
Ober-Tribunal, an bie er ſich beſchwerdeführend wendete) abgewielen werden. 

Zwei fernere an den Herrn ZuftizeMinifter gerichtete Beichwerden bes 
Bujje hat erfterer unter Hinweiſung auf den im $$. 2. und 3. der Ber: 
ordnung vom 2. Januar 1849 angeordneten bereits erihöpften Inftanzenzug 
zurüdgewiejen, 

Philipp Bufje wendet fib nun an das Haus der Abgeordneten mit 
der Bitte: 

ihm, der vom Geſetz und von den Behörden verlaffen werde, zu 
jeinem Rechte zu verbelien. 

Die JuftizeKommilfton findet feine Beranlaffung, fi einer Prüfung der 
Rechtsfragen, um die ed ſich bier handelt, zu unterziehen. 

Hinſichtlich des Prozeſſ es, welchen Philipp Buſſe gegen den Fisfus geführt 
bat, liegt res judicata vor, jedes Eingehen auf die Dort getroffene Entſcheidung 
in rechtlicher Beziehung bleibt daber ausgeſchloſſen. Will er Dagegen die unter 
Bezugnahme auf die rechtefräftige Entjceidung jenes Prozeſſes bafirte Zurüd» 
weilung jeines Antrages auf Wiederaufnahme der Nachlaß-Regulirung an« 
fechten, jo muß es ihm zunächſt überlaffen bleiben, in Wege des Prozeſſes zu 
erwirfen, daß der Vertrag vom 6. Auguft 1810 für nichtig erflärt werde. 

In dieſem Punkte ift der Rechtsweg noch gar nicht betreien werden. 

Die Anträge des Petenten bezweden hiernächſt in beiden Punkten einen 
unzuläjfigen Eingriff in den geordneten Gang der Rechtspflege. 

Die Suftiz- Kommilfion beantragt demnach bei dem hohen Haufe der 
Abgeorbneten 

ben Mebergang zur Tages-Drdnung. 





EV. Der Ortö-VBorftand Louis Ogilvie zu — bei Plaſch⸗ 
few und Genoſſen bitten: 
das hohe Haus der Abgeortneten möge dafür jorgen, 
„Daß bie Gelepgebung, betreffend die Alimentation unebelicher 
Kinder, einer Revifion unterzogen werde." 

Sie ftellen diefen Antrag im Intereſſe der Orts⸗Armenpflege, für welche 
nad den Motiven der Petition event. eine große Laft entftebt, wenn es der 
außerehelih Geihwängerten nicht gelingt, den von ihr als Vater des Kindes 
bezeichneten Mann zur Alimentation beranzuzieben, weil fie erweislid in der 
Konzeptionszeit mit mehreren Männern zugebalten hatte. 

Zur Abhülfe diefes Mebelitandes ſchlagen die Petenten vor: 

„ein Geiep zu erlaffen, wonab — wenn erwielen werden fann, 
dag mehrere Männer ein unſchickliches Verhältniß mit einer 
Weibsperjon unterhalten baben — alle Berbeiligten für den 
Sproſſen Alimente zablen müfjen, und zwar je nad der Begü— 
terung von 10 bis 150 Rthlrn. jährlich.“ 

Mit diejen Mitteln wollen die Petenten das Kind, weldes der leichtfin- 
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nigen Mutter weggenommen werben fell, jobald es der Mutterbruft enibehren 
fann, bei fremden Leuten erziehen lafien. 

Die Kommiſſion fand feine Veranlafjung, diefem Antrage beizutreten, 
weil er ten Rechtsgrundſätzen, aus denen die Alimentationspflicht hervorgeht, 
widerſpricht. 

Die Kommiſſion beantragt daher bei dem hohen Hauſe 

ben Uebergang zur Tages⸗-Ordnung. 


V. Der Privatſchreiber Fr. Paulsdorf zu Bergen auf Rügen bat 
unter Wiederaufnahme einer bereits 1857, 1858 und 1859 eingebrachten, 
aber fteis unerledigt gebliebenen Petition Den Antrag geitellt: 

der hohe Landtag wolle beſchließen, das Strafgefepbuh in der 
Art zu vervollffändigen, daß bei einem Kindesmorde durch eine 
unverebelichte Mutter der befannte (oder ermittelte) Vater des 
Kindes, wenn folder fi der Mutter während ihrer Schwanger: 
ſchaft nicht fürforglih angenommen und namentlih für ein paj- 
jentes Interfommen zu ihrer Entbindung nit gelergt, aud Nie 
manden Behufs Ueberwadung der Schwangeren von deren Zus 
ftande Mittbeilung gemacht, vielmehr dieſelbe (und folglih auch 
das Kind) treulos und pflichtvergeſſen verlaffen bat, ebenfalls — 
und zwar nah Mafgabe der Umftände entweder in gleicher 
Weile, oder härter, eder milder, als die Mutter — beftraft 
werde. 

In den Gründen führt der Petent aus, daß der Bater nad göttlihem 
und menſchlichem Rechte die Verpflichtung habe, für die Mutter und das 
Kind zu jorgen, und daß die Verlegung dieſer Pflicht in den meiften Fällen 
des Kindesmordes die Veranlaſſung zu dieſem Verbrechen gebe. 

Die Kommiſſion iſt der Anſicht, daß der Antrag nicht zur Berückſichti— 
gung empfohlen werden fönne, Die Frage, dur welche Mittel dem Ber 
bredien des Kindesmordes vorgebeugt werden fünne, bat die Ältere Gefepgebung 
vielfach beſchäftigt (Grotmann, Kriminalteht $. 279. Hipig, Zeitfchrift ILL, 
Seite 155.). 

Das Allgemeine Landrecht Theil II. Zit. 20. enthält in dem $$. 888, 
und folgenbe zu diefem Zwecke eine große Reihe von Vorſchriften, namentlich 
in ben 88. 914. und folgende hinfichtlih des Mannes, der ſich eines außer 
der Ehe gepflogenen Beiſchlafs bewußt ift, und droht eine 2—4 monatliche 
Gefängnipftrafe, wenn er die ihm zur Pflicht gemadten Schritte verabjäumt. 
Die nenen Gejepgebungen haben dieſes Syſtem verlafjen. - Su unmoraliid 
es ift, wenn der außerebeliche Vater fi) der Mutter und des Kindes nicht 
annimmt, jo bat man doch in diefem Umftand allein feinen ftrafrechtlichen 


- Grund finden können, ihn wegen des Kindesmordes als Theilnehmer verant« 


wortlic zu machen, und würde ein ſolches Prinzip nothwendig zur Unter 
juhung der Vaterſchaft führen, welche im Kriminal-Prozefie nicht weniger bes 
denflich ift, als im Givilverfahren (Geſetz vom 24. April 1804 und Art. 340, 
des bürgerlihen Geſetzbuchs). 
Die Kommilfion beantragt daher bei dem hoben Haufe: 
den Uebergang zur Tages-Ordnung. 
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VE. Das hohe Haus der Abgeorbneten ift in der Sitzung vom 1. Res 
bruar 1860 über cine Petition des Bergmannes David Tralls zu New 

Krauſendorf, in welcher derjelbe Reftirution gegen ein rechtäfräftiges Erfennt- 

niß nachſuchte, dem Antrage der Juſtiz-Kommiſion entiprechend, 

zur Tages Ordnung übergegangen. CA, Nr. 22. der Druckſachen II. 126. 

Tralls will fi hierbei nicht beruhigen, und hit unter Wiederholung 
des früheren Antrags in einer neuen Petition zu deduciren verſucht, daß ihm 
mit den gegen ihn ergangenen Erkenntniſſen Unrecht geſchehen ſei. 

Da Tralls durchaus feine nova angeführt hat und die Juſtiz-Kom— 
miſſion jept ebenfo, ‘wie bei Berathung der erften Petition, feine Veraulaſſung 
findet, in den georbneten Gang der Rechtspflege einzugreifen, trägt fie dar⸗ 
auf au: 

über die Petition des pp. Trall zur Tages-Ordnung überzugehen. 


VII. Auf Antrag des Partifulier Willſch zu Breslau ift fein Schuld» 
ner, der Geometer Breuer, durch die Königliche Kreisgerichts- Kommiſſion 
zu Guttentag zum PerfonalsArreft gebracht worden. 

Willſch wollte erfahren haben, daß Breuer im Gefänyniß für einen 
Seldmefjer zu Guttentag arbeite und ſich Geld verdiene. Er beantragte des— 
halb bei der Gerichts-Kommiſſion zu Guttentag, man möge die Nichtigkeit 
dieſer Nachricht erforſchen. 

Die Gerichts-Kommiſſion beſchied ihn dahin, 

daß Breuer nicht beihäftigt werde, weil beim Gericht Niemand 
darauf angetragen habe. 

Willſch beihwerte ſich über diejen Beicheid, indem er ausführte, daß 
Breuer offenbar ohne Wiffen der Gerichts- Kommilfion im Gefängniß Ars 
beiten gegen Lohn ausführe, daß er, Willich, als Gläubiger das lebhafteſte 
SIntereffe habe, dies zu erfahren, und daß die Gerichte: Kommiifion feine Rechte 
verfümmere, wenn jie die von ihm verlangten Ermittelungen nicht anftelle, 

Das Königlihe Appellations-Geriht wies die Beſchwerde zurüd: 

„weil es nicht Sache des Richters, jondern des Gläubigers jei, 
zu ermitteln, ob der Echuldgefangene im Perjonal-Arreft beichäf- 
tigt werde," 

Eine hierüber bei dem Herrn Iuftiz-Minifter angebrachte Beſchwerde ift 
ebenfalls zurüdgewiefen worden: 

„weil der Zuftiz» Minifter nad $. 35, der Verordnung vom 
2. Januar 1849 nicht ermächtigt jei, die angebrachte Beſchwerde 
feiner Prüfung und Entiheibung zu unterwerfen.’ 

Willſch glaubt hierin eine Verlegung des $. 35. der Verordnung vom 
2. Januar 1849 zu jehen, welder beftimmt: » 

Beihwerben über gerichtliche Verfügungen in allen prozeſſualiſchen 
Angelegenheiten felgen ſowohl in Cioil- als in Strafſachen dem 
Inftanzenzuge der gegen Erfenntnifje in diefen Angelegeubeiten zus 
laͤſſigen Rechtsmittel. 

In nicht prozeſſualiſchen Angelegenheiten ıc. ꝛc. 

Nur ſolche Beſchwerden, welche die Disciplin, den Ge— 
ſchäftsbetrieb, oder Verzögerungen betreffen, ſind hinſichtlich 
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aller Rechtsangelegenheiten im Aufſichtswege jchließlih durch ben 
Juſtiz-Miniſter zu erledigen. 
Willſch bat demnad eine Petition überreicht, in welder er beantragt, 
daß der Herr Zuftiz-Minifter durch das Haus der Abgeordneten 
1) zur Aufrechterbaltung der beftehenden Verordnung (2. Ja— 
nuar 1849), 
2) zur Berüdjihtigung des Inbaltes der von ibm (Willi) einge 
reichten Beſchwerde 
veranlaßt werden möge. 

Die Juftiz » Kommiffien kann dem Autrage des Pelenten nicht bei« 
treten. 

Der Prozeß Willich contra Breuer befindet fih in der Erefutiond. 
Inftanz, Im lepterer glaubt er jeine Rechte durch die Gerichts-Kommilfion 
zu Guttentag verfürzt. 

Denn Willich meint, daß Beichwerden bierüber nad dem Alinea 3, 
des $. 35. der Verordnung vom 2. Januar 1849 von dem Herrn Juftiz- 
Minifter zu entſcheiden jeien, jo hat er überjeben, daß das Gejep vom 28. April 
1851 (Zufäge zu der Verordnung vom 2. Januar 1849) Gejep- Sammlung 
©. 181. beftimmt: 


Art. XI, 
1. ıc. B 
2. ıc. Zu den prozeſſualiſchen Angelegenheiten gehören in Civil» 
ſachen auch die Verhandlungen in der Erefutions-Inftan;. 

Für diefe ift daber nach dem Alinea 1. der Verorbnung vom 2. Januar 
1849 das Königlie Ober-Tribunal die Beihwerbde-Injtanz. 

Da x. Willſch am dieſe fih noch nicht gewendet bat, der Inſtanzen⸗ 
zug alſo nod nicht erſchöpft ift, behebt fich jede Prüfung des materiellen Ins 
haltes der Beſchwerde. 

Die Juſtiz-Kommiſſion ſchlägt daher dem hohen Hauſe vor: 

über die Petition des x. Willſch zur Tages ⸗Ordnung über 
zugehen. 





VIII. Der Knecht Ernft Bolduan zu Neu⸗Jershagen hatte wegen 
einer Lohnforderung gegen dem bertigen Eigenthümer Karl Lüdtle geklagt, 
und in erfter Inftanz batte die Königliche Kreisgerichts-Deputation zu Rügen» 
walde ein ihm günftiges Erkenntniß gefällt, im zweiter Inſtauz war bafjelbe 
aber durch das Königliche Appellationzgericht zu Göslin abgeändert und Klä— 
ger abgewiejen worden. 

Das ebengedachte Erkenntniß ift rechtskräftig. 

Unter Beilegung der Erkenntniſſe beider Inſtanzen wendet ſich jept der 
Bater bes Klägers, der Eigenthümer Martin Bolduan, au das Haus ber 
Abgeordneten, erflärt den gedachten abweichenden Urtelsiprud zweiter Inftanz 
für unbegreiflid, weil er fi auf biejelben Beweismittel, wie das Erlenntniß 
erfter Inftanz, fügt, und ftellt die Frage: 

„Was habe ich zu thun, um das Recht meines Sohnes geltend 
zu maden, und welde Beichwerde- und Unterjuhungs-Inftanz 
wäre zu verfolgen ?' 
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Di es nicht zu dem Funktionen des Landtages gehört, Rath zu ertheilen, 
beantragt die Juſtiz⸗Kommiſſion 
den Uebergang zur Tages-Drbnung. 


UX. Der Wirthſchafte-Inſpektor Auguſt Tiebel zu Mocelled, Kreis 
Inowraclaw, fühlt fih durd ein Erlenntniß des Königlichen Kreisgerichts zu 
Inowraclaw, Kommillion für Bagatelliahen vom 19, Dezember 1859 verlegt, 
weil er durch dafjelbe wegen Mißhandlung eines Knechtes zu einer Etrafe 
verurtbeilt werden ift, obgleih ihm der unter feiner Aufſicht ſtehende Knecht 
nad Inhalt des Erfenntnifies zum Zorne gereizt hätte. 

Er legt Abjchrift eines Erfenntnifjes des Königlichen Appellationsgerichtes 
zu Pofen vor, nad welchem eine unter ganz ähnlihen Umftänden von bem 
Einzelrichter des Königlichen Kreisgerichts zu Birnbaum ausgeiprechene Berurs 
tbeilung im Hinblid auf $. 77. der Geſinde Ordnung wieder aufgehoben wor« 
“den ift, und ftellt ben Antrag, 

das hohe Haus möge dahin wirfen: 
daß die auf Grund der Verurtbeilung von ibm bereits ges 
zahlten Koften wieder zurüderftattet, und das gegen ihn er 
gangene Erfenntnig einer Reviſion unterworfen werde, 

Der Antrag des Petenten ift nicht gerechtfertigt. Wenn das Erfenntnif 
gegen ihn, ebenjo, wie das in der Beilage angezogene Erfenntniß bes Ein- 
zelrichterd bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Birnbaum, den $. 77. ber 
GefindesDrbnung verlegte, jo ſſand ibm zu, auf die Entiheidung der höheren 
Inftanz zu refurriren. Daß auf dieſem Wege Abhülje möglih war, zeigt 
das von ihm beigelegte Erkenntniß. Hat er aber von dem Rechtsmittel kei— 
nen Gebrauch gemacht, und ift das Erkenntnis 1. Jnſtanz gegen ihn rechts— 
fräftig geworben, fo fann ihm auch das Haus der Abgeorbneten nicht helfen, 
weil jeder Eingriff in den geordneten Gang der Nechtepflege für unzuläffig 
erachtet werben muß. 

Die Kommilfion empfiehlt daher dem hoben Haufe 

den Mebergang zur Tages-Ordnung. 


6. 


Referent: 
Abgeordneter Wolff. 
ET 


I. Der Kabnihiffer Gottlieb Duaed aus Kallmen, Tilfiter Kreijes, 
wurde durch Erfenntniß des Polizeirichterd des Königlichen Kreisgerichts zu 
Zilfit vom 9. Juli 1856 wegen Nichtbefolgung ber Anordnungen des Brüden« 
meifterd Wiegand beim Deffnen ber Tilfiter Sciffsbrüde beftraft. In der 
Meinung, ungerecht veruttheilt worben zu jein, hatte berjelbe den als Zeugen 
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bleiben, feine vermeintlichen Anſprüche gegen deu, den er für verpflichtet er» 
achtet, im Wege des Prozelles zu verfolgen. 
Die Kommilfion empfiehlt demnach 
den Uebergang zur Tages-Orduung. 


III. Der Aderwirtb Leovold Cazpahr aus Schillwen im Kreiſe Heyde⸗ 
frug trägt in einer Petition vom 26. Februar c. vor: daß er im Jahre 1855 
zu Schillwen eine bäuerliche Beſitzung mit mindeftens 30 Morgen Preußiſchen 
Maßes Aderland gekauft; daß er mit feiner Verkäuferin umd Altfigerin 
mebhre Prozeſſe gehabt und in Folge defjen bedeutende Koften an Das Königs 
liche Kreisgeriht zu Heydekrug zu zahlen hatte; daß ihm im Herbſt 1858 
der Gerichts-Exekutor Gardeife wegen eines Koftenbetrages fein einziges 
Pferd abgepfändet und im nächſten Kruge fofort für 1 Nihle. 10 Sgr. ver 
fanft babe; daß er darüber bei dem Königlihen Kreisgerichte zu Heidefrug, 
bei dem Königlichen Appellationt-Gerichte zu Infterburg, ſowie bei dem Herrn 
Juſtiz · Miniſter Beichwerde geführt, von den beiden Gerihten dahin beſchieden 
worden, daß Das Pferd bei feinem Meinen Aderbefipe von 12 Morgen eut- 
behrlih und Somit pfäudbar geweſen, dagegen von dem Herrn JuftizeMinifter 
feinen Beſcheid erhalten und ftatt deffen von dem Königlichen Kreis-Gerichte 
zu Heydekrug auf deſſen frübere Vorbeſcheidung verwielen worden, 

Petent hält ſich durd die fragliche Exekutions-Vollſtreckung verlegt — 
glaubt, da er mindeftens 30 Morgen Preußiſch Maß Ader befige — inden 
die im Hypothekenbuche aufgeführten 12 Morgen dort üblihen Flächen— 
Maßes wenigftens 30 Morgen Preußiſch Map geben — zur Bewirthidaf- 
tung unbedingt ein Pferd, wenn nicht zwei zu bedürfen — bemerft noch, 
daß er wegen Mangel jonftigen Zugviehes im verfloffenen Sabre jeine Ader- 
ftüde nicht babe beftellen fünnen und jo in das größte Elend gerathen jei, 
und beantragt: 

das Haus der Abgeordneten wolle weranlaffen, 

1) daß dur Vernehmung mehrer, nanıhaft gemachter Perjonen 
feitgeftellt werbe, daß er bei feiner Ackerwirthſchaft minde— 
ftens ein Pferb bebürfe, und das ſonächſt dem Exekutor Die 
Erſtattung des Pferdes aufgegeben werde, 

2) daß die ad 1. beantragte Vernehmung nicht durch das Kö— 
nigliche Kreis-Gericht zu Heydefrug, ſondern durch ein ans 
deres unparteiiſches Gericht erfolge, 

3) daß bem ihm feindlich gefinnten Erefutor Gardeile fer- 
nere Exekutions- Aufträge gegen ibn mit mehr ertheilt 
würben, 

4) daß ihm die rüdftändigen und Inufenden Abgaben bis auf 
Weiteres geftundet werden, 

5) daß ibm im feiner ganz erbärmlihen Lage Abhülfe gewährt 
werbe. 

So wenig die Juſtiz-Kommiſſion — die Wahrheit aller Angaben vor 
ausgelegt — die traurige Lage des Petenten, in bie er duch die Abpfändung 
feines einzigen Pferdes gerathen ſein mag, verfeunen will, und ſo ſehr fie 
auch die gegen ihn durch die fragliche Erefutions-Bollftredung — zumal we: 
gen Gerichtsfoften — verübte Härte im Pinblid auf die Vorſchrift des $. 71. 
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Tit. 24. der Prozeß Ordnung und des 8. 65. der Inftiz-Minifterial-Inftruf- 
tion für Die Unter- Beamten vem 2. Anguft 1850 (Iuftiz-Minifterint- Blatt 
1850, Seite 261. felg.) amerfenuen will, jo befindet ſich diejelbe jedoch nicht 
in der age, dem Haufe der Abgeordneten die Gewährung feiner Anträge 
zu empfeblen. 

Dem Petenten fann ad 1. nur überlaffen bleiben, feine vermeintlichen 
Ansprüche gegen den Erefutor im Prozeſſe zu verfolgen, wenn er damit durch 
zukommen ſich getraut; — ad 2. und 3, ſteht dem Haufe der Abgeordneten 
ein Eingriff in die Juftizpflege und Verwaltung nicht zu; — und ad 4. und 
5. muß Petent feine etwanigen Anträge bei den betreffenden Berwaltungsr 
Debörden ftelleg. Demnach rechtiertigt fich der Antrag 

auf Uebergang zur Tages: Ordnung. 


Referent: 
Abgeordneter Smmermann. 
— — — 


I. In einer während ber vorjährigen Sitzung übergebenen, zur Beras 
tbung in der Juſtiz Kommiſſion, nicht aber zur Verhandlung in pleno ge 
langten Petition hatten der Nittergutsbefiper v. Yangendorf anf Gampern 
und 12 Genofien darauf angetrigen: 

die Königliche Staats-Regierung zu erſuchen, dem Yandtage bald» 
möglichft ein Geſetz vorzulegen, wenadh die Beihlagnahme des 
Gefindelohner im Wege der Exekntion, nicht wis bisher zum vollen, 
jendern nur zu einem beftimmten Betrage zuläſſig jei. 

Gegenwärtig ift eine nene Petition des Landratbs des Trebniper Kreiies 
und Nittergutsbefigers v. Saliſch auf Ober- und NiedersKeble, des Nitter« 
autäbefigers v. Langendorf auf Gampern, früberen Mitpetenten, und 15 
anderer Genoffen d d. Trebnip ten 7. Jannar 1860 eingegangen, in welcher 
ausdrücklich auf jene frühere Perition mit dem Bemerfen Bezug genemmen 
wird, daß der im fener gemachte Antrag wiederum aufjenemmen werde. 

Zur Motiskrung führen die Petenten an, daß in der Provinz Schlefien 
das baare Dienftlohn der Megel nad ſehr gering bemefjen ſei, indem die 
Dienſt· Entichädigung vorzugsweiſe in Natural» Gmolumenten beitebe, und daher 
das Geld⸗ Dienſtlohn nur zur Beflreitung der jonitigen unumgänglich nothwendigen 
alten zureiche, daß eine volle Beſchlagnahme des Dienftlchnes gewöhnlich 
dahin Fibre, daß das Gefinde ven Dienft verliere, indem cs eines Theils 
nit inı-&tande fei, in Ermangelung des Nothwendigſten zur Verrichtung 
des Dienftes, z. B. der Kleidungsftüde, den Dienftpflidten zu genügen, anderen 
Theils die Dienftberrichaft das Mißtrauen hege, daß fi dergleihen Gefinde 
durch unredliche Mittel aus jeiner traurigen Lage zu befreien juche, daß ein 
ſolches entlafjehe Gefinde einen andern Dienft dann eben fo wenig zu finden ver« 
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möge und auf diefe Weile in Notb und Elend geratbe, resp. zu Verbrechen 
gedrängt werde. Es wird darauf hingewieſen, daß bereits andere Klaffen 
von Perſouen durch entiprechende Beftimmungen vor gänzlihem Verfall ges 
jchüst jeien, namentlich wird die in 8. 95. Tit. 24. Tb. 1. der Allgemeinen 
Gerichts-Ordnung zur Konjersirung der Künftler und Profeifioniften in ihrem 
Nabrungsftande getroffene Anordnung in Bezug genommen und jchließlich der 
Antrag geitellt: 

ein Geſetz in Vorſchlag zu bringen, durch weldes das Gefinde in 

ähnlicher. Weile, wie bei den Handwerkern bereits vorgeſchrieben 

* fei, vor Noth und Elend geſchützt werbe. 

Da eine durdaus adäquate Modalität wie bei den Beitimmungen in 
Betreff der Handwerker, überhaupt nicht ausführbar wäre, und, wie bemerkt, 
die Petenten im Eingange der Petition ſich ausdrücklich dahin ausgeſprochen 
baben, daß fie den Antrag der früheren Petition wiederum aufnehmen wollten, 
jo kann angenemmen werden, daß fie dafjelbe, wie die früheren Petenten, ver- 
langen, nämlich 

die Grtrahirung eines Gejeges, wonach die Beihlagnabme bes 
Geſindelohus im Wege der Grefution nicht zum vollen, jondern 
nur zu einem den Umftänden angemeſſen Betrage zuläffig jei. 

Es ift nicht zu leugnen, daß wenn dem Gefinde die ganze pefuniaire Remunes 
ration für feine geleifteten Arbeiten entzogen wird, ed nicht nur zur Läffigfeit 
im Dieufte, jondern auch zu Unredlichfeiten gegen die Herrihaft und Diebftabl 
veranlaßt werden, und es bei einer Entziebung feines ganzen Lohnes die Mit« 
tel verlieren kann, Diejenigen anderen Lebensbedürfniſſe ſich zu beichaffen, die 
eine freie außerdem gewährte Station nicht gewährt, auch ein ſolcher herunter 
gefommene Dienftbote nah Entlaffung aus dem Dienfte mit Schwierigfei- 
tem wegen jeiner ferneren Griftenz zu kämpfen hat. 

Dennod; ſprechen überwiegende Gründe gegen den Antrag der Pe- 
tenten, 

Was den Rechtspunkt anlangt, je eriftirt feine pofitive Beftimmung, die 
die Beſchlagnahme des Gefindelehnes zum ganzen Betrage verbietet und würde 
daher, falls jene Beſchlagnahme beſchräukt werden jollte, allerdings der Er» 
laß eines Gejeges erforderlich jein. Kontrevers war, ob nur Das verdiente, 
mithin füllige, Lohn des Gefindes, oder auch das noch nicht fällige erft zu 
verdienende mit Beſchlag belegt werden fünne; cs dürfte jedoch durd die 
Wiſſenſchaft und Judikate des höchſten Gerichtshofes die Auſicht ih dahin 
feftgeftellt haben, daß die Anweiſung oder Ueberweijung nad den Vorſchriften 
des Gefeges vom 4, Juli 1822 zur eigenen Ginziebung nur in Betreff des 
ſchon verdienten mithin fälligen Lohnes zuläjfig it, dagegen nichts entgegen» 
ftebt, zur Sicherung des demnächſtigen Befriedigungs-Objekts, das Lohn ſchon 
dann mir Beſchlag zu belegen, fo bald nur der Dienit angetreten, mithin 
das Rechtsverhältniß Fonftitwirt it, aus welchem die Lohnforderung — 
ſpringt. 

Die Gründe, die gegen den Antrag ſprechen, ſind folgende: 

Es würde zuvörderſt durch eine derartige Beihränfung ver Beſchlagnahme 
des allgemeinen Rechtsprinzip, daß der Gläubiger befugt iſt, ſich wegen jeiner 
Forderung an das Vermögen feines Schuldners bis zu ſeiner vollftändigen 
Befriedigung zu balten, verlept, und ein neues Privilegium für einen ganzen 
Stand geihaffen werden, Wenn nun bereits derartige Begünftigungen und 
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Eremtionen, 3. B. in Betreff der Künftler und Profeificniften, der Schuliner, 
welche Landwirtbichaft treiben ($$. 71. und 95. Tit. 24. Theil I. Allgemeine - 
Gerichts-Ordnung), ber Givilbeamten und Penfionaire rüdfihtlih der Gehalte 
resp. der Penfionen ($. 107, Tit. 24. Theil I. Allgemeine Gerichts-Ordnung 
und Anhang dazu $$. 160. u. ff., $$. 20. u. ff. Tit. 29. Theil I. Allgemeine 
Gerichts» Drdnung), der Militairperionen ($$. 155. und 165. u. ff. bes 
Anbangs zur Allgemeinen Gerihts-Drdnung), geſetzlich beſtehn, ſo recht⸗ 
fertigen ſich dieſe aus dem öffentlichen Intereſſe des Staates, resp. 
bei den Penfionen aus dem Gharafter und Zwede derjelben; eine Vermehrung 
biefer Eremtionen, wo nicht Das Dringendfte Bedürfniß im öffentlichen resp, 
Staats-Intereſſe vorliegt, ift aber unbedingt zu vermeiden, namentlid) da, wo 
die gewährte Begünftigung ſofort andere Anſprüche darauf hervorrufen würde; 
denn die dem Gefinde gewährte Begünſtigung würde auch den Fabrifarbeitern 
und Handwerksgeſellen zu bewilligen jein, und würden dieje jogar noch einen 
mebr berechtigten Anjpruch darauf haben, weil das Gefinde gewöhnlid neben 
dem Geldlohne freie Station hat, alſo bei einer Entziehung jeines ganzen 
Lohnes denncd in Betreff der unentbehrlichſten Lebensbedürfnifje geſichert ift, 
aud vor Ablauf des Kontrafts wegen ſolcher Entziehbung nit aus dem 
Dienfte entlafjen werden fann, wogegen namentlih bei ben Fabrifarbeitern 
mit der Entziebung des ganzen Lohnes die Subſiſtenzmittel vollftändig ge: 
nommen werden, und meiltentbeil® aud eine volle Beſchlagnahme die ſofor— 
tige Entlaffung aus der Arbeit zur Folge haben dürfte. Es würde ferner 
eine ſolche Begünftigung des Gefindes im vielen Fällen eine gar nicht zu recht« 
fertigende Benadhtbeiligung des Gläubigers jein, da dem Gefinde durch die 
betreffende Modalität nch Mittel über die nothmwendigften Lebensbebürfnifie 
binaus gelaſſen würden, während tem Gläubiger dadurd die Mittel entzogen 
werden könnten, ſich jelbft dieſe zu beihaffen, namentlid wenn man erwägt, 
daß die betreffenden Forderungen häufig aus Gemährung derartiger Lebens« 
bedürfniffe an das Gefinde, wie z. B. Kleidung ıc., entftanden find, 

Es dürfte die beantragte Beihränfung der Beihlagnahme aud nicht 
einmal im eigenen Sntereffe des Gefindes liegen, da der Kredit ihm daburd 
geihmälert werden könnte, indem bei der Musfiht, nur durch eine jucceifive 
Defriedigung vermittelft Eleiner Raten aus dem Lohne, ausgedehnt über eine 
lange Zeit bin, die Forderung berichtigt zu erhalten, die betreffenden Inter» 
efjenten ſich ſchwer zum SKreditiren verfteben dürften, und fünnte möglicher 
weile dadurch, was gewiß zu vermeiden wäre, das Gefinde zum Gingeben von 
Wechſelverbindlichkeiten in ausgebehnterer Weije, wie bither, veranlaßt werden, 
um auf dieſe Weije den Gläubigern duch prinzipale Berhaftung mit ihrer 
Perjon den Erſatz für geichmälerte Verhaftung mit ihrem Vermögen zu ges 
währen, eine Ausdehnung, die dur die Entziehung der Perfon zugleih für 
die Dienftberifhaft von jeher weſentlichem Nachtheile wäre. 

Endlich dürfte aber aud in der That fein praktiſches Bebürfniß zum 
Grlafje der beantragten gejeplihen Beltimmung obmwalten. In der Praris 
wird in jeltenen Fällen das ganze Lohn des Gefindes mit Beſchlag belegt; 
entweder machen die Gläubiger in ihrem eigenen wohlverftandenen Intereſſe 
gar nicht ſolch einen Antrag, oder die Gerichte verfügen nur eine angemeffene 
Beihlagnabme, bei der fid die Gläubiger beruhigen, oder es ftehen, wenn 
wirklih das ganze Lohn mit Beſchlag belegt ift, und Dagegen, fei es von dem 
Gefinde oder der Herrihaft vemonftrirt wird, die Gläubiger, namentlih auf 
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Refürwortung folder Nemonftrationen Seitens der Gerichte, davon ab. Die 
Fälle, in denen mit voller Strenge die Beſchlagnahme des ganzen Gefindes 
lohnes durchgeführt wird, dürften nur vereinzelte fein. 

Eine Frage, die von ganz gleichem Gefihtspumtte zu beurtbeilen ift, wie 
die vorliegende, hat bereits wiederhelt die Landesvertretung und die Staats— 
Negierung beſchäftigt. 

Der KommerziensRatb Förfter in Grünberg hat im Jahre 1855 bei 
der damaligen Zweiten Kammer darauf angetragen: 

die gejeglichen Beitimmungen, nad weldien den Fabrifarbeis 
tern das volle Lohn zu Gunften eines Dritten eingehalten wers 
den fünne, zu bejeitigei. 

Die Kammer beihloß, gegen den Antrag der Majorität der betreffenden 
Kommiſſion, Die Petition der Königlichen StaatdeNegierung zur Erwägung 
zu überweijen (conf. Kommilfiong» Bericht Nr. 197. der Druckſachen ad F. 
und Stenographiihe Berichte pag. 765.). 

Im Jahre 1857 hat derjelbe in Folge eines ihm gewordenen Beſcheides, 
mwenac die Negierung bei Erwägung aller in Betracht kommenden Berhält- 
niſſe fih zu legielativen Vorlagen nicht veranlaßt zu jehen erllaͤrte dieſelbe 
Petition wiederholt. 

Auch dieſe Petition wurde gegen den Antrag der damaligen Juſtiz- 
Kommilfion der Staats: Negierung zur Erwägung überwiejen (cfr. Kom» 
mmifftons»Bericht Nr. 118, der Drudaden ad B. und Stenographiſche Bes 
richte pag. 448. und folgende). 

Bei der Berathung der gegenwärtig vorliegenden Petition erfärte der 
Herr Regierungs-Kemmiſſarius: 

In Folge des Antrages des Konmerzien-Raths Förfter ſei die Frage: 
ob tie gefeplichen Vorſchriflen über die Beſchlagnahme des Lolnes 
der Kabrikarbeiter, des Gejindes und der Wirtbichafts- Beamten 
einer Wenderung zu unterwerfen jeien, 

von der Staats-Regierung in Erwägung gezogen. Diejelbe babe zunächſt bie 
Berichte der Regierungen nnd Handelskammern einzgefordert, von denen ſich 
34 gegen und 18 für eine Abänderung der Geſetzgebung ausgeſprochen hät 
ten. Auf die wiederholte Anregung dieſer Frage in der Sitzungs- Periode 
des Abgeordnetenhauſes vom Jahre 185657 habe der Herr Iuftiz « Minijter 
demnächft Veranlaflung genommen, 17 Appellations=Gerichte zum gutachtli— 
hen Berichte aufzufordern, von denen 7 für, 10 gegen eine Abänderung der 
gejeplidhen Vorſchriften über die Beſchlagnahme des Lohnes votirt hätten, 
Das Minifterium jei der Majerität aus den auch oben angeführten Gründen 
beigetreten und babe deshalb es nicht für angemefjen BRUCH in diejer Rich 
tung mit einer Geſetzes-Vorlage beroorzutreten. 
Nach dem vorjührigen nicht zum Drude gelangten Berichte ber Juſſiz⸗ 
Kommilfien empfahl diejelbe einftimmig den Mebergang zur Tages ⸗-Ord 
Auch die gegenwärtige Juſtiz-Kommiſſion trägt in Erwägung obiger 
bei dem heben Hauſe darauf an: f 
über die Petition zur Tages» Ordnung überzugeben. 
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II. Der Schulze Stoof und vier Genofjen zu Glaſow im Kreiſe 
Zeltow tragen in ihrer Eigenſchaft als Vormünder in einer während der vor 
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jährigen Seifion bereits eingegangenen, damals nicht erlebigten und gegen« 

wärtig wiederum eingereichten Petition. darauf an: 
dem Königliden Staats-Miniſterium aubeim zu ftellen, die böberen 
Orts angeordneten Mafregeln, wonach die Vormünder Seitens 
des Königlichen Kreisgerichts zu Berlin angewiefen feien, bei der 
von den Pfarrern der Parodie anzuberaumenden Konferenz gegen— 
wärtig zu fein, denjelben den jührlihen Erziehungs- Bericht über 
die Mündel zu überreichen, ihnen Auskunft über defjen Inhalt zu 
ertheilen und die Mündel zu bieler Konferenz zu geftellen, aufs 
zubeben. 

Eie führen zur Motivirung an, daß es nicht gerechtfertigt erſcheine, die 
Bormünder, welde ſich eines unbeſcholtenen Rufes erfreuten, unter die Kons 
trole des Paftors ihıer Parodie zu ſtellen, bemerfen, Daß die Konferenz bei 
dem Geiftlihen auf fie, jo wie auf andere Vormünder feine Wirkung gemacht 
habe, intem fie zu derjelben nicht in ber Gemüthsſtimmung wie zur Kirche 
gegangen jeien, und find der Anficht, daß durd) dieſe Maßregel und zwar im 
Wege der Verordnungen und Refkripte ihnen die durd) die Verfaſſung garan- 
tirten Nechte verkümmert jeien. 

In der Eingabe, womit die Prtenten gegenwärtig dieje Petition wiederum 
überreicht haben, bemerken fie noch, daß dieſe Mafregel auch die Ortsvorſteher 
treffe, welche gleichfalls zu dieſen Konferenzen erjcheinen müßten, zum Gefunge 
und Gebete verpflichtet jeien, und, wenn fie nicht mit jängen und beim Ges 
bete nicht mit aufftänden, vom Landratbe dazu ermahnt würden und von der 
Königlichen Regierung emen Berweis erhielten. Man fer aljo durch biefe 
Anordnung gehalten, bei Dem von dem Paftor zur Ueberreihung der Vor— 
munbihafts-Berichte anberaumten Termine zu fingen und zu beten, nnd, wer 
ſich dazu nicht verftehe, falle wohl gar noch unter Disziplinarftrafen. 

Dieje Behauptungen des Nachtrags find indeß ohne allen faktiſchen Ans 
halt bingeftellt. 

In früherer Zeit wurden die Erziehung?-Berichte über die Pflegebefohles 
nen den Vormündern zur Ausfüllung zugeftellt, welde fie demnächſt, nachdem 
die betreffenden Geiftlihen ihre Bemerkungen hinzugefügt hatten, dem vor 
munbdicaftlihen Gerichte überreichten. Gegenwärtig ift unter Zuſammenwirken 
der Konfiftorien und verſchiedener Dbergerihte, namentlich auch des Kam— 
mergerichts, für die bezüglichen Departements resp. mit Ausſchluß der— 
großen Städte eine Ginrihtung dahin getroffen worden, daß die Erziehungts 
Berihte deu Bormündern zugeben, Die betreffenden Geiftlihen der Parodie 
davon benachrichtigt werden und nunmehr die letzteren die Vormünder zu 
einer General-Konferenz einladen, in weldır über das ſittliche und materielle 
Wohl der Pflegbeiohlenen Rückſprache genommen, erforderlichen Falls jowohl 
auf die Pflegbefohlenen, wie auf die Vormünder von dem Geiftlichen 
influirt wird, und der Geiftlihe demnächft die Erziebungs-Berichte mit ben 
Angaben der Vormünder verjebn, unter Auslaſſung über das Reſultat dieſer 
Konferenz umd resp. die Verhältniſſe der Euranden in jedem beienderen Ber 
richte, wo fi dazu eine Veranlaſſung darbietet, dem vormundidaftlicen Ger 
richte überreicht. Der Geiftliche ift befugt, zu Diejer Konferenz auch die Leb« 
rer und den Orts-Vorſteher zuguziehen und durd den Vormund die Pileg« 
befohlenen jelbft, jowie die Angehörigen fich ſiſtiren zu laſſen. 
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Bei der Diskuſſion ſtellten ſich in der Kommiſſion zwei entgegengejepte 
Anſichten heraus. 

Ein Theil der Mitglieder iſt der Anſicht, daß dieſe Einrichtung ein Forts 
ichritt zum Befjeren fei, weil durch dieſelbe ein lebendiges Organ zwiſchen 
den, den perfönlihen Verhältniſſen fernitehenden, vormundihaftlihen Gerichten 
einerfeits und den Guranden, deren Vormündern und Angehörigen andererjeits 
geihaffen ſei. Diejes Zwiſchenorgan ſei prinzipiell das richtige, indem ber 
Geiftlihe vermöge feiner Pflihten ohnedies darauf hingewieſen ſei, fib der 
vaterlofen Pflegbefohlenen anzunehmen und auf die Vormünder derjelben Ber 
bufs gewiſſenhafter Erfüllung ihrer destalfigen Obliegenbeiten einzuwirken. 
Die Zuziebung der Lehrer redhtfertige ſich durch die Kenntniß, die diejelben 
in Betreff der Guranden aus dem Schulunterricht hätten, und die Konfurrenz 
ter Orts-Vorſteher fei, abgejchen ven deren Einficht in die Verhältniſſe der 
Familien, um deshalb eine ſehr zweckmäßige, weil oft materielle Bedürfniſſe 
und Notbzuftinde der fittlihen und geiftigen Förderung der Guranden ſehr 
hinderlich ſeien und bei Bejeitigung derjelben die Mitwirkung der Drtd-Bor- 
fteher in Anfprud genommen werben müßte. Dadurch, daß die Bormünder 
perjönlid "vor dem Geiftlihen erjcheinen, erforderlihen Falls auch die 
Pflegbefohlenen fiftiren müßten, und die Angehörigen, wo es nöthig 
jei, zugezogen würden, jei dem Geiftlichen die Gelegenheit geboten, fid 
grüändlih über die etwaigen Mängel, jei es in der Wührung ver 
Bormundihaft durh den Bormund, ſei es, was die fittliden und 
materiellen Berbältniffe der Guranden betreffe, zu unterrihten. Zugleid 
werde durch dieſe Einrichtung erzielt, daß der Geiſtliche durch die jährliche 
Wiederkehr diefer Konferenzen in andanernder Kenntniß der Verhältniffe und 
andauernder Verbindung mit den Perjonen bleibe, daß jehr viele fittlibe und 
materielle Mängel durd das lebendige Zufammenwirfen jener Faftoren und 
durd den Einfluß des Geiftlihen fiherer und raſcher befeitigt werden könn— 
ten, als durch das den Verhältniſſen fern ftehende Vormundſchaftsgericht, und 
daß gegenwärtig der Inhalt der Erziehungs» Berihte dem lepteren eine weit 
zuverläffigere Grundlage zur Einfiht und zum Einſchreiten gebe, als dies 
früher der Fall geweſen jei. 

Wenn das Allgemeine Landredt in Th. 2. Tit. 18. folgende Beftimmun- 
gen enthalte: 

$. 235. In allen diejen Beziehungen (Perjon und Bermögen der Pflege 

befohlenen) find die Rormünder ald Bevollmädtigte des Staats 
anzuſehen. 

$. 286. Sie find alſo ſchuldig, ſich bei Führung ihres Amtes nad) 

den Vorſchriften der Geſehe und den bejondern Anweiſun— 
gen des vormundihaftliden Gerichts jorgfältig zu 
achten. 

$. 237. Das Gericht iſt ſie dabei zu dirigiren und unter beſtändiger 

Auffiht zu halten befugt und verpflichtet. 
$. 327. Ueberhaupt muß der Bormund von dem Aufenthalte, der Ber: 
pflegung und der Erziehung der Pflegbefoblenen dem vormund» 
ſchaftlichen Gerichte wenigftens einmal im Jahre getreue und 
pflichtmäßige Anzeige machen. 
jo ſei dur die Weite diefer Beftimmungen und auf der Baſis berielben es 
vollflommen gerechtfertigt, wenn die vormundſchaftlichen Behörden im Aus- 
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Auffe ihres Aufſichtsrechts jemes Verfahren eingeführt hätten, und bebürfe es 
zu deſſen Anerdnung nicht des Erlaſſes eines Geſetzes, da in feiner Weiſe 
das allerdings nur dem Vormundſchaftsgerichte zuftchende Auffichtsrecht auf 
den Geiſtlichen belegirt jei, Dem mach wie vor nicht Die geringfte Disziplinar- 
Befugniß über den Vormund zuftehe, da auch der Bormund vor dem Geil» 
lichen nicht wie vor einer Bebörde ericheine, lepterer vielmehr ledigkich inner- 
balb jeiner Funktion als Seelſorger und ala vermittelnder Organ in Dhätig« 
feit trete, dem Vormundſchaftsgerichte es aber frei ftehen mülfe, Behufs zu— 
verlülfiger Ermittelung der Verhältniſſe ſowie ſicherſter und lebendigſter Ein⸗ 
wirkung auf dieſelben den geeigneten Weg zu beſchreiten. 

Bon diejer Anſicht ausgehend wurde in der Kommiſſion der Antrag 

anf Hebergang zur Tages-Ordnnng 
gefteilt, 

Der Herr Vertreter des Juffiz-Miniſterii, der bei der Berathung zugegen 
war, trat der chen entwidelten Anſicht durchgängig bei, und bemerkte ner 
noch faftiih, daß Diele Einrichtung im den reineftiven Departements ohne Kon- 
furrenz des Herrn JuftizeMiniftere und lediglich, wie angegeben, durch Zur 
ſammenwirken der betreffenden Obergerichte und Kenſiſterien herbeigeführt fe, 
und Klagen Darüber bis jept noch nicht, vielmehr nur Anerfenntniffe der 
Zweckmäßigkeit au das Juſtiz-Minifterimm aelangt feien. 

Bon der anderen Seite wrude die Anſicht geltend gemadt, daß bie 
Beichwerde der Petenten nach den beſtehenden Gejepen begründet eridheine. 
Die Vormundſchaft fei ein Öffentliches Amt, welches nad den Landes ⸗Geſeden 
$8. 285. ff. 308. #. Allgemeines Landrecht Theil I. Tit. 18, febiglich der 
Direktion und Aufſicht der Vormundſchafts-Gerichte unterworfen je. Dies 
Auffichttrecht laſſe ſich weder ganz med theilmeis einer Amtsſtelle delegiren, 
melde außerhalb des Kreiſes der Gerichte liege. 

Eine ſolche Delegation liege aber darin, wenn man den Vormund zwinge, 
vor einer neiftlichen Amtsitelle zu ericheinen, dort Bericht zu erfintten, Aus, 
funft zum neben, Anweilungen zu empfangen u. |. w. Der Umfang, in welchem 
der Geiftliche von den jo übertragenen Befnaniſſen Gebrauch machen fönne, 
liege außer der Kegnition nnd Einwirkung der Gerichte. Das Vermund- 
ſchaftsamt jei als öffentlicher Amt nur der Gerichts. Obrigfeit unterworfen und 
in biefen RompetenzsBerbältniflen könne ohne Aenderung der Landesgefehe nichts 
geändert werden. Weber Die Juſtiz noch Die geiftlichen Behörden ſeien aliv 
befugt, auf dem Wege bloßer Anntseinrichtungen und gemeinichaftlicher Werab- 
rebungen einen Vormund vor cine geiftliche Amtsftelle zu eitiren und ihn zum 
Erſcheinen zwangsweiſe anzubalten. 

Möge man die Miwirkung des geiſtlichen Amtes bei der perſönlichen 
Ceite der Vormundſchaft für unbedingt wohlthätig und dringend wünſchens— 
werth halten oder nicht, fo bedürfe es jedenfalls eines Geſetzes darüber. 
Beichwere ih ein Vormund alſo Darüber, daf ihm ein periöntiches Erſcheinen 
vor dem Geiftlihen zugemmtbet werd‘, fo ſei Die Beichwerde eben To begrün. 
det, ald menn er z. B. genötbigt werben follte, Erziehungaberichte bei einem 
Landrathsamte, einen Magiltrate eder einer anderen außergerichtlichen Wınta 
ftelle vorzulegen, Auskunft zu geben, fih vernehmen zu laſſen, Anmweilungen 
entgegen zu nehmen. Es liege darin eine Erweiterung der Pflichten bes 
Rormundidafte-Amts, die nur durd; ein Gejep ausgeſprochen werben koͤnne. 
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Huf dieſe Anficht geſtützt wurde der Antrag geftellt: 
bie Petition der Stantd-Megierung zur Berückſichtigung zu über: 
weijen. 

Bei der ihlichlihen Abftimmung wurde mit 7 gegen 6 Stimmen ber 
Antrag auf Uebergang zur Tages-Ordnung verworfen, und der letztere Antrag 
augenemnicn, 

Die Kommiljion trägt demgemäß darauf an: 

die Petition des Schulzen Stoof und Genofjen der Königlichen 
Staats-Regierung zur Berückſichtigung zu überweijen. 


HER. In ciner während der vorjährigen Sejfion eingereichten, zwar zur 
Beratbung in der Juſtiz-Kommiſſion, nit aber zur Erledigung in pleno, 
gelangten gegenwärtig wieder übergebenen Petition ftellt der Gutsvorftand Louis 
O'Giloie zu Warriſchken vor, daß die Meineide fid immer mehrten, hierzu 
der Umftand mitwirfe, dab im der unteren Bolfsflafje der Aberglaube viel- 
fady verbreitet fei, wie verſchiedene Beiſpielsweiſe von ihm angeführte Kunft- 
griffe bei der Gidesleiftung vor den ſchlimmen Folgen des Mineides ſchützten, 
und daß daher die Aufere Feierlichkeit bei der Ableiftung mehr auf die Sinne 
wirken müſſe. Er glaubt, daß dieſer Zweck dadurch erreicht werben fünne, 
wenn in einem beieuderen Schwurzimmer ein Schwarzer Sara, auf welchen 
diejenigen, die ſchwoͤren mühten, ihre linfe Hand zu legen hätten und ein 
menschliches Gerippe aufgefteht würden. Außerdem hält Petent für zwedmäßig. 


"wenn wicht junge, fondern nur ältere ehrwürdige Männer den Eid ab— 


nehmen. 

Ju einem gegenwärtig hinzugefügten resp. von ibm und 76 Genoſſen, 
deren Namen aber anſcheinend von einem und demſelben unterſchrieben ſind, 
unterzeichneten Nachtrage, wird, um Meineiden aus Mißverſtändniſſen ſpeziell 
bei Schwurgerichts-Sitzungen vorzubeugen, die Modalität vorgeſchlagen: 

„daß dem, der ſchwören ſolle, die betreffende Verhandlung Sag 
für Sap vorgelejen werde, und er dann jeden Satz, wenn and 
mit anderen Worten, wiederzugeben habe.“ 

Da es einer bejonderen Widerlegung der vorgeichlagenen Modalitäten, 
als unzwedmäßig resp. unausführbar, wohl nicht bedürfen wird, in Betreff 
der feierlichen Form gerichtlicher Eidesleiltungen aber das Refkript vom 8. Ja« 
nuar 1840 bereits beftimmte, auf dieje Feierlichkeit hinzielende Anordnungen 
getroffen hat, jo ſchlägt die Juſtiz- Kommiſſion — wie aud die vorjührige 


dies einftimmig getban bat — dem hoben Haufe vor: 


über die Petition zur Tages Ordnung überzugeben. 


IV. Nach einer während der vorigen Sipung überzebenen, aber unere 
ledigt gebliebenen und gegenwärtig wiederum eingereichten Petition dei vor 
maligen Pofljekretaird Wolff in Merieburg iſt derjelbe rechtskräftig durd ein 
in zweiter Imftanz beftätigtes Erkenntniß des Königlidyen Kreisgerichts zu 
Merjeburg im Jahre 1856 wegen Unterichlagung ıc. mit Gefängnis son 8 
Monaten und einjähriger Unterlagung der Uusübung der bürgerlichen Ehren— 
rechte beftraft worden. Im einem diejer Petition beigefügten ſehr veluminöfen 
Schriftſtücke führt derjelbe die verichied: nartigiten, nach jeiner Angabe resp. Au⸗ 
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fit vorgefallenen Irreqularitäten des UnterjuhungssBerfabrens auf uud ver» 
ſucht den Beweis zu liefern, daß er ſchuldlos verurtheilt ei. 

Dieſes Schriftſtück ſchließt mit der ausgeſprechen Hoffnung ab: 

„auf dieſem Wege das zu erreichen, was er auf mancherlei ande— 
ren Wegen bereits verſucht babe, leider aber vergeblich, Daß das 
in vorliegender Sache ihm zur Seite ftebende gute Recht nit in 
Unredht feinen Untergang finde.” 

Die jenes Schriftſtück und die frühere Petition begleitende neue Eingabe 
ſpricht am Schluſſe das Vertrauen aus; 

„entweder im Wege bes Gelepes oder in dem der Gnade gerecht— 
fertigt zu werden.“ 

Da es nit in der Befugniß der Landesvertretung liegt, auf rechtskräf- 
tige Entiheidungen der Gerichte irgendwie zu influiren und es ebenjo außer: 
halb der Sphäre bderielben liegen dürfte, Gnadengeſuche rechtöfräftig verur— 
theilter Petenien zu befürworten, jo trigt die Zuftize Kommill’on bei einen 
boben Hauje darauf an: 

über Die Petition zur Tages-Ordnung überzugeben. 


V. Der Defonon Grüneberg zu Frankfurt a, D. ift durch das in 
jweiter Juſtanz beftätigte Erkenntniß des Kreisgerichts zu Fraukfurt a. D. 
vem 1. November 1845 von jeiner Ehefrau redtsfräftig geſchieden worden. 

Mit der gegen dieje Erkenntniſſe angebrachten Nullitätöflage ift derjelbe 
durch die Erkenntniſſe des Kreisgerihts zu Frankfurt a. O. vom 2. Januar 
1851, des Civil-Senats des Appellationsgerichts dafelbft vom 7. Juli 1851 
und des erjten Senats des Ober: Tribunald vom 27, Februar 1852 rechts» 
träftig abgewiejen worden. 

Hierauf reichte derjelbe eine neue Nullitätsffage ein, mit weldyer er durch 
die Verfügung des Kreisgerichts zu Frankfurt a, O. vom 22. September 1856, 
im Beichwerdewege von dem Apellationägerichte dafelbft und vom Dbers 
Tribunale bejtätigt, zurüdgemieien ift. 

Dieje Angelegenheit hat der Grüneberg bereits zum Gegenftande dreier 
früheren Petitionen gemacht, über welde das Haus der Abgeordneten in den 
Sipungen resp. vom 9. März 1857, 11. März 1858 und 19. Februar 1859 
(efr, Nr. 30. der Drudjaden de 1859 Lit. D, und Stenograpbiide Bes 
richte de 1859 pag. 200.) zur Tagesordnung übergegangen ift. 

Unter dem 15. Dftober 1859 hat der Grümeberg wiederum eine neue, 
auf jene rechtskräftig erfolgte Eheſcheidung bezügliche Nullitätsllage bei dem 
Kreisgerichte zu Frankfurt a. D. angebradt und damit, allerdings obne alle 
erfichtliche innere Konnerität, eine Entihädigungsflage gegen die Niederſchle— 
ſiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft, deren Direktion und die Königlidie Regierung 
zu Sranffurt a. DO. verbunden, welche legtere ſich auf ein ftattgebabtes Expro— 
priationd-Berfahren bezieht. 

Mit diejer Klage iſt derjelbe durch die Verfügungen des Kreisgerichts zu 
dranffurt a. D. vom 17. Dftober uud 23. November 1859, auf erhobene 
Beſchwerde durd die Verfügungen des Appellationsgerichts dalelbft som 
14, Dezember 1859 und 18, Januar d. 3. beftätigt, zurückgewieſen. 

Eine Eingabe deijelben vom 25. Januar d. J. an den Herm Juſtiz— 


Miniſter ift, ohne materielles Eingehen darauf, an das Xppellationsgericht zu 


6* 


Journ. U, Nr. 10:6. 


Zouen. II. Ar. 1021. 


Sourn. IL Nr. 100. 


44 


Sranffurt a. O. und vom diefem an das SKreisgericht bafelbft zur Verfügung 
gegeben, welches letztere durd die Verfügung vom 13. Februar d. I. Die 
früber erlafjenen Verfügungen aufrecht erhalten hat. 

Ju einer Petition vom 25, Januar d. 3. wendet fh nun der Grüne: 
berg au das Haus der Abgeordneten, fügt die vorgedachte Nullitätt« umd 
Entjhädigungsflage vom 15. Ollober v. 3. und außerdem ein Konvolut auf 
dieje Angelegenheit einichlagender Scriftitüde bei und ftellt nad weitläufti« 
gem BVortrage der Verhältniſſe den Antrag: 

„das Haus der Abgeordneten wolle durch Mittheilung diejer Per 
tition an den Herrn Juſtiz-Miniſter füch für ihn dahin verwen» 
den, daß berjelbe fidh bewogen fühle, eine durchgreifende Berfüs 
gung an die betreffenden Behörden zu erlaffen, wedurd er zum 
Ziele gelange, uud das Appellationdgericht zu Frankfurt a. D. am 
gewielen werde, das Kreisgericht zur Einleitung der Klage, erbent- 
lihen Verhandlung der Sadıe und Entiheidung durch Erlenut- 
niß anzuhalten.“ 

Abgeſehen davon, daß ber Iuftanzenzug noch wicht erledigt iſt, indem 
nach $. 86. der Verordnung vom 2. Januar 1849 nicht der Herr Juſtiz— 
Miniſter, ſondern das Königliche Ober-Tribunal, was noch gar nicht angegan— 
gen iſt, in Betreff der Verfügungen des Kreisgerichts und Appellationsgerichts 
zu Frankfurt a. O., welche auch dieſe neue Nullitätsklage, resp. die damit 
verbundene Eutſchädigungsklage, zurückgewieſen haben, in der Beſchwerde- 
Inftanz zu befinden bat, jo liegt es überhaupt außerhalb der Kompetenz der 
Zandeövertretung, in den gejeglich geordneten Gaug der Nechtöpflege einzugrei» 
fen und trägt daher die Kommilfion darauf an: 

über die Petition zur Tages-Ordnuung überzugeben. 


VE Der Schuhmachermeiſter Weinberg zu Königsberg ift nah Ju-⸗ 
balt jeiner Petition durd das Erkenntniß des Königliden Stadtgerichts zu 
Königsberg vom 7. Mai 1858, beftätigt durd das Erkenutniß des Oſtpreu- 
ßiſchen Tribunal zu Königsberg vom 2. Juni 1858, wegen Betrugs zu einer 
ſechsmonatlichen Befingnipftrafe verurtheilt, welche er auch verbäßt bat. Er 
will durch dieſe Verurtheilung in Nahrungsloſigkeit gerathen ſein, behauptet 
Irregularitäten des Unterſuchungs-Verfahrens und verlangt die Vernichtung 
des vorgedachten Erkenntniſſes. 

Da es außerhalb der Kompetenz des Hauſes der Abgeordueten liegt, in 
rechtzträftige Entſcheidungen der Gerichte einzugreifen, jo trägt die Kommij: 
fion darauf an: 

fiber die Petition zur Tages-Ordnung übezugeben. 


VER Der Gutöbeliger Szelinsky zu Elbing rügte in einer in der 
gegenwärtigen Seifion bereits erledigten Petition die fattgehabten Verzöge— 
rungen des Kreisgerichts zu Mohrungen bei Einleitwag einer von ihm ertras 
birten Sequeltration der jeinem Hypothekſchuldner, dem Lieutenant a. D. Wilke 
zugehörigen Güter Kadzie und Polmwitten, jomwie die dadurch wur möglich ger 
wordenen Dereftutionen diejer Güter Seitens des Wilkoz er bemerkte außer 
dem, daß er eine DiäziplinareUnterfuhung gegen jenes Gericht beantragt habe, 
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ihm aber durch einen damals im Original eingereichten Bejcheid des Tribunals 

zu Königsberg vom 28. März 1859 eröffmet fei: 
daß daffelbe nach Einſicht der Sequeitrations-Aften durchaus Reine 
Beranlafjung finde, gegen das Kreisgericht zu Mohrungen, ide 
beiondere gegen den betreffenden Decernenten in der Seaueftra, 
tionsſache eine Unterſuchnng einzuleiten, vielmehr es überlafſen 
mũſſe, eb und gegen wen derſelbe einen Regreß ⸗Anſpruch zu bes 
gränden vermöge. 

Petent führte ferner an, daß er gegen den Gutsbefiper Wille die "Kris 
minnleUnterinhung wegen der gedachten Devaftation beantragt babe, aber be: 
deutet jei, daß es fein Geſetz dafür gebe. 

Wegen des anderweit Faktiſchen kann anf den Inhalt des früheren Be— 
rihts der Kommiſſion (Drudiachen de 1860 N. 22. Lätt. G.) un jo mebr 
verwiejen werben, als überhanpt eine jpeziellere Wiederholung deijelben für 
den Zwed des gegenwärtigen Berichts überflüſſig iſt. 

Der Szelinsky beantragte im jeiner früheren Petition: 

I. 1) feinen Antrag auf Einleitung der DisziplinarUnterjudung gegen 

das Kreisgericht zu Mohrungen zu unterftügen, event, 
2) zum Schutze der Unteribanen gegen ſolche behördliche Pflichtwidrig- 
feiten geſetzliche Vorſchriften zu befürworten; 

1. in Betreff der Devaftationen der Hypothelſchuldner der Küde im 
der Gefepgebung ſchleunigſt abzuhelfen und ein Gejeg zu forınus 
liren, welches ſolche Vergeben beitrafe. 

Die Kommiſſion führte im tem obengeduchten Berichte an, und zwar: 

ad I. 2. mer Hinweiſung auf die PBeftimmungen des Allgemeinen 

Landrechts, der Allgemeinen Gerichts:Ordnung, des Strafrechts 
und namentlich des Geſetzes vom 7. Mat 1851, betreffend Die 
Dienftvergeben der Richter, 
ad II. unter Hinweilung auf die Beftimmungen des $. 442. Tit. 20. 
Tb. I. des Allgemeinen Landrechts, die Vorſchriften über das 
Arreſt- resp. Sequeftrations-Verfahren und die damit Fonnere 
Beltimmung des $. 272. des Strafredhts, 
daß die vermeintlichen Lücken in der Gelepgebung nicht eriftirten, trat aber 
dem Antrage ad I. 1. mit dem formellen Grunde entgegen, daß der Antrag 
auf Einleitung der Disziplinar-Unteriuhung noch nicht im georbneten In« 
ftanzenzuge erledigt jei, indem nad $. 35. der Verordnung vom 2. Jar 
nuar 1849 der Herr Juſtiz-Miniſter Fehlieplich darüber zu befinden, bis da— 
bin aber nur das Tribunal zu Königsberg auf den fraglichen Antrag einen 
Beiheid erlaffen habe, und empfahl din Uebergang zur Zages-Orbnung in 
Betreff aller drei Anträge, welder denn aud ohne Diskufjion in der Sipung 
vom 1. Februar d. J. beſchloſſen ift. 

In einer erirenerten Petition vom 6. März d. 3. fommt der Szelinsfy 
anf die obigen Anträge zurüd, mobdifizirt den Antrag ad I. 1. dabin, daß 
feime Abficht eigentlich auf Einleitung einer fürmlichen, d. i. Kriminal: Untere 
huchung, gegen den betreffenden Richter gehe, bringt in Betreff jeiner Anträge 
ad I. 2. und 11. wegen Ausfüllung der behaupteten Lüde in der Gejep- 
gebung nichts weſentlich Neues bei, tritt aber ad I, 1. dem früheren formel 
len Grunde der Nichtberüdfichtigung, daß nämlich über feinen Antrag auf 
Einleitung der Disziplinar-Unterjuhung gegen das Kreisgericht zu Morungen 
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der Inftanzenzug nody nicht erledigt ſei, dadurch vermeintlich entgegen, daß er 
inzwiſchen fih an das Königliche Ober-Tribunal Beſchwerde F.ibrend gewen- 
det und von dieſem einen im Original beigefügten Beicheid vom 24. Februar 
biejes Jahres erhalten bat, der ihm eröffnet: daß fein Antrag auf Reviſion 
der Akten wicht zu berüdjichtigen jei, er vielmehr, wenn er einen Entſchädi— 
gungs-Anſpruch zu begründen ſich getraue, Die Beihädiger belaugen möge; 
daß übrigens das Geriht über die Ginleitung einer Unterfubung gegen den 
Wilke zunäcit nicht zu befinden habe, und die Nüge eines etwaigen Dienft- 
vergebens der Dienftbebörde. gebührr. 

Die wieder aufgenommenen Anträge ad I. 2, und II, wegen der be 
baupteten Züden in der Geſetzgebung, müſſen als durch den früberen Beſchluß 
des hoben Haufes erledigt erachtet werden. 

Dem früheren Antrage ad I. 1.: 

den Antrag auf Einleitung der DisziplinareUnterjuhung gegen 

das Kreisgericht zu Mohrungen zu unterftügen, 
ftebt auch noch gegenwärtig formell der durchgreifende Einwand des nicht er 
ledigten Inftanzenzuges entgegen, indem nad der in dem früberen Berichte 
wörtlich aufgeführten Beftimmung des $. 35. ber Verordnung vom 2. Ja— 
nuar 1849 nicht das Königliche Ober-Tribunal, an das fih Petent gewandt 
hat, jondern der Herr ZuftizMinifter auf die abweiſende Verfügung des Tri» 
bunals zu Königsberg im Beihwerdewege zu eutſcheiden bat. 

Wenn aber gegenwärtig Petent diejen Antrag dahin verſtanden wiljen 
will, daß er die Einleitung einer förmlihen KriminalsUnterjuhung ge 
gen den betreffenden Nichter verlange, fo muß er fi deshalb mit jeinem An« 
trage zuvörderft an die kompetente Staats-Anwaltſchaft wenden. 

Die Kommilfion trägt mithin darauf an, 

aud über die gegenwärtige Petition zur Tages-Ordnuug überzus 
geben. 


J. 


Referent: 
Abgeordneter Metzke. 
— un 


I. Das hohe Haus der Abgeordneten iſt in der 7, Sitzung vom J. de— 
bruar d. J. auf Vorſchlag der Kommiſſion für das Juſtizweſen über die Petition 
des Kupferſtecher W. Voigt zu Halle, betreffend Reorganiſation der Rechts— 
pflege, zur Tages-Ordnung übergegangen. Derſelbe Voigt hat unter dem 


7. deſſelben Monats einen Nachtrag zu jener Petition überſendet, welcher eben ſo 


leer iſt. Die Kommiſſion empfiehlt dem hoben Haufe, 
dieien Nachtrag durch den Beidluß vom 1. Februar 1860 für 
mit erledigt zu erachten. 
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ET. Im der 7. Sikung som 1. Februar 1860 ift das Haus der Abs» Journ. IT. Nr. 702. 
geordneten auf Vorſchlag der Kommiſſion über eine Petition des I. S. Broſi 
zu Pofen zur Taget-Drdnung gegangen. Die Sache betraf Regrefanfprücde 
gegen 2 Rechtsanwälte. Unter dem 25. Februar 1860 überreicht derjelbe 
Broſi eine nene Petition, werin er erflärt, er fünne ſich bei jenem Beichluffe 
nicht beruhizen und müſſe jein Geſuch vom 8. Februar 1859 wiederholen. 
Petent ſpricht dabei aus, er verlange nicht die Disziplinariiche Beftrafung der 
Schuldigen und babe nur gebofft, auf dieſem Wege eher zu einem Schaden» 
erſatz zu kommen. Meues bat er nicht vorgebracht und nur noch eventuell um 
Beſtimmung darüber gebeten: 

was er als Ausländer num noch thun fünne, um zu feinem Nechte 
zu gelangen, 

Es fann dahin geitellt bleiben, ob Petent, welcher in Preugiihen Landen 
das KRonditorei:Gewerbe betrieben, ein Ausländer fei, da es nicht Sache bes 
Haufes der Abgeordneten ift, Rath zu eribeilen, weder Inländern noch Auss 
(ändern. Durch die jegige Petition it in der Sache nichts geändert, Deshalb 
empfieblt die Kommiſſion dem beben Hanſe: 

and über dieſe Petition zur Taget:- Ordnung überzugeben, 





WEL. Der Rentier Adolf Appelt zu Sameczyn war 1850 nad) Amer Journ. IT. Nr. 268. 
rifa gegangen, nachdem gegen ibn wegen eines Koftenreftes von 149 Ntblr. 
3 Sar. 5 Pf. son dem Kreisgerichte zu Samter die Grefution fruchtlos voll» 
ftredt worden, Während feiner Abmeienbeit ift fein Grundſtück Chelmno 
Nr. 16, nothwendig jubhaftirt werben, und dabei laut Kaufgelder-Belegung 
vom 17, und 18. Noveniber 1852 die darauf eingetragen geweſene beſagte 
Koftenichuld ausgefallen. 1857 ift Appelt ven Kmerika zurüdgelommen 
und nun find von ibm jene 149 Rthlr. 3 Sar. 5 Pf. durd Erefution ein” 
gezogen worden, Appelt behauptet, mit Unrecht, weil der Anſpruch verjährt 
gewejen. Seine Neflamationen um Nüdzablung find ven dem Königlichen 
AppellationssGerichte in Polen und dem Herrn Juſtiz-Miniſter zurüdgemieien 
worden. Letzterer bat unter dem 3, Rebruar 1859 rejfribirt, 

daß vom 18, November 1852 ab, als tie Forderung bei ber 
Subbaftation feines Grundftüds in Chelmno ausgefallen, die vier 
jährige Verjährung des $. 10. des Geſetzes vom 31. Mir; 1838 
in Gemäßheit des 8. 516. Tit. 9. Tb. I. Allgemeinen Landrechts 
zum Nachtheil der Ealarienfafjen:Berwaltung nicht habe angefan« 
gen werden fünnen, weil er ſchon 1850 nad Amerifa ausgewan— 
dert, und Das Gericht in Samter, welchem fein Aufenthalt unbe— 
fannt gemweien, Dadurch verhindert worden, 1852 eine neue Zah» 
lungs⸗ Aufforderung an ihn zu erlaffen, und daß er der gegen ibn 
im Sabre 1857 vollftredten Grefution deshalb nicht den Ginwand 
der Verjährung entgegen ſetzen könne, auch daß die Gintragung 
der Roftenihuld auf Das ibm anzeblich gebörige Grundſtück Pinne 
Nr. 103. nicht habe geiceben können, weil bier der Befiptitel 
auf feinen Namen noch nicht berichtigt geweſen. 

Dieſes Meifript greift Appelt in feiner Petition vom 22. April 1859, 
wieder aufgenommen am 10. Jannar 1860, an. Gr behauptet, dem Gericht 
zu Samter jei fein Aufenthalt in Amerika nicht unbefannt gewejen, denn 


Zonen. II. Rr. 401. 


Ieum. II. Nr, 496, 
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ihm ſei defjelben Gerichts Proflama vom 7. Iuli 1853 in ter Eul- 
baftation des Grundftüds Nr. 8. Podezewie in NewsVorf zugefommen, es 
habe daher auch ein neuer Zahlungsbefehl gegen ihn erlafjen werden fünnen, 
welcher mit geſeßzlichem Erfolge esontuell in feinem legten Wohnoerte vor jei+ 
nem Abgange nach Amerika, oder an feine zurüdzeblichene Arau, oder an den 
ihm von dem Gericht zu Samter beitellten Abweſenheits⸗Kurator zu bebändi- 
gen geweſen wäre, auch daß die Verfolgung jeines Grundſtücks zu Pinne babe 
ftattfinden können, ebgleich deſſen Befistitel auf ihm nicht berichtigt jei, und 
daß, da dieſes Alles wicht geſcheben Sei, die Koftens Korderung der Kafle zu 
Samter 1857 verjährt geweien und desbalb deren erefutiwiiche Einziehung ven 
ihm zu Unrecht gejcheben jei. Sein Antrag gebt dabin, 

jeine Beſchwerde dem heben Minifterium zur Berüdjichtigung zu 

übermeilen, 

Ber Diskuſſion dieſer Petitien find für und gegen ihre Berechtigung 
Stinmen laut geworben. Gegen beide Anfichten it aber bervor gehoben 
worden, daß es überhaupt nad Lage der Sache nicht auf rechtliche Erwägung 
des Anſpru!s des Petenten anfommen könne, weil ibm jetenfalls noch der 
Rechtsweg zur Nüdferderung der von ihm exekutiviſch eingezogenen Koften 
äuftebe und weil es daher jeine Sade jei, Dielen zu beidhreiten und dabei 
alles das, womit ex dem minifteriellen Beſcheide vom 3. Februar 1859 ent» 
gegen getreten und die gegen ihn erfolgte erefutisiiche Einziehung angegriffen 
bat und noch angreifen zu können vermeinen wird, zur Derbeiführung einer 
riterlihen Eutſcheidung au geeigneter Stelle vorzubringen. Weil es nun 
niht Sade des hohen Haujes der Abgeordneten jein fann, einer ſolchen Ent: 
ſcheidung verzugreifen, hat die Kommiſſion beſchloſſen, 

den Uebergang zur Tages Orduung über die Petition des Appelt 
zu empfehlen, 


IV. Die DüblemBefigerin Eliſabeth Neim, geberene Heinze, zu 
Klein-Dldern trägt unter Dem 8. Februar 1860 ver, wie fie in 3 Prozeſſen, 
welde fie gegen Die Befigerin jenes Nitrerguts und beziehungäweiie dieſe und 
einen Bauer dajelbft wegen Benugung eines Weges geführt, in allen Inſtan— 
zen unterlegen jei, uud bittet, 
der hehe Landtag wolle beichließen, anzucrdnen, daß fie, die Ihrigen 
und ihre Mablgäfte jenen Weg unentgeltlih benutzen dürfen und 
die Verklagten ibn im Stande halten, 

eder, wenn Dies nicht amginge, 
beſchließen zu wollen, daß zu dem vorbejagten Awede ein Geier 
erlajien werte. 

Kür einen einzigen ftreitigen Fall kann fein Gejeg erlafjen werben und 
in richterliche Entſcheidungen einzugreifen, ift nicht Beruf des Hauſes der Ab» 
geordueten. Deshalb wird demjelben empfohlen, 

über die Petition der Frau Neim zur Zages-Drdnung zu geben 


V. Durd Urtel des Schwurgerichtshofes des Königlichen Kreisgerichts 
zu Münfter vom 22. Nooenber 1854 ift der Auktions-Kommiſſar J. B. Feld: 
böhmer zu Dijen wegen Betruges durch Anfertigung falſcher Private und 
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öffentlicher Urkunden in 7 Fällen, wegen Verſuchs deilelben Verbrechens in 3 
Fällen, wegen Unterfhlagung in 16 Fällen (13 Mal unter mildernden Um— 
fländen) wegen Eröffnung und Unterdrüdung eines Briefes im feiner Eigen« 
daft als Poftbeamter, wegen Unterihlagung von ihm als Poftbeamten anver« 
trauten Geldern in 3 Fällen (ein Mal unter mildernden Umftähben) und we— 
gen zweimaligen Spielens in auswärtigen Lotterieen mit einer Geldftrafe von 
18,665 Rthlen. 12 Sgr. oder im Unvermögensfalle einer Zuchtbausftrafe von 
4 Jahren 7 Monaten und außerdem mit einer Zuhtbausftrafe von 9 Jahren 
belezt und auf 10 Iabre unter PolizeisAufficht geftellt worden. 

Seine Mutter, Wittwe Feldböhmer, trägt in ihrer Petition vom 10, 
Februar 1860 vor, die gegen dieſes Urtel eingelegte Nichtigkeits-Beſchwerde 
fei verworfen worden, und ebenſo 3 Begnadigungs-Gefudhe bei Sr. Majeflät 
bem Könige und Er. Königlichen Hobeit dem Prinz-Regenten ohne Erfolg 
geblieben. Dann endlich habe fie dem Herren Juſtiz-Minifſter unter dem 12. 
Dezember 1859 auseinander geſetzt, wie durch verfhiedene Srrungen in dem 
Urtet das erkannte Strafmaß um viele Iahre zu hoch und die PolizeiAufs 
fiht ganz ohne Grund feſtgeſetzt worden, aber auch diejer Schritt fei vergeb⸗ 
lich geweſen, denn ihre diesfällige Vorftellung ſei nur an das Königliche Ap- 
pellationsgericht zu Münfter zur Berfügung abgegeben worden, und vieles 
babe fie beichieden, daß die von ihr vorgetragenen Gründe nicht geeignet jeien, 
eine Begnabigung ihres Sohnes zu beantragen. Die Sache ift ſonach an 
allen zuftändigen Stellen erihöpfend geprüft und glaubt deshalb die Kom» 
miffion dem Antrage der Petentin, 

geeignete Schritte zur Herftellung bes durch Die gegen ihren 
Sohn erkannten Strafe gebeugten Rechts thun zu wollen, 
feine Folge geben zu dürfen, ſondern empfiehlt dem hohen Hanfe der Abge- 
orbneten: 
ben Uebergang zur Tages-Drbnung. 


WE Aus Klein Platenheim ift eine Petition vom 10. Februar 1860 
eingegangen, wonad die bortigen Einwohnerfrauen Milkowski, Topka, 
Mrodiczet und Durawa darüber Beſchwerde führen, daß ihre Ehemänner 
zur gerichtlichen Haft nad Stolp gebraht worben. Unter ber Petition be 
finden ſich nicht die Unterfhriften ber angeblichen Bittftellerinnen jondern nur 
— anſcheinend von derjelben Hand gefertigte — unbeideinigte Unterfreuzun« 
gen derielben. Schon aus diefem formellen Grunde dürfte dem Antrage, 

das hohe Haus ber Abgeordneten möge bie Freilaffung der vier 

Benannten veranlaffen, 
keine Folge zu geben fein, materiell fteht ihm aber entgegen, daß barin ein 
dem Haufe unzuftändiger Gingriff in ben georbneten Lauf des Rechts enthalr 
ten jein würde, Unter dieſen Umftänden empfiehlt die Kommiffion dem hohen 
Haufe der Abgeordneten, 

über dieſe Petition zur Tages-Ordnung "zu geben. 


VER. Das Königlihe Staats-Minifterium hat in ber disziplinarijhen 
Uuterfuhung wider den Büreau-Ajfiitenten B. U. Kröhnert zu Ruf durch 
Reſolut vum 5. März 1854 den Angejhulbigten mit Entlafjung aus dem 
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Dienfte beftraft, und zwar wegen Trunfenheit im Dienft, grundloſer Verdäch- 
tigung von Borgejepten, unangemeſſenen und widerjpenftigen Benehmens gegen 
einen Solchen und ganz unverantwortliher Nadhläffigkeit und Verſchleppung 
bei Erledigung jeiner Dienſtgeſchäfte. — Gegen bieje Dienftentlafjung bat 
Kröhnert ohne Erfolg jehr häufig remonftrirt, unter andern ſieben Mal bei 
Sr. Majeftät dem Könige. Im einem vorliegenden Rejkripte des Königlichen 
Appelationgerihıs zu Infterburg vom 28. Juni 1856 ift Kröhnert dahin 
beſchieden worden, Daß gegen die Eutiheidungen der Disziplinar-Behörde ge 
jeglih ein Reftitutiond- Gejuh nicht jtattfinde (Gejeg vom 21. Juli 1852, 
$. 40., 41.) und, was er gegen jeine Denunzianten und zur Entkräftung ein» 
zelner ihm gemachten Borwürfe vorgebradht, auch wenn es haltbar wäre, ibn 
nit von jeinen andern Dienjtvergehen reinigen würde. Sm der Petition, 
welde Kröhnert unter dem 11, Februar 1860 an das hohe Haus der Ab—⸗ 
geordneten gerichtet hat, beſpricht Dajjelbe num die ſämmtlichen in dem Staats« 
Minifterials Yeiolute vom 3. März 1854 aufgezählten Dienjtentlafjungs- 
Gründe, beruft jih auf Zeugen über deren Nichtigkeit und beantragt: 

das hohe Haus wolle anordnen, Daß er ald Büreau-Ajfiftent im 

Zuftizdienjte wieder angejtellt werde. 

Eine jolde Anordnung fteht dem Haufe der Abgeordneten nicht zu. 

Die häufigen Geſuche des Kröhnert aus der Zeit 1856 liegen nicht 
vor, es läßt ſich alſo aud nicht abſehen, ob, was er jept vorgebracht, wicht 
ſchon früher den zuftändigen Behörden vorgelegen hat und von ihnen in Bes 
tracht gezogen worden ift. Iſt dies aber nicht geichehen, jo würde es zunächſt 
Sade des Antragftellers jein, diefe Erklärungen an den Stellen vorzubringen, 
von welchen jeine Wieberanftelung in's Werk gejept werden könnte. — Unter 
diejen Umftänden ift die Kommilfion der Meinung, daß dem Mutrage des 
Kröhnert in Feiner Weije eine Folge gegeben werden Faun, und ſchlägt dem 
hohen Hauſe 

ven Uebergang zur Zages-Didnung vor. 


VIII. Johann Kämpfer zu Eiberg trägt unter dem 21. Februar 
1860 vor, daß ein Prozeß, welchen er durch alle Inftanzen geführt, über 
4 Zahre gedauert habe, und glaubt dadurch den Antrag zu begründen: 

das hohe Haus der Abgeordneten wolle dahin wirken, daß dem 
allgemein gefühlten Bedürfniſſe eines jchleunigeren Gerichtsverfah⸗ 
rend Rechnung getragen und jo viel wie möglich raſchere Ent⸗ 
ſcheidungen herbeigeführt werden. 

Die Kommilfion glaubt aber dem hohen Haufe empfehlen zu müffen, 

über die Petition zur Tages-Ordnung überzugeben, 
weil aus dem Umftande allein, daß ein Prozeß 4 Jahre gedauert, noch nicht 
geſchloſſen werben fan, daß diefe Sache vom Gericht verjchleppt worden, weil 
eventuell von dem einen Falle für die allgemeine Juftizpflege in Preußen 
nichts zu folgern ſei. 


HX. Der Förſter Giefe zu Heidemähl hat ein Schriftftüd vom 12. Des 
zember 1859 überreidt. Darin trägt er auf 144 Folio» Seiten verſchiedene 
Aneldoten vor, erzählt von fremden und eigenen Prozejjen, auch daß ein 
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Blödfinnigkeits- Verfahren gegen ihn geſchwebt habe, beantragt Aufhebung aller 
Disziplinars®ejepe, Aufhebung und Veränderung mehrerer Beftimmungen der 
Berfaffung, die umfafjendften Aenderungen in der Nechtäpflege und den ver« 
fhiedenften Rechtsmaterien, unter anderen auch die Aufhebung der Hypotheken⸗ 
bücher (ftatt dieſer will er weiter nichts als ein Aufgebot unbelannter Neals 
Prätendenten) und zulept bittet er, über die Nechtögültigfeit der $$. 154. 
und 314. des Strafgeſetzbuchs bejhließen zu wollen, Alles diejes gejchieht in 
ber verworrenften Weije, auch bezeichnet ſich Petent wiederholt jelbft als un« 
äurehnungsfähig. Die Kommilfion empfiehlt dem hohen Haufe der Abgeord» 
neten 

über bie Petition des Förfterd Gieje zur Tages-Ordnung zu 

gehen. 


X, Der Delonom Karl Borhed in Straljund beantragt unter dem 

7. März 1860, 
daß ihm Nechtöhülfe gewährt werde zur Erlangung der Rechte als 
Erbe jeined Vaters, 

Nah jeinem unklaren Vortrage jcheint er einen Notar und feine Brüder 
in Anjprud nehmen zu wollen, Aus beigelegten Beſcheiden des Königlihen 
Kreisgerihtd zu Straljund geht hervor, Daß, was Petent zu verſchiedenen 
Malen bei diejem vorgebradht, zur Einleitung eines Prozeſſes nicht genügt 
bat, und aus überreichten Nejfripten des Königlichen Appellations- Gerichts zu 
Greifswald, daß Petent von Diejem mit jeinen Anträgen, ihm aut nahmsweiſe 
einen Richter zur Klagenufnahme zuzuordnen, wiederholt abgemwiejen worden, 

Es ift niht Sache des Hauſes der Abgeordneten, Anweijungen darüber 
zu ertheilen, wie Klagen zu Stande zu bringen find, und ſchlägt die Koms- 
mijfion vor: 

über die Petition ‚dved Karl Borhed zur Tages-Orbnung zu 
geben. 

Berlin, den 21. Mär; 1860, 


Die Kommifjion für das Juftizwefen. 


v. Ammon , (Borfigender). Frech. Schulz (Genthin), Meske. 
Dr. Gneill. Nemitz. Immermann. Wolff. Starke. Schütz. 
Meichenfperger (Köln). Bürgers. Strohn. Mobden. 
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Saus der Abgeordneten. 
Geifion 1860. 


Antrag. 


Dunder (Berlin), Dr. Beit, Müller (Demmin), Schöller, Weis 
chenheim und Genofjen. Das Haus der Abgeordneten wolle be- 
Ihließen, dem in ber Anlage überreichten 


Entwurfe eines Geſetzes, 


betreffend die Ergänzung und Abänderung ber Allgemeinen Gewerbe- 
Drbnung, fowie die Aufhebung der über die Erridtung von Ge— 
werberäthen und verjchiebene Abänderungen der Allgemeinen Ges 
werbe» Ordnung unter dem 9. Februar 1849 erlaffenen Berorb- 
nung, 

feine Zuftimmung zu ertheilen. 


Motine, 
Das in der Anlage Seite 23. bis 56. nachgewielene Bedürfniß. 


Antragfteller: 


Dunder (Berlin). Dr. Beit. Müller (Demmin). Schöller. 
Reihenheim. 
Unterftügt durch: 
Grabow. Freiherr v. Binde (Hagen). Klop. v. Diederichs. Stein. 
Delius. Borjde. Jordan. v. Fordenbed. Freiherr v. Hoverbed. 
Andre Billid. Gneiſt. Larz. Heyl. Dr. Morgen. Kranp. 
Gortzitza. Mende. Stephann. Houffelle Nitjhte (Reihenbad). 
Ritter. v. Saenger. Glaeljen. Frebjee. Hermann. Maquet. 
Schulz (Herford), Diebm. Graejer. Theune v. Bodum-Dolffs. 
Pape. Kublwein. v. Roenne, 


— 
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Entwurf eined Geſetzes, 


betzeffenb 


die Ergänzung und Abänderung der Allgemeinen Ge- 
werbe- Ordnung, fowie die Aufhebung der über die 
Errichtung von Gewerberäthen und verfchiedene Ab- 
änderungen der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung unter 
dem 9. Februar 1849 erlaffenen Verordnung. 





Im Namen St. Majeftät des Königs. 


Wr Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von 
Preußen, Regent, 


sererbnen für den ganzen Umfang der Monardie, mit Ausſchluß der Hohen« 
zollernihen Sande und des Jabezebieret, unter Zuftimmung beiter Häuſer bes 
Landtages, was folgt: 


Art, 1. 


Die Verordnung vom 9. Februat 1849, betreffend bie @rrichtung von 
Gewerberäthen und verſchiedene Abänberungen der Allgemeinen Benerber 
Drdnung, ift aufgebeben. Für jede Art von Gewerbebetrieb gelten ausichlieh« 
ih die in der Allgemeinen Gewerke-Ordnung vom 17. Januar 1845 (Gejep- 
Sammlung Eeite 41. ff.) eribeilten Berihriften, ſowrit dieſelben wicht in ben 
folgenden Artikeln abgeändert find cder im diefen, beziehungeweiſe in ber All 
gemeinen Gewerbe-Orbnung auf andere geieplihe Beftimmungen verwieſen 
worben ifl. 

1° 


Aufhebung ber Verorbaung 
vom 9. Februar 1849 
und MWieberberftellung 
ber allgemeinen Gültig · 
feit der Gewerbe · Ord · 
nung vom 17. Januar 
1845 unter dem in biefem 
Gefep getroffenen Abän- 
derungen. 


Abänderung ber über bie 
Debingungen bes 
Gewerbebetriebes u. 
über Umfang, Aus 
übung und Berluft 
ber Gewerbebefug- 
niffe beftehenden geſeh · 
lien Vorſchriften. 


Art. 2. 


Die Vorſchriften der Allgemeinen Gewerbe» Ordnung im Tit. IL über 
die „Bedingungen bes Gemwerbebetriebes‘ und im Tit. III. über „Umfang, 
Ausübung und Berluft der Gemwerbebefugniffe” werben, mit Ausnahme der 
auch ferner in Kraft bleibenden Anorbnungen in ben $$. 24., 41., 43., 44., 
46., 51—53., 56., 57., 59., 60., 64. und 65. hierdurch aufgehoben. An 
die Stelle derjelben treten die im Art. 3— 37. dieſes Gejepes enthaltenen Be» 
ftimmungen. 


Art. 8, 


Ein Gewerbe darf für eigene Rechnung und unter eigener Verantwor« 

tung (felbftftändig) nur derjenige betreiben, weldyer 
a) biepofitionsfähig ift, 
b) innerhalb Unjerer Staaten einen feſten Wohnſitz ‚hat. 

Minderjähtige, welche der väterlichen: Gewalt unterworfen find, müſſen, 
bevor fie den felbftftändigen Betrieb eines Gewerbes beginnen, bie aus 
brüdlihe Genehmigung bed Baters zu dem Gewerbebetriebe nachweiſen. Im 
Bezixfe des Appellations-Gezichtshofes zu Köln, ift die Zulafjung ber Minder« 
jährigen zung felbftftändigen Gewerbebetriebe nad Art. 2: de Rheiniſchen 
Handels⸗ Geſetzbuches zu heurtheilen. 

Ein Gewerbe, welches für Rechnung Pinderjähriger und anderer unter 
Kuratel geftelter Perfönen geführt werden fol, muß durch einen Stellvertreter 
betrieben werben, welchet den für den felbftftändigen Gewerbebetrieb im All« 
gemeinen und ben -für bas betreffende. Gewerbe etwa vorgeſchriebenen beſon · 
deren Erforderniſſen genügt. : 

Das Geſchlecht begründet in Bezug auf die Zulaffung zu Gewerben fei« 
nen Unterſchied. 

Hinſichts bes Gewerbebetriebes von Ehefrauen bewenbet e# bei ben allge 


meinen civilrechtlichen Vorſchriften. 


Art. 4. 


Außlänber bärfen, fofern nicht durch Staats⸗Vertrage ein Anderes beftimmt 
ift, in Unferen Landen nur mit Genehmigung ber; Minifterien ein ftehenbes 
Gewerbe und nur mit einer Grlaubniß der Bezirfs-Regierungen — für deren 
Ertheilung die im $. 12, des Negulativs vom 18. April 1824 (Gejep-Samm- 
lung Seite 125.) getroffenen Beftimmungen maßgebend bleiben — ein Ge—⸗ 
werbe im Umherziehen betreiben. 

Diefe Einfhränfung findet auf die Angehörigen der zum beutihen Bund 
gebörigen Länder feine Anwendung. Diejelben find vielmehr binfichts bes 
Gewerbebetriebes feinen andern Beftimmungen unterworfen, als bie Angebö 
rigen Unferes Staates. 


Art. 5, 


Die Revifion der auf ben Gewerbebetrieb der Eifenbahn-Aftien und Ber; 
fiherungs-Gejellihaften bezüglichen Geſetze bleibt vorbehalten. Bis dahin bes 
wendet ed bei ben für_biejelben beftehenden Vorſchriften. 

SIngleihen bleiben die Beftimmungen bes Geſetzes vom 7. Mai. 1858 
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(Beiep- Sammlung Seite 729.), betreffend die Beförberung von Auswanderern, 
unverändert in Kraft. 


Art. 6. 


Die in Reihe und Glied ftehenden Militair-Perjonen, ſowie alle unmit« 
telbare und bejoldete mittelbare Etaatsbeamte bedürfen zu dem Betriebe eines 
Gewerbes der Erlaubniß ihrer vorgejepten Dienftbehörde, jofern nicht das 
Gewerbe mit der Bewirtbichaftung eines ihnen gehörigen ländlichen Grund» 
ftüds verbunden ift. ’ 

Diefe Erlaubnig muß aud zu dem Gewerbebetriebe ihrer Ehefrauen, der 
in ihrer väterlichen Gewalt ftehenden Kinder, ihrer Dienftboten und anderer 
Mitglieder ihres Hausftandes eingeholt werben. 

Auch an der Verwaltung eines auf Aftien ober Betheiligungen en com- 
mandite gegründeten gewerblichen Unternehmens bürfen unmittelbare oder bes 
joldete mittelbare Staatsbeamte, ohne vorgängige Erlaubniß ihrer vorgejep- 
ten Dienftbehörbe, fi nicht betheiligen. 


Art. 7. 


Der Bolbefip der bürgerlihen Ehrenrechte ift erforberlih zum Beginn 
des Gewerbebetriebes ald Buch» oder Eteindruder, Bud» oder Kunfthänbdler, 
Antiquar und Leihbibliothekar, ſowie zum Halten von Lejefabinetten, zum Ber: 
fauf von Zeitungen, Flugjhriften und Bildern, 

Dieſe Beftimmung tritt an die Stelle des $. 1. den Gefepes über bie 
Prefje vom 15. Mai 1851 (Gejep Sammlung Seite 273). Im Uebrigen 
bleiben die Borichriften des Gefepes über die Preſſe in Kraft. 


Art. 8, 


Diejenigen, melde die bürgerlihe Ehre verloren haben (Strafgeſetzbuch 
8. 11.), diejenigen, welchen durch gerichtliches Erkenntniß die Ausübung ber 
bürgerlihen Ehrenrechte unterjagt ift (Strafgejegbuh $. 21.), fo wie biejeni» 
gen, melde in Folge gerichtlichen Erfenntniffes unter Polizei-Auffiht ftehen 
(Strafgeſetzbuch $. 26.), bedürfen? einer bejonderen polizeilihen Erlaubniß, 
wenn fie einen Erwerb, ſuchen wollen 
als Schloffer, Pfanbleiber, Kammerjäger, Lohnlakaien, — aus 
dem Handel mit Schießpulver oder Giften, mit gebrauchten Klei- 
dern oder Betten, mit gebrauchter Wäſche oder altem Metallge- 
räth, — aus der Vermittlung von Geſchäften oder der Hebernahme 
von Aufträgen, namentlih aus der Abfaffung fchriftlicher Auf- 
jäpe, — 
aus dem Handel mit Garnabfällen, Enden und Dräumen von 
Seide, Wolle, Baumwolle und Leinen, 
aus der gewerböweilen Vermiethung möblirter Zimmer oder Schlaf« 
ftellen oder endlich 
aus bery Bereithaltung ‚von Zrantportmitteln (Wagen, Pferde, 
Sänften, Gondeln u. ſ. mw.) auf öffentlihen Straßen und Plägen 
zu Sebermanns Gebrauch. 
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Dafjelbe gilt von allen denjenigen, denen ber Betrieb eines beftimmten 
Gewerbes durch richterliches Erkenntniß unterfagt worden ift, falle fie ben 
jelbftftändigen Betrieb eines andern verwandten Gewerbes beginnen wollen. 

Diefe Vorſchriften finden aud) Anwendung auf die Ehefrauen folder Per» 
ſonen, ihre noch unter väterlicher Gewalt ftehenden Kinder, ihre Dienftboten 
und andere Mitglieder ihres Hausftandes. 


Art. 9. 


Die nad Art. 8. erforderliche Erlaubniß, welde in den Stäbten bei ber 
DrtöpolizeisBehörbe, anf dem Lande bei dem Kreit-Landrathe nachzuſuchen ift, 
ft zu verfagen in den Füllen des erſten Alinea des Art. 8., wenn nad der 
Eigenthümlichfeit des Gemwerbebetriebes und nad der Perfönlichkeit des An« 
tragenden ein Mißbrauch zu beforgen ift, 

in den Fällen des zweiten Alinea des Art. 8. wenn dur den beabſich⸗ 
tigten Gewerbebetrieb der Zweck bes Strafslrkenntniffes vereitelt werben 
wũrde. 


Art. 10, 


Mer Secht-, Turn», Tanz⸗, Bader, Schwimm-Anſtalten errichten will, 
bat vor Eröffuung berjelben bei der Art. 9. bezeichneten Behörbe die Er- 
laubniß dazu einzuholen. 

Diejelbe ift zu verjagen, wenn die Perjönlichteit und bie moraliſche Füh- 
rung des Nachſuchenden nicht Die genügende Bürgichaft dafür bietet, daß das 
die Anſtalten benupende Publilum gegen leibliche oder fittlihe Gefahren ger 
ſchützt jein werde. 


Art. 11. 


Wer Gajt⸗ oder Schaulwirthſchaft betreiben eder überhaupt geiftige Ge 
trinke gegen Bezahlung zum Genuß auf der Etelle verabreichen will, bedarf 
zum Beginn des Gewerbebetriebes einer bejondern polizeilichen Erlaubnis, zu 
deren Eriheilung die Art. 9, bezeichneten Behörden befugt find, 

Die Erlaubniß ift zu verſagen, wenn tie Perjönlichfeit und die Führung 
des Nachſuchenden nicht die genügende Bürgihaft eines ordnungsmäßigen 
Gewerbebetriebes gewähren und wenn, joferm es fih um bie Anlage einer 
uenen Schanlſtätte oder um Die Anlage einer Gaſtwirthſchaft in den Ortichaf« 
ten ber vierten Gewerbeſteuer-Abtheilung handelt, die Behörde ein Bebürf- 
niß Dazu nicht anerkennt. 


Art. 12, 


Wird die Erlanbniß gegeben, jo ift fie unter folgenden in dem zu er— 
tbeifenden Erlaubnißſchein auszujprehenden Borausiepungen zu ertheilen: 
1) daß der Nachſuchende ſich feiner ungenihten Maße und Gewichte 
bediene; 
2) daß er nit wiljentlih Trunkenheit und anderes unordentliches 
Betragen in jeinem Lofal dulde; 
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8) dad: er nicht verbotene Spiele in feinem Lokal geftatte; 
4) daß er nicht wifjentlich geitatte, daß Perjonen von notoriſch uns 
fetlicher Führung: in demſelben ſich verfammeln. 


Art, 13, 


Kleinhandel mit Getränken darf nur vom dem mit pelizeilicher Erlaub» 
niß verjehenen Schanfe und Gaſtwirthen betrieben werben. 

Denjenigen anderw Gewerbetreibenden, melden gegemmwärtig eine Erlaub— 
ni zu dielem Handel ertheilt iſt, ſoll dieſelbe nad; Ablauf der in den Er» 
laubnißſchein ertheilten Friſt wicht verlängert werden. 

Als Kleinhandel mit Getränfen iſt zu betradhten der Verkhuf von Ges 
tränfen in unverfiegelten Flaſchen, Krügen u. j. w., oder in Gebinden von 
weniger als einem halben Anker Inhalt. 


Art. 14, 


Die über den Kleinhbandel mit Getränfen und den Betrieb der Gajt» 
und Schanlkwirthſchaft unterm 7. Kebruar 1835 (Gele Sammlung Seite 181.) 
und 21. Juni 1844 (Geieg-Sammlung Seite 214.) ergangenen Beitimamıns 
gen find aufgehoben. 


Art, 15, 


Zum Gewerbebetrieb im Umberzieben ift eine befondere Erlaubniß der 
betreffenden Regierung erforderlich, welche nur zu ertheifen ift, wenn 

a) ein. Bedürfniß nady den in den: Regulativen vom 28, April 1824 
(Geſetz Eammlung: Seite 125.) und 31. Dezember. 1836 (Gejep- 
Sammlung. 1837, Seite 18,) gegebenen Vorſchriften anzuerfen 
nen ift; 

b) der Nachſuchende von gutem Ruf und unbeicholtenen Sitten ift; 

c) nicht mit einer auffallenden und efelbaften Kraufheit oder einem 
dergleichen. Gebrechen behaftet iſt und 

d), ein Lebensalter von 30 Jahren vollendet hat. 

Ausnahmen von: dem Erforderniö ad d) find in dem $ 11. unter 5i 
bed Regulativs vom 28. Avril 1824 vorgejehenen Kalle zuläjfig. Im Mebris 
gen. tritt. die vorftehende Beitimmung an Stelle des 8. 11. des Regulativs 
vom.28. April 1824. Die anderweitigen Beftinnmungen dieſes Regulativs jo wie 
des Wegulatios vom 31, Dezember 1836, insbelondere die über die Notbs 
wendigfeit und die Bedingungen der Ertheilung eines Gewerbeſcheines bleiben 
in Kraft. Es joll aber in dem Gewerbeſcheine, jofern er für den eigentlichen 
Haufirhandel ausgeftellt wird, ausgeſprochen werden, daß berielbe nur unter 
der Borausjegung ertheilt werde, 

1) daf ter Inhaber fih in feiner Weife der Unterftügung oder Ber« 
dunklung vom Bergeben und Berbredhen ſchuldig made, das er 

2): fich. feiner ungeaichten Maße und Gewichte bebiene, 

8) daß er feine Waaren, als auf welche der Scheim lautet, verfüufe, 
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4) daß er fi mwiffentlih in feinen Verkehr mit Schmugglern 
einlaffe, 

5) daß er feine Duadfalberei treibe und feine Geheimmittel verbreite, 

unb es foll 

die Erneuerung bed Gewerbefcheins nur verjagt werben, wenn eins 
ber nad Alinea 1. dieſes Artifeld unter a. b. c. zum Beginn bes 
Gewerbebetriebes vorgeichriebenen Erforbernifje nicht mehr vorhan⸗ 
ben ift, oder ber Gewerbtreibende den in bem Gewerbeſcheine aus- 
geiprodhenen Vorausſetzungen nicht entſprochen hat. 

Wird die Ertheilung oder Erneuerung bes Gewerbeſcheins verjagt, fo 
fteht dem Gewerbtreibenden die Berufung auf den Rechtöweg offen und fin 
ben bierbei die in ben Art. 29—31. biejes Gefepes enthaltenen Vorſchrif⸗ 
ten Anwendung. 


Art. 16. 


Außer den Fällen der Art. 8,, 10,, 11. und 15. ift eine bejonbere Ge⸗ 
nehmigung von Seiten ber Staats» Behörde nad) Maßgabe der in ben 
Artileln 17— 23. getroffenen Beftimmungen erforberlih, wo es ſich ent« 
weber um gewerbliche Anlagen handelt, melde durch die örtliche Lage ober 
die Beichaffenheit der Betriebsftätte für die Befiper oder Bewohner der be- 
nachbarten Grundftüde, oder für das Publikum überhaupt erheblihe Nadı- 
theile, Gefahren oder Beläftigungen herbei führen können, oder um den Bes 
ginn folder Gewerbe, bei welchen durch ungeſchickten Betrieb das Gemeinwohl 
gefährdet werben kann. 


Art. 17. 


Bur Errihtung von Gasbereitungs und Gasbewahr-Anftalten, Schiefpuls 
erfabrifen, Anlagen zu Feuerwerfen und Bereitung von Zündftoffen aller Art, 
Dampfmaihinen, Dampfleſſeln, Dampfentwidlern, ſowie zu chemiſchen Fabri- 
fen aller Art, ift, unter Beifügung der zur Erläuterung erforderlichen Zeichnungen 
und Beichreibungen, die Genehmigung ber Bezirks-Regierung nachzuſuchen. 

Die Regierung hat, nad vernommenen Gutachten der betreffenden Kom- 
munal» und Lofal-Polizeibehörbe, nad den beftehenden feuer«, bau- und ge 
fun’ heits-polizeilihen Vorſchriften, jo wie mit Rüdfiht auf die Erheblichleit 
der für die Nachbarn und das Publifum überhaupt aus ber Anlage zu be» 
forgenden Nachtheile und Beläftigungen das Geſuch zu prüfen und in einem 
dem Antragfteller zu ertheilenden Beſcheide entweder die Bedingungen aus« 
zuiprechen, unter welchen bie Genehmigung ertheilt werde, oder dieſe Geneh- 
migung unbedingt zu ertheilen oder unbedingt zu verjagen, 


Art. 18. 


Wenn zur Anlage von Spiegelfabrifen, Porzellan-, Fayence - und Thon» 
geihirr-Manufalturen, Glas» und Rußhütten, Zuderfiebereien, Malzdarren, 
Kalfe, Ziegel» und Gypsöfen, Schmelzhütten, Hochöfen, Metallgießereien, Ham 
merwerfen, Schnellbleihen, Firnipfiebereien, Cichorien-, Stärke, Wahstud- 


und Darmfaitenfabrifen, Leim⸗, Thran⸗, Seifen und Flußſiedereien, Knochen⸗ 
brennereien, Knochen- und Wachsbleichen, Talgſchmelzen, Schlahtbäufern, Abs 
deckereien, Poudretten- und Düngpulverfabrifen, ingleihen zu Anlagen Behufs 
Bereitung von Steinfoblentheer und Koals-, weldhe außerhalb ‚Der Gewins 
nungsorte des Materials errichtet werden, endlich zur Anlage von Schwimms 
und Bade-Anſtalten nad den viejerhalb beftebenden Borichriften die baupo— 
lizeilihe Genehmigung nachgeſucht wird, bat die zur Ertheilung Dieier Ges 
nebmigung kompetente Behörde die beabfichtigte Anlage auch mit Rüdficht 
auf die gefundbeitepolizeilichen Rorichriften und die für die Nachbarn und das 
Publitun zu beiorgenden Beläftiaungen zu prüfen und danach den Antrag« 
fteller in äbnlicer Weiſe zu beicheiden, wie dies bei den im Art. 17. bezeich» 
neten Anlagen von der Bezirkäs Regierung geſchieht. 


Art. 19. 


Die nah Art. 17. und 18. zu einer neuen gewerblichen Anlage er» 
theilte polizeiliche Genehmigung bleibt jo lange in Kraft, als feine Verindes 
zung in der Lage oder Beichaffenheit der Berriebsftätte vorgenommen wird, 
und bedarf unter diefer Vorausſetzung aud dann, wenn die Anlage auf einen 
neuen Erwerber übergeht, einer Erneuerung nicht. 

Sobald aber eine Veränderung der Betriebsftitte vorgenommen werden 
foll, muß die Genehmigung von Neuem nachgeſucht werden. 


Art. 20. 


Berriebsftätten folder Gewerbe, deren Ausübung mit ungewöhnlichen 
Geräuſch verbunden, find, injofern jur Anlage derfelben nicht ion mad den 
Vorſchtiften der Art. 17. und 18, eine bejondere Genehmigung eingebolt wor» 
den ift, der Polizei-Obrigkeit anzuzeigen. Dieje bat, wenn in der Nibe de 
gewählten Berriebsftätte Kirchen, Schulen, Krankenhäuſer oder andere öffent: 
lihe Gebäude vorhanden find, deren beftimmungsmäßige Benutzung durd den 
Gewerbebetrieb auf dieſer Stelle eine erhebliche Störung eder Beläftigung er— 
leiden würde, die Entſcheidung der Regierung darüber einzubolen, ob die Auss 
übung des Gewerbes an der gewählten Oetriebeflätte zu unterjagen oder nur 
unter Bedingungen zu gejtatten jet. 


Art. 21. 


Niemand darf als Arzt, Wundarzt, Augenarzt, Zabnarzt, Geburtebelfer 
praftiziren, der dazu nicht von dem Minifterium der MedizinalsAngelezenbeis 
ten approbitt ift. 

Auh das Gewerbe als Apothefer darf ohne eine ſolche Apprebatien nicht 
betrieben werden und muß vor dem Beginn beffelben, ſofern der Avotbefer 
fih nit im Befig eines Neal-Privilegiums befindet, Die Genehmigung des 
DbersPräfidenten eingeholt werden, in welder der Ort und das Grundſtück, 
wo das Gewerbe betrieben werden ſoll, bejtimmt jein muß. 

Hebeammen bedürfen zur Ausübung ihres Gewerbes eines Berähigungs- 
Zeugnifjes der Regierung. 
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Privat Kranken» und Privat-Irren-Anftalten Dürfen ohne Genehmigung des 
Minifteriums der Medizinal- Angelegenheiten nicht angelegt werben. 


Art. 22. 


Seeſchiffer und Seefteuerleute, Vorfteher öffentlider Fähren (Bährmeifter), 
Maurer, Steinhauer, Schiefer- und Ziegeldeder, Haus und Schiffs-Zimmer- 
leute, Mühlen» und Brunnen-Baumeilter, Schornfteinfeger, Perjonen, welde 
mit Aufftellen von Bligableitern ſich beihäftigen, ingleichen jolde, welde 
Beuerwerfe zum Berfauf bereiten, oder gegen Entgelt abbrennen, Kaftrirer 
und Abdeder müfjen fi über den Befig der erforderlichen Kenntniſſe und 
Fertigkeiten dur ein Befähigungszeugniß der Regierung ausweijen. 

Soweit in Betreff der Schiffer und Lootſen auf Strömen in Folge von 
Staatsverträgen bejondere Anordnungen getroffen find, behält es dabei fein 
Bewenden. 


Art. 23, 


Schauſpiel-Unternehmer bedürfen einer bejonderen Erlaubniß des Ober: 
Präfitenten der Provinz, in welder fie ihre Vorftellungen geben wollen. 


Art. 24. 


Seder Gewerbtreibende fann das Gewerbe durch einen Stellvertreter aus 
üben laffen. Diejer muß jedoch nit nur ben für den jelbititändigen Ge- 
werbebetrieb im Allgemeinen, jondern aud den für das in Rebe ſtehende 
Gewerbe insbefondere vorgejchriebenen Erforderniffen genügen. 


Art. 25. 


Bei Ertbeilung der polizeilichen Genehmigung zn einer gewerblichen An—⸗ 
lage der in Art. 17. und 18. bezeichneten Arten, ingleihen zur Anlegung 
von Apotheken und von Privat-Kranken- und Privat-Irren-Anftalten, ſowie zu 
Schaufpiel-Unternehmungen fann von der genehmigenden Behörde den Um— 
ftänden nad eine Frift feftgefegt werden, binnen welcher die Anlage oder das 
Unternehmen bei Vermeidung des Erlöjchens der Genehmigung begonnen und 
ausgeführt, und der Gewerbebetrieb angefangen werben muß. Iſt eine ſolche 
Frift nicht beftimmt, jo erliſcht die ertheilte Genehmigung, wenn ber Inhaber 
nad Empfang derjelben ein ganzes Jahr verftreihen läßt, ohne davon Ges 
braud zu maden. 

Eine Verlängerung ber Frift fann von der Behörde bemilligt werben, 
jebald erheblihe Gründe nicht entgegen ftehen. 


Art. 26, 


Hat der Inhaber einer folhen Genehmigung (Art. 17. und 18.) feinen 
Gewerbebetrieb während eines Zeitraumes von drei Jahren eingeftellt, fo er- 
liſcht dieſelbe. 
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Art. 27, 


Um die Beobachtung ber für den Beginn des Gewerbes ertheilten Vor— 
ſchriften, jowie die Erhebung der Grwerbefteuer fiher zu ftelen, ift Jeder, 
ber den felbftftändigen Betrieb eines Gewerbes anfangen oder das bis dahin 
jelbft betrichene Gewerbe durd einen Stellvertreter fortführen lafien will, ver— 
pflitet, davon zuvor der Kommunal-Behörde des Orts Anzeige zu madyen. Die 
Kommunal» Behörde hat dieſe Anzeige, wenn fie nicht zugleich die Polizei— 
Obrigkeit ift, Lepterer mit ihren etwanigen Bemerfungen zuzuſtellen. 


Art. 28, 


Iſt nad dem Ermefjen der Polizei-Obrigkeit einem der für ben Gewerbes 
betrieb im Allgemeinen oter für bas beabfidhtigte Gewerbe insbejontere vor— 
geichriebenen Erferberniffen nicht genügt, fo ift der Beginn ober die Bortiegung 
bed Gewerbebetriebes durch einen mit Gründen verjehenen Beſcheid zu unters 
fagen, fonft aber dem Anmeldenden eine Beſcheinigung über die erfolgte Ans 
meldung zu ertheilen. 


Art. 29, 


Erfolgt die Unteriagung des Gewerbebetriebes, fo fann binnen 14 Tagen 
nad Eröffnung des Beſcheides tie Beſchwerde bei ber Bezirfö-Negierung ein« 
gelegt werben. Wirb von diejer die Unterfagung des Gewerbebetriebes beftätigt, 
fo findet ein weiterer Rekurs im Verwaltungswege nicht ftatt. Dagegen fteht 
es dem Betheiligten frei, binnen vier Wochen nad Empfang des Rekurs— 
Beſcheides die gerichtlihe Unterfuhung und Entiheidung darüber anzurufen, 
ob er zu dem beabfitigten Gewerbebetrieb zuzulafen., 


Art. 80, 


In denjenigen Fällen, in denen es fi um die allgemeinen Erforderniffe 
zum Gewerbebetrieb oder um bie Bebingung bes Art. 7. handelt, 
unterliegt die thatſächliche Frage, auf melde es bei Anwendung 
des Geſetzes ankommt, der freien Prüfung des Gerichtet; 
in den Fällen der Art, 17—20, 
bat das Gericht die von den Verwaltungs» Behörden getreffenen 
Beftimmungen binfichts der gewerbliden Anlage als maßgebend 
für jeine Entjheidung anzuerkennen und nur zu prüfen, ob auf 
Grund derjelben die Unterfagung bes Gewerbebetriebes gerechtfer— 
tigt iſt; 
in den Fällen der Art. 21., 22., 23. und der $$. 51—53. der Allgemeinen 
Gewerbe» Drdnung 
hat das Gericht die Entſcheidung lebiglih ven dem Borhanden- 
jein der erforberlihen Approbationen, Befähigungs-Zeugniſſe und 
Genehmigungs-Urkunden abhängig zu machen; 
in den Fällen der Art. 8., 10., 11. und 15. enblid 
hat das Gericht nad feiner freien aus dem Inbegriff der vor 
ihm erfolgten Verhandlung geidöpften Weberzeugung zu entſchei— 
PL 
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ben, ob der Implorant feiner perfönlihen Dualififation nah zu 
dem Gewerbebetriebeizugulafjen fei. 
Soweit in den Fällen der Art. 11. und 15. die Bedürfnißfrage in Be 
tracht fommt, ift für die gerichtliche Entiheidung der Ausipruh der Verwal- 
tunge-Bebörde maßgebend. 


$. 31. 


Bei der gerichtlichen Erörterung, welche im Bezirk des Rheiniſchen 
Apellbofes zu Köln vor den Zudtpolizeis Gerihten, in den übrigen Theilen 
der Monardie vor den zur Unterfuhung der Vergeben beftimmten Abtheilun« 
gen der Stadt» und NKreis- Gerichte erfolgt, vertritt der Staats« Profurator 
resp. der Polizei-Anwalt die Polizeir-Bebörde. Ihm, jowie dem ISmploran» 
ten, ſteht gegen die Entjheidungen diefer Gerichte nur das Rechtsmittel der 
Kafjation beziehungsweije der Nichtigkeitsbeſchwerde offen. 

Der Implorant ift, wenn es fih um die Anwendung der Art. 8. 10.,11. 
und 15. handelt, in erfter Inftanz unter der Verwarnung, daf bei feinem 
Ausbleiben mit der Nepofition der Aften auf feine Koften verfahren werden 
würde, zum Audienztermin in Perfon vorzuladen, 

Die Koften des Berfahrens fallen dem Imploranten zur Laft, wenn die 
rechräfräftige gerichtliche Entiheidung mit dem von der Polizeis Behörde ge- 
fälten abweilenden Beſcheide übereinftimmt. Andernfalls find diefelben nieder— 
zufchlagen. 


Art. 82, 


Wenn die fernere Benutzung einer gewerblichen Anlage nad) dem Er— 
mefjen der PolizeisBebörde mit überwiegenden Nactbeilen und Gefahren für 
das Gemeinwehl verbunden ift, jo kann dieſelbe bei den im Art. 19. bezeich- 
neten Gerichtäböfen darch den Stants-Profurator, beziebungsweife den Polizeis 
Anwalt, darauf antragen, daß, die fernere Benupung dieſer Anlage unterfagt 
werde, 

Bei dem bierüber einzuleitenden Verfahren fommen die Vorſchriften des 
Art. 31. zur Anwendung, doch ift das perlönliche Erſcheinen des Snterefjenten 
nicht erforberlid und können demjelben niemals die Keſten der erften Inftanz, 
fondern nur Die des etwa von ihm chne Erfolg eingelegten Rechtsmittels zur 
Laſt gelegt werden, 


Art. 33, 


Wird die fernere Benugung der Anlage rechtskräftig unterfagt, fo {ft der 
Befiper nad Mafgabe der über Erpropriationen beftehenden gejeplihen Be 
ftimmungen zu entidädigen. 

Ueber den Betrag der Entihädigung enticheiden im Mangel gütlicher 
Ginigung zwiſchen der Verwaltungsbebörde und dem Interefjenten die Givil- 
Gerichte. 


Art. 34, 


Wenn, obne daß Veranlaffung zu einem im Wege der Auflage zu ftellen- 
den Antrag auf Gntziebung der Befugnif zum jelbitftändigen Gewerbebetrieb 
vorliegt, 
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a) in den Fällen der Art. 21—23., ſowie in den Fällen ber $$. 51— 
53, der Allgemeinen Gewerbeordnung die Nachweiſe, auf Grund 
deren die Approbationen und Genehmigungen ertbeilt find, fid 
ala unrichtig erweiſen, oder 
b) in den Fällen des Art. 8., 10., 11. und 15. aus Handlungen 
oder Unterlaffungen det Gemwerbetreibenden Mar erhellt, daß feine 
Führung den bei Ertbeilung der Erlaubniß gemachten Vorauss 
ſetzungen nicht entipricht, 
ſo iſt die Polizei-Behörde befugt, durch einen mit Gründen verſehenen Beſcheid 
die Fortſetzung des Gewerbebetriebs zu unterſagen. 


Art. 35. 


Gegen dieſen Beſcheid fteht dem Gewerbetreibenden binnen einer Krift 
von 8 Tagen die Beſchreitung des Nechteweges offen. Befindet das Art. 31. 
bezeichnete Gericht, daß Grund zu einem fürmlidhen Strafverfahren vorliegt, 
jo bat es die Sache dem Staats: Anwalt zur Erhebung der Anklage zu über— 
weiſen. 

Iſt die Sache auch nach dem Ermeſſen bes Gerichtes hierzu nicht ange 
than, ſo hat es das Verfahren in der im Art. 31. vorgeſchriebenen Weiſe zu 
eröffnen und, nach Anhörung des Polizei-Anwalts und des Gewerbtreibenden, 
durch ein Erkenntniß, gegen welches nur das Rechtsmittel der Kaſſation, be— 
ziehungsweiſe der Nichtigkeitsbeſchwerde beiden Theilen zuſteht, zu entſcheiden: 
ob der Gewerbebetrieb zu;unterfjagen iſt, oder ob derſelbe fortgeſetzt wer— 
den darf. 

Das Gericht fann bei dringender Gefahr durd einen förmlichen Beſchluß 
entweder jogleich bei Einleitung des Berfahrens, oder im Lauf deſſelben die 
Ausübung des Gewerbes juspendiren. 


Urt. 86, 


Die Vorſchriften der Art. 34. und 35. finden gegenüber ven im $. 1. 
des Geſetzes über die Prefje vom 13. Mai 1851 (Gejep- Sammlung Eeite 173.) 
bezeichneten Gewerbetreibenden feine Anwendung, vielmehr verbleibt es in 
Beziehung auf dieje bei den Beftimmungen bes $. 54. des gedachten Geſetzes 
und der Dazu unter'm ergangenen Deflaration. 


Art. 37. 


In denjenigen ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen, in melden auf Entziehung 
der Befugniß zum felbfiftändigen Gewerbebetriebe erfannt werden fann oder 
muß (vergl. Zit. X. der Allgemeinen Gewerbe Ordnung und 8. 54. des Ges 
ſetzes über die Prefje), Darf Das Gericht bei dringender Gefahr den Gewerbes 
betrieb durch einen fürmliden Beihluß bei Ginleitung des Verfahrens oder 
in Laufe deifelben fuspendiren. 


Art. 38. 


Der $. 75. der Allgemeinen Gewerbe: Ordnung wird dabin deflarirt, daß 
in gleiher Weile wie den Iuländern audy den Angehörigen der zum deutſchen 


Zum Fit. IV. 
Diarltvrrkehr. 
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Bunde gehörigen Länder der Befuh der Meffen, Jahr- und Niehmärkte, fo 
wie der Kauf und Berfauf auf denſelben freiftehen ſoll. 


Art, 39, 
Der $. 79. der Allgemeinen Gewerbe-Orbnung wird aufgehoben. 


Zum Zit, V. Art. 40, 
Zaren, Der $. 89. ber Allgemeinen Gewerbe-Drdnung wird aufgehoben. 
Art. 41. 
Zum Zit. VIE. 


Innungen der Gewerbtrei Von der Berechtigung zur Theilnahme an der Bildung einer Innung 
benden. ſind ausgeſchloſſen diejenigen, 

1) welchen die Ausũbung der bürgerlichen Ehrenrechte unterſagt iſt, 
während der Dauer dieſer Unterſagung, 

2) welde in Unterjuhung wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
fi befinden, 

3) welche, weil fie in Konkurs verfallen find, das Bürgerrecht ver» 
Ioren haben (Städte-Drdnung von 1853 $. 7. Alinea 5.), 

4) welden die Befugniß zum Gewerbebetrieb eine Zeit lang entzos 
gen war; bieje können jebod von ber Kommunal ⸗Behörde zuge 
lafjen werden, wenn fie ſich deſſen dur ihr nachheriges Verhal- 
ten würbig gezeigt haben. 

Die Beftimmungen diefes Artikels treten an die Stelle der im $. 103. 
ber Allgemeinen Gewerbe» Ordnung getroffenen Vorſchriften, welde hierdurch 
aufgehoben werben. 


Art. 42. 


Denjenigen, welche nad ben Beflimmungen bes Art. 38. unter 1., 2. 
und 3. von der Theilnahme an der Bildung einer neuen Innung unbedingt 
ausgeihloffen find, darf auch ber Eintritt im eine bereits gebildete Innung 
nicht geftattet werben, 

In den Fällen des Art, 38, Nr. 4. hat über die Aufnahme in eine bes 
reitd gebildete Innung die Innung ſelbſt zu beſchließen. 

Der $. 107, ber Allgemeinen Gewerbe-Ordnung wird aufgehoben. 


Art. 43. 


Auffichtärecht der Kommur Wenn einem Gewerbetreibenden auf Grund des $. 108. der Allgemeinen 
nal-Bepörbe über die In Gemerbe; Ordnung Behufs der Aufnahme in eine Innung durd den Beſchluß 
a derjelben die Prüfung erlaffen worden ift, fo joll es hierzu der Zuftimmung 

der Prüfungse, beziebentlih der Kommunals- Behörde nit mehr bedürfen. 

Die im $. 112. der Allgemeinen Gewerbe-Orinung angeordnete Beſtä— 
tigung der Innungs»Borfteher dur die Kommunal-Behörde ift ferner nicht 
erforderlich. 

Jeder Innung wird ein Mitglied der Kommunal-Behörde als Beifiger 
zugeordnet, um über die Gejegmäßigfeit der von der Innung gefahten Bes 
ichlüffe zu wachen. Der Beifiger ift von jeder Berathung der Innung rechte 
zeitig in Kenntniß zu fegen und ift befugt, derſelben beizuwohnen. Er barf 
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fein Gewerbe derjenigen Art betreiben, für welde biefe Innung gebils 
bet ift. 
Der $. 113, der Allgemeinen Gewerbe-Orbnung wird aufgehoben. 


Art. 44. 


Das zweite Alinea des $. 115. der Allgemeinen Gemwerbe-Orbnung wird 
aufgehoben. 


Art. 45, 


Die $$. 118. und 119. der Allgemeinen Gewerbe-DOrbnung werben auf: 
gehoben. 


Art. 46. 


Der 8. 120, der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung wird aufgehoben und 
verordnet, daß in die ISnnungsftatuten nur folde Beftimmungen aufgenom« 
men werden bürfen, bie den 88. 101. ff. der Allgemeinen Gewerbe-Orbnung 
nicht widerſprechen. 


Art. 47. 


Innungs-Angelegenbeiten, welche die Intereſſen der Gejellen und Gehül« 
fen berühren, müffen zunörberft durch den Vorftand der Innung gemeinihaft« 
lih mit Vertretern der Gejellen zum Zwecke ber Bermittlung berathen 
werben. 


Art. 48, 


Die Gebühren und Abgaben, welche 
1) bei der Aufnahme neuer Mitglieber in eine Innung von dem 
Aufgenommenen entrichtet werden, bürfen den Sap von 5 Rthlrn. 
nicht überfteigen ; 
2) für die Aufnahme und Entlaffung ber Lehrlinge bewendet es 
bei den Beftimmungen bes $. 159. der Allgemeinen Gewerbes 
Drdnung. 


Art. 49. 


Meder für mittelbare noch für unmittelbare Staats-Beamte dürfen bei den 
im Art. 48. bezeihneten Berbandlungen Gebühren oder Abgaben erhoben 
werden. 


Art. 50, 


Ale Zahlungen und Abgaben, weldhe bisher bei ben im Art. 48. ge 
dachten Beranlaffungen an ben Fisfus, an eine Gemeinde» oder eine Orts 
Armenkaffe zu entrichten waren, werben, foweit beren Aufhebung nicht bereits 
dur den Art. 40. der Berfafjungs-Urfunde erfolgt ift, bierdburd aufgehoben, 
wogegen bie bafür zu gewährenden Gegenleiftungen wegfallen. 

Daffelbe gilt hinfichtlich der in jenen Faͤllen für andere Berechtigte (Kirchen, 
milde Stiftungen u. |. w.) erhobenen Zahlungen und Abgaben. 


Abftufung des Stimmrechts 
in den Innungen. 


Annungen, bei denen eine 
befondere Aufnahme nicht 
erforderlich tft, 


Sunungsjtatuten. 


Sunungsgebühren und Abe 
gaben. 


Zum Tit, VIE. 
Befugniß Tchrlinge zu hal- 
ten, 


Zunungsgericht. 


Zum Zit, VIII. 
Prũfungsweſen. 


Meiiterprüfung. 
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Art. 51, 


Die Statuten der beftehenden Innungen find nad Maßgabe dieſes Ger 
feges zu revidiren und abzuändern. Die residirten Entwürfe müfjen binnen 
drei Monaten den Regierungen, Behufs Beftätigung derjelben, eingereicht 
werden, 


Art. 52, 


Die in den 88. 95., 98., 102., 105. und 121. der Allgemeinen Ges 
werbe- Ordnung vom 17. Januar 1845 den Minifterien vorbehaltenen Befug- 
niſſe in Betreff der Feftitellung, Beltätigung und Abänderung der Innungss 
Statuten, der Errichtung neuer und der Auflöfung beftebender Innungen, were 
den, jo weit es fih nicht um kaufmänniſche Korporationen handelt, den Res 
gierungen übertragen. 


Art. 53. 


Von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, find diejenigen ausgeicdhloffen, 
welchen nach Art. 41. dieſes Geſetzes die Theilnahme an der Bildung einer 
Innung verjagt ift. 

Der $. 127., imgleichen der $. 128. der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung, 
werden aufgehoben. 


Art. 54. 


In den Fällen des $. 129. der Allgemeinen Gewerbe-Drönung und des 
Art. 47. dieſes Geſetzes Darf der Lehrherr auch die bereitd angenommenen 
Lehrlinge nicht weiter behalten, wenn die gejeglichen Vertreter derjelben von 
dem Lehrvertrag zurüctreten. Cine Entihädigung für die Aufhebung diejes 
Vertrages darf in diefem Kalle nicht gefordert werden, 

Der $. 130, der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung wird aufgehoben. 


Art. 55. 


In denjenigen Fällen, in welchen nah 8. 137, Nr. 2, der Allgemeinen 
Gewerbe-Drdnung die Streitigkeiten der jelbitftändigen Gewerbetreibenden mit 
ihren Gelellen, Gebülfen oder Lehrlingen von der Ortspolizei-Behörde ent» 
ſchieden werden, ſoll an die Stelle der lepteren in den Städten die Kommu— 
nal-Bebörde treten. 


Art. 56. 


Der Tit. VIIL. der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung wird aufgehoben. An 
die Stelle defjelben treten die nachfolgenden Beftimmungen. 


Art. 57. 


Die in den $$. 108. und 132. der allgemeinen Gewerbe-Dronung angeord» 
neten Prüfungen finden entweder vor der Prüfungs» Kommijfion der Innung 
oder vor der Kreis-Prüfungskommiſſion ftatt. 
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Art. 58, 


Die Meifter- Prüfungen werden bei jeder Innung durch eine Kommilfion 
bewirft, die aus einem Mitgliede der Kommunals Behörde als Verſitzenden 
und mindeftens zwei von der Innung gewählten Meiftern gebildet wird. Das 
Nähere über die Zuſammenſetzung und die Erneuerung diefer Kommilfion be» 
ftimmt das Innungs-Statut. 


Art. 59, 


Für jedes Handwerk find von der Regierung in den einzelnen Kreifen 
nah Maßgabe der örtlihen und gewerblichen Verhältniffe eine ober mehrere 
Kreis-Prüfungslommilfionen einzufepen. Jede derjelben wird unter dem Bor« 
fip eines von der Regierung ernannten Kommiflarius aus mindeſtens zwei 
Meiftern gebildet. Zu diefem Behufe wählen alljährlih im jeder Stadt bes 
Prüfungsbezirfes die Meifter des Handwerls, fie mögen einer Innung anges 
hören oder nicht, zwei bis vier Meiſter, unter welchen der VBorfigende in jedem 
einzelnen Falle die bei der Prüfung zuzuziehenden Mitglieder der Kommilfion 
ausmwählt. 


Art. 60. 


Gewerbetreibende, welche einer Innung nicht beitreten wollen, können die 
Prüfung bei der Kreis-Prüfungstommilftion ablegen. 


Art. 61. 


Wer von der Prüfungs-Kommilfion einer Innung als unbefähigt zurüd- 
gewiejen ift, kann biergegen den Rekurs an bie Kreis» Prüfungsfommilfton 
befjelben Handwerks einlegen. Diejer Rekurs muß vierzehn Tage nad dem 
Tage ber Zuftellung des zurückweiſenden Beſcheides bei der Kommiſſion, welde 
ſolchen erlaffen bat, angemeldet werben. 


Art. 62, 


Gegen die Entiheidung der Kreid-Prüfungslommiffion ift der Relurs an 
eine benachbarte Kreis-Prüfungstommilfion zuläffig, deren Wahl dem Rekurs 
renten freifteht. Der Rekurs ift binnen vierzehn Tagen bei der Kommilfion, 
vor welder die Prüfung ftattgefunden hat, anzumelden, 


Urt. 63, 


Der den Rekurs nicht rechtzeitig angemeldet bat, darf erft nach ſechs 
Monaten zur Ablegung einer neuen Prüfung zugelaffen werben, 

Sowohl bei der Erledigung des Nefurfes, wie bei der jpäteren Wieder- 
bolung der Prüfung ift, wenn der Geprüfte nur in einem heile der Prü- 
fung nicht beftanden hat, die neue Prüfung auf diefen Theil zu beichränfen. 


Art. 64, 


Der zu Prüfende muß durd Löjung von Aufgaben darthun, daß er be 
fähigt fei, die gewöhnlichen Arbeiten feines Gewerbes ſelbſtſtändig auszuführen. 
3 


Gefellenpräfung. 


% 


Zum Tit. IX. 
DOrtöftatuten. 
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Auf eine beftimmte Art und Weile, wie der zu Prüfende die nöthigen Kennt» 
niffe und Fertigfeiten erworben babe, fommt es bierbei nicht an; jedoeh kann 
ein Nachweis darüber verlangt werden, dan derjelbe jhon ein Jahr lang in 
dem Gewerbe beſchäftigt gewefen jei.” 

In Anſehung der bei der Prüfung zu ftellenden Aufgaben bleibt deu 
Regierungen die Ertbeilung näherer Anweijungen vorbehalten. 


Art. 65. 


Iſt der Geprüfte befähigt gefunden worden, jo wird demielben darüber 
von derjenigen Prüfungs-Kommiſſion, ver welher er jeine Prüfung beftanden 
bat, ein Zeugniß ertheilt, 

Dieſes Zeugniß gilt als Nahweis der Befähigung ſowohl für die Auf 
nahme in eine Innung als für die Annahme von Lehrlingen. 

Eine Wiederholung der Prüfung kann von demjenigen, welder ein jol- 
ches Zeugniß befipt, auch bei Veränderung jeines Wohnorts nicht verlangt 
werben. 


Art. 66. 


Für die Prüfung it eine beftimmte Gebühr an die Kalle der Prüfungs« 
Behörde zu entrichten; außerdem hat der zu Prüfende weiter feine Koften zu 


tragen, als den Aufwand, welder durch bie aufgegebenen Arbeiten nothwendig 
entftebt. 


Art. 67, 


Nah vellftändiger Erfüllung des Lehrvertrages (88. 149. ff. der Allge- 
meinen Gewerbe» Ordnung) fann der Lehrling darauf antragen, dab er über 
bie einem Gejellen nöthigen Kenntuiffe und Fertigkeiten geprüft und förmlich 
entlafjen werbe. 

Die Prüfung und Entlafjung des Lebrlings erfolgt, wenn derſelbe bei 
bem Genofjen einer Innung gelernt bat, durch die Prüfungs-Kommilfion der 
Innung. 

Hat der Lehrling bei einem der Iunung nicht angehörigen Gewerbetreis 
benden in Lehre geftanden, fo erfolgt die Prüfung und Entlaffung beffelben 
vor der Kreis-Brüfungsfommilfion. 

Im Uebrigen sollen tie in den Artikeln 57. bis 66. in Betreff ber 
Meifter- Prüfungen verordneten Beſtimmungen auch auf die Gejellen- Prüfungen 
Anwendung finden. 

Der $. 157. der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung wird aufgehoben, 


Art. 68, 


Der Tit. IX. der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung wird aufgeboben. An 
die Stelle defielben treten Die nachfolgenden Beſtimmungen. 


Art, 69, 


Die Vorſchriften der 88. 104., 144. und 145. der Allgemeinen Gewerbe: 
Ordnung in Betreff der Kranken, Sterbes, Hülfs- und Sparkaſſen der In» 
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nungsgenoffen, jowie ter zur gegenjeitigen Unterftügung beftimmten Kafjen 
ber Gejellen, Gehülfen und Fabrifarbeiter fönnen nad Maßgabe der Art. 70, 
bis 75. biejes Geſetzee durch Orts-Statuten abgeändert werben. 

Orte-Statuten werden auf Grund eines durd die Minifterien zu gench» 
migenden Gemeindebeſchluſſes abgefagt. Es müſſen jedoch zuvor die betheis 
ligten Borfteber und Vertreter der erwähnten gewerblichen Unterftügungstaffen 
mit ihren Erklärungen gebört werben. 


Art. 70, 


Durd Drts: Statuten fann für Alle, welde im Gemeinde-Bezirfe ein 
Gewerbe jelbftftändig ketreiben, für welches dort eine Junung befteht, mit 
Zuftimmung der Junung die Verpflichtung fepgeiept werden, den Kranfens, 
Sterber und Hülfefaffen der Innungsgenofjen, imgleihen den Wittwen- und 
BWaijen-Unterftügungsfafjen derjelben beizutreten. 

Ju jolden Fällen darf binfichtlid der Beiträge und jonftigen Leitungen 
zu ben erwähnten Kaffen und der daraus zu gemährenden Unterftügungen 
zwiſchen den Innungsgenoffen oder ihren Angebörigen und andern Betbeilig- 
ten fein Unterjchied ftattfinden. 

Yud muß den nicht zu Ten Innungen gehörigen Betheiligten, durch 
ftatutarifche Anordnungen für die einzelnen Kafjenverbände, eine den VBerhält: 
niffen entſprechende Theilnabme an der Kalfen-Verwaltung und an den Ber 
ratbungen über die gemeiniamen Kaffen: Angelegenheiten gefihert, und in 
gleicher Art wie den Innungsgenoflen Gelegenheit gegeben werden, von ben 
Ergebnifjen der Kafjen- Verwaltung Keuntniß zu nehmen. 

Auch da, wo jelbitftindige Gewerbetreibende, für deren Gewerbe am Ort 
eine Innung nicht befteht, zur Biltung der erwähnten Kaſſen zufammenge- 
treten find, fünnen mit Zuftimmung der Vertreter der betreffenden Kafjen Alle, 
welde in dem GemeinbesBezirk gleihe oder verwandte Gewerbe jelbitftändig 
betreiben, durch Orts-Statuten verpflichtet werben, dieſer Kafje beizutreten. 


Art. 71. 


Durch Drts-Statuten kann fir alle an dem Drte bejchäftigte Geiellen und 
Gehülfen die Verpflichtung feitgeiegt werden, den im 8. 144. der Allgemeinen 
Gewerbes Ordnung erwähnten Verbindungen und Kaſſen zur gegenfeitigen 
Unterftügung beizutreten. Es darf jedoch ein Unterſchied zwiſchen ben ®e- 
jellen und Gehülfen der Innungsgenoffen und denjenigen, melde bei andern 
Gewerbetreibenden arbeiten, nicht angeordnet werden, 


Art. 72. 


Durch Orts-Statuten fann für alle, welche am Drte gleiche oder verwandte 
Gewerbe jelbftftändig betreiben, die Verpflichtung feftgelept werben, zu den 
Unterftüpungs-Kaffen der Geſellen und Gebülfen Beiträge aus eignen Mitteln 
zu entridten. 

Als Gejammtbeitrag ber jelbititindigen Gemwerbetreibenden zu den gebadı- 
ten Kaſſen darf ein böherer Betrag als die Hälfte besjenigen, welden bie 
mitbetheiligten Gejellen und Gehülfen entrichten, nicht in Anſpruch genom« 
men werben. 

. 8* 


Ablohnung ber Fabrilar 
beiter in baarem Gelde. 
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Auch kann den ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden durch die Orts ⸗Statuten 
die Verpflichtung auferlegt werden, die Beiträge ihrer Geſellen und Gehülfen 
zu den oben erwähnten Einrichtungen, unter Vorbehalt der Anrechnung auf 
die nächſte Lohnzahlung, vorzuſchießen. 


Art. 73. 


Durch Orts-Statut können die Beſtimmungen des Art. 71. auf alle am 
Orte beſchäftigte Fabrifarbeiter in der Art zur Anwendung gebracht werben, 
daß für diejelben die Verpflichtung feftgefept wird, den örtlichen Unterftügunge« 
Kaſſen der Fabrifarbeiter beizutreten. 

Imgleichen kann durch Orts-Statuten für die Fabrif-Inhaber die Verpflich 
tung feftgejeßt werden, ſich bei den Unterſtützungs-Kaſſen der Fabrifarbeiter 
durd; Beiträge aus eigenen Mitteln bis zur Hälfte des Betrages, den bie bei 
ihnen beſchäftigten Arbeiter aufbringen, zu betheiligen, aud die Beiträge ber 
fegteren, unter Vorbehalt der Anrechnung auf die nächſte Lohnzahlung, vor- 
zuſchießen. 

In den von der Regierung zu genehmigenden Statuten der einzelnen 
Verbindungen und Kaſſen muß den Fabrif-Inhabern eine ihrer Stellung als 
Arbeitsgeber und ber Höhe ihrer Beiträge entſprechende Theilnahme an ber 
Kafjen-Berwaltung eingeräumt werben. 


Art. 74, 


Alle Beiträge der Gejellen, Gehülfen und Fabrifarbeiter zu den in dem 
$. 144. der Gewerbe-Drdnung und in ben Art. 71., 72. und 73. biejes Ges 
jepes erwähnten Kaſſen und Einrichtungen, fowie bie zu denjelben von den 
jelbftftändigen Gewerbetreibenden und von den Fabrik-Inhabern zu leiftenden 
Beiträge und Vorſchüſſe fünnen von den zur Zahlung Verpflichteten durch 
erefutiviihe Beitreibung im Verwaltungswege eingezogen werben. 


Art. 75, 


Bor der Feitftelung aller auf Grund der Art. 71. bis 78, dieſes Ger 
jepes in Orts-Statuten aufzunehmenden Anordnungen, durch welche über die 
den Geſellen, Gehülfen oder Fabrifarbeitern aufzulegenden Verpflichtungen 
Beitimmungen getroffen werden, find Vertreter berjelben mit ihren Bemerkuns 
gen zu hören. 


Art. 76. 


Fabrit-Inhaber, jowie alle Diejenigen, welche mit Ganz» oder Halb- 
Fabrifaten Handel treiben, find verpflichtet, die Arbeiter, welche mit der Ans 
fertigung der Fabrifate für fie beihäftigt find, in baarem Gelde zu bes 
friedigen. 

Sie dürfen denjelben feine Waaren freditiren. 

Dagegen können ben Arbeitern Wohnung, Feuerungsbebarf, Landnutung, 
regelmäßige Belöftigung, Arzneien und ärztliche Hülfe, jomie Werkzeuge und 
Stoffe zu den von ihnen anzufertigenden Fabrifaten unter Anrechnung bei 
ber Lohnzahlung verabreicht werden, 
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Art. 77. 


Die Beftimmungen des Art. 76. finden auch Anwendung auf Familien» 
glieder, Gehülfen, Beauftragte, Geichäftsführer, Faltoren und Aufſeher der 
dort bezeichneten Perjonen, fowie auf Gewerbtreibende, bei beren Geſchäft 
eine der erwähnten Perjonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt ift. 


Art. 78, 


Unter Arbeitern (Art. 76.) werden bier aud diejenigen verftanden, welche 
außerhalb der Fabrifftätten für Kabrif-Inhaber oder für die ihmen gleichge- 
ftellten Perfonen, die zu deren Gewerbebetriebe nöthigen Ganze oder Halb» 
Fabrifate anfertigen, cder jolde an fie abjepen, ohne von dem Verlaufe die» 
jer Waaren an Konjumenten ein Gewerbe zu machen. 


Art. 79. 


Arbeiter, deren Forderungen, den Vorſchriften der Art. 76. bis 78. zus 
wider, anders als durch Baarzablung beridhtigt find, können zu jeder Zeit 
die Bezahlung ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen. 


Art. 80, 


Verträge, welche den Art. 76. bis 78, zumibderlaufen, find nichtig. 

Dafjelbe gilt von Berabredungen zwiſchen Fabrif-Inhabern oder ihnen 
aleichgeftellten Perfonen einerjeits und Arbeitern andererjeits über die Entneh— 
mung ber Bebürfniffe diejer lepteren aus gewiſſen Verfaufsftellen, jowie über» 
haupt über die Verwendung des Berdienftes derjelben zu einem anderen 
Zwed, als zur Betheiligung an Einrichtungen zur Verbefjerung der Lage der 
Arbeiter oder ihrer Familien (Art. 76.). 


Art. 81, 


Forderungen für Waaren, welde ungeachtet des Verbots den Arbeitern 
freditirt worden find, fönnen von Fabrik-Inhabern und von den ihnen gleiche 
geftellten Perfonen weder eingeflagt, noch durch Anrechnung oder ſonſt geltend 
gemacht werben, ohne Unterichied, ob fie zwiſchen den Betbeiligten unmittel» 
bar entjtanden ober mittelbar erworben find. 

Dagegen "fallen dergleichen Forderungen der Kranken, Sterber, Spars 
oder ähnlichen Hülfefaffen zu, welche in der Wohnorts« Gemeinde des bethei« 
ligten Arbeiters für diejenige Klaſſe von Arbeitern beftebt, zu welcher er ger 
bört. Sind mehrere folder Kaffen vorhanden, jo fällt die Forderung allen 
zu gleichen Theilen zu, in Grmangelung derartiger Auftalten ab der Orts— 
Armenfaffe. 


Urt. 82, 


Uebertretungen der Art. 76— 78. werben mit einer Geldbuße bis zu 
fünfhundert Thalern und im Falle des Unvermögens mit verhältnigmäßiger 
Befängnipftrafe beftraft. Im Wieberholungsfalle wird die Strafe verdoppelt 


Strafbeftimmungen. 


Die Geldbußen fließen derjenigen Kaffe zu, welcher die in Art. 81. erwähns 
ten Ferderungen nad den dort ertheilten Vorſchriften zufallen. 

Jede rechtöfräftige Verurtheilung wird auf Koften des Berurtheilten durch 
das Amtsblatt und amdere üffentlide Blätter derjenigen Kreife, in welchen 
derſelbe und der betheiligte Arbeiter ihren Wohnfig haben, befannt gemacht. 


Art. 83, 


Auf die BVerbältniffe ber zur Beihaffung der militairifshen Bebürfniffe 
beftimmten Werfftätten und Fabrifen der Militatr» Berwaltung, ber Arbeiten 
im öffentlichen Anftalten und dir öffentlihen Bauten, mit Einſchluß der 
Feftunge-Bauböfe, finden die Beftimmungen bes gegenwärtigen Geſetzes feine 
Anwendung. 


Motive. 


Das Geſetz über bie polizeilichen Berhältnilie ber Gewerbe vom 7. Septem- 
ber 1811 hatte im $. 5. Seben, der bisher nicht zümftig war, auf Grund 
feines Gemwerbeicheines für befugt erflärt, jedes Gewerbe zu treiben, ohne des⸗ 
halb gendthigt ‚zu fein, irgend einer Zunft beizutreten. Jenes Gejep, ein 
Glied in der Kette der Geiepgebung, welche bie bis dahin latent gemwejenen 
wirthſchaftlichen Kräfte bes Volkes entfefjelte, um bafjelbe für den ihm bevor- 
ſtehenden Kampf gegen die Fremdherrſchaft zu ftärfen, hat mit @inem Schlage 
die der &ewerbefreibeit feindlichen Zuuftvorrechte befeitigt. Gleihwohl hat es 
eine Aufhebung der Zünfte nicht ausgeſprochen; es bat ſogar im $. 30, den 
Fall in Ausfiht genommen, daß es von ber Lanbes-PolizeisBebörde in bejon- 
deren Fällen für nöthig erachtet werben fünne, Gewerbetreibende gewiljer Art 
in eine Korporation zu vereinigen und, erflärt Jeden, jo lange er Died Ge— 
werbe treibt, verpflichtet, eimer ſolchen Korporation beizutreten. Das Geſetz 
von 1811 ignorirt die Züunfte, Die es fortbefteben läßt, ſieht fich aber eben 
dadurch genätbigt, eine Anzahl von Befugniſſen gewerblicher Sefbftverwaltung, 
die bisher den Zünften zuftanden, auf die Polizei zu übertragen. Se z. B. 
fol die Ortspoligei darüber entjcheiden, was ürtlide Gewohnheit in Vezug 
auf das Verhältuiß des Meifters zum Lehrling jei; Lehr und Gejellenbriefe 
jollen nur dann Geltung haben, wenn die Polizei auf benjelben bezeugt, daß 
ihr der Ausfteller als ein unbeiholtener Mann bekannt jei, der das darin bes 
nannte Gewerbe jelbftftändig betreibt, daß er vor ihr Die Richtigkeit des In⸗ 
balts anerfannt babe, auch ihr jelbft das Gegentheil nicht befamnt jei. Nie 
mand ſoll ferner Lehrlinge ober Gehülfen annehmen bürfen, beren Unverdäch- 
tigkeit und Befugniß, ſich dergeſtalt zu verpflichten, nicht nach den allgemei- 
nen Polizei-Geſetzen erwieſen ift. Wenn trop alledem die Gejepgebung von 
1811 die Grumdlage geworben ift, auf welcher der ftolje Bau ber Preußi—⸗ 
ichen Smbuftrie ſich erhoben bat, jo liegt darin ber Beweis, baf vor Allem 
die wirthſchaftliche Befreiung der Nation ein dringend gebotenes Bedürfniß 
war, während fie noch ein gutes Theil polizeiliher Berormundbung ertragen 
konnte, daß es aber einer jpiteren Entwidiung vorbehalten bleiben mußte, 
diefer Bevormundung wieder ein Ziel zu jepen. 

Als die Gejepgebung ein Menichenalter na der Einführung unbebingter 
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Gewerbefreibeit den Erlaß einer Gewerbe-Ordnung für den ganzen Umfang 
ber Monardie in Ausfiht nahm, hatte fie vor Allem auf die thatſächlichen Zu» 
ftände Rüdficht zu nehmen, melde fie vorfand. Im ben ehemals Franzöfi» 
hen Sandestheilen hatten ſich kaum noch Spuren der alten Gewerbe-Berfai: 
jung erhalten, während in der Provinz Sachſen die Zunft-Ordnung, durch 
das landesherrliche Konzelfionirungsredt nur theilweiſe eingeihränft, in voller 
Blüthe ftand. In dem alten Provinzen beftanden neben demTgefteigerten ins 
nungöfreien Gewerbebetrieb die Zünfte als freie Genoffenihaften fort, bier und 
da kümmerlich vegetirend, aber doch durch die Kraft, mit der fie fi allen 
Stürmen gegenüber erhalten und nad und nad in die neuen Lebensbebin« 
gungen gefunden hatten, eine gewilje innere Nothwendigfeit ihres Beltandes 
fundgebend. Diejen thatſächlichen Zuftand, den fie zumal in den 
alten Provinzen vorfand, hat die Gewerbe-Ordnung von 1845 
zum Gejep erhoben. Sie führte die Gewerbefreibeit im ganzen Lande ein 
und wid nur darin von dem Geſetz von 1811 ab, daß fie die noch vorhan- 
denen Zünfte nicht mehr ignorirte, jondern deu Verſuch machte, die beredhtig- 
ten Anſprũche einer Organifation der Arbeit auf dem Gebiete des Handwerks 
mit den Forderungen der Gewerbefreiheit in Einklang zu jepen, Die Wahı- 
nehmung, daß bad Geſetz von 1811 der Polizei einen zu weiten Spielraum 
gelaffen hatte, mußte dazu führen, die ftädtiiche Obrigkeit in ihre alte Stel- 
lung zu den Gewerbetreibenden wieder einzulegen, die Innung jelbit aber, 
wo fie noch beftand oder freiwillig gebildet wurde, durch Verleihung von Kor— 
porationsrechten ftaatlih anzuerkennen, um fie auf Diefem Wege zu einem 
werthoollen Organe gewerblicher Selbftverwaltung zu maden, insbeſondere 
aber, um dem fittlihen Kern jener alten Ordnungen zu erhalten, ohne die 
freie Entfaltung ber Arbeitskraft zu binden. Derartige Innungen, die Nies 
manden zum Beitritt zwingen ($. 94. Alinea 1.), denen ausſchließliche Ges 
werbe-Berechtigungen niemals beigelegt werden dürfen ($. 101.), tbun der Ges 
werbefreiheit nicht allein feinen Eintrag, fie find vielmehr geeignet, das ein« 
zig möglihe Schugmittel gegen die Gefahren derjelben darzubieten und ihre 
Erfolge ficher zu ftellen, indem fie den Gemeinfinn fördern, den zeriplitterten 
Hleineren Gewerbebetrieb auf den Segen der Afjoziation und auf die Pflege 
gewerblicher Geſchicklichkeit hinweiſen. Nicht minder waren es fittliche Zwede, 
deren Förderung den Innungen übertragen wurde, zu welchem Behufe man 
Bedacht nahm, die unehrenhaften Elemente aus der Genoſſenſchaft auszuſchei— 
den. Die Auffiht über das Verhalten und die Foörtſchritte der Lehrlinge, die 
Schlichtung von Streitigkeiten unter den jelbftftändigen Gewerbetreibenden 
jo wie mit ihren Gebülfen und Lehrlingen, die Fürforge für die Wittwen und 
Waiſen der Innungsgenoffen, die Verwalrung der Kranken- und Sterbefaj- 
jen der Meifter und der Gefellen, diefen Junungen vorzugsweiſe zu überlaffen, 
ohne deshalb denjenigen Gewerbetreibenden, die einer folhen Gemeinſchaft ent 
behren zu fönnen meinen, die Woblthaten des Gejepes aufzudrängen — das 
waren die Aufgaben, melde die Gewerbe-Ordnung von 1845 fidh geftellt und 
im Ganzen mit Glüd gelöft hat. In den Motiven zu den einzelnen Pas 
ragraphen werben die Antragiteller Gelegenheit baben, dieſe Behauptung nä- 
ber zu erweijen, aber aud diejenigen Mängel des genannten Gejepes zu bes 
zeichnen, deren Bejeitigung fie vom Standpunft der jeitber gemachten Erfab» 
rungen vorſchlagen zu müfjen glauben. 

Die Gewerbe-Drbnung war erft jeit wenigen Jahren erlaffen, als das 
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Jahr 1848 mit jeiner politiihen und jezinlen Aufregung und den materiellen 
Notbftänden, die es mit fich führte, im gang Deutſchland einen ftürmifchen 
Drang nad veralteten Zunft-Drbnungen bervorrief, von denen man fid die 
Heilung von Gebrechen verſprach, die in ganz andern Zuftänden ihren Grund 
batten. Die unaufhaltſamen Fortſchritte in dem wirtbichaftlihen Gefanmt- 
leben der Nation, die in Folge der vermehrten Kommunifationsmittel, der 
gefteigerten Fabrifthätigfeit und bes durd beide Faktoren gänzlich umgeftal- 
teten Weltmarktes eingetreten waren, übten auch auf das Handwerf, das fi 
den allgemeinen Gejegen des Verkehrs nicht entziehen konnte, einen beſtim— 
menden Einfluß aus. Indem es jedoch jenem Umſchwung einen zähen Wider 
ftand entgegenjegte, mußte es die nachtheiligen Wirkungen deffelben an fi 
erfahren, ohne ſich die Vortheile anzueignen, die ihm daraus hätten erwachien 
fönnen. 

Wäre der GewerbesOrdnung ven 1845 der nöthige Spielraum gegeben 
worden, um ihre Wirfjamfeit zu entfalten, jo würde fih gezeigt haben, daß 
fie den berechtigten Forderungen der Handwerker zu entiprechen wohl geeignet 
fei. Denn indem fie im Sinne ber Gemwerbefreiheit die freie Mitbewerbung 
zwiſchen dem innungsmäßig geftalteten und dem innungefreien Gewerbe zu» 
läßt, hätte fi bald herausstellen müſſen, auf welder Seite für das Gedeihen 
und die Blüthe des Gemwerbeftandes am beiten geiorgt jei. Aber ed wurde 
ibr nicht vergönnt, diefen Beweis zu führen. Die Preußiſche Stants:Regie- 
rung, dem Sturm des Jahres 1848 nachgebend, oftroyirte vielmehr die Vers 
ordnung vom 9. Februar 1849, welde in das Gebiet ber gewerblichen wie 
der perjönlicen Freiheit die empfindlichften Eingriffe machte, während fie den 
Forderungen der lauteften Petenten, die auf Innungszwang und auf vermeint« 
liche materielle Vortheile hinausgingen, die ihnen aus dem Innungsverbande 
erwachſen jollten, gleihwohl nicht gerecht werden konnte. Daß bie Berord« 
nung von 1849 auch einzelne wohlthätige Anordnungen, namentlih in Bezug 
auf das Truckſyſtem der Fabrikherren und die weitere Ausbildung des Kaffen- 
weſens der Arbeiter, getroffen bat, joll an dieſer Stelle nur vorläufig erwähnt 
werben. 

Sn den eilf Jahren, die jeit dem Erlaß der in Rede ftehenden Berord» 
nung verfloffen find, haben die Handwerker Zeit gehabt, ſich über diejelbe ein 
Urtbeil zu bilden. Sie haben nit umbin gekonnt, wahrzunehmen, daß die 
großartige wirtbihaftliche Bewegung, in der wir begriffen find, unbekümmert 
um jene Verordnung ihren Weg gemacht bat und die engherzigen Verbote 
derjelben immer unbaltbarer geworben find, daß aber, wie im Ginzelnen weis 
terhin nachgewiefen werben fol, aud die Vorteile ſich nicht eingeftellt haben, 
auf die man gerechnet hatte. 

Es ift daher dringend geboten, jene Beftimmungen im allfeitigen Inlereſſe 
ber Konfumenten wie der Produzenten endlih durd ein Geſetz zu beieitigen. 
Dieſe Bejeitigung duldet um fo weniger einen Aufjhub, als fi in den letz— 
ten Jahren überall in Deutihland die regfte Thätigfeit auf dem Gebiete der 
gewerblichen Gejepgebung im Geifte der Gewerbefreibeit entfaltet hat und 
Preußen in Gefahr fteht, feinen alten Rubm, an der Spige der gewerblidyen 
Gntwidelung des deutihen Vaterlandes zu ftehen, durch den Vorgang von 
Staaten verdunkelt zu jeben, die ſich eben erft aus den Feſſeln des Zunft 
jwanges mübjam losringen. 

Unter dieien Umftänden ſchlagen die Antragiteller die Aufhebung ver 
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Verordnung von 1849 vor, bleiben jedoeh im Wejentlihen bei der Allgemei— 
nen Gewerbe-Drdnung von 1845 ſtehen, aus der fie gleichfalls die der Ge— 
werbefreibeit widerftrebenden Beſtimmungen eutfernt willen wollen, Wie man 
auch über dieſes Geleg deuten mag, ſe wird man wohl darin übereinftimmen, 
daß ed in Dem gegenwärtigen Stadium der Gejepgebung nicht gerarben sei, 
etwaige neue Grperimente zu machen, welde Das Vorhaudene in Arage ftellen, 
ohne eine Bürgihaft für die Neubildung dauerbafter Zuſtäude zu bieten. 
Neubildungen auf diejem Gebiete fünnen überhaupt wicht durch das Geſetz 
geihaffen werden, fie müfjen aus der eigenen ſchöpferiſchen Kraft der Gewerbes 
treibenden bersorgeben. 

Bei dieſem Anlaß darf nicht unerwähnt bleiben, daß Die in den legten 
Sahren zuiammengetretenen Affeziationen, tie auf geueſſenſchaftliche Selbſt— 
bülfe, jei es für die Beſchaffung von Darleben, für den gemeinjchaftlichen 
Anfauf von Rebmaterialien, von Lebensmitteln u. j. w. gerichter find, zu Den 
beachtengwertbeften Neubildungen im Bereiche des Handwerks gehören. Daß 
ſolche unter den Schug des Vereinsgeieges fallende Geneſſenſchaften Durd den 
Sortbeitand ven freien Innungen micht geführder find, dan fie vielmehr mit 
denjelben Hand in Hand geben können, itebt außer aller Frage. Die der 
fräftigen Gntwidelung dieſer Mjeziationen im Wege ſtebenden Hindernille 
liegen, wie aus dem im Sommer des vorigen Jahres gefaßten Beſchluſſe des 
in Weimar abgebaltenen VBereinstages hervorgeht, in der Schwierigfeit, Die 
Geſellſchaft bei Rechtsgeſchäften und Prozefjen zu legitimiren und fonnten das 
ber Seitens der Antragfteller bei ihrer gegenwärtigen Vorlage feine Berück— 
fichtigung finden, 

Die Allgemeine Gewerbe-Drdnung von 1845 enthält aber, abgejeben von 
der Frage der gewerblichen Organijation, aud eine Anzahl son Beſtimmun— 
gen, z. B. in Bezug auf das Konzeſſionsweſen, die fi insbeiondere durch 
tie Erfahrungen des abgelaufenen Jahrzehnts als unverträglib mit den 
Srundbedingungen des Nechtäftantes erwiejen haben, deſſen Ausbau und Aus— 
bildung in politiſcher Beziehung eine ebenſo gebieteriiche Forderung der Ges 
genwart geworden ift, als die Herſtellung ver Gewerbefreibeit in wirthſchaft— 
licher. Dieje Beftimmungen durch Anordnungen zu erjegen, die mit unfern 
verfaffungsmäßigen Zuftinden übereinftimmea, it Daber nicht minder Die Auf— 
gabe des von den Antragftellern vorgelegten GeſetzeEutwurfes. 

Derjelbe bilder unter Aufhebung der Berorduung vom 9. Februar 1849, 
jo wie der Gejege vom 5. Juni 1852, vom 3. April 1854 und 15. Mai 1854 
eine Novelle zur Allgemeinen Gewerbe-Drönung vom 17. Januar 1845, in 
welde jowohl einzelne beibebaltene Beftimmungen der erftgenannten, als bie 
abgeinderten des letztgenannten Geſetzes Aufnahme gefunden baben. 


Zum Art. 1, 


Indem bier vorläufig bemerft wird, daß der Juhalt der 88. 37 — 43. 
46., 50-63. und 75. der Verordnung vom 9. Februar 1849 entweder würt- 
lih oder in abgeänderter Faljung in den Entwurf aufgenemmen it, was au 
den betreffenden Stellen näber erläutert werden wird, falten vie Antraglteller 
die Motive, welche die Aufbebung der jonftigen Beltimmungen jenes Gelepes 
rechtfertigen, nachſtehend zuſammen. 


27 


st. 1-22. Die Begründung von gewerblihen Organen, Die eine 
Zwiſchen-Inftanz zwiſchen den Handwerkern und den Auffidytäbebörden bilden 
joflten, war einer der Pieblingswünjde des Iahres 1848. Die Verordnung 
son 1849 bat einen Gewerberatb geſchaffen, der ($. 2.) die allgemeinen Intere 
eſſen des Handwerker und Rabrifbetriebes in feinem Bezirfe wahrzunehmen 
und Die zur Förderung Defielben geeigneten Ginrihtungen zu berathen und 
anzuregen bat. Dbgleid der, Hantwerferftand den Gewerberatb urſprünglich 
fir ſich allein beantragt batte, debnt ihn das Geſetz auch auf den Fabrikbetrieb 
aus und ziebr überdies im $. 3., im Widerſpruch mit dem $. 2., auch den 
Handelsſtand zur Mitberbeiligung beran, indem es anerdnet, daß ber Gewerbe» 
rıtb aus drei Abtbeilungen, der Handwerker, der Fabrik- nnd der Handels» 
Abtbeilung, beſtehen fell. Man bätte num meinen follen, daß eine jo weit- 
areifende Organiſatien Dazu beftimmt geweien fei, die bereits beſtehenden ge 
werblichen Organe, inebeſendere die Handelsfannmern, zu abjorbiren. Dies 
war aber nicht der Kal, Es ſcheint vielmehr, daß man von einem lediglich 
aus Handwerkern beftebenden Gewerberath Uebergriffe in das wirtbichaftliche 
Verfehrsleben, befürchtete, Die man glei im Entſtehen dadurch paralpfiren 
wollte, daß man den Handwerkern Rabrifanten umd Kaufleute zur Seite 
itellte. Die letteren find Daber in der durch das Gefep angeordneten Miſchung 
eben nur die beſchwichtigenden, aufbaltenden, im Nothfalle widerftrebenben 
Elemente, ohne daß fie an den Gez⸗nſtänden der gewerberäthlichen Beratung ein 
nabes Intereſſe bätten. Denn dieſe ibre eigentlichen und wirllichen Interefien 
ind ja in den Handels- und Gewerbefammern vertreten, zu denen der neue 
Gewerberath von vornberein in eine ſchiefe un? unflare Stellung treten 
mußte, Daß unter Dielen Umſtänden die Betheiligung der Kaufleute und 
Aabrifanten an den Wahlen zum Gewerberatb, wie ſpäterhin an den Arbeiten 
deſſelben, eine äußerſt geringfügige geweſen ift, wird Nienanden Wunder neb- 
men, nicht minder, daß der im Anfange große Eifer der Handwerfer in dem 
Maße erfaltete, als die Erfahrung fie lehrte, daß die Förderung der Inter 
ejjen, Die fie ven der Errichtung des Gewerberathes erwartet hatten, durch 
denielben in feiner Weite begänftigt werde. 

Es muß überbaupt als einer der Hauptmängel der Verordnung von 
1849 bezeidinet werden, daß Fe in perenttoriſcher Meile in die gegebenen Zus 
jtände bineintrat, ohne die Mempetenz des von ihr geſchaffenen Gewerberaths 
geſeßlich abzugrenzen oder ibre neuen, in altbewährte Prinzipien tief einfchneis 
denden Beſtimmungen mit der bieberigen Gejepagebung in Einflang zu jepen. 
So ermuchien Dem Gewerberath aud daraus an vielen Orten bie erbeblichiten 
Schwierigleiten, daß feine Stellung zum Magiftrat, der nralten Gewerbes 
Dprigfeit, nicht geerdnet war. Die witrigften Streitigfeiten über Neben 
oder Unterordnung nabmen in den erften Jahren nad Erlaß der Verordnung 
son 1849 dat Intereſſe der Handwerker wie der Magiftrate mehr ale billig 
ia Anſpruch. Dir Sieg verblich den fegteren, und der Gewerberath ift eben 
nur eine neue Unterbebörde des Mayiitrats gewerden, die, ſtatt mitten im 
Yeben zu fteben, nur Das immer bedenfliher anwachſende Schreibwerk ver» 
mebrt, 

Faſt überall, ws ein Gewerberatb errichtet war, iſt derielbe wieder ein« 
gegangen, und es empfieblt fich, ibn auch da aufzuheben, wo er fi noch er» 
balten bat. Dies auch dDesbalb, weil ibm durch die 88. 26. 27., 28., 29., 
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30,, 47. und 67. Befugniffe zugemwiejen werben, die mit der Gewerbefreibeit 
wie mit ber Areizügigfeit unverträglic find. 

Ob und unter welden $ermen der uriprüngliche Gedanfe des Gewerbes 
raths fich verwirklichen laffe, ijt eine Frage, die zunächſt der Handwerkerſtand 
jelbft durch zweckmäßige Benupung des Bereinsrehts zu beantworten haben 
wird; wie weit er Dabei durch partifulare gejeglihe Beftimmungen zu unters 
fügen fein wird, muß die Zufunft lehren. 

$. 23. Diefer Paragraph ift die Wurzel der Berordnung von 1849 
und fteht mit den im Obigen entwidelten Grundprinzipien der Allgemeinen 
Gewerbe » Ordnung in Widerſpruch. Während die legtere nadı den Beftims 
mungen bes Tit. VI. nur für den Eintritt in bie Innung ($. 108.) 
und die Befugniß, Lehrlinge zu halten ($. 131.), eine Prüfung verlangt, 
tbut der $. 23. den verhingnißvollen Schritt, den jelbftftändigen 
Gewerbebetrieb, alje die freie Mitbewerbung von einem vor« 
gängigen Nachweis der Befähigung abhängig zu maden. Das 
faufende YPublifum nimmt aber feine Notiz davon, ch der Werfäufer 
die Prüfung betanden babe oder nit, es kauft jeine Waare da, wo fie ihm 
am preiswürdigften erſcheint und enticheidet in letzter Inftanz über die Käbig- 
feit des Gewerbetreibenden. Diejer Grund ift für den Wegfall des $. 23. 
entſcheidend. Die ſchädlichſte Konjequenz defjelben iſt im $. 28. hervorgetre— 
ten, Dieſen nothwendigen Zujammenbang hat der Regierungs- Kommifjarius 
bei der nachträglichen Berathung der oftroyirten Verordnung von 1849 in 
der Zweiten Kammer zugegeben. In der 3öften Sigung vom 18. Dftober 
1849 (Stenograpbiiche Berhandlungen Seite 755.) äußerte ſich derjelbe dahin: 

Wenn man einmal die Prüfung für jeden Handwerker vorjchreibt, 
jo muß man aud) eine Trennung der Arbeitsbefugniffe annehmen 
und überall durdführen, jonft fommt man dahin, dab Jemand 
fi) der Prüfung in einem leichteren Gewerbe unterwirft und dann 
ein anderes Gewerbe, für welches er die Prüfung nicht beftehen 
würde, betreibt. Man muß daher den Grundjag fefthalten, daß 
jedes Handwerk einen beflimmten Geſchäftskreis bat, in welchen 
von denjenigen, die zu dem Betriebe des Handwerks nicht bes 
fübigt find, nicht eingegriffen werden darf. 

Das Gejep über die polizeilihen Berhältnilfe der Gewerbe vom 7. Sep» 
tember 1811 beftimmt im $. 57., daß die Gewerbsberechtigung eines Jeden 
fortan nach dem Inhalte jeined Gewerbeſcheines zu beurtheilen jei, will aber 
die Gewerbejcheine auf Arbeiten gemwifjer Art ($. 65.) möglichft allgemein 
ausgeftellt und alle Fleinlihen Gewerbsunterſchiede vermicden willen, Es ftelt 
daher in den $$. 66— 78. die Gewerbe in großen Gruppen zulammen, Einen 
ähnlichen Weg baben neuere deutihe Gejepgebungen, z. B. die Württenbers 
giſche, mit der Zufammenlegung der Gewerbe eingejhlagen., Derartige Erperi» 
mente werden aber immer mißglüden, wenn man ji ängitlid) an die bergebrady» 
ten Abgrenzungen halten zu müfjen glaubt, und fie find überflüjfig, wenn die 
Gruppirung jo weit greift, Daß fie überall Diejenigen Gewerbe umfaßt, die nach dem 
heutigen Standpunft der Technik nicht mehr abgejondert betrieben werden 
fünnen. Daß übrigens dieſe Gruppirung je nach dem Fertichritt der Technik 
und dem lebendigen Bedürfniß des Verlehrs beftindigem Wechſel unterworfen 
ift, beweiſt nicht allein das Ueberflüjfige, jondern auch das Unmögliche einer 
Abgrenzung der gewerblichen Gebiete durch die Gejepgebung. 
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Die Verordnung von 1849 hat eine ſolche dem Gedächtniß bes lebenden 
Geſchlechts bereits gänzlich entfrem:ete Abgrenzung geſetzlich wieder zugelaffen, 
ohne für die praktiſche Ausführung berjelben den geringften Fingerzeig zu ge 
ben. Für die Ausführung ift vielmehr tem Gewerberath, dem bei ben 
nnmejentlichften Beftimmungen mur eine berathende Stimme zufteht, die Ent» 
ſcheidung überfaffen worden, bei welder er die von den Regierungen und 
dem Minifterium bes Handels getroffenen Anordnungen lediglih zu berüd» 
jihtigen bat. Dieſe improvifirte gefepliche Vorichrift, die mehr ein vergeb- 
licher Berfub, ein Gejep zu machen, als im wahren Sinne des Worts ein 
Geſetz zu nennen ift, bat denn aud ihre Ichlimmen Folgen gehabt. Nicht 
als ob das Preußiſche Volf, das in und mit der Gewerbefreiheit groß gewor- 
den ift, der Früchte derielben verluftig gegangen wäre; aber wir haben es doch 
erleben müſſen, daß die Gewerberäthe Entiheidungen über Fragen getroffen 
baben, die für uns längit in das Gebiet des Luftipield verwielen waren und 
die Vorihriften der $$. 23. und 28. baben ven Berfleinerern Preußens 
außerhalb unierer Grenzen zum Vorwand gedient, um bie abenteuer 
lichſten Verſtellungen über unſere gewerblichen Zuftände als glaubhaft ericheir 
nen zu lafjen. i 

Den empfindlicften Schaden aber bat jene improvifirte Gejepgebung un— 
jerm Handwerkerſtande jelbft gebracht. Nachdem die Kabrifation durd $. 30. 
der Ginwirfung ber $$. 23. und 28. entrücdt war, wurden zwar durch bie 
Berbote der $$. 31. und 32., die wieder eine Ausnahme von der Ausnahme 
bilden, dem Borurtbeil der Handwerker nod einige Zugeftindniffe gemacht; 
im Ganzen aber war ber große Gewerbebetrieb bei der nachſichtigen Ausfüh- 
rung, die jenen Vorſchriften zu Theil geworden ift, nur in geringem Maße 
durch dieſelben beläftigt. Die neu errungenen vermeintlichen Rechte aber er« 
wedten den böjen Geift des Haders und Brotneides, der fi viel weni— 
ger gegen das fogenannte große Kapital Eehrte, ald er zwiſchen den Handwer- 
fern jelbft Unfrieden ftiftete. Statt alle Kraft zujammenzufaflen, um fid) dem 
Kabrifberriebe gegenüber zu behaupten, wurde Zeit und Mühe vergeudet, um 
fi gegenjeitig irgend einer Uebertretung gejepliher Beftimmungen anzuſchul⸗ 
digen. Die Schuhmacher baderten mit den Pantoffelmadern, die Kürſchner 
mit den Schneidern, die Drechsler verklagten die Tiſchler, welche von Drechs— 
lergejellen die gedrehte Arbeit anfertigen ließen, deren fie zur Fertigmachung 
von elegantem Hausgerätb bedurften und wurden inzwiichen im ihrer eigenen 
Arbeit von ins und ausländischen Kabrifanten überflügelt. Almäliy bat ſich 
denn aud, wie es ſcheint, im Handwerferftande die Ueberzeugung Bahn ges 
brodhen, daß jene viel erjehnten Gelege dem Gewerbe fein Gedeihen gebracht 
baben. 

Die 88. 24., 25., 26., 27., 29., 38., 34., 47. und 48. hängen 
mit den Prinzipien der 88. 23, und 28. jo eng zufammen, daß fie nad Aufs 
bebung derjelben gleichfalls in Wegfall fommen müſſen. 

Die $$. 35. und 36. machen die Zulaffung der Gejellen zur Meifter 
prüfung, aljo im Einne der Verordnung von 1849, gleichzeitig zum jelbit- 
ftändigen Gewerbebetriebe, von einer dreijährigen Gejellenzeit, jo wie die Ge: 
jelenprüfung von einer dreijährigen Lehrzeit abhängig. Dieſe Beftimmung 
widerſpricht den durch $. 134, und folgende der Allgemeinen GewerbesDrd> 
nung getroffenen Anordnungen, die das Verhältnis der Gelellen, Gebülfen 
und Lehrlinge in zufriedenftellender Weile regeln, wobei insbejondere auf bie 
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88. 157. und 164. anfmerffjam gemacht wird. Lebrlingichaft und Gejellen- 
ichaft beruhen jo jehr auf der Natur der Sache, wie auf althergebracdhter Ge— 
wohnheit, daß es unnöthig ift, eine Eitte, die fih als folde auch im Kaufs 
mannsftande erhalten bat, zum Geſeß zu erheben. Geſetze dieſer Art, die ſich 
überdies, wie das vorliegende, von den Anforderungen des Lebens genöthigt 
jehen, von ihren Geboten und Verboten jofort wieder Nusnahmen zuzulaffen, find 
es vorzugsweiſe, welche die Beihülfe der Verwaltungs: Behörden unnötbiger 
Weile in Anſpruch nehmen und nur dazu führen, das Screibweien zu 
ſteigern. 

Im Zuſammenhange mit den eben beſprochenen Beſtimmungen ſtehen die 
88. 44. und 46. Der $.44. hebt ſtillſchweigend die durchaus gerechtfertigte, 
das gegenfeitige Verhältniß flarftellende Anordnung des $. 146. der Allge— 
meinen Gewerbe: Drbnung auf, die den Antritt der Lehrlingichaft von dem Ab— 
ſchluß eines Lehrvertrages abhängig macht. Zu einer ortöftatutariichen Ans 
ordnung aber, daß die Aufnahme und Entlafjung aller Lehrlinge vor der In- 
nung geſchehen und daß ter Innung die Auffiht über die Ausbilvung auch 
derjenigen Lehrlinge übertragen werden kann, Die bei nicht zur Innung ge— 
börigen Meiftern arbeiten, ift feine Beranlafjung, da geprüfte zum Hals 
ten von Lehrlingen befugte Meifter and außerhalb der Innung verbans 
ben find. 

Der $. 49. ordnet an, daß die tägliche Arbeitszeit der Gejellen, Gehül— 
fen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter für die einzelnen Handwerker und Fabrik— 
zweige nach Aubörung der Betheiligten vom Gewerberath feftgeiegt werden 
joll. Diefe Beftimmung muß mit dem Abfterben des Gewerberathes in völ— 
lige Vergeſſenheit gerathen. Eie beruht auf den kategotiſchen Forderungen 
des Zahres 1848; ein praftiiches Bedürfniß, in das Vertrags-Verhältniß des 
Arbeitgebers zum Arbeitnehmer jo tief einzugreifen und die örtlihe Gewehn: 
beit zu firiren, iſt jedoch nirgends wieder hervorgetreten und Die Antrag: 
fteler enthalten fih daher weiterer Vorſchläge über einen jo wichtigen Ge: 
genſtand. 

Die 88. 64. und 65. find antiquirt; fie ordnen ein Verfahren wegen 
eined Antrags auf Anerkennung von Hebungsredten auf Grund eines läſtigen 
Titels an, der bis zum Schluſſe des Jahres 1849 angemeldet jein mußte. 

Die „Allgemeinen Beſtimmungen“ 88. 67— 73, enthalten ſämmtlich Bes 
ihränfungen des gewerblichen Verkehrs, die auf engherziger Auffaffung volfa- 
wirthſchaftlicher Grundjäge berubend, theild als unausführbar, theils als 
ihärlih fi erwielen haben. . 

Auf $. 67. kommen die Motive bei Begründung des Art. 4. der Bor: 
lage zurüd. 

Der 8. 68. ift eine Verichärfung des 8. 49. der Allgemeinen Gewerbes 
Drbnung. Die legtere verlamgt die polizeiliche Erlaubniß für den Handel 
mit gebrauchten Kleidern oder Betten, mit gebrauchter Wäſche oder mit altem 
Metallgerith, zum Betrieb des Pfandleihgewerbes x. Die Verordnung von 
1849 will jene Erlaubniß verjagt willen, wenn die Kommunal-Behörde nadı 
Anhörung der Gemeindevertreter die Nüplihfeit und das Bedürfniß 
des beabfichtigten Gewerbebetriebes nad den örtlichen Verhältniſſen nicht an— 
erfennt. Es liegt auf der Hand, dab die Beantwortung der Bebürfnißfrage 
lediglich von dem Belieben der ftädtiichen Behörden, im einzelnen Kalle der 
wenigen Perjonen abhängig gemacht wird, melden die Recherche an Dit und 
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Stelle übertragen ift, da cine objektive Behandlung der Angelegenheit unmög« 
lich ift. Ueber das Bedürfniß eines gewerblichen Betricbes entſcheidet ebenio 
wie über die Beiähigung des Gemerbtreibenden lediglich das Publiftum; tes 
bald einmal dieje Frage bei einzelnen Gewerben geftellt wird, ift micht abzu» 
ichen, weshalb der Gejepgeber fie nit auf alle übrigen ausdehnen und zu 
der geſchloſſenen Innung zurüdfehren fol. 

Bon demjelben Etandpunft ift der $. 69. zu vermwerfen, der für Die 
öffentlichen Berfteigerungen neuer Handwerfäwaaren bie Genehmigung der 
Remmunalstebörde fordert. 

Eben jo find die Fleinlichen durch die SS. 70. und 71. angeorbneten 
Beichränfungen des Marktverkehrs entfernt worden, die entweber zur Begün- 
ſtigung der am Marftorte einheimiſchen Verkäufer oder zur Beſchränkung ein» 
zeiner Klaſſen von Känfern erlaflen find. Vergl. die Motive zum Art. 39, 
ter Vorlage. 

Die $$. 72, und 73, die Taren der Bäcker betreffend, jind eine un« 
nöthige Verihärfung des $. 90. der Allgemeinen Gemwerbe-Orbnung. Der 
$. 73,, nadı weldem die Polizei befugt ift, die Bäder und Verkäufer von 
Backwaaren zur Aufftellung einer Mage nebft den erforderlichen genichten 
Gewichten im Berkaufslofal anzubalten und die Benutzung derielben zum 
Nahmiegen der verkauften Backwaaren zu geftatten, erinnert jo ſehr an ber 
Hagenswertbe Greianilfe des Jahres 1847, daß die Streichung deffelben chen 
deshalb empfohlen werden muß, weil es unſtatthaft ericheimt, die durd die 
Konjumenten an Ort und Stelle vorzunehmende polizeiliche Kontrole durch 
gefeplihe Anordnung zu janftieniren. 

Bon den „Strafbeftimmungen” muß der $. 74. in Wegfall kommen, ba 
er ih auf aufgebobene Verbotsbeftimmmmgen bezieht. 


Aus dieſen Gründen ift im Art. 1. die gänzlide Aufhebung der Vers 
ordnung vom 9. Februar 1849 ausgeiproden, und ala die gejepfihe Grunds 
lage für die Beurtbeilung aller gewerblichen Rechte und Pflichten die All» 
gemeine Gewerbe-DOrdnung vom 17. ISanuar 1845 bergeftelft, joweit 
deren Vorſchriften nicht durch die Beſtimmungen diefer beabſichtigten Novelle 
oder durch Spezialgefege, anf welche im dieſer oder in der Gewerbe-Orbnung 
jelbit Bezug genemmen ift, mobifizirt werden. — Daburd find insbe 
jondere von jelbft beieitigt das Geſetz vom 3. April 1854 (Gefep-Sammlung 
Seite 138.), betreffend die gewerblidyen Unterftügmigsfaffen, beffen nähere 
Beiprehung bei den betreffenden Artikeln des Entwurfes erfolgen wird, und 
das Geſetz von 15. Mai 1854 (Gefep: Sammlung Eeite 263.), betreffend 
einige Abinderungen der Gewerbe» Ordnung vom 17. Januar 1845 und der 
Verordnung vom 9. Februar 1849, welches, ſoweit es fih auf die Gewerbe» 
räthe bezieht, durch die Befeitigumg dieſer Inftitution gegenftandalos wird, 
ſoweit es fih auf tie Prüfungs: Kommilfionen und bie Innungd» Statuten 
bezieht, ſeine Würdigung resp. Erhaltung bei und in den betreffenden Artir 
feln dieſer Novelle findet. 

Das den $. 49. der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung und ben 8. 68. ber 
Verordnung ausdehnende Spezial-Geſetz vom 5. Juni 1852 (Gefetz- Sammlung 
Seite 320.) ift feinem Inhalt nad in den, dem $.49. ter Gewerbe-Orbnung 
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modifizirenden Art. 8. des Entwurfes aufgenommen, brauchte daber ebenfalls 
nicht als noch beftebend angeführt zu werden. — Im Uebrigen wirb fidh bei 
ben einzelnen Artifeln ergeben, welde in ver Allgemeinen Gewerbes Drdnung 
bezogenen befonderen Gejege nody weiter in Kraft bleiben und mag bier vor 
läufig nur mod; bemerft werden, wie in. formeller Beziehung die Abſicht 
der Antragfteller dabin gebt, daß fortan das Publifum an der Gewerbe: 
Ordnung und ber proponitten Novelle einen möglihft erihöpfenden Kader 
der Geſammtheit der auf das Gewerbeweſen bezüglihen Vorſchriften befige, 
und daß biervon Ausnahmen nur zuzulaſſen feien, einerjeits betreffs jol- 
her gewerblicher Unternehmungen, welde wegen der Gigentbümlichfeit ihrer 
Verhältniffe eine von beſonderen Gefihtspunften ausgehende legislatoriſche 
Bebandlung erfordern und eine ſolche auch bereits gefunden haben, anderer 
jeits betreffs ſolcher beſtehenden Beftimmungen, die mehr den Gharafter von 
Inftruftionen für die Behörden haben. 


Da der Gejep- Entwurf überall an die Allgemeine Gewerbe-Ordnung ans 
fnüpft, jo wird aud die weitere Nedyifertigung feines Inbalts fih an eine 
furze Darlegung des Inhalts der einzelnen Titel jener Ordnung anzuſchließen 
haben, aus welcher fi) zu ergeben haben wird, inwieweit diejelben abzuäns 
bern oder unbedingt beizubehalten find. 

Der Tit. I, der Allgemeinen Gewerbe-Drbnung handelt von der 

Aufhebung beftebender Beihränfungen des Gewerbebetriebes. 

Indem derjelbe 

1) die Gewerbe-Erflufiv-Redhte, 
2) die Berechtigung zur Ertheilung gewerblicher Konzeifionen und 
der Abgaben dafür, 
3) die Zwangd- und Bannredte, 
4) die Beichränfung bes Gewerbebetriebs auf die Städte, 
5) die Beihränfung des gleichzeitigen Betriebes mehrerer Gewerbe 
bejeitigte und 
6) Vorjorge traf, daß neue Beihränfungen der Gewerbefreibeit nicht 
wieder eingeführt werben könnten ($. 11.), 
bat er die Wohlthaten, welche die älteren Landestheile größtentheils ſchon jeit 
dem Jahre 1811 genofjen, welde in einzelnen der neuen und wiebererworbe« 
nen Landestheile eine Folge der frembländiichen Gejepgebung geweſen, anderen 
durch Provinzial-Gejege zu Theil geworden waren, zum ungzweifelbaften 
Gemeingut des ganzen Preußijhen Volkes gemacht. Die Wirkungen diejes 
Theiles des Gejeges, wie des mit demfelben in Verbindung ſtehenden Ente 
ihädigungs-Gefepes von demjelben Tage gebören größtentheils ſchon der Ge— 
idichte an und es waltet in feiner Nüdfiht ein Bedürfnis ob, in denjelben 
irgend eine Aenderung vorzunehmen. — Wo in diejem Titel der Allgemeinen 
Gewerbe-Drdnung feine neuen Beftimmungen getroffen, jondern auf Die bes 
ſtehenden verwiejen wird, wie dies in den 88. 6., 7., 8., 9. in Betreff ber 
Regalien und Monopole, namentlid) des Bergwejent, des Haltens von Fähr— 
Anſtalten, des Abdedereiweiens, der Erfindungs- Patente geſchieht, find die 
damals gültigen Beitimmungen jeitdem größtentbeils einer umfafjenden Revi-— 
fion unterworjen, und injofern die über dieje Materien jept gültigen Vor— 
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fhriften einer ſolchen noch bebürftig jein möchten, ift nach dem zum Art. 1. 
am Schluß Bemerkten fein Grund vorhanden, diejelben in den Kreis dieſer 
Erörterungen zu ziehen. Denn es handelt ſich gerade bier um Verhältniſſe, 
bei denen nah dem dort angedeuteıen Gefihtepunft die Berechtigung 
einer Spezial-Gejepgebung nicht verfannt werden fann, und es bleibt daher 
dieſe — worüber nah der Faſſung des Art. 1. und da die Gewerbe» DOrd« 
nung a. a. D. auf Spezial»Gejege verweilt, fein Zweifel entftehen kann — 
durd den gegenwärtigen Entwurf unberübrt. 

Der Titel II, der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung, indem er die Bedin— 
gungen des Gewerbebetriebes vorſchreibt und der Titel III, derjelben, indem er 
über Umfang, Ausübung und Berluft der Gewerbe-Befugniffe visponirt, muß— 
ten nach den bereits iu der Einleitung gegebenen Andeutungen von den Ans 
tragftellern als derjenige Theil diefes Gejepes betrachtet werden, welcher vor 
zugsweiſe einer Abänderung bedürftig ſchien. Verläugnet daſſelbe auch in 
biejem Abichnitte das Prinzip der Gemerbefreibeit nicht, will es vielmehr 
dafielbe nur aus Rüdfihten vet Gemeinwohls in gewiſſen Beziehungen in 
jeiner Ausübung beichränfen, jo fonnte es doc nicht ausbleiben, daß Diele 
Einihränfungen die Signatur der Zeit erhielten, in welcher das Geſetz ent- 
ftand. Es war dies die Zeit des wohlmwollenden büreaukratiſchen 
Regiments, es war die Zeit des Vertrauens auf die unbefangne Einſicht 
und das billige Grmejien ter Verwaltungs und Polizei- Be 
börden, 

Die jeirdem in unferem Berfaffungs» Zuftande eingetretene Aenderung 
macht bier, wie auf anderen Gebieten, eine Einihränfung der Adminiftrativ- 
Gewalt zur Borbedingung einer harmoniſchen Entwidelung unjeres Staatd- 
lebend; die durch die Umgeftaltung unirer Inftitutionen beroorgerufene aftive und 
Öffentliche Theilnabme der Staatsbürger an den öffentlichen Angelegenheiten läßt 
die in der Gewerbe-Drdnung der Polizei gelalfene Macht über den Erwerb 
der Bürger als eine gefäbrlide Handhabe des Mißbrauchs zu politiichen 
Parteizweden erideinen und führt — jo angewender — zu einer Qual des 
Ginzelnen, den fie in der freien Verwerthung jeiner Arbeitskräfte und ſei— 
nes Kapitals hindert, zu einer Verderbniß des öffentlichen Lebens, deflen 
firtlide Grundlagen fie unterhöhlt und deſſen Manifeftationen fie verfäljcht. 

In ver That, es bejtebt unter den verichiedenen politiichen Parteien faum 
eine Meinungsverſchiedenheit darüber, daß Die polizeilihe Macht über ben 
Erwerb der Bürger des Staates, in ihrer gegenwärtigen Ausdehnung, nicht 
fortbeftehen fann. Schon ift von der Staats-Regierung und dem Abgeord» 
netenbaufe beichloffen, daß fie auf einem Gebiete, wo fie am fidhtbarften 
zu Parteizweden mißbraucht wurde, eingejchränft werde durch die Deflaration 
zu $..54. des Gefepes über Die Prefje vom 12, Mai 1851, melde den — 
wenn auch unbegründeten — Zweifeln darüber, ob bei den Preß-Gewer— 
ben die Konzeljion im Berwaltungswege entzogen merden darf, ein Ende 
zu machen beftimmt ift. — Aber nicht minder bedenklich, wenn aud weniger 
an das Licht der Deffentlichfeit tretend, ift die nad der Gemwerbe-Ordnung 
noch unzweifelbaft beftebende unbeichränfte Macht der Polizei, anderen Ges 
werbetreibenden das Recht zu nehmen, ihren Gewerbebetrieb fortzufegen, 
oder ein ihren Kräften, Neigungen und Fähigkeiten zufagendes Gewerbe zu 
beginnen. Es erjcheint den Antragftellern unmöglich, daß in einem Rechts— 
ftaate, ber einen Fußbreit Erde feinem Eigenthümer nicht entziehen Läßt, 

5 


Zu Art. 3. 


Zu Art. 4. 


34. 


ohne Entſchädigung und ohne daß der Landesherr die Euteignung als durch 
das allgemeine Wohl gebeten anerfannt hat, jene Art ven Erpropriationen 
chne Entjhädigung dem polizeilihen Ermeffen, mit Ausichluß jeder ge» 
richtlichen Kognition, überlafjen bleibe. 

Indem auf der andern Seite nicht verfannt werben barf, daß die unge 
bemmte Geltung des fubjeftiven Willens auf einigen Gebieten des gewerblichen 
Lebens große objektive Gefahren herbeiführen fann, können die beionderen 
Beihrinfungen einiger Gewerbe nicht Ichlehtbin aufgehoben werden, ſondern 
es fommt im Detail ayf eine näbere Prüfung dieſer Beihränfungen und 
infonderheit darauf an, wie diejelben — foweit fie durd das Recht der Ge— 


» fammtbeit geboten find — in einer Die Nedte des Einzelnen möglichit ſcho— 


neuden und ihm vor Uebergriffen und Netutrantange⸗ ſichernden Weiſe zur 
Geltung gebracht werden können. 

Da endlich die beſonderen Beſchränkungen einzelner Gewerbe ihre 
Vorausſezung haben an den allgemeinen Bedingungen des Gewerbe— 
betriebs — über deren Borhandenjein gegenwärtig auch ausſchließlich die Pos 
ligeibehörde befindet —, dieſe allgemeinen Bedingungen felbft auch in einigen 
Beziehungen eine Abänderung zu erfordern jheinen, jo war ed unerläßlich, die 
Zit. II. und III der Gewerbe-Drdnung in ihrem ganzen Umfang einer Revifion 
zu unterwerfen. Das Rejultat derjelben für die Antragfteller war, das fie, 
wie dies im Art. 2. ausgeiproden ift, die Beſtimmungen der Art. 3— 37, 
an die Stelle des Tit. IL. und III. ter Gewerbe-Ordnung zu jegen und nur einige 
im Art. 2. jpeziell aufgeführte Paragraphen dieſer Titel in Geltung zu laffen, 
vorſchlagen und fie verſuchen, dies Ergebniß in Nachſtehendem zu rechtfertigen. 


Die SS. 14, und 15. der Gewerbe-Drdnung beihränfen Die Geltung der 


von $. 16. gr folgenden Beftimmungen auf das febende Gewerbe, indem 


fie für den Gewerbebetrieb im Umberzieben auf die beftebenden Vorſchriften 
verweilen, ſofern dieſe nicht durch 88. 1—4. der, Gewerbe: Ordnung und $. 60, 
berjelben mobifizirt würden. 

Ta der Gewerbebetrieb im Umberzieben der polizeilihen Kons 
zeſſien bedarf, je erſcheint es nad ten vorherigen allgemeinen Bemerkungen 
nötbig, ibn in das Gebiet dieſer Novelle mirbineinzuzieben und an den bis 
treffenden Stellen auf andere gejeplihe Beſtimmungen, foweit fie für diejen 
Erwerbszweig in Kraft bleiben jellen, zu verweilen. 

Der Entwurf geht deshalb fogleih in Art. 3. dazu über, die allgemeinen - 
Beftimmungen der $$. 16. und 17. der Gewerbe Ordnung aufzunehmen und 
als für den Gewerbebetrieb überhaupt (ftehenden und nicht ſtehenden) maßge— 
bend aufzuftellen. Er knüpft daran im 3., 4. und 5. Alinea Veftimmungen 
über den Gewerbebetrieb für Rechnung unjelbftftändiger Perfonen und über 
den jelbftftändigen Gewerbebetrieb dDurb Frauen. — In diefen Bes 
ziebungen hatte ter in Wegfall fommende $. 62. der Gewerbe:-Drbnung zu Zwei⸗ 
fein Anlaß gegeben, welche durch die Faſſung dieſer Beftimmungen befeitigt werden. 

Die materielle Beftimmung des $. 18. der Gewerbe- Ordnung ift im 
Art. 4. beibehalten und damit zugleih die Borichrift verbunden, mas wegen 
Zulaffung von Ausländern zum Gemerbebetrieb im Umberzieben gelten fell. 
Die dann binzugefügte Befreiung der Angehörigen der zum deutſchen 
Bund gehörigen Linder von der im Betreff der Ausländer geltenden 
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Einihränfung wird im Hinblid auf die Stellung, welche Preußen in dem 
beutihen Gejammtoaterland einzunehmen hat, einer Rechtfertigung nicht bes 
dürfen. Diele Stellung gebietet ihm, Deutihland gegenüber von flein» 
lihen Retorſions-Maßregeln abzuiehen und, unbefünmmert was die andern 
beutichen Regierungen thun, jedem Deutichen zur freien Entfaltung feiner ge— 
werblihen Kraft und Thätigkeit die Thore zu öffnen. 


Die Gewerbe-Ordnung entbält feine Beſſimmungen üfer ten Gewerbe 
betrieb juriftiiher Perjonen, deſſen geieplihe Negelung fie ſtillſchweigend 
der Spezial» Gejepgebung überläßt. Wegen ‚der dem Art. 2. gegebenen Fals 
fung ſchien es nothwendig, auf diefe zu verweilen. Das ift im Art. 5. in 
einer Meile geſcheben, welche zugleih dem bereitd mehrfach fundgenebenen 
Wunſche nah einer Resifion diefer Spezial-Geſetzgebung nicht präjndizier. 
Dieielbe mit in den Kreis dieser Novelle zu zieben, ſchien nah dem zu Art. 1. 
Bemerften nicht rärhlih. Und da auch die Gelepgebung binfidts derjenigen 
Perionen, welche aus der Beförderung von Auswanderern ein Gewerbe 
machen, von bejonderen Gefichtäpunften auszugehen bat, fo ift, zur Verwmei— 
dung eines etwa ſonſt möglichen Zweifels, im Aliner 2, des Art. 5. tie forte 
dauernde Gültigfeit des Geiepes vom 7. Mai 1857, betreffend die Beiörde— 
rung von Auswanderern, ausdrücklich beftimmt werden. 

Der Inhalt des $. 19. der Gewerbe-Ordnung wird tur den Art. 6. 
wiedergegeben mit zwei Mebdinfationen, intem erftens die Einſchränkunb 
bes $. 18., foweit fie unbejeldete mittelbare Staatsbeamte trifft, aufge 
hoben ift, weil fein Nechtsgrund erfindlich ift, die Mitglieder einer Genwinde, 
die nur auf Grund ihrer allgemeinen Bürgerpflicht fih bei der Verwaltung 
der Grmeinde-Angelegenheiten beibeiligen, in ihrem Gewerbebetrieb von einer 
Etantö-Bebörbe abhängig zu machen, und indem zweitens die durch den 
8. 18, feftgeftellte und keibehaltene Einſchränkung der unmittelbaren 
Staatsbeamten auf ihre Betbeiligung an der Verwaltung genoffenihaftlicher 
Gewerbs-Unternebmungen (Aktien und Kommanbit-Gefelihaften) ausgedebnt 
ift, weil hierfür ähnliche, ja vieleiht in mander Beziehung dringendere 
Gründe fpreden, als für die Einſchränkungen der Beamten ıc, in Betreff eines 
gewöhnlichen gewerblichen Unternchmens — 

Der 8. 20. ter Gewerbe: Ordnung ift durch die inzwiſchen emanirten 
Erädte- Ordnungen antiquirt. Der Inbalt defjelben brauchte daher in den 
Entwurf nicht aufgenommen zu werden. 

Außer den perſönlichen, auf die Dispofitionsfäbigfeit und die fonjtige 
Berufsthätigkeit bezüglichen Bedingungen bes Gewerbebetriebes, verlangt die 
Gewerbe-Ordnung unter Umftänden zum Betriebe aller, eder zum Berriebe 
einzelner Gewerbe jubjeltive Qualififationen, 


theile der jittlihen Führung und des Charakters, theils der 


Intelligenz und Geſchicklichkeit, 
in deren Ermangelung fie entweder der Polizei-Behörde abſolut verbietet, den 
Gewerbebetrieb zu geftatten, oder diejer, nad) ihrem Urtbeil über die betreffende 
Perjönlichkeit, überläßt, denſelben zu geftatten oder zu verbieten, 
Das leitende Prinzip für Diele Einihränfungen der Gewerbefreiheit ſpricht 
ber $. 26. zu 2. der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung aus, indem er dieponirt 
Eine bejondere polizeilihe Genehmigung ift nur erforderlich 
5* 
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1a Na — 
2) zu dem Beginn ſolcher Gewerbe, bei welchen entweber 
a) durch ungeſchickten Betrieb, oder 
b) durch Unzuverläffigfeit det Gemerbetreibenden in fittlicher 
Hinfiht das Gemeinwohl. oder bie Erreichung allgemeiner 
polizeilicher Zwecke gefährdet werden kann. 

Mas nun zu a. Diejenigen Gewerke betrifft, bei denen durch ungejchide 
ten Betrieb das Gemeinwohl gefihrdet werden fann, jo werben darüber 
faum erbeblihe Meinungsverſchiedenheiten berrihen, welche Gewerbe bierzu zu 
rechnen, und es wird alljeitig anerfannt werden, daß die Gewerbe-Drdnung 
nad dieſer Seite bin in den betreffenden jpeziellen Vorſchriften größtentheils 
das Nichtige getroffen bat; jowie daf ein Ermeſſen der Verwaltungs-Behör— 
den bier in den durch die Prüfungd-Heglements ıc. gegebenen Vorſchriften 
feine, in den meiften Fällen genügende, objektive Schrante findet. 

Anders fteht es Dagegen mit den, aus der Bejorgniß, daß der Gewerbes 
treibende „duch Unzuverläſſigkeit in fittliher Beziehung das Ger 
meinmwobl, oder die Erreihung allgemeiner polizeilicher Zwede gefährden könne”, 
bergeleiteten Beichräntungen der Gewerbefreibeit. 

. Wenn in diefer Beziebung die Gewerbe-Drdnung im 8. 21. jo weit gebt, 
baf fie von Jedem, der wegen eines von ehrlojer Gefinnung zeugenden Ver 
brechens, insbejondere wegen Meineidbs, Naubes, Diebftabls oder Betruges ver 
urtheilt worden, eine joldye Gefahr präfumirt und dieſe Präjumtion erft 
durd ein Urtheil der Polizeir-Behörde über die Perjen widerlegen läßt, fo ent« 
hält dies nad der Ueberzeugung der Antragfteller einen durch die Rüdfichten 
auf das Gemeinwohl nicht gerechtfertigten Eingriff in den Rechtskreis des 
Subjekts. — Die Strafe verliert ihre fittlihe Berechtigung, wenn verfannt 
wird, daß fie der bürgerliben Gejellibait gegenüber die Schuld des Vers 
brechens jühnt. Der Polizei-Behörde geſtatten, nad vielleicht Längft erfolge 
ter Berbüßung der Strafe, zu einer Zeit, wo der Beſtrafte ſich möglicherweile 
vollftändig in der Achtung jeiner Mitbürger veftituirt bat, die Erinnerung an 
das Verbrechen wieder wad zu rufen, kann an fi ſchon die empfindlichiten 
Kränfungen; die Berjagung der Erlaubniß kann auf's Neue den wirthe 
ſchaftlichen und fittliden Ruin des Betroffenen berbeifübren, 

Und welde Vortheile bieter die Wiöglichkeit der Verſagung der Erlaub- 
niß in ibrer Ausdebnung auf alle Gewerbe? Keine für das Gemeine 
wobl, welches nah dem eigenen Prinzip der Gewerbe-Drdnung doch nicht 
bei jedem Gewerbebetrieb ohne Unterſchied betbeiligt ift; fie bewahrt nur möge 
lihermeiie diejenigen Perjonen, rvelche fih mit dem Gewerbetreibenden eins 
lafien würden, vor Schaden, falls dieſer die aefäbrlihen Triebe noch nicht 
befiegt haben follte, welde ibn einft zum Verbreder machten. Kann aber die 
DolizeisBebörde den um den Gewerbebetrieb Nachſuchenden darauf hin prüfen, 
fann von ibr erforicht werden, ob der „Antragende“ von ſelchen Trieben nod bes 
berrichtift, oder ob fie unter verführenden Umftänden über ibn wieder Macht gewin« 
nen würden? Man fiebt, dieſer Theil des $. 21. will eine Vormundſchaft über 
das Publifum etabliren, die eben fo unmöglich, wie rechtlich unzuläſſig ift. 

Soll eine erfolgte Beftrafung ein Kriterium für den Betrieb eines Ges 
werbes abgeben, jo müſſen Die Bedingungen genau und beftimmt formits 
live werden, unter Denen fie cs ſoll. Denn das allerdings wird zugegeben 
werden müſſen, daß gewiſſe Gewerbe in diefer Beziehung empfindlicher find 
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ald andre und daß infofern dem Prinzipe bes $. 26, zu b. der Gewerbes 
Ordnung cine Berechtigung nicht abgeiprochen werden fann. 

Es können aber, bejenders nad der gegenwärtigen Lage der Strafgeſetz⸗ 
gebung, die Borausfepungen, unter denen, abgeleben von der gerichtlichen Unter» 
fagung eines beftimmten Gemwerbebetriebs, ein ergangenes Straf: Erfenntniß 
auf den Gewerbebetrieb von Einfluß fein fol, mit Beftimmtbeit formuliert 
werden, und das ift es, was in den Artikeln 7. und 8, der Vorlage vers 
ſucht worden ift. Was zunächſt den Art. 7, betrifft, jo bedürfen die Preß— 
Gewerbe, von welchen er handelt, nad $. 48. der GemwerbesDrdnung und nad 
$. 1. des Gefepes über die Preffe, einer Konzelfion der Regierung, welche 
nad dem erfteren Gerep nur dann ertheilt werden durfte, wenn dieje Behörde 
von der Unbefcholtenheit und Zuverläffigfeit, ſowie von einer zum Betriebe 
des Gewerbes genügenden allgemeinen Bildung des Unternehmers ſich Ueber 
zeugung verſchafft hatıe, nady dem zweiten nicht verjagt werden darf, wenn 
derjenige, der das Gewerbe betreiben will, unbeſcholten ift und überdies, 
ſofern er Buchhändler oder Buhdruder, deu Nahmeis jeiner Befäbigung 
vor einer Prüfungs Kommiljton fübrt, 

Daß diefe Bedingung der Prüfung als Erfordernig zum felbftftändigen 
Gewerbebetrieb aufgegeben werden jell, wird nad demjenigen, was über das 
Prüfungswejen zu Art. 1. ausgeführt if, einer weiteren Nechtfertigung ni.ht 
bedürfen. Wenn man etwa für die Prüfung dieſer Gewerbetreibenden ind« 
bejondere darauf binmeilen wollte, daß ohne ein dur dieſelbe feftzuftellendes 
Map von Kenntniffen und Intelligenz der Gewerbebetreibende den Vorichriften, 
welde ihm das Gejeg über die Preffe ertbeilt, nicht gemügen fünne, fo wäre 
darauf zu ermwidern, daß bie Uebertretung dieler Vorſchriften ja mit, zum 
Theil ſehr ftrengen, Strafen, geabudet wird, und daß es eine durchaus unzus 
laͤſſige Bevormundung ſei, Jemanden davor zu jhügen, daß er fi einem 
allerdings für ibm im Falle mangelnder Bildung nicht ungefährlihen Gewerbe 
widme. 

Schon aus dieſem Grunde war der 8. J. des Geſetzes über die Preſſe 
— auf deſſen in anderen Beſtimmungen etwa wünſchenswerthe Abänderungen 
bier nicht einzugeben war — aufzuheben und ſein materieller Inhalt uur 
joweit beizubehalten, als er eine ſittliche Lualififation des Gewerbetreibenden 
verlangt. Dieje ift in dem Preßgeſetze ale „Unbeſcheltenheit“ bezeichnet wor 
den, und es hätte hierbei bleiben können, wenn nicht die Erfahrung lehrte, 
daß aud diefer Begriff zu höchſt willfürlichen Auslegungen im politiſchen 
Partei » Intereffe Anlaß gegeben bat. Es iſt demjelben daher der Begriff 
„Bellbefig der, bürgerlichen Ehrenrechte“ jubftituirt, welcher nur in Folge 
eines die Ehrenrechte beſchränkenden richterlichen Urtbeild als nicht vorbanden 
angenommen werden fann, 

Nach dieſen materiellen Aenderungen fällt aud die Notbmendigfeit einer 
beionderen Konzeifionss Ertbeilung fort, da die Lokal: Polizeibebörde weiß, ob 
ein ſolches richterliches Erfenntniß vorliegt, und in diefem Fall den Beginn 
des Gewerbes, jobald er angemeldet wird, zu unterlagen hat (vergl. Art. 28. 
und 29.). 

Der Artifel 8. bat die Beftimmungen des $. 21. und 49. der Gewerbe 
Ordnung kembinirt. — Er begrängt aljo 

1) vie ın dem $. 21, der Polizei-Behörde, gegenüber befiraften Per— 
fonen, bei allen Gewerbe: Anmeldungen ertbeilte Ermächtigung auf die im 
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8. 49. und dem Gefep vom 5. Juni 1852, aufgeführten Gewerbe, bei melden 
in der That zugegeben werden muß, daß ihre Gigenthümlichfeit mehr oder 
minder das Publifum im Ganzen zu geführben geeignet ift, wenn ber Ge— 
werbetreibende bei Ausübung derſelben virbrecheriihen Neigungen nachgiebt. 
Weil aber nach dem gegenwärtigen Strafgefegbuh durch objeftive Merk— 
male feftgeiegt ift, wie lange vor dem Gejeg eine ſolche Bejorgniß vor 
Rückfällen ftatthaft jein fell, fo enthält der Art. 8. 

2) eine Beſchränkung des polizeilichen Ermeſſens im Vergleich mit den 
Beitimmungen der Gewerbe » Ordnung dahin, daß dalielbe nur denjenigen 
gegenüber Platz greift, die nicht im Beſitz ver bürgerlichen Ehrenrechte ſind 
ober bie unter Polizei-Aufſicht ftehen. 

Im Uebrigen wiederholt diefer Artifel die zweite Einſchränkung bed $. 21, 
der Gewerbe Drduung, weil allerdings Fürlorge dafür getroffen werden muß, 
dab das Anſehen und die Wirkung eines gerichtlichen Erkenntniſſes, welches 
bie Ausübung eines beftimmten Gewerbes unterjagt, nicht dadurch paralyfirt 
werde, daß ein anders verwandtes Gewerbe begonnen wird. 

Art. 9. beflimmt die Behörden, bei welchen die Erlaubniß in den Fil- 
len des Art. 8. nachzuſuchen und die Grundjäge, von welden diefe bei Er— 
tbeilung oder Verſagung derſelben ausgehen jellen, in Uebereinſtimmung 
mit ben betreffenden Beftimmungen der Gewerbe-Drdnung. 

Der Einwand, daß der Entwurf, wenn er in diefen und anderen Fällen 
dabei ftehen bleiben müfle, den Beginn gewifjer Gewerbe von der Ertheilung 
einer beſonderen polizeilihen Erlaubniß abhängig zu maden — feine in den 
allgemeinen Motiven fundgegebeue Tendenz nach diefer Seite doch nicht ver- 
wirklichen fünne, findet dadurd feine Erledigung, daß, wie ſich weiterhin er— 
geben wird, gegen jedes poligeiliche Verbot eines Gewerbebetriebes die Pro— 
vofation auf rechtliches Gehör ftartfinden foll. 

Schon mit Rüdfiht hierauf — felbft abgejehen von dem Mifbraud, der 
mit dem viel beiprodhenen Worte „Zuverläſſigkeit“ getrieben worden ift, wel» 
des die Allgemeine Gewerbe-Drdnung brauchte, ,obne zu ahnen, daß ein Ber 
griff, den fie nur auf die fittlihe Haltung einer Perſon anwendete, Anwen- 
dung leiden würde auf politiiche Anfichten und Gefinnungen — war Darauf 
zu ſehen, daß überall da, wo eine jubjeftive Qualififation über die rechtliche 
Unbeiholtenheit hinaus zu erfordern war, dieſe Qualififation ſoviel ald mög— 
lich fonfret definirt werde. Wenn daber, wie es durch 

Art. 10. geihieht, in Uebereinftimmung mit $. 50. der Allgemeinen Ge- 
werbe- Ordnung, theils, weil bier Leben und Gejundheit des ſolche Anftalten 
benugenden Yublifums gefährdet fein, theils Berlegungen der Sittlichkeit auf 
eine der öffentliben Kontrole fih entziebende Meile vorkommen fünnten, ans 
erfannt werden mußte, daß eine polizeiliche Erlaubniß von demjenigen nach— 
gefucht werden müfje, der Kechte, Zurne, Tanz, Bader, Schwimm-Anſtalten 
errichten will, jo ift eben jener fonfrete Zweck dieſer geieplihen Beſtimmung 
in dem Entwurf ausgedrüdt und dagegen die in dem $. 50. der Gewerbes 
Drdnung gebraucdten Worte „Unbeicholtenheit und Zuverläſſigkeit“ unterbrüdt. 

Uebrigens verfennen die Antragfteller nicht, daß fie ihren Zweck jenen 
behnbaren Begriff der Zunerläifigfeit aus der Gefepgebung gang zu entfernen 
dur Die Vorlage nicht vollftindig erreichen, weil er in den Geſetzen, die fie 
nad Art. 5. verläufig beibehalten zu müfjen glauben, ebenfalls eine Rolle 
ſpielt. Indeſſen wird die Geltung defjelben doch ſehr erheblich eingeſchränkt, 
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und ed werden die Gründe, welche für die Ausſchließung jener EpezialGefepe 
ven dieſer Nevifion bereits entwidelt worden find, als fo überwiegend aner- 
fannt werden müffen, daß es feinen Anſtand finden wird, fi einftweilen 
nech bei den betreffenden Beftimmungen jener Spezial«Gejege zu beruhigen. 


Es ift in den Motiven zu Art. 1. ausgeführt, Daß es eine Verlegung 
des Prinzips der Gewerbefreiheit fei, den Beginn eines Gewerbes von einer 
vorhergehenden behördlichen Grmittelung des Bedürfnijjes abhängig zu 
machen, wie es die Verordnung vom 24. Februar 1849 bei einer ganzen 
Anzahl von Gewerben thrt. Indeſſen haben zwei Gewerbe, dis Schank— 
und das Haufir» Gewerbe, hiervon immer eine Ausnahme gemacht und die 
Antragfteller find weit entfernt, auch bei diefen, deren übermäßige Ausdehnung 
unzweifelhaft das Gemeinwohl gefährden würde, das Prinzip unbedingter 
Gewerbefreibeit zur Geltung bringen zu wollen, Sie balten vielmehr daran 
feft, daß, was zunähft das Schanfgewerbe betrifft, die Durd Die bisherige 
Spezial-Gefepgebung erforderten Bedingungen: 

1) daß ein Bedürfniß zu einer neuen Anlage diefer Art vorhanden 
und 
2) daß die Perjönlichfeit, melde es betreiben will, genügende 
Bürgſchaft für einen ordnungsmäßigen Gewerbebetrieb gewähre, 
aufrecht erhalten werden müſſen, glauben Dagegen, daß die Geſetzgebung dar— 
auf verzichten Kann, der Polizei» Behörde aud eine Prüfung des Lokales 
vorzuſchreiben, da fie Damit den Schutz ven Intereſſen des Publikums übers 
nimmt, deren Wahrung ohne Bedenfen dieſem felbft überlaffen werden kann. 

Mit tiefer und der ferneren Cinfhrinfung, daß durd die Faſſung deſ— 
felben die Verabreichung nicht geiftiger Getränke, wie fie in Kaffee, Milde 
gärten ꝛc. ftattzufinden pflegt, von den Vorſchriften über das Schanfgewerbe 
befreit wird, ſchließt ſich Art. 11. der beſtehenden Gelepge-ung an, deren 
übrige materielle Beftimmungen über die Grforderniffe der Eröffnung einer 
Gaſt- und Schanfwirtbihaft er aufnimmt, während er die formellen Beftims 
mungen über Die bei der Grtheilung der Erlaubniß zwiſchen Polizei und 
KommunalsBehörden vorzunehbmende Kommunifation wegläßt, da diefer ein cr« 
heblicher praftijcher Werth nicht beizumefjen fein dürfte und fie, wenn dies 
zwedmäßig ericheinen jellte, im Wege reglementarifcher Anerdnung vorgeſchrie— 
ben werben fünnen. 

Wichtiger ift es, daß implicite durch Art. 11. und 12, in Berbindung 
mit der Art. 14. ausgeſprechenen Aufhebung der den Schanfbetrieb betreffeu— 
ten Verſchriften die Beſtimmung bejeuigt wird, daß tie Erlaubniß immer 
nur auf ein Jahr ertheilt werben fol. Gerade biefe Beftimmung aber 
bat zu den ärgerlihften Mißbräuchen Anlaß gegeben. Sie involvirt eine 
Quelle der Korruption für die betreffenden Gewerbetreibenden, wie für die fie 
überwahenden Polizeis®eamten, und es findet auf fie Alles im höchſten Maße 
Anwendung, was oben von der rolizeilihen Gewalt zu einer Art ven Erpros 
rriatienen gejagt ift. Damit beim Wegfall derjelben der Gewerbetreibente 
fi feiner ganzen Verantwortung bewußt ſei, follen nad Art. 12. die Vor— 
auslepungen, unter melden die Grlaubniß ertbeilt wird, in dem Erlaubnißs 
ſchein ansgeipreden werden (vergl. über die ähnliche in England beftehende 
Nerihrift Gneift, Engl. Berfaffurgss und Verwaltungsrecht II. Seite 276, 


Zu Art. 11. -14 


Zu Art. 15. 


Zu At. 16. 
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Der Art. 13, geſtattet in jeinem eriten Alinea den Kleinhandel mit 
Setrinfen nur den Schank- und Gaftwirtben, weil mit Recht darüber Klage 
geführt wird, daß wenn einzelne andere Gewerbetreibende dazu die polizeiliche 
Erlaubniß erbalten, jie ihren Gewerbsgenoſſen augenüber einen durch eine Gunft 
der Behörde erlangten Vortheil in der Konfurrenz baben. Das Alinea 2. 
ift die norbwendige Konjequenz von Alinea 1., und Alinea 3. joll die Zweifel, 
welche über den Begriff „Kleinhandel“ entftanden, bejeitigen und ihn von 
demjenigen Gewerbebetrieb, welher Kaufleuten und Händlern obne Bedenken 
überlaffen werden kann, beftimmt unterjdeiden. 

In Art. 14. mußte mit Nüdjicht auf Art. 2. die ausdrüdliche Aufbes 
bung der hinſichtlich des Kleinbandels mit Getränfen, jo wie der Gaftwirth« 
ſchaft und der Schanfwirtbichaft unterm 7. Kebruar 1835 (Gejeg- Sammlung 
Eeite 18.) und unterm 21. Juni 1844 (Geſetz- Sammlung Seite 214.) er 
gangenen Beftimmungen erfolgen, weil diefe in $. 55. der Gewerbe-Drdnung 
angeführt find. 

Ter Art. 15. zieht Das zweite Gewerbe, bei welchem aud in Zufunft 
die Bedürfnißfrage erörtert werden jell, in den Kreis des Entwurfes aus 
dem ſchen zu Art. 3. angegebenen Grunde. Er beläßt es aber materiell im 

Sejentlichen bei den beitebenden Beſtimmungen, auf die er verweift, nur find 
1) die jubjektiven Bedingungen des $. 11. Des Regulativs vom 
28. April 1824 zwar in der Sache aufrecht erhalten, aber ba 
die Dort zugleich ausgejprocdhenen allgemeinen Bedingungen zu je 
ben Gewerbebetriebe fi, bei der Hereinziebung dieſes Gewerbes 
in den Kreis der Novelle, bier von ſelbſt verfteben, anders gefaßt, 
2) für den Inbalt des Gewerbeſcheins analoge Vorſchriften wie für 
die Erlaubnißſcheine beim Gaft: und Schanfgemwerbe ertheilt, 

3) eine dispeſilive Beſtimmung hinzugefügt, unter welchen Voraus— 
jegungen die Grmeuerung des Gewerbeicheins verjagt werden faun, 
eine Vorſchrift, die übrigens im Wejentlichen auch ſchon der $. 11. 
des angeführten Regulativs unter Nr. 1. enthält; nur daß jept 
and bierüber nad) dem legten Alinea Diejes Artikels die Provos 
fation auf den Rechtsweg zuliffig fein ſoll. 

Der Art. 16. bat gleih dem $. 26. der GewerbesOrdnung, den er im 
Weientlichen reproduzirt, wie die Antragiteller nicht verfennen, einen etwas 
theoretiſchen Charakter. Indeſſen haben fie Anftand genommen, dieje — Das 
Prinzip der Gewerbefreibeit beſchränkende, danır Dafjelbe aber zugleich an« 
erfennende — Beſtimmung zu unterdrüden. Dieielbe bieret überdies in der 
Gewerbe Drdnung, wie jegt in Dem Entwurf der Novelle den Vortheil, eine 
leichte Weberficht über die Defonomie des Gejepes zu gewähren. — Letztere 
bat, wie bei diefer Gelegenbeit bemerkt werden mag, um deshalb eine Abweis 
dung von der Gewerbe: Ordnung erfahren, weil es zwedmäßig ſchien, alle 
diejenigen Erferderniffe, welche lediglih die Perfönlidyfeit in ihrer recht— 
lihen und sittlihen Geltung betreffen, zufammen zu ftellen und dann 
erft auf Diejenigen Erforderniffe einzelner Gewerbe überzugehen, melde einen 
mehr objeftiven Charakter dadurch haben, daß es fih von einem beftimm» 
ten Nachweis über den Charafter einer gewerblihen Anlage oder über bes 
ftimmte Kenntnilje und Gefchidlichfeiten einer Perfon bandeltl. — Aus 
diejer Abänderung in der Diepeſitien des Stoffes erflärt fi die Veränderung 
der Faſſung dieſes Artifels gegen $. 26. der Gewerbe-Ordnung. 
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Den $$. 2740. ber Allgemeinen Gewerbe-Ordnung entiprehen die 
Art. 1720. des Entwurfes. Diejelben unterfcheiden fi von jenen Beftims 
mungen der Gewerbe-Drdnung in folgenden mwejentlihen Punkten: 

1) Das Ediktal-Verfahren ber $$. 29—32. wird befeitigt, meil daf- 
jelbe, nıdh den Erfahrungen der Antragfteller, ohne wejentlichen 
Nupen für die Nahbarn und das Publikum, dem Gewerbetrei— 
benden dadurch ſehr nachtheilig und läftig wird, daß es den Zeit. 
punft der Benupung der Anlage erheblich verzögert. — Ohne 
ein foldyes Verfahren, welches doch die obmwaltenden Bedenfen nicht 
volftändig an den Tag bringt, weil die Nachbarn mit ihren Mel- 
dungen nicht allzu eifrig zu fein pflegen, werben die betheiligten 
Kommunal» und Staats-Behörden Ah ihrer Verantwortung leb- 
bafter bewußt fein und eine ftrengere Prüfung vornehmen, als 
wenn fie der Verſuchung ausgejegt werben, fih auf die Ergebniffe 
des Ediktal-Verfahrens zu verlaffen. 

2) Obne den Kreis der gewerblichen Anlagen, mie fie $. 27. be 
ftimmt, auszudebnen oder weiter ala in Berreff von Gerbereien, 
Brauereien, Brennereien, durch Waller oder Wind bewegten Triebs 


werfe zu beichrinfen — eine Beihrinfung, bie unbedenklich er 


Icheint und über deren Zuläffigfeit auch zum Theil bereits zuitim« 
mende Erflärungen der Staats⸗-Megierung erfolgt fiad — wird doch 
zwiſchen mehr oder minder gefährlichen Anlagen unterſchieden und nur 
die Entiheidung über die erfteren der Bezirfs-Negierung, bie 
über weniger bedenkliche und ohne bejondere techniſche Kenntniß zu prüs 
fende, aber, zur Grleichterung der Gemerbetreibenden und zur 
Beihleunigung des Verfahrens, derjenigen Behörde überlaffen, welche 
überdies den Baukonſens zu ertbeilen bat, mit der Beitimmung, 
dab fie die Anlage auh mit Rüdfitt auf die gejundheitäpoligei« 
lihen Vorſchriften und Die für die Nachbarn und das Publitum 
zu bejorgenden Beläftigungen zu prüfen bat. 


Die Art. 21—23. geben den weſentlichen Inhalt der $$. 42—45,, 47,, 
54. der Allgemeinen Gewerbe-Drbnung wieder. Die $$. 43., 44., 46., 61., 
52., 53., 56., 57. find im Arı. 2, als in Kraft bleibend aufgeführt. Der 
8. 48., obnedies durch $. 1. des Prefgeieges erledigt, ift durch den Art. 7, 
erjept, der $. 49. dur Art. 8. und resp. 9. Der $. 50. dur Art. 10. 
Der $. 54. ift mit dem Inhalt des $. 42. in Art. 21. zufammengezogen, 
in weldyen auh aus $. 45. die Beftimmung wegen der Hebeammen über- 
nommen ift, um an einer Stelle die Vorjchriften, welche mit dem Medi» 
zinalwefen zulanmenhängen, zu vereinigen. 

Der Art. 22. giebt den fonftigen Inhalt des $. 45. wieder, biepenfirt 
aber — inbem er fie umerwähnt läßt — die Bandagiften und Verfertiger 
dirurgijcher Inftrumente von einer Prüfung ihrer Befähigung und einer Kon« 
zeifion, da hier die Aerzte und das Publikum eines bejonderen Schutzes nicht 
bebürftig fchienen, fondern mit Hülfe der freien Konkurrenz ſich jelbft auf die 
ihnen am angemefjenften ſcheinende Art bedienen werden. 

Im Art. 23. ift die Konzeſſion für Schaufpiel-Unternehmer lediglich in 

6 


Bu Het. 17 - 20. 


Zu Art. 21 - 23. 


Zu Art. 24—%. 


3u Art. 27—37. 
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das disfretionaire Ermellen des Ober» Präfidenten geflellt, ‚wie ſolches im 


Grunde auch ihen durh $. 47. der Gemerbe-Drdnung geihehen mar.. 


Der $. 58, der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung, resp. die darin in Bes 
zug genommenen Vorjhriften find durch die Verfaffung antiquirt. 

Die $$. 59. und 60. find im Art. 2. als ferner gültig anerfannt. Den 
$. 61. giebt im Weſentlichen Art. 24. wieder; wie Art. 25. und 26. ben 
8. 66. und 67. der Gewerbe: Ordnung, $. 68. ift antiquirt. Von den 
zwiichen $. 61. und 66. liegenden find $. 62. und 63. durch Art. 3. und 24, 
überflüffig geworden. Die $$. 64. und 65, bleiben nad Art. 2. in Kraft. 


Im Art. 27—35. folgen in dem Entwurf diejenigen Vorichriften, welde 
beftimmt find, dem Einzelnen gegenüber dem polizeilichen Ermefjen einen wirk« 
famen Rechtsſchutz zu geben und deshalb an die Stelle der $$. 22., 23., 
25. ($. 24. ift im Art. 2. aufrechterhalten) und der SS. 69— 74. der Allge 
meinen Gewerbe» Ordnung treten jollen. 

Der Art. 27. entipriht dem $. 22. der Gewerbe-Orbnung. Nur ift 
die gleiche Verpflihtung der Anzeige au für den Fall, daß ein Stellvertre- 
ter das Gewerbe fortführen jol, vorgejchrieben. 

Art. 28. nimmt den Inhalt des $. 23, der Gewerbe- Ordnung mit der 
Maßgabe auf, daß event. ein motivirter Beſcheid über die Unterjagung 
des Gewerbebetriebs zu ertheilen ift. 

Art. 29. jchließt einen weitern Nefurs im VBerwaltungswege als an die 


. BezirföoRegierung aus, geftattet aber binnen 4 Wochen nad Gröffriung des 


Beicheidis derjelben Die Provofation auf den Rechtsweg. Die prinzipiellen 
Gründe hierfür find bereits oben entwidelt. Wenn die Zulaffung einer rich 
terlichen Entſcheidung gegenüber dem Einzelnen als eine Pflicht der Gerech- 
tigkeit ericheint, jo wird es zugleidy für die allgemeine Staatsleitung als ein 
nicht gering zu jchägender Gewinn angejehen werden dürfen, daß die Gentrals 
ftellen der Verwaltung von der Grörterung von Beihwerden über Verweis 
gerung von Schank. Konzeſſivnen ꝛc. befreit werten. 

Der Art. 30. erledigt Die Frage, wie das Gericht gegenüber den vers 
ichiedenen in Betracht kommenden thatſächlichen Momenten zu verfahren bat, 

Gr wahrt 

1) in Betreff des techniſchen Urtbeild über gewerbliche Anlagen 
(Art. 17—20.), 

2) in Betreff der Grtbeilung von Approbationen zu Gewerben, deren 
ungeichiefter Betrieb gefährlich werden kann, fowie in Betreff der 
SchaufpieleUnternehmer (Art. 21—23. und $. 51., 53. der Ges 
werbe- Ordnung), 

3) in Betreff der Bedürfnißfrage beim Schankbetrieb und beim 
Gewerbe im Umberzieben (Art. 11. und 16.), 

den Verwaltungs-Bebörden ihre volle bisherige Kompetenz, untere 
wirft Dagegen die Fragen, ob 
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1) die jubjeftiven Erforderniſſe für ben Gemerbebetrieb im Allges 
meinen 


und » F 

2) die für einzelnen Gewerbe in rechtlicher und ſittlicher Beziehung 
vorgeſchriebenen beſonderen Bedingungen der perſönlichen Quali— 
fikation 

rorhanden ſind, dem freien richterlichen Ermeſſen. 

Indem hiernach materiell der Richter nur darüber zu befinden haben 
wird, daß keinem Staatsbürger obne Grund ein rechtlicher oder ſittlicher Ma— 
kel auigedrückt werde, hoffen die Antragfteller allen Bedenken, welche gegen eine 
ſolche in unſerer Geſetzgebung neue Ausdehnung der richterlichen Kognition 
erhoben werden möchten, um ſo gewiſſer den Boden zu entzieben. 

Der Art. 31., welcher die Formen der gerichtlichen Prozedur, die den 
Charakter eines ſummariſchen Berfabrens tragen muß, vorschreibt, wird einer 
näberen Grläuterung nicht bedürfen, 

Der Art. 32. mußte konſequenterweiſe aud den Kall det 8. 69. der 
Gewerbe-Drdnung, auf Anrufen des Betbeiligten, der richterliben Kognition 
unterwerfen. 

Daß für den Fall der Unterfagung des Gewerbebetriebs die Eurſchädi— 
gung nad Maßgabe der über Erpropriatienen beftebenden geſetzlichen Beſtim— 
mungen eintreten muß, felgt eigentlich ſchen aus Art. 9. der Verfaſſunge— 
Urkunde. Hierauf beruht die Beitimmung im Art. 33. 

Die Art. 84. und 35. regeln in analoger Weile die Unterlagung eines bes 
reits betriebnen felbftftändigen Gewerbes in ten im $. 71. der Gewerbes Ordnung 
vorgeſehenen Fällen und unter der Voransſetzung einer nicht zu einer förmlichen 
gerichtlichen Anklage Anlaß gebenden Verſchnldung des Gemwerbetreibenten und 

deſenigen die 88. 71—74. der Allgeı einen Gewerbe-Ordnung. 
Die Frift für die Beihreitung des Rechtsweges ift fürzer bemeſſen, als 
im Fall des Art. 29. und wird hierdurch und dur die von der Regierung 
auf das Gericht übertragene Befugniß der Suipenfion bes Gemwerbebetriebes 
bei Einleitung des Verfahrens jede begründete Beiorgnif einer für das Ges 
meinwehl möglichen Gefabr bejeitigt werden. 

Der Art. 36. nimmt ausbrüdlih, zur Vermeidung son mögliden Zwei« 
feln, die Preßgewerbe, mit Rüdfiht auf die beftebende SpezialsGeiepgebung, 
von den Vorſchriften der Art. 34. und 35. aus. 

Der Art. 37. giebt die im $. 74, der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung 
ben Regierungen eriheilte, im Art. 34. auf das Gericht, im Fall eines nicht 
friminell ftrafbaren Bergebens oder Verbrechens, übertragene Befugnis ber 
Suspenfin den Gerichten auch für Diejenigen Fälle, in melden eine förmliche 
ftrafgerihilihe Unterfuhung eintritt, wat ale eine nothwendige Konjequenz 
ber vorhergehenden Beftimmungen ericeint. 


Zu den Art. 38. und 839, 


Die Beftimmungen ber Gewerbe Ordnung über den Marktverkehr 
(it. IV.) entiprehen im Ganzen dem praftiihen Bedürfniß. 

Das zweite Alinea det $. 75., das den Minifterien vorbehält, Beihrin- 
tungen des Marftverfehre gegen Ausländer als Ermwiederungen der im Aut- 
lande gegen Preußiihe Untertbanen angeordneten Beichränfungen eintreten zu 

6’ 
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laflen, ift mit Rüdfiht auf den Art. 4. geftrichen und im Auſchluß an ben- 
felben der Art. 38. formulirt worden. 

Der $. 79. der Gewerbe-Orbnung beftimmt, daß Einrichtungen, nad 
welchen der Einkauf von Lebensmitteln auf Wochenmärkten einzelnen Klaſſen 
von Käufern nidt während ber ganzen Dauer des Marktes, jondern nur 
während einer gewiljen Zeit geftattet wird, in Rüdfiht auf örtlihe Gewohn- 
beiten und Yebürfniffe mit Genehmigung der Regierung fortbeftehen dürfen. 
Diefe Konzeifion glaubten die Antragfteller der an manchen Orten hergebrachten 
Gewohuheit um jo weniger bringen zu bürfen, als fie ein Bebürfniß zu 
derartigen Mafregeln nirgends zugeben können. Zur Unterftügung derſelben 
wird gewöhnlich angeführt, daß die Aufläuferei der Höfer, Gaftwirthe ıc., 
wenn diejelben in großer Anzahl den Markt beſuchen, die Girkulation auf 
demjelben beeinträcdhtige und die Areiheit der Privatfäufer beichränfe, ja daß 
die lepteren in Gefahr ftünden, durch den Aufkauf der zu Markt gebrachten 
Waare, indbejondere der befjeren Dualitäten derjelben, von dem direkten Kauf 
mänzlich oder do zum größeren Theil ausgeihloffen und auf den Kauf aus 
zweiter Hand angemwiejen zu werben. Man fonnte fi nicht verbehlen, daß 
die weitere Konſequenz dieſer Anfihten zum Verbot alles Handels führen 
müſſe. Je mehr Käufer den Markt beſuchen, defto größer wird die Zufuhr 
fein; wenn man aber gerade die größten Käufer läftigen Beſchränkungen un- 
terwirft, jo bleibt gewiß aud) eine entiprehende Anzahl von Verkäufern aus, 
Die gar nicht zu Markte fommen und es vorziehen werden, direft mit den 
Käufern zu fontrahiren. Beſuchen nur Die Fleineren Berkäufer den Marft, 
jo fteigert das geringere Angebot den Preis der Waare für das gefammte 
taufende Publikum. 

Ueberdies können polizeilibe Maßregeln zur Beihränfung des Auflaufs 
mit Leichtigkeit umgangen werden und find ſchon deshalb unausführbar, weil 
bie Polizei es Niemanden anjehen fann, ob er für eigenen Bedarf, oder zum“ 
Biederverfauf anfauft. Halb Durdpgeführte Maßregeln aber dienen nur dazu, 
die Konkurrenz, welche die Auffäufer ſich untereinander machen, zu beſchrän— 
fen und demjenigen, der die Polizei zu täuſchen gewußt bat, einen übermäßi« 
gen Gewinn zu fidern. 

Aus diefen Gründen wird vorgejhlagen, den $. 79. der Gewerbe-Ord- 
mung zu ftreihen. Anders verhält es ji mit dem $. 80, derſelben, der ben 
Verkauf außerhalb des Marktortes verbietet. Hierzu bat Die Polizei. offenbar 
die Berpflihtung, da ihr zu verbüten obliegt, daß der Zwed des Wochenmark⸗ 
tes vereitelf werde, ber darin beſteht, Käufer und Berkäufer auf demſelben 
Plage zufammen zu führen, 


Zum Art. 40. 


Im Titel V. (Taren) ſchlagen die Antragfteller nur die Streichung des 
8, 89. der Gewerbe-Drdnung vor, ber verordnet, daß VBrodtaren an einzelnen 
Orten, wenn und fo lange dies durch bejondere Umſtände gerechtfertigt er» 
fcheint, mit Genehmigung der Minifterien. eingeführt oder beibehalten werden 
fönnen. Es ſoll bier nicht ausgeführt werden, was fih überhaupt gegen 
Zaren jagen läßt, nachdem das Haus der Abgeordneten das Thema von den 
Zinstaren fo gründlich erörtert hat; eben jo wenig iſt es am Drie, die Ein- 
wirfungen der Mahl. und Schlachtſteuer und der Gewerbeftener der Bider 
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auf die Eteigerung ber Brodpreife einer Prüfung zw ımteizieben. Nur darauf 
muß immer wieder hingewielen werben, baß bie freie Konkurrenz unter ben 
Gewerbetreibenden, und zwar nicht bloß unter den am Orte befindlichen, ſon⸗ 
bern auch der ftäbtiichen Bäder mit denen des umliegenden Landbezirls, die 
Brodpreiſe am beften regulirt. Daß die Konfurcenz bisher ihre ES chuldigkeit 
gethan hat, ergiebt fi aud aus der von den Brodfabrifen gemachten Erfah— 
rung, mad welcher dieſe Auftalten, die mit der Mitbewerbung der Bäder 
ſchwer zu kämpfen haben, das in ihnen angelegte Kapital nod nicht mit 
5 pCt. verzinfen. Die Feſtſtellung der Bredpreiſe durch den Staat führt, 
wie das abjchredende Beiipiel von Paris darthut, zu ſogialiſtiſchen Einrich- 
tungen, die für die Dauer unhaltbar find, weil fie die Finanzen der Roms 
munen wie bed Staates untergraben. Werden aber die Brodtaren, wie ver 
8. 89, vorausjept, nur zeitweilig eingeführt, und will man dadurd ein Mit 
tel gewinnen, um vorkommenden Falld die durch die Theuerung ter erften 
Lebensbebürfnifje erbitterten Gemüther zu beihwichtigen, jo verfehlt man den 
Zwed nad allen Eeiten. Ohne daß man eine Ermäßigung ber Bredpreiſe 
berbeiführt, giebt man dem Mißmuth des Volkes eine eben fo falſche als ge» 
fährlidye Richtung, inden man benielben auf die an der Theuerung meilten» 
theils unſchuldigen Bäder ablenft und auf dielem Wege bas Gejep zum Mit« 
fhuldigen von Exzeſſen macht, die in ſolchen Zeiten nur allzu häufig vorzus 
tommen pflegen. 


Zu den Art. 41—52. 


Nahdem die Etellung, melde die Allgemeine Gemwerbe- Drbnung dem 
Innungsweſen einräumt, in ber Einleitung; dargelegt worden ift, bleibt nur 
noch übrig, bei den zum Zit. VI. verjelben, die Innungen ber Gewerbetreir 
benden heireffend, vorgejchlagenen Abänderungen im Einzelnen nachzuweiſen, 
wiefern die durch jenes Geſetz zugelafjene Innung mit den Grundjägen ber 
Gewerbefreiheit übereinftimmt, und in melden andern Punkten fie von ber» 
ſelben abweicht. 

Die Grundbeftimmung des Tit. VL ($$. 101., 94., Alinea 1. und 108.) 
geht dahin, daß diejnigen, welde an demielben Drte gleiche oder verwandte 
Gewerbe betreiben, zu einer Innung zujammentreten Fönnen, die Befugniß 
zum Gewerbebetriebe jedod von dem Beitritt zur Junung nit abbäugig ges 
macht werden darf; dagegen ift der Nachweis ber Befähigung für die Aufr 
nahme im biejelbe erforberlih. Die Mitzliever der beftehenden Innungen 
($. 96.) können nad vollftändiger Erfüllung ihrer Pflichten ausicheiden und 
das Gewerbe nah ihrem Austritt fortiegen. Der Beitritt zu einer Ins 
nung ſchließt die Befugniß nicht aus, zugleich jolhe Gewerbe, für welche die 
Innung nicht gebildet ift, zu betreiben, jewie an anderen Innungen Theil zu 
nebmen ($. 111.)., Bei der Meiiterprüfung fommt es auf eine beitimmte Art 
und Weile, .wie der zu Prüfende die nöthigen Kenntniffe und Fertigkeiten 
erworben habe, nicht an ($. 164.), und aud) zur Geiellen-Prüfung, die übers 
haupt nicht obligatoriſch ift ($. 157.), müfjen ſolche Perfonen zugelaffen were 
den, die das Gewerbe in. anderer Weile ala bei einem jelbftftändigen Gewerber 
treibenden gelernt haben ($. 160.). Endlih kann die Auflöfung von Sununs 
gen ($$. 97. ımd 121. Alinca 2.) durch eigenen Beſchluß erfolgen, wenn zwei 
Drittheile der ſtimmberechtigten Mitglieder dafür ftimmen, und aud gegen 
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ihren Willen fann cine Innung aus überwiegenten Gründen bes Gemeine 
wohles durd die Minifterien aufgelöft werden. 

Während der Nachweis der Befähigung bei der Aufnahme in eine Ine 
nung nur die Bedeutung eines Ballotements durch die Mitglieder der Genofjen» 
{haft bat, fünnte die Beftimmung des $. 131, der Allgemeinen Gewerbe» 
Ordnung bedenklicher erſcheinen, mad) welcher für gewiſſe Gewerbetreibende 
und zwar zunächſt für die zwei und vierzig a. a. O. namhaft gemachten 
Gewerbe die Befugniß, Lehrlinge zu halten, von dem vorgängigen Nachweis 
ber Befähigung zum Betriebe ihres Gewerbes abhängig gemacht wird. ' 

Die Antragfteller baben aber nicht geglaubt, dieſe Beftimmung bejeitigen 
zu dürfen, da ihnen nicht befannt geworden ift, daß dieſelbe zu begründeten 
Beihwerden des Publifums, insbejendere der von Dieler Befugniß ausge— 
ſchloſſenen Gewerbetreibenden Beranlaffung gegeben hat. Der Befugnis hält 
nämlich eine Pflicht und eine Gefahr die Waage, die Pflicht der Unterweiſung des 
Lehrlinge und die Gefahr für den Meiſter, dur die Ungeſchicklichkeit des 
Lehrlings in den erften Jahren an Material und Handwerfezeug eine Ein— 
buße zu erleiden, die fi erft durd den Nugen ausgleicht, welchen ber Lehr⸗ 
ling in ber zweiten Hälfte der Lehrzeit feinem Lehrherrn verſchaffen fann. 

Daß der mit Lehrlingen arbeitende Meifter ver demjenigen, der nur Ges 
fellen beihäftigt, fi eines wirthſchaftlichen Vorzugs erfreut, wird faum bes 
bauptet werden fünnen; wäre Dies aber auch der Fall, jo würde es nur ein 
gerechter Lohn für den Aufwand ven Zeit und Mühe Seitens des Lehrherrn 
fein. Die tleineren Gewerbetreibenden betradhteri die ſchwere und für Die 
Entwidelung der Induſtrie bedeutjame Pflicht der Ausbildung von Lehrlingen 
als ein Net, auf deifen Erhaltung fie ftolz find, fir jegen ihre Ehre darin, 
dab die techniſche Ausbildung der arbeitenden Jugend ihr Werk jei und wol« 
len diefe Ehre mit Niemanden theilen, der nicht feine Lehrerprüfung befanden 
bat. So lange dieje Gefinnung lebendig ift und in Wahrheit ein großer 
Theil der geichidteften Kabrifarbeiter aus der Werfftatt geprüfter Meifter ber« 
vorgebt, ift feine Beranlafjung verbanden, eine Abänderung der in Rede fte- 
henden Beitimmung berbeizuführen. Zudem wird aud Eltern und Vormün— 
dern, die Eöhne und Pilegebefohlene bei tücdhrigen Meiftern unterbringen 
wollen, durch jene Beſtimmung ein Kingerzeig gegeben und eine Beruhigung 
gewährt, die bisher dankbar anerfannt worden find. 

Die Antragfteller treten aus dieſen Gründen dem Prinzip des $. 131. 
der Gewerbe-Ordnung bei, fie befinden ſich demgemäß mit den Grundlagen 
der Zir. VI. und VIL in wejentlider Uebereinftimmung und ſchlagen zu ein« 
zelnen Beftimmungen derjelben die nachfolgenden Abänderungen vor. 


Zu den Art. 41. und 42, 


Die Bedingungen, unter melden Gewerbetreibende nad $. 103, der Al- 
gemeinen Gewerbe-Ortnung ven der Theilnahme au der Bildung einer Ine 
nung ausgeſchloſſen find, ftimmen theils mit dem gegenwärtigen Strafgeiepe 
nicht mebr überein, theils geben jie durch die in Nr. 1. vorfommende Bezeich« 
nung: „wegen eines von ebrloier Gefinnung zeugenden Verbrechens“, zu wills 
fürliher Handhabung des Geieges Veranlaſſung. Der Art. 41. führe Diele 
Bedingungen auf beftimmte thatſächliche Nerbältniffe zurüd. Eine nothwen— 
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bige Folge deffelben ift der Art. 42., der den $. 107. ber Allgemeinen Ges 
werbe-Drdnung in analoger Weile umgeftaltet. 


Zum Art. 43, 


Es ift ein Verdienſt der Allgemeinen Gewerbe» Orbnung von 1845 ge« 
weien, daß fie das alte Verbältnig der Innungen zum Magiftrat wieder ber» 
geitellt und aud hierdurch Die der Polizei durch das Gejep vom September 
1811 eingeräunten Befugniffe wejentlih beſchränkt hat. Die Stellung der 
Kommunal-Bebörde zu den Innungen wird in den 88. 105., 108., 112., 113,, 
114., 117,, 122,, 137. 147,, 153., 157., 158,, 162. und an anderen Orten 
näher beftimmt. Der Magiftrat erſcheint hierbei theils ala Gemwerks. Obrig« 
feit, die, aus denjelben populären Elementen wie die Innungen, hervorgegans 
gen, die gemeinnügige Thätigfeit derjelben leitet und in ihrem eigenen, wie 
im Öffentlichen Intereffe überwacht, tbeils als die unterfte Aufſichts-Behörde 
des Staates. Im lepterer Beziehung ift eine Abinderung der Vorſchriften 
der Gewerbe: Ordnung nicht nöthig erſchienen, im erfterer jedoch find unver« 
fennbar die durch die Natur der Sache gebotenen Grenzen der Ueberwachung 
in manden Punkten überjcritten, und cs find die Sunungen wie der Ma— 
giftrat durch allzu ängſtliche Vorſchriften beläftigt worden. Dazu gebört die 
Beitimmung des $. 108, der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung, daß, wenn einem 
Gewerberreibenden, ter jein Gewerbe ſchon einige Zeit biudurd mit Aus— 
zeihnung betrieben bar, die Prüfung Seitens der Inuung erlaffen ift, über« 
dies neh die Zuftimmung der Kommunal-Behörde zu dieſem Beſchluſſe erfor 
derlich fein fol. Ein ſolches Vertrauens» Botum, das die Innung ausftellt, 
kann aber gewiß von jeder anderweitigen Kontrole befreit werden. Nicht 
minder ericheint die Betätigung der Innungs-Vorſteher durd die Kommunals 
Behörde als eine unmüge Beläftigung, die durch das Alinea 2. des $. 43, 
entfernt werben foll. Die Aufſicht des Magiftrars erftredt fi über die ganze 
Derwaltung der Innung; er hat ihr Rechnungsweſen, jowie die Gefepmäßig- 
feit aller von ihr gefaßten Bejchlüffe jo bis in’s Detail zu überwachen, daß 
eine Beftitigung der Perjonen, welche die Innungen an ihre Epipe ftellen 
wollen, überflüffig ift und nur zu Neibungen führen kann, benen unter allen 
Umftänden vorgebeugt werden muß. Aus denjelben Gründen ift im Alinea 3, 
ded Art. 43. eine Anordnung vorgeſchlagen worden, vermöge welder der 
Gewerks-Beiſitzer von allen Borfällen innerhalb der Innung in Kenntniß er 
halten wird, ohne daß er jeder Verfammlung derſelben beizuwebnen braucht, 
Die in dieier Korm ausgeübte Bevormuudung der Innungen wird von denielben 
ſchmerzlich emipfuncen, und es erſcheint vol unbedenklich, fie daven zu bee 
freien und ihr Eeltfigefühl, ſowie die eigene Einſicht in dasjenige, was ge» 
geieplich geftattet oder verboten ift, zu fteigern. Dem Beifiger bleibt es uns 
benommen, im Fall ein Mingriff Seitens der Innung vorgefommen ſein 
follte, entweder dur perſöuliche Einwirkung oder auf einem fonft geeigneten 
Wege, demjelben abzubelfen. 


Zum rt. 44, 


Diejer Artikel hebt Das zweite Alinea des $. 115. der Allgemeinen Ges 
weıbe» Drtnung auf, nach welchem das Stimmredt innerhalb ber Innung 
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von einem ‚gewiffen Umfunge des Gewerbebetriebes abhängig gemacht uub ver 
fchiedentlich abgeftuft werden kann. Die Gleichheit der Genoſſen in der Ges 
noſſenſchaft ift von jeher die Lebensbedingung der Innungen gemeien und dul« 
det die dur das Gejep zugelaffenen Beoorzägungen nicht, ven denen auch, 
wenn die Antragfteller nicht falſch berichtet find, nirgends Gebrauh gemacht 
worden iſt. 


Zum Art. 45. 


Eine ähnliche Bewandniß hat es mit Deu $$. 118. und 119, der Allge 
meinen Gemwerbe-Drdnung, die, im Widerſpruch mit den fonftigen Grundlagen 
des Tit. VL, die Bildung einer Zwangsiunung in der Art zulaffen, daß derielben 
alle Gewerbetreibenden einer gewiſſen Gattung ehue Nachweis der Befähigung 
kbiglid durh den Beginn ihres Gewerbes angehören Dieſes Prin« 
zip, das der Deftreidyiihen Gewerbe-Drdnung neuerdings zu Grunde gelegt 
worden ift, widerftrebt aber deu Gewohnheiten nuleres Gewerbeftandes. Die 
Innungsmeifter ſträuben fid) dagegen, mit ungeprüften Meiftern in Einer Ins 
wung zu figen, während andere Gewerbetreibende jedem Sunungs» Berbande 
abheld find. Dieje Abneigung muß natürlich vermehrt werden, wenn 8. 119. 
Nr. 1. das Stimmrecht in einer derartigen Innung von dem Nachweis der 
Befähigung abhängig macht. Dazu kommt, daß der in Rede fteheude Paras 
graph fein Prinzip nit einmal folgerecht durchführt. Nicht allein, daß er 
den Ausichluß aus der Innung wegen Verbredhen oder unmwürdiger Haudlun» 
zen geftattet, entbindet er auch Diejenigen von der Theilnahme an der Ins 
nung, welche ausdrücklich erflärt haben, ihr nicht beitreten oder aus berjelben aus⸗ 
jheiden zu wollen. Anftatt alſe, wie die Oeſterreichiſche Gewerbe-Drdnung im 
fonjequenier Weile gethan hat, im Gegeniag zu der durd die SS. 94— 117. 
der Allgemeinen Gemwerber-Drdnung zugelaffenen freien Iunung eine Zwangs« 
Innung zu jhaffen, welche, ohne Nüdjidt auf die abgelegte Prüfung, alle 
Gewerbetreibende verjelben Gattung zu einer Geneſſenſchaft vereinigt, unters 
ſcheidet fi) die Sunung des $. 118. nur dadurd von der bes $. 101., daß 
der erjteren die Grwerbetreibenden als ſolche, ohne austrüdliche Erklärung ihres 
Beitritts, angehören. Da fie jedoeh in jedem Augenblide ausjheiden fünnen, 
jo ift ver Unterfchied zwiidhen beiden Aten von Iunungen nicht erheblich ge 
aug, um eine ſolche fafultative Beftimmung überhaupt fortbeiteben zu laffen. 
Auch von diejen Paragrapben des Geſetzes dürfte ein praktiſcher Gebraud) jeit 
dem Erlaß defjelben noch nicht gemacht und die Streichung derielben um jo 
mehr gerechtfertigt fein. 


Zum Art, 46, 


Der $. 120. der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung geftattet mit Zuftims 
mung der Gemeinde Abweichungen der Innungs: Statuten von den $$. 101. ff. 
und legt bierburd jeder Gemeinde Das Recht zur Abinderung der allgemeinen 
Gejepe bei. 

Die Städte-Drdnung vom 30. Mai 1853 erflärt im $. 11. jede Stadt 
für befugt, bejondere ftaturariihe Anordnungen über ſolche Angelegenheiten zu 
treffen, binfichtlich deren das Geſetz Verſchiedenheiten geftattet oder feine auss 
drüdlien Beftimmungen enthält. Dies find denn aud die Schranken, in 
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nerhalb deren jedes Statut ſich zu halten bat, und es ift fein Grund 'abzu« 
fehen, weshalb den Innungen geftattet jein fol, von den woblerwogenen Bes 
ftimmungen der Allgemeinen Gewerbe» Drbnung in ihrem vermeintlihen Ins 
terefie abzumeidhen und eine Berwirrung der gewerblichen Rechtsverhältniſſe 
bervorzurufen, die wohl nur irrtbümlih für eine berechtigte Eigenthümlichkeit 
gehalten werden kann. Nad der Aaffung des Ürtifeld darf das Statut nicht 
contra legem, wohl abet praeter legem verorbnen, 


Zum Art. 47, 


Dieſer Artikel ift wie Art. 75. aus 8. 46. der Verordnung vom 9. Ber 
bruar 1849 berübergenommen und am betreffenden Drte eingeichaltet worden. 
Die unfelbitftändigen Arbeiter, Gefellen ſowohl wie Kabrifarbeiter, mit ihrer 
Meinung zu hören, wenn über ibre Intereffen entihieden werden ſoll, im 
vorliegenden Fall durd die Innung, im Kalle des Art. 75. durch Gemeinde- 
beichluß, entfpricht der Klugheit wie der Gerechtigfeit, während ber Verſuch, 
diele nicht feßbaften Elemente (Verordnung von 1849 88. 37. und 39.) in 
die Prüfungs-Kommiſſion aufzunebmen, geiceitert und bereits dur das Ger 
je vom 15. Mai 1854 wieder aufgegeben ift. Vergl. die Motive Seite 51. 


Zu den Art. 48-50. 


Die. genannten Artikel find der Verordnung von 1849 ($$. 60—63.) 
mit den erforderlihen Abänderungen entnommen. In der Allgemeinen Ger 
werbe-Ordnung fehlt e: an einer Beftimmung zur Bejeitigung Der mannig» 
fahen Mißbräuche, die in den Iunungen bei Aufnabme neuer Mitglieder, 
fo wie bei der Aufnahme und Entlaffung von Lehrlingen durch die Entrich— 
tung von Abgaben und Gebühren an die Altmeilter und magiftratualiichen 
Beifiger der Gewerke vorgefommen find. Der Art. 48. der Borlage faßt Die 
weientliben Beftimmungen der $$. 60. und 61. der Verordnung von 1849 
zufammen, indem er die proviloriihen Beftimmungen derjelben bejeitigt. Die 
88. 62. und 68, derielben find wörtlid aufgenommen; nur die legten Worte 
des zweiten Alinea des $. 63., jomwie die $$. 64. und 65. haben aus den 
Seite 30. angegebenen Gründen geftrihen werden müfjen. 


Zu den Art. 51. und 52. 


Die in diefen Artikeln aetroffenen Beftimmungen find in dem 8. 66. der 
Berorbnung von 1849 und im $. 7. des Gejepes vom 15. Mai 1854 ent 
halten. Die Abänderung des erftgenannten Paragraphen ift durch die in dem 
legtgenannten gegebene Borjchrift bedingt. 


Zu den Art. 53. und 54. 


Diefer Artikel, der an die Stelle des $. 127. der Allgemeinen Gewerbe» 
Drbnung tritt, ift nach Analogie des Art. 41. gefaßt und dadurch Die aus 
fittlihen Gründen zu befchränfende Befugniß zum Halten von Lehrlingen noch 
weiter verjhärft worden. Der $. 128. der Allgemeinen Gewerbe» Ordnung 
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ird aufzehoben, nicht bloß deshalb, weil unſere Gejepgebung eine vorläufige 
Freiſprechung im KriminalsUnterfuhungen nicht mehr kennt, jondern auch weil 
der vorliegende Hall feine ausreichende Beranlaffung barbietet, den Rommu- 
nal-Bebhörben oder den Megierungen eine fo weit gehende diskretionaire Be» 
fugniß einzuräumen. 

Die Aufhebung des $. 130. der Allgemeinen Gewerbe-Orbnung rechtfer» 
tigt ſich dadurch, daß in dem dort vorgeiebenen Falle den Eltern oder Bor« 
mündern bes Lehrlings überlaffen bleiben darf, nach beftem Wiffen ihre Pflicht 
zu thun, die durch den in Rede ftehenden Paragraphen angeordnete Bevor— 
mundung ber natürlichen Bertreter des Lehrlinges durch die Kommunal» Bes 
börde daher füglih wegfallen fann. 


Zum Art. 55. 


Die getroffene Anordnung findet darin ihren Grund, daß es für größere 
Städte von Nachtheil ift, die in den Händen des Magiftrats befindliche Ge— 
werbe-Polizei in einzelnen Fällen an die PolizeisBehörde übergehen zu 
laffen. 


Zu den Art. 56—67, 


Der Tit. VIII. der Allgemeinen Gemwerbe-Drdnung enthält die VBorichrifr 
ten über Prüfungen für die Aufnahme in Innungen und für die Befugniß 
zur Annahme von Lehrlingen. Die Antragfteller ſchlagen vor, dieſen Zitel, ſo— 
wie $. 157. der Allgemeinen Gewerbe-Orbnung, betreffend die Gejellen-Prüs 
fung, mit den biefelbe Materie behandelnden 88. 37—43. der Verordnung 
von 1849 zu verichmelzen. Die Anordnung der aus den geichidteften und 
geachtetften Gewerbetreibenden zufammengejepten Orts» oder Diftrifts-Prüfungs- 
Behörde, wie der $. 162. der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung fie vorfchreibt, 
war daranf berechnet, ein unparteiiſches Kollegium zu bilden, in welchem 
die Hauptgattungen der in dem Orte oder Diftrifte betriebenen Gewerbe, obne 
Rückſicht darauf, ob die Mitglieder den Innungen angehörten oder nicht, vers 
treten fein follten. Dieje Einrichtung bat ihren Zmed verfehlt und es muß 
anerfannt werden, daß die von der Verordnung von 1849 eingeführte Orga- 
nijation des Prüfungsweiens, welches eine Prüfunge-Kommilfion für jebe In— 
nung und eine Kreid-Prüfungsfommilfion für die innungsfreien Gewerbetreis 
benden eines und deffelben Handwerks einjegt, dem praftiichen Bedürfnifje ent« 
fpriht. Dazu kommt, daß dieſe Kommilfionen überall bereits in Funftion 
begriffen find, und es empfiehlt ih um jo mehr, diefelben beizubehalten. Das 
gegen ift der $. 164, der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung- in jeiner wörtliden 
Fallung und der $. 157. derjelben jeinem weſentlichen Inhalte nach in die 
Art. 64. und 65. der Vorlage übergegangen, weil, nad den von den Antrag» 
ftellern aboptirten Grundjsgen der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung, weder bie 
Meifterr noh die Bejellen » Prüfung einen obligatoriihen Charakter 
baben ſoll. 

Die Art. 57—66. enthalten die Vorjhriften über die Meifter- Prüfung, 
ber Art. 67. diejenigen über die Gejellen-Prüfung, auf welche alle in Betreff 
der Meifter- Prüfung serordneten Beftimmungen Anwendung finden ſollen. Die 
Gejelen und Gehülfen, die nah der Verordnung von 1849 zu gleihen Red. 
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ten mit ben Meiftern an ben Prüfungs Kommiffionen Theil zu nehmen befugt 
waren, find bereits durch das @ejep vom 15, Mai 1854 son benjelben aus« 
geihloffen worden. Die Geſellen follten bei ber Meifter-Präfung eine Kon- 
trolle darüber ausüben, daß der Prüfungs⸗Kandidat nicht etwa aus Furcht 
vor der Mitbewerbung befjelben von den Prüfungs» Meiftern zurückgewieſen 
werde, eine Kontrolle, die dem $. 23. der Verorbnung von 1849 gegenüber 
wohl berechtigt ift. Diejes Motiv fällt jedoch für die Antragfteller fort, da 
nad ber Beftimmung ihres Entwurfes die Befugniß zum Gewerbebetrieb von 
dem Ausfall der Prüfung unabhängig ift. Dagegen find die Unzuträglidhfeiten 
umperlennbar, die aus einer Bereinigung felbftftändiger und umjelbftftändiger 
Gewerbetreibender in Einer Kommiſſion nothwendig entitehen müfjen. Ueber» 
dies aber find Die Geſellen eim Huftuirendes, nicht ortsangehöriges Element; 
bei dem tadurd bedingten raſchen Wechſel der Perfönlichfeiten gelangen jene 
Konmiſſionen nicht leicht zu einer fterigen Wirkſamkeit. Aus diejen Gründen 
haben die Antraaſteller fich der in Rede ftehenden Beitimmuug des Gejepes 
von 1854 angeichlofjen. Dagegen baben fie der büreaukratiſchen Tendenz dei» 
jelben insbeiondere der im &. 5. vergeidriebenen Betätigung der Prüfungs« 
Meifter durch die Kommunals-Behörde, jowie der Vorſchrift, daß der Landrath 
vier bis jehs im Kreije wohnhafte Meifter für die Kreis-Prüfungsfommilfion 
„widerruflicd beftimmt, nicht zuftimmen fünnen; ebenjowenig haben fie 
die weitere Beichränfung aufgenommen, daß die Prüfungs: Meifter der Kreis- 
Prüfungstommijfion einer Junung nidt anzehören dürfen, weil jie die freie 
Wahl der Gewerbetreibenten nicht beihränfen wollten. Ueberhaupt fommt 
eö, wie bereits oben augeführt worden ift, nad Aufhebung bes $. 23. 
der Berorduung von 1849 auf derartige minutiöje Vorſichtsmaßregeln nicht 
mehr an. 


Zum Xrtifel 68. 


Die Antragfteller ſchlagen die Aufhebung des Tit. IX., betreffend die 
Drts-Statuten, vor; indbejondere find die $$. 168. und 170, der Allgemeinen 
Gewerbe-Ordnung, nad denen die Vorſchriften der Titel VI. und VIL in Anje- 
bung der Snuungen, jowie der Gejellen, Gehülfen und Lehrlinge mit Genehmi» 
gung der Viinifterien durch Drts-Etaturen abgeändert werden fönnen, aus ben 
zum Artifel 46. entwidelten Motiven geſtrichen worden. Es ift durchaus un» 
zuläjiig und mit unjeren heutigen Berfaffungezuftänden vollends unverträglid, 
eine von einzelnen Gemeinden audgebende, von den Mintfterien gutgeheißene 
Gejeggebung neben der allgemeinen Gejepgebung des Landes einhergehen zu 
lafien und die Durdführung großer volfswirtbihaftliher Prinzipien von ber 
Laune und dem Borurtheil einer jeden Kommune und ben wedjelnden Ten- 
benzen ber oberften Verwaltungs. Behörden abhängig zu maden. Zwar wirb 
die im $. 168, ertbeilte Befugniß jofort wieder durd die Vorſchriften bes 
8. 170. in der Abfiht beihränft, die weſentlichen Grundlagen der Titel VL 
und VII. auf diefem Wege aufreht zu erhalten; aber jowohl bie Regel 
($. 168.) alö die Ausnahme ($. 170.) gehen jo in’s Unbejtimmte, und haben, 
wenn man eine jede für fich betrachtet, einen fo doftrinären Charakter, daß 
ſich nicht leicht überjchen läßt, wie weit etwa die eine durch die andere ab» 
forbirt wird. 

Die Neigung, bei Aufſtellung ven Orts-Statuten nad) $. 168. zu ver- 
alteten Grundjägen zurüdzufehren, ift durd die vorgejchriebenen Einichränfun- 
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gen bes $. 170., wie es ſcheint, bisher im Zügel gehalten worden, und mur 
aus dieſem Umftante läßt es. fi erklären, daß die in Rede ftehenden Para- 
grapben noch feine Anwendung gefunden haben. 

Dagegen ift der Grundgebanfe des $. 169. der Allgemeinen Gewerbe» 
Ordnung, jedoch in veränderter Faflung und mit Weglaffung des Ali- 
nea 1,, im 


Art. 69, 


beibehalten worden. Die Antragfteller ſchlagen nämlid vor, die Befugniß 
zum Erlaß von Orts-Statuten lediglich auf das in der Praris bewährte In⸗ 
ftitut des gewerblichen Kaſſenweſens zu beidhränfen und zur Vermeidung von 
gewagten Erperimenten insbeſondere aud die Beftimmung fallen zu laſſen, 
daß über die Verhältniffe der jelbftfiindigen Gemwerbetreibenden zu ihren Ge— 
fellen, Gebülfen und Eehrlingen durch Drts-Statuten Anorbnungen mit ber 
Wirkung getroffen werden fönnen, daß eine Abänderung berjelben durch Ber- 
trag nicht zuläffig ift. An diejen Artıkel, der die Definition des Orts⸗Sta⸗ 
tut? und zugleih die Abgrenzung jeiner Wirkſamkeit feitftellt, reiben fidy 
in den 


Art. 70-74, 


bie Beftimmungen der $$. 56—59. der Verordnung von 1849 in menig ver« 
änderter Faſſung au. 

Dieſe Borichriften zielen darauf ab, den Zrieb zur Selbfthülfe in ven 
Arbeitern rege zu erhalten, durch die Beiträge aber, die Meifter und Fabrifs 
berren an die Gejellen- und Arbeiter-Kaffen zu entridhten haben, das Band 
zwifchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern fefter zu knüpfen und die erfteren 
auf die Pflicht hinzuweiſen, ihre Arbeiter nicht bloß als Werkzeuge der Arbeit 
auszunugen, jondern in menſchlicher Theilnahme ihnen zur Seite zu ftehen. 

Die betreffenden Beftimmungen der Verordnung von 1849 dehnen die 
im $. 169. al. 2. der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung bereits für die Gefellen 
feftgeießte Verpflichtung, den am Orte beitehenden Kafjenverbindungen beizu- 
treten, aud auf die felbftitändigen Gemwerbetreibeuden und die Fabrifarbeiter 
aus, fir verpflichten ferner die Handmwerfer jowohl wie die Fabrifarbeiter, zu 
den Unterftüpungs-Kaffen der Gejellen und Fabrifarbeiter einen Zuſchuß aus 
eigenen Mitteln zu leiften, der die Hälfte des von ihren Arbeitnehmern aufs 
gebrachten Betrages nicht überfteigt. Beiderlei Verpflichtungen follen jedoch 
nur durch Orts-Statut vorgejchrieben werben bürfen, 

Die Antragfteller haben fih die Bedenfen nicht verheblt, die dagegen 
obmwalten, daß der Gefepgebung überhaupt ein Eingriff in eine Fürforge ge— 
ftartet wird, die der freieften Entwidelung überlaffen bleiben jollte, die nur 
auf dem Boden freiwilliger Selbftthätigfeit gute Früchte bringen fann. Wird 
die Sparjamfeit des Arbeiterd, der in guten Tagen für ſchlimme zurädlegt, 
das Woblwollen des Arbeitgebers, der feine Arbeitnehmer zu fo löblihem Thun 
durch Zuſchüſſe aus eigenen Mitteln aufmuntert, in eine geſetzliche Pflicht ums 
gewandelt und diejen Beiträgen der Charakter einer Steuer beigelegt, jo müſ— 
jen dadurch Beihwerden über Eingriffe in die perjönlidhe Freiheit und Webers 
bürdung hervorgerufen werden, die im andern Falle niemals entftanden wären. 
Denn Niemanden wird es einfallen, feine freiwillig geleifteren Beiträge dem 
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Steuerbetrage hinzuzurechnen, den er für den Staat und bie Gemeinde aufs 
zubringen bar. Nicht mit Unrecht ift daher der fozialiftifche Beigeihmad jener 
Geſehgebung gerügt worben, indem die Einrichtungen des Sozialiemus fid 
von denjenigen, die aus ber freien Regung der gejellihaftlichen Thätigfeit 
beroorgeben, nicht der Art nad, jondern nur dadurch untericheiden, daß bieje 
Regungen geieplich firirt werben follen. Gleihwohl haben die Antragfteller 
fich nicht entichließen können, die Bejritigung von Beftimmungen vorzuſchlagen, 
die bereis fo tief ins Leben gedrungen find und zahlreiche, moblthätig wir 
fende Einridhtungen hervorgerufen haben, denen ter geleplihe Boden würbe 
entzogen werben. 

Und in der That haben die angeführten Beftimmungen der Verordnung 
son 1849 die Demarfationslinie, Die zwiichen der freiwilligen Selbfthülfe und 
dem jozialiftiichen Gebote hinläuft, zwar mit dem einem Fuße überjchritten, fie 
find aber mit dem andern anf, dem Boden der Selbfthülfe ftehen geblieben. 
Denn nur in dem Falle, wenn gewerbliche Unterftüpungs- Kaffen aus freiem 
Antriebe bereits begründet waren, fol der Beftand berjelben dadurch geficyert 
werden dürfen, daß die Berpflihtung Aller zum Beitritt ausgeſprochen wird; ledig» 
lih dem Ermefjen ter ftäbtiihen Behörten aber bleibt es überlaffen, ob und 
wann fie, je nad der Lebensfähigfeit jener Kaffen und mit Rückſicht auf die 
Gejammt-Berhältniffe ihres Orts, den Erlaß eines derartigen Orts· Geſetzeo 
für zweckmäßig erachten und welche beſondere Bedingungen und Vorbehalte 
fie daran fnüpfen wollen. 

Dieſen Standpunft hat das Gejep vom 3. April 1854 verlaffen und ift 
in das Lager bes bürenufratiihen Sozialismus übergegangen. Der $. 1, des 
Geſetzes erweitert die Befunni des Orts-Statuts dahin, daß es für Gefellen 
und Fabrifarbeiter die Verpflichtung feftiepen fann, Kaflen und Verbindungen 
zu gegenfeitiger Unterftügung zu bilden. Der eine ber mitwirfenden als 
toren, das Anerkenntniß des Bebürfniffes Eeitens der arbeitenden Klaffen 
durch die Gründung derartiger Verbände, ift jemit gänzlich außer Acht ges 
lafjen und dem einjeitigen Ermefjen des andern Raftors, der Gemeinde, wird 
ed überlafjen, die Begründung von Kafienverbänden vorzuſchreiben, die der 
DOrtd-Armenkaffe jedenfalls wejentlihen Nupen bringen und einen Theil der 
Armenlaft von den Schultern aller Einwohner auf eine einzelne Klaffe der» 
felben abwälzen. Denn darin wird man fi nicht täuſchen können, daß dieſe 
Auffaffung die allgemeine werben muß, ſobald nah der Borfchrift des $. 1. 
verfahren wird. Diejer Paragraph bildet aber nur die Brüde, die der Ge 
fepgeber von der Berorbnung von 1849 zum $. 3. des in Rede ftehenden 
Geſetzes, dem eigentlichen Kern defjelben, gejchlagen bat. Der $. 3. befeitigt 
nämlid aud das Ermeflen der Gemeinde und ertbeilt der Regierung das 
Recht, alle diejenigen Anordnungen, die nur durch das Orts-Statut ins Leben 
zu rufen waren, jofern dem obwaltenden Bedürfniſſe durch ein ent» 
fprehendes Ortsſtatut nicht genügt wird, für einzelne oder, nah Maßgabe 
des Bedürfniffes, für mehrere Orte jelbftftändig zu treffen. Der Staat befieblt 
Sparjamfeit und Wehlwollen — jellten die Arbeiter daraus nicht den An« 
ſpruch auf eine Gegenleiftung, etwa das Net auf Arbeit oder dech die Feſt— 
ftellung eines Minimums des Lohnes berleiten fünnen? Und wesbalb bleibt 
man bei den Geſellen und Fabrifarbeitern fteben, aus deren Reihen das Kon» 
tingent der Almojen» Empfänger gewiß nicht in erfter Linie vermehrt wird, 
weshalb dehnt man dieſe geſetzliche Fürſorge nicht auf die geſammte von der 
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Hand in den Mund lebende Bevölkerung aus? Dabeirwürbe man freilich zu 
dem ſeltſamen Ergebniß gelangen, gerade den Dürftigften den größeren Theil 
der Armenpflege aufzubürden, indem man ihnen die Zummthung ftellt, daß 
fie fih an ihrem eigenen Haare aus dem Sumpfe emporwinden folln. In 
Wahrheit aber wird durch dieſe auferordentlidhe der Regierung beigelegte Be- 
fugnig jede freimillige Regung im Arbeiterftande erftidt und derſelbe gebt des 
verfittlihenden Selbſtgefühls verluftig, das die Frucht ſelbſtbegründeter, ſelbſt⸗ 
verwalteter Einrichtungen ift. 

Tiefer in diefe Materie und in die barauf bezüglihen Erfahrungen bes 
abgelaufenen Sahrzehnts einzugeben, verbietet der Zwed dieler Motive, bie 
ſich durchweg auf Audeutungen haben beichränfen müfjen. Die Rechte jwröftiicher 
Perionen, die der 8. 4. ten erwähnten Kaffen gewährt, ſobald ibre Statuten 
von der zuftänvigen Behörde genehmigt find, würden ein werthvolles Geſchenk 
ein, wenn dafjelbe nicht von der Vorausſetzung des $. 3, und von der im $. 5. 
gezogenen Folgerung, daß dieſe Kaſſen unter ber Aufſicht eines von der 
KommunalsBehörbe zu beitellenden Kommiljarius fteben jellen, abhängig ge 
madt wäre. Bon geringer Erbeblichfeit endlich if die im $. 5. getroffene 
Beftimmung, daß die Vermaltungsfoften ber Unterftügungsfaffen bis zur 
Hälfte ihres Betrages den Gemeinden zur Laſt gelegt werden können, ta biefe 
Koften, wenn die Gelbftverwaltung der Berheiligten durch büreaufratiiche For⸗ 
men nicht gänzlich zur Seite geiheben wird, einen faum nennenswertben Bes 
trag nicht zu überfteigen brauchen. 

Die Antragfteller find weit entfernt, die Ertbeilung von Korporationds 
teten, die Kentrole der Kommunal-Behörbde oder auch die Zujammenlegung 
einzelner Oriſchaften bei der Verwaltung des gewerblichen Kafjenweiens aus» 
fließen zu wellen; aber fie find der Meinung, daß bie freie Eelbftbeftim- 
mung bes Arbeiterftandes, die Erfenntniß des örtlichen Bedürfniſſes, burd die 
Gemeindestebörte und die überidhauende Weisheit der Negierung fi bie 
Hand reihen müflen, um in jedem einzelnen Kalle das Richtige zu treffen. 
Die Beftätigung bes Etaruts Seitens ber zuftändigen Behörde bietet den 
natürlihen Anlaß zu jeldem Zulammenwirfen, Wo der Umfang der Kaffe 
es erfordert, mögen Korperationsredhte ertheilt werden, wo hinreichende Kräfte 
zur Verwaltung und Beauffihtigung der Kaſſen vorhanden find, mag Die 
Kommunals Behörde fern bleiben, zumal man durch die gejeglich angeordnete 
Ghablone in die Gefahr geräth, gerade die großartigften, in Heinen Städten 
oder in ländlichen Bezirken befindlihen Kaſſenverbände einer unfähigen Aufs 
fiht unterzuordnen. Wäre in dieſer Weije verfahren worben, jo würde, ohme 
daß es des Geſetzes vom 3, April 1854 bedurfte, das genoficnichaftliche Unter: 
ftügungsweien bereits weiter gedichen fein. 

Hiernach ſchlagen die Antragfteller die Aufhebung bes ermähnten Gejepes 
vor, jedoch mit Ausnahme des $. 2., den fie ade Drittes Alinea dem 


Art. 70, 


hinzugefügt haben, um in den weſtlichen Provinzen, wo ed nur wenige In» 
nungen giebt, die Bildung von Kranken und Sterbekaſſen der jelbftftändigen 
Handwerker nicht dadurch zu erſchweren, daß bie ortsgeſetzliche Berpflichtung 
an das Vorhandenſein von Sunungsfafjen gebunden wird. Der 
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Act. 72. 


beichränft, abweichend vom $. 57. der Verordnung von 1849, die Beitragd- 
pfliht der Handwerker auf die Unterftügungafajien ber Geiellen, während 
die Unterbringung oder Unterſtützung arbeitiuchender oder aus anderen Gründen 
bülfabebürftiger Gejellen, jo wie die Fortbildung ber Lehrlinge und Geſellen 
von der gefeplihen Regelung aueneichloffen bleibt. Abgeſehen von der unbe 
flimmten und durch dieſe Unbeftimmtheit gefährlichen Faffung: „oder aus 
andern Gründe hülfsbedürftig“ Tann den Handwerkern eine weiter gehende 
Fürforge für ihre Arbeitnehmer nicht zugemuthet werben als den Fabrifherren. 
Auch die Pflege der erwähnten, gewiß hochwichtigen Anftalten wird man am 
beften der Vereinbarung der Handwerker inner- und außerhalb der Innungen 
mit ihren Gefellen oder auch, wobei auf bie Handmwerfer-Bereine hingewie⸗ 
fen werben barf, der freien Vereinsthätigfeit überlaffen bürfen. Weber bie in 
bdielem Artitel beibebaltene Beitragapflicht der Handwerker ift von vielen Sets 
ten, und gewiß nicht mit Unrecht, als über eine ungerechtfertigte Härte geflagt 
worden. Daß es dem felbftitändigen Meifter, der Frau und Rind zu ernähe 
ren bat, oft fchlechter geht ala feinen im heiten Lebensalter ftehenden Gehül« 
fen, läßt fi nicht lääͤngnen; nicht minder muß zuneneben werben, daß bie aus 
dem Handwerf bervorgegangenen Kabrifarbeiter, nachdem fie ihre volle Arbeits 
kraft bei der Kabrifarbeit abgenupt haben, häufig wieder im fpäteren Jahren 
zum Handwerk zurückkehren und den Gefellen- Kaffen, mithin andy den beiftenernden 
Meiftern, zur Laſt fallen. Doch aiebt es auch eine nicht geringe Anzabl von 
Handwerfen, bei deren dieſe Erwägungen nicht zutreffen, wo daher die Meir 
fter von der den Fabrikanten auferlegten Pflicht nicht entbunden werben 
können. Dies ift insbefondere bei den meisten Baugewerfen ber Fall, deren 
Betrieb einen folhen Umfang von techniſchen Kenntnifjen und ein fo großes 
Betriebs-Kapital in Aniprud nimmt, daß nur fehr wenige Gelellen dazu ger 
langen, ſich jelbftftändig niederlaffen zu können. Um dieſe Unterſchiede in ben 
wirtbidhaftlihen Zuftänden der Handwerker auszugleichen, wirb es bei Erlaß 
des Ortt-Statuts darauf anfommen, zu individualifiren und fi etwa, wie 
die Stadtverorbneten-Berfammlung in Berlin gethan bat, in Bezug auf jedes 
einzelne Gewerf den Beihluß darüber vorzubebalten, ob das Orts-Statut auf 
dafjelbe Anwendung finden joll oder nit. Der 


Art. 75, 


ift dem Alinen 1. des $. 46. der Verordnung von 1849 nachgebildet. Er 
beſchränkt ſich jedoch nicht bloß auf Geielen und Gehülfen, ſondern wirb aud 
auf Fabrif-Arbeiter ausgedehnt. Aus der Stellung, die ber Artikel hinter 
den von den Ortd-Statuten handelnden Art. 71. bis 73, einnimmt, fowie 
aus der Verweiſung auf diefe Artifel geht hervor, daß er fih auf alle Fälle 
bezieht, in welchen den Arbeitnehmern BVerpflihtungen dur das Orts-Statut 
auferlegt werben jollen, bie weiter gehen als diejenigen, melde fie bereits frei 
willig übernommen haben. Das ben unjelbftftändigen Gewerbetreibenden bier 
durch eingeräumte Recht fließt jo jehr aus ber natürlichen Billigfeit, daß es 
einer weiteren Begründung defjelben nicht bebarf. 


Zu den Art. 76—81, 
Dieje Artikel, welde die Ablohnung der Fabrifarbeiter durh Waaren 
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verbieten, find aus ber Verordnung von 1849 ($$. 50—55.) wörtlid ein» 
geſchaltet. Eben fo ber 


Art. 82, 


welcher dem $. 75. der Verordnung von 1849 entſpricht und die Strafbeftim- 
mungen wegen Webertretung der Art. 76—8B1. enthält. Der $. 76, der ges 
dachten Verordnung ift in den 


Art. 83. ' 


jedoch in veränderter Faſſung übergegangen, indem es an bdiefer Stelle nur 
darauf anfommt, deutlich auezuſprechen, daß die Verhältniſſe der Werfftätten 
und Kabrifen der Militair-Berwaltung durd Das gegenwärtige Gejep nicht 
betroffen werden. Der Zufap des $. 76. jedoch, daß dieſe Verhältniffe ber 
bejonderen Regelung vorbehalten bleiben jollen, könnte dur die Aufnahme 
befjelben in ein GewerbesGejep dem Borurtheil Nahrung geben, ald ob ges 
wiljen Handwerfern ein Recht auf joldye Arbeiten zuftünde, das ihnen durch 
das Vorhandenſein von MilitairrWerkftitten geihmälert wird, Um bieler 
Mißdeutung feinen Raum zu geben, find die Worte: „bleiben ber bejonderen 
Negelung vorbehalten‘, gejtrihen worden. 


N 160. 


Saus der Abgeorbueten. 
Eefion 1860. 


Siebenter Bericht 


er 


Kommiffion für Petitionen. 


A. 


Referent: 
Abgeorbneter Winter. 
— — 


I. Der Ober-Rabbiner Abraham Sutro in Münfter bat Namens Journ. II. Rr. 361. 
feiner Glaubensgenofjen in der Provinz Weftphalen im verfloffenen Sabre dem 
Haufe der Abgeordneten eine Petition eingereicht, durch welche er die Aus» 
führung der Vorſchriften der Verfaſſungs-Urkunde in Beziehung auf Anftels 
lung der Juden im Staatedienft in Gemäßheit der Art. 4. und 12. ber Ber 
faffungs-Urfunde und Aufhebung verjhiedener, dem entgegenftehender Mini« 
fterialsMejfripte bezwedte. Als mit den Beſtimmungen ber Berfaffungs-Urkunbe 
nit im Einklang ftebend, bezeichnete er folgende Reſkripte: 

1) aus dem Juftiz-Minifterium, erlaffen; 

a. ein am 9. Dfiber 1851 an ſämmtliche Appellationtgerichte 
ergangenes Neikript, nad welchem auf Grund eines Staatt« 
Minifterial» Beichlufies die jüdiſchen Glaubenzgenoffen im 
Iuftigdienft von allen Aemtern ausgeſchloſſen bleiben jollen, 
in welchen fie in die Lage kommen fünnen, chriſtliche Eide 
abzunehmen ; 

b. bie allgemeine Verfügung vom 10, Juli 1857 (Juftiz, Mini» 
Iterialblatt pag. 266.), durch melde die Appellationsgerichte, 
um dem Andrang jüdijcher Aipiranten zum Iuftizdienft zu 
wehren, angewiejen find, nur noch diejenigen jũdiſchen Rechts— 
Kandidaten zur Prüfung für die Ausfultatur und Beſchäf— 
tigung bei den Gerichten zugulafien, welche mit Ablauf des 
Winter-Semeftere 1857/58 das triennium academicum ab» 
jolvirt hätten. 
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2) ein aus den Minifterien für Handel, Gewerbe und öffentliche Ars 
beiten und für landwirtbichaftlihe Angelegenheiten am 6. Okto— 
ber 1852 gemeinihaftlih erlaffenes Refkript, in welchem ausge- 
ſprochen worden, daß ein jüdischer Kelbmefler-Eleve zwar zur Feld- 
mefjer-Prüfung, und nad wohlbeftandenem Eramen zur Bereidung 
als Feldmefler zugelaffen, demſelben aber vor Erteilung ber Prür- 
fungsarbeiten ad protocollum bedeutet werben jolle, daß er durch 
Prüfung und Bereidung Anſpruch auf Anitellung und Beſchäfti— 
gung im Staatsdienft nicht erlange, und namentlidy die Ablegung 
der Feldmefjer-Prüfung nit den Anfang zur Baubeamten-Lauf- 
babn made. 

3) Hat Petent ein angeblih aus dem Hanbels-Minifterrum im Jahre 
1853 an ſämmtliche Regierungen erlaffenes, in der Zeitihrift für 
Bauweſen abgedrudtes Rejfript bezeichnet, in welchem beftimmt 
fein soll, daß es nicht angemefjen erfcheine, jübiihe Baumeifter 
als Bauführer im Staatsdienft zu beichäftigen; 

4) Endlich hat er eine von dem KultussMinifter im Jahre 1851 an« 
geblih erlafjene, nicht näher bezeichnete Verfügung erwähnt, durch 
welche den Juden Anftellungen an den Gymnaſien abgeſchnitten 
fein jellen, 

Der Antrag war dahin gerichtet: 

mit allen Kräften dahin zu wirken, daß der Art. 12. der Ber- 
faffungs: Urkunde vom 31. Januar 1850 ohne irgend welde Be: 
ſchränkung zur volliten Anwendung gebradt werde, und daß bie 
gedachten MinifterialsRefkripte aufgehoben würden. 

Ueber dieſe Petition hat die Kommilfion für Petitionen in ihrem fünf- 
ten Bericht sub Litt. K. dem Haufe berichtet, und demjelben empfohlen, die 
Petition dem 
Staats-Minifterium zur Berüdfihtigung zu übermeijen. 

In der Plenar- Sipung vom 23. März pr. ift über diele Petition aus— 
führlib verbandelt und der Antrag der Petitions « Rommilfion zum Beſchluß 
erhoben. 

Der Petent hat unterm 6. Februar e. dieje Petition wieder in Anregung 
gebracht. Ohne etwas Neues anzuführen, bat er ſich auf die Anzeige ber 
ſchränkt, daß jener Beſchluß feine Erledigung nicht gefunden und er bat daher 
jeinen früheren Antrag lediglich wiederholt. Bei dieſer Sachlage wurde em« 
pfoblen: 

die Petition dem Staats-Minifterium abermals zur Berüdfihtigung 
zu überweijen. 

Von den anwelenden Herren MinifterialsKommilfarien ift hierauf vorge 
tragen: 

1) Zeitens des Herrn Vertreters des Minifters des Innern: 

Die Stants-Negierung habe aus Anlaß der ihr im vorigen Jahre zur 
Berückſichtigung überwiefenen Sutro’jchen Petition den Gegenftand einer ein« 
gehenden Erwägung unterzogen, Nah dem Ergebnis bderjelben werde von der 
Staats-Regiernng anerkannt, daß die in dem Gejepe über die Rechts-Verhält- 
niffe der Suden vom 23. Suli 1847 verordneten Beſchränkungen hinſichtlich 
der Zulaffung jüdiiher Staats» Angehörigen zu öffentlichen Aemtern, als ten 
Art, 4. und 12. der Verfaſſungs-Urkunde zumiberlaufend, durch bie leptere, 
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gemäß Art. 109., unmittelbar außer Kraft gelegt worden jeien, ſoweit fie 
nit anderweitig, wie namentlich im rt. 14., eine verfafjungsmäßige Bes 
gründung fänden. Die Beurtheilung, wie unter Feftbaltung diejes Prinzips 
die Anftellungsfähigkeit der Juden bezüglich der einzelnen Kategorien von 
Aemtern fich geftalte, jei jedoch zunäcft dem betreffenden Herrn Refjort-Mini« 
fter überlafjen geblieben. 

Im Refjort des Minifteriums des Innern babe der obige Grundiag bes 
reits eine praftiihe VBermittelung gefunden dur den im Staats: Anzeiger 
veröffentlichten Cirkular⸗Erlaß vom 3. Februar d. J., worin es als verfaffungs« 
mäßig unzuläffig bezeichnet worden jei, von der perjönliten Verwaltung der 
ortsobrigkeitlihen Polizei und des Dorfihulzgen- Amts dazu jonft qualifizirte 
jübiiche Olaubensgenofjen um des Befenntuifjes Willen auszuſchließen. 

In Bezug auf andere, dem Reſſort des Minifteriums des Innern ange 
börige Gattungen von Aemtern werde von demselben Grundiag ausgegangen 
werben, jobald jidy ein praftiiher Anlap zu Weiſungen an die Behörden er 
geben ſollte. 

Die jpeziellen Beihwerdepunfte der Sutro'ſchen Petition berührten übri— 
gens nicht das Departement des Innern, daher ed von dieſer Seite eines 
nähern Eingehens tarauf nicht bedürfe. Beiläufig jei zwar in der Petition 
erwähnt, daß die durch das IuftizMinifterial-Rejkript vom 10, Juli 1857 
temporär angeorbnete Zurüdweilung jüdiſcher Rechts-Kandidaten von der Aus» 
fultator» Prüfung denjelben indirelt auch die höhere Verwaltungs» Laufbahn 
veriperre. Das Hinderniß liege aber bier nicht auf dem Gebiet dei admini— 
firativen Staatödienftes, und werde daher bie Bemerfung genügen, daß vom 
Standpunkte bes leptern der Behebung jenes Hindernifjes nichts im Wege ftehe. 

2) Seitens des Herrn Kommifjarius des Juftiz-Minifteriums: 

Die angegriffenen Reikripte des Juſtiz-Miniſters bejtinden noch in Wirk« 
jamfeit, derfelbe balte ſich mach jepiger Lage der Gejepgebung nicht für ver, 
pflihtet, die Juden zu Richter-Aemtern zugulaffen, weil nah Art. 4. ber 
Berfaffungs-Urkunde alle öffentlichen Aemter für die dazu Befähigten nur uns 
ter Einhaltung der gejeplichen Bedingungen zugänglih wären. Zu dieſen 
Bedingungen geböre, Daß der Bewerber im Stande jei, alle ibm obliegenden 
Amtspflihten zu erfüllen. 

Zu den Pflichten des Richters gehöre die Abnahme der Parteien» und 
Zeugen-Eide, welche eine mit der chriftlichen Religion wejentlih zuiammenhän» 
gende Handlung jei, und deshalb nicht von dem Belenner einer Religion vor 
genommen werben könne, deren Haupt-Grundiap in Abläugnung der Wahr- 
beit der hriftlihen Neligion beftehe. Außerdem wären die organiihen Vor— 
Ichriften für die GerichtösBerhandlungen, namentlih wegen Abwartung ber 
Sipungen und Termine und wegen der Gerichtäferien auf chriſtliche Einrich- 
tungen bafirt, welche mit dem jüdiihen Sabbath und den Feiertagen nicht har— 
monire, an melden den Juden jede Arbeit verboten ſei. Der Iuftiz.Minifter 
glaube deshalb vor einer Neformation der Prozeß-Geſetzgebung, die Juden 
nicht in Richter-Aemtern -anftellen zu können, und in der beihränften Mög— 
lichfeit der Anftellung babe die nur als vorübergebende Mafregel getroffene 
Ancrdnung ihren Grund, die jüdiſchen Rechts-Kandidaten nit unbedingt zum 
Ausfultatore-&ramen zuzulaſſen. 

8) Seitens des Herrn Kommiljarius des Minifteriums der geiltlichen, 
‚Unterrichts: und Medizinal-Angelegenheiten: 

1* 
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Im Bereich der Unterrichts -Verwaltung werde bie Anftellung von Juden 
ala Eehrer an öffentlichen Schulen und anderen Unterrihts-Anftalten bei nach- 
gewiejener Befähigung nicht beanftandet werden, jofern wicht der chriſtlich con— 
feifionelle Eharafter der betreffenden Auftalt, welder durch den Direktor und 
das Zehrer-Collegium repräjentirt merde, entgegen ſtehe. Mit ber hierdurch 
bedingten, fih von jelbft redhtfertigenden Beſchränkung würden Juden au 
zur Abjolsirung des jugenannten Probe-Sahres, womit die amtliche Lehrthä- 
tigkeit beginne, zugelafien werten. 

Im Bereih der MedizinalsBerwaltung werde bei Anftellungen rin prin« 
zipieller Unterſchied zwiſchen Juden und Chriſten überall nicht gemacht. Das 
Reflort der beiden geiftlichen Abtbeilungen des Minifteriums, werde durd bie 
angeregte Frage wicht berührt. 

Nachdem dieje Erflärungen abgegeben worden, wurde von einer Seite 
der Antrag: 

über die Petition des Sutro zur Tages-DOrdnung überzugeben, 

geſtellt, und derjelbe dadurch motivirt, daß nah den Vorträgen der Herren 
Regierungs-Kommiljarien bie Petition ihre völlige Erledigung gefunden, daß 
tamad gewährt jei, was irgend nur hätte erwartet werben können, baß man 
fogar noch weiter gegangen fei, als geſetzlich als zuläifig erachtet werben könne, 
indem ein Jude zum Edulzen-Amt ſchon zugelaffen jei, und ähnliche Anftel» 
lungen au für die Zukunft wären im Ausfiht geftellt worden. Iu fo fern 
verftoße der Erlaß vom 3. Rebruar c. gegen ben Grunbjap des chriſtlichen 
Staates, daß obrigfeitliche und polizeiliche Aemter den Juden nicht übertra- 
gen werben bürften. 

Darauf wurde von bem Herrn Kommiſſarius des Minifteriums bes In: 
nern enigegnet: 

Der hervorgebobene Grundſatz habe zwar einen geieplihen Aus— 
drud in ben 88. 2. und 3, des Geſetzes vom 23, Juli 1847 gehabt, es 
fomme aber nach der von dem Staatd-Minifterium adoptirten Auffaſſung micht 
mehr auf jene frühere Beftimmung, jondern lediglich darauf an, ob jener 
Grundjag in ber Verfafjungs-Urfunde Anerkennung gefunden habe. Dies 
fei nit der Ball, namentlih laſſe aud der Art. 14. eine ſolche Auslegung 
nicht zu, und befinde fi baber der Grlaß vom 3. Februar a.c. mit den be- 
ftebenden gejeplihen Grunbfäpgen in vollem Einflange. 

Bon.anderer Seite wurde ber Antrag auf Ueberweiſung der Petition an 
das Staats-Minifterium muterftüpt. Es wurde angeführt und mehrfach aus» 
geführt: 

Es müfle mit Befriedigung aufgenommen werden, daß nad dem neuer 
dings von dem Königlihen Staats-Minifterium anerfannten, oben hervorge- 
bobenen Grundjag, der auch bereits jeine praftiihe Anwendung gefunden babe, 
die Beihwerbe des Petenten in einzelnen Punkten nicht ohne Berädfihtigung 
geblieben, und zu erwarten jei, daß bei fernerer Ausführung deſſelben ein 
Theil jener Beſchwerden als bejeitigt ericheinen würde. Dagegen jei denn 
doch nit zu behaupten, daß die Petition ihre volle Berückſichtigung erlangt 
babe, was zur Begründung des geftellten Antrages auf Uebergang zur Tages- 
Ordnung weſentlich erforberlid fein dürfte. Es gelte das namentlich noch 
von dem Kultus Minifterium und von allen noch beftehenden Beihräntungen 
im Reſſort des ZuftigeMinifteriums, in welchem fogar ter Erlaß vom 10, Juli 
1857 no in voller Wirkjamfeit beftehe, und es könne daher nicht angenom, 


5 


men werben, baf die Petition ihre volle Berüdfichtigung gefunden babe, und 
dadurch den Juden zur Erlangung ibrer verfaffungsmäßigen Rechte verholfen, 
oder dieſes aud nur in Ausficht geftellt iei. Der Zwed der Petition jei das 
ber noch nicht erreicht, und deshalb ber Antrag auf abermalige Ucberweijung 
derjelben an das Staatd-Minifterium gerechtfertigt. . 
Es wurde hierauf zur Abftimmung geichritten, und ſolche zunächſt auf 
den Antrag auf Hebergang zur Tages Ordnung gerichtet. Derjelbe wurde mit 
einer großen Majorität abgelehnt, dagegen aber der Antrag auf abermalige 
Ueberweifung der Petition an das Königliche Staats-Minijterium mit einer 
gleih großen Majoritit angenommen, 
Dem gemäß empfiehlt die Kommiſſion dem hoben Haufe: 
die Petition des Sutro dem Königlihen Staat?-Minifterium aber 
mals zur Berückſichtigung zu überweiien. 


EU. Der Graf v. Blumentbal-Sudom und 49 Genofjen, anſchein— 
lich Mitglieder freisftändiicher Vertretungen, haben in einer Petition, d. d. 
Stolp, den 18. Februar a. c., zwei Anträge geftellt, das Haus der Abgeord⸗ 
neten wolle: 

. 1) die Königliche Regierung zur Zurüdnahme der mit dem beftehen- 
den Gejepen nicht vereinbaren Nefkripte des Minifters des Innern 
vom 16. Februar und 17. April 1859, die Zulaffung der Juden 
zur Ausübung ftändiiher Rechte und die Beichränfung des kreis— 
ftändifchen Petitionsrechtes betreffend, veranlaffen, 

2) die Königliche Regierung erjuchen, Die Frage über die Zulaffung 
der Juden zur Ausübung, jowehl der ſtändiſchen als aud ber 
übrigen üobrigfeitlihen Rechte und ihre Befähigung zu Staatt 
Ämtern, im Wege der Gejepgebung zu ordnen, 

Zur Begründung dieſer Anträge ift an» und umſtändlich ausgeführt, daß 
bie noch zu Recht beftehende Kreis-Orbnung für Pommern und Rügen zur 
Ausübung der ftändbiichen Rechte die Zuzebörigfeit zu einer der chriftlichen 
Kirchen erforbere, daß dem entgegen aber in den bezeichneten Minifteriale Res 
ſtripten die Anfiht entwickelt fei, daß dieſe Kreis-Ordnung durch die Gejep« 
gebung von 1850 aufgehoben und im Jahre 1853 nur infoweit wieder ber« 
geftellt jei, ala jie mit ber Berfaffung fi im Einflang befinde. 

Es ift dann an die Verordnung vom 23. Juli 1847 und beren $. 3,, 
welcher die Juden von der Theilnahme an ftändiihen Rechten ausſchließt, ans 
gefnäpft, und eine ausführliche Rechtsausführung darüber gegeben, daß die 
BVorihriften in den Urt. 4. und 12. der Verfaſſungs-Urkunde nicht dazu 
geeignet wären, früber geiepliche Borichriften ohne Weiteres zu befeitigen, ohne 
daß durch beiondere Geſetze die ansdrückliche Aufhebung derielben verfündigt 
worden. Dies iſt für den erften Theil des Petitum sub Nr. 1. angeführt. 

Was ben zweiten anbelangt, jo find die Petenten auf das Minifterial 
Reſtript vom 17. April 1859 zurüdgegangen, und namentlih auf die barin 
enthaltene, den Landrärben gegebene Vorſchrift, nach welcher dieſe auf tie zur 
Berathung der Kreisftände geeigneten Gegenſtände verwieſen, und angewieſen 
find, die Berathung anderer, dabin nicht geböriger Gegenftände, beſonders 
Erörterungen über die Gejegmäßigfeit obrigfeitlicher Anordnungen der Staatd« 
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Regierung, jei es in Beichlüffen, Proteften, Petitionen oder Adrefjen, ein Urs 
theil zu fällen, nicht zu geftatten, derjelben vielmehr mit Energie entgegen zu 
treten. 

Es ericheint für den Zwed des Berichts nicht erforberlih, in dieſe Aus— 
führung weiter einzugeben, da das Thatſächliche oben angeführt, in der De- 
duftion aber nichts Neues enthalten, jonderu nur wieber gegeben ift, was über 
diefen Gegenftand ſchon öfter gelagt worden. Es ift verſucht, darzuthun, daß 
die Angelegenheit durch die Beltimmungen der Berfaffungsverbände nicht ges 
regelt, daß vielmebr erforderlich jei, im Wege der Gejepgebung das Nöthige 
anzuordnen. 

Der erfte Antrag bat eigentlih einen zwiefachen Gegenftand, indem er 

a) die Zulafjung jüdiiher Nittergutsbefiger zu den Kreistagen, und 
die Aufbebung des Reſkripts vom 16. Februar 1859, 
b) die Beihränfung des ftändiihen Petitionsrehts und Aufhebung 
des Reifripts von 17, April 1859 
betrifft. 

Mas den eriten Gegenftand anlangt, je ift es richtig, daß bie Kreit- 
Ordnung für Pommern und Rügen vom 17, Auguft 1825 (Gejeg- Sammlung 
pag. 217. seq.) in ihrem $. 6. als ein Erforderniß zur Ausübung ber Stand- 
ſchaft die Zugebörigfeit zu einer der chriſtlichen Kirchen erfordert, und daß das 
Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der Juden vom 23. Juli 1847 $. 2. die 
Juden von Ausübung ſtändiſcher Gerechtſame ausſchließt. Dieje Verordnun- 
gen find aber nicht mehr emticheidend, denn abgejehen davon, daß ſchon ber 
Art. 12, ter Verfafjungs-Urkunde den Genuß der ftaatsbürgerlihen Rechte, 
denen die Standſchaft unftreitig beizuzählen ift, von dem religiöjen Bekenntniß 
für unabhängig erflärt, ift in der Kreit.Orbnung vom 11, März 1850 feft- 
gelegt, daß hriftliches Befenntnig zur Wahl eines Mitgliedes der Kreis-Ber- 
jammlung nicht erforderlich fein jolle. Die Kreis-Ordnung von 1850 ift 
zwar demnächſt wieder aufgehoben, tadurd find aber die früheren Beſtim— 
mungen in diefer Materie nicht wieder in das Leben gerufen, vielmehr hat 
das Gejep vom 24, Mai 1853 $. 2. die früheren Gejege nur in jo weit 
wieder in Kraft gelegt, als fie nicht mit der Verfafjungs-Urfunde im Wider 
+ jprucdh ſtehen. Dies ift aber hier der Fall, und es würde eine offenbare Ver 
legung des Art. 12. der VerfafjungssUrfunde enthalten, wollte man jüdiſche 
Rittergutsbefiper des Belenntnifjes wegen von der Ausübung der Standſchaft 
ausfhliegen. Es ift daher unrihtig, was Petenten mit Nüdfiht auf die 
frühere Gejepgebung anführen, und das Reifript vom 16. Februar pr. erſcheint 
daher als vollfommen gerechtfertigt. 

Ebenjo unbegründet ift die Beſchwerde über Beihränfung des Petitious- 
rechts, die auf das Minifterial-Rejfript som 17. April v. 3. gegründet it. 
Dur daſſelbe find die betreffenden Kreis-Berjammlungen nur auf Diejenigen 
Gegenſtände beichränft, die ihren Berathungen zugewiejen worden. In biejer 
Hinfiht beftimmt die oben allegirte Kreis: Ordnung für Pommern und Rü- 
gen folgendes: 

Im $. 1. ift als Zwed der Kreis:Verjammlungen bingeftellt, daß fie 
die Kreis-Berwaltung des Landraths begleiten und unterftügen jollte, 

Der $. 3, bezeichnet die Geſchäfte der Kreis» Berjammlungen und als 
ſolche: 
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a. die Vertretung der Kreid-Rorporation in allen, den ganzen Kreis 
betreffenden RommunalsAngelegenbeiten, 

b. die Abgabe den Kreis verpflihtenden Erklärungen in den geeig— 
neten Fällen, und die Repartition von StaatsPräftationen, jo weit 
nit ein beſonderer Nepartitiond « Modus gejeplich vorgejchrier 
ben ift, 

e. jollen fie bei allen Abgaben, Leiftungen und Naturaldienften zu 
ben Kreisbedürfnilfen sorber mit ihren Gutachten gehört werden, 
und fie find berechtigt, Rechnungen über Verwendung folder Gel: 
der abzunehmen, aud Beamte zu wählen, wo eine ftändiiche Ver— 
waltung der Kreid-Angelegenheiten ftattfindet. 

Beiter geben ibre Geſchäfte und ihre Befugnifje nicht, und in Ausübung 
berjelben find die Petenten durch das angefochtene Reifript vom 17. April 
vorigen Jahres nicht verhindert oder beſchränkt. Daffelbe enthält vielmehr 
nur bie den Landräthen ertheilte Weiſung, die Verhandlungen auf die ben 
Kreis-Verlammlungen allein zuftindigen Geichäfte zu beichränfen, und ſolche 
von Gegenftänden fern zu balten, die nicht Gegenftand ihrer Ihätigfeit ſein 
fönnen. Zu ben leptern gebört allerdings die Erörterung politiiher Kragen, 
babin gebören Debatten über die Gejepgmäßigfeit der Anordnungen der Staats» 
Megierung, jei es in Beſchlüſſen, Proteften, Petitionen und Adreſſen, welde 
nah der Kreis-Ordnung felbft nicht zum Gegenftand der Berathung gemacht 
werben fünnen und follen. Das angefochtene Neffript vom 17. April v. 3. 
ericheint daher nach der beitebenden Gejeggebung als vollftändig begründet, 
und es Fann daher dem hoben Haufe nur ter Uebergang zur Tages -Ordnung 
über den erjten Antrag der Prtenten empfohlen werden. 

Iſt aber dies gegründet, und es dürfte nicht zu bezweifeln fein, ſo ent- 
halten die beitebenden Gelege ſchon die erforderlihen Vorſchriften über diejen 
Gegenftand, die namentlich in der Berfaffungs» Urkunde zu ſuchen find, und 
die Entwerfung eines neuen Gejeges erſcheint weder ala ein Bedürfniß; noch 
einmal als zuläſſig. Cs ift daher nur eine Konjequenz des von der Kom» 
miſſion zuerft geftellten Antrages, wenn auch bier der Mebergang zur Tages— 
Drdnung befürwortet wird. 

Die Kommilfion fann daber dem hoben Haufe nur vorjhlagen: 

über die Petition des Grafen v. Blumentbal-Sudom und 
Genofjen zur Tages-Drdnung überzugehen. 


B. 


Neferent: 
Abgeordneter Pape. 
— r —— 


I. Der Magiſtrat und die Stadtverordneten zu Sagan haben, unter Journ. II. Nr. 132. 
Ueberreichung der „erneuerten allgemeinen Stoli-Tarerdnung für das ſouve— 
raine Herzogthum Schlefien vom 8. Auguft 1750, die Bitte an das hohe 
Haus gerichtet: 
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bei ber Königlichen Staats-Regierung die Ausarbeitung einer 
neuen Stola-Tarordnung, in welder die Intereſſen ber Geiftlich- 
feit und bie der Kirhen-Gemeindemitglieder gleihmäßig Berüd« 
fihtigung finden, zu beantragen. 

Zur Begründung wirb angeführt, daß bie Tar-Orbnung, vor jaft 110 
Fahren erlafjen, für die gegenwärtigen BVerhältniffe in feiner Beziehung mehr 
pafje, daß biejelbe vielfahe Urfahe von Klagen und Zerwürfniffen. zwiſchen 
Geiftlihen und Kirhenmitgliedern und in mehrfacher Beziehung nicht aufführ- 
bar fei, weshalb ſich denn aud überall Objervanzen, theils mit, theils ohne 
böhere Genehmigung gebildet haben, nad melden die Stolgebühren eingezo- 
gen würden und wodurd fi ein unentwirrbares Chaes allmälig eingeſchli— 
hen habe. 

Als für die gegenwärtigen Verbältnifje nicht mehr pafiend wird bejonders 
die Klaffifizirung der Gemeindeglieber in drei Hauptklaſſen und mehrere 
Unterabtbeilungen hervorgehoben und zugleich ala nicht gerechtfertigt und ver- 
legend, daß z. B. ein Adlicher bei einem Bermögen von nur 8,000 Rthlrn. 
für ein Begräbniß dem Pfarrer 10 Rthlr. zu zablen babe, während ein bür« 
gerlicher Imduftrieller mit einem Vermögen von vielleicht 100,000 Yithlm. 
nur 2 Rthlr. zu entrichten braude, daß ferner ein armer Dienjtbote in ber 
Stabt für ein Degräbnig 1 Rthlr. 6 Sgr. 8 Pf. zahlen müffe, dagegen ein 
wohlbabender Amteräcter, Scholtiſei- oder Gutsbeſitzer, reicher Müller u. ſ. w., 
weldye jämmtlich zu den Doriperjonen gerechnet werden, in gleihem Falle nur 
1 Rthlr. 14 Sgr. Als nicht gerechtfertigt wird ferner bezeichnet: die Erhö- 
bung ber Tare bei den Taufen uneheliher Kinder und bei Trauung von Per« 
fonen, welche bereits zujammen gehalten und dabei zugleidh hervorgehoben, 
daß in der Stadt Eorau dagegen für das Aufgebot einer Jungfran ein 
höherer Satz gezablt werbe. 

Menn, wird ſchließlich bemerfr, vieleicht nur wenige Beihwerben bei den 
höheren Behörden rüdfichtlih der Anwendung der Zar» Drdnung eingereicht 
worden, fo liege der Grund daran wohl vorzugsweiſe in dem Umftande, daß 
bei heiligen Handlungen Niemand mit jeinem Geiftlidhen ftreiten wolle; der 
Uebelftand ſelbſt werde aber allgemein gefühlt und deshalb jelle auch bereits 
das Fürftbiihöfliche Amt zu Breslau mit dem Königlihen Minifterium wegen 
Herausgabe einer neuen Tax-Ordnung in Verhandlung getreten jein. Für 
die evangelifchen Gemeinden liege aber ein gleihes Bedürfniß vor. 

Die Kommiffion bat nicht verfennen fönnen, daß die Tarordnung rüd- 
fihtlih der Stolgebübren der Beiftlihen in mehrfacher Hinfiht mangelhaft, 

«den jetzigen Zeitverhältniffen nicht überall mebr entipredyend, und zum Theil 
mit neueren Beitimmungen im Widerſpruch ftebt. 

Mangelbaft ift diejelbe in fofern, als es rüdfihtlih der Bornahme meb» 
terer geiftlicher Handlungen an beſtimmten Zaren dafür fehlt und dem Ueber- 
einlommen und dem guten Willen jver Betbeillgten zu viel überlaffen it. 
Den Zeitverbältniffen nicht mehr entipredhend find entſchieden die Klajjenein- 
tbeilungen. Die Gintheilung der „adlihen Poſſeſſionati und non Poſſeſſio- 
nati und der Pofleffores adlicher Landgüter bürgerlihen Standes im zwei 
Klaffen, je nachdem fie notoriſch 8,000 Rthlr. im Vermögen baben eder 
nicht, und die Entichridung darüber, ob Jemand jo viel Vermögen befipt, 
und alſo in die erfte oder zweite Klaſſe zu jegen, in der Weile, „daß bie 
Adlichen oder Standesperfonen auf ihre Parole und bei adlichen wahren 
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Berten zu verfihern, auch darüber erforderlichen Falls einen Schein an den 
Parohum auszuftellen, daß fie nicht 8000 Rtblr. im Vermögen beſitzen,“ 
dürfte wohl nicht mehr für zeitgemäß zu erachten, und eben fo wenig die für 
biefe Klaffe beftimmte höhere Tare mehr gerechtfertigt fein. Eben jo wenig kann 
die Eintheilung der Städte nad zwei Klaffen und der Städtebewohner nad) 
drei Klaſſen, wie fie die Tarordnung enthält, und der Dorfichaftsbewohner 
nach vier Klaffen- zur Zeit den Berhältniffen entiprechend erachtet werben. 
Daffelbe gilt von der Höhe der Taren für Trauungen, je nachdem die zu Trauenden 
vor der Kopulation mit einander conbumbirt, für Taufen, je nachdem das 
Kind unehelich geboren und nicht per subsequens matrimonium legitimirt, 
oder von der BVerpflihtung der Entrihtung der Taxe, im Ball eine Hebamme 
die Notbtaufe verrichtet und das Kind am eben bleibt oder nicht u. j. w. 
Nicht ganz mehr entiprechend den jept geltenden geſetzlichen Beftimmungen 
find die in der Tarorbnung enthaltenen Vorſchriften über den Pfarrzwang, 
den Großjährigfeitstermin mit dem vollendeten 21. Sabre, wovon die Zab» 
lung einer höheren oder geringeren Taxe abhängig gemacht werben, und end» 
lich die Entrihtung des Zehnten, rückſichtlich deſſen jih das Verhältniß in 
Folge der Kabinets-Ordre vom 31. Dezember 1757, der Reiolutien vom 
3. März 1758, der Kabimets«Drdre vom 6. Februar 1812 und 16, Juni 
1831 vollftändig geändert hat. 
Die Kommiffion bat deshalb geglaubt, dem hohen Haufe empfehlen zu 
mäffen: 
die Petition der hoben Stants-Regierung zur Berüdfihtigung zu 
überweifen. 
1 


II. Der ehemalige Regierungs-Referendar Weißbach zu Schfeudig ift 
im April 1815 bei dem Gouvernements+ Kriegefonmiffariat zu Dresden als 
Bolontair-Erpebient und vom Juni befjelben Jahres bis zum Oftober 1817 
bei dem Ober⸗Kriegskommiſſariat in Merjeburg gegen Diäten beihäftigt wor: 
den. Bom Dezember 1817 ab arbeitete derjelbe bei dem Königlichen Kriegs— 
Minifterium, demnächſt jeit Februar 1819 beim Kriegäfommiffariat in Gle- 
gau, wurde im September 1821 in Gemüßheit der Allgemeinen Beftimmuns 
gen der Allerhöchften Kabinets-Ordre vom 25. Mai 1820 entlaffen, jedoch 
vom 25. September 1820 bis zum 7. Mai 1821 bei der Haupt-Verwaltung 
der Staatsſchulden diätariſch beichäftigt und erhielt unterm 11. Auguft 1821 
ein Wartegeld von 120 Rtblen. jährlich bewilligt. Darauf ftudirte Weißbach 
die Rechte und ift nad abjolvirten Studium als Auskultator und Referendar 
beihäftigt gewejen. Das dritte Eramen hat er nie gemadt, hat auch nie 
ein Amt weiter befleidet. Auf den Grund einer bei Gelegenheit eines jpe» 
ziellen Falles ergangenen Allerhöchſten Ordre vom 24. November 1827, wo- 
nad aud die ſchon vor dem Erjcheinen des Eivil-Penfions-Neglements von 
20. April 1825 auf Wartegeld oder Inaktisitätsgehalt gejept geweſenen Givil- 
Beamten der Militair-Berwaltung bei ihrer Penfionirung das bis dahin ber 
zogene Wartegelb oder Imaktivitätsgehalt unverfürzt als Penfionen behalten 
jollen, ift Weißbadh vom 1. Januar 1856 -ab mit feinem bis dahin bezoge: 
nen Wartegeld von 120 Rthlrn. als Penfion in Ruheftand verfegt worden. 

-Damit ift derfelbe jedoch nicht zufrieden geweien, er hat verlangt, daß 
feine Penfion nad den Beitimmungen des Civil-Penſtons-Reglements berechnet 

2 


Journ. U. Nr. 851. 


10 


und auf 150 Rthlr. feftgejegt werde. Damit ift er ſowohl von dem König« 
lihen Kriegs-Minifterium als auf eingelegten Rekurs durch Beſchluß des 
Königlihen Staats Minifteriums von 9. Auguft 1856 zurüdgewiejen wor- 
ben, weil das EivilsPenfions-Reglement auf ihn feine Anwendung finde. Die: 
ſen Beihluß hält er nicht für gerechtfertigt und er will ſich deshalb ſchon 
früher an den dortigen Minifter-Präfidenten, und nach Bildung des jepigen 
Minifteriums an dem jepigen Herrn Minifter-Präfidenten, jedoch ohne Erfolg 
gewendet haben. Er glaubt, daß er durdy die Kabinets-Drdre vom 24. Ne» 
veniber 1827 die Nechte eines feft angeſtellten Beamten erworben und daher 
nah dem Neglement vom 30, April 1825 jeine Penfion berechnet worden ift, 
und hat deshalb an das hohe Haus die Bitte gerichtet: 

fein Gejudy dem Königlihen Staats-Minifterium zur Berüdfid- 

tigung zu übermweifen, 
inden er dmm hofft, daß dieſes nach vorheriger Prüfung bes Sadverhält: 
nifjes feinem Antrage auf Erhöhung der Penfion entipredhen werde, 

Die Kommilfion glaubt dem hoben Hauje nur 

den Uebergang zur Zages-Ordnung 
empfehlen zu fönnen, inden es den Anſpruch des Petenten durchaus nicht für 
gerechtfertigt und den Beſchluß vom 9, Auguft 1856 für durdaus geieplich 
begründet erachtet. 

Das CivilsPenfions-Reglement vom 30. April 1825 kann nah den uns 
zweideutigen Beftimmungen $. 1., 11. und 15, nur auf etatsmäßig feftanges 
ftelte Beamte Anwendung finden, zu denen Petent nicht gehört. Ber: 
jonen, weldye vorübergehend gegen Diäten, oder unentgeltlich im Königlichen 
Dienfte beſchäftigt geweſen und nicht demnächſt definitiv angeftellt werben, 
fünnen auf Penfion niemals Anſpruch machen — cfr. aud das Neifript des 
Mintfters des Innern und der Finanzen vom 31, März; 1826 und Staats- 
Minifterial-:Beichluß vom 31. Mai 1842. — Die Kabinets:Ordr: vom 24. No- 
vember 1827 hat darin nichts geändert, und fie hat nur deu Einfluß gehabt, 
daß Peteut überhaupt Penfion erhalten, die er jonft niemals zu fordern 
berechtigt gewejen. 

Cie enthält eine befondere Vergünftigung für den Petenten, wie ber 
Staats-Minifterial-Beichluß richtig bemerkt, aber nur in den von ihr jelbft 
geftedten Grenzen, daß über das Wartegeld hinaus eine Penfion nicht bemwil- 
ligt werden darf. 


Ü 
[) 
Referent: 
Abgeordneter v. Rofenberg-Eipinsty. 
— —— — 
Sourn. 11. Nr. 936. I. Der Stellenbefiper Earl Schöps aus Klein«Ulbersborf, Kreis 


Polniſch Wartenberg in Schlefien, erneuert eine im vergangenen Jahre uns 
erledigt gebliebene Petition und trägt vor: 
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Durch Bertrag vom 29. Dftober 1851 habe er von dem Ritterguts- 
befiger Engelmann die Freiftelle Nr. 15/168. zu Klein»Ulberedorf für 
500 Rthlr. erfauft. Diefelbe babe, da Verkäufer vorher die Gebäude ab— 
gebrohen und verfauft gehabt, um das Grundftüd beffer zu verwerthen, lebig- 
(ih in 25 Morgen Ader beftanden, melde er bisher von feiner Häuglerftelle 
Nr. 3. Klein» Ulbersdorf aus bewirtbichaftet babe. Der Ader der erfauften 
Stelle ſei jedoch der lepteren wicht zugefchrieben, jo dap er Abgaben und ar 
ften für zwei abgelonderte Wirthſchaften trage. 

Theils, weil die Baulichfeiten Nr. 3. nicht audreichten, um die Bewirtb« 
ſchaftung des Aders Nr. 15/16a. zu ermöglichen, theild um feiner verhei« 
ratbeten Tochter ein Unterfommen zu gewähren, beabfichtige er, derſelben bie 
Stelle Nr. 15/16a. zu überlaffen und diejelbe mit den erforberlihen Wohn» 
und Wirthſchaftsgebäuden auszuftatten, zumal die Familie feiner Tochter auf 
feiner kleinen Häuslerftelle Nr. 3. nicht mebr Plap babe. 

Er habe deshalb bei tem Königlichen Landraths-Amte zu Polniſch War- 
tenberg die Genehmigung zum Bau der Wohn: und Rirtbihafts;ebiude auf 
der Stelle Nr. 15/16a. nachgeſucht, ſei aber mit dem Antrage abgewieſen 
worden, weil das Landraths-Amt dieſen Aal als eine neue Anfietelung im 
Sinne des Gejepes vom 3. Januar 1854 erachtet babe. 

Auf feinen Rekurs an die Königlide Regierung zu Breslau jei ihm der 
Ban verftattet, Dagegen aber durd das Minifterium des Innern die dies fällige 
Regierungs- Verfügung wieder aufgeboben und die landräthliche DB Fimmung 
wieder hergeitellt worben. 

Hiernach jei er rathlos und außer Stande, die Stelle Nr. 15/168. zu 
bewirthihaften und die Familie feiner Tochter zu verforgen. 

Bon vornherein jei es nicht erfindlich, wie das Gejeg vom 3. Januar 
1845 und 24. Mai 1853 auf den vorliegenden Fall Anwendung finden jelle, 
da weder eine neue Anfiedelung, neh eine Zerftüdelung von Grundftüden 
ſtattfinde. 

Das Grundſtück Nr. 15/ 164. ſei im Hypothekenbuche als Freiſtelle be» 
zeichnet und eine für ſich beſtehende Befipgung in der Dorfgemeinde Klein— 
Ulbersborf, 

Die Abfiht des Gejepes über die Anfiedlungen fünne nur die fein, die 
Errichtung neuer Kolonien zu verhindern, aber nicht die Bebauung einer 
Freiltelle zu unterſagen. Auch würde die Landeskultur darunter leiden, Grund» 
ffüde ohne Gebäude zu bewirthſchaften. Mit gleichem Rechte könne man den 
Aufbau eingefallener oder abgebrannter Gebäude unterlagen., 

Eine ſolche Härte habe der Geiepgeber nicht beabjichtigt und er könne 
nur glauben, daß das Minifterium bei Beurtbeilung des Falles von unrich— 
tigen thatjächlihen Vorausſetzungen ausgegangen jei, da ihm die Beſchwerde 
der Gutsherrſchaft an das Minifterium zur Gegen» Erflärung gar nicht zuge 
gangen ſei. 

Da ibm num jeder Rechtsweg abgeichnitten jei, beantragt Petent unter 
Beilegung feines Befip-Inftruments, einer landräthliden Berfügung vom 
18, November 1858 und einer abichriftlihen Regierungs» Verfügung vom 
2. Februar d. J.: 

Das Haus wolle dem Königlichen Miniſterium des Innern ſeinen 
Antrag: ihm die Errichtung der Wohn und Wirthichaftsgebäude 
2* 


12 


auf jeiner Freiftelle Nr. 15/168. Klein-Ulbersvorf zu verftatten, 
zur Berüdfihtigung empfehlen. 

Für die Beurtheilung der Sade ift der Begriff der „neuen Anfiedelung‘ 
das allein Weſentliche. 

Der Herr Regierungs» Kommijfar erklärte, fi in diejer Beziehung für 
jept definitiv nicht äußern zu können. Der Hall ſcheine indeß dazu angethan, 
um nad Einholung und Einficht der Aften cine nohmalige Erwägung ein» 
treten zu laſſen, und fei gegen eine Ueberweiſung der Petition in diefem 
Sinne Nichts zu erinnern, 

Die Kommiffion gelangte in ihrer Majorität zu dem Beſchluß der Ueber 
weiſung und ift dabei von den nachfolgenden Erwägungen ausgegangen: 

Eine gefeplihe Interpretation des Begriffes der „neuen Anfiebelung‘ 
findet fih nur im 8.25. des Gejepes vom 3. Januar 1845 (Gejep- Sammlung 
Seite 25.) und alle fpäteren einfchlagenden Gelege und Rejfripte nehmen auf 
diefen Bezug, jo tie $$. 26., 27., 30. bes Gejepes vom 3. Januar 1845, 
das Gejep vom 24. Mai 1853 (Gejep- Sammlung Seite 241.), bas Geſetz vom 
24. Februar 1850 (Gejeg-Sammluny Seite 68.), das Minifterial-Rejfript vom 
3. Juni 1845 (Minifterial-Blatt Seite 172.), das Minifterial« Rejkript vom 
9. September 1545 (Minifterial- Blatt Seite 269.), die Eirfular» Verfügung 
vom 6. September 1853 Juftiz-Minifterial-Blatt Seite 359.). 

Darnach ift unter einer „neuen Anfiebelung‘‘ zu verftehen: die Errich— 
tung von Wohngebäuden auf einem unbewohnten, nicht zu 
einem anberenbereits bewohnten Örunbftüde gehörenden Grund» 
ftüde, 

Ueber die Auslegung und Anwendung dieſer Beftimmung find vielfache 
Zweifel entftanden und ift aus Anlaß bderjelben von dem Minifterium des 
Innern in einer Berfügung vom 3. Juni 1845, Minifterial-Blatt Seite 172, 
eine Erklärung über die eigentlihe Tendenz der Anordnung gegeben worden. 
Darnach findet das Gejep auf die Errihtung von Wohnungsgebäuden auf der 
eigenen Feldmarf, gleichviel ob diefelben auf der alten Hofräthe oder auf eine, 
anderen Stelle der Befipung erbaut werden jollen, feine Anwendung, infofern 
damit nicht eine neue Anfiedelung in der Gemeinde verbunden ift. Wine 
neue Anfiedelung — heißt es weiter — entfieht im Sinne des Gejeges dann, 
wenn fih auf der zu bebauenden Grundbeſitzung bisher noch fein Wohnungs» 
Gtrabliffement befand. Diefer Fall ift aber mur vorhanden, wenn eine uns 
bebaute Grundftüde-Parzelle von einem Dritten acquitirt, vom Haupt: 
gute abgezweigt, und wenn hiernähft auf dem ZTrennftüde ein eigenes 
Wohngebäude errichtet wird, ohne daß das Trenuſtück vorher einem amdern 
bewohnten Gute zugeihlagen worden war, oder wenn ber Befiter eines zu 
feinem bewohnten Gute als Pertinenz im rechtlichen Sinne zugehörigen, ab» 
gelondert vom „Dauptgute” bejeffenen „einzelnen Grundftüds“, auf 
diejem ein Wohngebäude berftellt. 

In demjelben Eiune jpridt ji ein anderer Erlaß vom 9. September 
1845 (Minifterial« Blatt Seite 269.) und eine Girfular-Verfügung vom 
6. September 1853 (Minifterial-Blatt Seite 359.) aus, 

In der Anerkennung dieſer Grundiäge, welche unbedenklich in dem Ge: 
jeg vom 3. Sanuar 1845 jelbft, cfr. $$. 26., 27., 29., 30., 31,, und dem 

Geſeß vom 24. Mai 1853 ihre Rechtfertigung finden, liegt zugleich) die Bes 
antwortung der gegenwärtigen Petition, 
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Petent beabſichtigt, auf einem Grundſtücke, welches ein eigenes Hypothe— 
ken⸗Folium bereits hat und dort als „Freiſtelle“ eingetragen ſteht, welches 
alſo einen für ſich beſtehenden, ſelbſtſtändigen Theil des Gemeinde-Verbandes 
bereits bildet, überdies, wie Petent auführt, mit Gebäuden früher ſchon bebaut 
geweſen iſt, die nöthigen Wohn- und Wirthſchafts-Gebäude zu errichten. 

Dies als Die Anlage einer neuen Auſiedelung anſehen zu wollen, ent— 
ipricht, wie auch die Königliche Regierung zu Breslau angenommen hat, dem 
Sinne und der Abfiht des Gefepes ven 3. Januar 1845 und den oben ans 
geführten Erläuterungen des Minifterial-Reifriptes vom 3. Juni 1845 ent« 
ſchieden nicht, da auch mit dem, in dem Schlußſatz des lepteren gebrauchten 
Ausdruck „einzelnes Grundftüd” wohl nur eine einzelne Grundſtücks-Parzelle, 
welche weder Pertinenz im rechtlichen Sinne, noch ein jelbftftändiges, mit 
einem eigenen Folium verfehenes Grundftüd ift, gemeint jein fann. 

Ueberdies beftimmt der $. 65. Tit. 8. Th. I. des Allgemeinen Land» 
rechte: 

„In der Regel iſt jeder Eigenthümer ſeinen Grund und Boden 
mit Gebäuden zu bejepen, oder ſein Gebäude zu verändern wohl 
befugt.’ 

Daß eine gejeplihe Ausnahme von diejer Regel bei der fraglichen reis 
fielle des Petenten früher nicht ftattgefunden bat, ift dargethan durch die 
Thatſache, daß bis ver 19 Jahren Gebäude auf derfelben geftanden haben. 
Das Recht der Belegung des qu. Grundftüds mit Gebäuden ift aber durch 
19jährigen Nichtgebrauch nicht verloren gegangen. Es bat vielmehr nur ges 
ruht, und wenn es gegenwärtig wieder zur Eriftenz gebradht werden foll, jo 
bandelt es fi nicht um eine „neue Anficdelung“, ſondern eben nur um bie 
Ausübung des alten Gebäuderechts. 

Alſo auch von dieſem Geſichtspunkte aus rechtfertigt fih die Anwendung 
des Geſetzes vom 3. Januar 1845 gegen den Petenten nicht. 

Fine Auslegung dieſes Gefeges, wie fie dem Petenten gegenüber beliebt 
worden, muß, abgeieben felbft ven der dadurch bedingten Beeinträchtigung 
der Intereffen der Landesfultur, nothwendig zu den bedenklichften Folgen füh— 
ren, und bat weder in tem Wortlaut neh in ber Abficht des Gejepes jelbft 
eine innere Berechtigung. 

Aus diefen Gründen hat die Kommiffion in ihrer Mehrheit beichlofien, 
dem Haufe zu empfehlen: 

die vorliegende Petition der Staats-Regierung zur Berückſichtigung 
zu übermeiien. 


II. Eine Petition dat, Gorcziskowo, den 14. Februar 1860, unterſchrie⸗ 
ben: „EG. Adler, Krauje, Müller“, und rubrizirt: „Den Ausbau ber Ber 
fafjung betreffend‘, trägt Folgendes vor: 

das Staatö-Grundgejep enthalte feine Beftimmung, 
wie es in den Fällen zu halten jei, wenn die vom Haufe 
ber Abgeordneten gemadten Geſetz-Vorſchläge von 
dem Herrenhbauje wiederholt verworfen würden. 

Bei dom Mangel diefer notbwendigen Beftimmungen fünnten Gejep-Bor- 
lagen des Abgeorbnetenhaufes bei fortgelepter Nenitenz der 1. Kammer ftets 
jurücgewiejen werden. Die Landesvertretung könne mithin ihrem hoben Ber 
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rufe nicht entiprechen und werde rein illuſoriſch, das Volk aber verliere bei 
ſolch fortdauerndem Zwieipalt, den fein Geſetz verjöhne, das Vertrauen zu 
dem fittlichen Geifte der Landesvertretung und Regierung, und entziehe ibr 
allmälig jene Achtung, deren Mangel fie nie verichmerzen fünne, Es werde 
bei diefem Mangel einer enticheidenden Beſtimmung in der Verfaſſung jenes 
Wort Sieyes zur Wahrheit: „in der Eonftitutionellen Monarchie feien zwei 
Köpfe auf einen Körper gelegt, damit einer die Fehler des anderen forrigire, 
aber bie Folge jei, daß beide Köpfe fih überwerfen und befehden.“ 

Um nicht in refultatloien Beichlüffen Zeit und Geld zu zeriplittern, werde 
es dringend erforderlich: 
die Berfajjung dur eine Beftimmung babin zu ver» 
vollftändigen, daß jeder Gejep-Borjhlag ber zweiten 
Kammer, wenn er von der erften zweimal verworfen 
worden, zum dritten Male eingebradt, aud gegen den 
Beihluß der erften Kammer und obne des Regenten 
Sanftion, noch ehe der Landtag jih trenne, zum Ge— 
jep erhoben werden müſſe. 

Der Schwerpunkt eines Fonftitutionellen Staates fünne nur im ber zwei« 
ten Kammer liegen. Sei dies nicht der Fall, io fei dieſe Staatsform nur 
eine Scheinform, dur die man die wahre verberge, wobei dann die Öffentliche 
Moral Schaden nehmen müſſe. Wie dieſe Scheinform die wahre verhülle, 
laſſe ih durch die neue Heeret-Organiſation ziemlih Mar erkennen, melde 
abgejehen von den Gefahren, die fie der VBerfaffung Lringe, zumal wenn das 
Heer nicht den Eid auf die Verfaſſung leifte, durch die Ernährung jo vieler 
unprodnftiver Köpfe und die Entziehung eben jo vieler Kräfte produftiver 
Arbeit dem Staate eine drüdende Laft werde, weil fie das National-Bermö- 
gen um mehr als 33 Millionen Thaler jährkich beeinträchtige, ein Berluft, 
unter dem das Land langjam verfümmern müſſe, da gleichzeitig feine Ein» 
.nabmequellen eröffnet würden, bie ibn wieder ausgliden. Preußen jei ein 
armes Land, könne daher weder Großmaht roh andauernd Militairs 
Staat jein. 

Betrahte man den Staat ale ein ewiges Gemeindeleben, je türfe die 
Verfaſſung und Regierung weder auf das Mititair noch auf den Adel geſtützt 
werben, benn beide jeien nur in den robeften Zuftänden des ftaatlichen Lebens 
der ftärfere Theil des Volkes und vserlören ihr Webergewicht mit der fteigen« 
ben Kultur. Beide könnten micht begünftigt werden, chne alle übrigen 
Stände zurüdzufegen und zu erbittern, denn mächtig geworden, würden beide 
übermütbig, und bedrohten die Verfaſſung. Sie binderten den einträchtigen 
Geiſt zwiſchen Negenten und Boll, brädten die Nation um alle lebendige 
Entwidelung und verfteinerten fie gleichſam auf der Stufe der Kultur, auf 
der fie fi befinde. Der Adel ſuche feine Macht aud gegenwärtig wieder zu 
ſchamloſer Ausbeutung des nur mangelhaft vertretenen Volkes, das nicht nur 
alle Staatslaften ohne Vergütung trage, ſondern aud die Ariſtokratie unter: 
halten müfje, zu benugen, um joldyes zu charafterlojer Minderjäbrigfeit zurück- 
zuführen. Es habe fi in ten verfloffenen Jahren bereits eine Herrihaft ger 
bildet, welche alle Würde, allen Sinn für allgemeine Intereflen verloren und 
nur noch in der Verfolgung der ſchmutzigſten Privatzwede Beiriedigung ge 
funden babe. 

Unfere erfte Kammer babe Recht und Kraft, zu bemmen, aber feinen 
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Willen, zu fördern. Ja man fei ſchon auf dem Wege geweſen, eine Staats» 
verfafjung auszubilden, welche der abjoluten Selbſtſucht des Privat-Inierefjes 
bie Gewalt zugeichrieben, das Höchfte zu richten und zu fällen. 

Dieje weltlihe Simonie, welde geiftige Gaben durch Nichtiges zu vers 
flüchtigen geftrebt habe, jei bereits, wie eine unheilbare Krankheit, in alle 
Berhältnifie des Lebens eingedrungen gewejen und der Staat würde fih in 
ſich jelber aufgerieben haben, wäre nicht am Nande des VBerberbens ein Um— 
ſchwung gefommen. 


Damit aber das zehn Jahre lang von der erften Kammer gepflegte finn« - 


lihe Prinzip nicht wieder zur Herrihaft gelange, Preußens Volk nicht aber: 
mals in zwei feindlihe Heerlager fih jpalte und jo zermalmt werde unter 
einer von Frankreich ausgehenden großen politiihden Kombination, jei ed er- 
forderlid, daß das Abgeordnetenhaus den gemachten Borihlag in Erwägung 
jiebe und event, zum Geſetz erhebe. — 

Die Kommilfion fann den geitellten Antrag in feiner Weije befürworten, 
muß vielmehr demjelben entihieden entgegentreten. Dabei glaubt fie ed uns 
terlaffen zu können und zu müſſen, der Petition auf die mit der Hauptjadhe 
in einer weientlihen Berbindung nicht ſtehenden Abwege zu folgen, welde 
binfichtlih der Großmachtſtellung Preußens und feiner Stellung als Militaire 
Etnat, bezüglidy ferner der Heeres-Keorganifation, der Armee und des Adels 
gemacht worden. Sie meint, lediglich den Haupt» Antrag der Petenten zum 
Vorwurf ihrer Berathung und Beihlußfaffung nehmen zu ſollen. 

In diefem Antrage nun findet fie eine vollftindige Verfennung eines 
cberften verfafjungsmäßigen Fundamental» Sapes, wie er au im Art. 62, 
unjerer Berfafjung dahin Ausdruck gefunden hat: 

daß die gejepgebende Gewalt gemeinjhaftlid durch 
den König und durch zwei Kammern ausgeübt werben 
und die Webereiniftimmung des Königs und beider 
Kammern zu jedem Gejege erforderlich jein jolle, 

Sie ift der Anfiht, daß ein Nütteln an diefem erften Grundjag aller 
verfafjungsmäpigen freiheit, wenn derſelbe auch nad) der Natur der Menfchen 
und Dinge bier und da Beihwerden im Gefolge haben könne, das ganze 
Verfafjungsleben an jeiner Wurzel alteriren und damit die ftaatliche Ordnung 
zu ihrem Gegenjage führen müſſe. 

Zur Klarmahung der bedenflihen Konjequenzen, zu denen ber von ben 
Petenten gemachte Vorſchlag, unter Verkümmerung ber Rechte der Krone und 
des Herrenhaufes, dem Abgeordnetenhauje eine Präponderanz einzuräumen, 
nothwendig führen muß, glaubt die Kommifjion lediglich dazu auffordern zu 
dürfen, fih den Fall umgekehrt zu denken, ſich eine Berfafjungs:Beftimmung 
der von ben Petenten beantragten Art in ihrer Umkehr zu Gunften eines der 
anderen beiden Faftoren der Gejepgebung gegeben, zu vergegenwärtigen. 

Sie empfiehlt: 

über die Petition zur einfahen ZTages-Drönung überzugeben. 


HEN. Der Königlide Oberförfter Nüder aus Oberförfterei Grufjau zu 
Ullersborf im Kreife Landeshut in Schlefien wiederholt in etwas veränderter 
Art eine bereits im Jahre 1853 vorgelegene Petition, den Schup des Reh⸗ 
wildes betreffend. Damals beſchloß die Kommilfion, die Petition ber König« 
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lichen Stantd- Regierung ald Material für die Berathung ber Reform ber 
Jagd ⸗Geſetzgebung zu überweilen und die Zweite Kammer trat in ihrer Sitzung 
vom 12, Mai 1853 ftillichweigend dieſem Antrage bei. 

Petent ift der Meinung, daß das Nehwild bei dem gegenwärtigen Stande 
ber Jagd-Geſetzgebung nit den gemügenden Schutz geniefe und findet den 
Grund ber in Folge befien eingetretenen Vernichtung und Verminderung bies 
fer Wildgattung hauptfähli darin: 

daß fi die Befugniß der Jagd» Ausübung in den größeren Forft- 
Bezirfen nit mehr mit der besfallfigen Befugniß in dem ummits 
telbar daran ſtoßenden Borgehölzen, Keldrändern und Wieſen in 
einer Hand befinde, leptere vielmehr, größtentheild ald den angren- 
zenden Felbbefipern gehörig, mit den Feldmarfen befondere Jagd» 
Bezirke bildeten. 

Die Nupung des Rehwildes bafire fih — führt Petent aus — vorzugs- 
weile auf den größeren Waldbefig. Daſſelbe werbe aber beim Austreten in die 
Vorgehoͤlze, auf die Feldränder und Wiejen in unverhältnigmäßig größerer Zahl 
erlegt. Es jei dies nicht einmal nationalwirthichaftlich geboten, weil das Reb- 
wild befanntlih faft gar feinen Wildſchaden anrihte. Dagegen fei die mehrere 
Schonung defjelben auch vom nationalsölonomijhen Standpunkte aus räthlich, 
weil bei einem jagbmäßigen Betrieb ber Rehjagd nad einer Durchſchnitts- 
Berechnung im ganzen Staat jährlid 16,000 Stück Rehböcke erlegt und da» 
durch — das Stück nur zu 4 Rthlr. gerehnet — jährlih ein Produftione- 
wertb von 64,000 Rthlr. erzielt werben könne. Gegenwärtig rebuzire fi 
aber der Ertrag vom Rehwilde in vielen Gegenden auf Null. Dieje Bermin- 
derung babe namentlih auch darin ihren Grund, daß die Rehjagd von ben 
an die größeren Waldungen angrenzenden Flurſchützen nicht jagbgereht, jon« 
dern mit Braden, oder mit Flinte und Schrot und durch Schießen auf zu 
große Entfernungen betrieben werbe, wodurd außerdem eine nicht zu dulbenbe 
Thierquälerei entitehe. Die Führung einer Kugelbüchſe, der geregelte Pürſch— 
gang, der ruhige, fihere Schuß, die Haltung guter Schweißhunde, die Ber 
tilgung des Raubzeuges — das feien alles Maßnahmen, für melde die ge 
wöhnlihen Flurfhügen in der Regel feinen Begriff und feinen Pfennig Geld 
hätten, welche aber von größeren Korftbefipern ihen deshalb in Anwendung 
gebracht würden, weil dieſe techniſch gebildete Zäger zu halten gemöthigt jeien. 

Um nun den Schup des Rehwildes vorzugsweiie zu heben, werde es bei 
der jepigen Jagd⸗Geſetzgebung angemeffen jein: 

Den Befigern ber größeren zujammenhängenden #orften bas 
Pachtungsvorrecht bezüglih der Jagd auf den angrenzenden ober 
in gewiffer Nähe Hegenben fleineren Forft-Diftriften oder jonftigen 
Grundftüden event. in Ermangelung einer Ginigung über bas 
Pahtquantum gegen Entfhädigung auf den Grund eines Ertrags- 
Anſchlages der Kreisauffichts-Behörde geſetzlich zuzuſichern. 

Nur in dem Falle, wenn der Beſitzer des größeren Forſtes 
auf das Pachtungsvorrecht bezüglich der Jagd im angrenzenden 
oder im naheligenden kleineren Forſt- oder ſonſtigen Grundſtücke 
verzichte, dürfe es dem Beſitzer der lepteren geſtattet fein, die Jagd 
jelbft darauf auszuüben oder anderweitig zu verpadhten. 

Auch dürfte ed angemefjen jein, nad Verhältniß der Dertlicy- 
feit dem Vorgehölge einen Feldrand von etwa 100 bis 300 Schritt 
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Breite von der äußeren Grenze ab in’s Felb hinein ale Jagd⸗ 
Terrain zugufchlagen, damit das ganze Vorgehölz beim Jugd- 
Betriebe unbehindert umgangen und überhaupt bei Antübung des 
Jagdſchutzes überwacht werben fünne. Erſt von diefem Feldranbe 
ab dürfte es zweckmäßig fein, den Anfang mit der Bildung ber 
Jagd» Bezirfe auf den Feldmarken jelbft mit den vielleicht darin 
entfernt vom Hauptwalde ifolirt liegenden Gebölzen nad den jept 
bereitd gültigen Normen zu maden. 

Zu einem berartigen Arrangement biete der $. 7. des Jagdpolizei- 
Gejeges vom 7. März 1850 bereits Selbft die Hand und es werde nur dar 
auf anfemmen: i 

dieje Beftimmung auf alle Vorgehölze und jonftigen Grundſtücke 
an oder neben ten größeren Waldungen zur Anwendung zu er» 
weitern und Das Arrangement von feinen beftimmten Flächen- 
ðrößeu und nit allein von Enclaven abhängig zu maden, fon« 
dern die Entſcheidung darüber, welche Vorgehölze und jonftigen* 
Grundftüde überbaupt bezüglich des Sagdbetriebes dem angren- 
zenden größeren Waldbefiger gegen Entihädigung nad Lage ber 

, Dertlidpfeit und klimatiſchen Verhältniſſe zu überlaffen jeien, von 
dem Ausſpruche der Kreispolizei- Behörde event, der Königlichen 
Bezirks-Regierung abhängig zu machen, wobei vielleicht nur noch 
diejenige Nüdjicht zur Geltung zu bringen jei, daß vorzugsweiſe 
nur diejenigen Vorgehölze und fonftigen Grundſtücke zur Abzwei— 
gung zu bringen feien, auf denen das Jagdrecht früber ihon dem 
angrenzenden größeren Grundbefiger zugeltanden. 

Gine Beeinträchtigung der Freibeit der Jagdnutzung auf eigenem Grund 
und Boden fann in dieſer Einrichtung nit gefun em werden, weil eine Ent« 
jdhädigung gewährt werden müjje. Ebenſewenig jei ans einer joldhen Ermwei« 
terung bes $. 7. des Jagdpolizei-Geſetzes som 7. März 1850 ein fteigender 
Wildihaden durch die größeren Wildyattungen, als Hirſche, Sauen ıc., zu bes 
fürdten, da biergegen ſchon die SS. 24. und 25. des allegiıten Geiepes 
ſchũtzten. 

Der gemachte Vorſchlag rechtfertige ſich desbalb in jeder Richtung. 

Die Kemmiſſien verkennt nicht Die Wahrheiten, die in mancher Beziehung 
ber Petition zu Grunde liegen. Sie vermag indeß nicht, dieſelbe der Berüd- 
fichtigung zu empfeblen. Was Petent will, ift in der Hauptſache: 

daß den Beſißern größerer Wald-Complexe bezüglich der Jagd 
in den Vorgebölzen, auf den Feldräudern und angrenzenden Wie 
jen ein Vorpachtrecht geieplich gelichert werde, 

An und für fih würde dies ſchen im Allgemeinen dem Prinzipe der 
Freiheit des Eigenthums, im Speziellen aber dem Grundjap der Aufhebung 
des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden zuwiderlaufen und die Kom» 
miſſion erfennt ichen im Allgemeinen es als die Aufgabe der Gejepgebung, 
gerade die Freiheit, nicht aber die Unireibeit des Eigenthums zu fördern. Sie 
vergegenwärtigte ſich aber auch die Edhwierigfeiten, welche dem ven dem Pe» 
tenten gemachten Vorſchlage in der Ausführung nothwendig entgegentreten müffen. 

Es ift ganz unmöglich, dieie Schwierigfeiten, deren je nad der Ver- 
ſchiedenheit der Dertlicfeiten unzählige denfbar find, aud nur auszugsweie 
bier wieder zu geben. Es mag beshalb genügen, nur auf bie großen Rechts · 
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unfiherheiten, die zahllofen Streitigfeiten hinzubeuten, welde entftehen müſſen, 
wenn beiſpielsweiſe ein Waldfompler an verſchiedene Kreife ober verjchiebene 
Negierungs» Bezirke grenzt und nun nah dem Vorſchlage bes Petenten bie 
Fläche bes Feldrandes oder MWiefenrandes, auf denen dem größeren Forftbe- 
fiper ein Vorpachtrecht bezüglich der Jagd gewährt werben fol, von ben vers 
Ichiedenen Kreis- oder Bezirfs-Behörben verihieden regulirt wird. 

Es ift ferner bei einem Gingehen auf den Vorſchlag des Petenten ber 
Fall fehr wohl denfbar, daß einem Jagdberechtigten, deſſen Jagdterrain, ohne 
eine jogenannte Enclave zu fein, zwilchen zwei größeren Waldfompleren liegt, 
jein Jagdrecht ganz illuſoriſch gemacht, ganz entzogen wird, wenn man jebem 
ber beiden Befiger der beiden Waldfomplere die Jagd in den Vorgehölzen 
und dann noch auf den Peldrändern in einer Entfernung von mehreren hun» 
dert Schritten vorrechtlih gewähren wollte. 

Endlih würde eine Beitimmung ber vorgejchlagenen Art über ihr Ziel 
hinausſchießen, indem es ten eigentlihen Sagbbefiger nit allein von ber 
Nupung der Nebjagd, ſondern aud aller anderen Jagd ausſchließen und ihn 
namentlid bedeutenden Wildihäden durch Hirſche, Sauen ıc. ausjegen würde, 
wogegen die Gejepe jedenfalls nur einen höchſt unvollfommenen Schug ge 
währen. 

Schon aus diefen Gründen empfiehlt die Kommilfion 

den Uebergang zur Tages⸗-Ordnung. 


Referent: 
Abgeordneter Fliegel. 
a — — 


I. Der Gaſtwirth Gottfried Gockſch, ber im Schmiegel ſeit dem 
Jahre 1854 den Gafthof erſter Klaffe „zum goldenen Löwen“ betrieben, bat 
die Sonceffion zu diefem Betriebe wegen bes feit bem Bau ter Breslau⸗Glogau⸗ 
Pofener Eifenbahn nachgelaffenen Fremden ⸗Verkehrs aufgegeben und bei dem 
PBürgermeifter die Ertheilung des Conſenſes zum Gafthofbetriebe für das nie- 
dere Publifum mit Ausipannung, wie ein joldes Gtabliffement in der ganzen 
Stadt von über 3,000 Einwohnern nur ned) einmal eriftire, beantragt. Mit dier 
ſem Antrage wurde Gockſch durd die Verfügung der PolizeirVermaltung zu 
Schmiegel vom 26. Auguft 1859 abgewieſen, dieje Verfügung auch auf wei- 
tere Verwendung bei ber Königlichen Regierung zu Pojen, von lepterer Ber 
hörte am 7. Dftober 1859 beftätigt. Gegen dieſe Beſcheide hat Gockſch bei 
dem Minifter des Innern am 21. November v. 3. und 9, Sanuar d. 3. Be» 
ſchwerde geführt, ift aber mittelft Rejfripts des Minifterd vom 16. Februar c. 
dahin beſchieden worden, daß, da zur Gtablirung einer mit Ausipannung ver- 
bundenen bloßen Schankwirthſchaft fein Bedürfniß vorhanden jei, es bei ben 
Borbejheidungen der Behörden fein Bewenden behalten müffe. 
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Petent, ber fi num mit feiner Angelegenheit an das Haus ber Abgeord- 
ten wenbet, bat die den thatſächlichen Vortrag unterftügenden Beſcheide ber 
Behörden im Original beigelegt; er ift der Meinung, daß dieje Beiheidungen 
nicht gerechtfertigt jeien, denn eines Theils komme es nad Vorſchrift der Al— 
lerhöchſten Kabinets-Drbre vom 7. Februar 1835 bei Gonjenjen zu Gaft- 
wirtbihaften ausbrüdlih auf die Bedürfnißfrage gar nicht an, andererjfeits 
fei gegen dieſe Borfchrift und gegen den $. 55. der Allgemeinen Gewerbe 
Ordnung vom 17. Ianuar 1845 gehaubelt worben, ba der Bürgermeifter 
Knopff in feiner Eigenfhaft ald Ortäpolizeis Behörde in eigener Machtvoll- 
fommenheit und ohne die vorgejchriebene Einhofung eines desfallfigen Gutad- 
tens ber ftäbtiichen Kommunal» Behörben gehandelt habe, was bei einer Stadt, die 
3,000 Einwohner, einen Magiftrat und ftäbtiiche Vertretung babe, hätte 
eingeholt werben müfjen. 

Petent verlangt deshalb, daß das hohe Haus Beihluß dahin faffe, die 
Königlihe Staats Regierung zu erfuhen, daß dieſelbe unter Aufhebung ber 
blsher ergangenen Beicheide Verfügung dahin treffe, daß auf jein Geſuch um 
Ertbeilung eines Gonfenjes zum Betriebe der Gaftwirthihaft mit Ausipannung 
für das niedere Publifum einfad, aber ftreng nad Vorſchrift des $. 55. der 
Allgemeinen Gemwerbe- Ordnung vom 17. Januar 1845 und der Allerhöchſten 
Kabinets-Drdre vom 7. Februar 1835 verfahren werde, 

Was zunächſt die Beftimmungen ber angezogenen Gejege, joweit fie auf 
ben vorliegenden Fall zur Anwendung zu bringen find, betrifft, jo jagt der 
$. 55. der Allgemeinen Gewerbe-Orbuung vom 17. Januar 1845: 

„binfichtlid des Kleinbandeld mit Getränfen, jewie der Gaftwirth- 
ihaft und der Schankwirthſchaft, behält es bei den unter'm 7. Fe— 
bruar 1835 und unter'm 21. Juni 1844 ergangenen Beftimmun- 
gen mit der Maßgabe jein Bewenden, daß die Rüdfiht auf bis» 
berige ausſchließliche Gewerbe » Berechtigungen nicht weiter ftatt» 
findet 1." 

Die allegirte Allerhöchſte Kabinets » Ordre vom 7. Februar 1835 aber 
beftimgt in Betreff der Gonfens-Ertheilung zur Anlegung von Gaftwirthichaf 
ten ber bier in Rebe ftehenden Art: 

„Re. 2. Der Erlaubnifihein zum Betriebe ber Gaft- oder 
Schankwirthſchaft wird in den Stäbten von ber Ortspolizei- 
Behörde, nad vernommenem Gutachten der Kommunal« Behörde, 
ftempel» und jportelfrei ertheilt. 

Nr. 7. Ueber die Gründe zur Verſagung des Erlaubniß- 
Iheins oder des Verlängerungs -Vermerks ift die PoligeirBebörde, 
abgejehen von der Einwirkung der KommunalsBehörde (Mr. 2.), 
nur ihrer vorgelegten Inftanz nähere Ausfunft zu geben ſchuldig.“ 

Wenn nun auch die abweiienden Beiheide der Behörden der Grund der 
Beſchwerde des Petenten find, fo ift dieje letztere nicht jowohl gegen den In» 
balt der Beiheide, als vielmehr gegen die Verlegung der Form, unter der fie 
ergangen find, gerichtet, indem Petent behauptet, daß dabei bie geſetzliche Vor⸗ 
ausfegung, unter ber fie nur ergeben fonnte, das Gutachten der Kommunals 
Behörde, nicht vorhanden gewejen. 

Daß nun Ddieies vorgefchriebene Gutachten der ſtädtiſchen Kommunals 
Behörden den an ben Petenten ergangenen Beiheiden des Bürgermeifters zu 
Schmiegel, der Königlihen Regierung zu Pojen und des Königlichen Minis 
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fterii des Innern vorausgegangen jei, ift aus dieſen Beſcheiden nicht nur nicht 
zu erleben, es muß vielmehr nad Lage dieſer Beicheide mit dem Petenten um 
jo mebr in Abrede geftellt werden, ala nad) der Erflärung des Herrn Con 
miffarii des Minifterii des Innern aus den Aften des lepteren nicht zu ent» 
nehmen ift, daß das Gutachten der Kommunal-Behörde erfordert worden und 
der Petent den Beweis bierfür dadurch angetreten hat, dab er fi auf das 
Zeugniß des Magiftrats und des Stadtvererdneten-Collegii zu Schmiegel be: 
ruft. Wenn nun auch der Herr Regierungs-Commiſſarius bemerkte, daß für 
Schmiegel das vom Petenten verlangte Etabliffement wegen Borbandenfeins 
ähnlicher in binreihender Anzabl fein Bedürfniß fei, und die Königlide Re— 
gierung an ein das Entgegengejegte bebauptendes Gutachten der. Kommunals 
Behörde nicht gebunden jein würde, jo bielt dod die Majorität der Kommije 
fion die ergangenen zurüdweijenden Beidheidungen des Bittitellerd ohne eins 
geholtes Gutachten der Kommunal-Bebörde nicht geredtfertigt und ſomit ben 
Antrag begründet: 

das Haus der Abgeordneten wolle die Petition des Gaſtwirths 

Gockſch dem Königlichen Staats-Minifterium zur Berüdfichtigung 

überweilen, . 
weldhen Antrag die Kommiſſion biermit jtellt. 


BE. Der Droſchkenkutſcher Conrad Lenz zu Elberfeld beichwerte ſich 
bereits in einer an das Haus der Abgeordneten gerichteten Bittichrift vom 
30. März 1859 über den Polizeis-Injpeltor Faß zu Barınen, weil diefer ibm 
den Bahrberehtigungs: Schein ohne Grund entzogen habe. Die vorjährige 
Petitions-⸗Kommiſſion bat fih der Prüfung der Beihwerde unterzogen und in 
dem I4ten Berichte sub Nr. 187, der vorjährigen Drudjahen Litt. F. die 
Sade vorgetragen. Wegen Schlufies der Sigungen ift aber der Bericht im 
Plenum nicht mehr zur Sprade gefommen, und Petent bat jept in einer 
ziemlich wörtlih mit der früheren Beihwerde gleihlautenden Vorftellung vom 
9, Februar 1860 den Gegenftand abermals zur Sprache gebradt. 

Da in dieſer Vorſtellung tbatjächlih nichts neues vorgebradt worden, 
und nur in einer Beilage bie Auslaffung des Petenten über die im vorjährigen 
Beriht aufgenommenen Erflärungen des Gommilfarii des Minifters für 
Handel und Gewerbe binzugetreten ift, jo beſchloß die Kommiſſion, nad vors 
gängiger Prüfung des Berichts der vorjührigen Petitions: Kommilfion, dieien 
Bericht, foweit er den Vortrag des Petenten und die Erklärung des Regie— 
rungs·Commiſſarii entbäft, zu dem ihrigen zu machen, und wiederholt dem- 
nah Folgendes: 

Petent erbielt nach jeiner Augabe am 19, Mai 1857 von jei« 
nem Dienftheren, dem Drojchfen «Unternehmer Friedrich Klop— 
baus ;u Elberfeld, den Auftrag, Abends nad 10 Uhr drei Pers 
fonen, die Herren Grijiel, Adriani und Hohrath bei dem 
Reftaurateur Thiel zu Elberfeld abzubolen und nad Barmen zu 
fahren. Als er dort angehalten, joll der Polizei-Inipeltor Kap 
zu ihm getreten jein und ihn aufgefordert haben, ihn jofort nad 
Barmen zu fahren. Auf feine Bemerfung, daß er dies nicht 
könne, weil die Droſchke beftellt fei, jol Faß ihm den Fahrberech- 
tigungs.Schein abverlangt und diefen auf der Stelle vernichtet 
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baben. Petent behauptet, dadurch in das größte Elend geratben 
und genötbigt worden zu jein, jeine Kleidungsftüde und jein Mo» 
biliar zum Unterhalte feiner Familie zu verlegen, während er 
früher als Dreſchkenkutſcher fih uud die Seinigen redlid ernährt 
babe. Zeine Gejuhe um Wiedererlangung des Fabrberehtigungs- 
Scheines bei der Königlihen PolizeisDireftion und der König« 
lichen Regierung jellen abſchläglich beihieden worden jein. Petent 
will fi hierauf an den Herrn Minifter für Handel und Gewerbe 
gewendet haben und behauptet, daß er, ebe ibm von dem Herrn 
Minifter ein Beiheid zugegangen, vor den PolizeisDireftor in 
Elberfeld berufen worden, welder ibn in einer derben Weife ge- 
fragt habe: ob er die Goncefion zum Fahren wieder haben welle? 
In der Borausfegung, daß er von dem Herrn Minifter für Han» 
del und Gewerbe einen Beſcheid erhalten werde, babe cr erflärt, 
er müfje vorab die Entiheidung von Berlin abwarten. Darauf 
babe er 14 Tage jpäter von dem Herrn Handeld-Minifter ben 
Beſcheid erhalten, daß, nachdem er die Fahrberechtigung, welche 
ihm zur Erledigung jeiner Beſchwerde angeboten worden, abge» 
lehnt habe, auf eine weitere Erörterung der Beichwerde nicht ein« 
gegangen werben fünne. Mit dieſem Beſcheide will nun Petent 
zu dem Königlichen Polizei-Direftor gegangen, und dieſen um bie 
Wiederertbeilung des Fahrberehtigungs: Scheines erjucht haben; 
er joll aber von dieſem mit dem Bemerfen zurücdgewiejen worden 
fein, daß, da er früber dem angebotenen Schein hochmüthig abge 
lehnt babe, er denjelben jept nicht erhalten jelle. Eine neue Bes 
ihwerde hierüber an den Herrn Handels-Miniſter ſoll ohne Erfolg 
geblieben jein. 

Seine Bitte an das Hans der Abgeordneten gebt nun das 
bin, das Verfahren des Polizei-Inſpektors Faß zu Barmen ge 
gen ihn unterfuhen zu laſſen und zu enticheiden, ob dieſer ſolche 
willfürlihe Handlungen ausüben dürfe, wobei er die Hoffnung 
ausjpricht, daß das hohe Haus fih feiner annehmen und ibn in 
feinem Rechte unterftügen werde. 

Zum Beweiſe der von ihm behaupteten Thatjahen und zur 
Unterftügung jeines Geſuches bat Petent nichts Anderes vorgelegt, 
als ein Zeugniß des PolizeisDireftors Hirſch zu Elberfeld, nad 
weldyem er fih im Allgemeinen gut geführt bat und in gutem 
Hufe ftebt, jedoh in den legten 3 Jahren wegen Volizeislebers 
tretungen 14 Mal beftraft werden ft; jodaun eine Beſcheinigung 
jeines frübern Dienftberrn Klophaus, daß Petent wirflih am 
19, Mai 1857 den von ihm angeführten Auftrag erhalten habe, 
und in welher Klopbaus ihn als einen feiner beiten und 
bravften Dienftleute bezeichnet. 

Der bei der Beratbung anweſende Vertreter des Herrn Mis 
nifterd für Handel und Gewerbe bemerfte zur näheren Er— 
läuterung: 

Nach der Anzeige des Poligeis Injpeftord Faß habe Lenz 
bei der Verweigerung der ihm angelonnenen Fahrt mit der nicht 
bejepten Droſchke, mit welcher er auf dem Plape neben der Poft 
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in Eiberfeld gehalten, fi ungebübrlicher Ausbrüde bedient und 
dur lauten Widerjprucd einen Zufammenlauf von Menſchen ver» 
anlaßt. Deshalb jei ibm der Fahrberechtigungs-Schein durch 
Faß abgenommen und tie Zurüdgabe dieſes Scheines jowohl 
von der zunächſt vorgelegten Polizeis Direftion zu Elberfeld, als 
auch von der Regierung in Düffeldorf verfagt worden. Bei 
ber Prüfung der in ber Minifterial- Inftang erneuerten Bes 
ſchwerde babe fih ergeben, daß das Sachverhältniß noch 
einer näheren Aeftitelung bedurft, indem die eingereichten Ber- 
bandlungen den Wideripruh zwiihen den Angaben des Be- 
Ihwerbeführers und ber dienftlihen Anzeige des Faß nicht genü- 
gend aufgellärt hätten. Demzufolge fei der Regierung aufgegeben 
worden, ben von Lenz angebotenen Beweis für feine Behauptun« 
gen ned durch Bernehmung der vorgeſchlagenen Zeugen zu erhe- 
ben, wenn es im Julereſſe der Aufrehtbaltung der Disziplin un— 
ter den Drojchfenfutihern nicht angemeſſen erſcheinen ſollte, die 
Beſchwerde mit Rückſicht auf den feit der Entziehung der Fahrlarte 
abgelaufenen Zeitraum durch Zurüdgabe der lepterem zu erlebigen, 
Darauf ſei dem Lenz durch die Polizei-Direftion mitgetheilt worden, 
daß er bie Fahrkarte zurüderhalten fünue. Er babe ſich jedoch zu deren 
Empfangnahme nicht gemeldet, demnächſt aber nach wiederholter 
Beftellung in dem Büreau des PolizeirDireftors erflärt, daß er 
die Fahrkarte nur dann zurüdnehmen werde, wenn fie ihm durd 
das Minifterium zuerfannt werde. Nah dieſer Erflärung und 
nad dem von ber Polizei-Direftion angezeigten Benehmen des 
ten; habe fein hinreichender Grund vorgelegen, Behufs nadträg- 
licher Entiheidung über die erwähnte Beichwerde noch fernere 
GErörterungen anzuordnen. Der Beſchwerdeführer fei bereits we- 
gen früherer Berftöße gegen das Droidfen-Reglement 14 Mal 
beftraft; er habe nach der übereinjtimmenden Anfiht der Behir- 
den das Recht zur Fahrkarte duch ungebührliches Verhalten 
verwirft und die Polizei-Behörbe habe geltend gemadt, daß fie 
nur durh Anwendung ſtrenger Maßregeln im Stande jei, 
bie Ordnung unter den Droſchkenkutſchern aufrecht zu halten, 
Abgeſehen danon jei von ber Regierung angezeigt worden, daß 
%enz bei der Eiſenbahn einen lohnenden Erwerb gefunden und 
anfheinend auf die fernere Beihäftigung als Droſchkenkutſcher 
verzichtet habe. Aus den augegebenen Gründen jei berjelbe auf 
mehrere Inımediat-Borftelungen, in welchen er das Geſuch um 
Unterfuhung des Verfahrens des Faß erneuert habe, auf Grund 
Allerhoͤchſter Ermächtigung dahin beſchieden worden, daß, nad« 
dem er die Annahme dei Fahrberehtigung»Scheines abgelehnt habe, 
welcher ihm zur Erledigung feiner Beſchwerde wegen Entziehung 
ber betreffenden Erlaubnis von der PolizeisDirektion in Ausficht 
geftellt worben, auf eine weitere Erörterung der Beſchwerde nicht 
einzugeben jei. 

Die Angaben des Petenten in Betreff der durch den Polizeis 
Direltor Hirſch verweigerten Zurüdgabe des Fabrberechtigungs— 
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Scheines hätten Veraulaſſung gegeben, den thatſächlichen Hergang 
noch durch die Regierung in Düffeldorf feftitellen zu laſſen. 
Nah den betreffenden Verhandlungen habe Lenz, welder 
ihon am 23. Auguft v. I. die Erflärung, „daß er die ihm ans 
gebotene Fahrkarte nicht anderd annehmen wolle, als wenn fie 
ihm vom Minifterium ausdrücklich zuerfannt werde," auf dem 
Polizei-Büreau in furzem und grobem Tone abgegeben, nach 
Empfang des Minifterial-Beicheides vom 20. September v. 3. 
dem Poligei-Direftor wiederum in grobem Tone erflirt: „Der 
Herr Minifter habe befohlen, daß ihm bie Fahrkarte wiebergegeben 
werben ſolle, der Polizei-Direftor jolle fie ihm jept geben.” Wer 
gen bes aud bei diejer Gelegenheit hervorgetretenen ungebübrlichen 
Benehmens jei ihm zwar die im jener Weife geforderte 
Rüdgabe ber Fahrkarte verweigert worden; Dagegen ſei von 
dem bei dem Vorgange zugegen geweſenen Polizeiralhe in Abrebe 
geftellt worden, daß der PolizeisDireftor über den Grund der Ver- 
weigerung fidh jo, wie Petent behauptet, geäußert habe. Dem- 
nädft babe aber die Regierung in Folge eines ſpätern Geſuches 
bes Lenz vom 5. Dftober v. J., weldes ihr von dem Herm Mi⸗ 
nifter für Handel und Gewerbe zur Verfügung zugefertigt worden, 
dem Bittfteller nad dem Antrage bes PolizeisDireftors unterm 
12. November v. 3. eröffnet: 
„daß, wenn er ſich zu diefem begeben und benfelben in ge 
ziemender Weile um Wieberertheilung ber Fahrkarte bitten 
werbe, der PolizeirDireftor diejer Bitte Statt geben werde.” 
Mit weiteren Gejuhen um Wieberertbeilung ber Fahrkarte 
jei Lenz weder bei der PolizeisDireftion in Elberfeld, noch auf 
bei der Regierung oder dem Minifterium eingelommen. 

So weit der thatfächliche Vortrag des vorjährigen Petitions«-Berichts, bem 
aus ber ber wieberholten Petition beigelegten Erflärung des Petenten auf bie 
Mittheilungen des Herrn Regierungs- Gommiffarii nur noch beizufügen fein 
dürfte, daß Petent wiederholt behauptet: 

1) der Polizeir-Direkter Hirſch zu Elberfeld habe ihn auf jeine Bitte 
um den Fahrſchein mit dem Bemerfen abgewielen, daß ihm ber 
jelbe vor Kurzem angeboten worden jei, daß er ſich aber auf bie 
Hinterfüße geftelt und gejagt babe, er wolle zuvor die Entidei- 
dung des Herrn Handels» Minifters abwarten, und er jolle fih 
jept die Karte aud von dem Herrn Minifter geben laſſen; 

2) er habe mit jeiner Droſchke nicht an der Halteftelle, iondern vor 
ber Reftauration des Thiele fi befunden, und baber feinen 
Grund zur Abnahme des Fahrſcheins gegeben; 
endlich, er habe das Schreiben der Königliben Regierung vom 
12. November 1858, wonad ibm auf geziemende Bitte der Fahr⸗ 
ſchein ertheilt werden würde, nicht erhalten, und wenn bies auch 
der Fall geweien, jo glaube er nicht, daß eim ächter Preuße um 
jein Recht bitten müſſe. 

Die vorjährige Kommilfion hat bei dem Hauje den Uebergang zur Ta— 
ges ⸗Ordnung beantragt, weil fie nach der umfafjenden Darlegung des ganzen 
Sachverhaltes durch den Vertreter des Herrn Minifters für Handel und Ge» 
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werbe der Anficht war, daß die Stants- Regierung genügende Schritte getban, 
um den Petenten wegen feiner Beſchwerde klaglos zu ftellen, daß aber, da er 
der ihm von der Höniglihen Regierung zugegangenen Eröffnung feine Folge 
gegeben, feine Veranlafjung gefunden werden fünne, das Gejuc des Petenten 
zu unterjtüßen. 

In der diesjährigen Kommiſſion wurde zwar von der einen Seite ber 
merflid; gemacht, es müßten die beiden Anträge des Petenten, die Wiederer- 
langung der Fahrkarte, und die Unterfuchung gegen den Polizei» Inipefter 
Faß, wegen ungerechtiertigter Entziebung diejer Karte, auseinandergebalten wer⸗ 
den; in erfterer Beziehung ſei überhaupt wicht abzujeben, wie der Polizei-In« 
iveftor aus Barmen dazu komme, in Elberfeld amtlich zu fungiren, von ſei— 
ner vienftlichen Anzeige über das Verhalten des Petenten köune nicht die Rebe 
jein, man müfje mit dem Petenten darin einverftanden fein, wenu er fi mit 
der bloßen Nüdgabe der Fahrkarte nicht begnüge, jondern die Unterjuchung 
verlange; es jei auffällig, daß die Regierung feine fernere Erörterungen ange 
ordnet, jondern geglaubt babe, die Sache mit der MWiederzuftellung der Fahr- 
farte an den Petenten abzumachen, am allerweniyfien aber könne die l4 mas 
lige Beftrafung des Petenten wegen früberer Verſtöhße gegen das Droſchken— 
Reglement geltend gemacht werden. Was Dagegen Die Berweigerung der 
MWieberverleihung der Fahrkarte wegen des ungebührlichen Betragens des Per 
tenten betreffe, jo möge dies letztere der Nüge oder der Beitrafung unterwor« 
fen, ed fünne aber davon die Vorenthaltung der Karte ſelbſt nit abhängig 
gemacht werden. 

Die Mehrheit der Kommiſſion fonnte aber in beiden Beziebungen fich 
diejen Ausführungen nicht anſchließen, zumal der Herr Negierungs-Gommilfas 
rius feine früheren Angaben dabin erweiterte, dab er berverbob, wie der Po— 
lizei-Inſpelter Faß zu Barmen unter der unmittelbaren Direktion des Polis 
jeisDireftors zu Elberfeld ſtehe, ſeine dienitlihe Anzeige, gegenüber dem be: 
reits jo oft wegen Zuwiderbandlungen gegen das Droſchken-Reglement beftrafs 
ten Petenten mindeitens denielben Glauben verdiene, ala die Angaben des letz⸗ 
teren und hiernach die Wegnahme der Fahrkarte die Folge unziemlichen Be— 
tragens des Beſchwerdeführers geweien, wie ferner zufolge beftehender geiep- 
licher Beitimmungen jhon nad einigen Beitrafungen die Entziehung der Kabr« 
farte habe eintreten Fönnen, nichtedeſtoweniger gegen den Beſchwerdeführer 
ungewöhnliche Nadhfiht geübt werden, Demjelben in der Ihat auch wenig an 
der Wiedererlangung der Karte jelbft gelegen zu jein jcheine, da er doch, wenn 
er dies auch beitreite, nach jeiner eigenen Angabe im Rachtrage zu feiner Per 
tition von der Berfügung der Königlichen Regierung som 12. November 
1858, wenad er von dem Polizei-Direftor die Fahrkarte wieder ausgehändigt 
erhalten würde, Kenntniß erlangt, dennoch aber feitdem dort feine Schritte 
gethan babe, vielmehr Grund vorliege, zu glauben, daß Petent in Folge Ein« 
flufjes dritter Perjonen agitire, 

Bei der Abjtimmung ſprach fih die greße Mebrbeit der Kommiſſion da+ 
für aus, 

dem Hauje der Abgeordneten zu empfehlen: 
über die Petition des Droſchkenkutſchers Lenz zur Tages - 
Drtnung überzugeben, 


E. 


Referent: 
Abgeordneter Dr. Halt. 
Eu 


I. Der frühere Serzeant Guſtav Rothhardt wurbe im Jahre 1856 Journ. TI. Rr. 630. 
als Aififtent im Gentral » Büreau der Oſtbahn zu Bromberg angeftellt, und 
blieb bis in den April 1859 in biefem Verhältniſſe. Gr ſchied aus demiel« 
ben in Folge Kündigung der Königlichen Direktion der Dftbabn, zu nel 
cher dieje befugt war und welche unter Innehaltung der vorgeſchriebenen vier 
wöchentlihen Friſt erfolgte. Nah feiner Darftellung wurde die Kündigung 
durch einen Auftritt veranlaßt, den er mit dem Ober» Maichinenmeifter 
Mobrbed batte, und der ihm als ein grober Verſtoß gegen die Subordina- 
tion angerechnet wurde. Rothhatdt bat jeine Entlafjung von Anfang an 
für eine ungerechtfertigte erachtet, und ‚fich wegen Wiederanftellung ſowohl wie, 
terholt an den Königlihen Handels « Minifter, als an des Prinz-Regenten 
Königliche Hobeit gewendet, iſt indeß abſchlägig beichieden worden. Unter 
dem 13, Februar 1860 bat er bei dem Haufe der Abgeordneten den Antrag 
neftellt: 

1) ihn ſchleunig in jein Amt wieder einzujepen, und 

2) ibm Entihädigung für die dur deſſen Gntziebung gebabten 
Verlufte unter Anrehnung der ihm verloren gegangenen Dienft- 
zeit zu gewähren. 

Mit einem Ääbnlihen Antrage war er bereits unter dem 14. April 1859 
bei dem hohen Haufe vorftellig geworden; die vorjührige Kemmilfion hatte 
aber mit Rüdfiht darauf, daß die Kündigung an fid zuläffig geweſen jei, 
Rothhardt jelbit die Infuberdination eingeriunt, und es bie Kandesvertrer 
tung bei Dienftserhältniljen diejer Art ftets abgelehnt habe, eine Berechtigung, 
die Entlafjungsmotise zu prüfen, für fid in Auſpruch zu nehmen, den Ueber: 
gang zur Tages-Drdnung empfohlen. Wegen Ablaufs der Sitzung fam das 
Hans nit mehr zur Beihluffaffung. Demjelben vermag die gegenwärtige 
Kommiffton um jo weniger einen andern Vorſchlag zu machen, als Rothhardt 
nur deshalb jeine Etraflofigfeit in Aniprud nimmt, weil Rohrbeck jeiner 
Meinung nad nicht berechtigt war, bei der im Rebe; ftchenden Gelegenbeit 
dienftlich gegen ihm einzujchreiten, und event. nur ausführt, daß für ein et+ 
waiges Vergeben von feiner Seite jedenfalls cin Verweis ausreihende Strafe 
geweſen jein würde. 

Aus Anlaß ſeines Falles und unter ipezieller Mittheilung anderer Fälle 
wendet fi Petent ſodann gegenz die Beitimmung, daß mandıe Beamte der 
Dftbahn, als Echaffner, Telegraphiſten, Büreaudiener niemals definitiv ange 
ftellt würden, jondern immer der Kündigung unterworfen blieben, und Daß die 
meilten andern Bermten erft nad fäünf Jahren von diefer Uuficherbeit ihrer 
Stellung befreit würden, Er folgert aus der Bedeutung des Amts, daß cine 
ſolche Einrichtung nicht bejteben dürfe, da fie nur für Dienftboten paffe, bebt 
beroor, daß fie auf die Selbitjtändigkeit und Ueberzeugungstreue des Beam— 
ten nachtheilig einwirfe, indem jie ihn von der Laune und Willkür jeiner 
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Vorgeſetzten abhängig mache, betont den Mangel einer Penfions- Berechtigung, 
der mit dieſer interimiftiichen Beichäftigung verbunden fei, und führt aus, daß 
durch Alles dies diejenigen Perjonen am Härteften getroffen würden, melde 
durch ihre Dienfte im Heere das Recht auf Givil-Verforgung erworben hätten. 
Rothhardt's Antrag gebt auf 
3) Aufhebung des jo nachtheiligen Kündigungs-Verhältniſſes ber 
Beamten. j 

Zugegeben mag werben, daß das Beſtehen defjelben mandes Drüdende 
für den betreffenden Beamten hat, und daß fünf Sabre vielleicht eine jehr 
lange Zeit für die Vorbereitung und Prüfung find; allein an ſich liegt eine ſolche 
zu jehr im Intereſſe des Dienftes, als daß die Kommiſſion fi gegen diejelbe 
ausipredhen könnte, und in der Petition find Thatſachen nicht beigebracht, aus 
welchen fich entnehmen ließe, daß mit Rückſicht auf die Art der Beſchäftigung 
in einem wejentlic kürzeren Zeitraume die Ueberzeugung von der Tüchtigkeit 
und Zuverläffigkeit der Beamten zu erlangen jei. Was diejenigen Unterbeam- 
ten betrifft, die niemals eine feite Anftellung erlangen können, hat fidh bie 
Kommilfion vergegenwärtigt, daß diefelben überwiegend in fortwährender Bes 
rübrung mit dem reijenden Publifum ftehen, und ihre Kunftionen unmittelbar 
auf defien Bequemlichkeit und Sicherheit Bezug haben. Bon diefem Gefichts- 
punfte aus erſcheint ihr die Anftellung der gedachten Beamten auf Kündigung 
nicht verwerflich, und es iſt ihr nicht zweifelhaft geweien, daß er dem vom 
Petenten geltend gemachten Gefichtspunfte übergeordnet ift. Die Kommilfion 
vermag daher nicht, Anträge im Sinne des Rothhardt zu ftellen. 

Noch weniger hält fie dies in Betreff anderer — lediglich die Details 
der Eijenbahn-Verwaltung betreffender — Vorſchläge beflelben für gerechtfer- 
tigt, die er ohne Anſchließung eines Antrags dem hoben Haufe zur Erwägung 
ſtellt. Er führt nämlich aus, daß für jede Eijenbahn- Direktion ein juriftijches 
und ein technifches Mitglied genüge, und es ſehr zu empfehlen ſei, die übri» 
gen Mitglieder aus penfionirten höheren Offizieren zu entnehmen. Dann fin 
det er es völlig überflülfig, Ober-Majchinenmeifter — dieſen Poften bekleidet 
Rohrbeck — anzuftellen, und will eventuell nur einen jolden für den 
ganzen Staat nöthig wiffen. Am Ausführlicften aber wendet ſich Petent 
Dagegen, daß die Direktion der Oftbahn dem Rohrbed, welcher als Ober» 
Maſchinenmeiſter nur ala Sachverftändiger bei der Central» Werkftatts» Mate» 
rialiens®erwaltung, insbejondere bei den von diejer zu ſchließenden Submilfions- 
Geſchäften, fungire, das ganze Beihaffungs-Geihäft übertragen habe, — eine 
Maßnahme, gegen welde fih Rothhardt ſchen im Februar 1859 in einem 
an die Direktion der Oftbahn gerichteten, auszugsmeije mitgetbeilten Prome- 
moria ausgeſprochen hatte. 

Nach erfolgter Kündigung flug er einen andern Weg zum Angriffe ge— 
nen Rohrbeck ein, und bradte — jo geht wenigftens aus jeiner Darftelung 
bervor — bei der Direktion am 16. März 1859 die Anzeige am, daß der Ger 
nannte viele zu den Submijfionen eingejandte Proben gar nicht geöffnet, fie 
aber dennod in feinen Berichten als ſchlecht bezeichnet babe. Er will in die- 
fer Denunziation ſich erboten haben, die beweijenden Schrift- und Aftenftüde 
zu bezeichnen, aud des Verlangens geweſen fein, die noch nicht zurüdgegebenen 
Proben mit Beihlag zu belegen. Nachdem er angeblih auf das Beftimmtefte 
erfahren hatte, daß die Direktion die Anzeige in der angebeuteten Art nicht 
verfolgen wolle, denungirte Rothhardt bei der Staats» Anmwaltichaft zu 
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Bromberg, wurde aber mündlich benadrichtigt, daß die Anzeige, als eine 
Disziplinar» Angelegenheit betreffend, der Direktion der Oſtbahn übergeben 
worden jei. Da dieſe den Rohrbeck ferner im Befige der uneröffneten Proben 
ließ, ihn — den Petenten — fogar in ein anderes Büreau verjepte, wie er 
meint, um ihm die Gelegenheit, feine Behauptungen zu beweilen, abzuſchneiden, 
wandte ſich Rothhardt an das Königliche Staats-Minifterrum mit dem 
Antrage: 

„Maßregeln zu treffen, welche ihm im Stande erhielten, die Be 

weile zur Aufdeckung der von Nobrbed geſchehenen Plihtwidrig- 

feiten und Dienftverlepungen führen zu können. 

Unter dem 6. Juni 1859 hat ihm bierauf der Herr Handels» Minifter 
eröffnet, daß auf Grund bes Ergebnifjes der angeorbneten Ermittelungen dem 
Antrage nicht genügt werden könne, indem die Anjhuldigungen durd Beweis 
mittel nicht unterftügt jeien und es an jedem Anlaß fehle, in ber fraglichen 
Richtung vorzugehen. Petent erachtet diefen Beſcheid für unmotivirt, weil 
Ermittelungen gar nicht gepflogen worden, oder doch höchſtens darin beftanden 
hätten, daß eine feiner Eingaben, welche die Spezialien enthalten, dem Rohr— 
bed zur Beantwortung mitgetheilt worben jei. 

Inzwiſchen hatte nämlih Rothhardt jeine Anträge bei der Staats— 
Aumwaltjhaft erneuert, und am 18, Mai 1859 dem Ober: Staatsanwalt zu 
Brombera cine Anzeige eingereicht, welche zehn ipezielle Beſchuldigungen ent» 
bielt. Bon biejem wurde diejelbe an den dortigen Staats-Anwalt abgegeben, 
der amı 24. Mai 1859 dem Rothhardt befannt machte, daß, wenn auch alle 
jeine Angaben richtig fein ſollten, dennod nirgends der Thatbeitand einer nad 
dem Strafgejegbude zu beabndeten Handlung, jondern lediglich Dienftvergehen 
vorlägen, und baß deshalb die Anzeige der Direktion der Oftbahn überwiejen 
worben jei. Die Vorwürfe beftanden aber darin, daß Rohrbeck öfters Liefe- 
ranten für den Zuſchlag bei der Direktion empfohlen babe, welche bei gleicher 
Qualität höhere Preije berechnet hätten, daß er die Lieferungs-Termine oft 
verlängert und dadurch den Lieferanten Konventionalftrafen erfpart habe, daß 
er einmal Materialien ohne Grund aus freier Hand, und zu übergroßen 
Preiſen angeichafft, einmal untauglices Zeug als tauglih abgenommen, ohne 
dazu befugt gewejen zu jein, und überhaupt die Direftion der Oſtbahn und 
einzelne Beamte durch jeine pflicht- und wahrheitswidrigen Berichte zu Amts« 
banblungen gezwungen habe. Nirgends ift auch nur im Entfernteften an» 
gebeutet, daß Rohrbeck bei diefen Handlungen feinen Bortbeil im Auge 
hatte, und die Behauptung des Petenten, daß er ben ber Lieferanten und den 
Schaden des Staats erftrebt babe, ift lediglih auf die Qualität und den 
Preis der Waaren verſchiedener Goncurrenten gegründet, während doch bei 
derartigen Auſchaffungen noch ganz andere Gefihtäpunfte leitend fein fünnen. 

Segen den abichlägigen Beſcheid des Etaats-Amwalts ift Petent bei dem 
Ober-Staatsanwalt nicht vorltellig geworden, wohl aber will er — um einer 
gegen ihn anhängig gemachten Unterfuhung wegen Beleidigung des Robrbed 
zu entgehen — bei Seiner Königlichen Hobeit dem Prinz-Regenten die Einlei- 
tung eines Verfahrens gegen den Genannten beantragt, jedoch feine Antwort 
erhalten haben, 

Die Unterſuchung gegen den Petenten ift in ber That zu Ende ges 
führt, und auf eine jehswöcentlihe Gefängnißftrafe erfannt worben, weil 
er durch Ausdrücke in mehren jeiner Eingaben und duch eine Aeußerung 
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gegen eine Privatperjon den Rohrbeck beleidigte. Das Urtheil des Appella- 
tionsrichters beftätigte das hierauf lautende erſte Erkenntniß; die Nichtigkeites 
Beihwerde legte Rothhardt zu jpät ein. Im einer jebr weitläufigen Aus- 
führung ſucht er num darzulegen, daß dieje Entiheidungen in ungejeplidher 
Weile herbeigeführt, irrig und darum für nicht eriftirend anzufehen ſeien. Bon 
diefem Standpunkte aus will er Allerhöchſten Orts um Gnade, oder eigentlich 
um nochmalige Revifion dei gegen ibn inne gebaltenen Verfahrens gebeten 
baben. Ohnerachtet er — wie er angiebt — dem Königlichen Kreisgerichte 
zu Bromberg dies anzeigte, und von bdemjelben vorher dahin belehrt war, 
daß er jeder Zeit ein Gnadengeſuch anbringen könne, wurde er von dem ges 
nannten Gerichtäbofe veranlaßt, jeine Strafe anzutreten. Gr verbüßte fie bis 
zum 10. Sanuar 1860 und erbielt erft unter dem 7. Februar d. 3. den ger 
meinichaftlihen Beicheid des Handels- und Juſtiz-Miniſters, daß damit das 
Begnadigungegefudh, welches zur weitern Beranlaffung an fie abgegeben jei, 
feine Erledigung gefunden habe. 

An alle diefe Anführungen ſchließt nun Petent den Antrag: 

4) die Unterfuhung über das gegen ibm beobachtete Verfahren der 
keireffenden Behörden und Beamten, zu denen er inäbelendere 
die beiden genannten Minifter zäblt, zu veranlaſſen. 

Selbft wenn die Kommilfion ſämmtliche Auslafjungen des Rothhardt 
für rihtig und bie lediglich in Abſchrift beigebrachten Beſcheide und Verfü— 
gungen für wortgetreu wiedergegeben erachtet, vermag fie auch bier nicht, das 
Verlangen des Petenten zu befürworten, Im Gegentheile erſcheint ihr zunächſt 
die Art, im welder die Dienftbehörden des Rohrbeck die gegen denſelben 
erhobenen Anzeigen behandelten, mit Rüdjicht einerjeits darauf, daß fie erft 
nah der Kündigung in Folge des Auftrittd mit dem Ober» Majchinenmeifter 
angebracht wurden, andrerjeit# darauf, daß dieſer nad den eigenen Mitthei« 
lungen des Petenten von feinen Borgejegten als ein vorzügliherjBeamter bezeichnet 
wird und als folder bis in die neueſte Zeit bejondere Anerkennung erhalten 
bat, feineöweges verwerflic. Die Verfügung der Staate-Anwaltihaft ift bis- 
ber im geieplichen Inftanzenzuge nicht angefochten worben, ſcheint aber aud 
mit Nüdfiht auf die Lage der Strafgeſetze einer gegründeten Anfechtung nicht 
zu unterliegen. Richterliche Erfenntniffe zu bejeitigen, liegt nicht in der Com» 
petenz des Hauſes der Abgeordneten. Die Kommilfion hat darum auch feine 
Beranlaffung, das Nübere darzulegen, wie Petent aus Unlenntniß der Straf- 
geſehe und insbejondere der Normen binfihtlih des Berfahrens zu jeiner 
Auffaſſung gekommen ift. Daß das Königliche Kreisgeriht zu Bromberg, bes 
eingereichten Begnadigungsgejuchs ungeachtet, die Strafe an Rothhardt voll« 
ftredte, beruht auf gejeplicher Borfchrift, wonad es im Ermefjen des Gerichts- 
bofes fteht, die Strafvollftredung in folhem Falle auszujepen oder nicht. 
Weber dem Handels-, noch dem Juftiz-Minifter ftand e8 zu, nachdem das 
Strafurtel die Rechtskraft beihritten hatte, ein neues Verfahren anzuordnen. 

Wenn endlich Petent 

5) Entihädigung für den im Gefängniß erlittenen Schaden an feiner 
Geſundheit 

fordert, jo kann auch dieſer Antrag nicht befürwortet werben, da Rothhardt 
weber den Beweis geführt bat, daß er einen folden Nachtheil davon getragen, 
noch bebauptet, daß bei der Strafvollitredung die gegebenen Inftruftionen 
nicht beobachtet worden jeien. 
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Die Kommilfion jhlägt daher dem hohen Haufe vor: 
über die Petition des Rothhardt überall zur Tages: Ordnung 
überzugehen. 


II. Nach einer Petition des Gutsbefigers von Bähr zu Groß Ramjau, 
im Kreije Allenftein, jol im Sabre 1836 in Wartenburg, dortigen Kreiies, eine 
neue Parodie für die evangeliihen Glaubensgenoffen errichtet, und der Ort 
Sroß-Ramlau dahin eingepfarrt worden fein. Als ein Neformirter, der der 
firhlihen Union nicht beigetreten, behauptet von Bähr, diefer Kirchgemeinde 
nicht anzugebören, jondern Mitglied der reformirten Burggemeinde in Königs— 
berg zu fein, folgerichtig auch feine Berbindlichfeit zur Gewährung von Per: 
lonalsDezem an den evangeliichen Geiftlihen zu Wartenburg zu haben, 
Dennoch jei im vorigen Jahre von ihm eine jolde Abgabe gefordert, und 
feine Beihwerde von allen Behörden, der Negierung zu Königsberg, dem dor« 
tigen DOber-Präfidenten, dem Minifterium der geiftlihen Angelegenheiten zu— 
rüdgewiejen worden, weil die Entrichtung des Dezems nach Zuſ. 213. $. 5. 
des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts gerechtfertigt, außerdem aber das Kirchſpiel 
in Wartenburg für Evangelijche beider Befenntnifje errichtet worden jei, Petent 
mithin nicht zur Königsberger Burggemeinde gehöre. 

Der Genannte führt nun aus, dab das Oſtpreußiſche Provinzialrecht auf 
feinen Fall nicht pafie, behauptet, daß die Geiſtlichen der Burgkirche jeit 150 Jah— 
ren bei den reformirten Glaubensgenofjen außerhalb Königsbergs ohne Dispens 
firhenamtlide Bunktionen vorgenommen hätten, und ihre Befugniß hierzu bei 
der Taufe feines eigenen Sohnes im Sabre 1840 durch den Ober-Präfidenten 
v. Schön anerfannt worden fei, und folgert endlih aus der innern Aus— 
Ihmüdung der Kirche zu Wartenburg, dem daſelbſt herrſchenden Ritus, ber 
Handhabung des Neligionsunterrichts, dab das mehrgedachte Kirchſpiel nicht 
für Reformirte begründet morben jet. 

In der entgegengejegten Auffafjung fieht Petent eine gewaltjame Con— 
verfion der genannten Glaubensgenofjen und trägt deshalb an, 

ihn ſowie überhaupt die Reformirten im Ermelande zu ſchützen 
und ihnen ihre Religionsfreibeit zu erhalten. 

Da er nit den mindeften Belag für feine Behauptungen beigebracht 
bat, jo ift die Kommilfion nit im Stande gewejen, fie zu prüfen, und kann 
daher dem hoben Haufe auch nur deu 

Uebergang zur Tages⸗Ordnung 
empfeblen. 


Sourn. U. Nr. 642, 


Sourn. II. Nr. 584, 
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F. 


Referent: 
Abgeordneter Wachler. 
— en a 


J. Carl Kurſawe und Genoffen, evangeliihe Gemeinde Mitglieder zu 
Skalmierzyee im Großberzogtbume Pofen, beantragen in einer Petition vom 
12. Februar d. J.: 

„Die Königlihe Staats-Regierung zu veranlaffen, fie von dem 
Kirhenzwange nah Latowice zu befreien und ber Kirche zu 
Oſtrowo wiederum einzupfarren.” 

Die Bittfteller find früher zur evangeliſchen Kirhe in Oſtrowo einge 
pfarrt geweſen, gehören aber jeit dem Jahre 1853 zur evangeliihen Parodie 
Yatowice. Sie wünſchen eine Veränderung diejes Parochial-Verhältniſſes und 
bie Wieder-Einpfarrung nah Oſtrowo, weil der Weg von Skalmierzyce nad) 
Latowice zeitweife gar nicht zu paffiren jein ſoll und fie badurd abgehalten 
würden, die Kirche zu Latomice zu beſuchen und daſelbſt kirchliche Handlun- 
gen verrichten zu laljen, während von Sfalmierzyce nad Oftrowo eine Kunft« 
ftraße führt und fie am legteren Orte von früber Kirchftelen und Begräbniß— 
felder befigen. Sie haben ihren Wunſch den firhlihen und Staats-Behörben 
vorgetragen, find jedoch in allen Inftanzen abſchläglich beichieden worden und 
nehmen nunmehr die Mitwirkung des Hauſes der Abgeordneten in Anſpruch. 

Die Kommiffion hielt das Haus der Abgeordneten an ſich für wohl« 
berechtigt, die Prüfung der Beichwerde vor ſich zu ziehen, weil Parodien 
nur vom Staate unter Zuziehung ber geiftlihen Obern errichtet und ver« 
ändert werben dürften. 

In der Sade jelbft fann das Geſuch nicht befürwortet werben. Die 
evangeliichen Gemeindeglieder von Skalmierzyce find cuf Grund der Matrifel 
vom 22. Dftober 1853 zur cvangeliſchen Kirche in Latomwice eingepfarrt. Nur 
nad Anhörung aller Intereffenten und Feftiepung der ihnen etwa zulommen- 
den Entihädigung, ſowie mit Genehmigung der geiftlihen Oberen, beziehungs« 
weije des Staats, dürfen Veränderungen in beftehenden Parochien vorgenom» 
men werben ($$. 237. seq. Zit. 11, Th. II. des Allgemeinen Landredhts). 
Die Kirchen: und Staats-Behörden haben fih nad Prüfung der obwaltenden 
Berhältnifje nicht bewogen gefunden, in eine Verhandlung über Veränderung 
bes Parochial-Verhältniſſes einzutreten. Aus den von den Petenten vorge 
tragenen Umftänden ift aud eine erhebliche Urſache der verlangten Aenderung 
nicht zu entnehmen, ba der ſchlechte Weg nad Latowice durch Ausbefferung 
gangbar gemacht werden fann und aus dem Belige von Kirchſtellen und Be- 
gräbnißfeldern zu Oftrowo feiner Zeit ein Wideripruc gegen die Einpfarrung 
nad Latowice nicht hergeleitet worden ift. Am wenigiten haben fi die Pe» 
tenten aber bereit erflärt, die etwaige Entihädigung zu gewähren, welche bei 
ParohialsBeränderungen für diejenigen feftgefegt werden ſoll, welche ein In« 
tereffe dabei haben. 

Die Kommiffion fann daher nur empfehlen: 

über die Petition zur TZages-DOrduung überzugeben. 
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HE. Der Lieutenant a. D. Klein zu Elbing hatte in feiner Eigenſchaft 
als Bormund des Landwirt Rudolph Klein eine Petition, betreffend den 
Antrag auf Beftrafung des Lieutenants im 1. (Leib-) Hufaren-Regimente v. 
Morftein, eingereicht. Diefe Petition ift durch Tages-Drdnung erledigt werben, 
weil der geordnete Inftanzenzug nicht inne gehalten war (cfr. Erfter Bericht 
der Kommijfion für Petitionen Litt, E. Nr. 20, der Druckſachen pro 1860 
und pag. 50. der Stenographiſchen Protokolle). Iept hat der ı. Klein einen 
Beiheid des Militair-Gouverneurd der Provinz Preußen und fommandiren» 
den Generals des 1, Armee Corps d. d. Königsberg den 17. Februar d. 3. 
beigebracht, nach welchem das Kommando der 2. Divifion, als die competente 
Gerichtsbehörde, ſich nicht veranlaßt gejeben hat, dem Antrage Des Petenten 
gemäß gegen den Lieutenant v. Morftein eine gerichtliche Unterjuhung zu 
verfügen. Der Beichwerbefährer hält hiermit den Inftanzenzug für erjdhöpt, 
und erneuert feine Bitte um Berwendung für die Nusführung feines Antrages. 

Gegen deu Beſchluß des DivifionssGerihts fteht jedodh der Mefurs an 
das General-Auditoriat offen ($. 86. 6q. Tb. II. des Strafgeſetzbuches für 
dad Preußiſche Heer), welchen der Petent bisher nicht ergriffen hat. Der 
Inſtanzenzug ift daher noch nicht vollendet, und befürwortet die Kommilfion 
anbermeit 

den Webergang zur Tages» Ordnung. 


WEN. Der frühere Kaufmann Eigismund Wilhelm Girndt zu 
Langenbielau in Schleſien hat ſeit Sahren vielfache Petitionen megen angeb« 
licher Rechts-Verweigerungen eingereicht, welde gleichmäßig verworren und uns 
verftändlich gewejen find. Mit Rüdficht hierauf wurde von bem hehen Haufe 
der Abgeorbneten in der Eipung vom 14. Februar 1859 (pag. 167. der 
Stenographifchen Protokolle) genehmigt, daß die etwa nod eingehenden Pe— 
titionen des ıc. Girndt aufzufammeln und darüber zum Scluffe der 
Sipungs-Periode unter Einem zu berihten. Es waren in ber That 
mehrere Petitionen eingegangen und aufgejammelt. Aus einem amtlichen 
Schreiben des Königlichen Kreisgerichts zu Reihenbad in Schleſien hatte ſich 
inzwifchen ergeben, daß der ıc. Girmdt bereits im Jahre 1856 redhtsfräftig 
für wahnfinnig erflärt und unter Vormundſchaft geftellt worden it. 
Der ꝛc. Girndt war hiernach nicht petitionsfähig, und ſchlug beshalb die vor» 
jährige Kommilfion für Petitionen in ihrem 14. Berichte (Nr. 187. der Druds 
jadhen pro 1859) unter Litt. X. vor, die Petition des x. Girndt unerör— 
tert zurüdzulegen. Diejer Antrag ift wegen des Schluffes der Seifion 
nicht mehr zur Berathung gefommen, 

Gegenwärtig bat nun der ıc. Girmdt wiederum einige Petitionen „ein 
geſchickt, welche an das Königlich Preußiſche Landtags-Collegium in Berlin” 
geridhtet und „Anklage wider ben herrſchaftlichen Fislkus“ rubriziet, übrigens 
ebenjo verworren und unverſtändlich find, mie alle von demjelben Beſchwerde— 
führer ſchon fonft eingereichten Gejude. Auf dieſe Petitionen darf nicht nä— 
ber eingegangen werben, weil ber Bittfteller aus dem oben angeführten Grunde 
nicht petitionsfäbhig if. Die Kommiſſion empfiehlt hiernach: 

die Petitionen des ıc. Girndt unerörtert zurüdzulegen. 


Journ. I, Rr. 594. 


Zonen. II. Nr. 725. u. 726, 


Journ. II. Nr. 859. 


6. 


Referent: 
Abgeorbneter Dr. Beit. 

Ginhundert und neun Petenten aus Kaulehmen ftellen bem hoben Haufe 
vor, daß unſere Staats-Verfaſſung feinen binreihenden Schup gegen Bill» 
fürherrichaft darbiete, daß es baber dringendes Bedürfniß fei, die gegenwär— 
tige Zeit zum Yusbau der Verfaſſung zu benugen, um für alle fommenden 
Zeiten der Reaktien und der Unfreiheit einen feiten Daum entgegenzujepen. 
Die Petenten fordern das Haus der Abgeordneten auf, zu diefem Behufe von 
dem Rechte der Imitiative Gebraudy zu machen und empfehlen die nachfolgen« 
den Vorſchläge dem hohen Hauje zur Berüdfihtigung: 

1) Befreiung der Preffe durd Beleitigung der abminiftrativen Kon: 
zeſſions » Entziebungen, ferner durd Aufhebung des Zeitungsftem- 
pels und möglichſte Beihränfung von Prohibitiv-Maßregeln. 

2) Eine neue Gemeinder, Kreid- und Provinzial-Drbnung, gegrüns 
det auf das Prinzip ter Selbſtverwaltung. 

3) Ein Wahlgejep, mweldyes für jeden Abgeordneten einen bejonderen 
Wahlkreis und den Wahlort feftjept, und geheime Abftimmung 
einführt. s 

4) Aufhebung des Gerichtshofes für Gompetenz:Gonflicte mit jeinen 
beiden auf die Gejege vom 8. April 1847 und 13, Februar 1854 
gegründeten Funktionen, ſowie Bejeitigung des Staats Gerichts. 
hofes und aller Disziplinar-Gerihtshöfe, damit weder Perjonen 
noch Sachen dem ordentlichen Richter ferner entzogen werben 
fünnen. 

5) Befreiung der BVolfsjhulen und Seminarien von den beengenden 
Schranken der drei Preußifchen Regulative vem 1., 2, und 3. Ofs 
tober 1854 durch Erlaf des in der Verfaſſung verbeißenen Un— 
terrichts⸗ Geſe hzes. 

6) Anerfennung der diſſidentiſchen Vereinigungen als Religiong-Ge- 
jellichaften und demgemäß Verleihung der Korperationsredhte an 
diejelben, 

7) Bereidigung des Heeres auf die Verfafjung, als eine Bürgſchaft 
für die verfafjungsmäße Verwendung beffelben, welde um jo noth» 
wendiger erjheint, falls die Wehrkraft des Landes vermehrt wer- 
den jollte. 

8) Endlih bitten die Petenten das hohe Haus, der Staats» 
Regierung in der Deutſchen Frage jeine Unterflügung da— 
bin angedeihen zu lafjen, daß dem Deutſchen Volke eheſtens eine 
Gentralgewalt mit National-Bertretung zu Theil werde und daß 
bis dahin Preußen fih den Schug verfaffungsmäßiger Nechte über: 
all in Deutichland zur Aufgabe mache, namentlid auch die Kur— 
heſſiſche Frage in dieſem Sinne zur endlichen Erledigung bringe. 
Gleichzeitig wolle das hohe Haus auf die Staatö-Negierung da- 
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bin einwirken, daß dieſelbe in ber auswärtigen Politif und na— 
mentlih in Saden bes Stalienifhen Volkes dem Grundfage der 
Nichtintervention Geltung verfchaffe. 

Abgejehen Davon, daß mehrere der vorſtehenden Vorſchläge theild erle- 
bigt, theilt durch Borlagen der Königlihen Staats-Negierung, oder in Folge 
eingegangener Petitionen zur Berathung geftellt find, bält es die Kommilfion 
nicht für geeignet, auf Anträge näher einzugeben, die nur ganz im Allgemei— 
nen bezeichnet und in feiner Weiſe näber motisirt find; fie kann daher dem 
hoben Haufe nur 

ben Uebergang zur Tages Ordnung über die vorliegende Petition 
empfeblen. 


Referent: 
Abgeordneter Diefchel (Merieburg). 
— — 7 — 


I. Der Schneidermeiſtet Mollenhauer, Nr. 12. der Fürſtenſtraße 
in Magdeburg, fühlte ſich durch Legung der Eiſenbahnſchienen der Magdeburg« 
Köthen Halle⸗Leipziger Eiſenbahn in einem Abſtande von kaum 14 Ruß vom 
Hinterhauſe, was bereits länger ala 50 Jahre dort ſtehe, beſchwert. 

Gr wendete fih an die Königliche Regierung zu Magdeburg und murde 
von Diefer zum Rechtsweg verwieien. Nachdem er diejen beichritten, joll in 
erfter Inftanz auf Zurüdzichung der Schienen erkannt, er aber in zweiter und 
dritter Inſtanz abgewieſen jein. Hierauf bat er Äh um Nbbülfe an den 
Minifter des Innern gewendet. Von Diefem zurüdgemiejen, weil eine Be— 
bauptungen ſich ala umrichtig dargeitellt, verlangt er gegenwärtig sem Haufe 
der Abgeordneten: 

„eine Beihwerde ale begründet zu rachten, jo daß die Direftion 
der MagdeburgsKötben-HallesLeipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft ver, 
anlaßt werde, die Schienen ihrer Eiſenbahn entweder zurüdzuzies 
ben, oder ſolche Anftalten zu treffen, daß fein Haus feiner ferner 
ten Devaftation ausgejept werden könne.“ 

Abgeſehen nun davon, daß der Petition Beweisſtücke feiner Art beitiegen, 
jab, mit Rüdfiht auf des Petenten eigene Angabe, daß er mit feinen ver 
meintlihen Anſprüchen bereits rechtekräftig abgemieien ſei, fih die Kommiſſion 
nur in ber Lage, 

den Mebergang zur Zages-Drdnung 
zu empfehlen. 


HE. Johann Niefe zu Kalfenwalde bei Bärmalde, Kreis Königsberg 
in der Neumarf, bittet das Haus der Abgeordneten: 
„eine Unterftügung für ihn ale alten Krieger berbeifübren zu 
wollen.‘ 
5 


Journ. II. Nr. 796. 


Seurn. II. Ar. 601. 


Ionen. II. Nr. 730. 
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Als Gemeiner habe er bei dem damaligen 1. Neumärkiihen Infanterie 
Regimente die Feldzüge von 1813 und 1814 mitgelämpft. Ju der Schlacht 
von Dennewig durd einen Prelihuß am linken Fuße verwundet, will er 
durch einen Fall gegen einen Zaun gleichzeitig noch einen Bruch bapongetra- 
gen haben. Sept 66 Jahre alt, faft ſtets bettlägerig und erwerbsunfähig, 
fönnten ihn feine ſechs Söhne, von denen die meiften Soldaten gewejen, nich! 
unterftügen, da fie genugjam für die eigenen Familien zu thun hätten. 

Bereits in den Sahren 1852 und 1858 will er fi um Erlangung einer 
Invaliden-Penfion an das 2. Bataillon (Soldiner) 18. LandwehrsRegiments 
gewendet haben, aber abſchläglich bejhpieden fein, da fein Name in den Lazar 
retbliften nicht vorfomme. x 

Auf eine Eingabe an die Königlihe Regierung zu Franffurt a. O. um 
Unterftügung ous dem Nationaldanf jei ihm ber Beiheid geworben, daß er 
zwar notirt worden, aber nicht eber etwas erhalten könne, als bis die Reihe 
an ihn gekommen und die vorhandenen Mittel es geftatten würden, Nady- 
dem er einmal 2 Rthlr. 19 Spr. erhalten und im November v. J. fein Ge- 
ſuch beim Landrath des Königäberger Kreifes erneuert, wäre er ohne Beſcheid 
geblieben. Da er glaube, annehmen zu müffen, für einen Duerulanten ge 
balten zu werben, jei er genötbigt, als legte Iuftanz fi an das Haus ber 
Abgeorbneten zu wenden. 

Petent hat sein Geſuch durch nichts unterftügt, weder MilitairAttefte, 
nod) die in Bezug genommenen Rejfripte ber Behörden beigebradt, weshalb 
die Kommiffion fih durchaus nit in der Lage befand, auf eine materielle 
Prüfung einzugeben, und aus diefem Grunde nur 

den Mebergang zur einfachen Tages-Drbnung 
beantragen fann. 


J. 


Referent: 
Abgeordneter Hermann. 
N 


IJ. Der Kreisgerichts-Direftor Wichert nnd Genofjen in Königaberg 
in Pr. haben eine Petition eingejandt, welche ſchon im vorigen Jahre dem 
boben Haufe überreicht war, aber wegen Schluß der Sitzung nicht zur Ber 
rathung gelangte. | 

Die Petenten bejhweren ſich darüber, daß die Vorſchriften des Rayon» 
Regulatives vom 10. September 1828 jehr hart auf allen Befipern von Grund» 
jtüden, welde in Feſtungs-Rayons liegen, lafteten, und beantragen eine Mil« 
derung derjelben, namentlih aud dahin, daß es den Befigern folder Grund» 
ftüde wenigftens gejtattet werben müſſe, die zur Erhaltung ihres Eigentums 
nöthigen Reparaturen ohne vorherige Anzeige bei den Feſtungs⸗Behörden fofort 
ausführen zu Dürfen, 
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Die Petenten führen zur Unterftägung ihres Antrages mehrere Kacta an, 
um zu zeigen, welhen großen Nachtbeilen die Grundbefiger durch Befolgung 
ber vergefchriebenen Formalitäten, melde ihrer Anfiht nad, ohne höhere In» 
terefjen zu verlegen, beieitigt werben könnten, ausgejegt find, und cs kann 
nit in Abrede geftellt werden, daß die Beftimmungen bes $. 3. des Ravon» 
Regulatives, wenn biefelben in aller Strenge aufrecht erhalten werben, zu den 
von den Petenten behaupteten Nachtheilen und Berluften führen fünnen. 

Da bie Petenten aud die angegebenen Thatſachen, indeffen die Namen 
ber Grundbefiper, weldyen der behauptete Schaden entſtanden ift, nicht ange 
geben haben, jo war es micht möglich, diefe Behauptungen und deren Rich— 
tigfeit näher feftzuftellen, und da ferner burd den Herrn Kommiſſarius des 
Königlichen Kriegs-Minifterii die Erflärung abgegeben wurde, daß in den 
von den Petenten beregten Fällen und überall, wo Gefahr im Berzuge jei, 
die Genehmigung in jebr furzer Zeit wo "den FeltungssKommandaturen 
zu erlangen jei, indem biejelben augemiejen wären, für ſolche Fälle jelbit- 
ftändig zu entſcheiden, jo ſchlägt die Kommiſſion 

ben Uebergang zur Zages-Drbnung 
vor, 





HN. D. Riemer und Genoffen, Grundbefiger des im 2. Rayon-Bezirke Journ. II. Nr. 752. 
von Stettin belegenen Ortes Grabow, wenden fih an das hohe Haus, um 
durch deffen Vermittelung die Rücknahme einer gegen dieſelben ergangenen 
Verfügung dur die Königlihe Staats.Regierung zu erlangen. 

Dur Berfügung der Königlihen Kommanbdantur und der Polizei- Dis 
reftion in Stettin find die Petenten angewiejen worden, die in den Dad» 
wohnungen ihrer Häuſet bis dabin befindlihen majjiven Kocheerde und 
Kadelöfen abzubrehen und den Gonfens zur Anfftellung transportabler Heiz« 
und Kochöfen nachzuſuchen. 

Wie aus den bei der Petition befindlichen Anlagen erhellt, ſind die Pe— 
tenten mit einer beshalb bei dem Königlichen Kriegs-Miniſterio erhobenen 
Beihwerde abgewieſen worden, und als diejelben bierauf ih an des Prinz 
Regenten Königliche Hoheit wandten, wurde die gegen fie erlaffene Verfügung 
nur inſoweit mobifizirt, daß ihnen no bis zum Mai d. 3. Friſt zum Ab» 
brud der majfiven Feuerungs-Anlagen verftattet wurde. 

Die Petenten find der Anfiht, daß ihnen durch die obenerwähnte Ver— 
fügung der Königlihen Behörden ein offenbares Unrecht geſchähe, weil jie 
fih, mit Genehmigung derjelben, im rechtlichen Befipe jener Feuer-Anlagen jeit 
langer Zeit befänden und daß fie dur dem jept gegen Recht und Billigfeit 
verlangten Abbruch derjelben nicht nur an fi erheblihen Schaden erlitten, 
jondern aud, daß ihre Gebäude, welche fernerhin mit jchledhteren Koch- und 
Heiz⸗ Vorrichtungen verſehen werden jollten, im Miethswerthe bedeutend herab» 
finfen müßten und vielleicht gar nicht mehr zu vermiethen fein würden. Nach 
Angabe der Petenten beftänden auch in anderen zweiltödigen, in ihrer Nähe 
belegenen Wohnhäuſern faft überall derartige maſſive Beuerungss Anlagen, ohne 
daß die betreffenden Behörden dagegen einſchritten, und erft im Sabre 1855, 
lange nad der Zeit, wo fie ihre Wohnungen gebaut hätten, jei mit Geneh— 
migung ber Behörden cin Schulhaus in der Gemeinde mit majjisen Feuerungs— 
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Sourn. II, Mr. 728, 


Anlagen verjeben worden, und in einem zweiten Schulbauje befänden fi in ber 
Dach-Etage Lehrer-Wohnungen und Schulklaſſe mit gleicher Einrichtung. 

In der Verfügung des Königlichen Kriege Minifteriums wird die Be 
bauptung der Petenten, daß fie im rechtlichen Befite gedachter Anlagen fi 
befinden, beftritten, und die Behauptung aufgeftellt, das nur in Folge von 
Eontraventionen gegen die geleplihen Vorſchriflen bergleihen Anlagen ent» 
ftanden jein Fönnten, und daß dadurch die Befiger fein Necht zu deren Bei« 
bebaltung erlangt hätten. Das Königliche Kriegs Minifterium verlangt die 
Beibringung der betreffenden Bau-Gonienie, beftreitet aber deren Eriftenz. 

Die Petenten ſuchen nun durch eine Anzahl von Bau-Conſenſen, melde . 
der Petition beigefügt find, ihr Recht zu ermweilen; es ift jebod in denſelben 
der in Nede ftehenden Feuerungs-Anlagen gar nicht gedacht, und alſo aud 
durch diejelben nicht erwieien, dak die Genehmigung ter zuftändigen Behör— 
den fih auch auf dieſe Anlagen erftredt hätten. Außerdem beftimmt der 
$. 10. des Rayon-Regulativs, der fih auf bauliche Anlagen im 2. Nayons 
Bezirk bezieht, daß dort majjive Feuerungs-Anlagen zwar geſetzlich erlaubt 
feien, aber ausdrüdlih beftimmt, daß Die zu errichtenden Gebäude nur 
bis zu zwei Stod Höhe aufgeführt werden bürfen. Die maſſiven Feuer-An- 
lagen, deren Wegſchaffung von den Petenten verlangt wird, befinden ſich aber 
in den Dach-Etagen ihrer Häufer, alio über dem zweiten Stod, und den 
Petenten ſteht feine geſetzliche Befugniß zu teren Beibehaltung zur Seite, 

Nah den Mitrheilungen des Herrn Kommifjarius des Königlihen Kriegs. 
Minifteriums und nah Lage der Akten muß aud die Behauptung ber 
Petenten, Daß mit Härte gegen fie verfahren jei, ale unbegründet erlannt wers 
den und eben jo ift die Bezugnahme auf andere Gebäude in Grabow nicht 
richtig, dir die Lage der leßteren der Art ift, daß die in 8. 26. des Navon- 
Regulatives geltatteten Ausnahmen bei denjelben zur Anwendung kommen 
fonnten, was bei der Lage der Grundſtücke der Petenten nicht ftattbaft war. 
Die jpeziell von einem der Petenten, H. Lüdicke, vorgebrachte Beihwerde ift 
nah Lage der Aften und nad Mittheilung des Herrn Miniſterial-Kommiſſa- 
rius vollftändig unbegründet. 

Aus diefen Gründen empfiehlt die Kommilfion dem hoben Haufe: 

über die Petition von Riemer und Genofjen zur Tages-Orbuung 
überzugehen. 


Meferent: 


Abgeordneter Edler Herr zu Putlip. 





I. Der Schneider Shumann zu Schwarzenjee wurde im Sabre 1844 
verſuchsweiſe mit der dortigen Schullehrerftelle betraut, und zwar unter ber 
Bedingung einer jpäter zu beftehenden Prüfung, Die auch im Jahre 1846 
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und noch einmal im Sabre 1853 vorgenommen wurde, jedech ungenügend 
ausfiel; nachdem eine dreijährige Arift zur weiteren Fortbildung gleichfalls 
ohne genügendes Nejultat verftrichen war, wurde der Shumann zu Micdaes 
lis 1857 feines Amtes entlafjen. 

Der x. Schumann giebt nun an und beftätigt bies auch durch ein 


eingereichtes ärztliches Atteft, vellftändig erwerbsunfähig und mit feiner zahl« 


reihen Familie dem größten Elende preisgegeben zu fein. Er bat fidh bereits 
an die Behörden, ſchließlich auch mit einem Gnadengeſuch an eine Königs 
lidie Hobeit den Prinzen Negenten gewendet, ift jede überall mit dem Bes 
iheide abgewieien worden, daß zur Unterftüpung aus dem Amte entlafiener 
Lehrer feine Mittel zur Dispofition ftänden. 

Unterm 26. Februar d. 3. richtet der sc. Schumann nun eine Peti- 

tion an das hohe Haus: 
es wolle einen Theils eine entiprehende Unterftügung resp. Vers 
jorgung für ihn geeigneten Orts erwirfen, anderen Theils bie 
+ Nüdzablung der von ihm gezahlten Witrwenfafjen » Beiträge auf 
Höhe von 32 Rthlr. 15 Sgr. befürworten. 

Die Kommilfion kann, da Petent nur betingungsweije angeftellt, die 
Bedingung aber dur ihm nicht erfüllt war, den Anjprud auf Unterftüpung 
son Seiten des Staats nicht ald begründet anerkennen, meint vielmehr, daB, 
falls die Erwerbsunfäbigfeit conftatirt ſei, diejelbe der Ortsbehörde zur Laſt 
falle. 

Ebenſo kann die Nüdzahlung der Yeiträge zur Wittwen-Kafje nit be 
anſprucht werden, da eine jolde im Geſetze nirgend geftattet iſt. 


Da nun Petent jelbft augiebt, dag die Orts-Behörde ibm freie Bohnung, 


ein Stück Land und Brennmaterial eingeriumt habe, jo fcheint hierdurch die 
Verpflichtung zu jeiner Unterftügung als Ortsarmer anerfannt zu fein, und 
die Kommiſſion ſchlägt demnach dem hohen Haufe vor: 

über die Petition zur Tages-Ordnung überzugeben. 


L. 


Referent: 
Abgeordneter Dr. Beit. 
— u ⸗ñ — 


Die Buchbinder-Innung zu Dahme beſchwert ſich über den Superinten-— 
denten Fittbogen daſelbſt, weil derſelbe eine Niederlage von gebundenen 
Bibeln, Predigten, Gebeten und Erbauungébüchern von Seiten des Vereins 
für Schriftenverbreitung übernommen babe und dieje Bücher in feiner Amts- 
wohnung verkaufe. Ebenio beichwert fih die Innung über den Diafonus 
Cunerth, weil derjelbe jogenannte Katjeräwertber Diakoniſſen-Kalender ver» 
kaufe. Der mitunterzeichnete Buchbindermeifter Hilicher ift auf erhobene Bes 
Ihwerde von der Königlihen Negierung zu Potsdam dahin beidieden wor» 
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den, daß der Denunziation feine weitere Folge zu geben jei, da ein im Sinne 
des Geſetzes ſteuerpflichtiger Gewerbebetrieb nicht ftattgefunden habe. Die 
Petenten haben fi bei dieſem Beſcheide infoweit beruhigt, als fie von einem 
Strafe-Antrag für die bisher vorgekommenen Fälle Abftand nahmen, fie erfuch- 
ten indefjen das Minifterium des Innern unter dem 9. Jannar diejes Jahres, 
den unbefugten und machtbeiligen Verkauf von Büchern und Kalendern von 
Seiten der Geiftlichfeit für die Folge zu unterfagen. Hierauf erfolgte unter 
dem 16. Februar ein Minifterinl»Rejkript des Inbalts, daß der gewerbs« 
mäßige Verkauf von Büchern und Kalındern den Geiſtlichen als ſolchen ſchon 
jegt nach Lage ber Gejebgebung nicht geftattet jei, daß es daher zu biefem 
Bebufe feines bejonderen Verbotes bebürfe. Soweit es ſich aber um eimen- 
ſolchen Berkauf in gejeplich erlaubter Weije handle, liege keine Veranlaſſung 
vor, die Geiftlichen ald jolde von der Befugniß dazu auszuſchließen. 

Die Petenten ftellen vor, daß der durch die Geiſtlichen erzielte Abjap 
an Büchern und Kalendern, vermöge des Einfluffes, den die Verfäufer auf 
ihre Gemeinde ausüben, ein. jehr umfangreicher ſei. Derjelbe beichränfe 
fih nit bloß auf den Verkauf im Haufe, es werde vielmehr, wie das ab» 
fchriftlich beigefügte, an das Minifterium des Innern geridtete Geſuch vom 
2. Dezember v. I. nachweiſt, aud ein ziemlih umfangreihes Hauſirgeſchäft 
in Stabt und Land betrieben. Sie feien auf den Ertrag aus dem Handel 
mit den nambaft gemachten Arrifeln angewiejen und hätten Gewerbeftener da+ 
von zu entrichten. Die Konkurrenz jerge binreihend dafür, daß unmäßige 
Preile nirgends gefordert werben könnten; um fo mehr fühlten fie fih durch 
den Abbruch, den fie in ibrem Geſchäfte Seitens der Geiftlichen, die dafür 
feine Stewer entrichten, zu erleiden hätten, beeinträchtigt, aud; wenn Das von 
den Geiftlihen betriebene Debit nicht im gemerbefteuerpflictigen Umfange 
ftattfinde. 

Um diejer Ungleichheit vor dem Geſetze abzubelfen, jtellen die Yetenten 
das Geſuch: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle dahin wirken, daß ber unbe 
fugte, ihnen nachtbeilige Verlauf von Büchern und Kalendern von 
Seiten der Geiftlichfeit für die Folge aufhöre.“ 

Wenn auch zugegeben werben muß, daß die Buchbinder, die auf ben 
Berfauf von gebundenen Bibeln ıc. beſchränkt find, durch die Concurrenz von 
Geiftlihen und Schullehrern in ihrem Gewerbebetriebe beeinträdtigt werden, 
jo hat fi doch die Kommiſſion nit davon überzeugen können, daß einem 
derartigen Debit, jofern bafjelbe, was vom den Petenten im vorliegenden Falle 
nicht beftritten wirb, weder im gewerbrefteuerpflichtigen Umfang, nod über 
haupt gewerbömäßig betrieben wird, irgend ein geiegliches Verbot entgegen» 
ftebe. Was den gleichzeitig erwähnten Haufirhandel betrifft, ſo geht aus- der 
in Bezug genommenen Eingabe der Petenten beroor, daß berjelbe von einem 
Golporteur betrieben wird, dem von der Königlichen Regierung zu Franf« 
furt a. D. ein Erlaubnißſchein für bie Kreife Lübben und Luckau und von 
der Königlichen Regierung zu Potsdam für den Füterbogf-Ludenwalder Kreis 
ertheilt worden ift. Da and in diefer Beziehung bie geieglihen Vorjchriften 
erfüllt find, fo empfiehlt die Kommilfion dem bohen Haufe: 

über die Petition der Buchbinder-Innung zu Dahme zur Tages 
Ordnung überzugeben. 


M. , 


Referent: 
Abgeordneter Schlüter. 
En — — 

Der Colon Meyer Arend in ber Radewiger Feldmark bei Herford Ton. IT. Nr. 742. 
warb im Sabre 1856 polizeilih angehalten, ein Stück eines Rußmeges in 
Stand zu fepen. 

Da er wiederholter Aufforderung bierzu nit nachkam, wurden an 
Strafen und Erefutionskoften 7 Rıblr. 10 Sgr. 6 Pf. von ihm eingezogen. 
Später bewirkte er die Inſtandſetzung bes Weges, klagte aber auf Erftattung 
ber hierfür ausgelegten Koften im Betrage von 20 Sgr. gegen den Magiftrat 
der Stadt Herford, und erftritt bierfür ein rechtöfräftiges Erkenntnis, indem 
als erwielen angenommen ward, daß nicht er, jondern die Stadtkämmerei-Kaſſe 
ben Weg in Stande zu halten habe. 

Er verlangte nun GErftattung der von ibm eingezogenen Geldftrafen, 
warb von ben Verwaltungs» Behörden aber in allen Inſtanzen mit biefem 
Geſuche abgemiejen, und fuchte biergegen Hülfe beim heben Haufe ber Abge- 
erbneten, weldes jodann dem Antrage der Kommilfion gemäß, weil ber Bür- 
germeifter nicht befugt. geweſen, die nicht ſchuldige Wegebefferung vom Peten- 
ten zu verlangen und zu erzwingen, in jeiner Sitzung vom 30, April 1859 
die Petition dem Königlihen Staats-Miniſterium zur Berüdfihtigung zu 
überweien beihloß, mwiemohl deſſen Kommifjarius die Beichwerde als unbe» 
gründet deshalb bezeichnet hatte, weil Petent unter allen Umftänden bem 
Polizeibefehle habe Folge leiften müffen, und fein Grund vorliege, im Wege 
der Gnade die Orbnungsftrafen zu erftatten. 

Gegenwärtig beſchwert fich der Meyer Arend darüber, daß auch fein bem- 
nächſtiges Sollieitiren beim Königlichen Minifterium vergeblich geblieben ſei, 
indem er weber Eritattung der Gelditrafen, noch eine mit Gründen unter 
fügte zurückweiſende Berfügung erhalten habe. Seinen Antrag richtet er 
dahin: 

eine nohmalige Verwendung für jeine Bitte um Erftattung 
jener Geldftrafen beim Königlihen Staats-Minifterium eintreten 
zu laffen. 

Nah Mittheilung des Minifterial- Kommiffars ift nun aber unterm 
17. Februar d. J. der Bürgermeifter zu Herford zur Erftattung der gedachten 
Strafgelder an ben Petenten angewieſen worden. 

Die Kommiljion befürwortet diejerhalb, über tie Petition des Meyer 
Arend als jept erledigt 

zur Tages⸗Ordnung überzugeben. 


Iourn, II. Mr. 960. 


Journ. II. Nr. 970. 
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N. 


Referent: 
Abgeordneter Heifter. 
— ————— — — 


Der penſionirte Steuer-Einnehmer und Lieutenant a. D. Hommer zu 
Kruft im Kreiſe Mayen trägt in ſeiner vom 3. d. M. datirten Petition darauf 
an, die derſelben beigefügte Bittſchrift vom nämlichen Tage an die Miniftes 
rien der Juftiz und des Innern mit empfehlendem Vortrage gelangen zu laj- 
ſen. Das Geſuch in jener Petition gebt wörtlid dahin: 

gegen den Yandbürgermeifter Weygold zu Andernach gerichtliche 
Unterfuhung zu verorbnen, weil er wider befferes Wiffen zum 
Defteren KriminalsUnterjuhungen provozirt babe. 

Hierbei rügt Bittfteller insbejondere das gegen ihn von dem erwähnten 
Bürgermeifter als Beamten der gerichtlichen Polizei gerichtete Verfahren. Nun 
ift es aber offenbar nicht Beruf des Haufes der Abgeordneten, fi mit der 
Uebermittelung von an die Minifter gerichteten Bittichriften zu befaflen; viel» 
mebr muß dies den Betheiligten jelbft überlaffen bleiben. 

Wenn nun Petent ferner am Schluſſe ſeiner Petition mit Hinweilung 
auf die Herzoglih:Nafjauiihe Geiepgebung bemerkt, dab er gleichzeitig beab» 
fichtige, dem hoben Hauſe VBeranlafjuny zu geben, ein Gejeg zu votiren, ‚wel 
ches geeignet, die Bürgermeifter in ihren Befugnijjen zu bejhräufen und vor 
verderbliher Willfür zu verwahren, jo ift aud in diefer Beziehung für die 
Landesvertretung fein Grund vorhanden, auf dieſen Gegenftand einzugehen, 
indem durdy die Art. 9., 483. u. ff. der Rheiniſchen Strafprozeß Ordnung 
und durch das Strafgejepbuch für die Preußiihen Staaten ausreichende gejeg- 
liche Beftimmungen über Verbrechen nnd Vergeben, welche die erwähnten Beam» 
ten überhaupt und insbejendere in ibrer Eigenihaft ala Hülfs »Beamten der 
gerichtlichen Polizei begeben würden, bereits bejteben. 

Die unterzeichnete Kommiljion fann aus den angegebenen Gründen dem 
boben Haufe der Abgeordneten nur 

den Uebergang zur Tages-Ordnung über die vorliegende Petition 
einftimmig empfeblen, 


0. 


Referent: 
Abgeorbneter v. Prittwitz. 
—rr i 
I. Der Glaſermeiſter Bock zu Berlin bat ſich für Schulden bes 
Slasmalers v, Ed, wie er in einer Petition vom 7, März 1860 vorträgt, in Höhe 
von 256 Rthlrn. wehjelmäßig verpflihtet. Der ıc. v. Ed ift nad London 
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verzogen und die Wechjel-Gläubiger haben den Petenten im Prozefwege in 
Anjprud genommen. Er ift zur Zablung verurtbeilt, jeine Habe mit gericht» 
lihem Beſchlag belegt und er mit Schuld»Arreft bedroht. Diejes Sachver⸗ 
haͤltniß veranlaßt ihn unter dem Anheimftellen, den entwichenen ꝛc. v. Ed auf 
diplomatiihem Wege zur Erfüllung feiner Verbindlichkeiten anhalten zu 
laffen, zu dem Antrage: 
das Haus der Abgeordneten wolle dafür Sorge tragen, daß ihm 
die unter Siegel gelegten Sachen freigegeben und die Gläubiger 
mit ihren Anſprüchen an den ıc. v. Ed verwiejen werden. 
Da es nicht Aufgabe des Haufes der Abgeordneten it, in den Gang der 
Zuftiz einzugreifen und bezüglid etwaiger auf biplomatiihem Wege gegen den 
ꝛc. v, Ed zu ergreifenden Maßregeln überdies nicht einmal conftirt, daß Pe— 
tent fi mit dergleichen Anträgen an die competente Behörde gewandt hat, 
jo empfiehlt die Kommilfion , 
den Uebergang zur Tages⸗-Ordnung. 


IH. Der invalide Unteroffizier Delles zu Neunkirchen, Kreis Ottwei- Journ. IL. Rr. 937. 
ler trägt in einer Petition vom 4. Mär; 1860 vor, daß er, im Sahre 1813 
als freiwilliger Iäger unter Ausrüftung aus eignen Mitteln in die Armee 
getreten, die Feldzüge von 1818 bis 1815 mitgemadt habe und im Sabre 
1829 mit einem Givil-Verforgungsihein verſehen aus ber Armee ausgeſchieden 
jei, gleihwohl aber eine Eivil-Verjorgung nicht, fondern jeit 1853 aus dem 
Fond des „National ⸗Danks“ anfangs 1 Rthlr., ſpäter 3 Rthlr. monatliche 
Unterftüpung bezogen habe und beziehe. Ueber jeine gute Führung während 
feiner Militair-Dienftzeit überreicht er Zeugniffe. Er verſichert, da er ſelbſt, 
wie auch feine Frau, 67 Jahr alt und arbeitsunfäbig jeien, mit jener Penfion 
nit auskommen zu können und beantragt, 

das Haus der Abgeordneten wolle eine Penfions:Erböhung für 
ihn erwirfen. 

In Berüdfihtigung, daß Petent nicht nachgewieſen, daß er ben 
Inftanzenzug erichöpft bat, und in Erwägung, daß er nicht einmal behauptet 
hat, in Folge jeines Kriegs-Dienftes Invalide geworden zu fein, jowie endlich 
in Betracht, daß er, wie er felbjt einräumt, zur Zeit eine monatliche Unter: 
ftügung von 3 Rthrn. empfängt, jhlägt die Kommilfion vor: 

über die Petition bes ꝛc. Delles zur Tages-Ordnung überzu- 
gehen. 


P. 


Referent: 
Abgeorbneter Tehom. 
— ee — 


I. Der Lehrer Roland zu Oranienburg bat in einem Nachtrage zu Journ. II. Nr. 576. 
ber Petition, über die ven der unterzeichneten Kommilfion in ihrem fünften 
Beriht unter P. Vortrag gehalten worden ift, am 22, Februar aus den 
6 


Sourn. TI, Nr, 576. 
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Schulakten den Nachweis geführt, daß 3 ambere Lehrer derſelben Stabt trotz 
fürzerer Dienftzeit und geringerer Kinderzahl ein höheres Eiufommen als er 
jelbft beziehen; feiner derſelben habe gleich ihm an Senmutagsihulm und für 
Armen: Conzerte gewirkt, feiner jeine Schüler in der Mufit bis zu öffentlichen 
Vorträgen gebracht; von Der vorgefepten Regierung zu Potsdam auf eine 
Stellen-Erlerigung in feinem Webnorte vertröftet, jei er dech, als biefelbe wirklich 
Statt gefunden habe, übergangen worden, wiewohl die augeſeheuſten Perfonen 
fich für feine Beförderung verwandten; jeine Zeugniffe jeien ſchon im vorigen 
Jahre von der Kommiſſien ale vorzüglich anerfaunt; er würde fie, burd viele 
andere aus der neuften Zeit vermehrt, wieder eingereicht haben, wenn bie Re 
gierung zu Potsdam fie nicht trop feiner wiederholten Bitten bisber zuräd« 
behalten bitte. 

Hieran ſchließt der Petent die Bitte: 

aus dicſen Umftänden die ihm widerfahrene unverdiente Zuräd« 
ſetzung erfennen und ihm Gerechtigkeit erwirken zu wollen. 

Wenige Tage ipäter, unter dem 27. Februar, unteıftügt er dieje Bitte 
durch Ginjendung jeined Prüfungs» Zeugnifjes und vieler theild von Privat- 
leuten, theils ven Geiftlihen und Echufvorftehern in früherer und im meufter 
Zeit ihm ausgeftellter Empfehlungen; er habe biefelben ſoeben von der Regie 
rung zu Potsdam zuräderbalten; bieje Behörde fei außerdem vom ihm erſucht 
worden, ibm amtlich zu bezeugen, daß er 

1) nie Aulaß zu einer Anklage gegeben habe, 
2) daß alle bei Belegung guter Stellen ihm vorgezogenen Lehrer 
jünger feien und ſich in befjeren Berhältniffen befinden, ala er, 
3) daß Feiner berielben jo viel, wie er, für vaterländiſche, refigiöfe 
und mwoblthätige Zwede geleiftet babe; 
jodann babe er gebeten, eine Unterſuchung über ihn zu verhängen, damit er 
beweilen Tönne, daß er ohne eigene Schuld zurüdgefegt und zu langſamer Ber» 
rüttung feiner Familie verurtbeilt werden fei; endlich jet von ihm wiederholt 
auf den Befehl Er. Majeftät des Könige, wie auf die Wünſche des Bolfes 
und ber adıtbarften Perfonen für feime Beförderung aufmerffam gemacht wor« 
den; aber, wie immer, jo babe auch diesmal die Negierung ruhig bie Wahr 
heit angehört und jedes Eingehen auf feine Berhältniffe abgelehnt. Dies 
legte erhellt denn auch allerdings aus den beiden beigelegten Verfügungen vom 
19. und 22, v. M. 

Da dur dieſe Nachträge in der Sachlage nichts geändert wird, jo fann 
die Kommilfion nur bei ihrem früheren Beſchluſſe ftehen bfeiben und dem 
Haufe aud) bier 

den Uebergang zur Tages ⸗Ordnung 
empfehlen. 


HI. Der Lehrer Roland zu Dranienburg theilt unter dem 18, März 
dem Haufe mit Bezugnahme auf feine früheren Gejuche mit, daß die Höhig- 
lihe Regierung bei der Belegung der dortigen Kantorftelle bie Bebürftigfeits- 
frage gar nicht in Betracht gezogen, d. b. einen jungen uncerheiratheten Mann, 
der ihm an Dienftjabren nachftehe, berüdfichtigt habe; derjelbe werde fig alfo 
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glei andern jungen gut befolbeten Leuten wohl befinden, während er mit 
feiner Frau und fieben Kindern zu fortbauerndem Darben beftimmt fei, 

Ein Antrag ift an diefe Mittheilung nicht geknüpft, es kann alfo auch 
feine Beihlupfaffung in Vorſchlag gebracht werben. 


Berlin, den 22. März 1860. 


Die Kommiſſion für Petitionen. 


v. Sauden-AJulienfelde (Vorſitzender). Braemer. Richter (Arnı- 

walde). Techow, Falk. Larz, Schottki. Seiſter. Srubert. 

Matthes (Friedeberg). Pieſchel (Merfeburz). Heyl. Weich. Wachler. 

Bape. v. SaudenLabiau. Dr. Beitzke. Winter. Hermann. 

Amann. v. Mofenberg:Lipinsfy,. v. Prittwis. Fliegel. 
Dr. Veit. Edler Serr zu Putlitz. Schlüter. 


M 161. 


Berichterflatter: Haus der Abgeordneten. 
.„ Abgeordneter v. Tettau. Seſſtion 1860, 
—— — 


Bericht 


Kommiſſion zur Prüfung des Staatshaushalts-Etats 
für das Jahr 1860 über den Etat des Minifteriums 


des Innern. 


(Staatthaushaltd-Etat Einnahme Kap. 19.; Ausgaben Kap, 40.; Ginmalige Ausgaben 
Kap. 12, Anlagen Br. 3. S. 79-150.) 


Die Einnahme des vorliegenden Gtats weit eine Minder-Einnahme ven 
78,648 Rthlru. nad. Diele befteht der Hauptſache nah aus der Abſetzung 
der Einnahmen aus der PolizeirBermaltung der größeren Städte, melde ben 
Kommunen gebühren (jiebe Eeite 2. des verjibrigen Berichtes) mit 

24,878 Rihlr. 
aus der Abjepung der Imjertions-Gebühren für zahlungss 
pilichtige gerichtliche Bekanntmachungen in den Regierungs— 
Amtsblättern mit 2 2 een ne. 55,526 


in Summa 80,404 bir. 
ie daß bei den übrigen Ginnahmen noch ein Mehr von im Ganzen 1,756 Rtbir. 
zum Etat kommt. 

Rei den dauernden Ausgaben ift eine Grböbung von. 12,276 Nıbirn. 
bei den einmaligen eine Herabjepgung von . » 2 2.....438875 » 
eingetreten, je dab fi im Ganzen eine Gripamiß von . 831,599 Rthlrn. 
ergiebt. 


Einnabmen. 
Rei 


Zit. I. Aus der Verwaltung des Innern 
fand fich nichts zu erinnern, es it nur zu bemerfen, daß die Wohnungsmie- 
tben für Das Dienftgebäude unter den Linden Nr. 68. nicht zum tat ge» 
bracht find, da der Verkauf dieſes Gebäudes bei Aufftellung des Etats beab» 
1 


2 


fihtigt wurde, uud jet wirklich erfolgt ift. Die Rechnungen der früheren 
Sabre find vom der Ober ⸗Rechen-Kammer dechargirt und zur Einſicht vor- 
gelegt. 


Tit. I. Aus der PolizeirBerwaltung. 

Wie hen erwähnt, haben bei Pol. 1. die Gebühren für Dienfticheine, 
Aufenthaltör arten, Bau⸗Konſenſe, Attefte und Päffe aus ben Städten mit 
Königlichen PoligeisVerwaltungen vom Etat im Betrage von 24,878 Rihlrn. 
abgejegt werden müfjen, da diefelben laut richterlicher Entſcheidung den Kom« 
munen"gebübren. 

Die Sporteln bei dem bejontern Polizeiamte in Danzig mit 100 Rtbir. 
find auf den Etat der Negierungs-Hauptkaffe in Danzig übernommen, und 
befinden fi unter den Einnahmen ber allgemeinen Kaffen-Berwaltung unter 
zit, IT. Poſ. 1. enthalten, Die fonftige Erhöhung bes Tit. IT. richtet ſich 
nad) der Fraktion. 


Zit. III. Aus der Berwaltung ber Straf», Bejjerungs- und 
Gefangen» Anftalten 


bat fih die Einnahme, ohngeachtet fi die etatämäßige Zahl der Gefangenen 
um 486 Köpfe gegen das Jahr 1859 vermindert bat, dennoch nad ber Fraf- 
tion um 224 Rthlr. erhöht. Es wird bei der Ausgabe für die Strafe ıc, 
Anftalten darauf zurüdgefommen werben. 


Tit. IV. Aus der Verwaltung der Regierungs-Amtsblätter und 
der damit verbundenen öffentlihen Anzeiger 


ift dadurch eine Minder-Einnahme von 55,526 Ntblrn. entftanden, daß vom 
Sabre 1860 ab die Inſerltions-Gebühren für zahlungspflichtige gerichtliche 
Bekanntmachungen in den öffentlihen Anzeigen ber Regierungs-Amtöblätter 
nicht mehr von den JuftizeBehörden an die Amtsblatt-Berwaltung abgeführt, 
fondern bei Erfteren verrechnet werden, Es mweift fih daher auch im Etat 
für die Suftiz« Verwaltung eine gleih hohe Minder- Ausgabe nad und 
zwar bei 
Zit. X. Kriminalkoften mit . » = 2 2. . 18,509 Rtblr. 
Zit. XI. Baare Auslagen in Parteifahen mit . 37,017 » 
in Summa wie oben 55,526 Ntbir. 
die weitere Minder-Einnahme mit 1,221 » 
rührt von demjenigen Regierungen her, bei welden nad ber Braftion neue 
Etats für das Jahr 1860 entworfen find. 

In der vorjährigen Kommilfion ift die Frage angeregt worden, ob nicht 
der Injertionspreis da, wo berjelbe noch 4 Sgr. betrage, auf 3 Sgr. für 
die Zeile herabgejept werden Fünne, und von der Stants-Negierung ift zuge 
jagt, dieie Frage in Erwägung zu ziehen. Diejelbe muß jept aber ven ber 
EtaatörNegierung verneint werben. Der Preis von 4 Sgr. beftehe nur bei 
denjenigen Amtsblättern, deren Yuflage bedeutend fei, und bei denen alfo 
durd; die Aufnahme der zablungspflichtigen Bekanntmachungen ein größerer 
Koftenaufwand entitebe als für die in Fleinerer Auflage erſcheinenden Amts— 
blätter. Auch entiprede der Eng von 4 Sgr. für die über die ganze Breite 
des Blattes fortlaufende Zeile dem für die meilten Zeitungen geltenden Sn« 


fertionsfape, indem im biefen für bie ziwei oder breigeipaltene Zeile 2 Sgr. 
erhoben würden. 

Dei dem ungemeht niedrigen Abonnentenpreife vun 15 Sgr. für dem 
Jahrgang eines Amtsblattes mit dem öffentlichen Anzeiger, welde zufammen 
gegen 200 Bogen, in Bromberg und Poſen ca. 300 Bogen füllen, würden 
die Koften für Herftellung der Blätter zum großen Theile durch die Einnahme 
an Sniertion® Gebühren beftritten, und würden bei Herabiegung bderjelben die" 
Herftellumgstoften für die Amtsblätter fich bedeutend erhöhen. 

Hiernach wurde von der Stellung eines Antrages in der Kommilfion 
Abſtand genommen. 

Es wird beantragt, die Einnahme: 

BE NER ne ——— 373 Rthlr. 
Be ee ee 87,642 - 
BE a ran N - 


BT a er RE — 
feitzuftellen. 


Ausgaben. 


Abfchnitt A. 
Sortdauernde Ausgaben. 


Zit. L Für das Minifterium zu perfönliden Ausgaben. 

Die Anftellung eines zehnten vortragenden Rathes für das Minifterium 
des Innern, beffen Gehalt mit 2,000 Rthlr. neu zum Gtat gebracht, gleiche 
zeitig aber and in bie Kolonne der Fünftig wegfallenden Beträge aufgenoms 
men iſt, unter ben veränderten Berbältniffen und mamentlih für die jept 
vorliegenden legisfatorlichen Arbeiten, wurde für genügend begründet erachtet. 
Das Gehalt und die Dienftzulage für den befonderen Nath für Gefingniß- 
und Armenweien ift nach dem im vergangenen Sabre im Haufe gefaßten Bes 
ſchlufſe ebenfalls in die Kolonne künftig wegfallend gebracht, welde fi alio 
um 5,000 Rihlt. erhöht hat. 

Bei 


Tit. U Für das Miniſterium zu ſächlichen und vermiſchten Aus— 
gaben. 


Schon im vergangenen Jahre war in ber Kommiſſion darauf hingewie— 
jen, daß ber Diepofitionsfonds zu Bürern-Bedürfniffen ıc. mit 13,500 Rthlr. 
böber als bei andern Minifterien bemefien, und daß auf möglichſte Er— 
parniſſe bei demfelben Bedacht zu nehmen fe. Inden iſt derjelbe aud in 
diefem Jahre in gleiher Höhe im Etat ausgebracht. Der Vertreter ber 
Staats-Regierumg gab jept die Auskunft, daß in dieſem Fonds aud die Aus- 
gaben für Kopialien und Remunerationen mitbegriffen feien, wofür bei den 
meiften andern Minifterien befonbere Fonds in Anfag gebracht jeien. Es er- 
gab eine Weberficht der in ben Jahren 1857, 1858 und 1859 aus dieſem 
Fonds geleiſteten Ausgaben, daß die Beträge für Nemunerationen und 
Kopialien durchſchnittlich jährlih 5,534 Rthlr. auegemacht haben, während 
zu den eigentlihen Bürenus-Bebürfniffen an Screibmaterialien, Buchdruder 
und Buchbinderkoften für Bücher, Karten und Zeitichriften, für Utenfilien, 
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Erleuchtungs ⸗ und Fenerungs-Material, fowie zu vermiſchten Ausgaben nur 
durchſchnittlich jährlich 7,903 Rthlr. aufgewendet find. Hiernach wurde in 
ter Kommilfion der Wunſch ausgeſprochen, daß die Fonds zu Kopialien ꝛc. 
und zu Büreau-Bedürfniſſen sc. ebenio, wie bei den meiften andern Miniſte— 
rien, getrennt im Etat aufgenommen werden möchten, indem der Etat dadurch 
an Weberfihtlichkeit gewinnen werde, 


Zit. II. Für das ftatiftifhe Büreau und das meteorologiide 
Snftitut 
haben fi die Ausgaben um 1,100 Rthlr. erhöht. Dieje Erhöhung ift da» 
dur entftanden, daß die Stelle eincd zweiten Mitgliedes für den Docenten 
der Staatswirhichaft an der hiefigen Univerfität ala wiſſenſchaftlicher Beirath 
für das ftatiftiiche Bürenu neu gegründet ift, da es in Folge des Ablebens des 
feitherigen Direktors deſſelben nicht für zwedmäßig erachtet werden konnte, 
diefe Direftion, wie bisher, mit der Profefjur der Staats Wirthihaft an der 
Univerfität vereint zu laflen, jondern dafür eine andere geeignete Perjönlich- 
feit zu beftimmen, mit dem bisherigen Gehalt diejer Stelle von 2,000 Rthlrn. 
Dagegen ſoll künftig auch das Gehalt des amderen Mitgliedes von 2,000 
Rthlen. auf 1,000 Rthlr. berabgejegt werden, weshalb 1,000 Rthlr. in die 
Kolonne künftig wegfallend gebracht find. 
Außerdem it das Gehalt eines Kanzlei-Sekretairs von 400 Rthlen. auf 
500 Rthlr. erhöht in Nüdfiht auf die allgemeine Verbeſſerung der Gehälter 
für die betreffende Beamten Kategorie. 


Tit. IV. Für die landräthlichen Behörden. 


Durch die im vergangenen Jahre eingetretene Erhöhung der Abminiftra- 
tionsfoften der Landräthe find dieſelben durdichnittlih in jedem Regierungs- 
Bezirk auf 892 für jeden landräthlichen Kreis gebracht, mit Ausnahme des 
Regierunge-Bezirfes Potädam, wo dieſelben noch 936 Rthlr. durchſchnittlich 
auf den Kreis, wie bisher, betragen. Diejer Regierungs-Bezirf hat alio bei 
der Bertheilung der neu bewilligten Summen nichts erhalten, da er noch jept 
günftiger als die übrigen Bezirke ſteht. Den PolizeisDireftoren von Magde— 
burg, Köln und Aachen, die zugleih als Yandräthe der betreffenden Stadt- 
freije fungiren, find ala Adminiftrationsfoften für die landräthlichen Geſchäfte 
resp. 650 Rthlr., 340 Rthlr. und 140 Rthlr. ausgelegt. | 

Im vergangenen Sabre ift vom Haufe der Antrag angenommen: 

die Staatö-Negierung aufzuforderu, bei Berlage des nächſten Etats 
in die Meberfiht von den Emolumenten und Neben-Einnahmen, 
welche die Beamten der Kreis- Verwaltung aus Neben-Aemtern 
beziehen, aud diejenigen Neben-Einnabmen aufzunehmen, melde 
die Landräthe aus andern als Königlichen Kafjen beziehen, 

Sn Folge deſſen ift Dem diesjährigen Etat eine joldhe Ueberficht beigefügt, aus 
welcher aber die betreffenden Nebenämter jelbft nicht erfichtlich find, wie dies doch 
in den früheren Etats und bei den Etats anderer Minifterien, freilich nur für 
die Nebenämter, deren Beioldungen aus Königlichen Kaſſen erfolgen, erfichtlich 
gemadt ift. Dagegen wird aber der Kommiſſion eine ſolche Ueberſicht, in 
welcher jedes einzelne Nebenamt beionders aufgeführt ift, von dem Mintfterials 
Kommiljarius überreicht, deren Abdrud derjelbe indep für nicht wünſchenswerth 
erklärt. Bon verjdiedenen Zeiten wurde in Betreff dieſer Nachweiſung ge- 
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rügt, das darin mehrere Neben » Einnahmen, welche Landräthe aus Neben, 
ämtern bezögen, nicht aufgenommen jeien. Der Regierungs-Kommiſſarius er 
flärte, daß diefelbe aus dem dem Minifterium zur Dispofition ftehenden Ma- 
terial angefertigt fei, und daß, wenn fi Auslaffungen darin vorfäntın, bie 
Regierungen nicht vollftändige Ueberfichten eingereicht hätten, das Minifterium 
werde aber Sorge tragen, daß im nächſten Sabre dergleihen Mängel nicht 
vorfämen, Unter dieſen Umftänden wurde auch vom Abdruck der gegenwärti« 
gen Meberfiht als Beilage zum Bericht Abftand genommen. 
Dagegen wurde ber Antrag geftellt und angenommen: 
„Die Staats» Negierung wolle der Kommilfion von drei zu drei 
Jahren eine Weberfiht ter Exiolumente und Neben» Einnahmen, 
weldye die Bermten der Kreit- Verwaltung aus Königlihen Koms 
munal- und ſonſtigen Kaſſen beziehen, vorlegen, und im biele 
Ueberſicht die einzelnen Nebenämter jpeziell aufnehmen," 
Einem weiter gehenden Antrage: 
Bei Vorlegung des nächſten Etats in bejonderer Beilage für die 
einzelnen Nefforts die NebensEinnahmen, welche die Beamten aus 
Königlihen-, Kommunale und jonftigen Kaffen bezieben, anzu 
° geben, 
wurde von Seiten des Kommiffarius des Finanz-Minijlerii widerſprochen 
unter Hinweis auf den Umfang und die Erſchwerung der Weberfichtlichkeit der 
Etats, und unter Hervorhebung der Bereitwilligkeit der Staatö-Regierung, 
jede für die Berathung der Kommilfion erforderlihe "Auskunft zu ertbeilen. 
Diefer Antrag fand daher feine Annahme. 


Zu 


zit. V. Dispojitiond: Fonds für die höhere Polizei 


ift im der vorjährigen Sipnng des Haufes der Antrag angenommen: 
das hohe Haus wolle die vertrauensvolle Erwartung ausipreden, 
es werde die Staats-Regierung darauf Bebacht nehmen, eine fer» 
nere Verminderung diefes Ausgabe-Titels herbeizuführen. 

Eine ſolche Erwartung ift nun allerdings nicht in Erfüllung gegangen; 
indem berjelben mit ber gleihen Summe son 35,000 Rtblen. auch im dies- 
jährigen Etat ausgebradt iſt. 

Der Bertreter der Staatö-Regierung erflärte: der geheime Fonds ſei in 
ber etatsmaͤßig feftgejepten Höhe im vorigen Jahre vollſtändig gebraucht wor« 
den, und das Minifterium jei nicht in der Lage geweien, eine Berminderung 
defjelben in Vorjhlag bringen zu können. Die Kommiſſion ſah ſich nicht 
veranlaßt, auf den vorjäbrigen Antrag zurückzukommen. 


Zit. VI. Für die PolizeisBerwaltung. Poi. 1. In den größeren 
Städten und mehreren einzelnen Ortſchaften. 

Schon zu verjhiedenen Malen find von ber Landesvertretung Anträge 
auf möglihfte Verminderung und Abftandnahme von der Gründung neuer 
Koͤniglicher PolizeisDireftionen, ferner auf Ueberlaffung gewiffer Zweige der 
YolizeisBerwaltung in denjenigen größeren Städten, in welchen Königliche 
Polizei Direktionen bejtehen, an die Kommunen, endlih auf Firirung der 
ſächlichen Koften für die Polizei in ſolchen Städten theils angenommen, theild 


U. 


in Anregung gebradt. In der lepten Sipung bat das Haus folgendem Ans 

trage ſeine Zuftimmung ertheilt: 
„Die vertrauensvolle Erwartung auszufprehen, daß die Königliche 
Staatö-Regierung auf dem bereits betreienen Wege, die Königlichen 
Polizeis- Verwaltungen in ten Städten zu vermindern, fortichreiten 
werde, um baburd nicht nur zu einer Entbürbung der Staatskaſſe 
die Hand zu bieten, ſondern auch den Grundſatz der Selbftver- 
waltung ber Gemeinde» Angelegenheiten zu allgemeinerer Geltung 
zu bringen.” 

Es find ſeitdem die Polizei-Direktionen in Zilfit, Cleve und Weſel auf. 
gelöft und dadurch im biesjährigen. Etat ſchon eine Erſparniß von resp. 
800 Rtbirn., 1029 Rthlrn. und 1700 Rtblrn. in Summe von 3,529 Rtbirn., 
eingetreten. Nach Aufitellung des Etats find aber weitere Auflöjungen König» 
licher PolizeisDireftionen erfolgt in Frankfurt a. O., Düffelborf und Grefeld 
(kommiffarijh) vom 1. April cr. an. 

Ungeachtet biejer Geneigtheit der Königlihen Staats » Regierung, den 
Wünſchen des Hauſes nachzukommen, wurde dod der Antrag geftellt: 

Seite 100 der Anlagen 
Nr. 15. den PolizeirDireftor in Halberftadt mir 950 Rthlr. 
Nr. 17. den PolizeirDirektor in Halle mit . 1400 — 
ben Polizei-Rath dafelbft mit. . . 1,000 — 
Nr. 28, den PolizeirDireftor in Elberfeld mit 1,625 — 
Nr. 29. den PolizeirInipeltor in Barmen mit 800 — 
vom fünftigen Jahre ab in Wegfall zu bringen. 

Diefer Antrag wurde folgendermaßen begründet: Die Stabt Halle habe 
in zwei Inftanzen gegen ben Fiskus ein Urtheil erftritten, wonach ber Staat 
da, wo er bie Polizei übernimmt, nicht nur den Direftor, jondern ſämmtliche 
für die Polizei beſonders angeftellte Beamte zu beſolden babe, Werbe dieſe 
jebenfalls richtige Gefep-Auslegung nun auch im der Nichtigkeits-Inftang bes 
ſtätigt, jo würden die Koften für die Königliche PolizeisBerwaltung in den 
sier Städten jo erhöht, daß die Beibehaltung eine Unmöglichkeit jei. Bei 
der Aufhebung derielben aber jpare nicht nur der Staat, ſondern wahrſchein⸗ 
lich auch die Kommunen. Jedenfalls würben aber die Honflifte, die bei ber 
gerbeilten Berwaltung in den Städten nothwendig entfländen, aufhören. 

Der Regierungs-Kommifjarius jept dem entgegen, daß ber Antrag einen 
Eingriff im die Erefutive der Staats Regierung, die fih auf dein Boden bes 
Gefepes vom 14. März 1850 bewege, enthalte, wenn diefelbe durch den Ans 
trag gezwungen werben jolle, gewiſſe Polizei» Direktionen vom Jahre 1861 
ab eingehen zu laſſen. Im Betreff Halberftabts babe die Staatd+ Regierung 
ihon früher erflärt, daß die Stelle eines Polizei-Direftors nur für die Amts 
dauer des jepigen Oberbürgermeifters beibehalten werben jolle, und das Haus 
babe dies gebilligt. Was aber Elberfeld, Barmen und Halle anbetreffe, fo haben 
ſich die betreffenden Bezirfs-Regierungen und die Ober» Präfidien entſchieden für 
die Beibehaltung der Königlichen PolizeisDireftionen ausgeſprochen. Die dieffei« 
tige Entſcheidung müfje davon abhängen, wie ber zwijchen der Kommune Halle und 
dem Fiskus ſchwebende Prozeß, der jeiner Entſcheidung in dritter Inſtauz nabe fei, 
ausfallen werde. Falle dieſe Entſcheidung ebenjo zu Ungunften bes Fiskus aus, 
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jo werde die Auflöfung der Königlichen PolizeisDireltion in Halle von felbft 
zur Nothmwenbigfeit werben. 

Der obige Antrag wird hierauf zurüdgezogen, dagegen ein von anderer 
Seite formirter Antrag angenommen, dem Haufe zu empfehlen: 

feine Befriedigung über ben Fortſchritt der Aufhebung ber König- 
lichen Polizei-Direftionen in den größeren Etädten auszuſprechen, 
und die Hoffnung audzubrüden, daß die Stants-Regierung auch 
ferner damit fortfahren werbe. 

In Betreff ter Frage, ob die Stants-Megierung da, wo Königliche 
Polizei⸗Verwaltungen auch Fünftig beftehen bleiben müßten, gewifle polizeiliche 
Einrichtungen den Kommunen überlaffen werben fönnten, erflärte ber Ber- 
treter ber Staats-Regierung, daß dieſelbe es nicht ablehnen werde, die Frage, 
ob je nad) den beionderen örtlihen Verhältniſſen und Umftinden gewifje po- 
fizeilihe Einrihtungen resp. einzelne leicht für fi abzugrenzende Zweige ber 
Polizeis Verwaltungen den Kommunen überwielen werben könnten und ſollten 
auf Antrag der betreffenden Kommunen in Betracht zu ziehen, ohne jedech 
in biefer Beziehung allgemeine Zufiherungen ertheilen zu können, ba die Ges 
währung vorzugsweile durch die fonfreten Umftände bedingt werde. &o fe 
in lepter Zeit in Königsberg und Danzig bereits Die Feuerwehr mit der Die- 
ziplin über die bei derſelben angeftellten Beamten ben Kommunen übermieien. 
Die im Sabre 1859 berübrte Frage über die Firation der jählihen Koften 
für die Polizei in den Städten mit Königlichen Polizei» Verwaltungen dürfe 
die Budget» Verhandlungen nur fehr entfernt berühren, da von einer foldhen 
Firation in feinem Falle eine Vermindung der Staats» Ausgaben mit WBahr« 
icheinlichfeit erwartet werben könne. Wäre dies der Fall, jo würden bie Kom« 
munen jchwerlih auf eine derartige Maßregel bindrängen; vielmehr jei für 
die Staatskaſſe eine größere Belaftung von der Firation zu erwarten, weihalb 
auch der Herr Finanz-Minifter derjelben bisher vorzugswetie entgegengetreten 
jei. Der einzige von ber Firation zu erwartende Vortheil fei der, daß ben 
zwiſchen dem Fisfus und den Städten ſchwebenden Streitigkeiten und Diffe- 
renzen über das, was jeder von ihnen am Koften zu tragen babe, ein Ende 

* gemacht werben würde. Die Firation ſetze aber gerade voraus, daß biefen 
Differenzen bereits ein Ende gemacht fei, fonft würde man nicht willen, was 
bei ber Firation in Betracht zu ziehen wäre. Aus diefen Gründen fünne eine 
durchgeführte prinzipielle Fixation nicht zugefihert oder in Ausfidht geftellt 
werben. Ueberdies gebörten zu den ſächlichen PolizeisBerwaltungstoften, z. B. 
Baukoften für Geſchäuftsgebäude ıc., auch folhe außerordentliche, welde von 
ber Firation doch jedenfalls würden ausgeihloffen bleiben müffen, davon ganz 
abgejehben, daß die Firation mit dem Geſez vum 11. Mürz 1850 nicht 
ftimme, daß es vielleicht dazu eines neuen Geſetzes bedürfen würde. 

Wenn auch in der Kommilfion die Anfiht der Staants-Regierung nicht 
geteilt wurde, daß dur die Firation für die Staatsfaffe unbedingt eine 
MehreAusgabe entfteben werbe, indem es im Gegeniheil fi jehr gut beufen 
lafje, daß die Stants-Negierung, wenn fie aus dem eignen Sädel wirthſchafte, 
zu weit gehenden Anforderungen ihrer Beamten, z. B. bei Equipagen-Gelbern, 
bei Dienftwohnungen ıc., mit mehr Entidiedenheit als bieher entgegentreten 
werbe, und dadurch bei einer Firation eben jo gut Erſparniſſe für tie Staats- 
fafje wie für die Kommunen eintreten könnten, fo wurde doch in Betradt, 
daß bei den noch ſchwebenden Prozelfen zwiihen dem Fisfus und den Kom— 
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munen ber Zeitpunft zu einer ſolchen Firation noch nicht gefommen jei, von 
einem Antrag Abftand genommen. SE 

Im vergangenen Jahre wurde im Haufe der Antrag angenommen, daß 
die zu Gehalts-Erböhungen für PolizeirBeamte in der Provinz beftimmte 


': Summe von 14,931 Rthlrn. mit der Maßgabe zu bewilligen, daß die daraus 


zu bewilligenden Zulagen vorläufig, und bis zur Entſcheidung darüber, welde 
Polizei⸗Verwaltungen beſtehen bleiben und welde eingehen jollen, den betref» 
fenden Polizeir-Beamten nur als perjönlihe Zulagen zu bewilligen find. 

Unter den erwähnten 14,931 Rthlr. befinden ſich 2,971 Rthlr., weldye 
zur Erhöhung des Diäten Fonds der Polizeir-Behörden nad dem Etat pro 
1859 bewilligt find. Nur der Meft mit 11,960 Rthlr. beiteht in Bejoldungs- 
Erhöhungen, und diefe Summe ift eben jo, wie Diejenigen 4,050 Rthlr., 
welde nad dem Etat pro 1859 zu Bejeldungs-Erhöhungen für Polizei» 
Beamte in Berlin bewilligt worden find, wegen der etwa bevorftehenden Re: 
organijation des biefigen Polizeis-Präfidii, in die Kolonne künftig wegfallend 
aufgenommen. 

ad 1. Die für acht neue PolizeirSergeantenftellen in Königsberg im 
Etat pro 1859 abgejegten 2,200 Rthlr. erſcheinen im diesjährigen Etat nicht 
wieder, 235 Rthlr. für 6 Berittſchulzen im Negierungs-Bezirt Gumbinnen 
find vom Etat pro 1860 abgejegt, da diejelben ſchon im vorigen Jahre er- 
ſpart find, 

ad 2. Das Gehalt für einen PolizeisSergeant zu Witte und Schmelz 
bei Memel, mit 120 Rhlr., it auf den Etat der Domainen-Verwaltung über 
nommen, , 

ad 5. Su Betreff der Stadt Elbing, welde laut Allerhöchſter Kabinets- 
Drdre vom 13, November 1843 einftweilen von den baaren often der Pos 
lizeisBerwaltung entbunden und deren Betrag mit dem Vorbehalte auf die 
Staatsfafje übernommen iſt, dieſe Vergünftigung zurüdzunebmen, wenn die 
Finanzen der Stabt ſich weſentlich günftiger geitalteten, jellte im Jahre 1859 
eine Prüfung der Finanzlage dieſer Stadt vorgenommen werden, und von deren 
Reſultat es abhängen follıe, ob die Bewilligung fortzugewähren jein würde. 
Dieje Prüfung hat ergeben, daß die Kapital-Schuld Elbings feit dem Jahre . 
1854 durch Abtragungen um 39,400 Rthlr. zwar vermindert worden ift, daß 
aber die Schuld Ende 1858 noch 625,505 Rthlr. betragen bat. Um die 
Bedürfniffe der Kommune zu deden, haben die Kommunal-Einfonmenfteuern 
jeit dem Jahre 1854 bis ult. 1858 von 6,170 Rthlr. bis auf 22,688 Rthlr., 
aljo um mehr als das Dreifache erhöht. werden müſſen. Diejes Rejultat war 
nicht als ein jo günftiges anzuſehen, daß die der Stadt ertbeilte Zuſicherung 
binfichtlid der PolizeisBerwaltungstoiten ohne Härte bätte zurüdgezogen wer: 
den fünnen, vielmehr ift es unter diejen Umftänden für billig erachtet werden, 
die Zahlung der jählihen Koften der Polizei-Verwaltung in der Stadt El— 
bing aus der Staatsfaffe noh auf weitere fünf Sabre, von 1860 ab, alie 
bis ult. 1864, fortdauern zu lajjen. Die Kommilfion fand biergegem nichts 
zu erinnern. 

ad 7. Für einen Polizei Kommifjarius für die Umgegend von Broms 
berg ift eine Gehalts-Erhöhung um 150 Rihlr. eingetreten, jo daß derjelbe 
nun das Minimum tes Gehaltes seiner Charge mit 500 Rthlr. erhals 
ten bat. 

ad 8. Die Kemmune Stettin bat in zwei gleihlantenden Erfenntnifjen 
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die Befreinng von der berjelben anferlegten Verpflichtung zur Hergabe einer Dienft- 
wohnung für den dortigen PolizeirDireftor erftritten, weshatb die Mietbe für 
die freie Dienftmohnung des jepigen PolizeirDireftors mit 475 Rthlrn. zum 
Etat bat gebracht werben müſſen. 

Es wurde biergegen bemerkt, ob die Etaatd- Regierung bei der Neus 
bejegung der Stellen der Polizei Direfteren und Präfidenten die Dienſtwoh— 
nungen da, wo fie ſich nicht in fisfalifchen Gebäuden vorfänden, fondern erſt 
gemiethet werden müßten, überhaupt nicht mehr bemilligen würde. Es ftelle 
fih z. ®. bier bei der Dienſtwohnung des Polizei» Direftors in Stettin das 
Grempel heraus, daß wenn ein Amts-Nachfolger diefelbe Wohnung ald Dienft- 
wohnung gegen 5 pGt. Gehalt» Abzug erhalte, er von jeinem Gebalt von 
1,500 Rtbirn. einen Abzug von 75 Rthlru. erfeide, während die Staatäfafje 
400 Rthlr. zur Miethe zuzuſchießen babe, was einer Gehalts-Erhöhuug von 
gleichem Betrage glei zu achten ſei. Der Negierungs-Kommifjarius erklärte, 
daß dieſe Frage bei der Reubeſeßung der PolizeisDireftoren wohl zur Sprache 
fommen werde, Daß bei der Richtgewährung ciner Dienftwohnung aber eine 
große Berichiedenbeit in den Beſoldungs-Verhältniſſen derjenigen Polizei-Direfs 
teren eintreten würde, die eine Dienitwehnung in einem Königlichen Polizei» 
Gebäude hätten, und denjenigen in Städten, wo fi ein jeldhes Dienitzebäude 
nicht befände, da zugegeben werben müjje, daß ein Abzug von Spt. bes 
Gehaltes als eine angemeſſene Entidädigung für die gewährte Dienftwohnung 
in der Negel nicht angeſehen werben könne, daß aber auch ſchon Verhand— 
lungen jchwebten, ob der Abzug vom Gehalte für gewährte Dienftmohnungen 
nicht zu erhöhen jei. 

ad 9. Es haben 216 Rıblr. für die Bejoldung eines in der Ortſchaft 
Grabew bei Stettin angeftellten Polizei» Eergeanten in Folge einer gericht» 
tihen Entjheidung in dem von der Gemeinde Grabem gegen den Fiskus an- 
geftrengten Brozeffe auf den Etat des Minifterrii des Innern übernommen 
werben müffen. 

Ad 20. In Rolge eines Paſſus im vorjährigen Berichte, daß der Zeit 
punkt noch nicht gekommen jein dürfte, den für den Ober» Birrgermeifter in 
Griurt gewährten Zuſchuß ven 1,200 Rtblrn. aus der Staatöfaffe zurückzu— 
äieben, war ein Promemorie des Ober» Bürgermeifters von Erfurt zu den 
Alten gegeben, worin der Urjprung dieſes Staats- Zufhufjes näher au ein» 
andergejegt, und der Wunſch ausgeiprechen wurde, daß dieſe Ausgabe in an« 
derer Art als biäber beim Etat des Minifterii des Innern ale ein Grtraordi« 
narium für die Polizeis-Vermwaltung zum Grat gebracht werde. 

Wenngleich die Kommiſſien es anerkennt, dab dieler Gehalt Zufhuß mit 
zu der als Entihädigung für Das früber verlorne Patrimonial-Bermögen be 
ftimmten Dotation zu rechnen, daß an eine Zurüdziehung deſſelben nur unter 
faum wabriceinlihen jpeziellen Verhältniſſen zu denken fei, je glaubte fie 
doch eine Uebertragung deſſelben auf einen andern Grat nicht befürworten zu 
fünnen, da es in dem Dotationd» Nezelfe vom 25. Auguft 1842 $. XIII 
mörtlich heist: j 

„der Stadt Erfurt wird die fernere Gewährung der Bejoldung 

ihres Ober-Bürgermeifters im bisherigen Betrage ven 1200 Nıbirn. 

jibrlich aus der Staatskaſſe zugefihert, jo lange in der organi» 

ihen Ginrihtung und Wirkſamkeit der ftäbtiihen Behörden feine 
2 
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Aenderung eintritt, weldye die Einftellung biejer Gehalts-Zahlung 
aus der Staatskaſſe motisiren möchten.” 

Da biernady die Bewilligung unter Umſtänden widerruflich ift, jo wurde 
die Beibehaltung diefer Summe auf den Etat der Polizei» Verwaltung von 
der Kommiſſien fir begründet anerfannt. 

Eowohl im Abgeorönetene ala aud im Herrenhauſe it in vorjäbriger 
Seſſion der Antrag angenommen: 

„die Staats-Regierung aufzufordern, daß fie im Auſchluß an bie 
von der Landeivertretung wicderholt fundgegebene, auf die mög— 
lichte Erjparung der Koften der Berliner Polizei gerichtete Ten» 
denz, die gefammte Geſchäfts-Organiſation des Königlichen Poli« 
zeisPräfidiums unter dieſem Geſichtspunkt einer jorgfältigen Prür 
fung unterwirfe, und bis zur Vorlage des nächſten Staatshaus- 
halts-Etats Diejenigen Ausgabe-Ermäßigungen berbeiführe, melde 
ſich dabei ald thunlich berausftellen werben, 

Es wurde aber außerdem darauf bingewiejen, daß injofern die Stellung 
des Königlichen Polizei » Präfidiums eine erceptionelle ſei, als der Berliner 
Einwohnerſchaft, gegenüber den Anordnungen der ZofalsPolizei, eine Beſchwerde⸗ 
Inſtanz abgebe. 

Der Negierungd:Kommijlarius gab hierzu folgende Erklärung ab: 

Die Geſchäfts-Organiſation des biefigen PolizeisPräfidii ſei einer umfalr 
jenden Prüfung durch zwei biermit bejonders beauftragte Räthe des Mini« 
fterii des Innern unterworfen worden. Dieje jeien längere Zeit faft aus— 
ſchließlich damit befhäftigt geweien, was nicht auffallen fünne, wenn man ers 
wäge, daß 8 verjchiedene Abtheilungen von großer Gejhäfts- Ausbreitung zu 
revidiren geweien. Die ſehr ausgedehnten Berichte jeien eingereicht, und die 
Verbantlungen darüber mit dem Polizei-Präfidio eingeleitet, ob und welche 
Erſparniſſe ausführbar jeien. Die letztgedachte Frage gebe ſonach ihrer bal— 
digen Entiheidung entgegen, und laſſe ſich demnach mit Beftimmtheit in dies 
jem Augenblide nit beantworten, Die Materialien, welche in den erwähn- 
ten Kommiljions: Berichten zujammengeftellt jeien, würden ſchließlich aud zur 
Entſcheidung darüber eine Grundlage abaeben, ob und wie dem Mangel einer 
. zweiten BeichwerderIuftanz bei dem Polizei-Präfidiv abgeholfen werden fünne, 
einer Frage, welde fih nur im Zujammenbange mit der gejammten Organi« 
jation des PolizeisPräjidit beurtbeilen und beantworten laffe. 

Die Hommilfion glaubt bei Darlegung der Sachlage ſich bierbei weites 
rer Anträge für jept enthalten zu müſſen. 

Beim PolizeisPräfidie in Berlin find 8 Subalternftellen zweiter Klaffe 
in ebenjo viel erjter Klaffe verwandelt, ohne das dadurch im Ganzen eine 
Erhöhung des Etats ftattgefunden bat, da die Summe von 3,600 Rthirn. von 
dem Gtat für die Erfteren in den für Die Yepteren berübergenommen ift. Es 
entjpricht dies allerdings den Grundjägen, welde ber Finanz,Minifter in ber 
Denfichrift über die Normirung der Bermten-Bejoldungen ausgeiproden bat, 
wonach im der Negel bei jedem Reſſort 4 Subaltern-Beamte erjter Klaffe 
und nur + folcher zweiter Klaſſe angeftellt jein ſollen, da dies Verhältniß 
beim PolizeisPrafidio in Berlin auch jegt nod faum erreicht ift. Dagegen 
ift mum wieder der Uebelitand eingetreten, daß das jepige Durchſchnitts -Ge— 
balt jeder diejer Beamten- Kategorien resp. 693 Rihlt. und 419 Rtbir,, dem 
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mittleren Durchſchnitt des höchſten und niedrigften Gehaltes, resp. 750 Rthlr. 
und 425 Rthlr. nicht entipricht. 

Bon dem Etat der Land» Gendarmerie find 3,250 Rthlr. auf den Etat 
des PolizeisPräfidii herübergenommen, als die Kıften für 3 berittene und 
7 Suß-Gendarmen. Schon jeit dem Sabre 1851, in weldem die 15 in 
ber Umgegend Berlins ftationirten Gendarmen in die Provinzen verſeßt find 
wurben in Stelle berjelben 12 berittene Schupmänner angeftellt, und Die 
obigen Koften, die bis zum Jahre 1858 nur 2,460 Rthlr. betrugen, bei der 
Ausgabe für die Gendarmerie in Abzug gebracht und bei dem Polzei-Prü- 
ſidio in Berlin verrechnet. Da fib die Einrichtung bewährt hat, fo ift Die 
Ausgabe jept etatsmäßig regulirt. 

Beil indeh die Summe von 3,250 Ntblrn. zur Unterhaltung von 12 
berittenen Schugmännern nicht ausreicht, ſo ift der Mehrbedarf aus Erſpar— 
niffen bei der Berliner Schupmannichaft gedeckt werden. Es ift die Abficht, 
die Angelegenheit pro 1861 etatemäßig zu renuliren. Das Aserfional-Duans 
tum, welches die Staatikaffe auf die jählihen Polizei-Verwaltungskoſten 
rüdfihtlidh der dem Polizei-Präſidium in Berlin als Negierungs:Inftanz und 
ala Polizeis-Bebörde des weiteren PolizeisBezirfs obliegenden Geſchäfte über 
nimmt, ift von 6000 Rthlen. auf 8000 Rthlr. erböbt, da die ſächlichen Po— 
lizeisBerwaltungsfoften fih jeit dem Sahre 1855 von 66,491 Rthlrn. auf 
93,661 Riblr. erhöht haben, daher aud die Staatslaſſe einen erhöhten Ans 
theil zu übernehmen bat. 

Da die Ueberfiht von den Emolumenten und Neben-Einnahmen, welde 
die Beamten der PolizeirBerwaltung aus Nebenämtern beziehen, ebenjo wie 
bei den Iandräthlihen Behörden, mur ganz ſummariſch dem tat beis 
gefügt ift, jo wurde der Kommilfion eine neue Ueberficht übergeben, in wels 
her die betreffenden Nebenämter ſpeziell aufgeführt find. 

Pol. 2. Für die Polizei» Diftrifts-Kommifjarien in der Pro» 
vinz Poſen. Von der im vergangenen Sabre bewilligten Befoldungs- Zulage 
von 100 Rthlrn. für jeden Diſtrikts-Kommiſſarius bat die Staats Negierung die 
volle Summe nur an jolde Diftrifts-Kommilfarien bewilligt, die das Diftrifts» 
Kommifjariat aueſchließlich verwalten; diejenigen, welde andere Aemter mit 
befleiven, haben gar feine oder eine Nemuneration von 50 bis 75 Rthlrn. 
jährlich erhalten, je nad dem Umfange ihres Geſammt-Einkommens. Die 
auf diefe Weije nicht verwendeten Beträge müſſen jedoch reſervirt bleiben, um 
beim Wechſel in der Perjon des Stellen-Inbabers dem Nachfolger nöthigenfalls 
die volle Gehalts-Zulage gewähren zu fünnen, 

63 wurde von einer Eeite das Bebürfniß des für die Provinz Pofen 
ausnahmsweiſe beftebenden Initituts der Diftrifts-Kommifjarien in Frage ges 
ftellt, da fein Grund vorguliegen ſcheine, dert Einrichtungen zu treffen, wie 
fie in allen andern Provinzen, namentlih auch in den jüdöftlichen Kreiſen 
von Weftpreußen, in weldhen ganz äbnlihe Verwaltungs: Berbältnifje hervor— 
träten, ohne Gefahr nicht beftänden, und ter Wunſch ausgeſprochen, daß der 
Etat fünftig von dieler Pofition möge befreit werden, Bei einer nothwen- 
digen und bald; zu erhoffenden neuen Regelung der Gefepgebung über Die 
Gemeinde-Berbältniffe erwartete man den Wegfall des Inſtituts mit Beftimmt: 
beit; aus biefem Grunde babe man bisber nur Abftand genommen, Anträge 
der Art zu ftellen. 

2° 
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Bon anderer Eeite wurde auf die politiihen Ausnahme » Verhältaiffe 
grade dieſer Provinz, auf Das Fehlen der großen Zahl von Rentmeiſtern, wie 
jolde in andern Provinzen vorhanden, auf die Nichtgeneigtheit und die aus— 
nahmsweiſe nur in der Prosinz beftcheude Nichtverpflichtung Der Rittergut» 
befiger zur Ausübung der Polizei, auf die häufig vorfommende Nichtqualifi- 
fation der dortigen Schulzen, und auf den Wivderwillen der Gemeinden fi 
andern als vom Könige angeftellten Beamten unterzuerdnen, hingewieſen. 

Es wurde jenadh der Antrag geitellt: 

Die Erwartung auszujprehen, daß aud in der Provinz Pojen Die 
Verwaltung der Polizei jo geregelt werde, daß es ber Anftellung 
von Diftrifts-Kommiffarien nicht weiter bedürfe, und aljo die für 
fie zum Gtat gebradte Ausgabe in Wegfall ſomme, und von der 
Majorität der Kommillion angenommen. 

Es wird beantragt: 

Zit. I. der Ausgabe mit . 2 2 202020. 81,886 Rthlr. 

xt. I.» = . ee a ee RE) © 

Zit, II. » . . 5 y\ Dr 

Zi. IV, = . . LE — 

Zt. Vs. Be ee -⸗ 

Zu VI - . 5 FE 1 |ı Sr 
zu genehmigen, 


Zit. VI. Für die Land-Gendarmerie, 


In dem Abgeordnetenhauſe ift im vergangenen Jahre ein Abinderungs 
Antrag des Abgeordneten v. Bonin (Genthin) augenommen, welder lautet: 
Die Staats-Regierung wolle in Erwägung nehmen, in wie weit 
eine Berminderung der Diftrifts» Dffiziere der Landgendarmerie 

eintreten könne, 

Der Regierungs-Kommifjarius gab bierauf folgende Erklärung ab: 

Die Staatt-Negierung babe die vom Haufe gewünſchte Erwägnug eine 
treten laſſen, fie habe ji in Felge deſſen mit den Ober-Präfidenten und Regie» 
runge-Präfidenten über dieſe Angelegenbeit in Berbiadung gelegt. Bon dort 
aus ſei Die Beibehaltung der militatriihen Organijation durchweg, meift aud 
die Beibehaltung der geſammten jetzt fungirenden Offiziere empfohlen werben. 
Für jept jei das Kriegs-Minifterium der Anficht, daß fi in der Drganifation 
ohne Gefährdung nichts ändern laſſe, die Sache jei jedoch noch nicht zum 
Abſchluß gediehen. 

In der Kommilfion wurde anerkannt, daß die militairiſche Organiation 
zur Aufrehtbaltung der Orbnung und Pünktlichkeit in ber Gendarmerie, und 
deshalb aud die Charge der Diftrifts-Offiziere, deren Zahl ſich indeß mehr den 
Regierungs » Bezirken anzuſchließen haben möchte, beizubehalten jei. Dagegen 
könnten, ohne die Organijation und die Leiftungen des Imftituts zu ftören, 
wie dies ſchon mehrfach befürwortet worden, die Stellen der Brigadierd weg- 
fallen, da dieje nur das Räderwerf der Einrichtung erichwerten, die Schreis 
berei vermehrten und Snipeftionen hberbeiführten, welde die Gendarmen 
ihrem eigentlichen Dienfte zum Nachtheile defjelben entzögen. 

Der Regierungs- Kommiljarius machte aufmerffam, daß man von dem 
früheren Antrage jept zu einem ganz neuen übergehe. Das Gendarmerie- 
Edikt ſchreibe die militairiihe Gliederung vor; fie jei aud erforderlich, um den 
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militäriihen Charakter, deſſen Diele Truppe mehr ald jebe andere nicht nur 
im Geborjam, jondern aud im Einne der Pünktlichkeit bedürfe, zu bewahren 
uud zu fördern. Mau möge vermeiden, bei irgend welden geringen Golli- 
fionen, die überall vorlämen, ein wohldurchdachtes Ganze zu verlegen. In 
Nachbarländern jei die Organijation eine viel reichere, früber ſeien auch bier 
noch Abtheilungs » Kommandeure gemeien, welche nun nicht mebr eriftirten, 
Der Chef und die Brigadiers feien Die notbwendigen Inftanzen für die Ge— 
rihtäbarfeit, da die Diftrifts. Offiziere wejentlih mit ber Disziplin beſchäftigt 
feien. Wolle man die Brigadiers eingeben laſſen, ſo müſſe man auch das 
Einkommen ber DiftriftssOffiziere erböben. Dielelben bezögen neben ihrem 
Gehalt von 900 bis 1,500 Rihlrn. weder Servis- noch Reiſekoſten noch Büreau⸗ 
gelder und auch die Kation müßten fie zu einem herabgejepten Preije aus 
ihrem Gebalte bezahlen. Dadurch werde jich Die Eriparnig auf Weniges bes 
ichränfen. 

Es wurde biergegen erwidert, daß man bie Aufrechthaltung der beſtehen⸗ 
den Gliederung zur Erbaltung des wmilitairiichen Charakters nicht für noth— 
wendig halte. Die Strafrechtspflege fünne Offizieren anderer Truppentbeile 
übertragen werden, man wolle aber zugeben, daß eine Berbefferung des Dienft- 
einfommensd der Diftrifts.Dffiziere mötbig werben möge, wenn ihnen mehr Ge- 
ſchäfte überwieien würden. 

Es wurde hierauf folgender Antrag mit überwiegender Majorität ange- 
nommen: 

die Erwartung auszuſprechen, die Königliche Staats» Regierung 
werde bei dem über die Drganilation der Genbarmerie ſchweben⸗ 
den Berhaudlungen eine Berminderung der Diftrifts-Dffiziere auf 
bie Zahl der NRegierungssBezirfe und den Wegfall der Brigadiers 
in Ausfiht nehmen. 

An Beloldung und Montirungsgeld für einen Fußgendarmen, der ala 
zweiter Schreiber fir das Büreau des Chefs der Gendarmerie neu anzuflel- 
len ift, find 286 Rthlr. zum Etat gebradit. 

Es wurbe beantragt: 

die Summe von 286 Rthlrn. für einen zweiten Schreiber bes 
Chefs der Gendurmerie vom Gtat abzufepen. 

Es wurde für diefen Antrag angeführt, daß wenn die bisherige Arbeits 
fraft hingereiht habe, das erforderliche Schreibeweien zu bewältigen, gegen« 
wärtig, wo an eine Neerganijation ber Genbarmerie gebadht werde, feine 
Veranlaſſung vorkiege, den Etat weiter zu belaften, bis über die Sadıe befis 
nitiv Beſchluß gefaßt fein werde. 

Dom Regierungs-Rommiljarius wurde Darauf hingewiefen, Daß durch die 
vermehrte Zahl der Gendarmen aud das nethwendige Schreibewejen zuge 
nonmen babe, und eine Stellvertretung des einzigen Bürenu-Beamten in 
Hinderungsfällen nothwendig ericheine. 

Obiger Antrag wurde von der Mehrheit der Kommiſſion angenommen. 

Die im vergangenen Jahre im Abgeorbnetenhaufe angevegte Frage, ob 
es nicht im Intereſſe des Dienftes zweckmäßiger fein möchte, Die Remontirung 
der Gendarmerie-Pferde, wie bei der Kavallerie, vom Staate gewähren zu 
laſſen, wurde Seitens des Negierungs-Kommifjarius verneint, in Hinweis auf 
die ſporadiſche Stationirung der Gendarmen und Die hieraus ſich ergebende 
Nothwendigleit, die Sorge für die Pflege ihrer Pferde mit ihrem Interefle 
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zu verbinden, nachdem noch bejonders auf die Beftimmung des Gendarmeries- 
Geſetzes aufmerfiam gemacht worden war, dab dem Gendarmen eine Ent» 
ihädigung aus der Staatskaſſe gegeben werde, wenn er nachweiſen fünne, 
daß das Pferd in Folge einer ungewöhnlichen Anftrengung im Dienfte ge» 
fallen ſei, wodurch das Bedenken fid) erledige, die Theilnahme an dem Wohle 
des Pferdes könne ihn abbalten, den Dienft im vollen Umfange zu ver 
folgen. 

ad IV. ift für Montirungs-, Yeder- und Meitzeuggelder ein Mebrbe- 
darf von 19,300 Rtblr. in Anjag gebradht, indem das Montirungsgeld für 
einen berittenen Gendarmen von 20 Rthlr. auf 31 Rthlr., für einen Fuß— 
gendarmen von 10 Rthlr. auf 16 Rthlr. erhöht ift. Die bisherigen im 
Sabre 1820 feſtgeſetzten Etatsjäge haben ſchon lange nicht ausgereicht, io 
daß die Wachtmeifter und Gendarmen für die Beihaffung der Montirungs- 
ſtücke, des Leder» und Reitzenges nicht unbedeutende Zuſchüſſe aus ihrer Ber 
foldung haben leiſten müfjen, während fie nad $. 8. der Gendarmerie» 
Dienft:Inftruftion vom 80. Dezember 1820 nur verpflichtet find, der Wacht 
meifter und berittene Gendarm jährlih 20 Ntblr., der Fußgendarm jähr«. 
ih 10 Rthlr., zu gedachtem Zwecke von ihrer Bejoldung fi abrechnen zu 
laſſen. Um die Wacdtmeifter und Gendarmen von den biöher geleiteten Zus 
ihüffen entbinden zu fünven, ift eine Erhöhung des Etatsſatzes aus der Staats- 
kaſſe nothwendig. 

Die Kommiſſion erkannte nah dem Wortlaute der gedachten Iuftruftion, 
nad welder im $. 7. derjelben den Gendarmen bie Beihaffung ihrer Be— 
Hleidung und des Leder- und Meitzeuges von ihrer Befoldung auferlegt wird, 
nah $. 8. aber der Gleihmäßigfeit wegen dem Kriegs» Minifterium gegen 
einen Abzug von resp. 20 und 10 Rthlrn. von der Beioldung die Sorge für 
dieſe Beihaffung übertragen wird, für nicht unzweifelhaft, daß die Staats- 
taſſe bei Ungulänglihkeit jenes Abzuges den Mehrbedarf zu tragen habe, in» 
dep bielt fie im ihrer Mehrheit es doch für angemeffen, daß dieler Fonds 
aus ber Staatskaſſe ausreichend botirt werde, obne den Gendarmen von 
ihrer ohnehin nicht reihlih bemeijenen Bejoldung noch größere Abzüge zu 
madhen. 

Die Erhöhung des Belleidungs-Etats ift nun hauptſächlich durch drei Um— 
ftände herbeigeführt, 

1) durd die geftiegenen Tuch- und Leberpreiie; 

2) durch das geftiegene Maderlohn; 

3) durch verſchiedene neu binzugelommene Belleidungs » Gegen« 
ftände. 

Gegen den erften Grund fand fi in der Kommilfion nichts zu erinn« 
nern. Dagegen wurde in Betreff des zweiten darauf aufmerkſam gemacht, 
daß dieſe Steigerung doch eine erorbitante jei. Für den Fußgendarmen 
habe nach dem Bekleiduugs-Etat pro 1847 das Macherlohn für Waffenrod, 
Tuchhoſe und Mantel z. B. nur 1 Rthlr. 1 Spr. 4 Pf. betragen, jetzt ſolle 
bafjelbe dagegen 2 Rthlr. 17 Sgr. 6 Pf. foften. Wenn angegeben jei, daß 
das frühere Macherlohn der Sag der Militair-Werfftätten jei, wozu nod ans 
dere Koftgn aufer dem Stüdlohn treten, daß die Uniformen der Gendarmen 
aber bei Givil-Schneidern beftellt werden müßten, und daß fi hierdurd die 
bedeutende Differenz erfläre, jo wurde darauf hingewieſen, ob es denn ſich 
nicht jo einrichten lafje, daß auch die Uniformftüde der Gendarmen in den 
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Handwerfftätten ber Truppen oder in einer Strafanftalt auf bedeutend billigere 
Weiſe bergeftellt werben könnten. Der Negierungs:Kommifjarius gab die Er- 
läuterung, daß auf die erfte Beihaffungsart nicht eingegangen werden fünne, 
da das dert gehaltene Perjonal eben nur zur Befriedigung der Bebürfniffe 
ber Truppen ausreichend jei, eine eventuelle Vermehrung ber Truppen» Hand« 
werfer würde aber das Macherlohn indireft bedeutend fteigern. Auf Fertigung 
der Bekleidung in den Arbeitsbäufern geftatte das dienftlihe Verhältniß nicht 
einzugeben. Was nun diejenigen Montirungsftüde und Ausrüftungs» Gegen- 
finde anbetrifft, welche etatsmäßig vorgeichrieben, gar nicht geliefert, ſondern 
von den Gendarmen aus eigenen Mitteln beichafft worden find, und wohin 
gehören: 
Sergeanten-Anöpfe, Aermellitzen, Auszeihuungsihnur, Treffen, lei» 
nene, resp. Etallbojen, Porteepees, Büchertaſchen, Halabinden und 
Obrenklappen, im Etat veranſchlagt mit 2 Rthlrn. 9 Sgr. 34 Pf. 
für den Fußgendarm, 
fo wie jpeziell für den berittenen Gendarm nod: 
Autterfäde, Wafjertrenjen, Dedengurte, Striegeln, Kartätſchen, 
Mantelfragen und Äreßbeutel, wogegen der Manteljad in Fortfall 
fommt, im Ganzen für den berittenen Gendarm mit 4 Rthlrn. 
13 Sr. 64 Pf, 
jo wurde von der Kommiſſion im Allgemeinen anerfaunt, Daß, wenn ed an 
maßgebender Stelle für den Dienit des Gendarmen für nothwendig gehalten 
werde, daß er noch anderer Ausrüftungs-Gegenftände und Kleidungsftüde bes 
dürfe, als ihm bisber geliefert find, es don demjelben nicht beanſprucht werben 
fönne, daß er ſich dieſelben aus eigenen Mitteln beichaffe. 

Mas aber insbefondere die Anihaffungsfoften für die jilbernen Porte— 
epeed der Gendarmen, abgeiehen von denen der Wachtmeiſter, betreffe, jo 
fonnte die Kommilfion aus der Allerhöchſten Kabinets Ordre vom 19. Sep» 
tember 1848, wonach es ten Yandgendarmen ıc. nad einer vormwurfsfreien 
25 jährigen Gejammt  Dienftzeit das Tragen des filbernen Porteépées am 
Dffiziersfäbel geftattet fein joll, nicht tie Neberzeugung gewinnen, daß hiermit 
eine Gewährung des filbernen Porteepees aus Staatsfonds gemeint fer, weil 
fonft ftatt des Ausoruds „geftattet” die Berleibung des filbernen Porteépées 
in Ausfiht genommen fein würde: 

Behufs Anſchaffung der nöthigen filbernen Porteépées, leptere a 1 Rtblr. 
25 Sgr., find im Etat durchſchnittlich auf jeden Gendarm 22 Sgr. 6 Pr. 
ausgebradht, während der Preis eines leinenen Portespers nur 7 Ser. 6 Pf. 
beträgt. 

Es jind aljo in Anjap gebradht: 
für 2,201 Porteépées A 224 Sar. . . . 1,650 Rthlr. 22 Ser. 6 Pf. 

Es wären dagegen anzujegen: 
für 105 filberne Porteepees der Wachtmeiſter 
a 1 Rthlr. 25 Sgr. 192 Rthlr. 15 Sgr. 
für 2,096 leinene Porte- 
eres a 7 Sgr. 6 Vi. 54 - — = 

Summa — 16 = 15 — 
folglich zu viel 934 Yirhie. 7 Ser. 6 pr. 

Die Abjepung diejer Summe wurde demnach beantragt. 

Diejer Antrag fand Widerjprud. Ohne gerade behaupten zu wollen, 
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daß die angeführte Kabinets -Ordre einen Anſpruch Des Gendarmen am der 
Lieferung eines Porterdet, wenn ihm das Tragen deſſelben geftattet werde, 
begründe, fo lafle es ſich doch nicht vermeiden, dab, wenn man es anerfenne, 
daß dem Gendarmen die übrigen Belleidungsftüde für den’ normirten Ge— 
haltsabzug geliefert werden jollten, bemjelben auch das Portepde ertbeilt wer» 
den müffe, ohne ihm dadurch neue Koſten zu verucſachen. Den Vic-Waht- 
meiftern bei den Truppen würben die Portepees gleichfalls auf Staatsfoften 
verabfolgt; es jei daher billig, daß mit den Gendarmen feine Ausnahme ger 
er. werde. 
Der Antrag wurde bierauf von der Kommiſſion abgelehnt. 

Nah dem neu entworfenen Belleidungs» Etat pro 1860 ftellt ng der 

Belleidungsiap für einen berittenen Gendarmen auf 
29 Rthlr. 3 Sgr. 64 Pr. 
ab für den Mantelad . ». 2 2 2 — 5 6 » 101 ⸗ 
Reft 28 Rihlr. 26 Sgr. 84 Pf. 
und für einen Außgendarmen. . » 2. . 16 Rtblr. 29 Egr. 8 Bi. 

Nach diefen Sägen würde der Belleidungs» Fonds nachzuweiſen haben 
für 1220 Mann zu Pferde . » 2. 2.» 835,246 Rthlr. 4 Sgr. 2 Pr. 
für 981 Mann zu u o. 2.2 2 22 166 83— — 

in Summa 51,912 Rthir. 7 Sgr. 2 Pr. 

Der Etat wirft Dagegen aus 
für 1220 Mann zu Pferde a 31 Rtbir.. „ 37820: — — . 
für 981 Mann zu Fuß à 16 Rihlr. . . . 15696: — 7 — + 

zufammen 53,516 !Kthlr. — Syr. — Pr. 
mithin gegen die Etatsjäge von zufammen . 51,912 Rıblr. 7 Ser. 2 Pi. 
mehr 1,608 Kıbir. 22 Egr. 10 Pf. 

Dieje Mehr-Forterung ift zu ſolchen Ausgaben beftimmt, welche alljähr- 
lich wiederfehren, und für die der Etat feine jonftigen Dedungsmittel enthält. 
Hierher gehören uamentlih die Ausgaben zur Beihaffung der vorgeichriebenen 
Montirungs und Wirthidaftsbücer, jo wie die zur Gewährung des Erjapes 
für dur Unglüdsfälle, dur Feuer, Waſſer und äußere Gewalt ıc. vernich- 
teten Dienft-Befleivungs- und Ausrüftungss Segenftände. Nach einem Durch— 
ſchnitt der diesfülligen Ausgaben der Vorjabre ftellt ſich hiernach der Bedarf 
auf circa 1,900 Rthlr., und ergiebt fid) hieraus, daß die zum dieſem Behufe 
beanipruhte Summe nur eine mäßige ift. 

Indem die Kommilfion das Bedürfnip anerkennt, ſpricht fie gleichwohl 
den Wunſch aus, daß im nächſtjährigen Etat der Bekleidungs-Fonds lediglich 
nah den etatsmäßigen Einheitsfigen zu mormiren, und die dagegen über» 
ſchießenden 1,604 Kthlr. als eine beiondere Etats» Pofition für den mehr be— 
regten Zweck zu führen. 

Der Regierungs-Kommifjarius jagte dies zu. 

Der Penſions-Fonds Tit. VIII. bat fi wiederum um 2,817 Rthlr. er» 
höht, was fih aus der im vergangener Zeit mehrmals ftattgefundenen Ber- 
mehrung der Zahl der Gendarmen erklärt. Gleichwohl muß die auffallende 
Thatſache Fonftatirt werden, daß der Penfiond- Fonds zwiſchen ; und + ber 
Gejammt-Ausgaben für die KEand»Gendarmerie in Anſpruch nimmt. 

Es wird demnad beantragt, nach Abzug von 286 Rihlrn. an Bejoldung 
und Montirungsgeld für einen Außgendarn als zweiten Schreiber des Chefs 
der Gendarmerie, 
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zit, VII. der Ausgabe mit 1,087,518 Rthlen. 
zu genehmigen. 


zit, VII, Für Strafe, Beilerungs- und Gefangen»Anftalten. 


Schon nah bem Etat fielen fih bie Ausgaben in Tit. VIIL um 
18,850 Rtblr. niedriger, als im Jahre 1859. Cs laäßt fi aber noch eine 
bedeutende Erfparniß bei dieſem Titel erwarten, wenn man berüdfichtigt, daß 


bie etatsmäßige Zahl der Strafgefangenen. . . 00. 26,804 

beträgt, während ber Beftand an un 81. 

ber v. 59 | Beer er 4 4 2. 28,888, 
alio 3,416 

weniger betrug. 


Es ift ein erfremliches Zeichen, daß bie Zahl der Sträflinge jeit mehreren 
Sahren ftetig abnimmt. 
Diefelbe hat ibre größte Höhe ult. 1856 — mit.206,266, 


fie war bis ult. 1857 gefallen auf. . . ee een MOON, 
und beizug ult. 1858. . - 2 2 0 2 0 0 een nn _« 28,388, 
alıo 1,516 


weniger als zwei Jahre früher. 

In demielben Maße, in weldem nod bis zum Sabre 1857 incl. bie 
wirflihen Ausgaben für die Straf-Anftalten bie etatamäßig bafür ausgelep- 
ten Summen überftiegen, find jeit dem Jahr 1858 Erfparniffe gegen bem 
Etat eingetreten. 

&s betrugen nach dem Etat pro 1858 im DOrbinarium bie Ausgaben 

2,178,192 Rtpir,, 
im @rtraorbinarium zur von Etate · Ueberſchrei⸗ 
tunggge.. .. 18000 ⸗ 
—* 2,308,192 Athir., 
die wirflihen Ausgaben Dagegen . » » 2 2... 1,959.912 «+ 


Es ift folglich eripart - . . » 346280 Nıblr., 
mooon aber ber Minder»Arbeitöverbienft — daten wäre. 

Der Etat pro 1859 fept au . » 2. 2.» 2,215,208 Rtihlt., 
die Ausgabe incl. Reft- Ausgaben betug. . » » » . 1835,972 » 
folglih eripart . . . . „0. 379,236 Rihlt., 


wovon ebenfalls ber Minder-Arbeitöverbienft ph. 

Was nun die Etrafanftalten betrifft, für welche im dreijährigen Turnus 
diesmal ein neuer Etat aufgeftellt iſt, nämlih Graudenz, Peln. Krone, For⸗ 
don, Naugard, Pilchowitz, Lichtenburg incl. der Filia-Anftalt Zeig und Halle, 
fo bat fi in dieſen ber jährliche durchſchnittliche Arbeits Berbienft von 15 ,,Rthirn- 
auf 16%, Rtblr., alfo um 1,%, Rtbir. erhöht. Gleichzeitig find aber bie 
Koften für die Dekonomie und die häuslichen Bebürfniffe von 47,% Rtbirn. 
auf 47,1%, Rthlr., alfo durſchſchnittlich um „, Rthlr. pro Kopf gefallen, jo 
daß nur noch ein Zuihuß ven 30,%, Rthlrn., alfo um 2 Rthlr. weniger als 
nad dem früheren Etat, zum Arbeits. Berdienft nothwendig ifl, um den Aufs 
wand für die Defonumie zu beden. 

Immerhin bleiben noch große Unterichiede befteben. Während ber jübr- 
liche Arbeiteverdienft in Graudenz nur 18 Rthlr. ausmacht, beträgt berjelbe 
in Halle 25%, Rthlr., während der Aufwand für die Oekonomie in Lichten- 
burg, wo siemlid bedeutende Ländereien von der Anjtalt bewirthſchaftet wer 
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id den, nur 40, Rthlr. jährlich pro Kopf beträgt, wird hierzu in Pildowig 
52 Rthlr. gebraudt. 
Es find im Ganzen nach Abzug von Naugard an 
lählihen Koften erfpart . . . . . . 38,880 Rthlr. 
Dagegen treten hinzu: 
Der Mehrbedarf der neuen Strafanftalt zu An« 
flam nah Abzug der Eriparniffe bei Nau⸗ 
gard .. » + 7142 Rthle. 
Für das. Gentral«» Geiangniß zu 
Kottbus216464,000 » 
Summa 23,142 — 
Bleibt Erſparniß an jühlihen Ausgaben . . 7 15,238 Rıblı. 
Erjparni an Gehältern für eingezogene Stellen 
unter Berüdfihtigung der Anftellung eines 
Hüulfs · Geiſtlichen in Lichtenburg mit 300 Rthlr. 
und der Erhöhung der Remuneration für 
die Merzte in Halle und in der Stadt« 
voigtei um 250 Kıble.. - . 2» 2 2.8612 » 
6“ bleibt daher im Ganzen erjpart wie oben . 18,850 Rihlt. 

Das Eentral-Gefängniß zu Kottbus ift aus Fonds der Zuftiz- Verwaltung 
erbaut zur Bollftredung der Gefängnißftrafen für 250 Gefangene, und ift an 
das Reſſort des Minifteriums des Innern zur Verwaltung übergeben. Die 
jährlichen Koften find überſchläglich mit 64 Rthlr. pro Kopf angenommen, 
da ein Spezial⸗Etat noch nit hat aufgeftellt werden können, Eine Minder 
Ausgabe bei dem Etat ter Juftize Verwaltung erſcheint noch nicht im Etat, 
da die KriminalsKoften mach der Fraktion der Vorjahre berechnet find, und 
es an jedem Anhalt fehlte, die Durdy Die Benugung des Gentral-Gefänznifjes 
in Kottbus und Nebergabe defjelben an das Minifterium des Innern erwach⸗ 
fenden Minder-Ausgaben überſchläglich zu berechnen. 

Im Hauje der Abgeordneten war in der verjährigen Seſſion die Reſo— 
Iution angenommen, Daß die Anwendung des Spyitems der Einzelhaft auf dem 
Wege der Gejepgebung geregelt werden müſſe. 

Die Staatsregierung hatte ſchon im früheren Seifionen und auch da— 
mals erflärt, daß es ihr bisher noch an den nöthigen Eıfabrungen fehle, um 
einen derartigen Geiep-Entwurf in Vorſchlag zu bringen. Auch jept babe fie 
wenigftens noch die im Jahre 1859 im Zellen-Gefingnip in Moabit gemad- 
ten Erfahrungen benugen wollen, und da auch Dieje ſehr zu Gunſten des 
Syſtems der Einzelhaft geſprochen hätten, jo ſeien jepe über einen Gejep« 
Entwurf, betreffend die Strafvollftredung durch Einzelhait, bei dem Staats- 
Minifterium bereits feir einiger Zeit Verhandlungen im Gange, und ſiehe zu 
erwarten, daß noch im Laufe dieſer Seffion von dem Ergebnijje derjelbin dem 
Abgeorbnetenhauje nähere Mittheilung zu machen fein würde. 


Tit. IX. Für Wohlthätigkeitsézwecke. 

Schon in ber gegenwärtigen Gejfion ift eine Petition um Erhöhung der 
Fonds zur Unterftüpung hülfsbedürftiger Veteranen aus den Jahren 1806—15 
ım Abgeorbnetenhauje berathen, und über Diefelbe zur Tages» Ordnung über» 
vegangen. Es wurde in der Kommijfion angeführt: „Es ſcheine bier aber 
der richtigere Ort, Tieje Angelegenheit zur Sprade zu bringen. Bon der im 
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Etat ausgejegten Summe von 49,900 Rthlr. könnten nur etwa 4000 Beteranen 
eine fortlaufende Unterftüpung von 12 Rthlr. jährlich erhalten, Es ſeien aber 
in der ganzen Monardyie noch etwa 40,000 hülfebedürftige Veteranen vor 
handen, bie feinen Anipruh auf Invaliden-Gehalt geltend maden könnten. 
Es ſei richtig, daß die Staatskaſſe an alle diejenigen ehemaligen Krieger, 
welde eine Verwundung ꝛc. nachweiſen fönnten, mit dem eijernen Kreuz 
deforirt wären ꝛc., ein fortlaufendes Invaliden» Gehalt gebe. Es jei aber in 
fehr vielen Fälen für die Leute gar nicht mehr möglich, nachzuweiſen, daß 
fie im Kriege verwundet jeien, da bie betreffenden Lazareth-Akten verloren 
gegangen, und Zeugen nicht mehr am Leben oder aufzufinden feien. Aber 
auch jelbft da, wo ſolche Anjprühe nicht vorhanden ſeien, machte es einen 
traurigen Eindrud, wenn man bie mit der Kriegs ⸗Denkmünze geſchmückten 
Beteranen die Mildthätigkeit Fremder anſprechen ſehe. Die Pflicht der Dankbar⸗ 
feit fordere den Staat auf, diejenigen, die ihm mit unerhörten Anftrengungen 
bie Freiheit von der Fremdherrſchaft errungen hätten, nicht im Alter darben 
zu laffen. Aber aud wenn das Vaterland zu neuen Kämpfen berufen wäre, 
würbe ed bie jungen Soldaten zum Muthe anjpornen, wenn fie wüßten, daß 
fie im Alter nicht mit ber North zu kämpfen haben würden. Die Privats 
Unterftügungen "jeien unzulänglih. An dem Invaliden« Fonds der Militaire 
Verwaltung für Unteroffiziere und Gemeine würden jährlich dur den Tod der 
penfionsberedhtigten Beteranen einige zwanzig Taujend eripart. Es ſei daher wohl 
nicht zu viel verlangt, wenn man wünſche, daß die im diefjeitigen Etat aus— 
geiepte Summe künftig verdoppelt werde. 

Bon anderer Seite wurde dagegen die Feithbaltung an dem von der 
Budget⸗Kommiſſion als Regel aufgeftellten Grundjage, keine Mehr- Ausgaben 
zu empfehlen, feitgebalten. Es jei aber um jo weniger ein Grund hierzu 
vorhanden, als die Staats-Kegierung vielfah das Bedürfniß erkannt habe, 
und ſich nicht zweifeln laffe, daß fie eine Erhöhung dieſes Bonds jelbft be» 
antragen werde, jobald fie Mittel dazu fände, 

Bon Seiten des Regierungs-Kommiljarius wurde nod hinzugefügt, daß 
über diejen Gegenftand zwiſchen den Minifterien ſchon Verhandlungen ſchwebten, 
und mit Bezug hierauf wurde von einem zu ftellenden Antrage Abftand ge» 
nommen. 

Dem in der Kommiſſien im vorigen Sabre geäußerten Wunſche, daß bei 
Borlage des nächften Etats eine jpezielle Nachweiſung der unter Poſ. 1, ent» 
baltenen Zuſchüſſe zu Armen und Wohlthätigfeits-Anftalten vorgelegt werde, 
ift entiprochen, indem dieſe Ueberfiht unter Geite 138 bis 144 dem Etat 
beigefügt iſt. Es fanden fi) feine Ausftelungen dagegen zu maden, 

Tit. = Vermiſchte Ausgaben für die Verwaltung des Innern 
und für Die Polizei«Berwaltung. 

Der Fonds zu allgemeinen polizeilihen Zweden Seite 146. der Anlagen 
Kolonne 2. ift feit einer Reihe von Jahren in beftändigem Steigen, 

Er ift 

1856 um . 2». . 1,978 Rıblr, 
1857 um . . 2... B3l6 » 
1858 um . .» » 9,079 ⸗ 
1859 um . 2...» 6276 = 
1860 um . . 2.2.7535 =» 


eftiegen. 
geftieg PR 
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Der Regierumgs » Kommiffarius gab die Auskunft, da ber Mehrbedarf 
bei diefem Fonds bauptfählih feinen Grund darin habe, daß bei ber jebei- 
maligen Etats. Regulirung von bem Regierungen bie Koften für die Unter 
bringung ber nad $. 42. des Strafgeſetzbuches unter Sreilpredung von 
Strafe in Beilerungs-Anftalten detinirten jugendlichen Berbreher nad Maße 
gabe der Kraftion auf bie betreffenden Etats gebradht werben. Eine Erhöhung 
biefes Fonds finde baher nur nah Maßgabe bes wirklich, eingetretenen Bes 
dürfniffes ftatt. 

In Kolonne 4, S. 147. der Anlage, Ausgaben zu verſchiedenen Zwecken, 
iR eine Ermäßigung um 500 Riblr. eingetreten durch Herabſetzung bes ber 
Stadt Siegen, Regierungs-Bezirt Arnöberg, zur Verzinfung und Abbürbung 
ihrer Schulden bewilligten jährlihen Zuihuffes von 2,500 Mtblr. auf 
2,000 Rıblr., welder Zuſchuß diefer Stadt in Rüdfiht auf die Berhältnifie 
berieben no auf drei Jahre zugeftanden worden if. Sonft haben aud 
beim gegenwärtigen Etat Teine weſenlichen Beränberungen bei biejen Aus 
gaben eintreten fönnen. 

Poſ. 2. und 3,, die Dispofitiond-Fonds für die Berwaltung bes Innern 
mit 14,000 Rtblr. und für vie PolizeisBerwaltung mit 30,000 Rihlr., find 
unverändert geblieben. 


Zit. XI. Für die Regierungd-Amtsblätter und bie damit ver- 
bundenen öffentliden Anzeiger 


bat fi) die Ausgabe um 1,005 Rthlr. vermindert, nämlihd um 633 Rthlr. 
durch anderweitige Beftiegung bee Remunerationen für Beſorgung ber Amts 
blatt»-Gefchäfte, melde in Folge der unter Tit. IV. der Einnahme gedachten 
veränderten Einrihtung ftattgefunden hat, und um 372 Rthlr. burd bie 
durchſchnittliche Erhöhung und Verminderung ber Ausgaben in denjenigen 
Regierungd- Bezirken, in welchen bie Etats im Jahre 1860 erneuert find, 

Es wird mithin beantragt: 


Zit. VIII. der Ausgaben mit. » » . .  . 2,196,358 Rthlr. 
fit. IX, »- ⸗ 2 nen. 2158 = 
fit. X » . ee 2 2 2.2... 1933998 ⸗ 
ı. Lo 2.22.2222: 2006 -» 


zu genehmigen. 


Abſchnitt B. 
Ertraordinaire Ausgaben. 


Tit. I. 80,000 Rthlr. zum Ankauf und zur Einrichtung bed Hau— 
fes Unter den Linden Nr. 72. 


Die Kommilfion hält den ſchon geichehenen Ankauf biefes Gebäudes, ohne 
die vorherige Zuftimmung bes Landtages, zu den bamit verbundenen Ausga= 
ben nad ben Seite 159. ber Anlage gegebenen Erläuterungen für geredht« 
fertigt, und empfiehlt daher dem Hauje nachträglich, die geforderte Summe zu 
bemilligen. 
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Der Regierungs-Kommiffarius theilte noch mit, daß das Haus Unter den 
Linden Nr. 68. mittlerweile für den Anfaufspreis von 68,000 Rtbirn, wieder 
verkauft wäre, jo daß der Staatsfaffe fein Schaden durch die Erwerkung 
dieſes Grundſtückes erwachſen ſei. Da fid) 51,000 Rtblr. eingetragene Schuls 
den barauf befünden, jo würden 17,000 Rtblr. zur Bezahlung des Kaufgel- 
bed, resp. zur Ginrihtung des Hauſes Nr. 72. Unter den Linden, disponibel 
bleiben, die den geforderten 80,000 Rtblen. binzutreten. Das Gebäude Nr, 32, 
in ber Zindenftraße, in welchem ſich jept das ftatiftiiche Büreau befindet, würde 
wahrſcheinlich nicht verfauft, ſondern es würde an ein anderes Reſſort abge 
treten werben. 


Eit. II. — für die PoligeioAnwaltfHaften 
che 30,000 Rthlr. 
Diefer Fonds iſt aud noch ferner erforderlich, da die Negelung biejer Anger 
fegenheit von der Negelung der Gemeinde-Geieggebung und resp. ber über 
die öbrigfeitliche Polizeigewalt abbänge. Die Staats:Regierung fei jedoch in 
dieſer Diät noh nit in der Sage, mit Vorlagen vor den Landtag zu 
treten. . 


Tit. II. Für die Errihtung einer Straf-Anftalt in Mewe 


(legte Rate) . . - 2.0. 40,000 Rthlr. 

Für ben Ankauf des Sctoffer in ı Mewe * zur Einrichtung deſſelben 
ale Straf-Anſtalt find im Etat pre 1856 nur 60,000 Rthlr. Kaufgeld und 
80,000 Rtblr. Einrihtungsfoften beaniprudt. Man beabfichtigte, mit leptes 
rer Summe nur dem dringendften Bebürfniffe abzuhelfen, um der Ueberfüllung 
der Straf«Anftalt in Graudenz ſchleunige Abbülfe gewähren zu können. Mit 
ber jegt im Ganzen bewilligten und für dies Jahr geforderten Summe von 
120,000 Rtblrm. joll der Bau in einer vollftindigeren Weile, als es zuerft 
beabfihtigt war, vollendet werden. Dadurch ftellt fi der ganze Koftenaufs 
wand incl. des Kaufgeldes auf 180,000 Rthlr., was für eine Straf-Anftalt 
von 1000 Köpfen immerhin nod verhältnißmäßig eine geringe Summe ift. 

Zu dem Bau eines Arrefthaufes in Bonn, zu welchem im vorigen Jahre 
20,000 Rthlr. bewilligt waren, ift in diesjährigem Gtat feine neue Summe 
binzugetreten, da im vergangenen Jahre mit bem Bau nit hat begonnen 
werben fönnen, weil bei den erniten kriegeriſchen Ausfichten, welche bald nad 
Erſcheinen des Allerhöchſt beftitigten Staatshaushalts-Etats eintraten, und 
denen bald darauf aud die Anordnung zur Mobilmahung folgte, von 
Eeiten des Finanz. Minifters das Zurüdftellen aller noch nicht in Angriff ger 
nommenen und nicht ganz unvermeidlih nothiwendigen Staatebauten vorläus 
fig bis zum Jahre 1860 in Anjprud genommen wurde, Die pro 1859 bes 
willigte Summe genügt, um den Bau in dieſem Jahre zu beginnen. 

Die Kommilfion empfiehlt: 


die ertraorbinairen Ausgaben 
zit. L mit. . 2 2 2 02 202 0.0. 80,000 Riblr., 


ae RR: = 
ED 11 RER — 


zu bewilligen. 
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Bei dem Abſchnitt C. Staats-Nebenfonds findet die Kommilfion nichts 
zu erinnern, 
Berlin, ben 28. März 1860. 


Die Kommiffion zur Prüfung des Staatshaushalts- 
Etat pro 1860. 


Freiherr v. Schleinig (Chodziefen) [Stellvertreter des Borfigenden]. 
9. Tettau (Beriterftatter). Elotten. Yacob. Peterfon. Cello 
Dr. Schubert. Dr, Eckſtein. Weſtermann. Gamradt (Tilfit). 
Freiherr 9. Soverbed. v. Stockhauſen. v. Leffing. Stein. 
W. Werld. Taddel. Ottow. v. Maesfeld. Karſten. Borfche, 
Zumloh (Münfter). 9, BetbmannıSollweg (Bromberg). Oſterrath. 
2. Bethmann⸗HSollweg (Bolmirſtedt). Kühne (Erfurt), Mebrend 
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Bericht 


der 


Kommiſſion zur Prüfung des Staatshaushalts-Etats 
über den Etat der Verwaltung für Handel, 
Gewerbe und Bauwefen pro 1860. 


(Sinnabmen: Staatshaushalts-Etat S. W. Kay. 15. Tit. 3. Ausgaben: Staatshaut- 
halts · Etat ©. 48. Kap. 38. Tit. 1-9. und ©. 58. Kap. 9. Tit. 13. 
Unlagen zum Staatsbaushalts-Etat Br. IN. S. 1—49.) 


Di: Form tes Spezial-Etats ift gegen die des Vorjahrs unverändert geblie- 
ben. Das Grgebniß des Etats ftelle fi im Allgemeinen dahin, daß ger 
gen den Etat des Vorjahrs die Einnahmen mit einem Mebr von 1,686 Rihlrn. 
19 Egr. 4 Pf., überbaupt mit 56,917 Ntblem. — Sgr. 2 Pf., die dauern⸗ 
den Ausgaben mit einem Mebr von 41,547 Neblm. 9 Sgr. 1 Pf., über 
haupt mit 5,516,276 Rıblm. 21 Sgr. 7 Pf, die außerordentlichen Aus— 
gaben dagegen mit einem Weniger von 915,000 NRtbirn., überhaupt mit 
1,560,000 Rthlrn. abſchließen. 


Einnahmen. 


Die Steigerung der Einnahmen hat ihren Grund theils in den erhöh— 
ten Beiträgen einzelner Korporationen zur Unterhaltung der Land- und 
Waſſerſtraßen, theils und hauptſächlich in der eingetretenen höheren Vermie— 
thung umd Verpachtung verjchiedener fisfaliider Grundſtücke, wie dies im 
Beilage A. zu dem Epozial» Etat Seite 18— 20. des Näheren nachgewie— 
fen ift. — 

Die auf Seite 20. ebenonjelbft sub Nr. 9a, aufgeführten Schifffahrts— 
Gebühren im Berrage von 788 Rtblen. erjheinen in dieſem Sabre zum 
erften Male auf dem Staatsbaushalts»Etate zugleih mit den aus ihnen be 
ftrittenen Ausgaben für Bedürfniſſe der Schifffabrts- Kommiffion in Swine— 

1 


3 


münde (Zulagen. zu den Beamtengehältern, Büreaufoften ꝛc.), welche in ber 
{hen ermähnten Anlage A. Seite 21—23. und zwar: 


zu Tit. III. REEBE  e 140 Rihlrn. 
Pe A ee RR 
Pe — — en ee eat ES 
Pr — — Be 6 » 


Zuſammen mit 1,148 Rthlrn. 
ſpeziell nachgewieſen find. Dieſe Schifffahrts-Gebühren floſſen bisher in 
einen beſonderen Fonds, welcher bei der Regierung zu Stettin verrechnet und 
für die bezeichneten Zwecke verwendet wurde, ohne daß Ablieferungen aus 
demſelben an die Staatskaſſe jtatıfanden. Da der veraltete Tarif, nach wels 
hem dieje Gebühren erhoben wurden, in mehreren Punkten mit den Bors 
fhriften der neueren Gejepgebung nicht mehr vereinbar gefunden wurce, jo 
bat, wie der Negierungs» Kommiffarius erläuterte, die Staats» Regierung ſich 
in der Nothwendigteit gejeben, eine anderweite Negulirung dieſer Gebühren 
eintreten zu laflen. Demgemäß ift ein neuer Tarif für diefe Gebühren er- 
laffen und dabei zugleich unter Aufbebung der bisherigen anomalen Einrich—⸗ 
tung, wonach diefelben einem bejonderen Fonds zuflojien, für angemefjen ers 
achtet worden, die Scifffahrts-Gebühren, ſowie die aus denfelben feither be» 
ftrittenen Ausgaben auf den Staatähaushalts- Etat zu übernehmen. Wenn 
biefelben, wie die oben mitgetheilten Zahlen ergeben, jegt nicht mehr aus» 
reihen, um die Ausgaben, für welche fie bieber beftimmt waren, vollftändig 
zu deden, jo bat dies feinen Grund darin, daß bei der neuen Regulirung des 
Tarifs mehrere Pofitionen der Gebührenfäge eine nicht unerhebliche Reduktion 
felitten haben. 

Die Kommilfion beantragt: 

Die Einnahme (Kap. 15. Tit. 3. des Haupt-Etats) auf 
56,917 Rthlr. 
feftzuftellen. 

Die ante lineam verzeichneten Rückeinnahme-Fonds find nad dem 
dreijährigen Durchſchnitt 1856/58 veranjhlagt und weiſen zujammen eine 
Einnahme von 62,000 Rthlrn. nad, mithin gegen die Einnahme des Bor« 
jahres von 71,100 Rthlrn. ein Weniger von 9,100 Rthlen. 


Dauernde Ausgaben. . 


Zit. I. Perſönliche Ausgaben bei dem Minifterium. 
Im Ganzen ergiebt diefer Titel gegen den Etat des Vorjahres 
eine Mehr-Ausgabe von . . - 2. . 7780 Rthlrn. 
und daneben eine Minder- Ausgabe ı vn... 350 » 


zufammen aljo eine Mehr-Ausgabe von - » » . . . . 7,430 Rtblen. 
Die Mebr-Ausgabe bildet ſich im Einzelnen aus folgenden Pofitionen: 

a) bei Pof. 1. (auf Seite 5. des Spezial-Etats). . . 50 Rthlr. 

Dies Mehr rührt daher, daß der dritte Beamte des Central» Bureaus, 
welcher mit den Regiftratoren der Abtheilungen II., II. und IV. rangirt, in 
feiner Anziennität von einem Gehalt von 950 Rthlrn auf 1,000 Rthlr auf 
gerüdt ift. Der bierburh bei Poſ. 1. hervortretenden Mehr+ Ausgabe von 
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50 Rthlrn. entipridt eine gleich hohe Minder» Ausgabe bei dem Bejoldungs- 
Fonds ber übrigen Erpeditions-, Kalfulatur« und Regiftratur-Beamten (Poſ. 2. b). 
Dem von der Budget- Kommiffion im vorigen Jahre ausgejprocdhenen 
Wunſche, daß der zweite Beamte des Gentral-Bureaus, welder von der Poft« 
Verwaltung berübergenommen war, mit feinem ben Normaljag überfteigenden 
Gehalts-Betrage von 1,400 Rthlrn. pro 1860 wieder auf den Etat ber Pofte 
Verwaltung gebradht werben möge, hat, wie der Regierungs- Kommiljarius 
mittheilte, um deshalb nicht entiprodhen werden fünnen, weil dieſer Beamte 
mit Geſchäften der Poft- Verwaltung jegt nicht mehr bejonders betraut ift. 
Dagegen glaubt die Etaatd-Regierung ten Wunſche der vorjährigen Kom 
miſſion doch infofern Rechnung getragen zu haben, daß fie den den Durch— 
ſchnitte⸗Normalſatz von 1,050 Rthlrn. überfteigenden Theil des Gehalts jenes 
Beamten, nämlih den Betrag von 350 Rthlirn., in die Kolonne „künftig 
wegfallend“ gebradt hat. Mit Rüdfict bierauf eradhtete die Kommilfion das 

frühere Monitum für erledigt. 
b) Bei Poſ. 2.0. (S. 7. des Epezial-Gtate) mehr. . 130 Rthlr. 

Diefe Mehr- Ausgabe ift dadurch entjtanden, daß das Gehalt des Haus« 
dieners von dem durchaus unzulängliden Betrage von 120 Rthlrn. bis auf 
ten bei Ten übrigen Minifterien ſchen feir längerer Zeit zur Anwendung 
gebraten Normaljag von 250 Rthlrn. erhöht werden mußte. 

c) Bei Pol. 4. (©. 7. des Spezial⸗Etats) mehr . . 7,600 Rthlr. 

Diefer Erhöhung det Fonds zur Kemunerirung ven Hülfsarbeitern ent 
fpridht eine Nerminderung des Fonds zu ſächlichen Amtsbebürfniffen (Zit. II. 
Poſ. 1.) in gleihem Betrage, 

Die bisher in tem Etat fters feftzehaltene wechſelſeitige Ueberrragbarkeit 
ber beiden erwähnten Bonds hatte, weil fie dem Grundjag der Trennung 
ber perlönlihen von den jählihen Ausgaben widerftreitet, die Budget» Koms 
mijften im vorigen Fahre zur Aeußerung bes Wunjches veranlaßt, daß bie 
beiden betreffenden Pofitionen im nächſten Etat ihren wirklichen Bedürfniffen 
nad, den bisherigen bejonderen Durchſchnitts-Ausgaben entiprechend, normirt 
werden und die Mebertragbarfeit bamit alsdann aufhören möchte. 

In Folge diejer Wunfhäußerung ift tie anderweite Normirung der beis 
den Fonds unter möglidhfter Berüdfihtigung der Durchſchnitts-Ausgaben vor« 
genommen worden in der Weife, wie der gegenwärtige Etat dies ergiebt. 
Wenn deſſen unerachtet auch jept noch die Hebertragbarfeit beider Fonds feft- 
gehalten ift, jo hat nad der Angabe des Regierungs-Kommiſſarius dazu die 
Erwägung geführt, daß die Bebürfniffe des Hülfsarbeiter-Fonds, aus welchem 
fämmtlihe nicht etatsmäßige Beamten, namentlich aud die Regiftratur- und 
Kanzleis-Diätarien, fowie die Hülfs-KRanzleidiener zu remuneriren find, (Tit. L. 
Pof. 4.) niemals mit folder Eicherheit im Boraus veranfhlagt werben fün« 
nen, daß nicht im gar vielen Fällen beträchtliche Mehr» Aufwendungen als 
unabweislich hervortreten.. Zur Bermeidung von Etats-Meberichreitungen 
müſſe es deehalb als wünſchenswerth erachtet werben, vie Mebertragbarfeit 
jenes Fonds durch einen andern dazu geeigneten Fonds zu ftatuiren. Der 
Eonds Tit. IL Poſ. 1. erſcheine aber zu diefem Zwede am eheften geeignet, 
weil beide Fonds uriprünglid nur einen Fonds gebildet hätten und weil zum 
Theil die auf diefelben angewiejenen Ausgaben, z. B. die Kopialien (Zit. L 
Poſ. 4. sub b.) einer» und die Reije- und Berfegungsfoften (Tit. II. Pof. 1. 
sub a.) andererjeitö ven der Art wären, daß fie faft mit gleichem Rechte den 
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perjönlichen wie den jädlichen Yusgaben zugerechnet werben fünnten. Dazu 
komme, baf die aus. bem Fonds für jächliche Amtsbebürfnifje (Tit. IL Poſ. 1.) 
zu 'beftreitenden Ausgaben weit eher augemeflen zu beidränfen oder anderweit 
zu übernehmen feien, wenn der Fall eintrete, daß ein Theil jenes Fonds zur 
Dedung einer Inſuffizienz bei Zit. L Poſ. 4. in Anſpruch genommen wer 
den jollte. 

Die Kommilfion fand nach dieſen Erläuterungen feinen Grund, den Ges 
genftand für jegt weiter zu verfolgen. 

Den voritehend erörterten Mehr- Ausgaben gegenüber bat ſich bei folgen» 
den Pofitionen eine -Minder: Ausgabe ergeben: 

a) Bei Poſ. 2.b. (Seite 5. des ES pezial-Etats) zunächſt 50 Rtblr., 
wie dies bereitd bei der emtipredyenden Mehr » Ausgabe der Pol. 1. erläus 
tert ift. 

b) Bei derjelben Pofition ferner 300 Rthlr. in Kolge des Todes eines 
Aktenhefters, defien Gehalt von 300 Riblen., weldes bisher als „künftig 
wegfallend“ bezeichnet war, nunmehr in Abgang fommen mußte. 

Die Kommiſſion beantragt: 
die Gefammt- Ausgabe bei Tit. I. (Kap. 38. Tit. I. des Haupt- 
Etats) mit 150,200 Rihlr., darunter 550 Rthlr. „künftig weg« 
fallend,‘ 
zu genehmigen. 


Tit. I. Sächliche Ausgaben bei der Minifterials Verwaltung. 


Die bei diefem Titel herwortretende Minder-Autgabe von 7,600 Ntblrn. 
ift durch Uebertragung auf Tit. I. entftanden und dort (bei Pof. 4.) er- 
läutert. 

Die Kommiſſion beantragt: 

die Gefammt-Ausgabe des Tit. II. (Kap. 38. Tit. II. des Haupt» 
Etats) mit 19,333 Rtbir. 
zu genehmigen. 


Tit. III. Periönlihe Ausgaben für das bautehniihe Beamten« 
Perjonal und die Hafen: und Scifffabrts- Beamten. 

Die Unterabtheilung A. diejes Titels weiſt bei Poj. 5. Seite 9. des 
Spezial: Etats) ein Minus von 50 Rihlrn. nad, daſſelbe ift nach ver auf 
Seite 20. der Anlage A. gegebenen Erläuterung Folge der Erledigung einer 
ber älteren Regierungs- und Baurathoſtellen. 

Bei der Unterabtheilung B. dieſes Titels „an perjönlichen Ausgaben für 
Beamte der Handeld» und Gemwerbe-Berwaltung‘ findet fih (Seite 11, des 
Spezial-Etats) eine Mehr-Ausgabe von . . » .„ » .„ 11,727 Rtblen., 
beögleihen bei der Unterabtheilung C. an periönlihen Ausgaben für 
Beamte der Bauverwaltung mit Ausihluß der Ehauffee-Aufieber und Wärter 
eine Mehr⸗Ausgabe on . . » . . . 31,030 Riblım. 27 Sgr. 6 Pf. 
- zum Etat gebracht, wogegen die im vorjäbrigen Etat sub E. ausgemorfene 
Pauſchſumme zur Aufbefferung der Bejoldungen- der Unterbeamten mit 

12,000 Rihlr. 
jept in Wegfall gekommen iſt. 
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Die ſpezielle Nachweiſung der die vorfiehenden Summen bildenten Mehr« 
und Minder-Ausgaben befindet fi in Anlage A. des Spezial-Etats Seite 20. 
bis 23, Soweit es fid hierbei nicht um die ſogleich noch näher zu erwähnen» 
den Sold» Aufbefferungen verſchiedener Beamten» Kategorien bandelt, find die 
Mebr-Auszaben dieſes Titels zumeift Folge der Neugründung mehrerer Schiff» 
fahrts-Beamten-Etellen, infonderbeit einer Anzahl von Zoetjen-Stellen in der 
Provinz Pommern. Wenn bei Pof. 7. anf Eeite 21. der Anlage A., wo bie 
Mebr-Ausgabe von 7,056 Rthlin. zur Errichtung von 2 Obers?ootjen»-Stellen 
und von 22 ootjen-E tellen zu Kleinsgider und Thießow erläutert wird, bes 
merkt ift, daß tie früher dieſen Leotfen gezahlten Gebühren zur Staatskaſſe 
eingezogen und bei der Steuer« Berwaltung berechnet werden, fo hat ed der 
Kommilfion auffallen müffen, daß in dem Etat der indireften Steuern an der 
betreffenden Stelle (cf. Anlagen zum Staatshaushalts-Etat Band II. Seite 94.) 
eine entiprediende Mehr-Einnahme ſich nicht vermerft finder. 

Der Regierun 3:Kemmiffarius bemerkte, daß, wenn der Zugang der frage 
lichen Gebühren, welde im Durchſchnitt der drei Jahre 1856/58 3,500 Rihlr. 
betragen bätten, in dem Haupt» Etat auch nicht jpeziell hervertrete, deffenuns 
erachtet dieje Gebühren in ven Epezial-Erars der Haupt-Zollämter Etralfund 
und Wolgaft neu zur Soll» Ginnabme geftellt jeien. Die Kommiſſion nahm 
bieraus Beranlafjung, den Wunſch auszujpreden, das diefer Cinnabmer-Zugang 
au im dem fpäteren Haupt» Etats der Eteuer- Berwaltimg erſichtlich gemacht 
werden möge. 

Was nun die ſchon gedachten Sold-Aufbeſſerungen anlangt, jo batte, 
da nad den damaligen Grflärungen der Staats-Regierung die definitive Vers 
theilung des zur Verbefjerung der Bejoldungen der Unterbeamten beftimmten 
Pauihquantums von 12,000 Rthlrn. in dem Gtat pro 1859 noch nicht bes 
wirft werden fonnte, die Budget-Kommiſſion im vorigen Sabre fih darauf 
beichränft, ten Wunſch zu äußern, daß Diefe Regelung pro 1860 erfolgen 
möge. Die Staats-Negierung hat dieſem Wunſche dur den gegenwärtigen 
Etat entiprochen. Cine Prüfung der in Anlage A. Seite 20— 23. enthal⸗ 
tenen desfallfigen Pofitionen ergiebt folgendes el 

Es ſollen verwendet werden: 


a) zu Gehalts» und Soldaufbefferungen bei den Beamten und Unter- 
Beamten der Handels und Gewerbe » Verwaltung (Tit. III. B.), 
insbefondere zu‘ Soldzulagen von meiltens 25 resp. 50 Rthlrn. 
für 72 Eee-Lootjen (efr. Eeite 21. Po. 2.) 3,486 Rıhlr. — Sgr., 
wovon jedod die dieſen Lootſen ſeither ges 
währten, bei Zit. IV. A, etütsmäßigen 
Kleidergelder (cfr. Seite 24. Poſ. 8. 

‚und 9.) mit zufammen . ! 2 2. . 547 » 2 » 
in Abzug kommen, jo daß nur ein Mehr 


DM een 2ER TE. 8 Sgr. 
‚ verbleibt; . 

b) zur Aufbefjerung der Befoldungen der Unterbeamten der Bauver 
waltung mit Ausnahme der Chauffee » Aufieher und Wärter 
(Zit. II. C) nad der Erläuterung auf Seite 24. Poſ. 22. 

27,867 Rthlr. 27 Sgr. 6 Pf. 
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Uebertrag. 27,367 Rihlr. 27 Sgr. 6 Pf. 


Indeß kommen von biejer 


Summe wicderum folgende Pofi- 
tionen in Abzug: 


1) die Diejen Beamten» Kate 
gorien aus Tit. IV. B. jeit- 
ber gewährten Kleidergel— 
ber (cfr. Seite 24. Po. 13.) 
mit . . . 1,400. 23. 
die aus dem 
Ruhrſchifffahrts⸗ 
Fonde ( Tit. V.b) 
den betreffenden 
Unter⸗Beamten 
ſeither gewährten 
Soldoerbeſſe⸗ 
rungen (cfr. ©, 
25. Poſ. 6.) mit 
ein Theil der den 
Unterbeamten der 
Bauverwaltung 
bisher aus Bau» 
fonds gezahlten 
Zagegelder mit 
etwa . 10,800. —, 
um melden Berrag jept 
der General » Baufonds 
(Tit. V. d.) vermindert ift, 
zulammen aljo . . 

fo daß hiernach das für bie 
Gehalts » Aufbefferung der 
Unterbeamten der Bauver- 
waltung verwendete Plus 
ſich bis auf ben Betrag 
von 

rebugirt. 

Werben hierzu die obi⸗ 
gen für bie Unterbeamten 
ber Handeld- und Gewerbe» 
Verwaltung mehr. verwen« 
beten 4 
gerechnet, ſo ergiebt ſich ein 
Geſammtbetrag von 
welcher an die Stelle der 
vorerwahnten, jept in Weg⸗ 
fall gekommenen Paufd- 
fumme,von . 2 2.2. 
getreten ift. Die Differenz von 


— 


885. — 
3 


— 


13,085 Rthlr. 23 Sgr. — Pf., 


14,282 Ntblr. 4 Sgr. 6 Pf. 


298: 8. — 


17,220 Rthlr. 12 Sgr. 6 Pf., 


1200 » — + 


5,220 Rthlr. 12 Sgr. 6 Pf. 


bezeichnet diejenige Summe, welche für die Soldaufbefje- 
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rungen der fämmtliden bezeichneten Beamten » Kategorien 


in diefem Fahre effektiv mehr als im Borjahre verwendet 


werden jell. 

Die Kommitfion konnte fih nicht verfagen, vielen bei der ſchwierigen 
Finanzlage des gegenwärtigen Zahres immerhin anerfennenswerthen Fortſchritt 
auf der Bahn der allſeitig als nothwendig anerkannten Verbeſſerung der 
Beamten» Gehälter zu konſtatiren. 

In welder Weije die vorgebadhten 27,867 Rthlt. 27 Sgr. 6 Pf. zur 
Verbeſſerung des Dienfteintommens der Unterbeamten der Bauverwaltung 
(mit Aueſchluß der Chauffees Aufieher und Wirter) verwendet werben jollen, 
hat die Kommilfion aus einer ihr mitgetheilten ſpeziellen desfallfigen Nach⸗ 
weijung entnommen. Danach betrifft die neue Gehalte-Regulirung im Gans 
zen 479 Beamte ſehr verichiebenartiger Dienftftellung und Benennung, darun« 
ter Dünen» Plantagenwärter, Buhnen» und Kribbmeifter, Strom, Kanal 
und Schleujenaufieber, Buſchwärter, Brüdenmeifter, Dammmwärter, Leucht⸗ 
thurmwärter, Baggerbeamten ıc. Das Geſammt⸗Einkommen diejer 479 Beam» 
ten beträgt nach ber biäherigen Normirung: 

a) an baarem Gehalt . nat = 

b) an Fünftig in Wegfall zu bringenden Emolus 
{umenten (z. B. Kleidergeldern, Tagezeldern aus 
Baufonds &) rennen 16,610 — 


Zulammen 84,042 Rthlr. 
Durch die neue Gehalts» Regulirung wird dieſen Beamten im Ganzen 


67,432 Rthlr. 


ein baares Gehalt on . nn 94,800 Rthlr. 
zu Theil werben, mithin gegen ihr bisheriges baares Gehalt das obenerwähnte 
Mehr von - » » 2... 21,868 Rthlen. 


und gegen ibr biäheriges Sefammt-Einfommen ein Mehr von 10,758 Rthlr. 
Die große Berihiedenartigfeit in ben Dienftverrihtungen diejer Beamten, 
zufammengenommen mit der Rüdficht auf die gleichfalls von einander fo viel« 
fach differirenden Sokalverhältniffe hat, wie der Regierungs- Kommiffarius er⸗ 
fäuterte und die Kommiffion anerkennen mußte, eine einigermaßen gleich⸗ 
artige Normirung der Gehaltsjäge für jene verjhiedenartigen Beamten» Kater 
gorien vollfommen unausführbar gemadt. Es ift vielmehr nicht zu vermeis 
den gemweien, daß die neu ermittelten Durchſchnittsſäte für das fünftige Ein 
fommen biefer Beamten in buntefter Abwechſelung (zwiſchen 72 und 450 Rtbr.) 
variiren. 
Die Kommiſſion beantragt, 
die Geſammt⸗Ausgabe des Tit. III. (Kap. 38. Tit. 3. des Haupt» 
Etats) mit. » » - — 662,740 Rihlr., 


darunter 8,729 Rtblr. „künftig wegfallend‘', 
zu genehmigen. 


zit. IV. Sädlihe Ausgaben bei ber Handels⸗, Gewerbe» und 
Bau-Berwaltung in den Provinzen. 

Das Mehr der Ausgabe von . » » -» 507 Rthlr. 8 Ser. — Pi. 

und das Weniger von . » en. * 1,465 » 1. 5.» 


— — — — — 
im Ganzen weniger. nee 958 Rthlr. 3 Sgr. 5 Pf. 


IV, 


V. 
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find auf Seite 23. und 24. der Anlage A. des Spezial-Etats ausreichend 
erlaͤutert. 
Die Kommijien beantragt: 
die Gejammt-Ausgabe des Tit. IV. (Kap. 38. Tit. 4. des Hanpte 
Gtats mit 6,660 Rıhlr., darunter 315 Nthlr. „künftig wegfallend“ 
zu genehmigen. 


Tit. V. Zur Unterhaltung undauflirter Wege, ber Waſſerwerke, 
Brüden, Fähren u. f. w., jo wie der Dienftgebäude, 


Die Minder- Ausgabe bei diefem Titel im Betrage von 3,608 Rthlen. 
25 Sgt. finder fih auf Seite 24. und 25. der Beilage A, jpeziell erörtert. 
Es handelt ſich bei den meiften Pofitionen nur um Webertragungen vou einem 
Efatötitel auf den andern, 
Die Gejammt-Ausgabe diefes Titels vertheilt ſich auf 
a) die Koften der Unterhaltung der undauffirten Wege mit 
154,278 Rthlr. 
b) die Koften der Unterhaltung der Wafjerftraßen mit 642,659 = 
c) die Koſten der Unterhaltung der Dienftgebäude mit 40,187 = 
d) den GeneralsBaufonde mit . . . 2. 297,860 » . 
Aus lepterem werden Zuſchüſſe zur Unterhaltung der vorftchend zu a., b, 
und c. bezeidhneten Werfe und Anlagen und zu Neubauten von geringem 
Umfange, jo wie zu Prämien für Preisaufgaben des Architeftenvereins geleis 
ftet. Die Neduftion des General» Baufonds um 10,800 Rthlr. gegen das 
Vorjabr, mit Rückſicht auf den Wegfall eines Theil der aus dieſem Fonds 
bisher gezablteu Tagegelder, ift bereits oben bei Zir. III. erwähnt morden. 
Da ‚ih aud gegen den Verwendungsplan des General-Baufends pro 1860, 
wie derjelbe der Kommiſſion mirgetheilt worden, Nichts zu erinnern gefunden 
bat, jo beantragt die Kommiſſien 
die Genehmigung der Geſammt-Ausgabe des Tit. V. (Kap. 38. 
Tit. 5. des Haupt-Etats) mit . » . . .  1,134,985 Rthlr. 


Tit. VI. Zur Unterhaltung der Staats-Chauſſeen x. 


Das Mebr son 15,600 Rthlr. bei Pol. 1. findet in dem Umftande 
feine Rechtfertigung, daß die Gefammtlänge der Staat»Chauffeen im Borjabre 
fih ven 1,798 bis auf 1,810, d. h. um 12 Meilen, vermehrt bat. Bei— 
lage F. weift vie Vertheilung dieſer Chauſſeen auf die einzelnen Regierungss 
Bezirfe nad, Kür die nen zugetvetenen 12 Chauffeemeilen beredinen fi die 
jährlichen Unterhaltungsfoften nad dem bereits im vorigen Jahre anges 
nommenem Averfionaliag von 1,300 Rtbirn. pro Meile auf den obigen Bes 
trag von 15,600 Rthlrn., um welden jomit der Fonds zur Unterhaltung: der 
Staats⸗-Chauſſeen erböbt werden mußte, 

Dieſfer Fonds beläuft fih biernad im Ganzen pro 1860 auf 2,353,000 
Ntblr. Es werden daraus nicht nur die Koften der materiellen Untetbaltung 
der Chauſſeen beftritien, fondern auch die Beſeldungen der Chauſſee-Aufſeher 
und Wärter. Für legteren Zweck ift in dem diesjährigen Gtat eine Summe 
‚son 220,272 Rthlrn. nusgebracht, wogegen der. vorjührige Etat einen ent» 
ſprechenden Betrag von. 223,543 Rthlru., mithin ein Mehr von 3,271 Ntbien, 
nachwies. 
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Zum Theil findet diefe Differenz in der pro 1860 eingetretenen Rebuf- 
tion in der Zahl der betreffenden Beamten ihre Erflirung. Während näm— 
fi in dem Vorjahr eine Zahl von 850 Chaufjee-Aufichern und 244 Chauffe:- 
wärtern etatömäßig war, weift die Beilage F. zu dem diesjährigen Epezial« 
Etat 854 Chauffee-Aufieber und 224 Ghauffeewärter, d. b. bei erfterer Kate 
gorie ein Plus von 4, Dagegen bei lepterer Kategorie ein Minus von 20, 
im Ganzen jomit ein Weniger von 16 Beamten nad. 

Bon weientlihem Einfluß auf die bezeichnete MindersAusgabe ift ferner, 
wie der Negierungs-Kommillarius erläuternd binzufügte, der Umftand geweſen, 
daß der vorjäßrige für die Beſoldung der Shaufjee-Auffihtsbeamten beftimmte 
Fonds von 223,542 Rihlrn. ein vorläufig rejereirtes Pauihquantum von 
20,000 Rthlin. zu Solderhöbungen enthalten hatte, meldes bei der nad 
dem diesjährigen Grat durchzuführen beabſichtigten definitiven Verbeſſerung 
des Dienfteinfommens der Ghauffeeaufjeber und Wärter nicht zum vollen Be- 
trage, jondern nad Anlage F. nur auf Höbe von 17,749 Rihlrn. — alfo 
mit 2,251 Rihlru. weniger — auf die Bejoldungs= Fonds der einzelnen Re— 
gierungen vertheilt ift. Durch diele neue Negulirung werde erreicht werben, 
daß bie Chauſſee-Aufſeber, welche bieber 12— 15 Rihlr. und in wenigen ein» 
zelnen Fällen 16 Ntblr. monatlid an Sold und daneben 19 Rthlr. an 
Kleidergeldern, im Ganzen aljo 163—199 Rthlr., und nur im einzelnen 
Fälen in maximo 211 Rthlr. jährlich erhielten, künftighin nad dei der 
Anlage F. zu Grunde liegenden Normen ald Beioldung, aus welcher fie ibre 
Dienftfleidung mit zu beftreiten haben, im Durchſchnitt beziehen werden: 

a) in ben vier öftlichen Provinzen (Preußen, Pojen, Pommern und 
Schleſien). . .». . > 2.0. 199 Rıblr., 
b) in den vier weltlichen —— mit Rücfict auf die dert herr⸗ 
ſchende größere Theuerung - . » .» . 206 resp. 210 Rthlr. 

Die Bejoldungen der einzelnen Aufjeher ſollen nach dem Dienftalter- und 
den Eofalverhältniffen in Beträgen von 180— 240 Rtihlru. abgeftuft werben. 

Was aber die Beſoldung der zur Wiederbeiepung nicht beftimmten Stel- 
len der Chauſſeewärter betreffe, jo jelle tieielbe von 84 resp. 108 Rthlrn. 
um je 24 resp. 12 Rthlr. erhöht werden, die Chauſſeewärter übrigent nad 
wie vor neben ihrem Sold 12 Rthlr. Kleidergelder beziehen. 

Auch in dieſer Regulirung, welche den Chauffee » Auffichtsbermten an 
Stelle der bisherigin außerordentlihen Remuneratienen eine entſprechende de— 
finltive Gehaltserhöhung in Aufficht ftelt, fonnte die Kommiffion nur einen 
erfreulichen Fortſchritt erkennen. 

Die Petition eines Chauffee-Aufichers aus Benn um Gehaltäverbefferung 
findet im Hinweis auf jene Regulirnng ihre Erledigung. — 

Die Peſ. 2. und 3, des Tit. VI., erftere mit einem Mehr gegen das 
Vorjahr ven 2,110 Rıblen., leptere mit einem Mehr von 382 und resp. 
4 Rthlr., bemeſſen ſich nach der Höbe der entiprehenden Einnahmen bei der 
Verwaltung der indirekten Steuern. 

Wenn der Pof. 2. „zu Belohnungen und Unterftügungen für verdiente 
EhaufjeesAufjeher und Arbeiter die Erträge aus der Grasnupung im ven 
Ghaufiergräben und auf den Böſchungen, jowie aus den Weidenpflanzungen“ 
die Bemerkung binzugefügt ift, daß Eriparniffe bei dieiem Fonds zur BVerftär- 
fung des Fonds III. A. 8., d. b. zu Unterftüpungen und Nemunerationen 
der Bauinipeftoren und Baumeifter, dienen iollen, jo ftebt dies im Wider 
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Iprud mit dem von der Budget:Kcnmmilfion im. vorigen Jahre ausgeſproche- 
nen Wunſche, wonach die fünftige ausihlienlihe Verwendung jenes Fonds 
zu Gunften der Chaufjee» Auffeber und Arbeiter der Staats» Regierung zur 
Erwägung empfohlen war. 

Der Negierungs: Kommiflarius tbeilte mit, dab es Bedenken gefunden 
babe, diefem Wunſche zu entſprechen, weil der Erlös der Grasnugung von 
den Staats» Ehauffeen von Hanfe aus zu Nemunerationen für die Wegebaus 
meifter, welchen die Gradnugung früher in natura zugeltanden babe, mit bes 
ftimmt und mit Nüdjicht bierauf der beiondere Fonds zu NRemunerationen 
und Unterjtügungen der Kreis-Baubeamten (Tit. III. A. 8.) mit 5,100 Rtbir., 
woraus überdied noch beftinnmte andere Ausgaben gelelftet werden müßten, 
nur fehr gering bemefjen ſei. Auch werde zur Verſtärkung dieſes lepteren 
Bonds aus dem Ertrage der Grasnutzung nicht mehr verwendet, als nad der 
wechſelnden Ergiebigkeit des Erlöjes zu Nemunerationen von Chauſſee-Aufſehern 
und Wärtern ohne Unbilligfeit entbehrt werden könne. 

Nah diefen Mittheilungen fand die Kommiſſion feinen Anlab, den Ge— 
genitand weiter zu verfolgen, beantragt vielmehr: 

Die Gefammt- Ausgabe des Tit. VI. (Kap. 38. Tit. 6. des 
Haupt⸗Etats) mit » 2» 2 2 2 202000. 2,374,769 Rthlru. 
zu genehmigen. 


Tit. VII Zu Chauſſee-Neubauten. 


Die Kommilfien "beantragt: 
die Ausgabe des Tit. VII. (Kap. 38. Tit 7. des Haupt-Erats) 
Be art re er, cl ION: DRRDIE- 
und cbenio 


Tit. VIII. Zuſchuß für die Bau-Akademie. 


die Ausgabe des Tit VII. (Kap. 38. Tit. 8. des Haupt» Etats) 
Be harte ae ne DE DRS: 
zu genehmigen, 

indem beide Fonds gegen das Vorjahr unverändert geblieben find. 


Tit. IX. Zur Förderung des Handels und der Gewerbe. 


Die Geiammtijumme der Pol. 1, von 136,200 Rthlrn. hat gegen das 
Borjahr zwar feine Veränderung erlitten, indeß ift im Ginzelnen eine Modi» 
fikation injofern eingetreten, ala der Aufwand zur Unterhaltung des Gewerbes 
Inſtituts (Lit, a.) um 100 Rtblr. erböbt, dagegen der Fonds zu Prämien 
für Ausbildung von Tanbitummen (Lit. g.) um einen gleihen Betrag ermüs 
Bigt worden ift. Das Plus bei Lit. a. findet nad der in der Beilage G. 
des Spezial» Etatd ©. 47, gegebenen Grläuterung feinen Grund darin, daß 
das Gehalt des Rendauten umd erpedirenden Sefretairs, den Beſtimmun-— 
gen des biäherigen Etats gemäß, in Betracht der vermebrten Geſchäfte und 
der ten Beamten dieſer Dienft» Kategorie bereits gewährten Gehalts » Ber« 
befferung, von 900 auf 1,000 Rthlr. vermehrt worden ift. 

Gegen die Vertheilung des Fonds von 52,000 Rtbirn. zu Zuſchüſſen 
für die Schifffabrts:, Handels-, Provinzial, Gewerbe, Spinnihulen ıc, 
(Lit b.), worüber der Kommilfion nähere Mittbeilung gemacht wurde, fand 
fh Nichts zu erinnern. 
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Die Pol. 2. und 8. tes Tit IX. ergeben ein Minus, erftere von 820 
Rthlru., legtere son 1,400 Ntblrn., gegen den vorjührigen Etat. Da diefe 
Ausgaben durd die Höbe der entipredhenden Einnahmen, nämlich der in den 
Dftfeehäfen erhobenen ertraordinären Hafengelder, resp. des für die im freien 
Berfehr über Coblenz ausgehenden überleeiichen Waaren nacherhobenen Rhein— 
zolls (ef. Tit. XIV. und V, des Etats der indireften Steuer» Verwaltung), 
bedingt find, je ließ fih ein Ginwand Dagegen nicht erheben. 

Die Kommijfion beantragt, 

die Genehmigung der Geſammt-Ausgabe des Tit. IX. (Kap. 38, 
Zit. 9. des Haunt-Etats mit . » 2... 199,030 Riblr. 


Außerordentliche Ausgaben. 


1) Der Zuſchuß zum Ehauffee-Neubausfonds beträgt in dieſem Jahre nur 
130,000 Rtbir., d. b. 770,000 weniger als im Vorjahre. Ordinarium und 
Grtraordinarium für GChaufjee- Neubauten erreichen biernah pro 1860 nur 
die Gefammtiumme von 1,130,000 Ntblr, 

Nah dem der Kommilfion vorgelegten Plane zur Bertheilung dieſes 
Fonds ift es die Abfiht der Staats» Negierung, einen Belrag von etwa 
484,000 Nthlen. zu Staats» Chaufjeebauten zu beftimmen und den Neft von 
646,000 Rthlru. zu Prämien für Kreis» und Kommunal +» Chaufjeebauten zu 
rejerviren. Wenn auch, wie eine desfallfige Nergleihung ergab, die hiernach 
für den Staats-Ghaufjeebau beftimmte Summe von derjenigen der Vorjahre 
nicht erheblich abweicht, ſo ließ fih dagegen eine jehr beträchtliche Reduktion 
des Fonds zur Fortjegung des Prämien-Chauſſeebau's nicht verfennen. Dier 
jer Fonds, welcher 1859 die Höhe von 1,500,000 Nthlrn. erreicht hatte, er» 
ſchien jept bis auf 646,000 Rthlr. reduzirt, aljie um 854,000 Rthlr. ver- 
mindert. Mird erwogen, dab der etatsmäßige Zuſchuß zu dem Chauſſee— 
Neubausfonds ſich belaufen hat 

im Sabre 1855 auf . © 2 2 2 202000. 130,000 Rtblr, 
u IM 5. ar OO _ - 
BE EDT a a en ee . 
u 1-22 22 ee. 220,00 ⸗ 
19-2 2222202 900,00 ° 
1860.. 130, 000 ⸗ 
jo erhellt, daß man gegenwärtig wiederum auf den Zuſtand bes Jahres 1855 
zurüdgeworfen if. So jebr die Kommilfion bedauern mußte, daft; die Nö- 
thigung, in verſchiedenen Zweigen der Staats» Berwaltung Erſparniſſe eintres 
ten zu laſſen, auch zu einer Herabjegung des Chauſſee-Neubau-Fonds geführt 
batte, jo durfte fie ſich doch andererjeits nicht der Erwägung verfchließen, das Diele 
Reduktion eben nur der Normirung jenes Fonds pro 1859 gegenüber als 
eine ſehr erhebliche bervortrete und daß ein näheres Gingehen auf die ganz 
außergewöhnlichen Berbältniffe des Vorjahres wohl geeignet jei, das anſchei— 
nend jo auffällige Mißverbältniß auf fein richtiges Map zurüdzuführen. 

In diejer Beziehung erinnerte der Negierungs-Kommiffarius daran, wie 
die ungewöhnlide Höhe des für das vorige Jahr beantragten und bemwilligten 
Zuſchuſſes zum Chaufjee-NeubausFonds darin ihren Grund gehabt habe, daf 
einmal daraus ein Vorſchuß, welder zur Berichtigung fällig gewortiner Prä- 
mien in früheren Jahren, bei ungureihender Dotirung des Fonds, aus der 
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Seneral-Staatöfaffe geleiftet worden war, zum Betrage von 295,000 Rthlrn. 
abzubürden geweien und daß ferner an in dem letzten Monaten det Jahres 
1858 fällig gewordenen Prämien etwa 300,000 Rthlr. rückſtändig geblieben 
ſeien, deren Dedung gleihfalle aus dem Fonds pro 1859 entnommen wer— 
den mußte, Abzüglich diejer pptr. 600,000 Rihlr. reduzire ih der zu Prämien 
für Bau Ausführungen im Yaufe des Iabres 1859 reiervirt gewejene Betrag 
auf etwa 900,000 Rihlr. Anden ſei auch dieſe Sunme nicht einmal 
volftändig zur Berausgabung gefommen, weil die von den Kreiſen, Ge- 
meinden ꝛc. unterneommenen Ghaufjeebauten in Kolge der politiichen Grreignifle 
des Vorjahres und deren Nüdwirfung auf alle gewerbliben Verhältniſſe nicht 
in dem vorher erwarteten Maße Fortgang gebabt bütten. Die im Jahre 
1859 fällig gewordenen Prämien bätten tesbalb. bis Ende Dezember mit 
einer Summe von 716,000. Rihlrn. gedeckt werden können. Hiernach jei am 
Schluſſe des Jahres 1859 cin Beltand von ungefähr 188,000 Reihlru. im 
Shauffee- Prämien: Fonds verblieben, welder der Verwendung im laufenden 
Jahre zu Gute komme und es ıbunlib gemacht babe, den neuen Zuſchuß auf 
nur 130,000 Ntbir., wie bei den andermweiten :Mebrbedürfnilien des Staats— 
haushalts geboten gewejen, zu. beichränfen, ohne wegen rechtzeitiger Berichti— 
gung der fällig werdenden Prämien BVerlegenbeiten bejorgen zu dürfen. Die 
für ſolche Primien aus dem. diesjährigen Ctatsfonds reiervirte, oben auf 
646,000 Rtihlr. berechnete Summe erhöhe fih, bei Zurechnung dieſes Webers - 
trags aus dem Borjabre, auf etwa 834,000 Rthlr. Sie betrage alie 
118,000 Rthlr mehr, als im Jahre 1859 zu Prämien wirklich verbraudt 
worden, obihon bei dem noch fortdanernden Drude der politiichen Verhält: 
niffe und bei den zum Theil uugenügenden- Erträgen der legten Erndte faum 
zu erwarten jei, baf in dieſem Jahre mehr als in dem vorigen von Kreilen, 
Gemeinden ꝛc. auf Ghaufjee-Bauten würde verwendet: werben. 

Diefen Ausführungen wurde in der Kommilfion ein Widerjprud nicht 
entgegengejept. Wenn man fib aber in das Gedächtniß zurüdrief, wie von 
dem Vertreter der Stantd-Negierung bei den Verhandlungen der vorjährigen 
Budget- Kommilfton im Gegenjag zu dem hohen, zum Gtat von 1859 ge 
brachten Betrage von 900,000 Rıbirn. cin Zuſchuß von etma 500,000 Rıbirn. 
jährlich für:die nächfte Reihe von Jahren als genügend, aber vorausfichtlich 
erforderlich bezeichnet werden war, „un die Prämien bei cintretender Fällig— 
feit vollftändig zu zahlen und daneben die Staats ⸗-Chauſſeebauten in mäßigem 
Fortſchritt zu erhalten,” jo konnte man die nabeliegende Echlußfolgerung nicht 
abweilen, daß die ungleich geringere Ausbringung bes Zuſchuſſes in bem Dies: 
jährigen Grat uuter den vorbemerften Umftänden zwar nicht die Wirkung 
baben werde, daß den Aniprühen auf Zahlung fälliger Prämien nicht genügt: 
werden fönnte, wohl aber die, daß die Staate-Ghauffeebauten. nad wie vor 
nit in dem Mafe gefördert werden würden, wie es das Intereffe der be: 
theiligten Landestheile und die richtige Defonomie in der Verwaltung erfordert. 
Es bleibt dies um jo mehr zu beflagen, als ohnedies die Macht ber Vers 
bältnifje einen ungleich geringeren Zuwachs an Kreis-, Gemeindes ıc. Ghanffeen 
als in ben verfleffenen Jahren erwarten läßt und danach ein Zurüdbleiben 
in ber weiteren Gntwidelung bes Yandes leider wohl in Ausfiht genommen 
werben muß. 

68 find an ausgebauten Chaufjeen, mir Ausihluß der Staats: Chaui« 
jeen, im Umfange der Preupiihen Monarchie vorbanden gemweien: 
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zu Anfang 1854 — 912 Meilen, 
. . 1855 — 1,017 — mitbin mehr 105. 


. 18366 — 1192 » a 
.  . MT — 18 - 0 
. 1868 — 1402 » .  . 18 
. 189 — 1648 » 202 Mb. 


Wenn die zu Prämien für 1860 disponiblen 884,000 Ntbir. nun aud 
von zur Verwendung kommen fellten, jo würden, bei einem Durdidnitts- 
prämienfag ven 8,000 Rtbirn. pro Meile, welden die Staats- Regierung bei 
ben Berhandlungen der verjährigen Budget» Anmmilfion als erforderlich bes 
zeichnet bat, nur etwa 104 Meilen damit zur Bollendung gebracht werben 
koͤnnen. 

Uebrigens hat die Staats⸗Regierung in dieſem Jahre, dem Wunſche der 
vorjaͤhrigen Budget ⸗Kommiſſion entiprechend, eine Nachweiſung aller bereits 
zugeſicherten Prämien und der Vertheilung der Geſammtſumme der Prämien 
auf die einzelnen Provinzen vorgelegt. Rad dieſer Zuſammenſtellung belief 
fih zu Anfang Ianuar 1860 

der Gefammtbetrag der Allerböchit genehmigten Brämien auf 
5,608,438 Rihlr. 
Darauf waren bereits überwielen . . . . 2785,60 - 


fo daß nod zu überweifen bleiben . . . . 2872,748 dithlr. 
Hierzu treten die, wenn auch nicht Allerhöchſten Drts 
bereits genehmigten, jo doch durch das Minifterium in 
Ausfiht geftellten Prämien mit. . 2 2 = 2 0000. B18564 — 


Die Summe von . 2 > 2 2 2 nn —33381,318 bir. 
bezeichnet daber den Gejammtbebarf deflen, was nad den bereits ertbeilten 
Zufagen in maximo noch für Ehauffeebau- Prämien zu verwenden jein wird. 
Da dieſe Gejammtbedarft- Summe jeit einiger Zeit von Jahr zu Fahr fi 
weientlich verringert bat, ſich auch faum vorausiegen läßt, daß in den näch— 
ften Sabren der Unternehmungsgeift neue Projekte in einem ſolchen Maße 
reif machen werde, baß fi wieder, dem Abgange durch die von Jahr zu 
Jahr zur Vollendung gebeibenden Bauten gegenüber, ein wachſender Bedarf 
berausftellen follte, vielmehr naturgemäß neue Projefte in bemfelben, wenn 
nicht in noch größerem Mabe zurüdgebalten werben dürften, in welchem fid, 
wie jept, Schwierigkeiten zur Beſchaffung der Mittel für die Vollendung bereits 
begonnener Bauten bei den Kreis-Korporationen ıc. zeigen, jo ſcheint die Lage 
der Sache nicht dazu angerban zu fein, um zur Zeit Bedenken in Beziehung 
auf den Umfang der Prämien-Ehauffeebauten im Verbältniß zu den entiprechen« 
den aus der Staatsfaffe disponibel zu mahenden Mitteln bervorzurufen. In 
rer Kommilfion neigte man fidh deshalb babin, Die im vorigen Sabre von einigen 
Seiten in jener Hinficht erregten Beſorgniſſe dur die jept gegebenen Aufs 
flärungen und die veränderte Sachlage für erledigt anzufeben. Mas ben 
gleichfalls in der vorjährigen Budget » Kommilfion zur Sprade gebrachten 
Wunſch wegen ganz genauer Borausbeftimmung deffen, was an Chauffee- 
Bauprämien in jedem Jahre zu verwenden fein wird, betrifft, jo machte ſich 
nad abermaliger Erwägung jept die Auffaflung geltend, daß man darauf 
überhaupt wobl verzichten und ſich ftet# mit einer nur annäbernden Arbitri« 
dung zufrieden ftellen müſſe. Beltimmte Vorſchläge zur fefteren Normirung 
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biejes Verhältniſſes fonnten Seitens der Staats-Negierung auch in diefem 
Sabre nicht gemadht werden. 

2) Der. Fonds zu Land» und Wafjer-Neubauten und zu öffentlihen An— 
lagen im Betrage von 1,400,000 Rihlen. bat gegen das Vorjahr feine Ber 
änderung erlitten. Gegen den Plan zur Verwendung Diejes Fonds, welcher 
der Kommiſſion mitgetbeilt war, fanden fi feime Erinnerungen zu maden. 
Indem man die ungelchmälerte Erbaltung dieſes inäbelondere für den Forts 
gang der Waſſerbauten wichtigen Fonds, welcher erft im vorjührigen Gtat 
von 1,000,000 Ktbirn. wiederum auf 1,400, 000 Rihlrn. gebracht worden war, mit 
Befriedigung erkannte, überzeugte man ji aleichwohl, daß auch bei dieſem Berrage 
den vielieitigen Anforderungen, namentlich für Die Berbeflerung der Schiffbarfeit 
der Flüffe, nur in mäßigem Umfange entiprodyen werden fönne, zumal ebenio wie 
ſchon im Vorjahre ein Theil des Reierve-Diepofitions-Duautums dieſes Fonds bes 
reits zur Berftärfung Tes für die ihm zugewieſenen Zwecke nicht ganz zulänglichen 
General-Baufonds (Tit. V. d.) in Anſpruch genommen ift. 

3) Die Melierationds Arbeiten im Nieder-Oderbruch, zu Deren Bollendung 
der im vorigem Sabre zum Etat gebrachte Reftbetrag von 145,000 Rthlrn. 
ausreicht, jeben ihrem völligen Abſchluß in der nächſten Zeit entgegen und 
enthält deshalb der Grat des Jahres 1860 eine Tesfallfige Ausgabe: Pofition 
nit mehr. 

4) Der Fonds zu den Potsdamer Immediat» Bauten ift in Dem unver 
änderten Betrage des Vorjahres auf den diesjährigen Etat übernemmen. 

Die Kommiſſion beantragt: 

die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 
im Kap. 9. des Haup:Erats Tit. 1. mit 190,000 Rtbir. 
Pr u ee . « 2. = 1,400,000 « 
a —— 3. ⸗ 30,000 - ⸗ 
zu genebmigen, mit dem Vorbehalt Der nocdhmaligen Prüfung dieſer ertras 
orbinairen Ausgaben nad vollendeter Beratbung Der einzelnen Titel des 
Staatsbaushalte⸗-Etate. 


Berlin, den 29. März 1860. 


Die Kommifjion zur Prüfung des Staatöhaushalts- 
Etats für 1860. 


Freiherr v. Schleinie (Chedzieſen), [Stellvertreter des VBorfigenven]. 
v. Bardeleben (Beriwieritatter). Borſche. W. Werle. Ottow. 
Kühne (Erfurt). Mr. Schubert. vo. Naesfeld. Weſtermann. 
v. Stockhauſen. Peterſon. Sello. Stein. Elotten. Jacob. 
Karſten. Schrötter. Mr. Eckſtein. v. Tettau. v. Leſſing. 
Taddel. Oſterrath. Zumloh (Müniter). v. Bethmann-Hollweg 
(Brombergh. v. Betbmann:Hollweg (Wolmirſtedt). 


N: 163. 


Haus der Abgeordneten. 


Eciüon 1860. 
—— m — 


Antrag. 


Sche llwitz und Genofien. Das Haus der Abgeordneten wolle dem nad» 
ftehenden Gejep-Entwurf jeine Zuftimmung ertheilen: 


Gefet:Entwurf, 
betreffend die Abänderung des Gejepes vom 13. April 1841 über 
ben erleichterten Austauſch einzelner Parzellen von Grundftüden. 





Im Namen Seiner Majeftät des Könige. 
Bir Wilhelm, von Gotted Gnaden Prinz von Preußen, Regent, 
verorbnen mit Zuftimmung beider Häujer des Landtags, was 
folgt: 
Die im $. 1. des Gelepes über den erleichterten Austauſch 
einzelner Parzellen von Grunditüden, vom 13. April 1841 
(Geſetz Sammlung für das Jahr 1841, Seite 79.), den 
Grund» Eigenthümern gewährte Befugniß wird aud ben 
Lehnd- und FideicommißsBejigern ertheilt, ohne daß es einer 
Einwilligung der Lehns- und Fideicommiß-Berechtigten 
bedarf. 
Die Beltimmungen des 8. 5. des gedachten Geſetzes 
werben aufgehoben. 


Motive, 


Das Gefep vom 13. April 1841 verordnet, daß jeder Grunds 
Eigenthümer befugt fein fell, einzelne Guts-Parzellen unter ges 
wiffen Bedingungen gegen andere Grundftüde chne Einwilligung 
ber Hppethefen- Gläubiger und anderer Real-Berechtigten zu ver 
tauchen, wenn dazu bei einem bepfandbrieften Gute die Kredite 
Direktion, bei einem anderen Gute die Provinzial-Behörte, melde 


bie Auseinanberfepungs- Angelegenheiten leitet, die Genehmigung 
ertbeilt, Der $. 5. des gedachten Geſehes beftimmt aber wörtlid: 

Wenn das Gut, für welches ein folder Austauſch beabfid- 

tigt wird, in einem Lehen» ober Fideicommiß-Berbande fteht, 

fo ift auf die Wahrung ber Rechte der Lehen» und Fibeis 
commiß-Zolger nit das gegenwärtige Geſetz, fondern bas 

Geſetz für Bamilienihlüffe vom 15. Februar 1840 $. 15. 

anzuwenden. 

Das Gefeg vom 3. März 1850, betreffend den erleidhterten Ab» 
verfauf feiner Gruntftüde» (Geſetz Sammlung Seite 145.) ver» 
orbnet dagegen: 

daß jeder Grund»Eigenthümer, jowie jeder Lehns- und Fidei⸗ 

commiß-Befiper befugt fein je, einzelne Guts-Parzellen 

gegen Auferlegung fefter Geldabgaben, ober gegen Beftftel- 
lung eines Kaufgeldes ohne Einwilligung der Lehns- und 
Fideicomwiß«Berehtigten, Hppothefen- und Real-Gläubiger 
zu veräußern, fofern die oben gedachten Behörden die Un— 

Ihäblichfeit der Veräußerung befcheinigen. 

Es liegt nun bier offenbar eine Anomalie vor. Denn es 
leuchtet auf den erften Blid ein, daß die Veräußerung von Par— 
zellen gegen Rente oder Kaufgeld für die Lehns- und Fideicom- 
miß-Beredhtigten mindejtend von berjelben Bedeutung ift, als bie 
Bertaufhung folder Parzellen gegen Land. 

Das Gejeg vom 3, März 1850 hat fid) in der Praris volllom« 
men bewährt, wogegen die Vorjhriften bes $. 5. des Geſetzes 
vom 13, April 1841 mehrfach Weiterungen für die Lehnd« und 
Fibeicommiß-Befiger herbeigeführt baben. 

Die Aufhebung des $. 5. des letztgedachten Gejepes ericheint 
baber eben fo nothwendig als unbedenklich. 


Berlin, den 28. März 1860, 


Schellwitz, Antragfteller. 
Unterftügt durd: 


v. Fock. Gellern Weſtermann. Lenke. Burgbart. Reid, 

Niebold. Freiherr Raip v. Frentz. Mathis (Glogau). Hoffmann. 

v. Garlowig. v. Bardeleben. v. Eynern. Martens. Meyer. 

Kaup Scheder. Goetz. Amede Heine Stilde v. Bonin 
(Genthin). Ambronn. 
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Saus der Abgeordneten. 


Seſſion 1860, 
—ñi—— 


Antrag. 


v. Forckenbeck, Houſſelle, Lietz, Schenkel, Aßmann, Behrend 
(Danzig), ©. Below und; Genoſſen. Das Haus ber Abgeordneten 
wolle beſchließen, folgenden Geiep-Entwurf anzunehmen: 


Gefeß:-Entwurf, 
betreffend 
einige Abänderungen der Städte-Dronung für die ſechs öſtlichen Pros 
vinzen der Preußifhen Monardie vom 30. Mai 18583, und die Aufs 
bebung des Geſetzes vom 25. Februar 1856, 





Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, Regent, 
verordnen mit Zuftimmung beider Häujer Des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Artikel 1. 


3u $. 5. der Stäbte-Drdnung vom 30, Mai 1853, 

Der nad $.5. Nr. 4. Litt, D. der Städte-Drdnung vom 30. Mai 1853 
zur Erlangung des Bürgerrechts erforderliche Jahresbetrag der Klaffenftener 
wird auf drei Thaler herabgeſetzt. 

In den mahl» und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten wird das zur Er— 
langung des Bürgerrechts erforderliche jährliche Einfommen in Städten von 
weniger alö 10,000 Einwohnern 

auf 150 Rtblr., 
in Städten von 10,000 Einwohnern und darüber 
auf 200 Rthlr. 
feftgeftellt. 
Als felbftftändig wird nad vollendetem 24. Lebensjahre ein Jeder bes 
l 
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trachtet, bem nicht das Verfügungsrecht über fein Vermögen oder deſſen Ber- 
waltung durch richterlihes Erkenntniß entzogen ift. 

Die entgegenftehenden Beftimmungen bes $. 5. ber Städte-Drbnung vom 
80. Mat 1853 werden aufgehoben. 


Artikel 2, 


Zu $. 7. der Städte-Drbnung vom 30. Mai 1853. 

Die Beftimmung des $. 7. der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853; 
„Berfällt ein Bürger in Konkurs, jo verliert er dadurd das Bürs 
gerrecht.“ 

„Die Befähigung, daſſelbe wieder zu erlangen, kann ihm, 
wenn er die Befriedigung ſeiner Gläubiger nachweiſt, von den 
Stadtbehörden verliehen werden,“ 

wird aufgehoben. 

An deren Stelle tritt folgende Beſtimmung: 

„Verfällt ein Bürger in Konkurs, jo verliert er dadurch das 
Bürgerredt. Er erlangt die Befähigung zu bemfelben wieder, 
wenn er, ſei es auch nur durch Akkord, feine Gläubiger bes 
friedigt hat.’ 


Artikel 3. 


Zu $. 11. ber Staͤdte · Ordnung vom 30, Mai 1853, 
Die in &. 11. der Stäbte-Drdnung vom 30, Mai 1853 den Stäbten 
beigelegte Befugnis, bejondere ftatutariiche Anordnungen zu treffen, 
„binfichtlich der den gewerblichen Genoſſenſchaften bei Eintheilung 
der ftimmfähigen Bürger und bei! Bildung der Wahlverfamms- 
lungen und der ftäbtiihen Vertretungen zw gewährenden ange» 
meſſenen Berüdfihtigung, 
wird aufgehoben. 


Artikel 4, 


Der $. 12. der Städte-Drdnung vom 30. Mai 1853 wird aufgehoben. 
Statt deffelben tritt folgende Beſtimmung in Kraft: 

„Die Stadtverordneten-Berfammlung befteht in Städten unter 
3500 Einwohnern aus 24—36, in Etädten von 3,500 Einwohs 
nern bis incl, 10,000 Einwohner aus 3060, in Städten über 
10,000 Einwohner aus 60O—100 Mitgliedern.“ 

„Junerhalb diefer Grenzen hat der Magiftrat mit Zuziehung 
der jepigen Etadtverorbneten die Fünftige Auzahl feftzuftellen.“ 

„Durdy übereinftimmenden Beſchluß des Magiftrats und ber 
Stadtverordneten kann die Zahl der lepteren in Städten unter 
3,500 Einwohnern, wenn nicht 200 ftimmfähige Bürger vorhanden 
find, auf 18, wenn nit 150 ſtimmfähige Bürger vorhanden find, 
auf 12, wenn nit 100 flimmfähige Bürger vorhanden find, * 
9 verringert werden.‘ 


Artikel 5. 


Die $$. 13., 14., 15. der Städte-Drdnung vom 30. Mai 1853 werden 
aufgehoben. Statt derjelben treten die Bejtimmungen der — Ar · 
titel 6., 7.,; 8. dieſes Geſehes in Kraft. 


3 


Artikel 6. 


Zum Zwede der Wahl der Stabtverorbneten wird jede Stadt, welde 
mehr als 800 Einwohner bat, im verſchiedene "Bezirke getbeilt, -wovon in 
Städten von 10,000 und mehr Einwohnern Feiner über 5,000 und feiner unter 
1,000 Seelen, in Städten unter 10,000 Einwohnern feiner über 2,000 und 
feiner urter 400 Seelen zählen joll. 


Artikel 7. 


Die Anzahl und die Grenzen der Wahlbezirfe, ſowie die Anzahl der von 
einem jeden derjelben zu mählenden Stadtverorbneien, werden nad Maßgabe 
ber Beitimmungen des Artifel 6, und der Zahl der flimmfäbigen überhaupt 
und in den einzelnen Bezirken vorbandenen Bürger von dem Magiftrate und 
der Stadtverordneten-Berfammlung feftgeiept- 


. Artikel 8. 


In Stadtgemeinden, welche mehrere Ortichaften enthalten, wird nad Vers 
bältniß der ftimmfäbigen Bürger beftimmt, wieviel a as aus jeder ein» 
zelnen Ortichaft zu wählen- find. 


Artitel 9. 


Zu $. 17. der Städte: Ordnung vom 30, Mai 1853. 
Geiftlihe, Kirhendiener und Glementar » Lehrer fünnen nur dann nicht 
Stadtverordnete fein, wenn fie von den Gemeinde» Abaaben befreit find. 
Die Beitimmung des $. 17. Nr. 3, der Etädte-Ordnung vom 30. Mai 
1853 wird infoweit abgeändert. 


Artifel 10. 


Der $. 18, der Städte-Ordnung vom 30, Mai 1853 wird aufgehoben, 
an feine Stelle tritt folgende Beltimmunz: 
„Die Etndtverordneten werden auf drei Sabre gewählt. 
Jedoch verliert jede Wahl ihre Wirfung, ſobald einer der Fälle 
eintritt, in denen der Gewählte des Bürgerrechts verluftig_ gebt, 
oder von der Ausübung defjelben für eine gewiſſe Zeit ausge 
ihlofjen wird. Tritt einer der Fälle ein, in denen die Ausübung 
des Bürgerrechtes ruben muß, fo ift der Gewählte zugleih von 
der Theilnahme an den Geſchäften der Stadtverordneten-VBerkamms 
lung einſtweilen Dis zum Austrage der Sache ausgeſchloſſen.“ 
„Jedes Jahr ſcheidet ein Drittel der Mitglieder aus und wird 
durch neue Wahlen erfegt. Die das erfte und zweite Mal Aus- 
jheidenden werden durd das Loos beſtimmt.“ 


Artifel 11. 


Der $. 19. der Stidte-Drdnung vom 30, Mai 1853 wird aufgehoben. 
An feine Stelle tritt folgende Beftimmung: 
„Eine Lifte der ftimmfähigen Bürger, welde. die erforderlichen 
Eigenſchaften derſelben nadhweilt, wird von dem Migiftrate ges» 
führt und alljährlid im Juli berichtigt. — Die Lifte wird nad) 
den Wahlbezirken, wenn jolde gebildet find, eingetheilt.* 
1’ 
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Artikel 12, 


Der $. 21. der Stäbte-Drbnung vom 30. Mai 1853 wirb aufgehoben. 
An feine Stelle tritt folgende Beftimmung: 

„Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung ber Stabtverordneten« 
Berjammlung finden jedes Sabr im November ftatt." 

„Bei dem zunächſt vorhergehenden wöchentlichen Haupt ⸗Gottes⸗ 
dienfte ift auf die Wichtigkeit diefer Handlung hinzuweiſen.“ 

„Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze innerbalb der Wahls 
Periode ausgeſchiedener Mitglieder müfjen angeordnet werben, 
wenn die Stadtverordneten-Berlammlung oder der Magiftrat oder 
die Regierung es für erforderlich erachten,” 

„Der Grfagmann bleibt nur bis zu dem Ende derjenigen drei 
Fahre in Thätigfeit, auf welche der Ausgeichievene gemäblt war.” 

„Ale Ergänzungs: Wahlen werben von denſelben Wahlbezirfen 
vorgenommen, von denen der Ausgeichiedene gewählt war. Die 
in Artifel 11. und 12. dieſes Geſetzes und $. 20. der Städte 
Ordnung vom 30. Mai 1853 feitgeftellten Termine können durch 
ftatutariiche Anordnungen auf andere Monate verlegt werben.” 


Artifel 13, 


Der $. 23. der Städte-Drdnung vom 30, Mai 1853 wird biermit aufs 
gehoben. Statt defjelben tritt folgende Beltimmung in Kraft: 
„DBierzebn Tage vor der Wahl werden die in der Lifte der ſtimm— 
fäbigen Bürger verzeihneten Wäbler durd den Magiftrat zu dem 
Wablen mittelft ſchriftlicher Einladung oder ortsüblidher Befannt- 
madung berufen.,, 
„Die Einladung oder Bekanntmachung muß das Lokal, den 
Tag und bie Stunde der Wahl genau beftimmen.‘ 


Artifel 14, 


Die 88. 24., 25. und 26, der Städte-Drdnung vom 30. Mai 1853 
werben aufgehoben. Statt derjelben treten die nadhfolgenden Beitimmungen 
der Artikel 15., 16. und 17, in Kraft. 


Artifel 15. 


Der Wahlvorftand befteht im jedem Wahlbezirfe aus einem von dem 
Magiftrate ernannten Wahlvorſteher, einem von den Stadtverorbneten ernann⸗ 
ten Deputirten und dreien,von der Wahlverfammlung aus ihrer Mitte zu 
erwählenden Beiſitzern. 

Die Wahl der lepteren geihieht auf dem Fürzeiten Wege durch Aufheben 
der Hände. 

Der Wahlvorſtand beftimmt aus feiner Mitte den Protofollführer und 
Stimmzähler. Der Wahlvorſteher verfündet, wie viel Stadtverordnete, und 
insbeiondere wie viel Hausbefiger zu wählen find. 

Jedem Stimmfähigen fteht es frei, einen Kandidaten vorzuſchlagen und 
kurz zu bemerfen, was zu jeiner Empfehlung dient. 


Artifel 16. 
Die Wahl der Etabtverorbneten erfolgt durch verbedte Stimmzettel, Zus 
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nädhft werben die aus ber Zabl der Hausbefiper zu wählenden zufammen auf 
einen Zettel geichrieben, und nad Vollendung der Wahl verjelben auf gleiche 
Weiſe die übrigen zu mäblenden. 

Der Protokollführer ruft die Wähler, wie fie in der Bezirfslifte verzeichnet 
find, auf; jeder Aufgerufene tritt zu dem Wahlvorſtande vor und wirft feinen 
Stimmzettel in die Wahlurne. 

Die während des Wahlakts erjheinenden Wähler önnen an der no 
nicht geſchloſſenen Wahl Theil nehmen. 

Stellvertretung ift unzulälfig. 

Sind feine Etimmen mehr abzugeben, jo erflärt der Wablvorfteher die 
Wahl für geſchloſſen, nimmt die Stimmzettel einzeln aus der Wahlurne, vers 
lieft die darauf verzeichneten Namen, und der Stimmzähler zählt die 
felben laut. 


- 


Artikel 17. 


Gewählt find diejenigen, welche bei der erften Abftimmung die meiften 
Stimmen und zugleih abjolute Stimmenmehrheit (mehr als die Hälfte der 
Stimmen) erbalten haben. 

Menn fih bei der erften Abftimmung nicht für jo viel Perjonen, als zu 
wählen find, die abjolute Etimmenmehrbeit ergeben hat, wird jofert zu eineı 
zweiten Mabl gejdritten. 

Der Wahlvorſtand ftelt die Namen derjenigen Perfonen, welche außer 
ben bereit? Gewählten die meiften Stimmen erhalten haben, ſoweit jufammen, 
daß die doppelte Zahl der noch zu wählenden Mitglieder erreicht wird. 

Diele Zuiammenftellung gilt aledann als die Lifte der Wählbaren. Bei 
der zweiten Wahl ift abſolute Stimmenmehrheit nicht erforderlih. Unter den« 
jenigen, welche eine gleiche Anzahl Stimmen erbalten haben, giebt das Loos 
den Ausichlag. 

Die Wahl-Verſammlung fann auch jolde Bürger zu Stadtverordneten 
wählen, welde in anderen Bezirken wohnen, Wer in mehreren Bezirken ges 
wählt ift, hat binnen drei Tagen zu erflären, welche Wahl er annehmen will, 
Nad der Erklärung find die Erjagmwablen jofort zu veranlaffen, 


Artikel 18, 


Der $. 33. der Städte-Drönung vom 30. Mai 1853 wird aufgehoben. 
Statt deſſen tritt folgende Beftimmung in Kraft. 

„Die Bürgermeifter und Beigeorbneten bedürfen der Ber 
ftätigung. 

Die Betätigung ſteht zu: 

1) dem Könige in Städten von mehr als 10,000 Einwohnern, 
2) der Regierung in Städten, welche nicht mehr als 10,000 Ein« 
wohner haben. 

Wird die Peftätigung verfagt, jo Ichreitet Die Stadtverorbneten« 
Verfammlung zu einer neuen Wahl. Wird auch diefe Wahl nicht 
beftätigt, fo ift die Regierung berechtigt, die Stelle einftweilen auf 
Koften der Stadt kommiſſariſch verwalten zu laffen. 

Daffelbe findet ftatt, wenn die Etabtverordneten die Dahl 
verweigern, oder den nad der erften Wahl nicht Peftätigten wieber 
erwäblen jollten. Die fommifjariiche Verwaltung dauert ſo lange, 


bis die Wahl der Stadtoerordneten -Verſammlung, deren wieder» 
holte Vornahme ihr jederzeit zufteht, die Beftätigung des Königs, 
beziehungsmweile der Negierung erlangt bat.‘‘g 


Artikel 19. 


Die 88. 50., 51. und 52. der Stidte-Dronung vom 30. Mai 1853 
werden aufgehoben. 

An die Stelle derjelben treten die Beftimmungen ber nachfolgenden Ars 
titel 20 —23. viejes Geſetzes. 


Artikel 20. 


Die freiwillige Veräußerung von Grundftüden und folhen Gerechtſamen, 
welche jenen geſetzlich glgichgeftellt find, darf nur im Wege der Lizitation auf 
Grund einer Tare ftattfinden, 

Zur Gültigkeit der Lizitarion gehört: 

1) einmalige Befanntmahuug durch das Amtsblatt des Regierungds 
Bezirkes und die für Befanntmahungen des Magiftrats üblichen 
öffentlichen Blätter; 

2) eine Friſt von ſechs Wochen von der Befanntmahung bis zum 
gicitationss Termin ; 

und 

3) die Abraltung dieſes Terminus durch eine Juftiz- oder Magiftratd- 
Mrſon. 

Das Ergebniß der Licitation iſt der Stadtverordneten-Verſammlung mit ⸗ 
zutheilen, und kann nur mit deren Genehmigung der Zuſchlag ertheilt werden. 

Der Magiſtrat hat bei Ausfertigung des Vertrages ausdrücklich zu be— 
ſcheinigen, daß den Beſtimmungen dieſes Artikels genügt iſt. 

Dieſe Beſcheinigung genügt für die Hypotheken-Behörde zum Nachweiſe 
ber erfolgten Beobachtung dieſer Beftimmungen. . 


Artifel 21. 


Zu einem Verkaufe aus freier Hand oder zum Tauſch von Grundftüden 
und ſolchen Gerechtſamen, welche jenen geſetzlich gleichgeſtellt find, ift die Ges 
nehmigung der Negierung erforderlich, 


Artikel 22, 


Die Erhebung eines Einzugs- und Hausſtands-Geldes ift unftatthaft. 

Die Theilnabme an den Gemeindenugungen kann von der Entrichtung 
einer jährlichen Abgabe und anftatt oder neben derjelben von Entrichtung eines 
Einfaufs-Geldes abbängig gemacht werden, durch deren Entrichtung aber bie 
Ausübung des Bürgerrehts niemals bedingt wird. 

Die mit dem Befige einzelner Grundftüde verbundenen oder auf fonftigen 
bejonderen Rechtstiteln beruhenden Nutzungs-Rechte find den Beftimmungen 
dieſes Artifeld nicht unterworfen. 


Artifel 23, 


Zu $. 56. der StädteDrdnung vom 30, Mai 1853, 
Die Beltimmung des $. 56. der Städte-Drönung vom 80, Mai 1853 
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ad Nr. 6. wird aufgehoben; ftdtt derfelben tritt folgende Beftimmung in 
Kraft: au. . ’ 
. „Der Mogiftrat hat die Befugniß, die ftäbtiihen Lehrer und 
diejenigen bejoldeten Gemeinde» Beamten, deren Gehalt dasjenige 
des geringft beſoldeten Magiftrars-Mitglieves nicht erreicht, anzu» 
ftellen und jämmtlihe Gemeinde-Beamten zu beauffihtigen, Die 
Anftellung erfolgt, jo weit es fi nidyt um vorübergehende Dienft- 
feiftungen handelt, auf Lebenszeit. Unterbeamten, welche nur zu 
mechaniſchen Dienftleiftungen - beftimmt find, fönnen jedoch auf 

Kündigung angenommen werden. 
Die von den Gemeinde-Beamten zu leiftenden Kautionen bes 
— ſtimimt der Magiftrat mit’ Genehmigung der Stabtverorbneten» 
Berfammlung. In Städten bie zu 10,000 Einwohnern können 
die Geihäfte des Gemeinde» Einnehmers mit Genehmigung ber 
Stabtverordneten- Berfammlung und mit Zuftimmung ber Regie 
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Artikel 24. 


3u 8. 57. der Städte-Drbnung vom 30. Mai 1853, 
Die Peftimmung des 8. 57. der Etädte-Drbnung vom 30, Mai 1853: 
„Der Rorfigende ift verpflichtet, wenn ein Beſchluß des Mas 
giftrates deſſen Befugniß überichreitet, geſetz- oder rechtswidrig ift, 
das Staats-Wohl oder das Gemeinde-Intereffe verlegt, Die Aus» 
führung eines ſolchen Beidluffes zu beanftanden und bie Ent 
ſcheidung ber Regierung einzubolen,“ 
wirb hiermit aufgehoben. 


Artikel 25. 


Bu $. 62. der Städte-Ordnung vom 30, Mai 1853. 

Nur in Städten unter 10,000 Einwohnern muß der Bürgermeifter bie 
Verrichtungen eines Polizei Anwaltes übernehmen. Die Beftimmungen bes 
8. 62. ad Nr. 8 der Stäbte-Drbnung vom 30. Mai 1853 werden dahin ab» 
geänbert. 


Artikel 26. 


Zu 8. 64. der Städte» Drbnng vom 30, Mai 1853. 
Die Beftimmung bes $. 64. der Stäbte-Drbnung vom 30, Mai 1853: 

„Hinfihtlih der Bürgermeifter und der befoldeten Maziftrats- 
‚Mitglieder: unterliegt die Feſtſezung der Befoldungen in allen 
Fällen der Genehmigung der Regierung.“ 

„Die Regierung ift ebenfo befugt ala verpflidtet, zu verlan« 
gen, daß ihnen die zu einer zwedmäßigen Verwaltung angemeffe- 
nen Beträge bewilligt werden‘; 

fowie die fernere Beftimmung diefes Paragraphen: 
„daß die Bewilligung der Entihädigungs Beträge für die nicht bes 
foldeten Beigeorbneten der Genehmigung ber Regierung unterliegt‘; 
werben hiermit aufgehoben. 
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Artikel 27. 


Zu $. 65. der Städte-Drdnung vom 80. Mai 1853, 
Die Genehmigung der Regierung zur »ültigkeit bejonderer Berabredun« 
gen wegen ber Penfionen ift nicht weiter erforderlich. 
Die entgegenftehende Beftimmung des $. 65. der Städte-Drdnung vom 
80. Mai 1853 wird aufgeboben, 


Artikel 28. 


Der $. 78. ver Städte»-Drdnung vom 80. Mai 1853 wird aufgehoben. 
Statt defjelben tritt folgende Beftimmung in Kraft: 

„Wenn die Stadtverordneten es unterlaffen oder verweigern, bie 
der Gemeinde gefeplich obliegenden Leiftungen auf den Haushalts- 
Etat zu bringen, oder außerordentlich zu bemilligen, jo läßt die 
Rezierung unter Anführung des dieſe Leiftungen begründenden 
Geſetzes die Eintragung in den Etat von Amtöwegen bewirken, 
oder ftellt beziehungsmeife die außerordentliche Ausgabe feſt.“ 


Artikel 29, 
Zu $. 79. der Städte-Orbnung vom 80. Mai 1853. 

Sft eine Stadtverorbneten » Berfammlung durch Königlihe Verordnung 
aufgelöft, jo muß die Neuwahl berjelben binnen 30 Tagen nach Bollzug ber 
AuflöfungssBerordnung erfolgen. 

Die Befugniß des Minifters des Innern, kommiſſariſche Vertreter ber 
Stabt-Berorbneten zu ernennen, wird hiermit aufhoben. 


Artikel 30. 
Das Gejep vom 25. ebruar 1856 wird hiermit aufgehoben. 


Artikel 31. 

Die Beftimmungen des gegenwärtigen Gejepes treten mit dem 1. Janua 
1861 in Kraft. Das Mandat der gegenwärtigen Stabtverorbneten erliſcht 
mit dem 1. Sanuar 1862. 

Dagegen verbleiben die auf Grund der Städte-Drdnung vom 30. Mat 
1853 gewählten oder im Amte befindlichen Bürgermeifter, Beigeorbneten und 
Schöffen und alle anderen Gemeinde-Beamten in ihren Stellen bis zum Ab» 
laufe der Periode, für melde fie gewählt worden, und behalten, foweit fie 
eine beſoldete Stelle befleiden, ihre bisherigen Bejoldungen und Penfions-An» 
ſprüche. 

Artikel 32. 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden 

vom Minifter des Junern getroffen. 


Motive. 


Die Grundfäge und Einrichtungen der Städte-Drönung vom 19. November 
1808, welde 
in Zeiten fchwerer Prüfungen und großer Anftrengungen bes 
Preußifhen Staates aus Köuiglicher Machtvollkommenheit verfüns 
det wurde, um 
„den Städten eine felbftftändigere und befjere Berfaffung 
zu geben, in der Bürger-Gemeine einen feſten Bereinigungs- 
punft zu bilden, ihnen eine thärige Einwirkung auf die Er 
haltung des Gemeinmejens beizulegen, und durch diefe Theil» 
nahme Gemeinfinn zu erregen und zu erhalten“ 
(Eingang der Städte-Ordnung vom 19. November 1808), 
haben 42 Jahre lang, bis zum Sabre 1850 hin, im Wejentlidhen in den 
Städten der jedys öftlihen Provinzen das ftäbtiiche Gemeinweſen geregelt. Sie 
baben ihren Zwed erreicht, überall ein reges jelbftitindiges Gemeindeleben ge 
ſchaffen. 

Die dankbare und lebhafte Erinnerung, welche durchgäugig in großen 
und kleinen Städten der Städte-Ordnung von 1808 und gerade im unab— 
hängigen Kerne der Bürgerſchaft noch jegt nach 10 Fahren treu bewahrt wird, 
bürgt ſchon allein dafür, 

Die in einer allerdings anderen Zeit im Berfaffungsftante Preußen ers 
laſſene Stäbte-Drdnung von: 30. Mai 1853 hat dagegen, neben einigen wohls 
thätigen und zeitgemäßen Wbinderungen, Einrichtungen getroffen, 

welde die Erhaltung und Erregung des Gemeinfinns, die Erhal— 
tung und Erregung eines jelbftitindigen Gemeindelebens, 
ihrer Natur nach melentlic beeinträchtigen mußten, und, wie die Erfahrungen 
ber legten ſieben Jahre überall im Lande gezeigt haben, auch wirflid im bor 
ben Grade beeinträchtigt haben. 

Die drüdenden, einengenden und allem Einfluffe Thor und Thür öffnen« 
den Formen, unter welchen diefe Stidte-Drdnung die Bethätigung des felbft- 
ftändigen Bürgerfinns allein noch zulißt, mußten das innere eben der Ges 
meinden allmälig erſchlaffen und abfterben laffen. Außerdem aber find die 
Refultate der Berhätigung des Gemeinfinnes durch eine in der Oberaufficht 

2 


10 


bes Staates nicht gerechtfertigte überall eingreifende büreaukratiſche Bevotmun⸗ 
dung der Staats · Behörden, und durch eine von der Bürgerſchaft in den Be 
dingungen ihrer Eriftenz faft unabhängig hingeftellte Gemeinde-Beamtenſchaft, 
für den jelbftftindigen Gemeinde und Bürgerfinn faft wertblos geworben. 

Während die Vertretung der Stadt-Gemeinde nad den Prinzipien der 
Städte-Drdnung von 1808 durd geheime Abftimmung 42 Jahre lang ger 
ſchaffen worden ift, müffen nad der Stäbte-Drdnung von 1853 die Stadt» 
verortneren durch öffentlibe Stimmen-Abgabe gewählt werden. Der wählende 
Bürger muß alſo, wenn die, namentlich in Meinen und mittleren Städten, jo 
mädhtigen Einflüffe des Magiftrats und des Bürgermeifters, der Nachbarſchaft, 
Verwandtſchaft oder Kundſchaft jeinen innerften Ueberzeugungen binfichtlich des 
Gemeindewohles entgegenftchen, entweder dieſen Einflüffen mit Gefahr oder 
doch wenigftens Nachtheilen für feine bürgerlide Stellung. trogen, oder — 
beudyeln. 

Während früher in natürlich zujammengebörigen örtlich begränzten Bes 
zirfen die Bürger, nach kurzer angemefjener Berathung in einem Wahlafte, 
unter Leitung eines hauptſächlich aus der Mitte ihrer Verfammlung hervorge» 
gangenen Wahl«-Borftandes alljährlich ein gleiches Stimmrecht ausübten, wer 
ben fie jept nur alle zwei Jahre in nicht näher in ſich verbundenen, nur 
nach dem höchſt zufälligen Unterjhieden des Vermögens und bes Alphabets 
gebildeten Abtheilungen zur Wahl berufen, Die äußeren, den bisherigen Ge» 
wohnheiten ganz fremden Formen der verſchiedenen Wahlafte, beſchränken jede 
gemeinjame Berftändigung, verfhärfen dagegen auf der anderen Seite die 
Konteole über die Stimmen-Abgabe noh durch die Bildung eines von der 
Bahl-Verfammlung unabhängigen Wahl . Vorſtandes. 

Die Städte-Drdnung von 1853 vermindert ferner die Zahl der Stadt« 
verordneten, aljo ber Bürger, welche zur fortdauernden Bethätigung ihres 
Gemeinfinns berufen find. 

Durch Erhöhung des Genius ſchließt fie den Fleinen Handwerker von ber 
Betheiligung am Gemeindeleben aus und beſchränkt daher mit Unrecht den 
Kreis, in weldem Gemeinfinn erregt und erhalten werben jollte, 

Noch mehr aber wirft die Städte-Ordnung son 1853 nachtheilig auf 
das Gemeindeleben dadurh ein, daß die jelbftitändige Thätigkeit der auf dieſe 
Weile zu fhaffenden Gemeinde-Bertretungen nad allen Seiten bin beſchränkt 
und einer bevormundenden Auffiht der Staats -Behörden unterworfen wird, 

Abgefeben von ber erhöhten Machtvollkemmenheit der längere Zeit im 
Amte bleibenden, aber noch ebenjo, wie früber, der Beftätigung bedürfenden 
Magiftrate- Mitglieder, abgejehen von der neu eingeführten, ber Perſon bes 
jept jogar auf Lebenszeit wählbaren Bürgermeifters eingeräumten Stontrole 
über faft alle Beihlüffe und Mafregeln der Gemeinde-Bertretung, jo find die 
wichtigſten Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Behörden in reinen Gemeinde-Angelegen- 
heiten der bevormundenden Auffiht fernftehender Regierungen unterworfen. 

Die beioldeten Magiftrats-Mitglieder und Gemeinde-Beamten aber, deren 
Bejoldungen in lepter Inftanz ausdrüdlid von dem Ermefjen der Regierung 
abhängig gemadt werben, jeben ſehr bäufig nidt in ber Zufriedenheit und 
Anerkennung der Gemeinde, ſondern in dem Beifalle der Regierungen natur 
gemäß das hauptſächlichſte Ziel ihres das Leben der Gemeinde in allen jeinen 
Beziehungen durchdringenden Wirkens. 

Die nachtheiligen Folgen, welche bie Städte Ordnung von 1853 für den 


11 


Gemeinfinn befürdten ließ, mußten endlih um jo mehr eintreten, wenn ein⸗ 
zelne Mafregeln Seitens der Staats-Regierung gegen Stabt-Gemeinden, bie 
durch thätigen Bürgerfinn und ausgezeichnet georbnetes Gemeinweſen hervor⸗ 
ragten, dem ganzen Lande und allen Stäbten offen zeigten, daß die Städte 
Ordnung vom Sabre 1853 ein vollftändiges Rüſtzeug zur Bernihtung auch 
bes beften Gemeindeweſens enthalte. 

Daß dieje Folgen aber wirklich eingetreten find, das beweilen die immer 
maffenhafter hervortretenden, von allen Seiten bezeugten Wahlenthaltungen 
ber lepten fieben Jahre. Dieje Wahl-Enthaltungen, die alle Protofolle über 
ſtaäͤdtiſche Wahlen offen legen, verihwinden, jelbft niht in Folge der erhöhten 
Regſamkeit des allgemeinen politiichen Lebens und politiicher Parteien, welche 
neuerdings ftattgefunden hat. 

Auch das gegenwärtige Haus der Abgeordneten hat bereit# das drin— 
gende Bedürfniß einer Abänderung der gegenwärtigen Städte-Drdnung ans 
erfannt. 

In feiner Sigung vom 11. Mai 1859 hat es beſchloſſen: 

bie Petitionen des Magiftrats und der Stadtverorbneten zu Drie- 
fen und ter Abgeordneten des Elbing-Marienburger-Stargarber 
Wahlkreiſes dem Staats-Minifterium zu überweilen, in der Ers 
wartung, daß 
zur Förderung einer freieren Betheiligung ter Bürgerſchaft 
an der Eradt-Verwaltung die StädtDrdnung vom 30. Mai 
1853 einer Revifiou werde unterworfen und zur Förberung 
möglichft ausgebehnter Selbft-Berwaltung der Städte, die 
Frage einer Iegislativen Prüfung werde unterzogen werben, 
welde in jener Städte-Ordnung enthaltenen Beichränfuns 
gen der Gelbft-Berwaltung ber Städte ohne Verlegung 
der allgemeinen Staats » Interejjen aufgehoben weroen 
koͤunen. 

Es iſt bis jetzt nicht bekaunt geworden, ob und in welcher Art die 
Staatd-Regierung dieſem Beſchluſſe Folge gegeben hat. 

Angefichts det dringenden Bedürfniffes bat fi daher ber vorliegende Ge— 
ſetz Entwurf die Aufgabe geftellt, den bervorgehobenen Mipftänden Abhilfe 
zu verihaffen. Er will das im Berfafjungs-Staate Preußens wieder anre— 
gen, was im abjoluten Preußen durch die Einführung der Städte-Ordnung 
von 1808 geihaffen worden ift. 

Erhaltung und Erregung eines thätigen Gemeinfinns war ber Zwed, den 
die Städte-Drdnung von 1808 ausdrüdlih proflamirt bat. 

Denjelben Zwed bat der vorliegende Geſetz-Entwurf. 

Aus demjelben Bebürfniffe ift er hervorgegangen. In einer Zeit, wo das 
verfafjungämäßige Preußen erhöhte Anforderungen an die Kräfte aller Staats« 
Angebörigen in einem nicht vorbergejehenen Maße erhebt, hat der Berfafiungs- 
ftant gewiß die dringendfte Veranlaſſung, zu den ſchon im Jahre 1808 auf. 
geftellten Grundfägen der Selbftverwaltung zurüdzugreifen. 

Die Rüdfiht enblih auf die baldige Einführung einer allgemeinen Ge 
meinde-Drdnung kann dem Erlaffe des vorgejchlagenen Geſetzes nicht entgegen⸗ 
geftellt werben, eben weil es nur dem dringenden Bebürfniffe ſchon vorhande- 
nen Gemeindelebens abhelfen will, einer fünftigen allgemeinen Gemeinde-Orb» 
nung dhher in feiner Art entgegenfteht, jondern nur erhaltend vorarbeitet. 

2° 
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Wenn ferner die Stantd-Regierung ſelbſt nur eine Kreid-Ordnung in 
nädfter Zeit vorzulegen gebenkt, jo ift dadurch, zugleih aber durch bie jepis 
gen, noch jo verwidelten Gemeinde-Berhältniffe des platten Landes, die Ein« 
führung einer allgemeinen GemeindesDrdnung in jo ferne Zufunft gerüdt, 
daß bis dahin mit der Revifion der Städte-Orbnung dem dringenden, von 
dem Haufe der Abgeordneten bereit anerkannten Bedürfni gegenüber nit 
gewartet werden barf. 

Zur Motivirung der einzelnen Beftimmungen des Geſetz-Entwurfs: 

welcher die mwohltbätigen Einrichtungen der Stäbte-Orbnung son 
1853 aufrecht erhalten will, daher jeiner Natur nach nur eine 
Novelle jein fann, 

wird nody Folgendes bemerkt: 


Artikel 1. 


Derjelbe ftelt den Genjus der Städte-Drdnung von 1808 wieder ber. 
($. 74. der Städte-Ordnung vom 19. November 1808.) 

Wenn aud der Geldwerth jeit 50 Jahren ſich erheblid gemindert hat, 
fo muß doch auf der anderen Seite unzweifelhaft vorausgejept werden, daß 
der Gemeinfinn feit 1808 bis 1853 in immer weiteren und immer tieferen 
Schichten der ftädtiihen Bevölferungen rege geworden ift. 

Abgeiehen von diefem allgemeinen Grunde erfheint auch für bie fpeziellen 
BVerhältniffe vieler Provinzial«-Städte die Artifel I. bezwedte Herabſetzung des 
Genfus dringend erforderlid. Im den zur Stadt-Gemeinde gehörigen Bor 
ſtaͤdten eriftiren viele jehr Heine und zum Theil noch verjhuldete Grundftüde, 
Eigenthümer berjelben find Tagelöhner und Arbeitsleute, die bei ihrem gerin« 
gen Bildungs-Zuftande und bei ihrer zum Theil außerhalb des Stadtbezirfes 
erfolgenden Beihäftigung nur ein jehr geringes Intereffe für die Gemeinde» 
Angelegenheiten haben fönnen, 

Während die Städte» Ordnung von 1853 allen diefen Eigenthümern ein 
Bürgerrecht zum Theil neu gab, hat fie dafjelbe der Maffe des Fleinen Hand» 
werferftandes, der nicht ein EFinfommen von 200 Rthlrn. jährlich hat, entzogen, 
und jo ein Gegengewicht gegen die Maffe jener Arbeitsleute und Tagelöhner 
entfernt. 

Das Erforderniß des eigenen Hausſtandes, welches $. 5. der Städte. 
Ordnung aufftelt, hat ferner häufig ſolche ſtädtiſche Einwohner, die, obgleich 
jelbftftändig in allen ihren Lebens» Verhältniffen, dennoch nicht eine häusliche 
Einrichtung befigen, in der man für das gewöhnliche Leben die hauptjächlich 
fien Bebürfnifie befriedigen fann, von dem Gemeindeleben ausgefhloffen. Der 
Artikel giebt Beiden zu Unrecht von ber Gemeinde ausgejhloffenen Klaffen 
ftädtifcher Einwohner ein Bürgerrecht wieder, welches fie viele Jahre hindurch 
zum Wohle bes Gemeinwejens ausgeübt haben, und weldes ihnen burdy bie 
Städte-Drdnung von 1853 ohne zwingenden Grund genommen worben ift, 


Zu Artikel 2. 

Die Konfure-Drdnung vom 8. Mai 1855 führt das AfkordeBerfahren 
neu ein. Sie rebabilitirt die Gemeinihulbner, melde im Wege des Alkorbes 
ihre Gläubiger befriedigen, faft volftändig in allen ihren geſchäftlichen Beziehun⸗ 
gen. Die vorgeihlagene Abänderung des Alinea 5. des $. 7. der Städte 
Ordnung erfheint daher um jo mehr geboten als dafjelbe, entgegen dem allge» 
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meinen Prinzip, die Ertheilung ber Befähigung zum Bürgerrecht noch von 
einem Beichluffe der Stabt- Behörden abhängig macht. 


Zu Artikel 3, 


Für die Beftimmung des Artikel 3. hat fi bereits die Kommilfion des 
Abgeorbnetenhaufes für die Gemeinde-Angelegenbeiten in ihrem Berichte vom 
18. März 1859 ausgeiprohen. Die Beftimmung der Nr. 2. des $. 11. der 
Städte-Ordnung von 1853 — lediglich einer romantiſchen Vorliebe für Zuftände 
einer Lingft und unwiderbringlid vergangenen Zeit entiproffen — enthält in 
der That einen jo jchneidenden Widerſpruch gegen alle beftehenden Zuftände, 
gegen das im $. 73. der Städte-Drdnung von 1808 ausdrüdlic ausgeipror 
chene Verbot, daß es einer weiteren Motivirung dieſes Artikels nicht bedarf, 


Zu Artifel 4. 


Der $. 12. der Städte-Drbnung von 1853 vermindert die regelmäßige 
Zahl der Stadtverordneten. Wenn Alinea 2. ftatutariihen Anordnungen uns 
bedingt die Feſtſtellung der Zahl der Stadtverordneten überläßt, jo bebt 
bafjelbe die in $. 12. überhaupt liegende Beihränfung und Gefährdung 
freien Gemeinbeleben® nit auf, 

Statutariſche Anordnungen find der Genehmigung ber Regierung ($. 11. 
der Städtes-Drdnung) unterworfen. Der vorgeihlagene Artikel ftelt dagegen 
die Beftimmungen des $. 70, der Städte-Drbnung von 1808 wieder her. 
Er erhöht die regelmäßige Zahl der Stadtverordneten. Indem er ferner unbe 
dingt durch das Geſetz Minimum und Marimum der Zahl vorichreibt, über 
läßt er innerhalb dieſer Grenzen den ftäbtiihen Behörden, ohne Bevormuns 
dung der Regierung, bie nähere Beftimmung der Zabl, achtet alfo auf der eis 
nen Seite deren Selbftftändigfeit bei der Bildung des wichtigſten ftäbtiichen 
Drgans, und beugt auf der andern Seite einer zu großen vorübergehend vor 
berrihenden Theilnahmloſigkeit in einzelnen Gemeinden vor, die in ftatuta« 
rifhen Anordnungen einen bequemen Ausdrud für alle Kolge Zeit finden 
koͤnnte. 


Zu Artikel 5—9, 


In denſelben wird die Wahl nach Abtheilungen und nah dem Drei— 
Klaffenipftem aufgehoben. 

Dagegen wird die Wahl nad Bezirken nah den Beftimmungen der 
Stätte-Drbnung von 1808, 

5. 72., $. 11. 
bie fi) bewährt haben, wieder hergeſtellt. 

Bereits die Gemeinde Kommilfion des Abgeorbnetenhaufes bat fih in 
hrem Berichte vom 18. März 1859 für die Aufhebung des DreisStlaffen, 
ipftemes und der Wahl nad Abtheilungen ausgeſprochen. 

Die unbedingte Schädlichkeit der Wahl nach Abtheilungen und nad) dem 
DreisKlaffeniyfteme für ein freies und wirkliches Gemeindeleben ift bereits 
oben angebeutet. 

Es mögen aber hier noch in furzen Worten die nachtheiligen und unbe 
dingt mit dem Dreiflafjen- Syftem verfnüpften Folgen hervorgehoben werben. 

a) Es ſchafft mamentlih im größeren und mittleren Städten nur 
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mechauiſch und zufällig Wahlkörperichaften, und giebt lediglich vom 
Zufalle abhängiges verſchiedenes Wahlrecht. 

b) Es wirft viel ſchädlicher als jelbft ein bedeutend erhöhter Genus, 
indem es lebiglih dem wohlhabenden Theile ber Gemeinde-Mit- 
glieder von jelbft und ganz bequem das Uebergewicht in der ſtädti⸗ 
chen Bertretung ſichert. Derjelbe darf weder wirflihen Gemein« 
finn bethätigen, um fih Einfluß in der Gemeinde « Berwaltung 
zu Ihaffen, noch auch nah wirflid gemeinnügigen Grundjägen 
das Gemeindewejen verwalten, um fi Dielen Einfluß zu erhalten. 

ec) Ein nicht durch Berbhätigung tes Gemeinfinnes begründetes, fon» 
dern nur durch Die Intereſſen des der Zahl nad geringern 
wohlhabenden Theild der Gemeinde gejtüptes und dieſen Intereſſen 
einfeitig buldigendes Stabt-Regiment, das gerade in der Gemeinde 
am bitterften empfu.den wird, fann und wird jehr häufig die 
Folge des DreisKlaffenfpitems fein. 


Zu Artikel 9, 

Die unbedingte Ausſchließung der Geiftliben, Kirchendiener, Elementar⸗ 
lehrer, von dem mit den Berrihtungen ihres Amtes jehr wohl verträglichen 
Stadtverorbneien- Amte, jelbft dann, wenn fie die Gemeinde-Abgaben bes 
zahlen, erſcheint nicht gerechtfertigt. 


Zu Artikel 10. 


Die Wahl der Stadtverordneten auf nur Drei Jahre und das jährliche 
Ausſcheiden eines Drittes derjelben aus der Stadiverordneten- Berjanmmlung 
ift bereitö dem Prinzipe nad durch den Beriht der Kommilfion für Ger 
meindesAngelegenbeiten vom 18. März 1859 gebillige. 

Durd die jährlihe Wahl der Stadtverordneren wird der Gemeinſinn 
der Wähler und der der Gewählten im erhöhten Maße angeregt unb ex» 
halten. 


Die Artifel 11, 12, 13. 


find durd die Wahl nad Bezirken, und durch die jührlide Wahl der Stadt« 
verorbnieten bedingt. 


Zu Artifel 14, 15., 16, 17. 


Die in dieien Artikeln enthaltenen Vorſchriften beftimmen das bei ber 
Wahl jelbft zu beobachtende Berfahren. Die Einführung der Wahl durd 
verbedte Stimmzettel ift bereits oben begründet. Die Wahl durch Stimms 
jettel mußte der in der Städte-Drbnung vom 1808 vorgejhriebenen Ballo⸗ 
tage vorgezogen werden, weil jie auf zuverläffigere Weiſe den Willen der Ma» 
jorität ermittelt. 

Die Borjhriften der Städte Ordnung von 1853 führen einen der Wahl- 
Berjammlung fremden WahlsBorftand ein, laffen die Wahl während mehrerer 
Stunden nad dem einzelnen Erſcheinen der Wähler zu, verlegen eine engere 
Bahl in einen bejonderen durch Tage von ber erften Wahl getrennten Wahl⸗ 
alt und verbieten endlich ausbrüdiuh jede Berathung in der Wahl-Berjanım» 
lung jelbft. Sie ſchließen jonad jede Verftändigung in dem Wahlakte jelbjt 
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aus; ber Erfolg der Wahl muß daher lediglich von einer dem Wahlakte felbft 
fremben Agitation Einzelner abhängig werben, der zumal in kleinen ober 
mittleren Städten nicht jo fehr gemeinmüpige als perſönliche und Klaffen- 
Sutereffen häufig zu Grunde liegen. 

Die wieder aufgenommenen Borjhriften der Stäbt»DOrbnung von 1808 
fegen dagegen eine zulammentretende Wahl. Berfammlung, die jelbftftändig 
ihren Wabl-Borftand mitbildet, furz beratben fann und in einem Wahlafte 
die Wahl zu Ende bringt, voraus. Dieje alljährlich wiederkehrenden Wahl« 
Berjammlungen, in der auf freie und zwanglofe Art eine Veritändigung über 
Gemeinde» Interefien herbeigeführt wirb, werben, wie ſchon früher, vorzüglicht 
zur Erregung und Erhaltung bed Gemeinfinns in allen Etäbten und in allen 
Schichten ihrer Benöllerungen ohne künftliche Agitation beitragen. 

Mit Rüdfiht auf die Größe der Wahl Berfamminngen ſchien es nicht 
zuläffig, lediglich dafjelbe Verfahren wie in $. 32, der Stäbte-Orbnung vom 
80. Mai 1853 vorzujchreiben. 

Der Gemeinfinn beihätigt ſich ferner nicht innerhalb der einzelnen Wahl« 
bezirfe, ſondern innerhalb der ganzen Gemeinte. Es ſchien daher geboten, der 
Bahl- Berfammlung die Befugniß, aus der ganzen Gemeinde zu wählen, 
beijulegen. 


Zu Artikel 18, 


Dieſe Borihrift läßt das Beftätigungs-Recht des Staats nur hinſichtlich 
des Bürgermeifterd und Beigeorbneten beftehen, bebt es dagegen für die übri» 
gen Magiftrrts-Mitglieder auf. 

Die Kommiſſion des Abgeorbnetenhaujes für Gemeinde» Angelegenheiten 
bat fidy bereits in ihrem Berichte vom 18. März 1859 für dieſe Aufbebung 
ausgeiprohen. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die dort an» 
geführten Gründe Bezug genommen. 


Zu Artifel 19., 20., 21. 


Sn den 88. 50. und 51. der Stäbte- Drbnung vom 30. Mai 1858 ift 
durchweg die vorgängige Genehmigung der Regierung zu den in $. 50. bes 
zeichneten Beihlüffen der Stadt-Behörben erfordert. 

Die Veräußerung von Gemeinde-Örundftüden, die Beränderungen in dem 
Genuffe von Gemeinde-Nupungen find aber hauptſächlich und vorzüglich bie 
Gemeinde und ihr Interefje berührende Handlungen. Die Städte- Ordnung 
von 1808 hat die Gültigkeit diefer Veräußerungen und Veränderungen ledigs 
lich vom Beſchluſſe der Gemeinde Vertretungen abhängig gemadıt. 

Wenn die Städte-Drdnung von 1853 eine bevormunbende Genehmigung 
der Regierung erfordert, jo verneint fie dadurch überhaupt bie Fähigkeit der 
Stadt-Gemeinden ihr eigenes Intereffe am beften wahrzunehmen, vinbizirt 
aber dagegen den fernftehenden Regierungen eine Kenntniß der Gemeinde 
Angelegenheiten und eine Borfiht und Weisheit in Behandlung berjelben, die 
diefe der Ratur der Sache nad nicht haben können. 

Für die Aufhebung biefer Beftimmungen bat fih denn aud die Kom« 
miffion für Gemeinde-Angelegenbeiten in ihrem Beridhte vom 18, Mär; 1859 
ausgeſprochen. 

Für die Form der Veräußerungen iſt, damit auf der einen Seite die 


16 


Bürger jelbft dat Gemeinde»-Intereffe wahrnehmen, auf der anderen Seite bie 
Regierung vermöge des Dber-Auffichtsrechtes des Staates eingreifen kaun, bie 
8. 51. der Städte - Drbnung vorgeidhriebene Licitation beibehalten, und aus 
eben dieſem Grunde die Genehmigung der Regierung zur Veräußerung aus 
freier Hand nad wie vor erfordert, 

Diefelben Gründe ſprechen aber auch dafür, den Stadt» Gemeinden das 
Recht beizulegen, felbftftändig und ohne Genehmigung der Regierung Schul» 
ben zu fontrabiren. 

Räumt man das Necht der jelbftftändigen Veräußerung der Stadt-Ges 
meinde ein, jo muß man fonjequent aud jenes Recht den Stadt: Gemeinden 
einräumen und von ber Einficht und dem eigenen Intereſſe der beiden ftäbti« 
ſchen Körperihaften, endlihb von dem Ober» Auffichtöredhts des Staates und 
der ibm nad $. 53. nod über dafjelbe hinaus belaffenen Beoormundung 
Schug gegen einen Mißbrauch erwarten. 

Das im Widerſpruche mit unferer ganzen neueren Gejepgebung nad) ber 
Stäidtes-Ordnung von 1853 neu zugelaffene Einzugsgelb widerſpricht dem 
Prinzipe der Freizügigkeit. 

Es verzehrt vorzüglid die Erjparniffe des Armen, ber hauptſächlich ges 
zwungen ift, fi den beiten Ort zur Verwerthung feiner Arbeitsfraft zu 
ſuchen. 

Die finanziellen Vortheile deſſelben werden durch Nachtheile auf der an» 
deren Seite wieder aufgehoben. Gleich nachtheilig wirkt die Erhebung eines 
Hausftand» Geldes, eigentlich nur eine Geldſtrafe dafür, was Staat und Ges 
meinde vorzüglih befördern follten, die Gründung einer eigenen Familie. 
Die Aufhebung der betreffenden Beltimmungen des $. 52. erſchien daher ges 
rechtfertigt. 

Zu Artifel 23. 


Diejenigen ftädtiihen Beamten, deren Gebalt dasjenige der geringft bes 
foldeten Magiftrats-Mitglieder erreicht und überfteigt, verwalten in der Regel 
fo gewidhtige und jo tief in das Leben der Gemeinde eingreifende ſtädtiſche 
Einrihtungen und Anftalten, daß es angemeſſen erſchien, die Wahl derjelben 
und die Feltitellung der Bedingungen der Anftelung der Stadtverorbneten« 
Berfammlung zu übertragen. Ebenio gebührt dieſer Werfammlung die Aus» 
wahl derjenigen Bürger, deren Gemeinfinn ein Gemeinde» Amt ohne Beſol⸗ 
dung anvertraut werden ſoll. 


Zu Urtifel 24, 


Die aufgehobene Beitimmung des $. 57. ift jo dehnbar, daß vermöge 
berjelben jeder Beihluß des Magiftrats, mittelbar auch ein großer Theil der 
Beihlüffe der Stadtverordneten, durch das Belieben des Magiftrats-Vorfipen- 
ben der Genehmigung der Regierung unterworfen werden fann. Die Bes 
ftimmung legt zugleih dem Vorſitzenden eine Verantwortlichkeit auf, die fie 
an einer unbefangenen und kräftigen Gemeinde-Berwaltung hindert. Das In— 
tereffe des Staates ift durdy den aufrecht erhaltenen $. 77. der Städte-Orbe 
nung und durd das ebenfalls ungejchmälerte Oberaufſichtsrecht deſſelben 'ges 
nügend gewahrt. 

Zu Artikel 25. 


In den Städten über 10,000 Einwohner find die Geſchäfte des Bürger 
meiſters jo bedeutend, daß die Verrichtungen des Polizei» Anwalts mit dieſen 
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nicht vereinbar erjcheinen. Es widerſpricht aud ber ganzen Stellung und 
dem Anjehen und Vertrauen, das dem Bürgermeifter in ſolchen Städten ges 
zollt werben joll, wenn er als öffentlicher Ankläger in Polizeifachen zu fungie 
ren verpflichtet ift. 

Zu Artifel 26., 27., 80. 

Hauptfählih von der Stellung der bejoldeten Bürgermeifter, Magiftrats- 
Mitglieder, der Gemeinde-Beamten zur Gemeinde hängt das eigentliche Wejen 
der Selbftregierung der Stadt-Gemeinde ab. Werden dieje, deren Wirkiam- 
feit in allen Beziehungen das Gemeindeleben durddringt, in den Bedingungen 
ihrer Griftenz mehr oder minder unabbängig von der Gemeinde, deren Wohl 
fie befördern follen, Igeitellt, jo entbehrt die Gemeinde des hauptſächlichſten 
Hebeld, den fie für ftete Wahrung ihres Intereſſes bat. Es erſchien daber 
die Rückkehr zu den Beitimmungen der Städte-Ordnung von 1808, und Bes 
feitigung der entgegenftehenden Beitimmungen der Städte-Drdnung von 1853, 
gebeten; unvereinbar mit den Rechten einer zeitweilen Nepräfentation der 
Stadt-Gemeinde und mit dem Weſen der Selbftregierung ericheint es ferner, 
einer nur auf drei Sabre gewählten Stadtverordneten-Berjammlung das Nedht, 
die wichtigſten Beamten für Lebenszeit zu wählen, beizulegen. Es folgt 
daraus die Aufbebung des Geleges vom 25. Februar 1856. 


Zu Artilel 28., 29. 


Artikel 28. enthält nur eine anderweitige, etwaigen Mißverftändnifjen 
und Mißbräuchen vorbeugende Redaktion des $. 78, 


Artikel 29. 


In den äußerſt feltenen Fällen der Auflöfung der StadtverordnetensBers 
fammlung werden die Zwede des Staates durch die Auflöfung und durch 
die unbeichränfte Befugniß zur erneuerten Auflöjung erreicht werden. 

Im Falle der Auflöfung eriheint aber eine Neuwahl binnen 30 Tagen 
nicht nur möglich, fondern auch erforderlihd. Kommiſſarien des Minifters des 
Innern, mit den „Verrihtungen“ der Stadtverordneten, alfo auch z. B. 
mit der Wahl der Beamten, mit Abfaffung ſtatutariſcher Anordnungen betraut, 
fünnen für lange Zeit, und nicht bloß für die Zwede, für welche die Auflds 
fung erforderlich erjhien, die ftädtiihe Verwaltung binden und lähmen. 


Artikel 31., 32. e 
enthalten die nöthigen Webergangs-Beftimmungen, 


v. Fordenbed, Houffelle, Lieg, Schenkel, Amann, Bebrend 
(Danzig), v. Below, ala Antragfteller. 
Unterftügt durch: 

Grabow. Freiherr v. Binde (Hagen). Dr Schubert. Stephan 
v. Roenne Wachler. Dr. Beit. Jacob. v. Bargen. Braemer. 
v. BodumsDolffs. Müller (Demmin). Pape Techow. Schultz 
(Herford). Möller. Maquet. Delius. Graejer. Jüngken. Klop. 
Theune v. Diederihs. Ottow. Jordan. Boride. Andre, 
Freiherr v. Hoverbed. Larz Grüttner. Dr. Morgen. Peterjon, 
Kranp. Gorgipa. Dunder (Öerlin). Ritter. Nitſchke (Reichen 

bad). Mende. Kuhlwein. Glaejjen. Frehſee. 
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Im Namen Seiner Majeftät ded Königs. 


ir Wilbelm, von Gottes Gnaden Prinz von 
Preußen, Regent, 


ertbeilen hierdurch dem Zuftiz-Minifter ben Auftrag, den anliegenden Entwurf — 
eines Geſehes für ben Bezirk des Appellations-Gerihtöhofes zu Köln, 
betreffend bie Aufhebung der auf die Arbeitsbücher bezüglichen 
Beitimmungen bes Gejepes vom 22. Germinal Jahres XI., bes 
Beihlufjes vom 9. Frimaire XII, des Geſetzes vom 18. März 1806 
und ber Großherzoglich⸗Bergiſchen Dekrete vom 3. November 1809 
unb 17, Dezember 1811, 
den beiben Häufern bes Landtages der Monardie zur verfaffungsmäßigen Ber 
ſchlußnahme vorzulegen. 


Berlin, ben 26, Mär; 1860, 


(93) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
(gegengg.) Simons, 


Alerhöchfte Ermächtigung. 
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Entwurf eines Geſetzes 


für 


den Bezirk des Appellations- Gerichtshofes zu Köln, 
betreffend die Aufhebung der auf die Arbeitöbücher 
und auf die Quittungsbücher bezüglihen Beſtim— 
mungen des Geſetzes vom 22. Germinal XI, des 
Beſchluſſes vom 9. Frimaire XII, ded Geſetzes vom 
18. März 1806 und der Großherzoglih Bergifchen 
Defrete vom 3. November 1809 und 17. De 
zember 1811. 


Im Namen Seiner Majeftät ded Könige. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von 
Preußen, Regent, 


verorbnien für den Bezirk des Xpellationd-Gerichtöbofes zu Köln, mit Zuftim« 
mung beider Häujer des Landtages der Monardie, was folgt: 


Die auf die Arbeitsbücer der Geiellen, Gehülfen und Fabrif- 
arbeiter, jowie auf die Duittungsbücher der Werfmeifter bezüglichen 
Beftimmungen, welde für die linfe Rheinſeite das Geſetz vom 
22. Germinal Jahres XI. (12. April 1803), betreffend Manur 
fafturen, Fabriken und Werkſtätten, Aıtifel 12, und 13., der Re 
gierungs:Beihluß vom 9, Frimaire Jahres XII. (1. Dezember 1803), 
betreffend die Arbeitsbüher, und das Geſetz vom 18, März 1806, 
betreffend die Einrichtung eines Rathes von Gewerboerftindigen 
zu von, Zitel III., für die rechte Rheinſeite das Defret vom 
3. November 1809, betreffend die wechieljeitigen Verpflichtungen 
der Arbeiter und Arbeitgeber, Zitel II, und das Dekret vom 
1° 
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17. Dezember 1811, betreffend die Errihtung von Raͤthen ber 
Gewerbverftändigen, Zitel III. Sektion V. Artitel 55. bis 66. 
enthalten, find aufgehoben. 


Beglaubigt: 


Der Zuftiz-Minifter 


Cimons. 


Motive. 


Das Geſeh vom 22. Germinal des Jahres XI. (12. April 1803) II. Bul- 
letin des lois 272, No, 2711., betreffend Manufafturen, Fabriken und Werkftätten, 
hreibt im Art. 12. vor, daß Niemand, bei Strafe des Schadenerfages gegen 
den bisherigen Arbeitgeber, einen Arbeiter (ouvrier) bejhäftigen darf, der ſich 
nicht im Befige eines Arbeitöbuches (livret), mit der Beſcheinigung bes bis- 
berigen Arbeitgebers darüber befindet, daß er feine Berbindlichkeiten gegen biejen 
erfüllt babe. Der in Ausführung dieſes Gejeges erlafjene Negierungs-Beihluß 
vom 9. Frimaire des Jahres XI. (1. Dezember 1803) III. Bulletin 328, 
Nr. 3378 beflimmt, daß jeder unjelbitjtändige Arbeiter (compagnon ou gar- 
gon) ſich mit einem folden„Arbeitöbuche verjeben, joldhes dem Arbeitgeber be= 
bändigen muß, und dafjelbe nicht eher zurüdfordern und jeinen Abſchied ver- 
langen fann, bis er jeine Verbindlichkeiten erfüllt und den auf}jeinen Lohn 
erhaltenen Vorſchuß getilgt bat. Wirb er vorher entlaffen, jo kann jeine 
Schuld in das Arbeitsbuch eingetragen werben unb der neue Arbeitgeber 
ift verpflichtet, ibm bis zur Tilgung jener Schuld + jeines Lohnes abzu- 
halten, 

Im Bejentlihen hiermit übereinftimmende Vorſchriften enthält der Tit. IT. 
des für das ehemalige Großherzogthum Berg erlafjenen Defrets vom 3. No— 
ber 1809 (Bulletin II. 4. Nr. 7. pag. 165—195.). 

Dieſe Arbeitsbücher follten von ber Polizei-Behörde ertheilt werden und 
hatten einen wejentlid polizeilichen Zwed. Sie find im Bezirke des Appella- 
tions» Gerichtähofes zu Köln nie allgemein praktiſch geworden und ſeit vielen 
Jahren gar nicht mehr verausgabt. 

Verſchieden von dieſen Arbeitsbüchern (livrets) find die jogenannten Duits 
tungsbüder (livres d'acquit). Hinſichtlich derſelben jchreibt das jpeziell für 
Lyon erlafjene Geſetz vom 18. März 1806, betreffend die Errichtung eines 
Rathes von Gewerbverftändigen zu yon, in den Artifeln 20—28. im Wejent- 
lichen Folgendes vor: 

Jeder Werfftattmeifter (chef d’atelier) [Webermeifter] ift verpflichtet, fi 
vom Rath der Gewerbverftändigen für jeden Webftuhl (metier), auf dem er 
arbeiten läßt, ein bejonberes Duittungsbud; (livre d’acquit) ertheilen zu laſſen. 
Died Duittungsbud übergiebt er dem Kaufmann, für welchen er mit dem bes 


treffenden Webftuhl Arbeit übernimmt, Hört er fir diefen Kaufmann zu 
arbeiten auf, jo muß er ſich von demielben in dem Duittungabude beſcheini⸗ 
gen lafjen, daß er feine Rechnung faldirt babe, oder es wird feine Schuld in 
das Quittungsbud eingetragen. Der Kaufmann jell auch das Duittungs- 
buch den übrigen Kaufleuten, welche Webftühle bei demjelben Meifter beſchäf— 
tigen, vorlegen und von biefen ihre Forderungen an den Meifter in das Duit- 
tungsbudy eintragen lufjen. Bleibt der Meifter Schuldner des Kaufmanns, 
für den er zu arbeiten aufhört, jo muß in dem Falle, wenn dies mit Ein- 
willigung bes legtern oder aus einem geiezlihen Grunde geſchieht, der neue 
Arbeitgeber + des Arbeitslohnes zur Dedung der in das Quittungsbudh ein» 
getragenen Schulden abhalten; hört der Meifter ohne Einwilligung des Kaufe 
manns oder ohne gejeplihen Grund für demielben zu arbeiten auf, jo muß 
der neue Arbeitgeber den frühern wegen deilen Forderungen für Materialien 
unbeihränft und wegen deſſen Gelvforderungen bis zum Betrage von 500 
Francs befriedigen. Beihäftigt endlich ein Arbeitgeber den Meifter auf einem 
Webftuhl, für den diejer fein Duittungsbuch bat, jo muß jener die Schulden 
des Meifterd aus der Materialien Rechnung unbeihränft und aus der Geld» 
Rechnung bis zu 500 Ftaucs ſofort bezahlen. 

Das Gejeg vom 18. März 1806 war zwar nur für Kon bejtimut und 
feinen ermähnten Vorſchriften lag weſentlich die Ginrihtung der dortigen 
Seiden-Induftrie zum Grunde; es enthält aber in ſeinen Schluß-Artikeln 34. 
und 35, bie Beſtimmung, daß ähnliche Räthe von Gewerbrerftändigen durch 
Repierangs- Verordnungen in andern Habritftädten eingeführt werden fünnen, 
und dann deren Attributionen die in diefem Geſetz vorgeihriebenen jein ſollen. 
Es wurden daher aud die in der Rhein-Ptevinz zur Zeit der Fremdhertſchaft 
errichteten Räthe von Gewerbrerftändigen binfichtlic ihrer Attributionen auf 
jenes Gejep verwicjen. 

Was ſodann die zum ebemaligen Großherzogthum Berg gehörigen Theile 
des Appellationsgerichts-Bezirls von Köln betrifft, jo wurden dort die relatir⸗ 
ten Vorſchriften des Geieped vom 18. März 1806, faſt wörtlich übereinftim« 
mend dur den Tit. III. Sect. V. Art. 55-66. des Defrets vom 17. Des 
zember 1811 über die Errichtung von Räthen der Gewerbverjtändigen einge 
führt (Bull. II, 26. Nr. 72. pag. 817—890 ). 

Wenn hiernach and anzunehmen ift, daß die vorgedachte Einrichtung 
von Arbeits und Ouittungsbüdern im Bezirk des Appellations-Berichtohofes 
zu Köln auf geieglihen Anotbnungen beruht, fo jind dieſe body nicht vor 
ſchriftamäßig zur Ausführung gebradt. Die Arbeitebücder find anfangs nur 
an einzelnen Orten ausgegeben nnd jeit ihr polizeilicher Iweck durch die Han» 
derbücher erreicht wurde, ganz außer Gebraud gekommen, Ebenjo waren 
die Quittungsbücher in der geſetzlich vorgeichriebenen Form nirgend praktiſch. 
Aber die in den erwähnten Geſeßen begründete Verbindlichkeit eines neuen 
Arbeitgebers zur Zahlung der Forderungen des älteren ließ man desbalb nicht 
unbenupt. Es wurden jogenannte Losſcheine üblich, d. h. einfache Beſcheini— 
gungen, die ſowohl ten Webermeiſtern als ſonſtigen Arbeitern bei ihrem Aus— 
tritt aus der Arbeit ertbeilt wurden. Im ihnen wurden die Schulden des 
Arbeiter oder Meifters an den bisherigen ÜUrbeitgeber ohne Rückſicht auf 
einen bejonderen Webjtubl vermerft und ter neue Arbeitgeber wurde, wenn er 
fih den Losichein vorzeigen lieh, für die Tilgung dieier Schulden nah Maß— 
gabe der obigen VBorichriften, und wenn der Urbeiter feinen Losſchein hatte, 


7 


für diefe Schulden unbedingt verantwortlich erachtet. Diele Berantwortlichkeit 
wurde won den Gewerbe- und Handelsgerichten iu ihren Urtheilen anerkannt. 
Die Wirkung dieſes Grundſatzes zeigte ih in der Praris für Die Arbeitneb- 
mer hoͤchſt verberblih. Der Zweck der geieplichen Borichriften war, theils im 
Interefje ber Arbeitgeber, das willkürliche Berlafien ber Arbeit zu verhindern ; 
tbeild im Intereſſe der Arbeitnehmer, ihnen zu geftatten, ihre Arbeitäfraft 
gewiffermaßen zum Pfande zu ftellen, und in Zeiten der Noth darauf won 
ihren Arbeitgebern Vorſchüſſe zu erhalten, Wiederholt und namentlih im 
Zahre 1853 wurde von einzelnen Gewerbegerihten Darauf angetragen, bie 
beſtehenden gejeglihen Vorſchriften einer Mevifion zu unterwerfen, da das 
Vorſchußgeben, beſonders bei der liuferheiniihen Imduftrie, in einer für Die 
Urbeiter hoͤchſt verberblihen Weiſe ausgeübt werde. Die Vorſchüſſe würben 
den meift leichtfinnigen Arbeitern als sin MWerbegeld gegeben, um fie für bie 
Zeit dringender Arbeit an den Darleiber zu felleln. Die Vorſchüſſe würden 
verpraßt und der verichuldete Arbeiter gerathe in ein Abhängigkeits-Verhältniß, 
welches mit der Leibeigenichaft früherer Jahrhunderte nahe verwandt jei. 
Dieje mißbräudhlihe Anwendung des Geſetzes habe eine für den Arbeilerſtand 
verberblidhe Höhe erreicht. 

Aus Beranlafiung diejer Borftelung wurden ſchon damals die Ober: 
Präfidenten und Regierungen, jowie die Handelöfammern der Provinzen Rhein» 
land und Weftphalen, ferner der GeneralsProfurator zu Köln und die Gewerbe: 
gerichte des dortigen Bezirks zu Berichten über die Notbwendigfeit einer ge- 
jeplihen Reorganilation resp. Einführung von Arbeitsbüchern aufgefordert. 
Die Mehrzahl der Gewerbegerichte hielt eine Reorganifation des Beſtehenden 
für notbwendig, obne für eine die Grundjäge der älteren Gejege im Weientli- 
eu beizubehaltende Einrichtung allgemein pafjende und praftiih durdyführ- 
bare Vorſchläge zu machen. Der General-Profurator und die Ober-Prifiden- 
ten, fowie die Mehrzahl der Regierungen und Handelsfammern, erachteten 
das SIuftitut der Arbeits- und Quittungsbücher nicht für motbwendig und 
zweckmaͤßig. 

Inzwiſchen hatte das Ober-Tribunal unterm 3. Juli 1855 im einer (Civil⸗ 
Prozeßſache eine auf das Geſetz vom 18. März 1806 gegen einen neuen Pr 
beitgeber geftüpte Klage auf Erftattung der Forderungen früherer Arbeitgeber 
aus dem Grunde abgemiejen, weil bie durch dies Gejeg vorgeihriebene Ein» 
richtung von Quittungsbüchern nicht zur Ausführung gefommen jei, die Stelle 
berjelben aber die Losicheine nicht vertreteu könnten; es fei daher bie mit 
jener ganzen Einrichtung verbundene Garantieverbindlidhkeit des neuen Urbeit⸗ 
gebers nicht eingetreten. 

Da nad biefem Urtheil des höchſten Gerichtshofes die Vorſchriften der 
betreffenden Gelege über Arbeits umdb Quittungkbücher in der Rheinprovinz 
keine präktiiche Bedeutung hatten, jo bielt es die Regierung nicht mehr für- 
nöthig, ihre förmliche Aufhebung auf dem Wege der Geleggebung zu erwir⸗ 
fen. Einzelne Gewerbegerihte, namentlich dasjenige zu Crefeld, fanden ſich 
aber durch jenes Urtbeil des Ober: Zribunals veranlaßt, nunmehr auf eigene 
Hand die niemals praftiid) gewordenen Duittungsbüdrer zu verausgaben. — 
Eine desfallfige Bekanntmachung des Gewerbegerihts zu Grefeld vom 
18. Zuli 1858 und die darüber von den Mebermeiftern erhobene Beichwerbe, 
veranlaßte dem Iuftiz-Minifter, im Einverſtändniſſe mit dem Hanbels«Minifter, 
anf Grund der jenem durch die Allerhöchſte Kabinets -Ordre vom 6. September 
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1815 (Gejep-Sammlung pag. 198.) ausdrüdlih ertheilten Befugniß, den be» 
treffenden Gewerbegerihten die Berausgabung von Duittungsbüchern um jo 
mehr zu unterjagen, ald es nicht für angemeflen eradytet werben fünne, durch 
eigenmädhtige Einführung berjelben den durch die bisherige Nichtbefolgung 
älterer gefeplicher Vorſchriften entftandenen Rechtszuſtand in einem Augenblide 
zu ändern, wo die Zwedmäßigfeit und Ausführbarfeit jener Borfchriften ohne» 
bin in Zweifel gezogen jei. 

Die durh die Schritte des Gewerbegerichts zu Grefeld betroffenen 
Webermeifter hatten fi aud während der legten Seifion beſchwerend an bas 
Haus der Abgeordneten gewandt und das leptere bat in feiner Sitzung vom 
4. Mai 1859, nad dem Antrage der Kommilfion für Handel und Gewerbe, 
die Petition der Webermeifter der Staats-Regierung zur Berüdfihtigung in 
der Erwartung überwiejen, daß dieſelbe daraus Beranlaffung nehmen möge, 
die Aufhebung resp. Ummandlung der Quittungsbücher in Betracht zu zie- 
ben. — Weber in der Kommilfion nod im Plenum des Haufes wurbe es für 
angemeffen erachtet, die fremdländiſche Geſetz- Gebung über die Arbeits» und 
Quittungsbücher aufrecht zu erhalten, und der Ueberweiſung zur Berüdfihtigung 
lag wejentlih nur die Anfiht zum Grunde, daß es bei der vom Juftiz« 
Minifter in zuläffiger und angemefjener Weile angeordneten Suäpenfion ges 
jeglicher Vorſchriften, da diejelben nicht förmlich aufgehoben jeien, nicht de» 
finitiv verbleiben Fönne, 

Um dieſem Beſchluſſe zu entiprehen, und die mehrfah von Seiten ber 
Seidenfabrifanten eingegangenen Anträge auf möglichfte Beibehaltung ber 
fraglichen Quittungsbücher nicht unberüdfihtigt zu laflen, fin? von Neuem 
Berichte ber ProvinzialeBebörben eingefordert. 

Der DOber-Präfident der Rheinprovinz, der General»-Profurator zu Köln 
und faft alle Rheiniſchen Negierungen baben fi wiederholt für unbebingte 
Aufhebung des ganzen Inftituts der Arbeits und Quittungsbücher, wie ſolches 
durch die frembländifche Gejeggebung angeordnet worden, ausgejprochen. Insbe- 
fondere hat die Regierung zu Düffeldorf, in deren Bezirk fi} die meiften Seiben- 
manufakturen befinden, jich jehr entſchieden dahin ausgeſprochen, daß das auf 
Grund der bisherigen Gejege geltend gemachte Privilegium ber Arbeitgeber 
zur Sicherung ihrer Vorſchüſſe und gelieferten Materialien im höchſten Grabe 
verderblih und demoralifirend auf den Stand der Arbeitnehmer eingewirkt 
babe. Auch bei einer Aufrehthaltung des Privilegiums in beſchränkter Weife, 
zu der überdies fein Bedürfniß obmwalte, würden dieje Mebelitände nicht zu 
vermeiden jein, 


Die Staatö-Regierung ift der Anficht beigetreten, daß bie im Bezirk bes 
Appellationsgerichthofes zu Köln beftehenden Vorſchriften über Arbeits. und 
Quittungsbücher aufzuheben find, und daß zu einer Reorganiſation dieſes 
Inftituts fein Bedürfniß vorhanden ift. 

Soweit es fi) weientlih darum handelt, den eigenmächtigen Bruch bes 
zwiſchen ben Arbeitgebern und Arbeitnehmern vereinbarten Kontraktverhältnifjes 
von Seiten ber leptern zu verhindern, und den Fabrifanten die Erfüllung 
übernommener Berpflihtungen zu ſichern, ift die Regierung nicht. abgeneigt, 
in.näbere Erwägung zu ziehen, ob ein Bebürfniß vorhanden ift, besfallfige 
Maßregeln im Wege der Gejepgebung für die ganze Monarchie zu treffen. 


Bisher ift dazu ein dringendes Bedürfniß faft nur von ben Fabrifanten, 
namentlih den Seibenfabrifunten der Rheinprovinz, behauptet, Im den übris 
gen Provinzen bat es ſich nicht geltend gemacht. Die Hauptwirkung der hier 
fraglichen Einrichtung ift aber die Feſſelung des Arbeiters an bem bisherigen 
Arbeitgeber über die ſpeziell vertragsmäßige Arbeit hinaus, und die Berhin- 
berung bes Abipenftigmacdens der Arbeiter durch konkurrirende Arbeitgeber. 
Der Arbeiter ſoll möglihft an dem Fabrikherrn gebunden fein, ber ihm eins 
mal Arbeit gegeben; er ſoll verbindert werden, dieſen zu verlaflen, felbft 
wenn er andermweit lchnendere Arbeit erhalten fann. Dielen Zweck ſuchte 
man auf Grund ber beftehenden Vorſchriften vielfältig dadurch zu erreichen, 
daß man dem Arbeiter Borihüfje aufnötbigte, die er erft abarbeiten mußte, 
bevor er ein ſaldirtes OQuitiungsbuch erhalten und auf Grund deſſelben neue 
Arbeit annehmen Eonnte. Wollte man Diele Wirfung auch nicht mehr mit 
baaren Geldvorſchüſſen verbinden, jendern auf die aus den Arbeitäverbindlich» 
feiten entſtehenden Schulden beihränfen, je würde es leicht fein, unter dieſen 
Arbeitsoerbindlichfeiten auch Geldvorſchüſſe zu veriteden, und jedenfalls würde 
eine #effelung zu neuer Arbeit übrig bleiben, wenn die übernommene aus 
Verſehen oder Unglüd, bei einer mebr oder minder ſcharfen Kritif, den Ar 
beiter ftatt Lohn Schuld gebracht hätte, 

Daß ber Arbeitnehmer abfichtlih oder auch nur aus Fahrläſſigkeit feine 
Verbindlichkeiten nicht erfülle, und ſich dadurch eriagpflichtig made, oder gar 
die ihm anvertrauten Materialien unterſchlage, ift feinesweges als Negel an« 
zunehmen. Selbſt in denjenigen Källen, in welchen der Arbeitgeber eine 
ſolche Erjagverbindlidfeit behauptet, wird fie häufig beitritten werben, Et 
heißt aber, den Arbeitgeber zum Richter in eigener Sache machen, wenn man 
ibm gejtattet, das Wrbeits» oder Quittungsbuch zurüdzubehalten und ben Ar 
beiter dadurch an der Uebernahme anderer Arbeit zu hindern, jo lange bie 
Eriagserbindlichfeit nicht feitgeftellt oder erledigt iſt. 

Dagegen fünnen prozefiualiidhe Anordnungen und erft vom Richter feit- 
zuftellende Entihädigungen den, nur auf jeine Arbeit angewielenen Arbeiter 
nicht genügend ſchützen. Am menigiten können joldye Ausnahmefälle es recht» 
fertigen, alle Arbeiter der, die freie Verwendung ihrer Arbeitskräfte jedenfalls 
ſehr erſchwerenden Führung von Arbeitd« oder Quittungsbüchern zu unterwers 
fen. Eben fo wenig läßt es fich rechtfertigen, den neuen Arbeitgeber für die 
Verſehen oder für die Verbrechen, die der Arbeiter gegen einen früberen Ars 
beitgeber begangen bat, eivilrechtlih verantwortlih zu machen. Ohne allge- 
meine Verpflichtung zur Buchführung läßt ſich das gar nicht ausführen. 
Gegen Unterihlagung müfjen die Strafgeſetze bei der Seidenfabrifation ebenſo 
ausreichen, wie bei jedem anderen Gewerbe, bei welchem vielfältig ebenſo 
foftbare Materialien dem Arbeiter anvertraut werden. Auch zu einem Privi- 
legium auf bie Arbeitskraft fann bier ein beſonderes Bedürfniß, das eine jo 
allgemeine Beſchränkung der Arbeiter rechtfertigte, nicht anerkannt werben. 
Das Privilegium würde auch gerade da, wo ed am fih von Werth jein fönnte, 
nämlich gegen nachläſſige oder gar ftrafbare Arbeiter, von geringer Wirfung 
jein. Der biöberige Arbeitgeber wird ibm, wenn er dabei fein beſonderes 
Intereffe bat, ohnehin feine Arbeit mehr geben und ein neuer Arbeitgeber, der 
es vieleicht aus Mitleid noch einmal mit ihm verſuchen möchte, wird davon 
abgehalten, wenn er fib dadurch für die früheren Verſehen und Vergehen 
eivilrechtlih verantwortlid macht. Aber gerabe auf dieſe civilrehtlihe Der 
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antwortlichkeit der meuen Arbeitgeber wird von denjenigen, welde das Jniti» 
tut der Buchführung fordern, das mweientlichfte Gewicht gelegt, weil fie in ibm 
das beſte Mittel jehen, das Abſpenſtigmachen der Arbeiter zu verhindern. 
Dies fogenannte Abipenftigmaden geht aber Hand in Hand mit dem wohl- 
begründeten Necht ber Arbeiter, ibre Arbeitskraft auf die ihnen vortbeilhaf- 
tefte Weije zu verwerthen. 
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(No. 2677.) 


LOI 
relative 


aux Manufactures, Fabriques et 
Ateliers. 
Du 22 Germinal (an XI.) 


Au nom du peuple frangaise, Bonaparte, 
premier Consul, Proclame loi de la Republi- 
que le decret suivant, rendu par le Corps 
legislatif le 22 germinal au XI. conformement 
à la proposition faite par le Gouvernement 
le 10 germinal communiquee au Tribunat le 
12 du même mois. 


Deeret. 


Titre premier 
etc. . 


Titre II. 


Des Obligations entre les Ouvriers 
et ceux qui les emploient, 


IX. etc. 

XI. Nul individu employant des ouvriers, 
ne pourra recevoir un apprenti sans conge 
d’acquit, sous peine de dommages-interets 
envers son maitre. 

XI. Nul le pourra, sous les mämes 
peines, recevoir un ouvrier s'il n'est porteur 
d’un livret portant le certificat d’acquit de 
ses engagemens, (elivrd par celui de chez 
qui il sort. 


(Rr. 2677). 


Gefeß 


in 


Betreff der Manufakturen, Babri- 
fen und Werfſtätten. 
Bom 22. Germinal. (3. XI.) 


Im Namen bes fränfiihen Wolfe, Bonaparte, 
erfter Konſul, verfündet als Gejep der Republik, 
folgendes vom gefepgebenden Korps den 22. Ger 
ninal Jahr XI. auf den von der Regierung 
gemachten Vorſchlag von 10. Germinal, welder 
den 12. nimlihen Menats dem Tribunat mit- 
getbeilt worden ift, erlaffene Dekret. 


Dekret. 


Grfter Titel 


IC. 


Citel 1. 

Bon den Verbindlichkeiten zwiſchen den 
Arbeitern und denen, die fie 
beihäftinen. 

IX. ıc. 

XI. Niemand, der Arbeiter beichäftigt, fann 
einen Lehrling ohne Entlaffungsicein annehmen, 
bei Strafe des Schaden» Eriapes gegen feinen 
Meifter. 

XI. Niemand darf, unter der nämlicdhen 
Strafe, einen Arbeiter annehmen, der nicht ein 
Arbeitebuch befigt, welches die Beſcheinigung 
über die Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten ent» 
hält, ausgeftellt von demjenigen, den er verläßt. 

2* 


XII. La forme de ces livrets et les 
regles & suivre pour leur delivrance, leur 
tenue et leur renouvellement, seront deter- 
mindes par le Gouvernement, de la manière 
prescrite pour les reglemens d’administration 
publique., 


etc, 
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XII. Die Form diefer Arbeitsbücher und 
was binfichtlich ihrer Austellung, ihres Inhalts 
und ibrer Erneuerung zu beobadten ift, wird 
von der Regierung in der für die Verordnungen 
der öffentlichen Verwaltung vorgeichriebenen Weile 
beftimmt werben. 

ꝛc. 


43 


(No. 3378.) 


ARRETE 
relatif 
au Livret dont les Ouvriers tra- 
vaillant en qualite deCompagnons 
ou Gargons, devront &tre 


pourvus. 
Paris, le 9 Frimaire (an XII.) 





Le Gouvernement de la Republique, sur le 
rapport du ministre de l'interieur, vu les ar- 
ticles XII. et XIII. du titre III. de la loi 
du 22 germinal dernier, relatif au livret sur 
lequel doivent ötre inscrits les conges delivres 
aux ouvriers; 

Le conseil d'état entendu, 

Arröte ce qui suit: 


Titre 1. 
Dispositions generales. 


Art. I A compter de la publication 
du present arröt& tout ouvrier travaillant en 
gualitdE de compagnon ou gargon devra se 
pourvoir d’un livret. 

II. Ce livret sera en papier libre, cote 
et paraph& sans frais, savoir: à Paris, Lyon 
et Marseille, par un commissaire de police; 
et, dans les autres villes, par le maire ou 
!’un de ses adjoints. Le premier feuillet 
portera le sceau de la municipalite, et con- 
tiendra le nom et le prenom de l’ouvrier, 
son äge, le lien de sa naissance, son signa- 
lement, la designation de sa profession, et 
le nom du maltre chez lequel il travaille. 


(Nr. 3878.) 


Beſchluſt, 


betreffend 


das Buch, welches die Arbeiter, die 
als Geſellen oder Jungen arbeiten, 
haben müſſen. 
Paris den 9, Frimaite (3. XII.) 


Die Regierung der Republif, auf ben Bor« 

trag des Minifters des Innern, angeleben bie 

Artikel XII. und XUL des Titels III. des 

Geſetzes vom 22, legten Germinals, das Buch 

betreffend, im welches die den Arbeitern ertheil- 

ten Berabihiedungen eingeichrieben jein müfjen; 
Nah Anhörung des Staatsratbe, 
Beſchließt was folgt: 


Erfter Titel. 
Allgemeine Berfügungen, 


Erfter Artikel. Bon der Berfündigung die- 
jed Beſchluſſes an zu vechnen, ſoll jeder Arbeits: 
mann, der als Gelelle oder Junge arbeitet, mit 
einem Buche verſehen fein. 

U. Dieſes Buch ſoll auf frei Papier, 
ohne Koften cotirt und parapbirt werben, name 
lich: zu Paris, Lyon und Marieille von einem 
PolizeirKommilfar, und in deu andern Städten 
von dem Maire oder einem jeiner Adjunkten. 
Das erſte Blatt ſoll das Snfiegel der Muni- 
zipalität führen, und die Namen und Bornamen 
des Urbeiters, fein Alter, jeinen Geburtsort, fein 
Signalement, die Angabe feines Gewerbes ‚und 
den Namen des Meiiters, bei welchem er arbeitet, 
enthalten. 


III. Independamment de l’ex&cution de 
la loi sur les passeports, l’ouvrier sera tenu 
de faire viser son dernier cong& par le maire 
ou son adjoint, et de faire indiquer le lieu 
oü il propose de se rendre. 


Tout ouvrier qui voyagerait sans ätre 
muni d’un livret ainsi vise, sera réputé va- 
gabond, et pourra £tre arröt& et puni comme 
u 


Tltire EI. 


De l’Inscription des conges sur le 
Livret, et des Obligation imposees A 
cet egard aux Ouvriers et à ceux 
qui les emploient. 


IV. Tout manufacturier, entrepreneur, 
et generalement toutes personnes employant 
des ouvriers, seront tenus, quand ces ou- 
vriers sortiront de chez eux, d'inscrire sur 
leurs livrets un congé portant acquit de leurs 
engagemens, s’ils les ont remplis. 


Les conges seront inscrits sans lacunes, 
& la suite les uns des autres; ils enonceront 
le jour de la sortie de l’ouvrier. 

V, L’ouvrier sera tenu de faire inscrire 
le jour de son entree sur son livret, par le 
maltre chez lequel il se propose de travail- 
ler, ou, à son defaut, par les fonctionnaires 
publics designes en l’article II, et sans frais, 
et de deposer le livret entre les mains de 
son maitre, s’il exige. 

VI. Si la personne qui a occupe l’ou- 
vrier, refuse, sans motif legitime, de remettre 
le livret ou de delivrer le conge, il sera pro- 
odd& contre elle de Ja maniere et suivant le 
mode &tablis par le titre V. de la loi du 
22 germinal. En cas de condamnations, les 
dommages-interöts adjuges à l’ouvrier seront 
payes sur-le champ. 


VII. L’ouvrier qui aura regu des avan- 
ces sur son salaire, ou contracte l’engage- 
ment de travailler un certain temps, ne 
pourra exiger la remise de son livret et la 
delivrance de son conge, qu’apres avoir ao- 
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III. Unabhängig von der Vollziehnng des 
Gejepes über die Päſſe, joll der Arbeiter gebal« 
ten ein, feinen legten Abichied von dem Maire 
oder feinem Adjunften vifiren und den Ort ans 
geben zu lafjen, an welden er fi binzubegeben 
geionnen ift. 

Jeder Arbeitsmann, der obne ein jeldher- 
maßen viſirtes Bud reift, ſoll als Landſtreicher 
angeſehen werden und kann als folder verhaftet 
und beftraft werden. 


Titel II. 


Bon der Einfhreibung der Abidiede in 

das Bud, und von den Berbindlidfeiten, 

die desfalls den Arbeitäleuten und denen, 
die jie befhäftigen, auferlegt find. 


IV. Jeder Manufafterift, Unternehmer und 
insgemein alle Perſonen, weldye Arbeiter beſchäf— 
tigen, find verpflichtet, wenn Diele Arbeiter bei 
ihnen austreten, in ibre Bücher einen Abſchied 
zu ſchreiben, der eine Beiheinigung über bie 
Erfüllung ihrer Verbindlichfeiten, wenn fie jelde 
erfüllt haben, enthalten muß. 

Die Abſchiede find ohne Lüden, einer gleich 
nadı dem andern, einzulchreiben; fie geben ben 
Tag an, an weldyem der Arbeiter ausgetreten ift, 

V. Der Arbeiter ift gebalten, ben Tag 
jſeines Gintritts von dem Mieifter, bet dem er 
arbeiten will, oder, in jeiner Ermangelung, von 
den im Artikel II. bezeichneten öffentlichen Beam: 
ten, foftenfrei einjchreiben zu laſſen, und das 
Bud dem Meifter, wenn er es begebrt, zu über» 
geben. 

VI. Weigert ſich die Perſon, die den Ar— 
beiter beichäftigt bat, ohne rechtlichen Grund, 
das Bud zurüdzugeben, oder den Abſchied aus— 
zuftellen, jo soll gegen fie auf die Meije verfah— 
ren werden, wie e& der Titel V. des Geſetzes 
vom 22. Germinal vorſchreibt. Im Fall einer 
Verurtbeilung follen die Schaden- und Koften« 
Vergütungen dem Arbeitsmaun auf der Stelle 
ausbezahlt werden. 

VII. Der Qrbeiter, der auf jeinen Lohn 
Vorſchuß erbalten, oder die Verbindlichkeit ein« 
gegangen bat, eine gewiſſe Zeit lang zu arbeiten, 
fann die Nüdgabe feines Buches und die Er- 
tbeilung feines Abſchiedes nicht eber begebren, 


quitte sa dette par son travail et rempli ses 
engagemens, si son maitre l'exige. 


VIII: S’il arrive que l’ouvrier soit oblige 
de se retirer parce qu’on lui refuse du 
travail ou son salaire, son livret et son conge 
lui seront remis, encore qu'il n’ait pas rem- 
bours& les avances qui lui ont te faites: seu- 
lement le ereancier aura le droit de mention- 
ner la dette sur le livret. 

IX. Dans le cas de l’article precedent, 
ceux qui emploieront ulterieurement l’ouvrier, 
feront, jusqu'à entiere liberation, sur le pro- 
duit de son travail, une retenue au profit du 
ereancier. 

Cette retenue ne pourra, en aucun cas, 
exc&der les deux dixiömes du salaire journa- 
lier: lorsque la dette sera acquittee, il en 
sera fait mention sur le livret, 

Celui qui aura exerc& la retenue, sera 
tenu d’en prevenir le maitre au profit du- 
quel elle aura &t& faite, et d’en tenir le mon- 
tant & sa disposition. 

X. Lorsque celui pour lequel l'ouvrier 
a travaillö ne saura ou ne pourra &crire, ou 
lorsqu'il sera decede, le conge sera delivre, 
aprös verification, par le commissaire de po- 
lice, le maire du lieu, ou l'un de ses adjoints, 
et sans frais. 


Titre Ill. 


Des Formalites ä remplir pour se 
procurer le Livret, 


XI. Le premier livret d'un ouvrier lui 
sera expedie, 1* sur la prösentation de son 
acquit d’apprentissage, 2° ou sur la demande 
de la personne chez laquelle il aura travaille, 
3° ou enfin sur l’affirmation de deux ci- 
toyens patents de sa profession, et domici- 
lies portant que le petitionnaire est libre de 
tout engagement, soit pour raison d’appren- 
tissage, soit pour raison d’obligation de tra- 
vailler comme ouvrier. 

XII. Lorsqu'un ouvrier voudra faire 
coter et parapher un nouveau livret, il re- 
presentera l’ancien, 
sera delivrdE qu'après qu'il aura été verifie 
que lancien est rempli ou hors d’etat de 


Le nouveau livret ne 
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als bis er ſeine Schuld durch feine Arbeit ger 
tifgt und feine Berbinblichfeiten erfüllt bat, ſo— 
fern dies der Meifter verlangt. 

VIII. Begiebt ea fih, daß ein Arbeiter 
genötbigt ift, ſich Fertzubegeben, meil man ibm 
Arbeit oter jeinen Lohn verlangt, ſo follen ihm 
jein Bub und fein Abſchied gegeben werden, 
ebwobhl er die ibm gegebenen Vorſchüſſe nicht 
zurüdbezablt bat: nur bat der Gläubiger das 
Recht, die Schuld in dem Bude zu vermerfen. 

IX. Im Kalle des vorltebenden Artikels 
iellen diejenigen, die den Arbeiter ſpäter beichäfr 
tigen, ibm bis zur völligen Tilgung der Schuld 
an dem Ertrag feiner Arbeit einen Abzug zum 
Reiten des Gläubiger machen. 

Diejer Abzug darf, in feinem Fall, Die zwei 
Zehntel vom Tagelohne des Arbeiter überſchrei- 
ten: nach Abtragung der Schuld wird foldyes 
in dem Buche vermerft. 

Der, welder den Abzug gemadt bat, ift 
gehalten, ven Meifter davon zu benachrichtigen, 
zu defien Beften er ftattfindet, und den Betrag 
davon ibm bereit zu balten. 

X. Wenn der, bei weldem ber Arbeiter 
beſchäftigt geweſen, nicht jhreiben fann ober mit 
Tod abgebt, jo jell der Abſchied, nad Feftitellung 
der Sachlage, som Polizei» Kommiffar, dem 
Maire des Orts oder einem jeiner Adjunften, 
ohne Koften eriheilt werden. 


Titel III. 


Bon den Formalitäten, diezu beobadten 
jind, um jid das Bud zu verjhaffen. 
XI. Das erite Buch eines Arbeiters ſoll 
ibm ausgefertigt werden, 1. auf Vorzeigung der 
Beiheinigung über erfüllte Lehrzeit; 2. oder auf 
Begehren der Periom, bei welcher er gearbeitet, 
3, oder endlich auf die Verſicherung zweier ans 
häffiger patentirter Bürger feines Gewerbes, daß 
der Begebrende von aller Verpflihtung, ſowohl 
in Anſehung der Lehrlingsſchaft, ald der Ver 
bindlichkeit ala Gejelle zu arbeiten, frei ift. 


XU. Wenn ein Arbeiter ein neues Bud 
cotiren und paraphiren lafjen will, fo muß er 
das alte vorzeigen. Das neue Buch wird erft dann 
ertheilt, wenn fejtgejtellt ift, daß das alte voll 
oder zu fernerem Gebrauch untauglih ift. Die 


servir. Les mentions des dettes seront trans- 
portees de l’ancien livret sur le nouveau, 

XII Si le livret de l’ouvrier etait 
perdu, il pourra, sur la representation de 
son passe-port en rögle, obtenir la permis- 
sion provisoire de travailler, mais sans pou- 
voir ötre autoris6 à aller dans un autre lieu, 
et ä la charge de donner à l’oflficier de po- 
lice du lieu, la preuve qu’il est libre de tout 
engagement et tous les renseignemens nöces- 
saires pour autoriser la delivrance d'un nou- 
veau livret, sans lequel il ne pourra partir. 

XIV. Le grand-juge, ministre de la ju- 
stice, et le ministre de l’intdrieur, sont char- 
ges de l’ex&cution du present arröte, qui sera 
inserd au Bulletin des lois, 


Le premier Consul: 
signe Bonaparte. 


Par le premier Consul: le secretaire -d’etat, 
signe Hugues B. Maret. 


Le ministre de l’interieur, 
signe Chaptal. 


Certifie conforme: 
Le Grand-Juge, Ministre de la Justice. 


(L.S) Begnler. 
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E dulden » Erwähnungen follen and dem alten 
Buche in das neue itbertragen werben. 

XII. Geht das Buch bes Arbeiter ver- 
loren, je fann er auf Borzeigung eines regel ⸗ 
mäßigen Paſſes einftweilig Erlaubniß erhalten, 
zu arbeiten, aber nit, am einen anderen Drt 
zu geben, er muß dem Polizei Kommiffar des 
Orts den Beweis liefern, daß er von aller Ber 
pflichtung frei it, und alle Aufichläffe geben, 
bie nötbig find, um die Ertbeilung eines neuen 
Buches zu rechtfertigen, ohne welches er nicht 
fortreilen fann. 

XIV. Der Grofridter, Minifter der Juſtiz 
und ber Minifter des Iunern find, jeder in jo 
weit es ibn betrifft, mit der Vollziehung bes 
gegenwärtigen Beſchluſſes, der in die Geſetſamm · 
lung aufzunehmen ilt, beauftragt. 


Der erfte Koniul: 


unterichrieben: Bonaparte. 


Auf Befehl des erften Konfuls: der Staats. 
Sefretair, 
unterjhrieben Sugues B. Maret. 


Der Minifter des Junern, 
unterjhrieben Ehaptal. 


Als gleichlautend beicheinigt: 
Der Grofrichter, Minifter der Zuftiz. 
(L. 8) Megnier. 
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LOI 


portant 


etablissement d’un Conseil de 
Prud’homimes & Lyon. 
Du 18 Mars (1806). 


Napoleon, par la gräce de Dieu et les con- 
stitutions de la Republique, Empereur des 
Frangais, ä tous presens et à venir Salut. 

Le Corps legislatif a rendu, le 18 mars 
1806, le deeret suivant, conform&ment a la 
proposition faite au nom de l’Einpereur, et 
après avoir entendu les orateurs du Ccnseil 
d’etat et des sections du Tribunat le m&me 
jour. 


Deeret. 


Titre premier. 
etc, 


Titre III. 
Des Reglemens de compte, et de la 
Police entre les maitres d’atelier 
et les negocians, 


20. Tous les chefs d’atelier actuellement 
etablis, ainsi que ceux qui s’etabliront & 
l’avenir, seront tenus de se pourvoir, au con- 
seil de prud’hommes, d'un double livre d’ac- 
quit pour chacun des metiers qui feront tra- 
vailler, dans la quinzaine à dater du jour de 
la publication pour ceux qui travaillent, et 
dans la huitaine du jour ol commenceront à 
travailler ceux qu’ils monteront à neuf. 
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Gefetz 


wegen 


Errichtung eines Rathes der Ge— 
werbeverſtändigen zu Lyon. 
Vom 18. März (1806). 


Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die 
Verfaſſung der Republik Kaiſer der Franzoſen, 
allen Gegenwärtigen und Zufünftigen Gruß. 

Das gejepgebende Korps bat, den 18. März 
1806, folgendes Dekret erlaffen, in Ucbereinftims 
mung mit dem im Namen des Kaifers gemach— 
ten Vorſchlage, und nah Anhörung der Redner 
des Staatäratbs und der Seftionen de3 Tri 
bunats an demjelben Tage. 


Dekret. 
Erſter Titel, 


%. 


Citel 111. 

Bon den Nebnungsjhlüjien und von 
der Polizei zwiiden den Werkſtatt— 
meiftern und den Öandelsleuten. 

20. Alle Werkftattmeifter, welche dermalen 
etablirt find, ſowie diejenigen, melde ſich in 
Zufunft etabliren, find gebalten, fi) bei dem 
Rathe der Gewerbverftändisen mit einem dope 
pelten Quittungsbudre für jeden der Werkſtühle, 
worauf fie arbeiten laffen, zu verſehen und zwar 
binnen fünfzehn Tagen nad der Verfündigung 
für Diejenigen, welde am Arbeiten find, und, fo 
viel diejenigen betrifft, welde fie neu zufammen- 

3 


Sur ce livre d’acquit, paraphe et nume- 
rote, et qui ne pourra leur &tre refuse lors 
mörne qu'ils n’auraient qu’un metier, seront 
inscrits les noms, prönoms et domicile du chef 
d’atelier. 

21. Il sera tenu au conseil de proud'- 
hommes un registre, sur lequel les dits livres 
d'acquit seront inserits; le chef d'atelier 
signera sil le sait, sur le registre, et sur le 
livre d’acquit qui lui sera delivre. 


22. 
d'acquit du metier qu'il destinera au nego- 
ciagt-manufagturier, entre ses mains, et pohrra, 
il le desire, en exiger un recepissk, 


Le chef d’atelier deposera le livre 


23. Lorequ'un chef d’atelier cessera de 
travailler pour un uegociant, il sera tenu de 
taire noter sur le livre d’acquit, par le dit 
negociaut, que le cbef d'atelier a soldé son 
eompte; ou dans le cas contraire la declara- 
tion du negociant specifiera la dette du dit 
chef datelier. 


24. Le neguciant possesseur du livre 
d'acquit le fera viser aux autres negocians 
ocsupaut des metiers dans le meme atelier, 
qui &nonceront la somme due par le chef 
d’atelier, dans le cas oü il serait leur debiteur. 


25, Lorsque le chef d’atelier restera de= 
biteur du negociant manufacturier pour lequel 
il aura cesse de travailler, celui qui voudra 
lui donner de l’ourrage fera la promesse de 
reteeir la huitiöme partie du prix des fapons 
du dit. ouvrage, en faveur du nägociant dont 
la crdance sera la plus ancienne sur le dit 
zegistre, et ainsi auccessivement, dans le cas 
oü la chef d’atelier negociant du consentement 
de ce dernier ou pour cause legitime: dans 
le cas. contraire, le negociant-manufacturier 
qui voudra oocuper le chef d’atelier, sera tenu 
de solder celui qui sera reste creancier en 
compte des matiöres non obstaut toute Jette 
anterieure, et le corapte d’argent jusqu’ä 
eing cent francs. 
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jepen, binnen adt Tagen, von dem Tage an 
gerechnet, wo Diejelben zu arbeiten anfangen. 

In dieſes parapbirte uud nummerirte Quits 
tungsbudh, welches ihnen nicht verweigert werden 
faun, jelbft wenn fie nur einen Werfjtubl baben, 
werden die Namen, Bornamen und der Wohn» 
ort des Merkitattmeifters einzeichrieben. 

21. Bei dem Rathe ber Gewerbverftindigen 
wird ein Regiſter gebalten, in welches jene Duite 
tungsbücher eingeichrieben werden; der Werkftatt- 
meifter unterichreibt, wenn er es verftebt, in bem 
Regifter und in dem ibm ertbeilten Duittungs* 
buche. 

22. Der Werkſtattmeiſter hinterlegt das 
Quittungebuch des Werkſtuhle, welches er für 
einen Haudelsmanu-Manufakluriſten beſtiumt, 
in deſſen Hände, und kann, wenn er will, einen 
Empfangſchein fordern, 

23. Wenn ein Werkitattmeifter aufhört, für 
einen Handelsmann zu arbeiten, jo ift er gebal» 
ten, ven dieſem Handelemann in dem Duittungss 
bude bemerken zu kaljen, daß ter Werlftattmei- 
fter jeine Rechnung jaldirt bat eder in dem 
entgegengejegten Falle muß die Erklärung des 
Haudelsmannes die Schuld des Werfftattmeifters 
genau angeben. 

24. Der Handelewann, welder im Beige 
des Quittungebuches ift, läßt es son andern 
Handeleleuten, welche Werkftüble in der näm— 
lien Werkjtatt beichäftigen, vifiren, und Diele 
mũſſen, falls der Werkftattmeifter ibr Schuldner 
ift, die Eumme angehen, welche ihnen der Werl» 
ftattmeifter verſchuldet. 

25. Neun ter Werkitatimeifter Schuldner 
des Handelemann-Manufakturiften verbleibt, für 
welchen er zu arbeiten aufgebört bat, fo muß 
derjenige, welcher ibm Arbeit geben will, das 
Verſprechen abgeben, ibm den achten Theil Des 
Preiies der Façonnirung jener Arbeit zurüdbes 
halten und zwar zu Gunften des Handeleman— 
nes, deſſen Forderung nach dem Regiſter die 
ältejte ift, und jo fort, falls der Werkitattmeifter 
für diefen Handelämann zu arbeiten, mit deſſen 
Einwilligung oder aus einer geſetzlichen Urſache 
aufgehört hat; im dem entgegengejegten Falle ift 
der Handelsmanı » Manufafturift, welcher ben 
Werkjtartmeilter beichäftigen will, gehalten, den⸗ 
jenizen, welder in der Materialien » Rechnung 
Gläubiger geworden ift, ohne Rückſicht auf 


26. La date des dettes qui les chefs 
d’atelier auront contractees avec les negocians 
qui les auraient occupes, sera regardee comme 
certaine vis-aA-vis des negocians et, maitres 
d’atelier seulement, et, ä l'effet des dispositions 
portees au present titre, aprös l’apurement 
‘ des comptes, l’inscription de la declaration 
sur le livre d’acquit et le visa du bureau des 
prud’'hommes. 

27. Lorsqu’un negociant -manufacturier 
aura donné de Touvrage à un chef d’atelier 
depourvu de livre d'acquit pour le metier que 
le negociant voudra oocuper, il sera condamne 
a payer comptant tout ce que le dit chef 
d’atelier pourrait devoir en compte de ma- 
tieres, et en compte d’argent jusqu’& cinq 
cents franes. 


28. Les declarations ci-dessus prescrites 
seront portees par le negociant-manufacturier, 
sur le livre d’acquit reste entre les mains du 
chef d’atelier, comme sur le sien, 


etc, 


Donne en notre palais des Tuileries, le 
28 Mars de l'an 1806, de notre regne le 
second. 


Signe Napolceon. 


Vu par nous Archi-Chancelier de !’Empire. 
Signs Cambhac6res. 


Par ’Empereur: 
l,e Ministre Secre- 

. taire d'etat. 
Sign‘ Hugues 

u. Maret. 


l,e Grand-Juge, Mi- 
nistre de Ja ‚Justice. 


Sie Reguier. 


frühere Schulden und bie Geldrechnung bis zur 
Summe von fünfhundert Franken zu jaldiren. 

26. Das Datum der Schulden, weldye tie 
Herfftattmeifter bei den fie beikäftigenden Han- 
delelenten gemadt haben, wird, allein den Han» 
belstenten und Verfitattmeiftern gejenüber, und 
in Beziehung auf die in Dem gegenwärtigen 
Titel enthaltenen Verfügungen, als gewiß an— 
geisben, Abſchließung Der Rechnungen, der Eintra« 
gung ter Erflärung in das Duittungsbud und 
den Viſa des Büreaus der Gewerbverftändigen, 

27, Wenn ein Handelsmann-Manufakturiſt 
einem Weikſtattmeiſtet Arbeit giebt, welder für 
den Werkſtuhl, den der Handeldmann einnehmen 
will, nicht mit einem Quitturgsbuche verjehen 
ift, wirb er veruetbeilt, Alles baat zu zablen, 
was beiagter Werlftattmeifter auf der Materia« 
lien Rechnung und was er auf der Geldrechnung 
verichuldet, bid zur Summe ven fünfhundert 
Franken. 

28. Die oben vorgeſchriebenen Erklärungen 
werden von dem Handelsmann-Manufakturiſten 
in das in den Händen des MWerfftattmeifters ver 
bliebene Duittungsbuh, ſowie in das feinige, 
eingetragen. 

ꝛc. 


Gegeben im Palaſt der Tuilerien, den 
28. März, Jahr 1806, dem zweiten unferer 
Neyierung. 


Unterſchriebeu: Mapoleon. 


Gegeben ven uns Erzkanzler des Reicht, 
Unterzeichnet: Gambaceres. 


Auf Befehl des Kaiſers. 
Der Grofrichter, Anftige Der Staats-Sekretair, 
Minifter, 
Unterihr.: Megnier. Interihr.: Hugues 
B. Maret. 


(No. 7.) 


DECRET 


relatif 


aux obligations r&ciproques les 
ouvriers et des personnes qui 
les emploient. 


Au Palais de Fontainebleau, le 3 Novembre 
1809, 


Napolson, Empereur des Frangais, Roi 
d’Italie, Protecteur de la Confederation du 
Rhin etc. 

Sur le rapport de Notre Ministre de 
l’interieur, 

Nous avons deerete et deeretons ce qui 
suit, 


Tiire IT. 
etc. 


Titre II. 
Des livrets. 


3, 


Forme et delivrance des livrets. 


XXV. Tout ouvrier travaillant en qua- 
lite de compagnon ou de gargons, deyra ötre 
porteur d’un livret contenant ses noms et 
prenoms, son äge, le lien de sa naissance, 
son signalement, sa profession et Je nom du 
maitre chez lequel il travaillait au moment 
oü le livret lui aura &te delivre. 

Les livrets seront cotes et paraphes par 
le maire du lieu et porteront le sceau de la 
municipalite. 
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Defret, 


bie 
gegenfeitigen Werbindlichfeiten der 
Arbeiter und Arbeitgeber be- 
treffend, 


Im Palaft zu Rontainebleau, den 3. Novem- 
ber 1809, 


Napoleen, Kaiſer der Franzoſen, König ven 
Italien, Beihüser des Rheinbundes u. ſ. w. 


Wir haben auf den Bericht Unjeres Mi: 
niiterd des Innern verordnet und verordnen wie 
folgt: 


Erfter Titel. 


N, 


Zweiter Titel, 
Von den Arbeitsbiidyerit. 


g. I. 

Form und Ertheilung der Bücher. 

Art. 25. Jeder, welcher als Geſell oder 
Knecht arbeitet, muß ein Buch haben, welches 
enthält ſeine Namen und Vornamen, ſein Alter, 
ſeinen Geburtsert, ſein Signalement, ſeine Pro— 
feſſion und den Namen des Meiſters, bei wel— 
chem er zur Zeit, als er das Buch erhalten, in 
Arbeit war. 

Die Bücher werden von dem Maire des 
Orts mit Seitenzahlen und mit feinem Namends 
zuge, jowie mit dem Munizipalitätsfigel verjeben. 
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XXVL Les maires sont autorises à char- 
ger les commissaires de police ou les ad- 
joints, de coter, parapher, delivrer, viser et 
enregistrer les livrets, et d’y inscrire les cer- 
tificats et declarations dont il sera parle ci- 
apres, 


XXVII. Ces operations, inseriptions et 
enregistrements se feront sans delai et gra- 
tuitement, d’apr&s les formes prescrites et ä 
la requisition des personnes qui y auront 
droit. 

XXVII. Les compagnons et garcons 
actuellement eınployes, sont tenus de se pre- 
senter, dans les mois qui suivra la publica- 
tion du present, au maire de la commune 
dans laquelle ils se trouvent, pour obtenir Ja 
delivrance des livrets. 

XXIX. 
d’apprentissage ne 


Les individus qui sortiront 
pourront commencer ä 
travailler comme compagnons ou gargons, 
qu’apr&s avoir repu des livrets conformeinent 
aux dispositions ci-dessus, 

XXX. Le premier livret d’un ouvrier 
lui sera delivre sur la presentation de son 
acquit d’apprentissage, ou sur Ja demande du 
maitre chez lequel il travaille, ou sur la pro- 
duction d’un conge en bonne forme et de 
date recente, ou enfin sur l’affirmation de 
deux eitoyens domicilies et patentes de sa 
profession, portant que le petitionnaire est 
libre de tout engagement, soit pour raison 
d’apprentissage, soit pour obligation de tra- 
vailler comıne ouvrier., 


XXXI 


un nouveau livret, le maire se fera represen- 


L ırsqu’un ouvrier demandera 


ter laucien et s’assurera s'il est rempli ou 
hors d’etat de servir, et s’il n’en a été ex- 
trait ou retranche aucune fenille, 


XXXII. 


maire pourra en delivrer un nouveau, ä 


Si le livret est en regle, le 


charge d’y reporter tous les articles de Jettes 
mis ä la charge de llouvrier et non encore 
acquittös, et d’y faire mention que west le 
second on le troisieme, 


XXXIII. 


ou incomplet, le maire pourrait delivrer, sur 


Si l’ancien livret était perdu 


Art. 26. Die Maire find beredtigt, ben 
PolizeirKommiffairen oder Beige rbneten aufzu- 
tragen, die Bücher mit den Seitenzablen und 
Namendzügen zu bezeichnen, fie abzugeben, zu 
vifiren, einzuregiftriren, und die Beideinigungen 
und Grflärungen, son welchen hernach Rebe 
jein wird, in biejelben einzufchreiben. 

Art. 27. Dieje BVerrichtungen, Einſchrei⸗ 
bungen und Einregiffrirungen geſchehen ohne 
Verzug und umentgeltlih, nad der vorgeichrier 
benen Weile und auf Anjuchen der dazu Beredh- 
tigten. 

Urt. 28. Die Gejellen und Knechle, welche 
jegt in Dienſten fteben, müſſen fih, innerhalb 
eines Monats nah Berfündigung Ddiejet, bei 
dem Maire der Gemeinde, in der fie fi aufs 
halten, einfinden, um ein Buch zu erhalten. 


Art. 29. Diejenigen, welche aus ber Lehre 
treten, dürfen nicht cher anfangen, ala Gejell 
oder Knecht zu arbeiten, bevor fie, in Gemäß— 
beit der obigen Berfügungen, ein Bud erhalten 
haben. 

Art. 30. Das erſte Buch erhält der Ar— 
beiter auf Vorzeigung jeines Lehrbriefes oder 
auf Anfucen des Meiftert, bei dem er arbeitet, 
oder auf Vorlegung eines fur; vorber ausgeitell» 
ten förmliden Abſchieds oder auf die Verſiche— 
rung zweier anſäſſiger und yatentifirter Bürger 
von feiner Profeiften, daß er, ſowohl in Ans 
ſehung ber Lehrzeit als ter Gelellenarbeit, von 
aller Verbindung frei ſei. 


Art, 31. Wenn ein Arbeiter ein neues Bud 
verlangt, jo wird der Maire fih das alte vor 
weiien lafjen und fich überzeugen, daß es volls 
gichrieben oder zun fernern Gebraude außer 
Stande und daß fein Blatt ausgeriſſen oder 
ausgeſchnitten ift. 

Art. 32. Wenn das Bud im der Ordnung 
ift, je fann der Maire ihm ein neues geben, 
jededy müſſen alle Artikel von Schulden, welde 
der Arbeiter gemadt und nech nicht abgeführt 
bat, wieder im daſſelbe eingetragen, und es muß 
zugleich darin bemerft werden, daß dies bas 
zweite oder dritte Bud) ſei. 

Art. 33. Sollte das alte Bud verloren 
gegangen oder unvollftändig fein, jo kann de 


l'attestation de deux citoyens, une autorisa- 
tion provisoire de travailler dans la commune, 
à charge par l’ouvrier de prouver, dans un 
temps donne, qu'il avait obtenu son premier 
livret dans les formes rögulieres et de rap- 
porter un conge de son dernier maitre, 

Il ne lui sera accorde de nouveau livret 
qu’aprös qu'il aura satisfait A ces obligations. 


XXXIV. Notre Ministre de l’interieur 
est charge de faire un röglement pour assu- 
rer luniformite et la regularit@ des livrets ü 
delivrer l’etendue du Grand- 
Duche. 


dans toute 


8.2. 


Effets du livret relativement ä la 
police, 


XXXV. Toutes les fois qu’un ouvrier 
voudra quitter une mairie pour aller travail- 
ler dans une autre, il Jevra presenter son 
livret au maire, qui visera le dernier cong6, 
certifiera la signature du maltre qui l’aura 
donne, ou sa declaration s’il ne sait &crire, 
indiquera le lieu ot l’ouyrier aura declare se 
rendre, et fera apposer à cöte de sa signa- 
ture le sceau de la mairie. 


XXXVI. Le livret ainsi vise et scellc 
servira de passeport & l’ouvrier qui ne se 
trouvera pas dans l'üge de la conspriction 
pour se transporter dans la commune de- 
signee si elle est situde dans le Grand-Duche. 
Les ouvriers nuxquels les dispositions des 
reglemens relatifs à la conseription sont appli- 
cables, devront prendre des passeports dans 
la forme prescrite par les instrurtions spe- 
ciales publices à cet eflet. 

XXXVII Avant de pouvoir cominencer 
à travailler chez un maitre, et au plus tard 
trois jours aprös son arrivee dans la com- 
mune, l'ouvrier devra se presenter au maire 
et produire son livret. 

XXXVII. S'il a pris des engagemens 
dans la mairie, il en sera fait mention sur 
le livret; s'il n’a pas truuve d’ouvrage, le 
maire lui accordera le visa pour se rendre 
dans une autre commune à son choix, 


Maire ibm auf ein Zeugniß zweier Bürger pro+ 
viſoriſch erlauben, in der Gemeinde zu arbeiten, 
unter der Verbindlifeit für ten Arbeiter, in 
einer beſtimmten Friſt Den Beweis, daß er jein 
erfles Bud in der regelmäßigen Form gebabt 
babe, und einen Abihird son jeinem legten Mei- 
jter keizubringen, Es jell ibm fein neues Buch 
bewilligt werben, bis er dieſen Erforderniſſen 
genügt bat. 

Art. 34. Unſer Minifter des Innern ift 
beauftragt, eine Anorduung zu erlaſſen, woburd 
die Gleihmäßigfeit und ordentlihe Einrichtung 
dieier Bücher im ganzen Großherzogthum geſichert 
wird. 

$. 2. 

Wirfungen der Arbeitsbüder in 

polizeilicher Hinſicht. 

Art. 35. So oit ein Arbeiter aus einer 
Mairie in tie andern geben will, um da zu 
arbeiten, mus cr jein Bud dem Maire vorzeigen, 
weldyer alsdann ten legten Abſchied vifirt, die 
Unterſchrift des Meijters, der ihn ertheilt hat, 
oder wenn dieſer des Schreibens unerfahren ift, 
deſſen Erklärung beigeinigt, den Ort bemerft, 
wohin der Arbeiter ſich nad) feiner Ausjage bes 
geben will, und feiner Unterſchrift Das Mairice 
fiegel beifegen läßt. 

Art. 36. Diejes alje viſirte und brfiegelte 
Bud wird dem Arbeiter, wofern er fi nicht 
im Alter der Konjfriptien befinder, zum Pafle 
dienen, um ſich in die angegebene Gemeinde zu 
verfügen, wenn Diefe in Dem Großherzogthum 
gelegen iſt. Diejenigen Arbeiter, auf welde die 
Derrüqungen der Konjfriptiens » Verordnungen 
anwendbar find, müſſen Päſſe in der dur bie 
befanut gemachten beionderen Inftruftienen vor 
gejchriebenen Zorm nachſfuchen. 

Art. 37. Ehe der Arbeiter anfangen darf, 
bei einem Meifter zu arbeiten, und ſpäteſtens 
drei Tage nadı feiner Ankunft in der Gemeinde, 
muß er zum Maire geben und dieſem jein Bud 
vorlegen, 

Art. 38. Wenn er in der Gemeinde Ars 
beit übernommen bat, jo mug jelches in dem 
Bud vermerkt werden. Hat er feine Arbeit ges 
funden, jo wird der Maire ihm das Vila erthei— 
len, um fi nad) Belieben in eine andere Ge— 
meinde zu begeben, 
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XXXIX. Je maitre qui aura regu dans 
sa maison ou employ6 dans ses ateliers un 
ouvrier dont le livret n’anrait pas été pre- 
alablement soumis au viea du maire du hen, 
sera condamne aux peimes etablies pur les 
reglemens de police contre ceux qui logent 
des &trangers sans en avertir Fautorité locale 
et sauf l’application de punitions plus fortes 
si l’ouvrier &tait conserit, déserteur ou cou- 
pable de delits graves. 


XL. Les livrets ne peuvent suppleer au 
passeport que dans linterieur: il faudra un 
passeport en rögle pour franchir les frontieres 
soit à l’entree, soit à la sortie du Grand-Duche. 


XLI. Les ouvriers etrangers qui seront 
entres dans le Grand-Duche avec passeports 
et qui se trouveront pourvus de livrets regu- 
liers delivres par les autorites de leur pays 
pourront les conserver, s’en servir aux usages 
indiques par le present, et les faire renouveler. 
Ceux, non munis de livrets mais porteurs de 
passeports en rögle, pourront obtenir des li- 
vrets en s’adressant au ımaire dans le ressort 
duquel ils se proposent de travailler, et en 
remplissant les formalites prescrites par lar- 
tice XXX. 

XLII. 
et qui ne pourra presenter son livret düment 
vise et scelle, ou fournir deux repondans 
domicilies et possessionds, sera regarde comme 
vagabond, arräte et detenu au depöt de men- 
dieitE jusqu’a ce qu'il ait rempli les condi- 


Tout individu se disant ouvrier 


tions necessaires pour abtenir un livret. 


XLIII. 


livret est trouve dans Yatelier d’un maitre 


pendant 
est notoirement au ser- 


Si l'ouvrrier qui n’a point de 
ou fabricant, ou sl est arröte 
le temps 
vice du dit maitre, celwi-ci sera condamne 
outre les Varticle 
XXXIX, a une amende &gale au montant 
de sa patente, et qui sera double en cas de 
residire, 
XLIV. 
gistres particuliers dans lesquels seront inscrits: 


qu'il 
peines mentionndes ä 
Les maires tiendront des re- 


1) Les ouvriers, compagnons et gargons 
auxquels il aura été delivre des livrets; 


Art. 39. Der Meifter, welder einen Ars 
beiter, deffen Buch nicht vorkiufig dem Orts— 
Maire zum Bija vorgelegt worden, im fein Haus 
aufgenommen oder im jeiner Werkftätte beſchäftigt 
bat, wird zu der Etrafe verurtheilt, die in deu 
Polizei · Vererdnungen wider diejenigen feftgeiept 
ift, welche Fremde beherbergen, ohne foldes ber 
Ortsbehörde anzuzeigen; mit Vorbehalt jhärfe: 
rer Abndung, wenn der Arbeiter ein Konifribir- 
ter, ein Deierteur oder jhwerer Verbrechen ichul« 
biz ift. 

Art, 40. Die Bücher können nur im In— 
nern des Landes ſtatt der Pilfe dienen. Es 
wird ein fürmlidyer Reiſepaß erfordert, um die 
Grenzen des Großherzegtbums beim Gin» ober 
Ausgange zu überichreiten. 

Art. 41. Die fremden Arbeiter, welche mit 
Pillen in das Greßherzogthum gefonnen find, 
und welche fürmlid eingerichtete Bücher von den 
Vebörden ihres Landes haben, künnen diejelben 
behalten, fi ihrer zu dem chen angezeigten Ge« 
braude bedienen und fie erneuern lafjen. 

Diejenigen, welche feine Bücher aber orbent» 
tiche Pille baben, können Bücher erhalten, wenn 
fie ih an den Maire, in deſſen Bezirk fie zu 
arbeiten gedenfen, wenden, und die im Ars 
til 30. vorgeichriebenen Förmlichkeiten beob— 
achten, 

Art. 42. Ieder, der fid) als Arbeiter ans 
giebt, aber fein mit dem Viſa und dem Siegel 
gebörig verſehenes Bud aufnmeiſen noch zwei in 
der Gemeinde wehnende und anfäffige Bürger 
jtellen fann, jell als Landſtreicher eingezogen und 
in dem Depot für Bettler jo lange bewahrt 
werden, bis er die zur Erhaltung eines Buches 
metbmendigen Bedingungen erfüllt haben wird. 

Art. 43. Wem ter Arbeiter, weldjer fein 
Bud bat, in der Werkftätte eines Meifterd oder 
Fabrifanten angetroffen, oder während der Zeit, 
da er bei jenem Meifter effenkundig im Dienft 
ift, verhaftet wird: je wird lerterer außer den 
im Art. 39. bemeldeter Strafen in eine feinem 
Patent gleihfommende Geldbuße verurtheilt und 
diefe im abermaligen Uebertretungsfalle verdop⸗ 
pelt. 

Art. 44, Die Maire balten befondere Re 
gifter, in welche fie eintragen: 

1) Die Arbeiter, Geſellen und Kuechte, welche 
Bücher erhalten haben; 


2) Ceux qui auront presente leurs livrets 
en declarant vouloir travailler dans la 
commune; 

3) Ceux qui auront demande le visa pour 
voyageur, 

Les modöles de ces registres seront 
donnes par notre Ministre de l’interieur, 


$. 3. 


Usage du livret dans les rapports 
entre le mattre et l’ouvrier. 


XLV. L’ouvrier est tenu de faire in- 
scrire sur son livret le jour de son entree, 
par le maitre chez lequel il s’engage & tra- 
vailler, ou à son defaut par le maire de la 
commune, et de deposer son livret entre les 
ınains de son maitre s’il l’exige. 


XLVI. Toute personne qui emploie un 
ouvrier est tenue, lorsqu'il sort de chez elle 
et qu’il a accompli son temps et ses obliga- 
tions, de lui remeitre son livret et d’y in- 
scrire un conge portant acquit de ses enga- 
gemens, ou, si elle ne sait &erire, de faire 
sa declaration au maire, qui inscrira le conge, 


XLVI. Si la personne qui a occupe 
louvrier refuse sans motif legitime de lui 
remettre son livret ou de deliyrer le conge, 
elle y sera contraint par le maire, et l’ou- 
vrier aura droit, pour chaque jour de retard 
à une indemnite &gale au triple du prix or- 
dinaire d’une journde de travail. 


XLVII. Si le maitre a perdu ou de- 
nature le livret, on en delivrera un nouveau 
A ses frais, sans prejudice des dedommage- 
mens qui pourraient ötre dus à l'ouvrier, et 
d’une amende qui pourra s’elever jusqu'au 
montant de sa patente., 

XLIX. Louvrier, qui aura repu des 
avances sur son salaire, ou contracte l’enga- 
gement de travailler, soit pendant un temps 
fixe, soit jusqu’a l’achövement d’un certain 
ouvrage, ne pourra exiger la remise de son 
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2) Diejenigen, welche ihre Büͤcher vorgezeigt 
und erflärt haben, in Der Gemeinde ars 
beiten zu wollen; 

3) Diejenigen, weldye das Bija verlangt haben 
un ſich auf Reiſe zu begeben. j 
Unjer Minifter des Innern wird das Mufter 

zu dieſen Regiftern vorjchreiben. 


$. 3. 


Gebraud der Bücher in den Berbältnifjen 
zwiſchen dem Meifter und dem 
Arbeiter. 


Art. 45, Der Arbeiter ift gebalten, durch 
den Meifter, bei dem er fich verdingt, oder in 
Ermangelung defjen durd den Maire der Ge» 
meinde den Tag feines Eintrittes in den Dienft 
in jein Bud) eintragen zu laſſen, und joldes, 
wenn jein Meifter es verlangt, bei dieſem zu 
hinterlegen. 

Art. 46. Jeder, der einen Arbeiter in 
Dienfte nimmt, ift gehalten, ibm, wenn er fein 
Haus verläßt oder feine Zeit ausgebalten und 
feine PVerbindlichfeiten erfüllt bat, ſein Bud 
wieder zuzuftellen, und in dafjelbe einen Ab— 
ſchied, mit der Beiheinigung über den Vollzug 
feiner Berbindlichfeiten einzujchreiben, oder, wenn 
er nicht jchreiben kann, foldhes dem Maire ans 
zuzeigen, welcher alsdann den Abichieb einſchrei— 
ben wird. 

Art. 47. Wenn derjenige, bei dem ber Ar- 
beiter gearbeitet bat, ohne rechtlichen Grund fi 
weigert, ibm fein Buch wiederzugeben ober den 
Abſchied zu ertbeilen: jo wird er dazu durch 
den Maire angehalten und der Arbeiter ift als— 
dann für jeden Verzugstag zu einer dem breis 
fahen gewöhnlichen Preije einer Tages: Arbeit 
gleichfonmenden Entſchädigung beredhtigt. 

Art. 48. Wenn der Meifter das Buch ver 
[oren, verderben oder abgeändert bat, jo wird 
auf deſſen Keſten ein neues ertbeilt, abgejehen 
von dem, dem Arbeiter etwa gebübrenden Scha— 
denerjage und von einer Geldbuße, welde fid) 
bis zu Dem Betrage jeines Patents belaufen kann. 

Art. 49. Der Arbeiter, welcher Vorſchüſſe 
auf jeinen Lohn erhalten oder auf eine gewiſſe 
Zeit zu arbeiten oder eine gewilje Arbeit zu 
vollenden ſich anbeiihig gemadt bat, fann fein 
Bud nicht eher zurüdfordern, noch jeinen Ab» 


livret et la delivrauce de son conge, qu’apres 
avoir rempli son engagement ou acquitte sa 
dette par son travail. 


L. Si le maitre consent au depart de 
l’ouvrier, encore qu’il n’ait ni fini son temps 
ni acquitt6 sa dette, ou si l’ouvrier est oblige 
de se retirer parce qu’on lui refuse de tra- 
vail ou son salaire, ou enfin si le contrat 
d’engagement est r&solu pour l’une des causes 
mentionndes aux articles XXIL et XXIIL, 
le livret sera remis à l'ouvrier avec Je conge; 
"mais s'il reste debiteur envers son maitre, 
oalui-ei aura Je droit de porter sur le livret 
lg montant de ses pretentions. 


LI. Seront &galement portes sur le livret 
et sans prejudice des autres moyens de pour- 
suite, les dommages - inter&ts que l’ouvrier 
devrait & son maltre pour inexecution de ses 
engagemens ou pour toute autre cause, con- 
formement & l’artice XXIV. 

Les dedommagemens dus par le waitre 
devront ötre payds sur-le-champ. 


LII. Si l’ouvrier à qui il revient un 
dedommageınent est en mäme temps debi- 
teur pour avances regues, ou- si celui qui 
doit une indemnite a son maitre est en 
meme temps erdancier pour salaires &chus, il 
y.aura lien à compensation jusqu’ä concur- 
rence, et l’excödant seulement sera payd par 
le maitre ou porte sur le livret. 


LIII. Ne seront susceptibles d’&tre por- 
t6es sur le livret, pour avances faites, que 
les sommes qui ne surpasseront pas le mon- 
tant des gages accordes pour six mois. 
Toute avance d’une somme plus forte sera 
regardde comme prôt d’argent et sera röglee 
d’apr&s les lois generales, 

LIV. Ceux qui emploieront ulterieure- 


ment l’ouvier feront, sur le produit de son | ipäter beichäftigen, 
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ſchied bezebren, bis er jeine Verbindlichkeiten 
erfüllt oder jeine Schuld dur Arbeit getilgt 
hat. ; 

Art. 50. Wenn der Meifter einwilligt, daß 
der Arbeiter vor Ablauf feiner Zeit oder vor 
Tilgung jeiner Schuld weggebt, oder wenn der 
Arbeiter genötbigt ift wegzugeben, weil man ibm 
entweder Arbeit oder feinen Lohn verweigert, 
oder endlich, wenn der Dienftvertrag aus einem 
son den Artifeln 22. und 23. angeführten Grün« 
den aufgehoben it: jo wird dem Arbeiter 
das Buch mit dem Abſchirde wiedergegeben: 
wenn er aber jeinem Meifter mit Schuld ver- 
baftet bleibt, jo bat dieler das Recht, den: Bes 
trag feiner Korderungen in dem. Bude zu bes 
werfen. . 


Art. 51. Gleihfalld wird in dem Buche 
unnachtbeilig aller andern Zwangsmittel, der 
Schaden bemerkt, wegen deſſen der Arbeiter jeir 
um Meifer, weil er feine Berbindlichkeiten wicht 
erfüllt bat, oder aus fonft einem Grunde, im 
Gemaͤßheit des Artifeld 24. verbunden ift. 

Die Entſchädigung, zu welcher der Meifter 
verpflichtet ift, muB auf der Stelle geleiftet wer 
ben. 


Urt. 52, Wenn der Arbeiter, dem eine 
Entihädigung gebührt, zu gleicher Zeit Schulb«. 
ner von empfangenen Vorſchüſſen ift, oder wenn 
derjenige, ber jeinen Meifter entihäbigen muß, 
zu gleicher Zeit verfallenen Lohn zu forbern bat: 
jo werden die Echuld und die Forderung zu 
einem gleichen Betrize gegen einander aufgeho— 
ben und nur der Mehrbetrag wird entweder von 
dem Meifter abgeführt oder in dem Bude ver- 
merkt. 


Art. 53. Nur die Vorſchüſſe, welche den 
Betrag des vereinbarten ſechſsmonatlichen Lohn 
nicht überfteigen, dürfen in das Bud eingetras: 
gen werben. Jeder höhere Vorſchuß wird als 
geliebenes Geld betrachtet und nach den allges: 
meinen Geſetzen bebambelt. 


Art. 54. Diejenigen, welche den Arbeiter 
iollen ibm an dem Betrage 
4 Ji 


r 
+ 


travail et jusqu’ä concurrence des sommes 
dues d’apres le livret, une retenue succes- 
sive qui ne pourra, dans aucun cas, exc&der 
le cinquieme du salaire journalier de l’ou- 
vrier, 


LV, Lorsque la somme de la retenue 
sera égale à celle de ka dette, il en sera fait 
mention sur le livret, et le maitre qui l’aura 
faite sera tenu d’en prevenir le ereancier et 
d'en tenir je montant à sa disposition. 


LVI. Si louvrier quitte avant d’ötre 
libere, il lui sera fait un decompte, et le 
restant seulement de la dette sera report à 
sa charge pour &tre acquitte au moyen des 
retenues que son nouveau maitre exercera, 


LVIL Le maitre qui negligerait de 
‚faire la retenue prescrite cidessus serait tenu 
de payer au creancier de l’ouvrier, la valeur 
d’un einquieme du prix ordinaire des jour- 
ndes, pour le temps qu’il aurait employé 
l’ouvrier et jusqu’a concurrence de la somme 
due, 


LVIll. La retenue fixée par l’article 
XLIV, s’etend à tout ce que l’ouvrier regoit 
en change de son travail; mais pour eviter 
-Jes difhicultes qui pourraient resulter de 
l’evalustion des fournitures qui lui seraient 
faites en nature, la retenue ne s’operera que 
sur la portion des gages payable en nume- 
raire, et ce dans les proportions suivantes: 

Un cinqui&me, ei l’ouvrier n’est retribue 
qu’en argent; et deux tiers s’il recoit la hour- 
riture et le logement., 


LIX. Toute stipulation de salaires, con- 
traire aux usages des lieux et tendante & 
faire eluder l’exercice de la retenue, sera re- 
garddee comme faite en fraude, et le maitre 
qui l’aura consentie restera responsable du 
psiement des dettes de l’ouvrier jusqu'à con- 
eurrence du cinquiöme du prix ordinaire des 
journdes, ainsi qu'il est ordonne par larticle 
LVIL 
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jeiner Arbeit und bis zu dem Belaufe deilen, 
was er nad dem Büchelchen veridultet, vor und 
nad einen Abzug machen, der aber in feinem 
Falle den fünften Theil des Tagelohns überfteis 
gen darf. 


Art. 55. Wenn der Betrag des Abzuges 
der Schuld gleih ift: je wird joldhes in dem 
Bude bemerkt, und der Meifler, welcher den 
Abzug gemacht bat, muß dem Gläubiger davon 
Nachricht geben, und den Betrag zu beilen Ber . 
fügung bereit halten, 


Art. 56. Wenn der Arbeiter weggebt, ebe 
er jeine Schuld bezablt bat, jo wird mit ihm 
abgerechnet und nur, was er jchuldig bleibt, 
wird als Schuld in das Buch eingetragen, um 
mitteljt der von jeinem neuen Meifter zu maden- 
den Abzüge getilgt zu werben. 


Art. 57. Der Meifter, welder den oben 
vorgeichriebenen Abzug zu machen verjäumen 
würde, iſt gebalten, dem Gläubiger des Arbeiters 
den fünften Theil eines gewöhnlihen Tagelohns 
für die Zeit, welde ber Arbeiter bei ihm geare 
beitet bat und bis zu dem Betrage der ſchuldi— 
gen Summe, zu zablen. 


Art. 58. Der im Artikel 44. beftimmte 
Abzug erftredt fih auf Alles, was der Arbeiter 
für feine Arbeit erhält; um aber den Schwie- 
rigfeiten vorzubeugen, welde aus der Schägung 
von Natural-Lieferungen entitehen könnten, jo 
wird der Abzug nur an dem in Geld zu zah— 
lenden Lohne ftatthaben und zwar folgender 
mafen: 

Ein Aünftel, wenn ber Arbeiter nur in 
Geld bezahlt wird, und zwei Drittel, wenn er 
Koft und Wohnung erhält. 


Art. 59, Jede Lohnäbeftimmung, welde 
dem Drtöberfommen entgegen ift und babin 
zielt, den Abzug zu vereiteln, wird angejehen, 
als wenn fie argliftiger Weile gemacht worden, 
und der Meifter, ber fie bewilligt bat, bleibt für 
die Schulden des Arbeiters bis zum Fünftel des 
gewöhnlichen Tagelohns verantwortlih, wie in 
dem Artifel 57. vorgejchrieben ift. 


27 


Titre III. 
etc. 


Signe: Napoleon. 


Par l’Empereur: 


ILe Ministre Secretaire d'état. 
Signe: Hugues B. Maret. 


Pour ampliation: 


Te Commissaire imperial dans le Grand- 
Duche de Berg. 
Signe: Comte Beugnoet. 


Dusseldorf, le 30 Decembre 1809. 


Certifie conforıne: 


Le Ministre de [Interieur et de la ‚Justice, 
Comte de Nesselrode. 


Dritter Citel 


ı 


Unterichrieben: Mapoleon. 


Auf Befehl des Kaiſers: 


Der Minifter Etaatsjefretair. 
Unterihrieben: Sugo B. Maret. 


Kür gleicdlautende Ausfertigung: 
Der Kaiſerliche Kommifjair im Greßherzogthum 
Berg. 
Unterſchrieben: Graf Beugnot. 


Düſſeldorf, den 30. Dezember 1809. 


Als gleihlautend beicdeinigt: 


Der Minifter des Innern und der Juftiz: 
Graf v. Meffelrode. 


4* 


(No. 71.) 


‘-Deeret imperial 
sur 
l’etablissement des conseils de 
prud’hommes. 


Au Palais de Tuilieries, le 17 Decembre 
1811. 


N apoleon, Empereur des Frangais, Roi 
d’Italie, Protecteur de la Confederation du 
Rhin, Mediateuır de la Confederation Suisse 
etc. Sur le rapport de notre Ministre et Se- 
erötaire-d’etat du grand-duche de Berg, 

Nous avons decrete et deeretons ce qui 
suit: 


Titre premier, 
etc, 


Titre III. 


Dispositions röglementaires sur les 
fonctions des prud’hommes. 


Section premiere. 
etc. 


Section V. 
Des livres d’acquit. 

LV. Tous les chefs d’atelier actuelle- 
ment etablis ou que s’etabliront A l’avenir, 
seront tenus d’avoir un livre d’acquit en 
double, pour chacun des metiers qu'ils feront 
travailler, 

Les livres contiendront Ja designation 
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(Nr. 71.) 


Kaiſerliches Dekret 


wegen 
Errichtung der Räthe von Gewerb— 
verftändigen. 


Am Palaft der Zuilerien den 17. Dezember 
1811. 


Napoleon, Kaiſer ber Franzoſen, König von 
Italien, Beihüper des Rheinbundes, Vermittler 
tes Schmeizerbundes ıc. 
Auf den Bericht Unjeres Minifterd und 
Staatsſekretairs des Großherzogthums Berg, 
Haben Wir verordnet und verordnen was 
folgt: 
Erſter Titel, 
ꝛc. 
Dritter Titel. 


Verfügungen über die Amtéfunktionen 
der Gewerboerftändigen. 


Erſter Abſchnitt. 


ꝛc. 
Fünfter Abſchnitt. 
Auittungsbücher. 

Art. 55. Alle Werkftattmeiiter, Die bereits 
etablirt find, oder ſich künftig etabliren werden, 
find verpflichtet, Für jeden Webſtuhl, auf wel— 
dem fie arbeiten laſſen, ein Quittungsbud in 
duplo zu haben. 

Diefe Bücher enthalten die Bezeichnung 


du metier, le nom, prenoms, et domicile | des Webſtuhle, den Namen, Vornamen und 
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du chef d’atelier, et devront Ötre presentes 
au Conseil de prud’hommes dans la quitizaine 
a dater de &on installation, ponr les mötiers 
qui sont deja en activit6; et dans la huitaihe 
da jour ol Commeneeront a travailler ceux 
qui serönt mis en activite par la suite. 


LVI. Les dispositions de l’article pr& 
cedent sont applicables à tous les chefs d’a- 
telier et ouvriers patents, travaillant pour 
les fabricans, lors mdme qu'ils N’auraient 
qu’un seul Mnetier. 

LVII. Les livres d'atquit seront cotes, 
paraphes et nume&rotes par le president ou 
le vice-president et seront annotes sur um 
registre partichlier onrert ü cet effet an se- 
eretariat da conseil. Ils seront remis au 
chef d’atelier Apres quil aura appose Aa 
signatute sur le regisire et sur les livres 
d’aequit: s’il ne sait signer, le secretaire en fera 
mention aux articles ou la signature anrait 
dn ötre apposee, 


LVII. Toutes les fois qu’un chef d’ate- 
lier afleetera un metier au service d’un mar- 
ehand-fabricant, il sera oblige de lui remet- 
tre, sous reeepisse, le double du livre d’ac- 
quit de ce metier. 

LIX. Lorsque le chef d’atelier cessera 
de travailler pour un fabricant, il sera tenu 
de faire inscrire sur le livre d’aequit, par le 
dit fabricant, une declaration portant qu’il a 
solde son compte ou qu’il est restd redevable 
d’une certaine somme qui devra Atre exaute- 
ment &nohcte, 

LX. Le negociant qui sera depositaire 
d’an livre A’acquit, le fera viser aux autres 
negocians qui oceupent des metiers dans le 
m6me Atelier, afin qu’ils puissent y_porter 
les sommes qui leur seraient dues par le chef 
d’atelier. Si le livre d'acttuit ne leur était 
pas presente, ils auraient le droit d’en re- 
querir- l’exhibitiov, qui serait ordonnee par 
le conseil de prud’hommes, 


LXI. Lorsque le chef W’atelier sera teste 
debiteur d'un negociant- manufacturier pour 
Jequel il Aura cesse de travailler, soit pur 


Wohnort bes Werfftatineifterd und müffen dem 
Rath der Gewerbserftändigen in Betreff ber 
Webſtuhle, die ſchon in Betrieb find, binnen 
vierzehn Tagen vom Tage der Jnſtallation, 
und in Betreff derer, welche fünftig in Betrieb 
gelegt werben ſollen, binnen acht Tagen, vom 
Tape, wo die Arbeit beginnt, an gerechnet, vor 
gelegt werben. 

Art. 56. Die Beitimmungen des vorigen 
Artikels finden auf alle Werkftattmeifter und 
patentifirten Arbeiter, welche für Fabrifanten ar» 
beiten, felbft wenn fie nur ein Webſtuhl haben, 
Antbenk ung. 

Art. 57. Die Quitkungsbücher werden von 
dent Präfidenten oder Vice-Präſidenten foltirt, 
parapbitt und numerirt, und in em befonderes 
Nerzeihntß eingetragen, welches zu dieſem Behuf 
in dem Sekretarlat des Rathes offen liegt. Der 
Weitſtattmeiſter ſchreibt feinen Namen ſowohl in 
das Verzeichniß, als aud in die Quittungsbü— 
der und erhält letztere ſodann zurüd. Bft der— 
ſelbe Schreibens unerfahren, fo bemerft ſolches 
der Sekretair da, wo die Namensunterſchrift 
bitte erfolgen ſollen. 

Art. 58. Jeder Werkftattmeifter, ber mit 
ſeinem Webſtuhl für einen Fabrifanten arbeiten 
will, muß demſelben gegen Empfängſchein das 
Duplum des Quittungebuchs ven dieſem Mebs 
ſtuhl verabfolgen. 

Art. 59. Hört der Werkſtattmeiſter auf, 
für einen Fabrikanten zu arbeiten, ſo muß er 
von dem lepteren in dem Ouittungsbuche fich 
eine Erklärung dabin abgeben laſſen, daß er 
feine Rechnung getilgt babe, eder daß et eine 
genau anzugebende Summe hoch verſchulde. 


Art. 60, Der Kaufmann, bei welden ein 
ſolches Ouittungsbuch niedergelegt ift, legt fol« 
dies den übrigen Kaufleuten, welche in bderfel- 
ben Wertſtatt Webſtühle beſchäftigen, zur Eins 
fi sot, uns ven Bettag deſſen, was ihnen bet 
Mertitattmeifter verſchuldet, darin dinttagen zu 
fünnen. Wird ihnen das Quittungebuh nicht 
vorgelegt, fo find fie befugt, die Verlegung bei» 
felben zu fordern, melde alsdann ber Rath der 
Gewerbverſtaͤndigen verfügt: 

Art. 61. Iſt der Merfitattmeifter einen 
Kaufmann, für den er, fei es mit wechleljeitiger 
Einwilligung wder ſonſt aus andern gegründeten 


consentement reciproque ou par tout autre 
motif valable, celui qui lui donnera de l’ou- 
vrage prendra l’engagement de retenir la 
huitiöme partie du prix des fagons du dit ou- 
vrage, en faveur du negociant dont la eréance 
sera la plus ancienne sur le livre d’acquit, 
et ainsi successivement jusqu’a ce que toutes 
les dettes soient &teintes, ou que le chef 
d’atelier cesse de travailler pour lui. 


LXIU. Si le chef d’atelier debiteur a 
cesse de travailler pour un negociant-fabri- 
eant sans son consentement ou sans cause 
legitime, negociant - facricant 
mention le d’acquit, et celui 
qui occupera ensuite le chef d’atelier sera 
tenu de rembourser en entier la somme 
due en compte de matieres, nonobstant toute 
dette anterieure, et de solder en outre le 
compte d’argent jusqu’a cing cents fıancs, 
sans prejudice des retenues à faire ult«rieure- 
ment, s’il y a lieu, en vertu de l’article pre- 
oedent, 


le en fera 


sur livre 


LXIU. Si le chef d’atelier se croit lese 
par les annotations que le facricant aurait 
faites sur le livre d’acquit, soit à l’egard de 
la nature et de la quotite des dettes, soit ä 
l’egard des motifs pour lesquels il aurait 
cesse de travailler, il aura son recours au 
conseil de prud’hommes. 


LXIV. La date des dettes contractees 
par, le chefs d’atelier envers les manufactu- 
riers qui les auront occupes, sera regardee 
comme certaine vis-A-vis des negocians et 
maitres d’ateliers seulement, et ä l’effet des 
dispositions de la presente section, apres 
l'apurement des comptes, l’inseription de la 
declaration sur le livre d’acquit et le visa du 
bureau particulier des prud’hommes, 


LXV. Lorsqu'un negociant - fabrieant 
donnera de l’ouvrage à un chef d’atelier de- 
pourvu de livre d’acquit pour le metier qui 
devra &tre occupe, il sera tenu de payer tout 
ce que le chef d’atelier pourrait devoir en 
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Urfachen, nicht mehr arbeitet, noch etwas ſchul⸗ 
dig geblieben, jo übernimmt derjenige, welcher 
ibm nene Arbeit giebt, die Verbindlichkeit, von dem 
dem Meifter für die Arbeit zu zahlente Lohne, 
zum Vortheil des Kaufmanns, welder nad) dem 
Quittungsbuche Die ältefte Forderung bat, den 
achten Theil einzubebalten. Hiermit fährt er fort, 
bis nach und nad alle Schulden abgetragen 
find, eder der Werfftattmeifter für ihn zu arbei« 
ten aufbört. 

Art. 62. Dit der Werfftattmeilter einem 
Fabrikanten nedy ſchuldig, hört aber ohne jeine 
Einwilligung und ohne rechtlichen Grund für 
ibm zu arbeiten auf, fe vermerkt er die Schuld 
in dem Duittungsbude, und derjenige, welder 
künftig dieſem Meifter wieder Arbeit giebt, ift 
alatanı verpflichtet, das, was derſelbe für gelie— 
ferte Arbeitsftoffe verihulter, ganz zu berichti— 
gen, wenn aud nech Ältere Schulden vorhanden 
find; außerdem muß er Die geleifteten Geldvor« 
ſchüſſe bis zum Betrage von 500 Franfen abıra« 
gen, und zwar abgejeben von den Abzügen, die 
er nad) Vorſchrift des vorigen Artifeld in vors 
fommenden Fällen ned ferner zu maden 
bat. 

Art. 63. Glaubt der Werfftattmeifter, daß 
ibm durch die Bemerkungen Des Fabrifanten in 
dem Quittungebuche, jei es nun in Hinſicht der 
Art und des Betrages der Echuld oder in Hins 
fidht der Gründe, aus denen er die Arbeit einge 
ftellt bat, Unrecht geſchehen ſei, je kann er des— 
balb feinen Rekurs an den Rath der Gewerb- 
verftändigen nehmen. 

Art. 64. Das Datum der sen den Werk— 
itattmeiftern mit den Fabrifanten, in deren Ars 
beit fie fteben, Eontrabiiten Schulden wird — 
jedvod bloß in Beziehung auf die Kaufleute und 
Werkſtattmeiſter unter ſich und hinſichtlich der 
Wirfjamfeit der Verfügungen des gegenwärtigen 
Abſchnitis — als feititehend angeieben, wenn die 
Rechnungen abgejhlojien, die Erklärungen in dem 
Quittungsbude vermerkt und von dem bejonderen 
Büreau des Rathes der Gewerbverftindigen vifirt 
find. 

Art. 65. Giebt ein Kaufmann einem Werl- 
ftattmeifter Arbeit, der mit feinem Quitlungsbuche 
für den Webftuhl, den er beichäftigen will, ver» 
jeben ift, je muß er nicht nur Alles bezahlen, 
was dieler Meifter aus früheren Zeiten auf ge 


compte des matieres et de solder en outre le 
compte d’argent jusqu’a cing cents francs, 
comme il est prescrit à l’article LXII. 


LXVI, Les declarations prescrites par 
les articles LIX., LX., LXI. et LXIV,, 
seront portees par le negociant-manufacturier 
sur le livre d'acquit qu'il aura entre les 
mains et sur celui du chef d’atelier qui devra 
le produire ä cet eflet, toutes les fois qu’il en 
sera requis, 

etc. 


Signe Napoleon. 
Par l’Empereur: Le Ministre et Secre- 
taire-d’ötat du grand duche de Berg. 
Sign Le Comte Moederer. 


Pour ampliation: Le Commissaire im- 
perial dans le grand-duch@ de Berg. 


Signe Le Comte Beugnot. 
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lieferte Stoffe jchuldig fein könnte, jondern aud) 
außerdem die etwaigen Geldverihüffe bis zu 
500 Franfen abbezahlen, wie ſolches im 62, Ars 
tifel verordnet iſt. 

Art. 66. Die in den Artifeln 59, 60., 62. 
und 64. verordneten Grflärungen werben von 
ten Kaufleuten jowobl in dem Duittungsbudhe, 
welches fie jelbft in Händen haben, als auch in 
dem, meldes bei dem Werlſtattmeiſter berubt, 
vermerkt, zu welchem Behuf legterer das feinige 
auf Verlangen jedes Mal vorlegen muß. 

ic. 


Unterzeihnet: Napoleon. 
Auf Befehl des Kaiſers: Der Minifter und 
ES tnatsjefretär bes Großherzogthums Berg. 
unterihr. Graf Möderer. 
Für gleihlautende Abſchrift: Der Failer 
libe Kommiſſar im Großberzegtbum Berg. 
unterjhr. Graf Beugnot. 
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2 166. 


Haus der Abgeordneten, 
Seſſion 1861. 


Antrag. 


Graf v. Cieszkowski und Genoffen. Das hohe Haus wolle beſchließen: 

In Anbetracht des Art. 1. der Wiener Schluß » Afte vom 
9, Suni 1815 und des Art. 3. des Vertrages vom 3, Mai 1815, 
weldye den Polen im Großberzogtbum Pofen „nationale Ein» 
rihtungen“ und zwar jolde, „welche die Erhaltung ihrer Natio— 
nalität ſichern,“ gewährleiſten; 

In Anbetracht, daß unter den „nationalen Einrichtungen,“ 
resp. unter „Einrichtungen, welche die Erhaltung der Nationali— 
tät ſichern“ follen, die Unterrichts» und Bildungs » Anftalten für 
die heranwachſende Jugend eine ter erften Stellen einnehmen, 
weil fie eben der Zufunft diefer Nationalität gelten; 

In Anbetracht, daß es am dergleihen „nationalen Einrich— 
tungen” im Großberzogtbum Pojen feble; 

ber Staats⸗Regierung die Erwartung auszuſprechen, 
daß dem Bedürfniſſe, resp. gänzlichen Mangel ſolcher Einrichtun— 
gen Abhülfe geſchebe. 


Motive 


find oben ald Erwägungsgründe angegeben und außerdem in den zahlreichen 
Anträgen ber früheren Sabre in Fülle von allen möglihen Gefihtspunften 
aus beigebradt worden. 


Graf. Cieszkowski, als Antragfteller. 
Unterftügt durch: 


Graf v. Mielzynsfi (Wreſchen). v. Moramsfi. Dr. £ibelt. Graf 

v. Skorzeweki. v. Bentfomsfi. Wyczynski. v. Zoltomwsfi (Kros 

toſchin). v. Stablemwafi. v. Chlapowski. Graf Plater. Pilasti, 

v. Zoltowski (Bull. v. Potworowsti. Dr. v. Niegolewski. Graf 
v. Dzialynski. v. Lyskowski. 
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N 167. 
Haus der Ubgeordneten. 
Eciion 1860. 


Antra g. 


v. Bonin (Genthin) und Genoſſen. Das Haus der Abgeordneten wolle 
nachfolgenden Gejep-Entwurf beſchließen: 


Geſetz-Entwurf, 
betreffend 
die Abänderung einer Beftimmung im $. 20. des Geſetzes vom 2. März 
1850, über die Errichtung von Rentenbanfen (G.⸗S. Nr. 3,234.) 





Im Namen Seiner Majeität des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, Regent, 
verordnen unter Zuftimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


Bi 


Der im 2. Eape des $. 20. in dem Gefepe über die Errihtung von 
Rentenbanfen vom 2. März 1850 (Nr. 3,234.) feſtgeſtellte Minimaljag von 
fünf Silbergroſchen, bis zu weldhem bei Zerftüdelungen rentenpflidtiger Grund» 
ftüde die jofortige Ablöfung der vertheilten Nentenbetrige durch Kapitalzahs 
lung nad den Vorſchriften des $. 23. 1. e. verlangt werten fann, wird auf 
Einen Thaler erhöbt. 

$. 2. 

Diefe Beftimmung findet aud auf die den Provinzial-Rentenbanfen nad 
$. 58. J. c. zur Mitverwaltung überwiejenen Tilgunge-Kaſſen-Renten, - und 
auf die nah $. 64. ]. c. regulirten Demainen-Renten Aumendung. 


v. Bonin (Genthin), Antragfteller. 


Unterftügt durch: 
Schellwitz. v. Fock. Weſtermann. Glödner v. Salviati. Lente, 
Edler Herr zu Putlig. Reid. Riebold. Freiherr Raitz v. Frentz. 
Hoffmann. Burghart. Gellern. Mathis (Glogau). v. Carlowitz. 
v. Bardeleben. v. Eynern. Martens. Meyer. Kautz. Scheder. 
Goetz. Stilke. Amecke. Heine Kruſe. Dr. Fall. Schwenzner. 
Freiherr v. Reibnitz. Beſcherer. Ebert. v. Leſſing. v. Uthmann. 
Schröder. v. Keſſel. Lucke. v. Arnim Meuſtettin). Graf Renard. 
Sreiberr v. Hiller. v. Zaſtrow. v. Sihler. v. Leipziger. Diethold. 
Freiherr v. Seydlißz. v. Bismark. Graf r. Pückler. v. Weiher. 

v. Hanſtein. 


Motive, 


Durd die im $. 20. Alinea 2. des Nentenbauf:Gejeges ent 
baltene Beltimmung, nad welcher in Diemembrations» Fällen 
Theilrenten s Beträge von weniger als 5 Sgr. auf Berlangen der 
Nentenbank- Direktionen von den Pflihtigen durch Kapitalzahlung 
abgelöft werden müfjen, wurde bezwedt, die Zeriplitterung ber 
son den Rentenbanfen zu erbebenden Amortifations-Kenten in zu 
fleine Peträge zu verbindern uud jo die Verwaltung vor den 
Nachtheilen einer zu großen Vermehrung der einzelnen Renten und 
pflichtigen Grundftüce in Felge von Diemembrationen zu ſchühen. 
Dieſer Zweck ift jede, wie im Laufe von 9 Jahren die Erfah— 
rung überzeugend dargethan bat, bei einem Minimalfage von nur 
5 Sgr. nicht zu erreichen, indem bisher in den meiften Fällen die 
repartirten Theiltenten mehr betragen haben. Es ift jegar öfters 
vorgefommen, daß Ländliche Befigungen, auf weldyen eine Rente 
von 20 Nıhlrn. und darüber rubete, im viele einzelne Parzellen 
— bis zu 40 und mehr — gerheilt find, ohne daß die Kapitals 
Ablöfung aud nur einer einzigen der Theilrenten hat bean« 
ſprucht werden fünnen. Die Anzahl der einzelnen Renten und 
Grundftüde, welche durch Diemembrationen auf die Dauer ber 
Amortilationd:Periode bei den Rentenbanfen neu entftanden find, 
bat vesbalb bei einer einzigen Nentenbanf im Laufe eines Jahres 
wieterbelt in die Tauiente betragen. In Folge deifen ift bei ven 
Rentenbanken eine jo maßloſe Ausdehnung des Geihäfts: Umfangs 
zu befürdten, daß nit bloß eine ſehr bedenkliche, ftets vermehrte 
Beläftigung der Verwaltung, einſchließlich der Kreifsaffen und 
der örtlichen Eteuer- Erhebung und aud eine nicht unbeträdhtliche 
Mehrbelaftung der Etaatsfaffe durch Steigerung des Bedarfs an 
Verwaltungskeften für die Nentenbanfen, die unausbleibliche Folge 
daven, ſondern jelbft Verdunfelungen rüdfihtlih der Renten zu 
befürchten jein würden. Anterjeits muß auch der ftete Zuwachs 
rentenpflichtiger Trennftüde in Folge von Diemembrationen die 
Hyvotbifen-Buchführung eben jo ſchwierig als befäfti,end machen, 
bejenders hinſichtlich ſelcher Ortihaften, in denen Wandel-Grund« 
ftüde befichen und Separationen ftattgefunten haben, Den vors 
beregten Uebelftänden würde Durd die vorgejhlagene Erhöhung 
des für die Zwangs-Ablöſung von Theilrenten» Beträgen maßge— 
benden Minimaljages ven 5 Egr. auf Einen Thaler in befriedigen« 
der Weile Abbülfe verſchafft werten. 

Da trog derjelben das für Die einzelnen Theilrenten zu zah— 
lende Ablöjungs» Kapital in den meilten Fällen den Betrag von 
5 bis 10 Rthlrn. nicht überfteigen wird, jedenfalls aber unter 

20 Rthlr. bleiben muß; bei dem fraglichen Ablöjungen es fid 
auch; keineswegs um ein Opfer der Pflichtigen handelt, da dieſelben 
für die ‚abzulöiende Nente nur den wirklichen Werth derjelben, 
unter Berüdfichtigung des bereits amertifirten Betrages, zu zahlen 
haben, fo dürften aud rückſichtlich der Nentenpflihtigen irgend 
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wie Bedenken ber vorgejhlagenen Abänderung nicht entgegen« 
fteben. 

Dem Intereſſe der früheren Berechtigten aber würde die Ab» 
änderung ebenfalls entiprehen, da bie vorgeidhlagene Erhöhung 
bes Minimalfages den Betrag der bei den Rentenbanken halb» 
jährlih eingehenden Renten Ablöjungs- Kapitalien, welche nad 
$. 39. des Rentenbant-Gejepes zur Ausloofung von Rentenbriefen 
ju verwenden find, erhöhen, und dadurch den Gours der Renten- 
briefe fteigern würde. 

Die Feftitellung des erhöhten Minimalfages auch für die den 
Rentenbanfen zur Mitverwaltung überwiejenen Zilgungstaffen- 
Renten erſcheint jachgemäß und nöthig, da leptere den Renten— 
banf-Renten in ihrem Weſen ganz gleich find und binfichtli ihrer 
zu einer Ausnahme von der Regel eine genügende Veranlaſſung 
nicht vorliegt. 

Ebenſo liegt die Anwendung des böhern Minimalfages auf 
die Domainen-AmortifationdeRenten in der Natur der Sache, ba 
in Hinficht diefer ähnliche Nachtheile, wie die oben geichilderten, 
in den Domainen- Departements der Königlihen Regierungen bes 


ſtehen. 
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N 168. 


Berichterſtatter: Saus ber Abgesordneten. 
Mbgeorbneter ſreiherr v. Reibnip. Seiflon 1860. 
— —ñ— —— m 


Bericht 


Kommiffion für die Agrar-Berhältniffe über den Antrag 
des Abgeordneten v. Saenger auf Erlaf eines Ge- 
jeges, betreffend die Aufhebung des Verſicherungs⸗ 
zwanges in der Provinzial» Feuer-Societät für das 
Großherzogthum Pofen (Nr. 58. der Drudfadhen). 





Son im verwicenen Jahre hat das Abgeordnetenhaus bei Gelegenheit der 
Berathungen über eine Petition ber Stadt Pofen in feiner dreißigften Sipung 
in voller Webereinftimmung mit ber Staats-Regierung das Bedürfniß aner- 
Tannt, ben bei ber Provinzial-Geuer-Societät für die Provinz Pofen beftehen» 
den Zwang ber Grund» unb Hausbefiper, ihre Gebäude bei ber gebadhten 
Societät und nur bei dieſer zu verfichern, aufzuheben. 

Es find auch jept von feiner Seite Gründe vorgebracht worben, um dieſen 
am fih ſchon jehr bedenklihen Zwang noch für gerechtfertigt zu erachten. 

Die Agrar-Kommijfion befindet fi daher nicht allein im Grundfage, ſon⸗ 
bern auch in’ Erwägung ber bei ben vorjährigen Berhandlungen zur Sprade 
gebraten großen Unzuträgligfeiten, welche aus dem bisherigen Zwange ber« 
vorgegangen find, in Uebereinftimmung mit ben Anfihten des Herrn Antrags» 
ftellere. 

Dagegen find in ihrem Schooße Zweifel darüber geltend gemarht wor« 
ben, ob es ſchon am ber Beit fei und zum Zwecke führen werde, die Anger 
legenheit burd ein Gejep, welches bloß die ben gedachten Zwang anorbnenden 
$$. 11., 12. und 13. bes Feuerfocietäts-Rezlements vom 5. Januar 1836 
aufbebe, zu regeln. 

Iusbejondere wurde darauf hingewieſen, daß nad dem Geſetze vom 
5. Zuni 1823 ad 1. alle Gefeg-Entwürfe, welche allein eine Provinz angin« 
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gen) den’Provinziälftindeh zuvörderſt zur Berathung vorgelegt werben müßten 
und, wenn man hierüber aud etwa, in Betracht; daß die Angetegerfheic. "ih 
Allgemeinen bereits zwei Mal zur Berathung ber Provinzialftände gelangt ift 
binwegzugehen geneigt jein follte, doch jedenfalls die ſtatutariſche Eigenſchaft 
bes gedachten Reglements ed unerläßlich zu maden ſchiene, die bei der Ver— 
waltung mehrgebadter Eocietät mitwirfenden Provinzialftände darüber zu 
vernehmen, wann und unter welchen Modalitäten bie Aufhebung des Zwanges 
ftattfinden jolle und welche Anordnungen fih in Bezug auf die Nenderung 
ber Verwaltung in Folge jenes Aufhebung als nothwendig darftellen möchten. 

Diefer legteren Auffaffung trat auch der bei den Berathungen zugezogene 
Kommiffarius der Staats-Regierung bei, und glaubte darauf aufmerfjam 
machen zu müſſen, daß ohne ein tiefes Eingehen auf die Einzelheiten der 
Berwaltung jener Soeietät, zu welchem das Material wenigftens für jept 
nicht vorläge, eine fihere Beurtbeilung der in Folge bes bejeitigten Zwanges 
jedenfalls nörhigen ferneren Anordnungen eines zu erlaffenden Geſetzes nicht 
möglich ſein werde, 

Sn Betracht dieſer Bedenken bat ſich die Agrar-⸗Kommiſſion zu dem 
Antrage auf Ertheilung der Zuſtimmung zu dem vorgelegten Geſetz-Entwurfe 
zur Zeit um jo weniger entſchließen fünnen, als ber Bertreter der Staats» 
Hegierung die Berfiherung ertheilt hat, daß dieſe ſich bereits die Aufgabe 
‚geftellt habe, jo bald als irgend thunlich die beantragte Aufhebung des Ber 
fiherungszwanges herbeizuführen, bei einer ſolchen von der Staats-Regierung 
in Ausfiht geftellten Initiative überdies das Hans der Abgeordneten bisher 
in ber- Regel die eigene Initiative anfzugeben  geneigt- geweſen ift. 

Die Agrar-Kommilfion glaubt vielmehr, den an ſich von ihr vollkommen 
gebilligten Abſichten bes Herrn Antragſtellers zu genügen, wenn fie einftimmig 
den Vorſchlag mad, 

das hohe Haus wolle befchließen: 

den Antrag bes Abgeordneten v. Saenger der Staats ⸗Re— 
gierung in der zuverſichtlichen Erwartung: zu überweiſen, 
dieſelbe werde baldmöglichſt dafür Sorge tragen, dab ber 
Zwang zur Verſicherung bei der Provinzial-Feuer -Societaät 
für das Großherzogthum Pofen mittelſt Beleitigung der 
$$. 11., 12. und 13. des Neglements vom 5. Januar 1836 
für die ganze Provinz aufgehoben werde. 


Berlin, den 26. März 1860, 


Die Kommifjion für die Agrar-Berhältniffe. 


Ambronn (Borfipender). Freiberr v. Neibnig (Berichterftatter). Thiel. 
Schellwig. Kublwein. dv. Leipziger. v. firied. Gellern. 
Scheder. Wagner. Hölzer (Daun). Conrad. Grüttner. 


N 169. 


Berichterſtatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Dr. Lette. Eriion 1860. 
— — — — —— — — 
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Bericht 


Gemeinde» Rommifjion über den. Gejeg- Entwurf,. be 
treffend das ſtädtiſche Einzugs-, Bürgertechts⸗ und 
Einkaufsgeld (Nr. 141. der Drudjaden). ....:. 


Seit Einführung der neueſten Stidte-Ordnung vom 30. Mai’1858 für die 
ſechs öftlichen Provinzen, welche entgegen ben jahrhundertjährigen Grund» 
jägen der Brandenburgiich = Preußiihen Geſetzgebung über Arnienpflege und 
Heimathsrecht, mit dem Prinzip Der Areigügigfeit brach, indem fit im 8. 52, 
Abſaß 1, die Beſtimmung enthält? 
„Dur Gemeinde-Beſchluß kann die Erhebung eines Einzugé- 
geldes angeordnet und von deſſen Entrichtung die Nie: 
derlaſſung in der Gemeinde (iS. 4. des Geſetzes vom 31. Des 
zember 1842 Nr. 2,317.) abhängig gemacht werden,” 
bat es in feiner SipungssPeriode der beiden Häuſer des Laundiags an Peti- 
tionen, insbejondere von ländlichen Gemeinden gefehlt,” „wegeh der Wieder» 
anfhebung dieler geſetzlichen Beftimmung oder ihter Ausdehnung auf 
die Landgemeinden.“ Dergleichen Petitionen kamen ſelbſt von ſtädtiſchen Ge— 
meinden, insbeſondere aus induftriereichen Diſtrikten der weſtlichen Probinzen, 
als eine wörtlich gleichlgutende Beſtimmung im $. 51. der neueſten Städte, 
wie im $. 56. der neueſten Landgemeinde-Ordnung für’ die Provinz Weit 
vhalen, resp. vom 19, März 1856 und im 8.48. der bejonderen Städte 
Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 eridien, und als aud 
iin Geſetz, betreffend die Gemeinde » Verfafjung in der Nheinprooinz vom 
15. Mai 1856 (für diejenigen Gemeinden dieler Provinz, in deiten die Städte 
Ordnung nicht eingeführt wird), bei MWiederberftellung der früheren Rhein 
ſchen Gemeinde: Ordnung vom 23. Suli 1845, laut Zujaps Wrtifel 6. zu den 
ss. 13. und 14, der legieren, vorgeichrieben wurde, „daß durch Beſchluß de 
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Gemeinberatbd von ber Entridtung des — (im $. 14. der Gemeinde-Drb- 
nung vom 23. Juli 1845 näher beichriebenen) — jognannten Eintrittägeldes 
fortan (dem $. 4. des Gejebes vom 31. Dezember 1842 Nr. 2,317. entges 
gen) die Niederlaffung in der Gemeinde abhängig gemacht werben dürfe.‘ 

In Beraulaffung dieſer Beichwerden war die Erhebung eines Einzugs— 
geldes jeit mehreren Iahren der Gegenftand wiederholter Berathungen in beis 
den Häufern bes Landtages, meift jedoch in entgegengeſetzter Richtung. Denn 
während ſich beide Faktoren der Geleggebung in der Anficht über die Unzus 
träglicheit des neueften Nechtäzuftandes begegneten, „bei welchem die Intereffen 
des platten Landes mit denen der Städte, die Intereffen der Indieiduen mit 
denen der Gemeinden fortwährend Follidirten,” — wurde im anderen Haufe 
(zulept zufolge der Beichlüffe vom 15. Februar und 9. April 1859. Siehe 
Stenograpbiiche Berichte) die Geftattung eines die Niederlaffung bedingenden 
Einzugsgeldes auch für die Landgemeinten der ſechs öftlihen Provinzen, bins 
gegen im Abgeorbnetenhauje die Ablehnung derartiger Antrige, To wie ans 
bererjeits die Wiederaufbebung einer ſolchen Beftimmung aud für die Städte, 
zulegt noch mittelft Beichlufjes vom 4. Mai 1859 (Stenographiihe Berichte 
Seite 996. und Kommiſſions-Bericht Nr. 146.), bei der Staats-Regierung 
beantragt. 

Diele Anträge, wie die auch von der Staats» Regierung anerfannten 
Uebelftände der Einzugsgelder, veranlaßten ben mirtelft Allerböchfter Ermädti- 
gung vom 13. Februar ec. zur verfaflungsmäßigen Beſchlußnahme der beiden 
Häufer des Landtages und zwar zunächſt beim Herrenhauſe vorgelegten Gejep« 
Entwurf, welder dajelbjt mit nicht erheblichen Abänderungen angenommen, 
unterm 17. d. M. dem Haufe der Abgeordneten überfandt ift. 

Der weſentliche Charakter und Inhalt diejes Gejep- Entwurfs iſt folgender: 

1) beſchränkt ſich derjelbe auf die Städte, jedoh der ganzen 
Monardjie, mit Ausnahme allein der Hebenzollernichen Lande und 
von Neuverpommern, Diejenigen namentlich rheiniſchen und weſt 
pbäliichen Gemeinden, im denen die Yandgemeinde- Ordnung für 
bie Provinz Weſtphalen vom 19, Mär; 1856 und in der Rhein« 
provinz die Novelle vom 15. Mat 1856 nebft der Rheiniſchen 
Gemeinde-Drdnung vom 23. Juli 1845 gelten, bleiben vom Ge— 
ſetz unberührt. 

2) Indem der. Gejep- Entwurf im 8. 1. die Vorſchriften der oben 
allegirten Paragrapben der Städte- Ordnung für die 6 öftlichen 
Provinzen vom 30. Mai 1853 und der beiden Städte» Ordnungen 
resp. für die Provinz Weſtphalen vem 19. März 1856 und für 
die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 formell außer Kraft fept- 
in welden neben dem Ginzugsgelde aud nod die Einführung 
eines Hausftandsgeldes geftattet und außerdem vom Ein— 
faufsgeld gehandelt wird, 

a) hebt er materiell doh allein das Hausitandsgeld auf, 
an deſſen Stelle er ein Bürgerrechtsgeld treten läßt, 
beziehungsweiſe wieberberftellt, wogegen 

b) er das Einzugegeld, gleich dem Cinfaufsgelde, fortbefteben 
läßt; 

3) aber das ftäbtiiche Ginzugsgeld ermäßigt und regelt, auch auf- 
geringere und allgemeine Marimaljäge zurüdiührt, außerdem 
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4) namentlich in den 88. 4., 5. ff., deflatorijhe Beftimmungen, tbeils 
zur Entideidung» über die in der Praris vorgefommenen Zweifel, 
theild zur Abhülfe von Beſchwerden über Härten der beftehenden 
Gelege giebt. 

Wenn gleihwohl dieje, wie es insbejondere bezüglid des Einfauftgeldes 
der Fall ift, ihrem Wejen nad unverändert fortdauernden Abgaben im $. 2. 
als inskünftige zuläffige wiederum aufgeführt werden, jo ſoll dadurd zugleich 
der bisherigen Unklarbeit und den, jelbft in den Gemeinde-Geſetzen vorfommen» 
den Mißverftändniffen begegnet werden, welde ſich am die oft gleiche Nomen- 
klatur der weſentlich verichiedenartigen drei Kategorien von Abgaben gefnüpft 
haben. 

Gegen eine Ausdehnung des Ginzugsgeldes auf das platte 
and der öftlidhen Provinzen bat fih die Staats- Regierung auf das ent 
ſchiedenſte erklärt. Bezüglich dieſer zufolge des Geſetz ⸗Entwurfs für die Stäbfe 
aud ferner nachgelaſſenen Abgabe wird dagegen in den Motiven der Regierung» 
Vorlage bemerkt, „daß zwar der Grundgeranfe der zur Zeit beſtehenden Geſetz⸗ 
gebung feftgehalten, dieſe Abgabe aber in ſolche Grenzen zurüdgeführt jet, 
innerhalb welder fie zwar wohl noch zur Beionnenheit und Borfiht beim 
Wechſel des Wohnfiges mahne, auch diejenigen, welche bereits auf der Schwelle 
der Armuth fich befinden, fern zu halten vermöge, hingegen für wirklich erwerbäs 
fähige Perſonen nicht unerſchwinglich wäre und inſofern nicht als eine uns 
fattbafte Beichränfung der Freizügigkeit erſcheine.“ 

In Betreff der Aufbebung des Hausftandsgeldes heruchte in der 
Kommiſſion, wie zwiſchen dieſer und der Staats-Regierung, ingleichen mit dem 
anderen Haufe vollkommenes Einverſtändniß. Es beſtand dieſe Art Abgabe ſeit 
1853 und 1856 neben dem Einzugsgelde und dazu bin und wieder noch eine bei 
Erwerbung eines ſtädtiſchen Grundeigenthums oder bei Begründung eines Ges 
werbes zu entrichtende Hausftands-Ergänzungefteuer. In den Motiven zur Nes 
gierungs-Vorlage ift mit Necht bemerkt, das das Hausſtandsgeld ben Charakter 
einer Heirathäftener an fih trage, allen gewichtigen Bedenfen gegen eine ſolche 
unterliege, auch nicht einmal ein reell wirfiames Mittel zur Verhütung leicht: 
finniger Ehen darbiete. Sofern dies Hausftandegeld die Gründung von 
Eben umd Familien bei der weniger wohlhabenden Vollsklafſe zum Theil hin 
derte, zum Theil wenigftens erſchwerte, ift fie verwerflih und menn der Bes 
richt der Gemeinde: Kcmmilfion und das Plenum des Abgeordnetenbaufes in 
der vorjührigen Sipungd-Periode über eine Petition ‚wegen Aufhebung bes 
Hausitandegeldes” zur Tages: Ordnung überging, jo geſchah dies im Hinblid 
darauf, daß das Hausftandegeld an die Stelle des früher, resp. bis zur 
Emanation der (wieder aufgebobenen) Gemeinde-Drönung vom 11. März; 1850 
und der StäbterDrönung som 30. Mai 1853 für die 6 öſtlichen Provinzen, 
bergebradbten und geieglih nermirten Bürgerrechtsgeldes getreten war (fiehe 
Zufammenftellung vom 4. und 14. Juli 1832 ad $. 17. zur Städte-Ordnung 
vom 19. November 1808 und $. 13. der revidirten Städte Ordnung vum 
17. März 1831). 

Andererfeitd berrichte in der Kommiſſion ebenjo vollkommenes Einver. 
ſtaͤndniß über die ungeräaderte Hortdauer des Cinfaufsgeldes, welches der Gejep- 
Entwurf im 8. 2. Nr. 3. charakteriſirt, übereinftimmend mit den betreffenden 
Paragraphen der allegirten Städte-Drbnungen, wie mit $. 56. der Weftphäli- 
ihen Landgemeinde Drönung vom 19. März 1856, ingleidhen mit $. 18, der 
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wieberbergeftellten Gemeinde Orbnung. ppm 23, Juli 1845 für die Rhein— 
proving (vergleihe auch 25, der durd die Weſtphäliſche Landgemeinde-Ord— 
nung. vom 19. März 1856 aufgebobenen weitebäliihen Landgemeinde Ordnung 
vom 31. Oftober 1841). Es entipridyt dies Ginfaufsgeid als ein Aeauivalent für 
die Theilnahme der Gemeindes-Mitglieter an den Nupungen eines vorbandenen 
Gemeinde, Vermögens (Holz, Weide, Streuliny ꝛc.), dem fogenannten Bürger 

oder, Gemeindeglieder- Vermögen ($. 1, der Deklaration vom. 26. Juli 1847, 
Geſetz Sammlung Seite 327.). Es lann deſſen Entrichtung daber aud nur 
von denjenigen und je lange, gefordert werben, welche und ſo lange fie nicht 
auf eine Theilnahme an tergleihen, Nupungen verzichten (efr. $. 8. des vor» 
liegenden Geſetz ⸗Entwurfs). 

Waäͤhrend hierdurch dergleichen Einkaufsgeld als Aequivalent für die Be— 
thejligung an den Nutzungen bes Prirat-Vermögens der Gemeinde eine privat 
reſhtliche Natur annimmt, hat entgegengejept das Bürgerrechtsgeld einen poli» 
tiſchen Charafter, ‚indem, von, deſſen Entrihtung bie Ausübung des. Bürger: 
sechts abhängt, — das Recht nämlich zur Theilnabme an den Wahlen, jowie 
die Befähigung, zur ‚Uebernahme unbejoldeter Aemter in der Gemeinde Ber 
waltung ‚und, zur Gemeindes Vertretung ($. 5. der allegirten Etädte»Orbnungen); 
wogegen bei dem Ginzugsgelde, die allgemeinen bürgerlihen Befugniſſe, die 
Nahrungs und Erwerböverhältnilie, die Erwerbung von Grund-Eigenthum 
und der Gewerbebetrieb, betheiligt find, welche durch die Niederlaffung bedingt 
warden, 

Bewiflermapen in der Mitte zwilchen dieſem Einzugs- und. jenem Ein- 
laufsgelde der Städte» Ordnungen ven 1853 und 1856, wie der Weftphäli- 
ihen ‚Landgemeinde-DOrbnung von 1856 liegt in der Nheinprovinz das in 
allen wit der Städte, Drbnung nicht beliebenen Gemeinden nod gegenwärtig, 
laut $. 14. ber wieberbergeftellten Gemeinde» Ordnung vom 23. Juli 1845, 
geltattete jogenannte Eintrittsgeld, weldes au die Gemeindefafje von den 
in einer, Gemeinde als, jelbititändige Einwohner ſich niederlaffenden Perfonen 
— abgeſehen daven, wo ſolches bisher (jeit 30 Iabren ver 1845) ſchon her 
Immlih war — alsdann erhoben werden darf, wenn die Einkünfte des Ge: 
meindes-Bermögens, nach Abzug der etwg.zur Verzinfung und zur planmäßi— 
gen Abbürdung der Schulden ‚erforderlichen Beiträge, im Durchſchnitt einen 
Ueberſchuß gewähren, aus welchem ein erheblicher Theil der Kommunalbedürfs 
niſſe beftritten werden fanr , oder weun Gemeinde Anftalten beſtehen, welde 
aus eigenem, Vermögen bülfsbebürftigen Einwohnern Unterftügungen gewähren 
Wergleiche dazu, dem biermit, weſentlich übereinftimmenden $. 19, der indep. 
durch, die, peuefte, ‚Landgemeinde» Ordnung von 1856 aufgebobenen früberen 
Reipbäliihen ‚LandgemeindesDrdnung vom 31. Oftober 1841). 

Dies Eintrittögeld iſt ſeinem Weien nad durd die Novelle som 15, Mai 
1856 im Art. 6. nicht verändert. Gin Einzugsgeld im Sinne der oben alle- 
girten Paragraphen der ‚Städte- Drdnungen iſt daber außerhalb der mit der 
StäbtesDrdnung ‚vom 15. Mai 1856 beliehenen, in den übrigen Gemeinden 
ber Rheinprovinz geſehlich nicht zuläffig. Deshalb konnten audy die Rheini— 
ſchen Landgemeinden, welde ein von den Beftimmungen des $. 14, der wie- 
ver hergeſtellten GemeindesDrbnung ‚von 1845 abweichendes bloßes Einzugs: 
geld verlangten (wie z. DB. die Land» Bürgermeifterei Gladbach) oder bereits 
mißverftändli eingeführt hatten, mit Recht auf den $. 14. a. a. O. und die 
zu demfelben erlafjene Minifterial» Inftruftion vom 15. November 1847 bin- 


gewielen werden. (Siehe legtere im Minifterial-Blatt für die gefammte innere 
Verwaltung, Jahrgang 8. Seite 311. ff.) 

Vorſtehend ift der weientlihe Charakter des im Herrenhauſe amendirteu 
Kegierungs- Entwurfs, wie Die gegenwärtige Lage der Gejepgebung üder bie 
vom Entwurf bebandelten Materien, ingleihen mit Ausnahme des jofort näber 
zu erwäbnenden Einzugsgeldes auch im Allgemeinen die Stellung der Kom» 
milften zum Entwurf angedeutet. er 

Bevor nad) der General-⸗Diskuſſion in die Spezial-Berathung über 8. 1., 
den Wirkuugsbereich des Geicpes, eingetreten wurde, wandte fi die leptere zu 
den $$. 2. ff, indem man die Debatte über $. 1. wegen eines dazu geitellten 
Amendenents, betreffend die Ausdehnung dieſes $. 1. auf die Landgemeinden 
der weſtlichen Provinzen, bit zum Schluß der Beratbung der $$. 2. ff. aus 
jepte. 

Schon bei der General» Disfujfion und wiederum bei der Spezial:Berar 
thung der Nr. 1. im $. 2., das bei Erwerb der Gemeinde-Angebörigfeit ($. 3. 
der Städte-Drdnungen) zu entrihtende — die Niederlaffung bevingende 
— Ginzugsgeld betreffend, trat aber, im Hinblick auf die wiederholten 
früheren Beichlüffe des Abgeorbnetenbaujes, die Kontroverje in den Vorder» 
grund: ., 

ob es fih nit empfehle, Matt einer Ermäßigung und Regelung 
dieſes Einzugsgeldes, dafjelbe ſchon jept überall wieder abzu- 
ſchaffen? 

Für Die gänzliche Wiederaufhebung berief man ſich auf die von- der 
Praxis wie von der Wiſſenſchaft anerfannten vollswirthſchaftlichen Rachtheile 
diefer Art von Abgaben, ‚auf die aud dem Abgeorbnetenhanfe vielfeitig zus 
gegangenen und bezeugten Erfahrungen über ihre Nutz- und Zweckleſigkeit, 
auf die Ungerechtigfeit terjelben, wie auf den Widerſpruch, in welchem fie mit 
den Fundamental » Grundjären ſowohl der älteren und neueren Preußiſchen 
Gejepgebung, als der Geihidte und gejammten inneren Entwidelung des 
Preußifhen Staates ftehe. Cine derartige Abgabe, überhaupt jede Erihwerung 
der Niederlafjungen jei von der Preußiihen Armen- und Heimathsgeſet gebung 
ftet# verworfen worden und ibr vor 1853 völlig unbefannt gemeien, obſchon 
dieje Geiepgebung mit dem Ende des 17. Jahrhunderts beginne, ſobald die 
unbeilsolen Wirkungen des 30jährigen Krieges mehr und mehr überwunden 
worden waren, welche zunächſt allerdings zu der als Polizeimaßregel, Behuft 
Wiederberftellung der entwölferten Ortſchaften und Feſthaltung der für die 
Agrikultur unentbehrlichen Arbeiter, allgemein gewordenen Schollenpflichtigfeit 
und jogenannten Erbuntertbänfgfeit geführt hatten. Die 'Brandenburg-Pren; 
Bijche Geſetzgebung jei ſtets oou dem Grundiag einer vollflommenen Freizügig- 
feit beherricht und dieſer Grundjag aus weit älteren Gefepen, ſchon vor dem 
Edikt vom 9. Oktober 1807 und der Städteordnung von 1808, im das Patent 
vom 8. September 1804 (Mylius N. C. C. T. XI. Nr. 43 de 18)4 und 
von Nabe: Eammlurg Preußiſcher Gejege und Verordnungen, Band. 8, 
Seite 165), jodann aus diefem Patent in das Gejep über die Aufnahme neu 
anziehender Perfonen vom 31. Dezember 1842 Nr. 2,317. (Gefeg-Sammlung 
1843 Seite 5) übergegangen. Demgemäß beflimmt der $. 1. diejes Gejepes: 

Keinem jelbftftändigen Preußiichen Untertban darf an dem Orte, 
wo er eine eigene Wohnung oder ein Unterfommen ſich jelbft zu 


verſchaffen im Stande ift, der Aufentbalt verweigert oder durch 
läftige Bedingungen erſchwert werben. 

Nun wäre aber jo wenig in dem anderen Haufe, wie von der Staats 
Regierung verfannt, daß das Einzugsgeld eine Erihwerung der Freizügigfeit 
und deshalb eine Verlegung jenes Fundamental» Örundjages der Preußiſchen 
Staatd- Verwaltung und altbergebradhten Preußiichen Landes-Berfaffung, wi 
der bis zum Jahre 1853, jeit länger als einem Jahrhundert, geſetzlich ſank— 
tionirten Grundrechte der Untertbanen des Preufiihen Staates fei. Es jei 
unbeftreitbar, auch ausdrüdlih anerkannt, daß das Einzugsgeld vorzugsweile 
oder faſt ausjchlieplid die ärmere Volksklaſſe treffe und befteuere, daß es Dies 
jelbe verhindere, ihren Erwerb und Lebensunterhalt da zu ſuchen, wo er fid 
am beften findet, daß es fie dagegen mehr oder weniger zu glebae adscriptis 
an ben bisherigen Heimatbsorten berabdrüde, wenn fi gleichwohl von diejen 
Orten Kapitalien und SInduftrieunternehmungen, dieſe nothwendigen Bedin- 
gungen für die Arbeit und die Ernährung der Arbeiterfamilien fortgezogen hätten 
Die Bewegung bes Kapitals der Induftrie, wie der fandes- Kultur, könne und wolle 
man doch nicht beichränfen und örtlich firiren, audy nicht mit einer Steuer, wie das 
Einzugsgeld, belaften. Soldergeflalt würden im Gegentbeil die an dem bis- 
berigen Wohnorte erwerblos gewordenen Arbeiter durch dieſe Erſchwerung der 
Freizügigkeit zur Verarmung bingebrängt und Kandidaten der Armenpflege. 
Died grade durd das Einzugägeld, durch dies vermeintlihe Shugmittel gegen 
die Ausbreitung der Verarmung und gegen die Laft der Armenpflege. So 
wachſe, ftatt beiden entgegen zu wirken, vielmehr dieſe Laft der Armenpflege 
vorerft nur in den bisherigen Heimatbögemeinden. Dffenbar vertbeuere das 
Einzugägeld aud den Arbeitslohn und bemme den Auffhwung der Suduftrie, 
wie der Agrifultur an den Orten, an welchem in Folge eines ſolchen Auf: 
ihwunges eine größere Zahl ven Arbeitern gebraucht wird. Daffelbe treffe 
und jchädige mithin den fortichreitenden Wohlftand des Landes an jeiner 
Quelle und Wurzel. Iſt es zwar, wie vor Jahrhunderten, jo noch gegen» 
wärtig (vergl. z. B. Juſtus Möfer’s patriotiihe Phantafien, 1842, Th. I. 


-&, 176. und Wilhelm Roſcher die Grundlagen der NationalsDeconomie, 


1857. ©. 339, ff.) in veridiedenen Äärmeren und ftarf bevölferten Landes- 
tbeilen hergebracht, daß die rüftigen Arbeiter ihren Verdienſt während ter 
Sommer- und Arbeitd-Periode in weiter Ferne juchen und dann zum Winter 
in die alte enge Heimath wieder einfehren, je jei doch ein folder Zuftand 
in der Bewegung der Arbeiterbevölferung der weniger wünſchenswerthe und 
gedeihliche, ſowohl für die materielle Wohlfahrt, wie für die Erhaltung des 
fittlihen Bandes unter den Familien. Um dem zu begegnen, und um ben 
außerhalb wohnenden Arbeitern die Zeit des täglichen oder wöchentlichen Zu- 
und Abgebens zur Arbeitsftätte, wie die Mebrfoften eines von der Familie 
getrennten Lebens zu eriparen, würden befanntlid bei vielen großen Fabriken 
von den Fabrifunternehmern meiſt zweckmäßige und gejunde Arbeiterwohnungen 
erbaut und auf ſolche Weile die Arbeiter in der Nähe der Arbeitsftätte an— 
gefiedelt. Schon lange jei dies auf den größeren Gütern der öftlichen Pro: 
vinzen im Intereſſe der Agrifultur wie der Landbau-Arbeiter üblih und eine 
vorliegende Petition von Gutäbefigern auf der Stadtfeldmarf Schneidemühl 
ergebe, zu welder Belaftung aud der (ändlihen Wirthſchaften die Erhebung 
eines Einzugsgeldes (dort von 12 Kthlrn.) von deren verheiratbeten Dienft- 
boten, Meiern, Schäfern und Taglöhnern gereihe. Wie ferner mehrfache, dem 
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Abgeordnetenbauie zugegangene Petitionen, früber ber Stadtbehörden zu 
Lennep, gegenwärtig des Magiftrats und der Stadtverorbneten zu Mühlheim, 
jodann ber Bürgermeifter zu Dorp, Graäfrath, Wald, Mericheid und Höhſcheidt, 
Kreis Eolingen, aus ihren unmittelbaren Anihauungen und Erfahrungen be- 
ftätigten, jei aber vorzugsweiſe in Kabrikdiftriften die unbeichränfte reis 
zügigfeit ein dringendes Bedürfniß für die Arbeiter-Besölferung. Das dies 
ſelbe erihmerende Einzugsgeld ſei dort für den Arbeiteritand um jo gemeine 
ihädlicher, als derjelbe, wenn er ‚bei der Veränderung oder Schließung von 
Induftrie-Anftalten oder beim Fortziehen der Kapitalien, erwerblos geworben 
und deshalb genötbigt ift, feinen bisherigen Heimathsort aufzugeben, in ber 
Regel ſchon nicht mehr die Mittel bejigt, um das Ginzugsgeld in einer neuen 
Gemeinde zu entrichten, wo ji ibm wiederum zum bejjeren Fortkommen für 
fih und die Eeinigen ausreichende Gelsgenheit darbietet. Daber werde, wie 
jene Petitionen bezeugen, feine Abgabe ſo widerwillig gezablt und ſei ſo 
ſchwer einzuziehen, als das Ginzugsgeld. Zu dem Unvermögen gelellt fich bie 
Grbitterung der ärmeren Volksklaſſen, welde in Fällen einer noth vendigen 
Ueberfiedelung an andere Drte, die vorzugsweiſe nur fie treffende Ungeredhtig« 
feit der Abgabe doppelt empfinden. Diejelbe jei eine Kapitaljteuer im fchlimme 
ften Sinne des Wortes, indem fie das produftivfte Vermögen, die Arbeits» 
kraft des Volkes, beſteuere. Sie babe überdies etwas Entwürdigendes für 
die Menjhen. Denn, indem man durch das Ginzugsgeld ein Präventivs und 
Scupmittel gegen die Armenpflege ſchaffen und nad einer gemein gebräud- 
lihen Vorftellung „dem Zuzuge des Proletarints wehren wolle,” erkläre man 
im Voraus jeden am einen andern Ort überliedelnden Menichen, ber nicht 
som Grundbefig, von Kapitulrenten oder von einem größeren geficherten Ge- 
werbsbetriebe leben könne, für einen Kandidaten der Armenpflege oder Pro» 
letarier. Es ſprächen hingegen doch grade in Preußen vielfadhe Erfahrungen 
dafür, daß reihe und Dabei durch Intelligenz und gemeinnützige Wirkſamkeit 
ausgezeichnete Grumdbefiger und FabrifsUnternebmer aus dem unvermögenden 
Arbeiterftande hervorgegangen jind, ingleichen, das viele Gemeinden der allein 
dur die freie Bewegung der Beoölferung möglichen lebendigen Regeneration 
und Vermehrung ihrer Einwohner Blütbe und Wohlſtand verdanfen. Man 
ſolle fi nicht, wie es ſo oft geichebe, an einzelne Uebelftände halten, wie fie 
fih allerdings an jede menſchliche Einrichtung, auch au die Gewährung der 
natürlichen und bürgerlichen Freiheit, deren weſentlichſtes Element bie Freie 
zügigfeit ift, anhefteten. 

Das Einzugsgeld erfülle aber auch in der That jeinen Zweck nicht. Man 
möge erwägen, daß daſſelbe in größeren Städten, im Bergleih mit der Ber 
tbeuerung der Lebensmittel durch die Mahl- und Schlachtfteuer, mie mit den 
theueren Wohnunzsmietben doh nur ein ſehr untergeordnetes Moment bilde! 
Die Erfahrung aber lehrt, daß bei Diefen noch weit mehr in's Gewicht fals 
lenden Erſchwerungen des Kamilienlebens in den größeren Stätten, dennoch, — 
wie in England und Frankreich, je aud in Preußen — die Einwohnerzahl der 
Städte, bejonders der größeren, in einen verbältnifmäßig viel rafcheren und 
bedeutenderen Wachsthum begriffen ift, als die des platten Landes.) Es berube 
ter Zuzug auf ganz anderen, das Gewicht des Einzugsgeldes durdaus para» 


*) Eiche Geh. Ratb Prof. Schubert im Archivfür Landesfunde Band 4, Heft. 4. 1856. 
Seite 258.5 ftatiftiiche Tabellen Band V. Seite 1,053, u. f. w. 
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liſirenden, notbwendigen und naturgemäßen inneren Geſetzen des Entwidelungs- 
ganges ber bürgerlichen Gejellihaft. Es werde dies Wachsthum der Städte, 
bevölferung zum Theil ſchon dur den Umftand erklärt, daß mander, mit 
eigentbümlihem Talent und Geſchick ausgerüftete Menſch auf dem Lande und 
in Heinen Städten verfümmern und verhungern müſſe, weil er für jeine Ta— 
lente und Geididlichfeiten dort feinen Markt findet, dergleihen ihm bagegen 
in den größeren Mittelpunften des Verkehrs und einer wohlhabenden Ein- 
wohnerſchaft in erwünichtem Maße geboten wird. Nirgend ſei erweislih, daß 
das Ginzugägeld dem Zuzuge ſolcher Perfonen, insbejondere nach den Städten, 
entgegengewirft habe, welde bereits auf der Schwelle der Armuth fi befinden. 
So ift es z. B. eine bekannte Thatſache, welche jelbft in der Kommilfion 
von einem Mitgliede bezeugt wurde, daß viele Gutsbefiger und Gemeinden 
ihre an der Schwelle der Verarmung befindlichen Einwohner in die Städte 
entlafjen und um ihnen dem Eintritt in dieſe neuen Gemeinden zu verichaffen, 
das Ginzugsgeld und jogar die Wohnungsmiethe für ein Jahr bezahlen und 
ichenfen. Dagegen müſſe der Schuß in anderen Einrichtungen, in einer Lind» 
‚lichen Gemeinde-Drdnung mit Erweiterung des Heimathsbezirks und des Armen» 
verbandes, über die Grenze des einzelmen Cuts» oder Fleinen Gemeindebezirks 
binaus, geludt werden, wie es 1834 in England geſchehen. Selbft in der Stadt 
Berlin babe das bobe Einzugsgeld im Betrage von 30 Ntblrn. feinen Einfluß 
auf Verminderung der Armenpflege gehabt. Bon 90,000 Webuungen jellen 
auch jept 15,000 wegen Armutb ibrer Bewohner unbeiteuert bleiben.*) Ueber— 
all, wo Arbeitskräfte gebraucht und gut belohnt werden, zieben jie hin und 
fie find bier ein nothwendiges Element fin die am Orte neu entjtehende oder 
fi ausbreitende Agrifultur, Gewerbd- oder BergbausInduftrie. So fei bei— 
fpielaweije in Veranlaffung der wachſenden Bergbaus und Hütten-Induſtrie, 
jeit der Bolfszäblung son 1855 bis zu der son 1858, innerhalb dreier Sabre, 
die Bevölkerung im Kreije Beutben von 106,000 auf 134,300, in den Kreis 
jen Rybnick und Pleß von 124,000 auf 134,600, in den Kreilen Eſſen und 
Duisburg von 140,000 auf 163,000, im Kreije Dortmund von 69,800 auf 
82,500 gewadyien. ; 

Daß für die in größeren Städten vorhandenen beijeren Ginrihtungen der 
Schulen, der Beleuhtung, des Straßenpflafters, der Waſſerleitung ıc. die Bes 
fteuerung durd ein Ginzugsgeld durchaus ungerechtfertigt jei, liege doch wohl 
auf der Hand, da ja jeder neu Anziebende nad dem Maße feiner Präſtations— 
fäbigfeit zur Herftelung und Grbaltung, wie zur Verbeijerung und Vermeh— 
rung ſolcher Einrichtungen jeinerjeit® wiederum beitragen muß. Ueberdies 
laffe fi ein entiprechendes Verhältniß zwiſchen den durch mehr oder weniger 
ante Ginrichtungen der Art gebotenen Bortbeilen und dem Betrige des Ein— 
zugsgeldes unmöglich abmeilen und feftitellen. 

Immerhin werde das Ginzugsgeld eine ungleihmäsßige Abgabe bezüglich 
der verſchiedenen Gemeinden, in denen es eingeführt ift, bleiben. Es werde 
durd das Einzugsgeld ber, nicht bloß in der Verfaſſung ausgeiprochene, ſon— 
dern ſchon längſt mit dem Nechtebemußtjein des Volks tief verwachſene Grund» 
jag der Gleichheit vor den Gejege tief verlegt; dies ebenſowohl zwiſchen den 


) Stenograpbijche Berichte des Herrenbaujes vom 9. März e. Seite 187. bei einem 
Budget der Stadt Berlin von ?,500,0C0 Rtblrn. bringt dae Ginzugsgeld jährlich im Durdı- 
ſchnitt 90,000 Rthlt. auf. 


einzelnen ftäbtiihen Gemeinden, als zwiſchen biefen und ben Gemeinden bes 
platten Landes, ferner, je nad) den jehr abweichenden Vermögens- und Arbeits» 
Berhältnifjen auch zwiſchen den verſchiedenen Individuen, Bernfs- und Bolfs- 
flafjen. Dieje Ungleichheit vor dem Geſetz jei bejonders in dem anderen Haufe 
wiederholt und mit Recht jcharf betont worden. 

Aus allen diefen Gründen bleibe daher fein anderes wahrbaft praktiſches 
Mittel gegen die einleuchtenden, jo großen praftiihen Uebelftände, welche mit 
dem Einzugsgelde verbunden find, übrig, als befjen gänzlihe und recht Bal- 
dige Aufhebung. J 

Denn der Nutzen deſſelben reduzire ſich, wie dies auch wiederum die bis⸗ 
herige Berathung herausgeſtellt hat, ſchließlich nur darauf, daß es eine ergie ⸗ 
bige Einnahmequelle für die ſtädtiſchen Finanzen bildet, und dies im Allge 
meinen erft jeit Einführung der Städte Drönungen von 1853 und 1856, alfo 
erft jeit wenigen Jahren. So wurde es von vielen ftäbtiichen Behörden aufe 
gefaßt, die rajch bei der Hand geweſen find, dieje Finanzquelle für ſich ſo 
nupbar und ergiebig als möglid zu machen. Eine Finanzmaßregel aber, die 
jo jehr dem hiſtoriſchen Traditionen der Preußiſchen Gejepgebung, mie den 
Prinzipien einer gejunden Bolfswirtbihaft widerjpricht, jolle man doc nicht 
länger aufredt erhalten. Es liege babei überdies die Beſorgniß fehr nahe, 
daß fie je länger je weniger entbebrt und durch andere Einnahmequellen er- 
fegt werben fünne, Ueberdies jei dieſe Einnabmequelle, je mad) den Wand» 
lungen der Induftrie und den Bewegungen des dieſelbe unterftügenden Kapie 
tals, eine jehr trügerijche, ungleihmäßige und unſichere, daher für einen ge— 
orbueten Haushalt wenig empfehlenswerte. Möge man allenfalls, um bie 
zur Zeit darauf angemwiefenen jtädtiiden Haushalte-Etats nicht augenblicklich 
zu zerrütten, den betreffenden Stabtgemeinden bie Erhebung des Einzugs- 
geldes noch einige Jahre im Geſetz nachlaſſen, daburd aber, daß man chen 
jet deſſen Wiederaufpebung definitiv ausfpricht, die Städte auf ein anderes 
Arrangement ihres Haushalts vorbereiten und hinweiſen. 

Im Sinne der obigen Gründe für die Aufhebung des Einzugsgeldes be» 
antragte der Berichterftatter, unierftüpt von einigen Mitgliedern ber 
Kommilfion: 

Die Aufhebung des Cinzugsgeldes mit der Unzuläffigfeit der 
Wieder» Einführung einer ſolchen Abgabe in ftäbtiiden, wie in 
ländlihen Gemeinden, ſchon jept im Geſetz auszuſprechen, dieſe 
Beſtimmungen zugleich auf die Landgemeinden in der Provinz 
Weſtphalen auszudehmen, auch in Rüdficht auf den Art. 6. bes 
Geſetzes vom 15. Mai 1856, betreffend die Gemeindbe-Berfaffung 
in der Rheinprovinz, anzuordnen, daß fortan aud bier die Nies 
derlafjung von Entrihtung eines Einzugs- oder Eintrittägelbes 
niht mehr abhängig gemadt werden dürfe; demnächſt aber als 
$. 2. Die Beſtimmung folgen zu lafjen: 
„Denjenigen Gemeinden, in melden Ginzugsgeld zur Zeit 
befleht, joll die Erhebung deſſelben in dem bisherigen Be 
trage noch innerhalb eines Jahres nad Berfündigung dies 
ſes Gejepes geftattet jein. Außerdem ift der Minifter des 
Innern ermädtigt, dieſen Gemeinden die Forterhebung des 
Einzugsgeldes auf ihren Antrag aud mod für weitere 
zwei Jahre in dem Halle zu geftatten, wenn fie baffelbe 
2 
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ohne Gefährdung ihres Finanzzuftandes nicht ſchon früber 
entbehren oder durd andere Steuern eriegen können. 

Im Anſchluß an diefe Beftimmungen und damit im Einklange würden 
dann auch — bemerkte der Berichterftatter weiter — die 88. 4. und 5. 
Nr. 1. und 2. ganz fortfallen, dagegen, wie er ferner vorjchlage, die Vor— 
ihriften der 88. 3. und 4. Nr. 1. und 2. auf das Bürgerrehtögeld zu 
beziehen und anzuwenden jein, ba für diejes eine Ermäßigung 
und allgemeine Firation faum weniger erwünjdht und nötbig 
jei, wie für das Einzugsgeld, 

Dagegen wurde nunmehr von den anderen Mitgliedern der Kom— 
miſſion (mit Ausnahme eines rheiniſchen Mitgliedes) erklärt: 

Man tbeile im Wejentlihen die Gründe gegen die Erhebung von Einzugs« 
geldern; man jei auch der Anfiht, dab das Einzugsgeld im Prinzip nicht 
gerechtfertigt, daf es gemeinichäblid, daber ebe möglichit mieder abzuſchaffen 
lei, weil es mit den mohltbätigen Grundiägen der Freizügigfeit nicht zu vers 
einigen ift und die Niederlaffungen erichwert. Desbalb erachte man ben gegen— 
wärtigen Zuftand ber Forterhebung eines Ginzugegeldes nur für einen provis 
ſoriſchen. Allerdings babe die Geiepacbung deſſen alsbaldige gänzlihe Wieder 
aufhebung in Ausfiht zu nehmen und anzubahnen. Lediglich in diefem Sinne 
und von dieſem Gefichtepunfte aus könne man für den vorliegenden Gejep- 
Entwurf jtimmen, weil derjelbe in dankenswerther Weile den Uebergang zur 
volländigen Bejeitigung des Cinzugsgeldes vermittele, indem er daſſelbe er- 
beblich ermäßige und dadurch die Entfelfelung der Kreizügigfeit von der durch 
bafjelbe berbeigeführten Beichränfung einleite, überdies aber auch die bei deſſen 
Erhebung obmwaltenden Zweifel deflarire und enticheide, ſowie tur die Be- 
ftimmungen der $$. 4. und 5. die Härten mildere, welche gegenwärtig bei 
der Einforberung obwalten. 

Der bei der Beratbung der Kommilfion gegenwärtige Herr Minifter 
des Innern erflärte: 

„Zu einem Geſetz, welches das Einzugsgeld völlig aufbebt, könne er jeine 
Buftimmung nicht geben. Er ſei nur ermächtigt, ein Gejeg vorzulegen, weldes 
die zur Zeit beftehenden Härten mildert. Deshalb würde, wenn die Kom» 
miffien, beziehungsweije das Abgeordnetenhaus die gänzlihe Aufhebung des 
Einzugsgeldes beichließen iollte, der vorliegende Gejeg« Entwurf zurüdgezogen 
werben mũſſen.“ 

Vom anmwejenden Regierungb-Kommiſſar wurde bemerkt: 

Ein Einzugsgeld babe doch ſchen vor 1853 in großer Ausdehnung, in 
ganzen Provinzen und vielen Gemeinden jeit ältefter Zeit beſtanden, weun 
auch nicht in der Geftalt, daß von deſſen Entrihtung die Niederlafjung ab» 
bängig gemacht worben; eine jolde Beitimmung jei allerdings erft mit dem 
Jahre 1853 erlafjen. Halte man tieje Beitimmung für durchaus ihädlic, 
jo jei es auch unzuläffig, deſſen Fortdauer unter Umfländen, wenn auch nur 
auf ein bis zwei Iabre, in die Ermädtigung des Minifters des Innern zu 
ftellen. Im Allgemeinen babe fidy die Staats-Negierung bei dem vorliegenden 
Gefep - Entwurf lediglich durch Motive, welche aus praftiichen Gefihtepunften 
entnommen, leiten lalfen. Die Beichwerden über den gegenwärtigen Zuftand 
feien jehr zablreih am Die Negierung gefommen, wegegen die durd die beiden 
Häufer bes Landtages der Regierung gegebenen Anregungen von ganz entgegen» 
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geiegter Nihtung gemeien. Um jo mehr habe die Staatd- Regierung nur 
einen vermittelnden Meg einſchlagen fünnen. 

Diefe Erflärungen der Etaatd- Regierung waren für die Vota der Ma- 
jerität der Kommilfions» Mitglieder weſentlich beſtimmend. Dabei fiel in bie 
Bagihaale, daß mwenigitens eine Milderung und Regelung des gegenwärtigen 
Zuftandes als ein dringendes, nicht länger aufihiebbares Bedürfniß anzuer- 
fennen, zu deſſen alsbaldiger Abhülfe aber wenig Ausficht vorhanden fei, wenn 
der von jenem Standpunkt der Regierung aus vorgelegte, in gleihem Sinne 
vom anderen Haufe amendirte, injoweit zu billigende Entwurf erbeblih ver 
ändert oder gar in der Hauptſache, in Betreff der Fortdauer des Einzugsgeldes, 
verworfen werden jollte. 

Bei der Spezial-Beratbung 


Zum $. 2. 
wurde nunmehr 1. darüber abgejtimmt, 
ch das bei Erwerb der Gemeinde» Angebörigfeit zu entridhtende 
Ginzugsgeld und daher die Nr. 1. fortfallen ſoll? 

Für den Fortfall erflärten fi jedoh nur 4 Stimmen gegen eine Ma— 
jerität von 7 Stimmen, welde für die Beibehaltung entihied. Damit ift 
denn aud der Zuſatz-Vorſchlag des Verichterftatters (j. oben ©. 9.) erledigt 
und von jelber abgelehnt. 

2. Die Beftimmung unter Nr. 2. des $. 2., betreifend die Entrichtung 
des Bürgerrechts geldes bei Erwerb des Bürgerredhts ($. 5. ber Städte 
Ordnungen), fand nur von einer Seite Widerfprud und wurde zu deſſen Mo« 
tioirung bemerft: 

„Gin weientliher Kortichritt ter auf die wieder aufgehebene Gemeindes 
Ordnung vom 11, März 1850 folgenden Städtes-Drönung ven 30, Mai 1853 
beftehe darin, daß der Unterichied zwiichen verſchiedenen Klaffen von Gemeinde» 
Angehörigen, insbejendere von Bürgern und Schupverwandten, aufgehört babe, 
wogegen die Einführung eines Vürgerretsgeltet, wevon die Ausübung bes 
politiihen Bürgerrechts abhängig gemadt wird oder doch werden fann, jenen 
Unterſchied wiederum aufleben laſſe.“ 

Dieier Anfiht wurde jedech von anderer Seite entgegnet: 

Das Bürgerrechtögeld, welches mur diejenigen Gemeinde-Angebörigen zu 
berichtigen baben, welche au den petitiichen Rechten des Bürgertbums Theil 
nehmen, welde pailio und aktiv wählbar fein wollen, oder die nach der ftädti« 
ſchen Berfaffung Bürger werden mußten, jei eine altbergebradhte Abgabe, menu 
auch in der Städte- Ordnung vom 19. November 1808 nicht ausdrücklich er 
wähnt, doch feitben, ſowehl in dem mit dieſer, wie (zufolge $. 18.) in den 
mit der residirten Städte Ordnung vem 17. März 1831 beliehenen Städten 
geieplich anerkannt geweien und erft durch Subjtitution eines Hausſtandsgel- 
bes in den Städte-Drönungen von 1853 und 1856 aufgehoben worden. Dod 
ſei ſelbſt noch nach 1853 bier und dert auf Die beiendere Erwerbung bes 
Bürgerredhts injofern ein großer Werth gelegt, als Davon die Theilnahme an 
gewiſſen Etiftungen, die Aufnahme in Hoipitäler u. ſ. w. abhängig blieb, 
was in einzelnen Städten jtatutariich ausdrücklich feſtgeſetzt iſt. Eine ander 
weite Unterſcheidung unter Den GemeinderAngebörigen — von Bürgern mit poli- 
tiichen Rechten und anderen — als wie jie zufolge der neueften Stidte-Drdnungen 
durch Feſtſezung der Erforderniffe zur Ausübung des (politiſchen) Bürgerrechts 

2" 
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ohnehin bereits befteht, trete auch bei Wiedereinführung bes Bürgerrechtsgeldes 
nit ein. Denn allerdings fei jeder Einwohner, bei welchem die Vorausſetzungen 
des $. 5. der verſchiedenen Stäbte-Drbnungen zum politüihen Bürgerredhte 
zutreffen (Befig eines Wohnhauſes, jelbfiitändige Betreibung eines ftehen« 
den Gewerbes, Veranlagung zur Halfifigirten Einfommenftener oder zur Klaſſen⸗ 
fteuer von jährlih minbeftens 4 Rtblrn., resp. Ginfommen beziehungsweiie 
von 200, 250 und 300 Rthlen.), verpflichtet, das Bürgerrecht zu erwerben, 
mithin auch verbunden, das Bürgerrechtsgeld, wo ein ſolches eingeführt ift, 
zu zahlen. Daher fei tie Beſorgniß nicht begründet, daß innerhalb ber nad) 
$. 5. der Stäbte- Orbnungen zur Erwerbung des Pürgerrechts verpflichteten 
Gemeinde: Angehörigen und Berufsklafjen wiederum Unterfcheidungen, wie fie 
früher zwijchen Bürgern und Schugverwandten beitanden, neu hervorgerufen 
würden und neu entftehen könnten. Der Betrieb eines Gewerbes oder ander 
ren Nahrungszweiges, wie ber Erwerb und Beſitz von Grund» Eigenthum, 
ftehe jedem Gemeinde» Angehörigen und Nenanziebenden jofort frei, er möge 
das Bürgerrechtsgeld bezahlt haben oder nicht. (Vergleiche $. 20. der All 
gemeinen Gewerbe-Ordnung von 17, Sanuar 1845, Gejep- Sammlung Seite 45., 
und Zufammenftellung zur Städte» Ordnung vom 19. November 1808, 
Gejeg - Sammlung 1832, Seite 183.). Darauf, daß die Zahlung des 
Bürgerrechtögeldes und demgemäß die Theilnahme an den Wahlen und 
anderen politiihen Bürgerrehten hinausgejhoben werden könne, jet fein Ge— 
wicht zu legen, weil es ja aud nad Berichtigung bes Bürgerrechtögeldes im» 
mer vom Gemeinfinn bes Einzelnen abbänge, ob er fih bei den Wahlen ber 
tbeiligen wolle oder nicht. 

Bei der Abftimmung: 

„ob bie Nr. 2. im $, 2. angenommen werben ſoll?“ 
eeffärten ih 8 Stimmen gegen 3 für die Affirmative. 

3, Enblih wurde die Nr. 3. im 8. 2., betreffend das Einfaufsgelb, 
einftimmig genehmigt. 

Zum & 3, 

Der $. 3. unterfchied nach der Negierungs«Borlage, abgeſehen von dem 
Marimalfag des Einzugägelbes für die Hauptftadt Berlin von 15 Rthlrn., 
nur drei Klafjen zum Belrage von 3, 6 und 10 Rıhlrm., wogegen nad 
dem im Herrenbauje argenommenen Verbeſſerungs-Vorſchlage für Städte von 
mehr als 50,000 Einwohnern ſchon ein Maximalſatz ven 15 Rtbim. und für 
die Stabt Berlin ein folder von 20 Rthlrn. zuläjfig fein ſoll. 

Gegen dieje Abänderung resp. Erhöhung ter Marimaliäge und für bie 
Wiederherftellung der Negierungs-Borlage erklärten fich wegen des dadurch 
mehr begünftigten Freizügigfeits-Prinzips einige Mitglieder. 

Der Herr Minifter des Innern äußerte hierbei: „daß dergleichen 
Säge allerdings immer etwas Willfürliher an fih trügen; es empfehle 
fih aber die Annahme der Abänderungen des Herrenhauſes ſchon im In— 
terejje des Zufandefommens bes Geſetzes.“ 

Zu bemerfen ift, daß ber bisherige Sap für die Etadt Berlin nad dem 
Vorſchlage des Herrenbaufes immer noch um 334 pGt. ermäßigt wird, An— 
dererjeits fonnte aber auch im Intereſſe der Freizügigkeit und wegen der von 
der Kommilfton vielmehr in Ausficht genommenen Fünftigen Aufhebung alles 
Ginzugsgelbes, feine Veranlaljung genommen werben, den Marimaljap für 
die Meineren Städte unter 2,500 Einwohnern überhaupt zu erböhen oder bie 
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Regierung zu einer Erhöhung in einzelnen Fällen, je nad den obwaltenden 
Umftänden, zu ermächtigen, wie bies leptere in einer Petition des Magiftrats 
zu Baflen, im Kreiſe Sorau, Regierungs-Bezirt Frankfurt, beantragt ift. 

Bei der Abftimmung wurde $. 3. mit 8 gegen 3 Stimmen ange 
nommen. | 


Zum $. 4 
Dei dieſem Paragraph wurde zwar wiederholt der Beitimmung wider 
iprochen, daß Niederlafjung und Aufenthalt ven der vorausgehenden Entrich- 
tung des Einzugsgeldes abhängig gemadt werben dürfe, im Uebrigen aber 
nichts erinnert und der Paragraph mit 9 gegen 2 Stimmen angenommen. 


Zum $. 5. 


Desgleihen wurben die verſchiedenen 4 Beftimmungen unter Nr. 1., 2, 
3. und 4. gegen den Diffens nur eines Mitgliedes genehmigt. 


Zum $. 6. 

1. Der Antrag des Berichterftatters, den Abjap 1. dahin zu fallen: 
„In denjenigen Städten, in welden ein Bürgerrechtögeld 
eingeführt ift, fann durch Beihluß der Stadt-Behörden von 
deffen Berichtigung die Ausübung des Bürgerrechts abhängig ge 

macht werden,” 
murbe dadurch motivirt, daß es ſich wohl nicht empfehle, mittelft eines all 
nemeinen Geſetzes abſolut vorzufchreiben, daß das Bürgerreht vor erfolgter 
Bezahlung des Bürgerrechtägeldes nicht ausgeübt werben bürfe, wie dies 
nad der Faſſung des Entwurfs geſchieht. Darüber zu beftimmen, möge der 
Autonomie der Gemeinden überlaffen werden, wie dies auch nad ben frühe 
ren Verwaltungsmarimen anerfannt geweien. (Bergl. z. B. die Reifripte vom 
14, September 1837 und vom 25. Juli 1839 bei v. Roenne und Hein- 
rich Simon, Gemeinde-Berfaffung des Preußiihen Staats Abtbeilung I. 

Seite 173. und 175.) 

Der Herr Minifter des Innern bemerkte bierbei: 

„Der in der bemängelten Stelle dest Geſetz- Entwurfs ausgebrüdte Ge- 
danke ſolle nur ber fein, daß ein Jeder, welcher mit Eintritt der Bedingun- 
gen bes $, 5. der Stäbte- Drbnungen das Bürgerrecht erwirbt, auch zur 
Zahlung des Bürgerrechtögeldes verpflichtet ſei.“ 

Bon anderer Seite wurde hinzugefügt, daß bie Ermerbung des Bür- 
perrechts an fi von ber Zahlung des Bürgerrechtägelves nicht abhänge; nur 
ſolle Niemand zur Ausübung der politiſchen Bürgerrechte vor erfolgter Zah— 
fung des Bürgerrechtögeldes befugt fein. Es könne obnebin feiner zur Aus- 
übung ber politiſchen Vürgerrechte gezwungen werben; hingegen werde der 
jenige, welcher auf die Ausübung dieſer Rechte Gewicht legt, fi aud der 
Zahlung bes Aequivalents nicht entzieben, vielmehr ſich beeilen, das Bürger 
rechtägelb zu erlegen. 

Dazu äußerte noch der Regierungs-Kommiſſar, daß doch auch das 
Amendement wiederum Kontroverſen in das Gefep bineintragen würde, in 
ähnlicher Weiſe, wie ſolche zur Zeit binfichtlih bes $. 52. der Städte ⸗Ord⸗ 
nung von 1853 bersorzetreten jeien. 

Demnächſt ift das obige Amendement mit 9 gegen 2 Stimmen ab— 
gelehnt. 
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2. war ferner darauf angetragen: 
„die Worte 
„„Abſtufungen in tem Betrage der Abgabe find ftatthaft‘‘ " 
zu ſtreichen,“ 
weil alle Bürger gleich jeien und es in jeder Stadt uur ein einziges Bürger- 
thum gebe, daher nicht zuläffig erjcheine, das Bürgerrechtägeld nach der Weile 
einer Einfommenjteuer verichieden zu bejtimmen, wie dies auch früher aner- 
fannt worden. (Bergl. das Neifript vom 25. Juni 1809 bei v. Noenne 
und Simon a. a. O. Seite 167. und die Verordnung vom 28. Juli 1838, 
Bejep-Sammlung Seite 444., welche gleiche Nermaljäge für die Bürgerrechte- 
gelder, nur verſchieden in Fleineren, mittleren und größeren Städten feftiegt.) 
Dagegen wurde jedoch erwidert, daß es vielmehr zweckmäßig und zur 
Grleihterung der unvermögenden Klaffen wünjchenswerth ericheine, für legtere 
geringere Beträge, mithin gerade in deren Intereſſe Abitufungen in ber Ab» 
gabe der Bürgerrechtsgelder nachzulaſſen. 
Hierauf wurde ber Antrag wegen Streihung des zweiten Sages im Alis 
nen 1. des 8. 6. mit 9 gegen 2 Stimmen abgelehnt, dagegen das zweite Alir 
nea mit allen gegen eine Stimme angenommen, 


Zum 8. 7. 
Der Berichterftatter batte darauf angetragen: 
„hinter dem erjten Eape die im anderen Hauſfe geftrihene Ber 
ftimmung der RegierungssBorlage: 
un dm Kalle eines Ortswechſels ift der in der einen Gemeinde 
entrichtete auf den in der anderen Gemeinde zu entridhten« 
den Betrag in Anrechnung zu bringen,’ " 
wiederherzujtellen.‘ 

Dafür wurde angeführt: Es hänge der Wechſel des Wehnorts feines: 
weges immer und zwar jo wenig bei Jemand, bei weldem die Borandieguns 
gen des $. 5. der Städte-Drdnungen zutreffen, welcher daber Bürger zu wer- 
ben, mithin Bürgerrechtägeld zu zahlen verpflichtet ift, als bei einem anderen 
Gemeinde-Angehörigen, der ;. B. fein Wohnbaus befipt, fein Einfommen der 
dort gedachten Art bat, zur vierten Klaffenfteuerftufe nicht veranlagt ift u. j. w., 
som bloßen Belieben ab oder gar son Yaune und von Luſt an der Bagabun: 
dage. Umftände, welde einen auf jeine und jeiner Kamilie Nahrungsfähig— 
feit bedachten Familienvater veranlaßten, Fortlommen und Nabrungszuftand 
an einem anderen Orte zu begründen, fünnten ebenjo gut bei einem Bürger, 
wie bei einem anderen Gemeinde-Angebörigen eintreten. Es fomme dod nicht 
jelten ver, daß ein Bürger aus dem bei einem ſolchen vorausgeſetzten günfti« 
geren Verhältniß zu einer geringeren Bermögensftufe berabfinkt, bei welcher er 
jein politijches Bürgerreht ganz oder zeitweile einbüßt ($. 7. Aline 5. und 
6, der Städte Ordnung von 1853 ıc.), cder daß er ebenio wie ein anderer, 
der nicht Bürger iſt, im die Lage geräth, feine im bisberigen Heimatbsorte 
nicht mehr nutzbar zu verwendende Arbeitsfraft und erworbene Geſchicklichkeit 
an einem anderen Orte wiederum produftio anzulegen und beſſer zu verwer— 
then. Im jelden Fällen jei ein neu und voll zu entrichtendes Bürgerrechts- 
geld, für deijen gleichmäßige Feſtſtellung nad billigen Sägen im Gejep:Ent- 
wurfe feine Fürſorge getroffen ift, eben jewehl, wie das Einzugsgeld eine 
Schranke und Feſſel der Freizügigkeit. Die Prliht zur nochmaligen vollen 
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Berichtigung beffelben am neuen Heimathkorte werde manchen weniger bemittelten 
Familienvater, der gleihmohl echten Bürger und Gemeinfinn, wie patriotiſche 
Neigung bat, feine Kräfte zugleih dem Gemeindewohl zu widmen, hiervon 
eher zurüdhalten, jonady vielmehr dem forporativen Gemeingeift entgegenwir« 
fen. Außerdem empfeble es lich, bei MWiederherftellung des altbergebrachten 
Bürgerrechtögeldes, doch wiederum auch die früheren diefem Jnſtitut ſeit Ein— 
führung der Städte» Ordnung von 1808 gewiſſermaßen bifteriih anklebenden 
Beltimmungen in’s Leben treten zu laffen, zu welchen (nad dem Zufape zu 
$. 17. der Zufammenftellung vom 4. und 14. Juli 1832) auch die nad dem 
beantragten Amendement wiederberzuitellende Beftimmung der Regierungd- 
Vorlage gebört. 

Obgleih das Amendement mehrjeitige Unterftügung fand, wurde daſſelbe 
dedy auch von anderen Seiten bekämpft und dabei ein beionderer Werth auf 
das Zuftandefommen des Geſetzes gelegt, welches gefibrdet werde, Sobald man 
den Entwurf des anderen Hauſes abermals verändere, » 

Das Amendement ift bierauf mit 6 gegen 5 Stimmen abgelebnt, wo» 
zauf die beiden Alinea des 8. 7. einftimmig angenommen find, 


Zu 8. 8. und 8. 9, 
Dieje beiden Paragraphen wurden obne weitere Diskujfion einftimmig 
angenommen. a 


Zum $. 10, 


wurde bemerft, daß unter tem Ausdruck „Regulative“ die höheren Orts appro» 
birten Gemeindebeſchlüſſe serftanden find, Die durch das gegenwärtige Geſetz 
außer Kraft gelepten Beftimmungen diejer Regulative jeien namentlich folche, 
durch welche z. B. ein höheres Einzugsgeld, als das in diefem Gefep g:itattete, 
feftgefegt ift; höhere in ihnen beftimmte Abgaben wären herabzufepen, währ 
rend e8 bei geringeren Sägen der Negulative resp, approbirten Gemeinbebe- 
ſchlüſſe ſein Bewenden behalten fann. 

Der $. 10. iſt hierauf mit allen gegen eine Stimme angenommen. 

Die Spezialberatbung wandte fid nunmehr 


zum 8. 1. 
zurück. 

Nachdem die Kommiſſion die Beibehaltung eines Einzugsgeldes, von wel⸗ 
dem die Niederlaffung abhängig gemacht werden kann, beichloffen hatte, wurde 
von der Ausdehnung des Geſetzes auf die Weſtphäliſche Landgemeinde-Trönung 
som 19. März 1856. $. 56. und auf Art. 6. des Geſetzes über die Ge- 
meindesBerfafjung in der Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 Abftand genom- 
men. Dabei wurde in Betracht gezogen, was bereit# bei der Generaldebatte 
zur Sprache gebracht war, daß mad den vorliegenden Mittheilungen Einzugs« 
gelder bei den Landgemeinden der Nheinproving — ſchon wegen der früber 
dort beftandenen Franzöfiihen Munizipal Einrichtung und weil fie eben des+ 
balb aud im Allgemeinen dort nicht herkömmlich geweien*) — in vers 
bältnigmäßig geringer Zahl vorfommen, jo im Regierungs-Bezirk Trier 
von 1,137 Landgemeinden nur bei 28, alio von je 39 Gemeinden nur bei 
einer, im Negierungs» Bezirt Köln nur bei 40 Gemeinden, im Regierungs- 


) Siehe Stenograpbifche Berichte des Herrenhaufes vom 12, März c. Seite 217. 
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Bezirt Düffeldorf nur bei 66; jelbit von den 15 Städten bes Regie 
rungs⸗-Bezirlks Aachen haben nur 7 Ginzugsgeld.*) Ueberdies bat dies 
jogenannte Eintritts- ober Cinzugdgeld, wie bereits im Gingange bes 
Kommiljions- Berichts ausgeführt ift, nah Maßgabe der Bedingungen des 
$. 14. der wieberbergeftellten Rheiniichen Gemeinde» Ordnung vom 23. Juli 
1845 cine weſentlich verichievene Grundlage und Bedeutung. Auch in der 
Provinz Weſtphalen kommen Ginzugsgelder hauptjählib im Regierungs-Be— 
zirk Arnsberg, wo die Dorfeinrihtung gilt, von 785 Landgemeinden bei 359 
vor, in überwiegender Mebrzabl aber zu einem geringen Betrage, jogar unter 
2 Rthlr. E: wurde bier darauf bingewiejen, daß, da die Gemeinden in den 
weftlihen Provinzen im Allgemeinen nicht, wie in den öftliden, durch Kolor 
nijationen entftanden, jondern aus der alten Deutjhen Marken-Verfaſſung 
bervorgegangen jeien, diejelben meiitentbeils ein beteutendes Korporationds, 
namentlid jogenanntes Gemeindeglieder (oder Bürger) Vermögen befipen, 
was den Landgemeinden in den öftlihen Provinzen fehlt, bei welden lepteren 
der gemeinfhaftlihe Befip nur in jogenanntem Fntereffenten« oder Privat Ber- 
mögen ber einzelnen Hof und Grundbefiper beſteht. (Berordnung vom 
26. Juli 1847.) Einem jolden Korporationde oder Gemeindezlieder-Bermö- 
gen babe zweifelsohne dasjenige Einzugsgeld entiprodhen, welches (mie oben 
vom RegierungsRommilfar bemerkt ift) „in vielen Gemeinden ganzer Provin- 
zen“, doch wohl aber nur der weſtlichen, ſchon vor 1853 und 1856 her 
kömmlich geweien, jedoch ohne daf von deſſen vorauszegangener Entrihtung 
die Niederlaffung mit dem Rechte zum Leben und Erwerbe durch Arbeit, durch 
Betrieb von Gewerben und Beſitz von Grundeigentbum, abhängig gemacht 
wurde. 

Der 8. 1, wurde hierauf mit allen gegen eine Stimme und ſchließlich 
bas ganze Gejep mit 9 gegen 1 Stimme in ber vom Herrenhauſe 
beſchloſſenen Redaktion angenommen, nachdem ein Mitglied fih ent 
fernt hatte. 

Die Kommiffion beantragte demzufolge: 

das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
daß ber unter bem 17. März c. vom Herrenhauſe an das 
Haus der Abgeorbneten gelangte Entwurf des Gefepes, be» 
treffend das ſtädtiſche Einzugs-, Bürgerrehts. und Einfaufs» 
geld in der vom Herrenbauje angenommenen Bafjung geneb- 
migt werde. 

Hiernädft liegt der Kommilfion noch ob, über die auf den Gegenftand 
bezügliden, ihr überwiejenen Petitionen zu berichten. 

Diefelben zerfallen in zwei Kategorien: 


E. Petitionen, welche fich für Die Beibehaltung resp. Ausbeh: 
nung des Einzugsgeldes oder doch nicht unbedingt für deffen 
Aufbebung erflären. 

1. Bürgermeifter und Gemeinderatb der Bürgermeifterei Gladbach 


beantragen: 
„die Verleihung des Rechtes zur Erhebung des Cinzugsgeldes“, 
nachdem fie von der Stadt-Bürgermeifterei Glabbah und ber zur lepteren 


*) Ehenbafelbft Seite 222. und 223, 
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gelegten Landgemeinde Oberniedergeburth getrennt worben. Ihr Geſuch ift 
von der Regierung zu Düffeldorf unter Verweiſung auf die nicht nachgewie⸗ 
jenen Bedingungen bes, allerdings zur Zeit noch gültigen _$. 14. der Gemeinde» 
Ordnung von 1845 und die dazu erlaffene Minifterial-Inftruftion vom 15. No» 
vember 1847 abgeſchlagen. Dies mit Recht. Auch erhellt nicht einmal, daß 
die höhere Inftanz bei dem Ober-Präfidenten der Provinz, resp. dem Mini« 
fter des Innern, bejchritten ift. 


2. Mehrere Befiger mittlerer Güter zu Bergenhorſt bei Schneidemühl, 
welche aus der Stadt, jedoch, wie ihre Eingabe ergiebt, innerhalb der ſtaͤdti— 
Igen Heldmarf ausgebaut haben, beſchweren fi darüber, 

„Daß, nachdem die Stadt Echneidemühl Einzugsgeld zum Be 
trage von 12 Yrhirn. eingeführt bat, ihre Dienftleute (Schäfer, 
Zagelöhner, Meier, verheirathete Knechte), welche fie zur Bearbeis 
tung ihrer Örundftüde auf diefen in eigenen Wohnungen zu hals 
ten genöthigt find und die oft alljährlich wechjelten, das ftäd« 
tiſche Einzugsgeld zu bezahlen angehalten würden.” 

Die Petenten verlangen, „daß das Abgeordnetenhaus ihre bei der Re— 
gierung zu Bromberg angebrachte Beſchwerde, auf welche fie noch nicht bes 
ſchieden ſeien, befürworten ſolle.“ Auch bier ifl der Inftanzenzug nicht be» 
ſchritten. 


3. beantragen zwei Gemeinden: Damm-Haſt und Camp-Amtsfreiheit bei 
Zehdnick, im Regierungsbezirf Potsdam, durd ihre Ortsvorſtände gegen die 
Verfügung der Regierung zu Potsdam vom 24. Januar cr., 

„daß ihnen geftattel werde, ven jedem Neuanziehenden ein Eins 
zugsgeld von 5 Rthlrn. zu erheben”, 
ba in ihren Dörfern, um dem Wohnungsbebürfniß zu genügen, ein Familien 
baus nah dem andern entitebe und felbft Leute von Stande fi bei ihnen 
nieberließen, die wohl die hohen Kommunal» Abgaben in Zehbnid tragen 
fünnten. 


4. bittet das Echulzenamt der Gemeinde Gorzyskowo, dahin zu wirfen, 
„daß die Erhebung eines Einzugsgelbes in den Städten überhaupt 
aufgehoben oder deſſen Erhebung aud ihnen geftattet würde“, 

weil die wenigen Grundbefiger der Gemeinde durch bie große Zahl ärmerer 
Leute, welche in ber nahe gelegenen Stabt ohne anftrengende Arbeit Berbienft 
fänden, übermäßig belaftet werben und bereits gegenwärtig der Landarmen⸗ 
fonds eine Beihülfe von 200 Rthlrn. jährli zu den Koften ber Armenpflege 
leiften müſſe. 

Wenn das vorliegende Gejep dazu beftimmt ift, die Ungleichheit zwiſchen 
Stadt und plattem Lande in Bezug auf das Einzugsgeld zu ermäßigen, bie 
Kommilfion in überwiegender Majorität aber den gegenwärtigen Redhtezuftand 
eined den Städten geftatteten Einzugegeldes nur als einen proviſoriſchen und als 
ein Uebergangs-Stabinm zu einer völligen Aufhebung dieſer Abgabe betrachtet, 
die Staats-Negierung fih auch mit aller Entihiedenheit gegen die Ausdehnung 
ber Einzugsgelder auf das platte Land und_mit Recht erflärt hat, weil dadurch 
die mit dem inzugsgelde verbundenen Uchelftände und nachtheiligen Rüd« 
mirfungen auf die Bevölferung nur vergrößert, die Aermeren zur Schollen» 
pflidtigfeit verurtheilt, die einzelnen Gemeinden gegen einander abgeiperrt 
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werben würden, jo kann die Kommiffion aus formellen und materiellen Grün« 
ben in Betreff obiger Petitionen nur 

„die Tages ⸗Ordnung“ 
beantragen. i 

5. Der Magiftrat zu Gafjen im Kreife Sorau, Regierungsbezirk Frank- 
furt, beantragt mit Rückſicht auf den vorliegenden Gejep- Entwurf und die ger 
ringe Einwohnerzahl der Stadt Gafjen von nur 1,421 Seelen (nach ber fta« 
tiftiihen Tabelle von 1855 von nur 1,807 Seelen): 

Die Bezirks-Regierungen in dem Gejeg für befugt zu erklären, 

für die Städte von weniger als 2,500 Seelen ein höheres Ein» 

zugsgeld und zwar bis zum Betrage von 6 Rtblm. feſtzuſetzen,“ 
da die Stadt Gaffen jept diejen Betrag erhebe, im Ganzen an Einzugs- und 
Hausftandögeld 165 Rthlr. jährlich beziehe und nah Yublifation dei Ge 
jeges einen Ausfall von mindeftens 75 Ntblen, erleiden würde; Kämmerei« 
Vermögen jei nit vorhanden; wenn die in der Stabt wohnenden Arbeiter 
nicht mehr bei ben Zöpfereien, wie in der Wollipinn- und Tuchfabrik Ber- 
dienft fänden, fo juchten fie mit Zurüdlaffung ibrer Bamilien in Gaffen, in 
der nur 4 Meilen entfernten Stadt Sommerfeld Beihäftigung, ohne nad 
diejem Orte überfiedeln zu können, weil dajelbft ein Cinzugsgeld von 10 Rthlen. 
erhoben werde. Solder Familien gäbe es 20-30 in Gaffen. 

Auch bei diejer Petition kann nur auf die Motive des Geſetz-Entwurfs 
und darauf zurüdgewielen werden, daß fünftig auch für die Stadt Sommer» 
feld bei 7,000 Einwohnern das Einzugsgeld von 10 auf 6 Riblr. ermäßigt 
werben wird, 


II. Petitionen für die vollitändige Aufhebung des Ein 
zugsgeldes. 


1. bitten darum die Bürgermeifter von 5 Bürgermeiftereien bes Kreiſes 
Solingen, deren bereits oben gedacht ift, indem fie die höchſt nachtheiligen 
Wirkungen ſchildern, die aus der notbgebrungenen Reciproeitit der den Stadt- 
gemeinden nahe gelegenen ländlichen Gemeindeverbände binfihtlih der Ein» 
führung eines Einzugsgeldes für die arbeitenden Klaſſen hervorgehen, durch 
weldyes um die Grenzen jeder Bürgermeijterei ein feiter Gürtel gegen den 
Zuzug gezogen, der Arbeiter an die Scholle gefeflelt und der Verarmung erft 
recht entgegengeführt, überdies zur Yoderung der Kamilienbande getrieben, 
insbejondere ferner eine immer größere Exrbitterung unter den ſolchergeſtalt 
am Erwerbe verhinderten Arbeitern erzeuat werde. 

2. bitten Magiftrat und Stadtverordneten» Derjammlung zu Mühlheim 
an der Ruhr, 

„daß bie Einzugsgelder durch ein bald zu erlaffendes Geſetz all» 
gemein aufgehoben werden,’ 
indem fie darin ebenfalls ein Hemmniß für die Entwidelung der Arbeitskräfte 
der Bevölkerung und folgeweis der ganzen Induſtrie erbliden. 

3. Eine erbeblibe Zahl von Einwohnern in Budau bei Magdeburg 

(Kaufmann E. W. Lampe und Genoffen) beantragen: 
daß das Haus der Abgeordneten beliefen wolle, die Königliche 
Staats-Negierung zu erſuchen, das inzugegeld für die ganze 
Preußiſche Monarchie durch ein Gejep aufzuheben und beim deut- 
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fhen Bunde eine allgemeine Freizügigkeit für ganz Deutidland 
zu beantragen. 

Der vorgeihlazgene Wer, die Vermittelung des deutihen Bundes in 
Anſpruch zu nehmen, dürfte ſchwerlich nach befannten Thatſachen und Berhält- 
niffen zu irgend einem erwünjchten Ziele für die Ausdehnung der bürgerlichen 
Freiheiten des Deutihen Volles, bejonderd auch hinfichtlih der Areizügigfeit, 
führen, zumal Art. 18. der Bundesafte vom 8. Juni 1815 dazu feinen feiten 
und genügenden Anhalt bietet, und die Territorial-Gejepgebung einer Mehrzahl 
Deutiher Staaten (3.8. in Bayern, Württemberg und Baden)*) von der An—⸗ 
erfennung bed Prinzips der Freizügigkeit im Intereſſe der eigenen Unterthar 
nen noch weit entfernt ift. Empfehlen fünnte fi als der allein mögliche 
Weg nur die Anbahnung einer Uebereinfunft zwiſchen Preußen und den übri— 
gen Deutihen Staaten, etwa nad dem Vorgange der Uebereinfunft vom 
11. Suli und 5. November 1853 (Geſetz Sammlung Seite 878.) wegen Ber- 
pflegung erfranfter und Beerdigung veritorbenener Angeböriger eines anderen 
fontrabirenden Staates. 

4) Die Petition des Magiftratd und der Stabtverorbneten-Berjamm- 
lung zu Marienwerder ſchildert in ſehr ausführlicher und zutreffender Weile 
die nadıtbeiligen Folgen des durch $. 52. der Städte-Drdnung vom 30. Mat 
1853 den Etadt-Gemeinden zur Beihränfnng des Prinzips ber Freizügigfeit 
eingeräumten Rechtes, Einzugsgelder zu erheben, wovon die Stabt-Gemeinden 
einen jo ausgedehnten Gebrauch gemacht hätten. Sie jucht die Berwerflichkeit, 
wie die Nuplofigfeit einer jolden Abgabe nachzuweiſen und ftügt ſich unter 
andern auf die anerfannte Thatſache, daß die jo unerſchöpfliche Steuer» und 
Leiſtungskraft Frankreichs vorzugsweiſe in der daſelbſt berrichenden Gewerbe» 
und Eigenthums-Freiheit, nebit Freizügigkeit, ihren hauptſächlichſten Grund 
und ihre reichhaltigfte Quelle bat. Sie wünſcht, daß Preußen die Durchfüh— 
rung der Freizügigkeit in Deutihland, welche aud ohne den Bundestaz zu 
erreichen fein werde, als eine jeiner großen nationalen Aufgaben betrachten 
möge, indem fie bemerkt, daß viele Taufende Deutiche, wegen ber in ihren Vaters 
(ändern herrſchenden Beichränfung der Erwerbs-Kreiheit, auf Franzöſiſchem 
Boden Berdienft und Heerd ſuchen und finden. Daran fnüpft die Petition 
den Antrag: 

„auf Aufbebung des $. 52. der Städte-Drdnung von 1853, und 
sollftändige Geltendmahung des Prinzips ber Freizügigfeit in 
Preußen, wie im geſammten Deutſchland.“ 

Auch dieie Petenten können für jest nur auf Die obige Ausführung des 
Kommiſſions-Berichtes verwiejen werden, und muß die Kommilfion zur Zeit 
auch wegen der unter II. gedachten Petitionen den Antrag jtellen: 

diefelben durch die gegenwärtige Gelep-Borlage für erledigt zu er- 
achten. 

Berlin, den 31. März; 1860. 


Die Kommiſſion für dad Gemeindewefen. 


Grabow (Borligender). Dr. Lette (Bericterftatter). Mr. Miedel. 
Dr. Gneiftl. dv. Saenger. dv. Diederihbs. Contzen. Delius. 
Freiberr v. Binde (Hagen). 


*) Siehe Württembergiſches Bürgerrehts-Gefep vom 4. Dezember 1833 und Verehe ⸗ 
lichuuge ⸗·Geſez vom 5 Mai 1552, ferner das Bayriſche Geſetz vom 1. Juli 1834 wegen 
der 4 verfhiedenen Titel zur Anfälfigmahung, auch bei Roſcher a. a. D. Seite 523, 
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Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


das ſtädtiſche Einzugs-, Bürgerrechts- und 
Einkaufsgeld. 


Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von 
Preußen, Regent, 


verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monardie, 
was folgt: 


us 


Die Vorfhriften in dem $. 52. der. Städte-Ordnung für die ſechs öft« 
lihen Provinzen der Monardie vom 30. Mai 1853, in dem $. 51. der 
Städte-Ordnung für die Provinz Weitphalen vom 19, März 1856 und im 
$. 48. der Städte-Drönung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, we» 
gen Erhebung eines Einzugsgelbes, eines Hausftands» oder Eintrittägeldes und 
eined Einfaufögeldes werben hierdurch aufgejoben. An Stelle derjelben tre— 
ten nachftehende Beftimmungen ($$. 2—10.): 


$. 2. 


Die Stadtgemeinden find befugt, auf Grund von Gemeinde-Beichlüffen, 
welche die Genehmigung ber Regierung erhalten haben, die Entrihtun; von 
1) Einzugögeld bei Erwerb der Gemeinde Angebhörigkeit ($. 3. der 
Stäbte-Drbnungen), 
2) Bürgerrechtsgeld bei Erwerb des Bürgerrehts ($. 5. a. a. D.), 
3) Einfaufsgeld anftatt oder neben einer jährlihen Abgabe für bie 
Theilnahme an den Gemeinde-Nutzungen ($. 50. Nr. 4., $. 49, 
Nr. 4. und 8.46. Nr. 4. der betreffenden Städte-Drbnungen), 
anzuordnen. 


2R: 


8.8. 


Einzugägelt. Das Einzugsgeld darf in Stabtgemeinden 
von weniger als 2,500 Einwohn rn den Betrag von 3 Rthirn., 


« 2,500 bis 10,000 . . . «6 » 
» 10,000 bis 50,000 . . . :10 » 
» mehr als 50,000 . ’ . «15 » 
in der Stadt Berlin . . . ..» P 20 .» 


nicht überfteigen. 


$. 4. 

Bon der Zahlung bes Einzugsgeldes kann die Geftattung der Niederlais 
fung und des ferneren Aufenthalts abhängig gemacht werden, fit Ausnahme 
derjenigen Fälle, wo 

1) der Zahlungspflichtige zur Zeit der erften Zahlungs-Aufforderung 
bereits den Unterftüpungswohnfig ($. 1. bes Gefepes über die 
Armeripflege vom 81. Dezember 1842 und Art. 1. des Gefepes 
vom 21. Mai 1855) erworben hat, ober 

2) bei eingetretener Hülfsbebürftigfeit feine andere zur Aufnahme des 
Armen verpflichtete Gemeinde (Gutsbezirk) vorhanden ift. 

An der Verpflichtung der Landarmen- Verbände wird nichts geändert. 


8.6. 
Befreit vom Ginzugsgeld find: 

1) Perfonen, welde durch Ehe, Blutsserwandtihaft, Stiefverbindung 
oder Echmägerihaft zur Familie und zugleih auch zum Haus» 
ftande eines Hausherrn oder einer jelbftftändig einen Hausftand 
führenden Hausfrau gehören oder ſolchem Hausftande dauernd 
ſich anſchließen; 

2) Perſonen, welche einen von ihnen aufgebenen Wohnſitz in der 
jelben Stadt innerhalb eines Zeitraums von 10 Jahren nad 
ihrem Wegzuge aus berielben wieberergreifen; 

3) die unmittelbaren und mittelbaren Staats» Beamten, die Lehrer 
und die Geiftlihen, welde gemäß bienftlicher Verpflichtung ihren 

Wohnſitz in der Stadt nehmen; 

4) Militairperfonen, die 12 Sahre im aktiven Dienftftande fidh be» 
funden haben, bei der erften Niederlaffung, ſowie die unter Nr, 3. 
genannten Perjonen bei der eriten Verlegung des Wohnfiges nad 
ihrem Ausicheiden aut dem aktiven Dienfte. 


5. 6. 


Bürgerrechtögeld. In denjenigen Städten, in melden ein Bürgerrechtögeld eingeführt ift, 
darf vor deſſen Berichtigung das Bürgerrecht nit ausgeübt werben. Abftus 
fungen in dem Betrage der Abgabe find ftatthaft. 

Wo zur Zeit ein Hausftandegeld erhoben wirb, tritt bis zu andermeiti» 
ger Fefiftelung das Bürgerrechtögeld mit gleihem Betrage an deſſen Stelle. 
Die Verpflichtung zur Entrichtung deilelben tritt aber erit mit dem Zeitpumfte 
des Erwerbes des Bürgerrechts ein. 


$. 7. 

Das Bürgerrehtögeld darf innerhalb berfelben Gemeinde von Nieman- 
den zweimal erhoben werben, Es gilt im bieler Beziehung das bisherige 
Hausftandsgelb dem Bürgerrechtägelde gleich. 

Die im $. 5. Nr. 3. und 4. genannten Perjonen find in ben bort er- 
mwähnten Källen auch von der Entridtung des Bürgerrechtögelbes befreit. 


8. 8. 


Die Verpflichtung zur Zahlung des Einfaufsgeldes, ſowie der demjelben 
entſprechenden jährlichen Abgabe ruht, jo lange auf die Theilnahme an ben 
Gemeinde-Nupungen verzichtet wird. 


5. % 

Hinfihtlih der Verjährung und der Reklamationen findet das Geſetz vom 
18. Juni 1840, jedodh nur mit der Maßgabe Anwendung, daß die nidht zur 
Hebung geftellten Einzugs-, Bürgerrechte» oder Einfaufsgelder erft in zwei 
Iahren nah Ablauf desjenigen Jahres, in welchem die Zahlungsverbindlich- 
feit entftanden ift, verjähren. 

Das Geſetz vom 11. Iuli 1822, jowie die Kabinets-Ordre vom 14. Mai 
1832 find auf die genannten Abgaben nicht anwendbar. 


$. 10. 


Die auf Grund der aufgehobenen Paragraphen der Stäbte-Drönungen 
erlaffenen oder älteren noch geltenden Negulative bleiben in Kraft, fomeit fie 
ben Beftimmungen diejes Gelepes nicht widerſprechen. 


$. 11. 

Dieje Beftimmungen find aud im denjenigen Ottſchaften (Fleden) zur 
Anwendung zu bringen, welche auf Grund des $. 1, Abſatz 2. der Städte 
Drdnung vom 30. Mai 1853 eine der lepteren nadhgebildete Ortsverfaſſung 
befigen, welche ihnen die Erhebung eines Cinzugsgeldes, oder Hausſtands- 
geldes oder Einkaufsgeldes geftattet. 


Einfauftgelb. 


Allgemeine Beftimmungen, 
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Rerichterftatter: Saus der Übgeorbneten. 
Abgeordneter Schellmip. Seſſton 1860. 
— —— — 


Bericht 


Kommiſſion für die Agrar-Verhältniſſe über den Antrag 
de8 Abgeordneten Kaiſer und Genoſſen. 
(Nr. 57. der Drudiaden.) 


Der Abgeordnete Kaifer und Genofien haben unterm 11. Februar ec, ben 
Antrag geftellt: 
Das Hans der Abgeordneten wolle beichließen: 
die Königlite Staats-Negierung zu erjuchen, 
dem Landtage möglichft bald ein Forftlultur-Gejep zur 
Verhütung der immer mehr um fidh greifenden Ent« 
waldung des Landes vorzulegen, welches namentlich 
auch Beftimmungen enthält, dab Behufs gemeinſchaft · 
licher Kultivirung und Bewirthſchaftung der Waldun⸗ 
gen, resp. Waldbodens, die betheiligten Grundbeſitzer 
unter Umſtänden zu Genoſſenſchaften auf Grund fta- 
tutariicher, der landesherrlichen Genehmigung unter 
liegender Feſtſetzungen vereinigt werben können, 
Der Antrag wird hauptſächlich dadurch motivirt, 

I) daß vielfältig eine regelloje Abtreibung und Verwüſtung von Höl« 
jern, namentlich der fleineren Grundbefiger, ohne alle, eder ohne 
ausreichende Sorge für die Nachkultur ftnttfinde, 

2) daß hieraus Mangel resp. unverhältnifmäßige Bertbeueruny eines 
unentbebrlihen Produktes entipringe, 

3) daß hiermit Berarmung derjenigen Lanbestheile, welche vermöge 
ihres jterilen Bodens vorzugsweiſe zur Probuftion ven Hölzern 
geeignet erjcheinen, verbunden jei, 

endlich 
4) daß eine Wiederbewaldung öder oder zur Holzfultur vorzugsweiſe 
i 1 
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geeigneter Sandftriche, bei der fortgeichrittenen Bodenzeriplitterung, 
in der Regel nur durch gemeinjames Wirken, alio durd Bildung 
von Genofjenihaften, zu ermöglichen jei. 

Die Agrar Kommilfion bat fih der Berathung dieſes Antrages, unter 
Zugiehung des Antragftellers und in Gegenwart des Kommiljarius des Mini» 
fteriums für landwirthſchaftliche Angelegenbeiten, Geheimen Negierungs-Natba 
Oppermann, unterzogen. 

Der Antrag bezwedt einen Eingriff in die freie Verfügung der Wald- 
Eigentbümer über ibre Grundftüde zum Beſten der Gejammtheit, Die mei- 
ften Lehrer der Forſtwirthſchaft find darin einig, dab dem Staat eine Befug- 
niß zur Deauffihtigung und Einwirkung auf die Waldungen von Gemeinden, 
ſonſtigen Körperfhaften und von Privatperjonen zuzugejteben jei. 

Der Einfluß der Waldungen auf das Klima, die Temperatur, die Frucht« 
barfeit des Bodens, auf den Geſundheitszuſtand, auf Verbütung von Ueber: 
ihwenmungen, Verjandungen, auf Verſchönerung der Gegend, auf die Erhal- 
tung des unentbebrlihen Produkts des Holzes und auf deilen Preis ꝛc. wird 
son den Autoritäten der Forftwirtbidaft behauptet und leuchtet tbeilweile auch 
dem Laien ein. Es wird bieraus gefolgert, daß alle im Volksvermögen be: 
findlihen Wälder, fie mögen in nod jo verjhiedenem Befig fein, gewiſſe 
Zwede für das Ganze zu erfüllen hätten und daß zur Sicherung diejer Zwecke 
für die Geſammtheit, der Etaat für die Grbaltung der Wälder zu forgen 
babe. Es liege in der Natur der Privatwirtbichaft, Daß jeder diejenige Art 
der Bewirtbidhaftung wählen werde, welche in dem Eleinften Zeitraum den 
höchſten Ertrag gewähre und ed werde den Privatmann nicht kümmern, 
welche Folgen ſich aus der Zerftörung eines Gutes herausftellen würden, wenn 
er. gegenwärtig einen größeren Boribeil finde. Bei einem folden Widerftreit 
des öffentlichen Interefies mit dem Privat-Intereſſe müſſe aber das leptere 
dem erjteren meiden. Sei biernad eine Ginwirfung des Staats auf die 
Waldungen von Privatperjenen geboten, jo redtfertige ſich ſolche noch viel 
mehr bei den, den Gemeinden und anderen Inftituten gebörigen Waldungen, 
weil bier der Staat, ſchon vermöge jeined allgemeinen Auflichtsredhts über 
ſolche Körperihaften, dafür zu jorgen babe, daß deren Vermögen möglichſt 
ungeichmälert bleibe. 

Ueber das Maf ter Einwirfung Seitens des Staats walten allerdings 
verichiedene Anſichten unter den Lehrern der Forſtwiſſenſchaft ob und es liegt 
auch in der Natur der Sade, dab dieles Maß von der Verſchiedenheit der 
gegebenen Verhältniſſe abhängig bleiben mus. Beiondere Genehmigung zur 
Waldrodung, Verbot der Devaftation, Gebot des Wiederanbaues entitans 
bener Blößen, werden meift als die unentbebrlihiten und notbwendigiten Ein- 
wirfungen für den Staat in Anſpruch genemmen, während von Anderen ibm 
auch das Recht der Einmiihung in die Bewirthſchaftung ſelbſt vindizirt wird. 

Die faltiſchen Berbältnilfe in den mebrften Deutſchen Staaten und in den 
angrenzenden Ländern ftimmen mit jenen Grundiägen ter Forſtwirthſchafts— 
fehre überein. Die Beihränfung der freien Benupung der Wälder ift in 
Deutihland jehr alt. Schon im 16. Jahrhundert finden wir in den verjdhies 
benen Yanbestheilen eine Menge Forſt-Ordnungen, melde die freie Dispofition 
der Eigentbümer der Wälder mehr oder weniger beichränfen und zwar zunächſt 
die Gemeinden und andern Körperſchaften, ſowie die fleineren Grundbefiger, 
demnächſt aber auch die Befiger von Adel. Die Beihränfung war im ſüd— 
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lichen Deutſchland größer als im nördlichen. Während fie fih im erfteren meift 
auf;die Bewirtbihaftung jelbft mit erftredte, begnügte fie fih in der Regel 
im nördlichen Deutihland Rodungen und Devaftationen zu unterlagen. Auch 
die neuere -Korft » Gejeggebung im den Deutihen Staaten ift dem Prinzip 
der Beichränfung der freien Diepofition über Privatforften treu geblieben. 
Namentlih enthalten das Rorfigeieg für Deftreih vom 3. Dezember 1852, 
das Forftgejep für Baden vom 27. April 1854 bejondere Beſtimmungen über 
Beaufihtigung der Privatforften, Berbot der Nodung von Wald ohne Ge- 
nehmigung, unter Umftänden Btwirtbichaftung nah einem vorgeichriebenen 
Betriebsplau, die Befugniß, die Wiederaufforftung zu verlangen ꝛc. Das 
Borfigejeg für das Königreih Bayern vom 28, März 1852 mit feinen Er« 
läuterungen und Snftruftionen führt ähnliche Beihränfungen ein, obgleich man 
bier durd Gelege aus den Jahren 1803 und 1804 die Kultur aller Privat« 
forften frei gegeben, bald darauf aber zu einer Beihränfung der Verwaltung 
der KörperichhaftseForften und zu einer gewijien Obers-Auffiht über die Privats 
forften zurüdgefehrt war. Auch in Franfreih, wo früber die ftrengfte Kon: 
trolle über die Bewirthihaftung der Privatforften geübt, dieſe aber 1790 
gänzlih aufgeheben worden war, it man ſchen unter dem Konfulate Bona- 
parte's zur Beſchränkung der freien Dispofition zurüdgefehrt, welche durch ein 
jpäteres Geſetz von 1827 zwar gemildert, aber nicht befeitigt worden ift. 
Auch in unierem Staate war früher die Dispofition der Privat» Eigen. 
thümer über ihre Waldungen durch verſchiedene Ferjt- Ordnungen, deren Gültige 
feit fi über ganze Provinzen, cder auch über kleinere Diftrifte erftredte, 
und welche größtentheils aus dem 18, Jahrhundert berrührten, beichränft und 
zwar aud hier wieder am ftrengiten in den jüblicheren Landestheilen, nament— 
lich in dem früher zu Preußen gehörig gewejenen Ansbach und Baireutb, am 
wenigften ftreng in den Provinzen Brandenburg, Pommern und Preußen. 
Die Forft-Drdnungen Schlefiens bildeten den Mebergang zwiihen Süden und 
Norden. ’ 
Durch das KultursEdift vom 14. September 1811 $. 4. find alle Ein- 
ihränfungen, welche dieje Forft-Ordnungen oder das Allgemeine Landrecht in 
Anjebung der Benupung der Privat-Waldungen vorjchreiben, aufgehoben wors 
den, Die Eigenthümer können jolde nad) Gutbefinden benugen, fie parzelliren 
und urbar machen, wenn ihnen nicht Verträge mit einem Dritten oder Be _ 
rechtigungen Anderer entgegenfteben. Es können ($. 5. 1. c.) mit dieſer Ein« 
ihränfung auch landwirthſchaftlich benutzte Grundftüde in Forft verwandelt 
und jolde jeder anderen beliebigen Veränderung unterworfen werben, 
mithin !venn aud die in mehreren Provinzen bejtehende Berordnung, daß 
bäuerlihe Grundftüde nicht unbeftellt bleiben dürfen, aufgehoben wird. 
In denjenigen andesiheilen, in welden das Kultur» Edift nit gilt, 
eriftiren zwar noch eine ganze Reihe zum Theil ſehr alter Forft- Ordnungen, 
diejelben find aber, obſchon fie faft nirgends ausdrüdlih aufgehoben worden 
find, überall cbjolet geworden und außer Anwendung gekommen. Soweit jie 
in das Bereich des vormaligen Franzöſiſchen Kaiferreihs und Des Großherzog: 
thums Berg fallen, find fie dürd die Defrete vom 29. April 1803 und 
22. Juni 1811 eriept und modifiziert. Dieje find wiederum durd die Ver— 
ordnung des General» Gousernements für den Nieder- und Mittelrhein und 
der Oeſtreichiſch-Bayerſchen Adminiſtrations-Kommiſſion vom 17, Auguft und 
15. Dezember 1814 alterirt worden und zwar jo, daß die leptereu, bei der 
1* 
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inmittelſt gänzlih veränderten Organiſation der Königlichen Forft:Verwaltung, 
niemals eine praftiidhe Bedeutung erlangt haben und gegenwärtig es ſehr 
zweifelhaft erſcheint, ob gerade die wichtigſte der in der fremdländiichen Gefep- 
gebung enthaltenen Beftimmungen, daß nämlich das Recht, einen Wald zu 
roden, von einen gewiſſen Flächenmaße des lepteren abhängig jein ſoll, noch 
rechtliche Geltung bat. 

Jedenfalls befteht im Weſentlichen ud da, wo das Allgemeine Landrecht 
und resp. das Kultur« Edit vom 14, September 1811 feine Gültigkeit bat, 
faltiſch eine Auffiht über die Privat-Waldungen nit, 

Bezüglich der den Gemeinden und öffentlichen Anftalten zugebörigen Wal« 
dungen ift Dagegen für die Provinzen Sachſen, Weftpbalen und die Landes— 
theile Juͤlich⸗Kleve⸗Berg und Niederrhein dur die Verordnung vom 24. Des 
zember 1816 eine Auffiht des Etaates über die Verwaltung angeordnet 
worden. 

Auch für die Hohenzollernihen Lande ift die Kommunal Forftverwaltung 
dur die Verordnungen vom 1. Mai 1822, 5. Juli 1827 und 3. Auguft 1848 
unter die Aufſicht bes Staats geftellt. 

Endlich findet fih no in der Gemeinheitetheilungs-Orbnung vom 7, Juni 
1821 $. 109, die Beftimmung, daß die Naturaltbeilung eines gemeinſchaft ⸗ 
lichen Waldes nur dann zuläflig jein joll, wenn entweber bie einzelnen An- 
theile zur forfimäßigen Benutzung geeignet bleiben, ober fie vortheilhaft als 
Ader oder Wieje benupt werben fünnen. Sonftige Beſchränkungen der freien 
Verfügung über Korften eriftiren in unjerem Staate nicht. 

Es handelt ih nun bier nicht um die heilfamen Wirkungen des durch 
das Kultur» Edikt zur Geltung gebrachten Prinzips, da dieſe Wirfungen jo 
wenig als die Richtigkeit des lepteren im Allgemeinen von irgeıd einer Seite 
bezweifelt wurben. Es fragt fi vielmehr nur, ob nicht durch die unbeſchraänkte 
Anwendung jenes Prinzips auch Nachtheile hervorgetreten, event. ob und 
wie weit denjelben im Wege der Gejepgebung, im Sinne bes vorliegenden 
Antrags, Abhülfe verſchafft werben fol. 

Es konnte in biejer Beziehung nicht in Abrede geftellt werben, daß in 
den meiften Landestheilen hin und wieder bedeutende Walbungen auf Epefu: 
lation gekauft, abgetrieben und nicht wieder angebaut worden find, gegenwär- 
tig daher, wenn fie fih nur zum Holz» Anbau eignen, faft feinen Ertrag lie- 
fern; es fonnte nicht in Abrede geftellt werben, daß dergleichen planloſe Ab» 
treibungen namentlih von bäuerlichen und Heineren Grundbefigern häufiger 
vorgenommen werben, daß in folden Fällen die Wiederaufforftung meift 
ſchwierig, oft aber gang unausführbar ift, wenn die abgeholzten Flächen aus 
Meinen Parzellen beftehen und die Befiger derſelben fi) weder freiwillig zur 
Wiederaufforftung vereinigen, noch auch dazu gezwungen werben können. Es 
mußte endlich zugegeben werben, daß dur planlofe Abbolzung von Berg» 
fuppen eder Sandflähen für die ganze Umgegend großer Schaden durch das 
von den Bergen ungehindert herabftrömende Schnee» und Regenmwaffer, durch 
Berfandung ıc, entftanden und noch zu befürchten fei, überdies aber die Berg- 
tuppen und Sandflidhen ertraglos geworden und der Wiederanbau von Holz 
auf denfelben nur mit großen Schwierigkeiten und Koften ausgeführt werben 
könne. 

Die Staats-Regierung bat, nad den Mittbeilungen des Regierungs- 
Kommifjarius, diejen Mebelftänden ſchon jeit längerer Zeit ihre beiondere Auf. 
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merkſamkeit gewidmet. Sie hat ſchon feit dem zwanziger Jahren für ein« 
zelne vorzugsweile gebirgige Landestheile — den fühlichen Theil des Regie- 
rungs-Bezirfö Arnsberg, den oftrheiniihen Theil des Regierungs » Bezirks 
Köln — die Berathung umfalfender, tie gejammte Walbpflege fichernder 
Baldfultur-Gejepe eingeleitet. Sie hat ferner in den dreißiger Jahren in» 
tendirt, in eine auf das Bedürfniß des ganzen Landes berechnete „Allgemeine 
Forſt- und Jagdpolizei-Orduung“ einzelne Beftimmungen aufzunehmen, welche 
den Zwed hatten, einer Vernichtung derjenigen Wälder vorzubeugen, deren 
dauernde Erhaltung für ganze Gegenden, oder doch für bie benadbarten 
Grundftüde, von befonderem Werth ift. 

Die erftgedachten Beratbungen find jedoch in Folge eines im Jahre 1846 
erftattetem abfäligen Gutachtens des Stantsrathes ohne Erfolg geblieben und 
ebenjowenig ift die, Allgemeine Forſt- und Jagdpolizei Ordnung” zum Abſchluß 
gefommen. Die Provinzial-Stände hatten ſich bereits mit den oben bezeich« 
neten, Lie Waldfonjeroation betreffenden Beftimmungen einverftanden erklärt 
und die Beratbungen jhwebten im Staateratb, als die Ereigniffe des Jahres 
1848 ben weiteren Fortgang unterbradhen. 

Inzwiſchen hat die Strats-Regierung auch in bejonders dringenden Fäl« 
len den Weg ter Spezial-Geſetzgebung betreten, für verichiedene Kreiſe Hau⸗ 
berg& Ordnungen erlaffen, unterm 1. Juni 1854 das Waldfultur-Gefeg für 
den Kreis Wittgenftein vorgelegt, und die Berathung eines ähnlichen Geſetzes 
für deu oftrheiniihen Theil des Regierungs-Bezirks Köln wieder aufgenom» 
men, Sie gelangte indes damals zu der Ueberzeugung, daß fi der Weg 
der Spezial ⸗ Geſetzgebung nicht weiter verfolgen lafje, da das Bedürſniß hierzu 
eine größere Ausdehnung habe und in allen Landestheilen mehr oder minber 
wiederfehre. Es führte diefe Erwägung zu einem Geſetz-Entwurfe, welcher 
den betreffenden Behörden im September 1857 zur Begutachtung mitgetheilt 
wurde. Derielbe beabfichtigte im Weſentlichen 

1) eine Beauffihtigung der Gemeinde und jonftigen Körperjchafts- 
waldungen Eeitens des Staats durd Ausdehnung ber Berorbnung 
von 24. Dezember 1816 auf ſämmtliche Provinzen, 

2) Einihränfung der willfürlihen Benugung ber Privatwaldungen, 
wenn deren Erhaltung durch ein bringendes Bebürfniß der Landes» 
fultur geboten wird. 

Sofern ein foldes Bedürfniß bezüglid ganzer Kreile oder einzelner Tpeile 
derjelben obmaltete, jo jollte für jolde durd Königliche Verordnung die Art 
und ber Betrieb der Waldwirthihaft vorgejchrieben und unter Aujjicht ger 
ſtellt, aud über Bildung von Wald-Geuofjenihaften, unter gewifjen Bebin- 
gungen, Beftimmung getroffen werden können, 

Die ferneren Berathungen über diejen Gejep-Entwurf haben durch ben 
im Sabre 1858 eingetretenen Miniſterwechſel eine Unterbrehung erlitten, Die 
Staats-Negierung it aber, nad BVerfiherung des Regierungs-Kommiffarius, 
noch gegenwärtig mit dem Gegenftande beſchäftigt. Ob man jedod bei deu 
Grundjäpen des erwähnten Geſetz Entwurfs ftehen zu bleiben beabfichtigt und 
wann ein „neuer Gefep- Entwurf der Landes Vertretung vorgelegt werben 
möchte; darüber fonnte eine beftimmte Auskunft nicht ertheilt werben. 

Uebrigens werden in den Motiven zu dem erwähnten Entwurf die trau 
rigen Folgen ber überhand genommenen Entwaldung mit grellen Farben ges 
ſchildett. Es wird dort angegeben, daß ganze Yanditrice, wie einzelne Ges 


meinden des Staats bauptfählih durh Berwüftung und Vernichtung der 
Bilder der Berarmung anbeimgefallen, daß dur Entwaldung der Nebrun: 
gen die Seefüften den Stürmen preiägegeben, der Dünenſand weitbin Frucht 
bare Fluren .bededt habe und ganze Dörfer dadurch verihwunden oder ver- 
fommen fein. Im den Jweſtlichen gebirgreihen Provinzen fei durch Entwals 
dung der Höbenzüge der fuuchtbare Waldbeden dort verihwunden und die 
Thäler jeien durch das bemjelben nachfolgende Gerölle und Geſchiebe verbeert 
worden. Selbſt in den mittleren und öftlihen Provinzen feien, da, wo jonjt 
Wald den Sand bededt oder die ftagnirende Feuchtigkeit abforbirte, Verſan⸗ 
dungen und Sümpfe entjtanden, 

Zum Belag diejer traurigen Erſcheinungen wirb bauptiächlih auf bie 
Kuriſche Nebrung, auf das Eichsfeld, die Eifel, die Grafſchaft Wittgenitein 
und das Dber-Bergiihe Land verwieien. 

Nach jorgfältiger Erwägung der obwaltenden Verbältniffe war nun zwar 
die Kommiffion darüber nicht im Zweifel, daß eine gewiſſe Beihränfung der 
freien Dispofition bezüglich der Wildungen gerechtfertigt und nothwendig jei, 
fie ift aber ter Meinung, daß nicht jeder Nachtheil, der für die Waldungen 
aus diefer freien Dispofition hervorgehen fünne und wirklich hervorgebe, auch 
als ein Grund für jolde Beihrinfung angejeben werden dürfe und vom 
Etaate verhindert werden müſſe, daß vielmehr diefe Nachtbeile durch die aus 
der freien Dispofition bervorgegangenen Vortheile weitaus überwogen werben. 

Die Kommilfion glaubt daher, daß die Beihränfungen in ber freien 
Verfügung über Waldungen auf das möglichft geringfte Maß feftgeiept wer- 
den müſſen und nur da eintreten dürfen, wo die Abholzung gemeingefäbrlic, 
oder wo die Beihränfung einzelner Forftparzellen«» Befiger, obne erheblichen 
Nachtheil für dieje, im überwiegenden Interefje einer Geſammtheit jolder 
Befiger fein würde. 

Man erfannte hiernach namentlih das Recht und die Pflicht des Staats 
unbedingt an, für die Erhaltung der Wälder an Seefüften, Flußufern, auf 
Flugſand ıc., wenn durch Entwaldung folder Plätze eine unmittelbare Ge— 
fahr der Berjandung, Ueberſchwemmung ꝛc. für die angrenzenden Grund» 
befiper oder für ganze Diftrifte zu befürchten, im Wege der Gefepgebung 
Sorge zu tragen. 

Man hegte aud darüber feinen Zweifel, daß es in ſolchen Gegenden, in 
welhen der Boden zwedmäßig nur durch Holzanbau zu nugen, die Boden« 
zerjplitterung aber fo greß ift, daß dem einzelnen Befiter eine Wieberauf- 
forftung unmöglich wird, oder daß er allein auf feinem Grundftüd eine 
Waldwirtbichaft zu treiben nicht im Stande ift, im Intereffe der Gejammt- 
beit nicht nur zuläffig, jondern fogar dringend nothwendig fei, den Einzelnen 
in feiner freien Verfügung zu befhränfen und zwangsweiſe Waldgenofjen- 
ihaften zu bilden. Ebenjo bielt man es für die Aufgabe der Gelepgebung, 
die Zeriplitterung folder lediglich zur Holzzucht geeigneten Grundftüde in 
Parzellen, welche diefe Kultur nicht mehr geftatten, namentlih aud die Ab» 
findung durch bergleihen Parzellen bei Sorftjervituten» Ablöfungen, Direkt zu 
verhindern. Dagegen glaubte man auf der anderen Seite, daß dem Staat 
feineswegs jhon dann ein Recht der Einmiſchung in die Dispofir 
tionen des Waldeigenthümers eingeräumt werden Fönne, wenn eine 
Gefahr für die Gejammtbeit oder einen Theil der Staatsangehörigen 
zwar möglih, eine folhe aber feineswegs in einem unmittelbaren. Die 
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reft erfeinbaren Zuſammenhang mit der Dispofition des Waldeigenthümers 
ftebt, wenn alſo beilpielsweife der Eigenthümer jeinen Wald gegen bie 
Grundfäpe der Forftwirbichaft behandelt, abtreibt und nicht wieder anbaut, 
jelbft wenn bie abgetriebene Fläche ertraglos werden jollte, wenn hierdurch 
oder dur andere von dem Waldeigentbümer getroffene Mafregeln ein Holz« 
mangel, eine Steigerung der Helzpreile, ein nachtheiliger Einfluß für das 
Klima ıc. zu bejorgen fein jollte. 

Die Kommilfion wurde hierbei von der Anficht geleitet, daß die durch 
eine ſolche Einmiſchung möglicherweiſe zu erzielenden Vortheile in feinem Ber: 
hältniß zu Den Nachtbeilen ftchen würden, welche eine hierdurch gebotene ipe 
zielle Auffiht des Staats über alle Privarforften nothwendig mit fich führen 
müßte, daß aber aud in der That ein Bedürfniß zu einer ſolchen Aufficht 
durhaus nit vorhanden fei, im Gegentbeil son vielen Sachverſtändigen be— 
ftätigt werde, daß in Preußen die Privatforften, troß des Mangels jeder Aufs 
fiht des Staats, fih im viel beiferem Zuftande befänden, als in denjenigen 
Staaten, in welden eine ſolche Aufficht geübt werde, 

Ebenſo vermochte die Kommilfion aud ein Bedürfniß für eine Ausdeh— 
nung ber bejonderen Beauffihtigung der Gemeinde» und fonftigen Korpo» 
rations-Waldungen Seitens des Staats nidt anzuerfennen, indem in den 
öftlihen Provinzen, in welden die Verordnung vom 24. Dezember 1816 nicht 
gilt, Dorfgemeinden eigentliche Gemeindeforften jelten befigen, die Forften ber 
Städte und fonftigen Inſtitute aber, wenizftens der größeren, ſoweit befannt, 
ferftwirtbichaftlich bewirtbichaftet zu werden pflegten, überdies in den Bor- 
ichriften der Städte-Drönung und in der allgemeinen Aufſicht des Staats 
über das Vermögen der Korperationen genügende — gegen die Ber 
nachtheiligung derjelben gegeben jeien. 

Es fann nun zugegeben werden, daß die Grenze, in wie weit ter Staat 
nad den vorftebend entwidelten Grundjägen in die Dispofition der Waldber 
figer einzugreifen berechtigt, mitunter ſchwer zu beftimmen jein mag. Es ift 
bier aber nicht der Drt, dieſe Grenze genauer zu prägzifiren. Es fam viel 
mebr gegenwärtig nur darauf an, den Standpunkt im Allgemeinen zu bezeich- 
nen, welcher bei der in der Vorbereitung begriffenen Gejepgebung, nah Ans 
fiht der Kommilfien, inne zu halten jein möchte. 

Wenn nun der Antrag des Abgeordneten Kaiſer und Genoſſen, nad 
feinem Wortlaut, der immer mehr um ſich greifenden Entwaldung bes Sans 
des überhaupt Einhalt getban haben will, wenn fih aus den Motiven ent« 
nehmen läßt, daß er eine regelloje Abtreibung und Verwüſtung von Hölzern, 
ohne ausreihende Sorge für die Nachkultur, in allen Fällen verhindern will, 
wenn er endlih Mangel und unverhiltnigmäßige Vertheuerung des Holzes 
ala Grund für das zu erlafjende Forſtgeſetz mit aufzäblt, jo ergiebt fich ſchon 
bieraus, daß weder der Antrag in feiner Allgemeinheit, noh auch in jeiner 
Begründung, mit den Anfichten der Kommilfion im Cinflange fteht. 

Die Kommilfion mußte daher Bedenken tragen, dem Antrage ihre Zu: 
ftimmung zu geben, wenngleih der Antragitellee denjelben zu modifiziren 
bereit war, 

Dagegen glaubt fie ihren Anfihten Ausdrud geben zu müſſen, und zwar 
um je mehr, ald die Staats-Regierung, wie jhon gedadıt, mit der Vorberei— 
“tung eines Gejeges über den vorliegenden Gegenftand beſchäftigt iſt. Sie 
ſchlägt daher dem hohen Haufe vor, zu beſchließen: 
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In Erwägung, daß es allerdings als ein bringendes Bedürfniß an- 
zuerfennen ift, den durch Abbolzung der Forft-Grundftüde begrün» 
beten verichiedenen gemeinen Gefahren durch Zwangs-Maßregeln 
entgegenzutreten, 

in Erwägung, daß aber ber geftellte Antrag in jeiner Allgemeinheit 
bie Grenzen bes obwaltenden Bebürfnifjes zu überjchreiten und 
eine zu große Beihränfung der Dispofition der Korftbefiper zu 
begründen ſcheint, und 

in Erwägung, daß die Etaatö-Megierung bereits bie erforberlichen 
Vorbereitungen getroffen hat, .den Gegenftand im Allgemeinen ind 
Auge zu faffen und den Bebürfniffen einzelner Gegenden durch 
Bildung von Genofjenihaften im Wege der Gejepgebung zu ge— 
nügen, 

gebt das Haus der Abgeordneten über den Antrag bes Abgeordneten Kaifer 
und Genofjen (Nr. 57 der Drudjahen) zur Tages -DOrbnung über. 


Berlin, den 26. Mär; 1860. 


Die Kommilfion für die Agrar-Verhältniſſe. 


Ambronn (Vorſitzender). Schellwitz (Berichterftatter). Kuhlwein. 
Hölzer (Daun). Scheder. Wagner. v. Kries. Grüttner. Thiel. 
Gellern. v. Leipziger. Freiherr v. Reibnitz. 
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Berichterftatter: Saus der Abgeordneten, 
Abgeorbneter v. Rönne. Geffion 1860. 
— — — — 


Bericht 


Kommiſſion für Handel und Gewerbe über den Ent- 
wurf eines Gefeges, betreffend die Abänderung mehrerer 
auf das Poftwefen ſich beziehender Vorfchriften. 
(Nr. 116. der Drudjaden.) 


is die Königliche Staats-Regierung im Jahre 1852 den Entwurf des Ge» 
fepes über das Poftweien vom 5. Juni 1852 vorlegte, ſprach fie in den Mo» 
tiven der Gejep-Borlage bie Anfiht aus, daß man die Aufrechthaltung des 
Poft- Inftituts in feiner bisherigen Berfaffung lediglih im Intereffe des Ges 
meinwohls als nothwendig anerfennen müfje; denn nur in dieſer Geftalt, als 
eine, jeden Privatvortbeil eines einzelnen verfhmähende, einen integrirenden 
Theil des ganzen E taatd-Organismus bildende Landesanftalt, werde daffelbe feine 
höheren Zwede unverrüdt im Auge haben und verfolgen fünnen, und es würden 
die Folgen feines Unterganges für Inbuftrie, Wiffenfhaft, Kultur, Sittlichkeit und 
was jonft der Gejammtheit der Nation fhäpbar jei, kaum zu berechnen fein ıc. 
Stelle fih nun heraus, daß das Poft-Inftitut, nur wenn es als eine groß- 
artige Yandesanftalt verwaltet werde, das Gemeinwohl durch Belebung des 
Verkehrs fördern könne, und knüpfe ſich hieran die Nothwendigkeit, daſſelbe 
in feinem bisherigen Umfange zu erhalten, fo fünne darüber auch fein Ber 
denken obwalten, daß ihm die Möglichkeit gewährt werden dürfe und 
müffe, vermöge feines Betriebes die Mittel aufzubringen, welche nicht 
nur zu feinem Beftehen, ſondern aud zu feiner freien durch kleinliche 
Rüdfihten nicht gehemmten Entwidelung erforberlih fjeien, obme dazu ber 
Beiftener aus anderen Staatsfonds zu bedürfen, und daß das Gelammt- 
Publitum, in deſſen Intereſſe der Staat das Poftwefen unterhalte, ſich daher 
aud denjenigen Beſchränlungen unterwerfen müfle, ohne melde jener Zwed 
nicht zu erreichen fei (Nr. 125. der Drudjachen der Zweiten Kammer, III. Eeifion, 
1852, Seite 21. 25.).. Die damals zur Prüfung des Entwurfs des Poft» 
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gejepes niebergelegte Kommiſſion der Zweiten Kammer zolite dem darin bervors 
tretenden Prinzip, bie ausſchließende Berechtigung des Staats ſchlechthin in 
ihrem ganzen Umfange aufreht zu erhalten und jelbft noh durch Be- 
feitigung der in dieſem Betreff beftehenden Zweifel über die gegenwärtigen 
Grenzen auszudehnen, feinen Beifall, vielmehr neigte die überwiegende Ma— 
jorität der Kommilfion zu der Anfiht, daß die Ausihliefung des freien Ge— 
werbebetriebes nur injofern zu rechtfertigen jei, als bas Befteben der 
Boftanftalt und die Sicherftellung eines angemefjenen Reingewinnes 
bies durchaus erforderlich mache (Nr. 243. der Druckſachen der Zweiten Kammer, 
II. Seſſion, 1852, Seite 5.). Auch die unterzeichnete Kommiſſion ftellt fi 
auf den nämlichen Standpunft, und in dieſem Sinne heißt fie den ihr zur 
Prüfung vorliegenden Gejep- Entwurf als einen Fortihritt willlommen, hofft 
aber, daß die Königlihe Staats» Regierung auf der betretenen Babn fort 
ſchreiten und aud ferner darauf Bedacht nehmen wird, den ſich täglich große 
artiger entwidelnden Berfehr immer mehr von den zu Gunften des Poft- 
Snftituts beftebenden Einjhränfungen zu befreien, ſoweit dies irgend mit dem 
Zwede des Inſtituts und mit den von demſelben zu erfüllenden Berpflihtuns 
gen vereinbar ift. 

Bei Berathbung der einzelnen Paragraphen des Gejep-Entwurfs wird 
zunächft 


zu &. 1. 
von einem Mitgliede beantragt, für alles gemünzte Geld, ohne Rückſicht 
auf das Gewicht, den Poftzwang aufzuheben und zu dem Ende binter den 
Worten: 
„ungemünztes Gold und Silber‘ 
zu jepen: 
„Sowie für gemünztes Gold, Silber und Kupfer.“ 

Nur im Intereſſe der Finanzen enthält fi der Antragfteller, jeinen Ans 
trag auch auf „das Papiergeld‘ auszubehnen. 

Ein andered Mitglied beantragte folgenden Zujag zu $. 1.: 

„jowie für gemünztes Geld bei Sendungen von mehr als zwans 
zig Pfund.‘ 

Beide Antragfteller erwarten von der resp. gänzlidyen oder theilweijen 
Aufhebung des Poftzwanges für gemünztes Geld eine bedeutende Erleichterung 
bed Verkehrs; die kleineren Geldjendungen würden aud dann noch der Poft 
verbleiben, die größeren aber — und dergleihen fimen im großen Hundeld« 
verkehr alle Tage vor — würden fid den Privat-Transport-Anftalten zumen- 
den, welden der Handelsſtand aus dem doppelten Grunde den Vorzug vor‘ 
ber Poft geben würbe, weil die Sendungen billiger zu ftehen fommen wür- 
den, als mit der Poft- und weil die Poft nah $. 10. sq. des Poft-Gejepes 
som 5. Juni 1852 für den Berluft der ihr anvertrauten Geldjummen nur 
unter jehr erjchwerenden Bedingungen Erſatz leifte, während die Privat Ber 
fiherungs»Anftalten, bei denen das handeltreibende Publifum alsdann jeine 
Geldjendungen verfihern würde, darin viel liberaler verführen. 

Ein Mitglied der Kommijfion entgegnete darauf, daß ein billigeres Porto 
für Geldjendungen, ald das preußiſche, gar nicht denfbar jei; Dafjelbe beftehe 
1) aus dem Gewidtsporto für Güterjendungen und betrage 14 Silberpfennige 
für jedes Pfund Preufiih des Gewichts der Sendung auf je fünf Meilen 


und 2) aus dem Wertbporto (dev Garantieprämie), welches bei gemünztem 
Gelde bis 50 Rthlr. auf Entfernungen bis 10, 50 und mehr als 50 Meilen 
resp. +}, 1 und 2 Sar., bis 100 Rthlr. resp. 1, 2 und 4 Sgr. und über 
100 Rthlr. von 100 zu 100 Rihlen. resp. 1, 2 und 4 Zpr. betrage; bei 
Geldiendungen in Beträgen von mehr ala 1,000 Rihlrn. träte außerdem noch 
für den 1,000 Rthlr. überfteigenden Theil der beflarirten Summe eine Er- 
mäßigung des Wertbportos auf die Hälfte der vorftehenden Säge ein. 

Der Regierungs-Kommiffarius trat den beiden eingebrachten Amendements 
entichieden entgegen; der größere Epielraum in Verkehr dürfe die von dem 
Poftinftiute zu erfülenden Verpflichtuugen nicht erſchweren loder zar unmöglich 
machen, die Aufhebung des Poftzwanges für gemünztes Geld fei aus finans 
ziellen Gründen unzuläffig; die jährliche Cinnahme für die Sendungen ges 
münzten Geldes Iaffe fich zwar nicht ganz genau angeben, meil bei der Des 
Haration in der Regel nur der Werth, nicht aber zugleich angegeben werbe, 
ob und wie viel Davon in gemünztem Gelde und wie viel in Pretioien und 
anderen Gengenftänden beftıbe; aber anmähernd laffe fih Doch die Einnahme 
für dieſe Gelviendungen auf 100. bis 150,000 Rthlr. jährlich berechnen, deren 
Fortdauer bei aufgebobenem Poftzwange für gemünztes Geld mindeftens in 
Frage geitellt werben würde. Es fomme aber noch binzu, dab durch An 
nahme der Amendements die Regierung in Die Lage fommen fönne, den gan— 
zen Gejegentwurf zurüdzuzieben. 

Wie in den Motiven ©. 6. erwähnt, hätten mehrere Eiſenbabn-Geſellſchaften 
fi durch ältere mit der Poftverwaltung geſchloſſene Berträge die Bezahlung 
für die nad den jedesmal geltenden Geſetzen dem Poftzwange nicht unterwor« 
fenen Poftgüter ausdrücklich ftipulirt, und es habe Daher bejonderer Vorver⸗ 
bandlungen bedurft, um Die ‚betreffenden Eiſenbahn -Geſellſchaften zu einem 
Zugeitänoniffe zu bewegen, durch weldes die Poftverwaltung gegen dem« 
nächſtige Bezablung für folde Poftiendungen, die bisher unentgeltlich auf 
jenen Bahnen zu befördern geweien, unzweifelhaft geihüpt jei; zu dergleichen 
verträgsmäßigen Zugeftändnifjen hätten ſich die betreffenden Eijenbahn-Gefell- 
ſchaften aus dem Gefichtspunft der Gemeinnügigfeit der von der Regierung 
angeitrebten Einihrinfung des Poftzwanges mit anerfennungswerther Bereit 
willigfeit verftanden, aber dieje'Zugeltändniffe fein auf die Beftimmungen der 
gegenwärtigen'Gejegvorlage über den Poftzwang bafirt; gehe man noch weiter, 
und bebe den Poftzwang aud für gemünztes Gelo auf, jo würde die Poft« 
verwaltung von den betreffenden Eijenbahn » Geielihaften die unentgeltliche 
Befördeung von dergleihen Geldiendungen nicht verlangen können, und mite 
bin ein zu großes finanzielles Opfer bringen müffen. 

Auf die Bemerkung eines Mitgliedes, daß es zu bedauern fei, daß bie 
Regierung bei den Verhandlungen mit den Eiſenbahn-Geſellſchaften feine 
Rückſicht auf die Möglichkeit der Aufhebung des Poftzwanges für gemünztes 
Geld genommen babe, indem wohl anzunehmen fei, daß aud unter dieſer 
Borausiegung die Eilenbabn-Geielihaften gern die gewünſchten Zugeftändnifje 
gemacht haben würden, entgegnete der Regierungs-Kommifjarius, die Regierung 
habe fih vor Einleitung der Verhandlungen mit den Eijenbahn-Geiellidhaften 
Har gemacht, daß fie aus finanziellen Gründen nit weiter mit Aufhebung 
bes Poftzwanges geben Fünne, als dies in der Geſetz-Vorlage geicheben jei; 
daß die Pofte Verwaltung im Allgemeinen bemüht jei, den Verkehr möglichſt 
zu erleichtern, dafür bürgten alle jeit langer Zeit getroffenen Mafinahmen, 
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Für den Fall der Annahme des $. 1. war ſchon beim Eingang in bie 
Berathung von einem Mitgliebe die folgende veränderte Faſſung deſſelben 
beantragt: 

ber nah $. 5. Nr. 3. des Geſehes über das Poſtweſen vom 
5. Juni 1852 (Gejeg-Sammlung Seite 345.) für ungemünztes Gold 
und Silber, Juwelen und Pretiofen, jowie der nah Nr. 4. eben» 
dafelbft für Padete bis zu 20 Pfund beftehende Poftzwang wird 
aufgehoben. 

Der Antrag wurde dadurch motivirt, daß der Entwurf fi ein Geſetz, 
betreffend die Abänderung mehrerer auf das Poftweien beziebender Vorſchrif⸗ 
ten nenne; es erſcheine daher angemefjen, die abzuändernden Vorſchriften zu 
allegiren; es geichehe dies auch im $. 1. des Entwurfs dur die Bezugnahme 
auf $. 5. Nr. 4. des Geſetzes vom 5. Juni 1852, es mülje aber aud Bezug 
genommen werden auf Nr. 3. ebendajelbft, weil die dort gegebene Vorſchrift 
durh den Entwurf mwenigftens theilweiſe aufgehoben würde; endlich bediene 
fih der $. 1. des Entwurfs des Ausdruds „gewöhnliche Padete”, ein Aus 
drud, den bie bisherige Gefepgebung nicht kenne und ber zu Zweifeln über 
feine eigentliche Bedeutung Veranlafjung geben fünne. Da aber, wie aus ben 
Motiven bervorgebe, die Abfiht dahin gehe, den im $. 5. Nr. 4. des Gejepes 
vom 5. Suni 1852, für Padete bis zum Gewicht von 20 Pfund vorgeichrie- 
benen Poftzwang aufzuheben, jo jei es befier, dies EHar und beſtimmt auszu« 
ſprechen. 

Der Regierungs-Kommiſſarius erklärte: der $. 5. des Geſetzes vom 
5. Suni 1852 bezeichne unter Nr. 2, und 3. diejenigen Gegenftinde, melde 
ihrer Natur nad und ehne Rüdfiht auf das Gewicht, resp. die Verpadung 
poftzwangpflichtig wären, und unter Nr, 4. diejenigen, weldhe es nah Maß— 
gabe ihres Gewichts und durch die Verpadung würden; bie lepteren habe 
man im $. 1. des Entwurfs mit dem Ausdrud „gewöhnliche Packete“ bezeich- 
nen zu dürfen geglaubt; er habe aber jeinerjeits nichts gegen die vorgeichla» 
gene neue Fafjung zu erinnern. 

Bei der Abftimmung wurden zunädhft die Eingangs erwähnten beiben 
Amendements verworfen und zwar das erfte mit 11 gegen 3 und das zweite 
mit 9 gegen 5 Stimmen. Der $. 1. wurde jodann in ber neuen Faſſung 
einftimmig angenommen. 

Es wurde beantragt, den $. 2. des Entwurfs zu fireihen, und der Ans 
trag fand jofort von mehreren Zeiten Unterftügung. Die dafür im Laufe 
der Disfuffion geltend gemadten Gründe waren folgende: das Verbot der 
Berjendung unverſchloſſener Briefe in verfchloffenen Padeten fei neu. Es 
fomme täglih vor, daß Jemand einen unverſchloſſenen Brief in ein Padet 
lege, und das Verbot werde in unenblid vielen Fällen aus Unwifjenheit 
übertreten werben. Wften und fchriftlihe Aufläpe, bereits geleſene Briefe 
u. dgl. würden doch nach wie vor in verjchloffenen Padeten verfandt werben 
dürfen, und es würde nicht felten die Frage entftehen, ob ein ſolches Schrift ⸗ 
ſtüch nicht unter den Begriff eines unverjchloffenen Briefes falle, der fi gar 
nicht mit Präzifion definiren laffe. Das Berbot, wenn es nicht ganz bebeus 
tungslos werden folle, müfje nothwendig zu einem bemoralifirenden Syſtem 
der Spionage und Angeberei führen. Daß fih Privat-Induftriegweige bilden 
würden, um unverſchloſſene Briefe au verſchiedene Adrefjaten an einem Drte 
zu folligiren und am andern an ihre Adreſſen zu befövern, fei nicht zu 
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befürdten, da das Porto -fo billig.fei, daß dieſer Peiörberungs-Modus dem 
Yublitum vermuthlich nicht viel billiger zu ftehen kommen und ihm überbies 
alle Garantie für die fihere Beförberung ber Briefe entziehen würde, abgejehen 
davon, daß man doch brieflihe Mittheilungen in den wenigften Fällen gern 
in unverjhloffenen Briefen zu machen und durch frembe Hänbe geben zu laſſen 
pflege. Der loͤbliche Zwed ber Gefepes-Borlage jei, dem Publikum eine Ers 
feihterung zu verſchaffen, der $. 2. bürbe ihm aber geradezu eine neue Bes 
läftigung auf. Ein Packet müſſe ſtets von einem Avisbrief begleitet fein, 
damit der (Empfänger wiffe, von wen das Padet fomme und was er damit 
machen ſolle. Müffe nun aber der Avisbrief mit der Poft gejandt werben, 
fo würbe dadurch auch das Padet in den meiften Fällen de facto wieder 
poftzwangspflictig, da man ſich nur jelten und, ungern entſchließen würde, 
Padet und Aoisbrief zu trennen und auf zweierlei Weiſe zu beförbern; jeben» 
falls würde der Zmed bes Geſetzes, dem Publikum eine billigere Padet» Bes 
förderung zu gewähren, dadurch geradezu vereitelt. Der Gewinn, melden bie 
Poft-Berwaltung durch das Verbot des $. 2. erzielen werde, würbe jo gering 
fein, daß er in gar feinem Verhältniß zu den Nachtheilen und Unbequemlich- 
keiten ftehen würde, die das Publikum bei Fefthaltung an dem Verbot treffen 
müſſe. Man wünſche daber dringend, nicht bloß im Interefje des Publikums, 
fondern im eignen Intereſſe der Regierung, daß biejelbe den $. 2. fallen laſſe, 
damit derielbe nicht den guten Eindrud abſchwäche, den die Gejepes-Borlage 
im Publitum maden würde. 

Für den Fall der Annahme des Paragraphen wurden zwei Amendements 
geftellt: 

„binter den Worten „verſchloſſene Padete‘ einzuhalten, ſofern 

fie an andere Perfonen als die Adrefjaten ber Padete gerichtet 

find,” 
weil nur dies zu einem bie Poftintereffen geführbenden Kolligiren führen 
könne, während das Einſchließen eines unverſchloſſenen Briefes an den Adreſſa- 
ten jelbft etwas in ber Praris täglid vorfommende: und von den Meiften 
für erlaubt gebaltenes jei, 

2) hinter „unverſchloſſene Briefe” hinzuzufügen: „worunter jedoch 

Fafturen, Rechnungen, Duittungen und ähnlihe Beilagen nicht 

zu verftehen find,‘ i 
weil es namentlih im gewerbliden und kaufmänniſchen Verkehr gebräuchlich 
fei und gar nicht vermieden werben fünne, Schriftftüde der bezeichneten Art 
den Padeten, namentlih den Bücherfendungen, beizulegen. 

Der Regierungs « Kommiffarius beftritt, daß das Verbot des 8. 2. ein 
neues fei, der $. 5. des Geſetzes vom 5. Juni 1852 unterwerfe uns 
ter Nr. 1. alle verfiegelten, zugenähten oder fonft verfchloffenen Brieje 
dem Poftzwange, das Berbot des $. 2. des Entwurfs ſchließe ſich 
dem $. 5. I, ce. an, denn ein unverſchloſſener Brief werde dadurch ein 
verſchloſſener, daß er in ein verichloffenes Padet gelegt werde, die eigent» 
liche Korreſpondenz müſſe nothwendig der Poft erhalten werben, Nicht 
die Beſorgniß, daß fih ein Privat-Induftriezweig des Kolligirens unver« 
ſchloſſener Briefe bilden werde, habe zu dem $. 2. Veranlaffung gegeben, 
vielmehr die Bejorgniß, daf die Privat-Transportanftalten, die fih in Folge 
der im $. 4. des Entwurfs liegenden Aufhebung der beichränfenden Beſtim⸗- 
mungen im $. 2. Nr. 2. Lit. b. des Geſetzes vom 5. Juni 1852 bilden 
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würden, Beranlaffung zur Beeinträchtigung des Poft-Werars durch Entziehung 
von Briefen geben fönnten. Insbeſondere aber fomme in Betradt, daß, wollte 
man ed als erlaubt betrachten, unverjchleffene Briefe in verichlofjenen Padeten 
durch Privat-Trandportanitalten zu befördern, der Zwed des Poftzwanges für 
verſchloſſene Briere iniofern vereitelt werben würde, als der äußerlich unzu- 
läffige verichloffene Brief uur geöffnet und dann in das mwohlverichloffene: 
Padet gelegt zu werden brauchte. Auch andere Poftverwaltungen bätten in 
dieſer Beziebung die Sicheritellung ibrer Briefpoft-Finnabmen durchaus noth— 
wendig gebalten. Die Preußiihe Poftverwaltung wolle darin nicht entgegen 
fein, daß din mir Privat » Transportanitalten ftattfindenden Päderei » Sen» 
dungen, Rechnungen, Duittungen,, Preis + Gourante und jelbit Fakluren 
beigefügt würden; fie fönme aber für die ſonſtigen eigentlihen Kor— 
reipondenzen den Privat » Unternehmern auch ſchon nach den beftehenden Ge— 
fepen nicht einräumen, ſich mit der gewerbmäßigen Beförderung in ver oben 
mebrerwähnten Weile zu befafjen. Daß bei folder Geltendmadhung des Bor« 
rechts der Briefbeförderung der Werth der Gejepes » Vorlage vereitelt werbe, 
könne nicht anerfannt werden, indem diejelbe in Anſehung der zur Freigebung 
geeignet befundenen Gegenftände einen weſentlichen Spielraum dem freien 
Verkehr eröffne. Der $. 2. des Gefep-Entwurfs ſei ledinlih als eine Maß 
regel der Vorficht zu betrachten, weldye, während eine ausgedehnte Freigebung 
det Pädereis-Berfebrs ftattfände, auf deſto größere Sicherftellung der Poit- 
Sntraden aus der Briefbeförderung berechnet jei. Der Umfang des bier in 
Rede ftehenden Bedürfniſſes Iaffe ih, da die erweiterte Freigebung des Paͤcke— 
rei⸗Verkehrs erft in’s Leben treten folle, im Voraus nicht in pofitiver Form 
nachweiſen. Inſofern die Poft-Berwaltung event. in ben beftehenden Geiepen 
feinen binreidhenden Schuk gegen Beeinträdtigung jener Interefjen finden 
follte, würde demnächſt auf eine dem vorgejtedten Zmede entſprechende Maß ⸗ 
regel der Gejepgebung zurüdgefommen werden müſſen. 

Dem Regierungd - Kommiljarius wurde entgegnet, daß ein Reikript des 
Minifters für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten vom 19. Dezember 
1857 die Königlihen Ober-Poftdireftionen ermächtige, 

in denjenigen Fällen, wo Briefe oder ſchriftliche Mittheilungen 
unter andere, nach einer geringeren Tare zu befördernde Gegen» 
ftände in ein mit der Poft verfandtes Padet verpadt worden, ſo— 
fern diefe Briefe oder ſchriftliche Mittheilungen mit dem Begleit- 
briefe oder der Padet-Adreffe zufammen das Gewicht von einem 
Zoll-Zoth nicht erreichen, der Poftkaffe mithin durch die Beipackung 
der Briefe ıc. fein Porto entzogen jei, 
von der Einleitung einer Unterfuhung wegen Poft-Kontravention zwar Abr 
ftand zu nehmen, die Abjender aber auf die Unzulälfigkeit folder Beipackun— 
gen aufmerfjam zu machen. Dies Rejfript beweife, daß das Einlegen jchrift- 
licher Mittheilungen in Padete im Publitum fo jehr zur Gewohnheit gewor« 
den jei, daß die Poſt-Verwaltung, obgleich fie es für reglementswidrig halte, 
bieier Gewohnheit doch durch die in dem Reſkript gemachte Konzeſſion habe 
Rechnung tragen müſſen; dieſer Weg ber Nachgiebigleit werde durch das Ver— 
bot des F. 2. auf einmal wieder verlaſſen und ein neuer mit dem Geiſt und 
übrigen Inhalt der Novelle nicht in Einklang ſtehender Weg der Rigoroſität 
eingejhlagen. | 
Die Kommijfion beihloß die Streihung bes $. 2. mit 11 gegen 3 Stim+ 
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men, wodurch zugleich die für den Fall der Annahme geſtellten Amendements 
ihre Erledigung fanden, 

Der $. 5. des Geſetzes vom 5. Juni 1852 unterwirft in Nr. 2. alle 
nad dem Geſetz vom 2, Juni 1852 einer Stempelfteuer unterliegendin Zei» 
tungen und Ungeigeblätter dem Poſtzwange. In der 20. Zigung des Hau« 
fes der Abgeordneten am 9. März 1859 (Stenographiſche Berichte von 1859 
Seite 326.) bei Gelegenheit der Beratung des Etats der Poſt ⸗Geſetz Samm⸗ 
lungs- und Zeitungs Debitse Verwaltung ftellten die Abgeordneten Dr. Beit 
und Reimer den Antrag: 

die Staars» Regierung aufzufordern, dahin zu wirken, daß Die 
Poſtzwangspflicht auf die politifhen Zeitungen beihränkt 
werde. 

Die Antragfteller führten aus, daß die in Rede ftehenden Preßerzeugniſſe 
dreifach belaftet würben, zuerft durch die $$. 11., 14. und 17. des Preßs 
geiepes vom 12. Mai 1851, wonach ſämmtliche volitiihe Zeitungen und Ans 
zeigeblätter und von Zeitichriften diejenigen, welche fich nicht der Beiprehung 
aller jecinlen und politiihen Fragen enthalten, für fautionspflichtig erflärt 
find; ſodann durd das Zeitungsftener-Gejeg vom 2. Juni 1852, welches alle 
fautiunepflictigen Zeitungen aud) ſteuerpflichtig macht, und endlich durd das 
Poftzeiva vom 5. Juni 1852, mweldes diejelben Zeitungen überdies noch deu 
Poftzwange unterwirft. 

Die Antragfteller erblidten in dem Erlaß diejer Gejepe eine tendenziöje 
Abfiht „ur Beauffihtigung und Einengung der Preſſe. Sie führten aus, 
daß für die micht politiihen Zeitungen, weil es dem Leſer nicht darauf an« 
fomme, dieſelben beute oder morgen zu befommen, die Poft-Zwangspflidt 
durchaus umgeredhtfertigt ſei; fie ichilderten die Nachtheile, welche für Literas 
tur, Publitum und Buhbandel aus der Poft-Zwangspfliht wiſſenſchaftlicher 
Sournale entfteben und wie ed namentlich eine Lebendfrage für den beutichen 
Sortiments-Buchhänbler jei, daß er feine Zransportkoften auf das geringfte 
Map berabjege. Nachdem der Handels-Minifter erflärt hatte, daß die Staats. 
Regierung den angeregten Gegenftand bei Gelegenheit einer vorzunehmenden 
Nevifion der Vorſchriften über den Poftzwang in Erwägung ziehen werde, 
und daß verjelbe nicht von finanzieller Bedeutung jei, wurde ber Antrag vom 
Haufe angenommen und er hat in dem $. 3. der gegenwärtigen Gejeßvorlage, 
welder ten Poftzwang auf Zeitungen politiihen Inhalts beihränft, die vom 
Handels-Minifter in ber Sipung des Haufes der Abgeordneten vom 9. März 
1859 verheißene Berüdfihtigung gefunden. 

&3 mwurbe deshalb die umveränderte Annahme des $. 8. des Entwurfs 
beantragt. 

Bon einer anderen Seite wurde der Antrag geftellt, am Schluſſe des 
8. 3. die Worte hinzuzufügen: 

„welche mehr ald einmal wöchentlich erſcheinen.“ 
Es ſei dieier Zuſatz gerechtfertigt, weil man unter Zeitungen nit Wochen» 
ſchriften verftebe und weil es wünſchenswerth jei, dergleihen Wochenſchriften 
auch durch den Buchhandel beziehen zu können. 

Ein anderes Mitglied der Kommilfion wollte die Aufhebung des Poft- 
zwanges nit auf die Zeitungen nichtpolitiſchen Inhalts beſchränken, jondern 
auf alle Zeitungen ausdehnen; es ſei davon für den Poſtfiekus fein Nachtheil 
zu befürdten, da dod Jedermann fi die politiihen Zeitungen durd bie 
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Poft ſchicken laffen würde und es werde baburd ein für allemal jeder Zwei- 
fel über die Bedeutung bes Begriffs „politifhe Zeitung‘ erledigt. Zu dem 
Ende wurde der Antrag geftellt, ven $. 3, dahin zu faffen: 
„ber Poftzwang für Zeitungen und Anzeigeblätter ($. 5. Nr. 2. 
bes Gejepes vom 5. Juni 1852) wird aufgehoben‘, 
und im Falle der Annahme den $. 3. in bem $. 1. aufzunehmen. 

Gegen das erfte Amendement wurde von anderer Seite eingewandt, daß 
es eine Menge politifche Zeitungen gäbe, die nur einmal wöchentlich erſchie— 
nen und daß es, wolle man den Poftzwang für politiidhe Zeitungen überhaupt 
fefthalten, an einem binreihenden Grunde fehle, davon zu Gunften der nur 
einmal wöchentlich erſcheinenden Blätter eine Ausnahme zu maden. Gegen 
das zweite Amendement insbefondere wurde geltend gemacht, dab gegen die 
Bortdauer des Poftzwanges für politische Zeitungen im Yublifum feine 
Stimme laut geworden jei. Das Publifum lege, bei dem regen Intereſſe, 
welches heutzutage die Politif für Jedermann habe, eben jo viel Werth auf 
ben regelmäßigen Empfang ber Zeitungen, wie ber Briefe, ja, ed werde fo 
viel Werth auf die Vermittelung durch die Poft bei dem Bezuge der Zeitum« 
gen gelegt, daß, obgleich das Regulativ über die Verwaltung des Zeitungge 
weſens vom 15. Dezember 1821 (Gejeg- Sammlung Eeite 215.) im &. 1. 
dem Publiftum die Berechtigung ertheile, jeinen Bedarf an Zeitungen von dem 
BDerleger jelbft zu beziehen oder bei der Poft zu beftellen, der leptere Weg doch 
meiftens vorgezogen werde, und als Regel gelten fünnen. 

Aus diefem Grunde und um jede Willkür von Seiten der Poft-Ber- 
waltung auszuſchließen, jei denn aud bei ber Berathung bes Poft- Gejepes 
vom 5. Juni 1852 die Beftimmung in ven $. 5. aufgenommen, daß, jo 
lange überhaupt der Betrieb der Zeitungen im Wege bes Poftbebits erfolge, 
feine poſtzwangspflichtige inländiidhe Zeitung von demielben ausgeſchloſſen wer» 
den dürfe. Sei man biernad nun aud mit dem Antragfteller der Meinung, 
daß bie politischen Zeitungen meiſtens immer mit ber Poft verjandt werben 
würden, der Poftzwang möge aufgehoben werden oder nicht, jo ſei es doch 
aus finanziellen Gründen fidherer, das Erperiment ber Aufhebung des Pofts 
zwanges nicht zu machen, weil man das Refultat nicht ganz gewiß vorher- 
fehen könne und weil fi ein Bedürfniß für die Aufhebung nicht herausgeftellt 
babe. Daß es ſchwierig, ja unmöglid jei, den Begriff „politiihe Zeitungen“ 
durch ein Gejeg zu präcifiren, fei nicht zu beftreiten, allein der Abgeordnete 
Dr. Beit, der dur jeinen Antrag die Aufnahme des $. 3, im die gegen« 
wärtige Geſetz-Vorlage eigentlih veranlaft, habe jhon bei der Berathung 
des Poft» Gejeged vom 5. Suni.1852 in der damaligen Erften Kammer er 
klätt (Stenographiſche Berichte der Erften Kammer 64. Sigung vom 13. Mai 
1852 Eeite 1172), daß die Sache praftiih feine jo große Echwierigfeiten 
verurjache, indem das Einfachfte wäre, die Lifte der politiichen Zeitungen des In— 
und Auslandes, wie fie bisher von der Por in ihren jührlihen Preis-Kouran- 
ten befannt gemacht jei, für diejenigen Blätter aud ferner maßgebend jein zu 
laffen, die fernerhin nur durch die Poft zu beziehen jeien, 

Zu Gunften der Aufredhtbaltung des Poftzwanges für politiihe Zeituns 
gen wurde enblih auch noch hersorgeheben, daß es der Poft- Verwaltung 
dur den Zeitungs-Poftzwang aud möglich werde, viele Poftverbindungen zu 
erhalten, bie ſonſt nur mit Nachtheil bejtehen könnten. 

Der Regierungs- Kommiffarius erklärte fi gegen beide Amendements 
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und bat, es bei dem $. 3. des Entwurfs zu belaflen, der fi mwörtlid dem 


in der vorigen Sipung von dem Abgeorbnetenbauje angenommenen Antrage 
der Abgeordneten Dr. Beit und Reimer anſchließe; das Haus babe da— 
mals feine weitergehenden Wünſche ausgeiprohen und es liege aud heute 
feine Veranlaffung vor, nody weiter zu geben. 

Die Einnahme an Zeitungsprovifion babe pro 1859: 207,889 Rthlr. 
betragen und zwar: 

für politiihe Zeitungen . . » 0.0. 150,813 Rthle. 
für fteuerpflichtige nicht politische Zeitungen . . 32,930 ⸗ 
fteuerfreie, jept ſchon nicht be 
Zeitungen. . . . i vn. 4146 + 
Summa 207,889 Rthir. 
es fei, bejenders im gegenwärtigen Augenblide, nicht räthlich, eine jährliche 
Einnahme von mehr als 150,000 Rthlr. durch ein Erperiment zu gefährden, 
denn es jei doch immerbin möglih, daß fi bei aufgehobenem Poftzwange 
Privatunternehmer finden würden, die ſich ein Geſchäft daraus machen dürften 
Zeitungen, bejonders zwiſchen den großen Stäbten und auf ben Eiſenbahnen 
zu verſenden. Die Namhaftmachung der politiſchen Zeitungen in den Poft- 
Preis- Kouranten bätte bisber in der Praris feine erheblichen Schwierigfeiten 
verurjacht; würden Dagegen in einzelnen jeltenen Fällen Reklamationen erhoben, 
jo ließe fib die Sade im concreto befjer erledigen, als durch Aufſtellung 
eines geſetzlichen Begriffs der „politiihen Zeitungen”, der doch nicht für alle 
Fälle zutreffend jein werde; die Poft»Berwaltung babe fih dabei nie durd 
engberzige Nüdfichten leiten laffen und werde aud ferner. in dieſem Sinne 
handeln. 

Bei der Abſtimmung wurden die beiden Amendements verworfen und 
zwar das erſte mit 10 gegen 4, das zweite mit 12 gegen 2 Stimmen. Der 
$. 3. bes Entwurfs wurde hierauf einftimmig genehmigt. 

Der $. 4. des Entwurfs bat den Zwed, die Beftinnmung unter Lätt. b. 
Nr. 2. $. 2. des Poit:Gefeges vom 5. Juni 1852 aufzuheben, wonad die 
dajelbft gedadyten Transport» Anftalten nur Padete befördern bürfen, deren 
Gewicht 100 Pfund überfteigt — eine Einſchränkung des Poft-Regals, welche 
bie Stantö-Negierung mit Recht aufzuheben vorſchlägt, um der vorgeichlagenen 
Erleichterung tes Poftzwanges eine um jo größere Wirkung zu verleihen. 
Gegen den Juhalt des $. 4. fand die Kommilfion nichts zu erinnern, es 
wurde aber von einem Mitgliede vorgeihlagen, demielben um jo mehr eine 
andere Faſſung zu geben, als die Worte am Schluß: „jowie mit Wediel ber 
Transportmittel gegen Bezahlung befördert werden‘, zu dem Mifverftänd» 
niß Anlaß geben könnten, als jei den gedachten Transport-Anftalten die Bes 
förderung nur gegen Bezahlung geftattet, während die Worte des $. 4. 
des Entwurfs mit Bezug auf den die Bedeutung des Poſt⸗-Regals ausdrüden- 
den $. 1. des Geſetzes vom 5. Juni 1852 zu verſtehen find, welder dabin 
lautet, 

„Die Befugniß, Perionen und Sachen gegen Bezahlung mit un« 
terwegs gewechlelten Zransportmitteln oder zwiſchen beftimmten 
Orten mit regelmäßig feſtgeſetzter Abgangs- oder Ankunftszeit zu 
befördern, ſteht ausihließlih dem Staate zu und macht das Poft- 
Regal aus.” 

2 
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Die Bälle, wo es dem Publikum ausnahmsweiſe geftattet ift, dergleichen 
Zrangport-Anftalten anzulegen, giebt der $. 2. des Gejepes vom 5. Juni 1852 
an, und es ift die Beltimmung unter Nr. 2. Litt. b., welche durch $. 4. bes 
Entwurfs abgeändert werden joll. 

Es wurbe daber folgende Faſſung beantragt: 

die Beitimmung unter Litt. b. Nr. 2. $.. 2. des Gejepes über 
das Poſtweſen vom 5. Juni 1852 wird aufgehoben. 

Es fteht jortan einem Jeden die Befugniß zu, Gegenjtäude, 
welde dem Poftzwange nicht unterworfen find, gegen Bezahlung 
mit unterwegs gewechielten Transportmitteln oder zwiſchen beftinm» 
ten Orten mit regelmäßig feitgejepter Abyangs» oder Anfunftäzeit 
zu befördern. 

Nachdem der Regierungs-Kommiljarius erflärt hatte, daß er mit Diejer 
Safjung im Allgemeinen einverftanden wäre, aber wünihen müſſe, daß das 
erfte Alinea fortbleibe, weil ſenſt der Sinn der Beitimmung unter Nr. 2, 
$. 2. Litt. a, des Gefeges vom 5. Juni 1852 leiden fönnte, auf den ſich 
die Worte unter Litt, b. theilweiſe mit bezögen, zog der Antragfteller jein 
Amendement, jo weit es im erften Alinen entbalten ift, zurüd. Der $. 4. 
wurde darauf in der im zweiten Alinea deſſelben vorgeſchlagenen Faſſung eins 
ftimmig angenommen. 

&. 5. Der 8. 5. des Entwurfs enthält Beltimmungen über die Berbindlichfeit 
der Eijenbabn» Geielihaften zum unentgeltlihen Transport von Poftjenduns 
gen und verorbnet unter andern, daß in diejer Beziehung au für die noch 
zu fonzeflionirenden Eiſenbahn-Geſellſchaften die Beftimmungen 
des Geſetzes som 5. Juni 1852 über den Umfang des Poftzwanges maßge— 
bend jein jollen. Ein Mitglied bemerkte, daß dies dem Geſetz vom 3. Nor 
vember 1838 über die Eijenbahn » Unternehmungen wideriprehe, welches im 
$. 36. Nr. 2. beftimme, daß die Eiſenbahn ⸗Geſellſchaften den unentgeltlichen 
Transport ber Briefe, Gelder und aller anderen dem Poftzwange unterworfe- 
wen Güter übernehmen jolle, 

Hierbei habe man doch offenbar nur diejenigen Gejepe vor Augen gebabt, 
welche zur Zeit der Konzeifionirung einer Babn über ven Poftzwang beftehen 
und nicht jolde Gejepe, die zu irgend einer früberen Zeit einmal beftanden 
hätten. Abgejehen von dem Rechte, welches in diefer Beziehung die neu zu 
fonzeifionirenden Eifenbahnen hätten, jo lange das Gejep vom 3. November 
1888 Gültigfeit habe, würde es fih aber aud nicht rechtfertigen laſſen, in 
einer Zeit, wo es der Privat-Induftrie ohnehin ſchon jo ſchwer werde, Eiſen— 
bahn» Unternehmungen zu Stande zu bringen, dies durch laͤſtige Maßregeln, 
wie die vorgejhlagene, noch mehr zu erihweren. Es würde ein Widerſpruch 
fein, Privat» Eijenbahnen durch Zinsgarantien und ähnliche Begünftigungen 
von Seiten des Staats in’s Leben zu rufen, wie dies in meuerer Zeit mebr« 
fach geichehen ei, und ihnen auf der andern Seite neue, im Geſetz vom 3. No— 
vember 1838 nicht begründete Yaften aufzubürden. Auf feinen Fall laffe es 
ſich rechtfertigen, eine jo wichtige, von dem bisherigen Grundfägen abweichende 
Beitimmung, bei Gelegenheit diejer Novelle zu treffen; der Sig ber Materie 
jei das Eijenbahn-Gelep vom 3. November 1838, deijen Revifion ja befannt- 
lid beantragt jei, und bei Gelegenheit diejer Revifion möge man den Gegen» 
ftand zur Sprade bringen, 
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Es ſchloß fi am dieſe Bemerfungen der Antrag: 
in dem $. 5. des Entwurfs die Worte: „und der nch zu 
fonzejlionirenden‘ 
zu ftreichen. 

Gegen Ddiejen Antrag wurde eingewandt: 

Die neuen Eijenbabn»Gejellidhaften müßten dieielben Verpflichtungen wie 
Die alten übernehmen; die Verpflichtung fei mur gering und liege im allge 
meinen Intereſſe, es würde ſonſt namentlich bei Konfurrenz-Babnen die eine 
Gijenbahn ein Privilegium vor der anderen voraus haben; es jei daher nöthig, 
das Prinzip der Gleichſtellung der Eiſenbahnen in diefer Beziehung feftzuhal« 
ten. Auf die Bemerkung des Antragjtellers, daß eine Gleichjtellung doch nicht 
erreicht werte, indem es, was die Verpflichtung zum unentgeltlihen Trans- 
pert poftzwangspflidtiger Gegenitände betreffe, jetzt ſchen und nad den Bes 
fimmungen der Novelle drei Kategorien von Gijenbabnen gäbe: 

1) ielde, Die vor dem Geleg vom 5. Juni 1852 fonzeifionirt wä« 
ven ($. 9. des Geiepes); 
2) jelche, die jeit dem Erlaf jenes Gejepes fonzeijionirt wären ($. 5. 
des Entwurfs) und 
3) ſolche, wilde ſich durch beiendere Verträge die Bezahlung für die 
nad den jebeamal geltenden Geſetzen dem Poftzwange nicht un« 
terworfenen Poftgüter ausdrüdlich ftipufirt bätten (cf. Motive der 
Geſetz⸗Vorlage Seite 6.), 
wurde ermidert, daß es nidt wünjchenswertb iei, dieſe drei Kategorien noch 
um eine ganze Neibe zu vermehren, was nerhwendig geicheben würde, wenn 
man nicht in Beziehung auf die noch zu Fonzeifienirenden Bahnen ein für 
allemal die Beſtimmung des $. 5. des Entwurfs treffe. 

Von einer andern Seite wurde bemerkt, daß man nicht bloß die neu zu 
fonzeijionirenden Gijenbabnen von ter Verpflichtung des unentgeltlihen Trans - 
ports jeldyer Gegenstände, die nah den zur Zeit der Konzeſſionirung befte 
benden Gejepen nicht poftzwangspflichtig wären, befreien müſſe, ſondern daß 
man dieſe Befreiung auch den alten, bereits fonzeiftenirten Bahnen zu Theil 
werben laſſen und dadurch die gewünichte Gleichſtellung aller Bahnen berbei- 
führen mülje. Es fünne als gerechtfertigt nicht angeſehen werden, wenn nicht 
poſtzwangspflichtige Gegenftände auf anderem Wege gegen Bezahlung beför— 
dert werden dürften, für die Giienbabnen die Verpflichtung fortbeſtehen zu 
laſſen, vdiejelben Gegenftände für die Poſt ohne Entihädigung zu befördern, 
65 wurde demzufolge beantragt: 

Zu dem $. 5. einen Zujag dahin aufzunehmen: 

„Sniofern den no zu kenzejfionirenden Giienbahn » Gefell- 
ichaften die Verbindlichkeit auferlegt werben ſollte, ben un« 
entgeltlichen Transport der nad den Beltimmungen bdiejes 
Geſetzes dem Peſtzwange unterliegenden Gegenftände zu 
übernehmen, jo tritt für Die bereits Fonzeffionirten Eifenbahn« 
Geſellſchaften die entſprechende Grleichterung ihrer jegigen 
Verbindlichkeit ein.“ 

Gegen Died Amendement wurde eingewandt, daß feine Veranlaſſung für 
den Etaat vorhanden jei, die den bereits Fonzelfionirten Eiſenbahn-Geſellſchaf- 
ten gegenüber einmal erworbenen Rechte aufzugeben, 

Der NegierungssKonmifjarius ſprach fich entidieden gegen Feide Amen« 

2° 
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dements aus und erflärte, daß das Zuftandefommen des ganzen Geſetzes von 
dem Feſthalten an dem $. 5. des Entwurfs abhängig jei, indem die Regie 
rung ben Poftzwang nicht ermäßigen zu können glaube, ohne ihre Rechte den 
Eiſenbahn-Geſellſchaften gegenüber in der vorgeichlagenen Weile feftgeftellt zu 
jeben. Gegen das erfte Amendement müfle er noch insbejondere bemerfen, 
daß das Eijenbabn» Gejeg vom 3. November 1838 im $. 49. es der Negie 
rung ausdrüdlih vorbehalte, die in dem Geſetze gegebenen Beftimmungen 
dur Fünftig zu ertheilende Konzeifionen zu ergänzen und abzuändern. Das 
nad habe es zwar die Regierung in der Hand, in ben fünftigen Konzeſſio— 
nen dieſelben Beftimmungen zu treffen, die jept in dem $. 5. des Entwurfs 
aufgenommen wären, da aber die Einſchränkung des Poftzwanges ausdrücklich 
nur unter den Borausjepungen des $. 5. erfolgen könne, jo fei es vbrgegogen 
worden, bies gleih und unzweideutig auszuſprechen. 

Dei der Abftimmung wurden die beiden Amendements verworfen und 
zwar das erfte mit 10 gegen 4, bas zweite mit 13 gegen 1 Stimme. 

Der $. 5. des Entwurfs wurde darauf einftimmig angenommen. 





Schon bei der allgemeinen Disfujfjon wurde von mehreren Seiten bie 
Frage aufgeworfen, cb es nicht angemefjen fei, die gegenwärtige Gelegenheit 
zu beriugen, um aud die Vorſchriften des Poſtgeſetzes vom 5. Juni 1852 im 
Abſchnitt IT. $. 10. sqq. „von der Garantie” einer Nevifion zu unterwerfen, 
und es wurde beichlofjen, darauf am Schluſſe der Berathbung der Novelle 
wieder zurüdzufommen. Es wurde mehrjeitig die Anſicht ausgeiproden, daß 
die gegenwärtigen Beitimmungen über die Erſatz-Verbindlichkeit der Poft-Ber- 
waltung für Berlufte und Beihädigungen dem Publikum zu wenig Garantie 
gewährten, daß ſehr Biele des Glaubens wären, daß ber Poſtſchein fie gegen 
jeben Verluft fichere, während dies doch im ſehr vielen Fällen eine Illu— 
fion fei. 

Insbejondere jei die Beſtimmang des $. 10. Lit. b. des Gejepes vom 
5. Juni 1852 ſehr hart für den Verjender, Sie lautet: 

„die Verbindlichkeit der Poſt-Verwaltung zur Erjapleiftung bleibt 
ausgeſchloſſen, wenn der Verluft die Beihädigung oder die vers 
zögerte Beförderung oder Beftellung durch bie unabwendbaren 
Folgen eines Naturereignifjed oder durh einen Zufall, wohin 
jedoch Raub und Diebjtahl niemals gerechnet werden jollen, her— 
beigeführt worden iſt.“ 

Die Beſtimmung jei auch jhon um deshalb hart für das Publikum, 
weil dafjelbe fi, wenigitens was die poftzwangspflidtigen Gegenftände, aljo 
namentlih Geldiendungen, betreffe, der Poft bedienen müſſe und fich derjenie 
gen Transport: Anftalten, weldye den Transport unter günftigeren Bedinguns 
gen bejorgten, nicht bedienen dürfe, . 

Vorangeihidt mag bier zum bejieren Verftändniß des angefochtenen 
$. 10. Lit. b. loc, cit. das Folgende werden. 

Nach dem gemeinen Recht war es befauntlich ftreitig, ob die Römiſche 
actio de recepto, die der Prätor gegen die Schiffsherren, Gaſt- und Stall- 
wirthe (nautae, caupones und stabularii) gegeben hatte, analog auch auf die 
Poft-Anftalten angewandt werden fünue. Sehr viele Rechtslehrer beftritten 
dies. Der Prätor babe die nautae, caupones etc., die an fib nur aus dem 
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Miethövertrage, diligentia eines diligentis patris familias zu präftiren, alio 
für den Zufall nicht einzufleben gehabt haben würden, nur aus dem Grunde 
für allen, auch den ohne ihre Schuld entftandenen, aljo zufälligen Schaden, 
mit alleiniger Ausnahme des durch vis major eingetretenen Schadens, verant» 
wortlid gemacht, weil dieſe Perjenen meiftens der unterften Volksklaſſe ange: 
bört und feinerlei Vertrauen verdient hätten und, weil es auch feine Mittel 
gegeben hätte, ibre Thätigfeit, Sorgfalt und Wachſamkeit zu fontroliren. Bon 
einem Mißtrauen gegen die öffentlihen Poftbeamten und deren Integrität 
könne aber wohl eben je wenig, als von dem Mangel zureichender Kontrole 
die Rebe jein. Es laſſe ſich daher nicht rechtfertigen, die Poft mit demſelben 
Maßſtabe meſſen zu wellen, wie die Roͤmiſchen nautae, canpones und stabu- 
larii, Dieje Anſicht ift denn auch bei ber Redaktion des Allgemeinen Lands 
rechte maßgebend geweien, indem der $. 187. Tit. 15. Theil II. anorbnet: 
„Sie (die Poftbedienten) find aber von der Vertretung frei, wenn 
ausgemittelt werden kann, daß der Schade oder Berluft dur 
bloßen Zufall cder ungewöhnliche Begebenbeit entitanden ift, 
welche vorberzufehen und zu verbüten den Poſtbedienten nicht 
möglich geweſen.“ 

Die Römiſche actio de recepto machte ben Frachtführer für allen durch 
Zufall entftandenen Schaden verbindlich und ſchloß nur die Verbindlichkeit 
für eine Art des Zufalls, die vis major, aus, Das Landredit ſchließt die 
Verbindlichkeit der Poltserwaltung für den Zufall gänzlich aus und nerint 
unnötbiger und infonjequenter Weife eine Art des Zufalls, die vis major, noch 
beionderd. Bei der Redaktion des $. 10, Litt. b. des Poftgejepes vom 
5. Juni 1852 bat man das Prinzip des Yandrechts beibehalten, aber, wie die 
Motive jagen (ef, Motive Seite 35. Nr. 125, der Drudjahen der 2, Kams 
mer III. Seſſſon 1852), die Borjhrift des $. 185. Tit. 15. Th. 2. im 
Interefie des Publifums injofern ausgedehnt, als nicht jede ungewöhnliche 
Begebenheit, durd; welche ein Verluſt oder eine Beſchädigung veranlaßt wor- 
den, für ausreichend erachtet worden iſt, die Poft-Verwaltung von der Ber: 
tretungg= Verbindlichkeit zu befreien, die Befreiung vielmehr nur dann eintreten 
ſoll, wenn der Verluſt oder die Veſchädigung durch die unabmwendbaren Fol— 
gen eines Naturereigniffet oder dur Zufall herbeigeführt worden if. Auch 
jollen Naub und Diebjtahl die Poft-Verwaltung von der Erjapverbindlichfeit 
nicht mehr befreien, weil es zu ten DObliegenbeiten der Poſt-Verwaltung zu 
rechnen it, durch gehörige Beauffichtigung DVerluften dur Naub und Dieb- 
ftabl vorzubeugen, und meil diefe Movififation aud bereits in dem Art. 58. 
bes Deutſch⸗Oeſterreichiſchen Poftrereins-Vertvages vom 6. April 1850 aufge 
nommen mar und es für nethwendig erachtet wurde, die Gejepgebung ber 
einzelnen Bereind» Staaten mit den BVorichriften dieſes Vertrages in Ueber 
einftimmung zu bringen. 

Aus der in der Kommilfion gepflogenen Diskuſſion find die folgenden 
drei Anträge hervorgegangen: 

1) ala $. 6. des Entwurfs einzuſchalten: 
$. 10. Litt. b. Abſchnitt II. des Gejepes vom 5. Juni 1852 
wird aufgehoben; 

2) ale $. 6. des Entwurfs einzuſchalten: 
die Beſtimmung Litt. b. $. 10. Abſchnitt IL. des Geſetzes 
vom 5. Juni 1852, wonach die Poft-VBerwaltung zur Er 
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iapleiftuug nicht verpflichtet ift, wenn ber Verluft „durch 
einen Zufall” herbeigeführt werden, wird aufgehoben. 

Der Antragfteller führt aus, wie wünjhenswertb es im allgemeinen In: 
tereſſe des Berfehrs ei, das rechtliche Verhältniß der Transpert-Unternehmun» 
gen und Inäbejondere die Erſatz-Verbindlichkeit derſelben durd ein einheit- 
lies, für ganz Deutjchland geltendes Recht, geregelt zu ſehen. Dieſem Wunſche 
werde durch das jept in der Berathung begriffene Deutſche Handels-Geſetzbuch 
Rechnung getragen. 

Bei der Berathung des die Eriape Verbindlichkeit ausiprehenden Art. 310. 
des Entwurfs bätte fih zwar eine Minorität der Kommilfien für die mil« 
dere Anſicht ausgeiproden, dem Fuhrmannn nur die Pflicht aufzulegen, daß 
er mit der höchſten Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers einzufteben habe, 
aber von aller Verbindlichkeit frei jei, wenn er machzumeiien vermöge, daß 
trog der Anwendung dieſer Sorgfalt der betreffende Schade gleichwohl ein« 
getreten jei. Die Majorität, und namentlih die Mitglieder vom Handels 
ftande, hätten fih aber aus Gründen der allgemeinen Berfehrs-Intereffen für 
das firengere Syſtem ausgeiproden und dem Frachtführer, wie aus den 
receptum, die Pfliht der Tragung des Zufallee, Wälle der höheren Gewalt 
allein ausgenommen, auferlegt (cfr. Protofolle der Kommilfion zur Berathung 
eined allgemein Deutſchen Handes-Gejepbudes Seite 794. und 1,229.). 

Aus dieſen Beratbungen jei bei der zweiten Leſung der jepize Art. 371, 
bervorgegangen, des Inhalts: 

„der Frachtführer haftet für den Schaden, welcher durch Berluft 
oder Beihädigung des Frachtguts Seit der Empfangnahme bis zur 
Ablieferung entftanden ift, jo fern er nicht beweilt, daß der Ver: 
luft, oder die Beihädigung durd höhere Gemalt (vis major) 
oder durch inneren Verderb, oder durch äußerlich nicht erfennbare 
Mängel der Verpadung entitanden iſt.“ 

Es fei aljo bierdurd, wie er es in feinem Amendement beintrage, Die 
Verhaftung des Frachtführers für den Zufall, mit alleiniger Ausnahme der 
vis major, ausdrüdlih anerfaunt und dadurd den Bedürfniſſen des Verkehrs 
genügt. Es würde zwar in manden Füllen ſchwierig fein, die Grenze zwiſchen 
Zufall und vis major zu ziehen, indeſſen müfle Dies dem disfreiionziren Aus— 
ipruche des Richters in dem fonfreten Falle überlafien werden. 

Allerdings beftimme der Art. 394. des Entwurfs des Handels-Gelch- 
buches, daf die Beftimmungen deſſelben zwar aud Anwendung auf Eiſen— 
bahnen und andere öffentlihe Transport-Anftalten finden, daß fie 
aber für die Poft-Anftalten nur in fe weit gelten jellten, als nicht durch 
beſondere Gejege oder Verordnungen für diejelben ein Anderes beftimmt fei. 

Aber eben deshalb wünſche er (der Antragfteller) das beiondere Preußiſche 
Poſt⸗Geſetz vom 5. Juni 1852, in Beziehung auf die Erſatz-Verbindlichkeit, in 
Einklang mit dem Art. 371. des Deutſchen Handels-Geſetzbuches zu bringen, 
weil ſeines Erachtens fein Grund verbanden fei, die Erjap-Verbindlichfeit der 
Poft in anderer Weije zu regeln als die ber übrigen Frachtführer. 

Auf die Bemerfung eines Mitgliedes, das man Doch in dieſem Augen« 
blide noch nidt Mafnabmen treffen könne, die auf den Gntwurf eines Deuts 
ſchen Handels-Geſetzbuches baſirt wären, deſſen ſchließliche Annahme von Seir 
gen der Deutſchen Regierungen ned zweifelhaft ſei, entgegnete der Antrag« 
ſteller, es ſei doch wohl faum zweifelhaft, daß Preußen das Deutſche Handels— 
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Geſetzbuch unter allen Umftänten bei fih einführen würde und dann werde 
durch jein Amendement wenigſtens in Preußen eine Gleichftellung der Regeln 
über die Erjags Verbindlichkeit für alle Transport-Unternehmungen erreicht; 
3) zwiſchen $. 5. und 6. des Entwuris einen meuen Paragraphen 
einzuichalten, bes Inbalte: 
Berlangt Jemand bei Verfendung poftzwangspflichtiger Ges 
genftände auch Erſatz für den BVerluft oder für die Beſchä— 
digung, welche durch die unabwendbaren Folgen eines Natur 
ereignifjes, oder durch einen Zufall entjtanden find ($.10Litt.b, 
des Gejepet vom 5. Juni 1852) und hat er dies bei Aufs 
gabe des Gegenftandes zur Poft erklärt, fo muß ihm bie 
Poft-Verwaltung dieſen Erſatz zwar leiften, es ift aber ein 
Zuihlag von — pCt. zu dem jedesmaligen tarifmäßigen 
Werth⸗Porto (AffefuranzePrämie) zu entrichten. 

Der Antragfteller begründete feinen Antrag folgendermaßen: 

Das rechtliche Verhältniß der Poft-Berwaltung in Beziehung auf ihre 
im 8. 10, des Gejeges vom 5, Juni 1852 ausgeſprochene Erfag- Verbindlich» 
feit jei ein boppeltes: 1) dasjenige eines Arachtführers, 2) dasjenige eines Ver» 
fiherers. Deshalb bejtimme aud div Allerhöchfte Kabinets:Drdre vom 8. April 
1848 (Geſetz Sammlung 1848 Seite 99.), daß das Porto für Geldiendungen, 
fowie für andere Sendungen, deren Wertb angegeben ift, fih zufammen jepen 
folle, 

a) aus dem Perto für das Gewicht der Sendungen, und 
b) aus einer Aljefuranz«Gebühr für den angegebenen Wertb (Werth: 
porto). 

Man müfle nun die poftzwangspflichtigen von den nicht yollzwangs- 
pflichtigen Sendungen unteriheiden. Würde ein Gegenftand der letzteren 
Art mit der Poft verjandt und der Werth nicht deflarirt, jo babe die Poft- 
Verwaltung Erjag nur in ber Eigenſchaft als Frachtführer zu leiften, und 
die oben angegebene Geſchichte der Entſtehung des $. 10. des Geſetes vom 
5. Zuni 1852 ergebe zur Genüge, daß in dieſer Beziehung die Erſatz-Ver- 
bindlichfeit in einer dem Publikum ſehr günftigen Weile, neh über das 
gewöhnlihe Mab der Erjag « Verbindlichkeit aus dem Miethvertrage hinaus, 
geſetzlich feftgeftellt je. Erfolge aber die Wertbdeflaration einer nicht poft- 
wangspflidtigen Sendung, je ba'e die Poft für die gezahlte Affefuranz- 
Prämie (Werthporto) Erſatz als Verſicherer zu leiften. 

Die Beftimmung der Art der zu vertretenden Gefahr, hänge von der 
Verabredung im Berfiherungs-Bertrage ab. 

Die BVerfiherungs » Gejellibaften pflegten einen Projpeftus oder Plan zu 
publiziren über die Bedingungen, unter melden fie Verfiherungen anzunehr 
men bereit wären, über die Art der Gefahr x. Die Stelle eines ſolchen 
Pan: vertrete der Poft-VBerwaltung gegenüber der Abfchnitt IL. des Poft« 
Gejepes vom 5. Juni 1852 „von der Garantie.” Wer einen nicht poft- 
zwangspflictigen Gegenftand mit der Poft verſende und den Werth deflarire, 
iprehe eben dadurch aus, daß er fih ten in dem Berfierungs« Proipeftus 
(dem Gejeg) enthaltenen Bedingungen unterwerfe; wären fie ihm nicht genehm, 
jo ftebe es ihm ja frei, fich einer anderen Transport-Anftalt zu bedienen. 

Anders aber verbalte es ſich mit der Berlendung poftzwangspflicdhtiger 
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Begenftände. Hier babe der Verſender feine Wahl, er müfie fi der Poſt— 
Anftalt bedienen und man müſſe ihm daher auch das Recht und die Mög- 
lichkeit gewähren, den zu verfendenden Gegenftand unter benjelben Bedin— 
gungen bei der Poft zu verfichern, wie er Dies bei anderen Verfiherungs Ans 
ftalten könne, man müſſe ihm daher auch das Recht einräumen, Verfiherung 
gegen bie $. 10. Litt. b. des Gejeped vom 5. Juni 1852 genannten Gefah- 
en zu nehmen, aber er werde alsdann eine höhere Allekuranz-Prämie zu bes 
zahlen haben, weil er Berfiderung gegen eine Gefahr verlange, bie im den 
allgemeinen Allefuranz» Bedingungen (dem Plan, dem Geſetz) in ber Negel 
ausgeſchloſſen jei. 

Der Antragfteller bemerkte, indem er zu dem Ende einen Zuſchlag von 
... pCt. zu dem jebesmaligen, tarifmäßigen Wertbporto vorichlage, laffe er 
tie von anderer Seite angeregte Frage cffen, ob das jegige Werthporto nicht 
bereit3 zu bed jei. Dem Antrage wurde von einigen Seiten die Bemerfung 
entgegengejent, daß es wohl ber Poft«-Verwaltung zu viele Schwierigfeiten be— 
reiten dürfte, zweierlei Werth Deflarationen, die einen ohne, die anderen mit 
Zuſchlag zu dem tarifmäßigen Wertbporto entgegen zu nebmen. Ein Mitglied 
meinte auch, man fönne denjelben Zweck erreihen, wenn man für eine Seu- 
dung mit der Poft Verfiherung bei irgend einer Verſicherungs-Geſellſchaft 
nähme, im kaufmänniſchen Verkehr komme es ſogar vor, daß man dergleichen 
Berfiheruugen gegen eine jübrlibe Prämie made und der Gejellihaft son 
der Sendung mit der Poſt jedesmal Nachricht gebe. 

Der Regierungs-Kommiffarius gab die nachftehende Erflärung ab: 

Die Poft-Berwaltung iprehe den Wunſch aus, daß Die Frage, wegen 
der von ber Peft zu leiftenden Garantie, nit mit dem vorliegenden Gelep- 
GEntwurfe in Verbindung gebradt werde. Der Gejeg- Entwurf ziele Darauf 
ab, bei einem großen Theile der bisher der Poft ausichließlih vorbehaltenen 
Sendungen fünftig die freie Konfurrenz einzuräumen; neue Arten von Sens 
dungen würben der Poft nicht zugewieſen. So wichtig die Frage wegen ber 
Garantie, hinſichts der der Port verbleibenden Sendungen, für das Gelammts 
Publikum wäre, jei dielelbe nicht minder von großer Bedeutung für die Pofl- 
Berwaltung jelbft. Cine Abänderung am den besfallfigen Vorſchriften be» 
dürfe in dem Kreiſe der Poſt-Verwaltung umfalfender, vorbereitender Erwäs 
gungen; es würde vom berjelben ſtets beionderer Wertb darauf gelegt, über 
derartige Kragen auch die Gutachten der den Verhältniffen unmittelbar nabe 
ftehenden Behörden zu vernehmen. Sollte ein derartiger Antrag an den Ge 
ſetz ⸗· Entwurf angelnüpft werben, je mitrde das Vorſchreiten deſſelben, gegen 
den Wunſch ter Verwaltung, in größere Ferne gerückt werben. 

Bei der Abftimmung wurde der erfte Antrag mit großer Majorität ver 
worfen. . 
Die Autragftelleer ad 2. und 3. zogen darauf ihre Anträge zurüd und 
brachten folgende Reſolution ein: 

das Haus wolle beſchließen, die Erwartung auszuſprechen, die 
Königlihe Staats Regierung werde in ber nächſten Sigung der 
Lanbeö-Bertretung einen Geleg-Entwurf vorlegen, in weldhem die 
Erweiterung der Garantie für Die mit der Poſt zu veriendenben 
im $. 10, des Gejepes vom 5. Juni 1852 sub 1—4. genannten 
Gegenftände, mit Berüdfihtigung der in diefem Berichte ausge 
iprochenen Anſichten, feftgejept werde. 
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Bei der Abftimmung über diefe Refolution enthielt fih ein Mitglieb der 
Kommilfion des Botums, alle übrigen Mitglieder ftimmten für die Annahme 
ber Refolution. 


Zu dem $. 6. fand fi) nichts zu bemerken. 

Nachdem das ganze Geſetz in der amenbirten Form einftimmig angenom⸗ 
men war, beihloß die Kommilfion: bei dem hoben Haufe darauf anzu» 
tragen : 

der Gejep-Borlage, wie folde aus der Berathung ber Kommiffion 
beroorgegangen, unter Hinzufügung ber üblihen Eingangsformel, 
bie verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


Berlin, den 30. Mär; 1860. 


Die Kommiffion für Handel und Gewerbe. 


Binder (Borfigender),, v. Mönne (Berichterſtatter). Meichenbeim, 
Müller (Mansfeld). Wehrend (Danzig), Neimer. Kießling. 
Dibm. Maquet. Grundmann. 


4. 6. 
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Zufammenftellung 


der 


Regierungs⸗Vorlage mit den Borjchlägen 
der Kommiſſion. 


Regierung: Borlage. 


Entwurf 


zu 


einem Gefege, betreffend die Abänderung mehrerer auf 
das Poſtweſen ſich beziehenden Vorſchriften. 


gl, 
Der Poftzwang für ungemünztes Gold und Silber, Juwelen und Pretiofen 
und für gewöhnliche Padete ($. 5. Nr. 4. des Gejeges vom 5. Juni 1852, 
Beleg- Sammlung Seite 345.) wird aufgehoben. 


8. 2. 

Unverjhloffene Briefe, welche in verfiegelten, zugemähten ober fonft ver» 
ſchloſſenen Padeten verfandt werden, find den verjchloffenen Briefen gleich zu 
achten und dürfen mit Ausnahme der in ben $$. 7. und 8. bes Geſetzes vom 
5. Zuni 1852 beftimmten Fälle nicht auf andere Weile ala burd bie Poft 
verfandt werben. Im Uebertretungsfalle treffen ben Verſender bie in ben 
88. 85. und 86. — ben Beförberer aber, jofern er ben verbotwibrigen Inhalt 
bes Padets zu erfennen vermochte, die in ben $$. 32. und 34. bes genann« 
ten Gejepes beftimmten Strafen. 


Borfebläge der Roamuiffion. 


Entwurf 


einem Gefete, betreffend die Abänderung mehrerer auf 
dad Poſtweſen ſich beziehenden Vorſchriften. 


Im Namen St. Majeſtät des Königs. 


DLR Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von 
Preußen, Regent, 


verorbnen mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages ber Monarchie, 
was folgt: 


8.1. 
Der nad $. 5. Nr. 8, des Geſetzes über das Poftweien vom 5. Juni 
1852 (Gefeg- Sammlung Seite 845.) für umgemünztes Gold und Silber, 


Sumwelen und Pretiojen, jo wie der nad Nr. 4. ebenbafelbft für Padete bis 
zu 20 Pfund beftehende Poftzwang wird aufgehoben. 


$. 2, fällt weg. 
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.. Meni Worlage, ;' 


8. 8, 
Der Poftzwang für Zeitungen und Anzeigeblätter ($. 5. Nr. 2. bes 
Geſetzes vom 5. Juni 1852) wirb auf Zeitungen politiihen Inhalts be» 
ſchraͤnkt. 


8. 4. 
Dem Poflzwange nit unterworfene Gegenftände dürfen fortan aud mit 
regelmäßigen Transport-Anftalten, jowie mit Wechſel ber Transportmittel ge» 
gen Bezahlung beförbert werben. 


8. 5. 

Für die Verbindlichkeit der Eifenbahn-Gejellihaften zum unentgeltlichen 
Transport von Poftfendungen ($. 36. Nr. 2. des Gejepes vom 3. November 
1888, Gejep-Sammlung Seite 505.) bleiben Hinfidts ber feit dem Erlaß 
bes Gelepes vom 5. Juni 1852 bereits fonzejfionirten und der noch zu kon⸗ 
zeiftonirenden Eijenbabn-Gefellichaften die Beftimmungen bes Gejepes vom 
5. Suni 1852 über den Umfang bes Poftzwangs maßgebend. 

Für die desfallfige Verbindlichkeit der bereits vor dem Erlaß bes Ge 
feges vom 5. Juni 1852 konzeſſionirten Eifenbahn-Gefellihaften bewendet es 
bei der Beftimmung des $. 9. bes ebengenannten Geſetzes. 


8. 6; 
Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. September 1860 in Kraft. Der 
Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift mit ber Ausführung 
beffelben beauftragt. 
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Vorſchlãge der KRommiffion. 


$. 2. (früher $. 3.) 
Unveränbert. 


8. 3, (früher $. 4.) 

&s feht fortan einem Jeden die Befugniß- zu, Gegenftände, melde bem 
Poftzwange nit unterworfen find, gegen Bezahlung mit unterwegs gewech⸗ 
felten Zransportmitteln oder zwiſchen beftimmten Orten mit regelmäßig feſt⸗ 
geſetzten Abgangs- ober Ankunftszeiten zu beförbern, 


$. 4. (früher $. 5.) 
Unverändert. 


$. 5. (früher $. 6.) 
Unverändert. 


N 
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Sans der Abgeordneten. 
Sefflon 1860. 


Achter Bericht 


Kommiffion für Petitionen. 


A 


Referent: 
Abgeorbneter Dr. Falk. 


TE Eu nn 


Im nachgewieſenen Auftrage der Stände des Kreiſes Sirasburg in Weſt. Journ. II, Rr. 574. 
preußen tragen Die Gutsbeſitzer v. Hennig anf Plonchott und Freihert 
v. Kapyjerling auf Lyſſewo vor: 

Für den Kreis Strasburg, der auf eine Linge von mehr ale zehn Meilen 
mit dem Königreibe Polen gränze, fei der Uebertritt polnijcher Flüchtlinge 
von jeher von der größten Bedeutung gemeien. Nur dur diefe Einwande- 
rung laffe es fi erflären, daß die Bevölkerung des Kreijes in der Zeit von 
1826 bis 1859 von 27,800 auf 54,574 Köpfe geftiegen fei. Die Kultur des 
Kreiſes mehre fi in höherem Mafe, ala die Berölferung, felbft mit der be 
zeichneten Einwanderung, fteige. Cine erhebliche Erhöhung der Kohnfäpe jei 
die Folge bierven, während 3. B. im Pofenfhen ein Pferbefneht 15 bis 
20 Rible, erhalte, müſſe er im Kreiſe Strasburg mit 20 bis 25 Rihlr. ger 
löhnt werden. Die polniſchen Flüchtlinge gewährten darım eine bedeutende 
Hülfe, die um fo erheblicher, als dieſelben fi auf Taufende, im Sabre 1856 
auf 3,076 beliefen, und um jo erwünſchter jei, ala fie größtentheils ſich gute 
mithig und willig zur Arbeit zeigten. 

Nihtsdeftomeniger werde dem Webergetretenen durch die Behörden ber 
Aufenthalt in Preußen auf das Höchſte erſchwert. Nachdem man zu Zeiten, 
insbejontere im Jahre 1853, auf der Auslieferung aller Flüchtlinge beftanden, 
babe der Ober« Präfident der Provinz Preußen unter dem 11. Jannar 1854 
eine Inftruftion erlafjen, welhe die Erlaubni zum Aufentyalte in Preußen von 
ftrengen Kontrolmaßregeln, insbeſondere der Loͤſung einer Aufenthaltskarte, 
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abhängig mache, und — answeis einer beigebradhten Befanntmadung bes Stras— 
burger Landraths vom 29. November 1855 — die Minifterien des Innern und der 
Finanzen angeordnet, daß jede ſolche Aufentbaltsfarte vom Jahre 1856 an 
anf einem geftempelten Kormulare à 15 Sgr. ausgefertigt und alljährlich cr» 
neuert werbe. 

Die Petenten halten die Einführung ter Yufenthaltsfarten für wider: 
geieplih, da fie nah $. 18. des Paß-Edikts vom 22, Juni 1817 nur in 
größeren, in Handels- und Feſtungsſtädten ftatt haben jollten. Sie machen 
ferner geltend, daß die Vorichriften der Inftruftion vom 11. Januar 1854, 
wie mit den Aufenthaltsfarten verfahren werben jelle, beinahe gar nicht inne 
gehalten würden (Inhaber ſoll die Karte bei Vermeidung der Inhaftirung 
ftetö bei fih tragen, bei jedem Wohnoitswechſel und jeder Reiſe außerbalb 
bes Kreijes die Erlaubniß des Landraths, bei jeder vorübergehenden Abweſen— 
beit im Kreije die Erlaubniß der Ortspolizeir Behörde einholen und auf der 
Nüdjeite der Karte vermerken laffen, denjelben Behörden bei der Nüdfehr das 
Viſum des Orts, wohin er fi begeben hatte, vorzeigen u. ſ. w.), ja nicht 
inne gehalten werden könnten. Gegen die Ginführung des Stempels wenden 
Petenten die MWidergeieplichkeit der Mafregel ein, nad $. 10, der General» 
Paß-Infruftion vom 12. Juli 1817 müßten Aufentbaltsfarten ftempelfret 
ertbeilt, und es fönne nur eine Gebühr für ihre Ausfertigung erhoben werden, 
die bier 4 Ggr. micht überfteigen dürfe. Außerdem betonen fie, daß ber 
Stempelbetrag für das Lohn der Flüchtlinge zu hoch ſei. Nach beigebradhter 
Belanntmahung des Strasburger Landratbs vom 12, März 1856 hätten 
damals 885 Flüchtlinge die Karte noch nichr gelöft gehabt, bis 1. Januar 1860 
jei ihre Zahl auf 2059 geſunken. Die Folge hiervon fei eine Erhöhung der 
Lohnfäge, ja ber Umſtand geweſen, daß man Pferder und Ochſenknechte gar 
nit mehr in genügender Zahl finde. Dadurch werde der Kreis und ber 
Grängbezirf überhaupt, der durh die Schließung des Verkehrs mit Polen 
ſchon genügend benachtheiligt jei, nod weiter gegen andere Provinzen in Nach— 
theil "gejegt. Er müfje eine neue, bejondere Steuer entrichten. 

Die Petenten beantragen: 

das Haus der Abgeordneten wolle ibre Bitte um Auffebung der 
Stempel Abgabe von 15 Sgr. für die Aufentbaltsfarten, weldye 
den polnijhen Weberläufern ertheilt werden, der Staats-Regierung 
zur baldigen Abhülfe überweijen. 

Bei der Berathung, welcher Kommiljarien der Königlichen Minifterien 
bed Innern und der Finanzen beimohnten, fonnte die Kommilfion die Anſicht 
zunächſt nicht theilen, daß die Einführung der Aufenthaltsfarten eine nicht im 
Gejege begründete jei. Allerdings läßt fie ſich auf den $.18. des Pap-Edifts 
vom 22. Juni 1817 nicht ftügen, wohl aber redirfertigt fie ſich aus den 
Urt. 23. ff. der KartelleKonvention mit Rußland vom 8. Auguſt 1857, nad 
weldhen die Königlihe Staats-Kegierung befugt ift, auch ſolche Polniſche 
Flüchtlinge, die nicht in die Kutegorien der Deierteure und Verbrecher gebören, 
nad ihrem Ermeſſen auszuliefern. Die Kommiſſion eradytete nämlich in dies 
jer Berechtigung, als der weiter gebeuden, die bejchränftere für enthalten, die 
Geftattung des Aufenthalts jener Flüchtlinge im Preußiihen Staate von den» 
jenigen Bedingungen abbängig zu maden, die der Königlichen Staats-Re— 
gierung geeignet ericheinen. Aus nabe liegenden Gründen, unter weldyen vor 
Allem die vollkommene Unbekanntihaft mit den Antecedentien der Webergetres 
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tenen bersortritt, fonnte die Kommilfion auch nicht dafür halten, daß die 
Staats-Negierung im Gebrauhe ihrer Berehtigung vorliegenden Falles zu 
weit gegangen ſei. Inſofern aljo die Petenten Gründe aus gefeplicher Unzus 
läffigfeit und praktiſcher Unzweckmäßigkeit der Aufenthaltsfarten entnehmen, 
um ihren Antrag indireft zu unterftügen, konnte ihnen nicht zugeftimmt 
werben. 

Dagegen ergab die Erörterung der Frage, ob die feftgeiepte Stempels 
Abgabe nad den Vorſchriften des Gejepes vom 7. März 1822 fich rechtfertige, 
ein ihnen günftigeres Rejultat. 

Seitens der Regierungs-Kommiſſarien wurde zunäcft geltend gemacht, 
daß die fraglichen Karten in die Nubrif der „amtlihen Attefte in Privat- 
ſachen“ fielen und darum einen Stempel von 15 Sgr. erforberten. Dem 
wurde jedoch entzegnet, daß in ber Karte überall feinerlei Zeugniß ausges 
ftellt fei, der Tarif zu dem Gejepg vom 7. März 1822 aber ein foldes un« 
zweifelhaft zum Begriffe des Atteftes erfordere, aljo diefen nicht anders als 
der gewöhnlihe Sprachgebrauch beftimme. (Bergl. auh Schmidt’s Koms 
mentar zu den Preußiihen Stempel-Gejegen Seite 109. ff.) 

Von einem Mitgliede der Kommilfion wurde darauf bingewielen, daß 
den Karten eine Rubrik beigegeben fei, in welcher die Erlaubniß zur Entfer- 
nung aus dem Aufentbaltsorte und das Viſum der Behörde des Orts, wohin 
fih der Inhaber begebe, eingetragen werden müßten, und daß hiernach Die 
Karte die Natur eines Paſſes und die Stempelpflichtigfeit eines ſolchen babe. 
Hierauf wurde jedoch eingewendet, daß die Karte zunächſt nicht als Legiti— 
mation zur Reife dienen folle, jundern zur Kontrolirung des Inhabers an 
jeinem Aufentbaltsorte, der Tarif zum Stempel-Gefege aber nur von Päſſen 
und Pegitimationsfarten zur Reiſe iprede. Auch fand man den Einwand 
in feinem Kalle durchgreifend, da für Handwerksburſchen, Dienftboten, Tages 
löhner und andere Perjonen ähnlich geringen Standes, der Tarif nur einen 
Paß⸗Stempel von 5 Sgr. verwendet wilfen wolle, 

Seitens des Kommiſſarius des Finanz-Minifteriums wurde endlih noch 
erklärt, daß die Karte jedenfalls eine amtlihe Ausfertigung fei. Auch dieſe 
Anſchauung blieb nicht ohne Wideriprud. Es wurde auf die gewöhnliche Be- 
deutung des Begriffes „Ausfertigung” und auf die Erklärung des Tarifs 
felbft in diefer Beziehung verwielen, auch hervorgehoben, daß wenn eine Auf« 
enthaltsfarte der vorliegenden Art als „Ausfertigung” zu charafterifiren fei, 
dies auch mit derjenigen geichehen müſſe, die auf Grund $. 18, des Pap« 
Edikts vom 22. Juni und der General-Inftruftion vom 12. Juli 1817 ges 
währt werde. Folgerihtig müfje man diefe aud für ftempelpflichtig erflären, 
ba der 8. 2. des Gejepes vom 7. März 1822 ganz allgemein anurdne, fortan 
überall die Stempel zu erheben, die der Tarif beftimme, mithin auch die in 
den $$. 3. und 10, der General-Inftruftion vom 12. Juli 1817 vorgeichries 
bene Stempelfreibeit der Aufentbaltsfarten bejeitigt habe. Vom Minifter des 
Innern jei jedoch die gedachte Inftruftion unter dem 10, Auguft 1850 noch 
für durchaus, aljo auch hinſichtlich der Stempelfreibeit, geltend erklärt worden. 
(Minifterialblatt d. i. V. 1850 Seite 249.) 

Bon diefer Seite wurde geihloffen, daß — weil die fraglihen Aufent- 
baltsfarten unter feine der Rubriken des Zarifs fielen — nad) $. 2. bes Ge- 
jepes vom 7, März 1822 (Geſetz-Sammlung Seite 57.) ihre Belegung mit 
einer Stempel-Abgabe von 15 Sgr. ſich nicht begründen laffe. 

1’ 
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Bei der Abftimmung wurde ein Antrag auf Empfehlung bes Ueber- 
gauges zur Tages-Drbnung mit 12 gegen 12 Stimmen abgelehnt, da 
gegen mit 13 Stimmen gegen 12 beſchloſſen, dem hohen Haufe zu emapfehlen : 

daß es die Petition der Stände des Kreijes Straßburg der Kür 
niglihen Stantd-Regierung zur Berückſichtigung überweiſe. 


Referent: 
Abgeordneter Winter. 


nun 


Zourn. II. Nr. 1083. Für die Provinz Weftphalen ift unterm 5. Januar 1836 ein allgemei- 
ned Feuer-Sozietätd-Keglement (Geſetz Sammlung pag. 49. ff.) erlaſſen, wel 
des in feinem $. 2. alle bis dahin beftandenen, auf gegenjeitige ISmmobiliar- 
Berfiherung gegen Beuertgefahr gerichtete Soyietäten, fie mögen für größere 
ober kleinere Territorien, einzelne Kreije, Städte oder andere Abtheilungen ge» 
bildet geweſen fein, aufgehoben und die Provinzial-Feuer-Sozietät an deren 
Stelle gejept bat. Der nämliche $. 2. beftimmt in jeinem Alinea 2. 
woͤrtlich: 

Privat-Vereine, welche zu einem gleichen Zwecke beſtehen oder er⸗ 
richtet werden möchten, ſind in dieſen Beſtimmungen nicht mit 
begriffen, koͤnnen jedoch die Rechte moraliſcher Perjowen nicht in 
Auſpruch nehmen, 

Dies Reglement hat von Anfang an mannigfachen Widerjpruch gefunden 
und im einzelnen Theilen der Provinz große Mipftimmung erregt, die haupt⸗ 
lächlih von den ländlihen Bewohnern ausgegangen und aus den verſchieden⸗ 
artigen Verhältniſſen des platten Landes entiprungen if. Während in einem 
Kheile der Provinz die Dorf-Verfaſſung befteht, unter welder die Landleute 
in geſchloſſenen Dörfern nebeneinander wohnen, befteht in einem andern Theile 
die Dofed-Berfafjung, unter welcher die Landbewohner auf ihren ijolirten Ge⸗ 
böften von einander entfernt leben. Dies gilt namemtlih som Münfterlande, 
auf welches es bei der vorliegenden Petition anlommt, ba fie von Eingejefle- 
nen biejes Laudestheils eingebracht ift. 

Schon im Sabre 1858 hatten fih länblihe Grunbbefiger ber in den 
Kreiſen Steinfort, Coesfeld, Münfter und Ahaus belegenen Gemeinden Al⸗ 
tenberge, Borghorft, Darfeld, Dülmen, Eggerode, Graesen, Havirberg, Horſt ⸗ 
mar, Laer, Leer, Nordwalde, Ofterwiel, Rheine, rechts und links der Ems und 
Schöppingen mit einer Petition am das Haus der Abgeordneten gewandt, in 
welcher fie im Weſentlichen vorgeftellt: 

Durh die Einführung des Brandkaſſen -Reglementz vom 5. Januar 
1836 wären fie jehr benadhtheiligt worden, indem fie mit den Bewohnern der 
Städte und Dörfer in einer Sozietät vereinigt wären. Auf ihren vereinzelt 
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liegenden Gehöften, bei einer folidern Bauart der Gebäude und dem morali« 
ihen Sinn der Bewohner jei bei ihnen die Gefahr vor Feuersbrüuften eine 
weit entferntere, und wenn ja ein Feuer ausbräche, jo könne ed fih nur auf 
ein einzelnes Gebäude, höchſtens auf die Gebäude eines einzelnen Hofes ber 
ihränfen. In den Städten und bejonders ben geſchloſſenen Dörfern jei die 
Gefahr eine größere, und es habe das aud die Erfahrung gelehrt, indem fie 
für Braudſchäden bebeutend mehr zahlen müffen, als ihnen aus gleichem 
Grunde zu Theil geworden jei. Noch jchlimmer habe ih das Verhältniß 
und noch größer ihr Beitrag berausgeftellt, als viele Genofjen von ber ihnen 
dur den $. 11. des Reglements geftatteten Befugniß Gebraud gemacht, die 
Sozietät verlaffen und bei andern Gejellihaften Berfiherungen genemmen 
hätten. Wieberholte Anträge bei dem Landtage der Provinz Weftphalen hät⸗ 
ten zu feiner Abbülfe geführt, die Beitrige wären je mehr und mehr geftei- 
gert, und Died babe fie veraulaßt, die ProvinzialsFeuer-Sozietät zu verlaflen, 
fih zu Privat-Bereinen zu vereinigen und durch notarielle Akte vom 10. Ro» 
vernber 1847 und 11. Januar 1849 zu gegenfeiriger Entſchädigung für Brand« 
ihäden zu verbinden. Der Berein habe einen fegensreichen Erfolg gehabt 
die Berfiherungs-Summe fei fortwährend geftiegen, der Beitrag ein geringer 
geweien, und dennoch babe man einen Beſtaud von mehreren 1,000 Rtblen 
anjımmelu koͤuuen. 

Inzwiſchen jei im Fahre 1851 das neue Strafgejepbud erſchienen, deſſen 
$. 340. sub Nr. 6. mit Geldbußen bis zu 50 Rthlr., oder Gefängnißftrafe 
bis zu 6 Wochen jeden bedrobe: 

wer ohne Genehmigung der Staatd«Behörde Ausfteuer-, Sterbes 
und Wittwen- Kafjen oder andere dergleichen Gejellihaften ober 
Anftalten errichtet, weldye beftimmt find, gegen Zahlung eines Ein⸗ 
faufögeldes oder gegen Leitung von Geldbeiträgen, beim Eintritt 
gewilfer Bedingungen oder Termin» Zahlungen an Kapital oder 
Rente zu leiften. 

Dies Gejep jei auf die vor 1851 errichteten Privat-Vereine angewandt, 
und daher an diejelben die Aufforderung erlaffen, die Staats-Genchmigung 
einzubolen.. Sie hätten fi deshalb an die Behörden gewandt, und um fo 
mehr die Genehmigung zu erlangen gehofft, da der Minifter des Innern fi 
in einen Rejfript vom 16. Ianuar 1852 dahin ausgeiproden hätte: 

die Königlihe Regierung wird jedoch bei Ertheilung diefer Ge— 
nehmigung mit ſchonender Rüdfiht und ohne die bringendfte 
Nothwendigfeit diejelbe jolden Gejellihaften, welche im guten 
Glauben inzwiſchen entftanden find, nicht zu verfagen haben. 

Ungeachtet fie aber die Genehmigung bei ber Königlichen Regierung in 
Münfter, dann bei dem Ober» Präfidenten der Provinz und enblid bei dem 
Minifter des Innern nachgeſucht, wären fie doch in allen Inftanzen zurüd- 
gewielen worden. In einer MinifterialeBerfügung ſei ausgefprochen, daß ein 
pegründeter Aulaß zur Bildung und Erhaltung folder Privat» Vereine nad 
Erlaß der Verfügung vom 19, Februar 1855 nit mehr beftehe, durch melde 
für iſolirt liegende Gebäude unter Umſtäuden die Beiträge ermäßigt werben, 
Der Antrag ift dahin geftellt: 

das Haus der Abgeordneten wolle ji dafür ausſprechen, zu nächſt, 
daß die Freiheit der Bildung der Privat Vereine wieder herge⸗ 
ftellt, event. unter Revifion der Statuten der Provinzial« Feuer» 


Jouru. II. Nr. 123. 


‚Abgeorbneter Larz. 
u www 
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Societät für Weſtphalen der Regierungs-Bezirks Münſter von 
den Regierungs-Bezirklen Minden und Arnsberg gänzlich getrennt 
werbe. 

Ueber dieje Petition it in dem Haufe der Abgeordneten in der Sipung 
vom 23. März 1858 verhandelt und der einftimmige Beihluß ge 
faßt: . 

die Petition der Staats» Regierung zur Berüdfihtigung zu über: 
weijen. 
Die Mitglieder des von der Neyierung aufgebobenen ländlichen Privats 
Feuerverfiherungs-Vereins in den Kreijen Steinfort, Coesfeld u. |. w., Bron» 
ftebt und Genofjen, haben in einer Petition d. d. Darfeld, den 4. Mai c., 
weldhe von dem Abgeoröneten Rohden überreicht ift, fih wiederum an das 
Haus der Abgeordneten gewandt. Sie haben angezeigt, daß ungeachtet jener 
erfolgten Ueberweiſung an die Staats» Regierung eine Beiheidung berjelben 
ihnen nicht mitgetheilt jet und fie haben beantragt: 
daß das Haus der Abgeordneten auf baldiges Erlaffen des Be: 
ſcheides hinwirfen möge. 

Da der frühere Beihluß des hoben Haufes bisher nicht feine Erledigung 

gefunden, jo wird dahin angetragen: 
die Petition abermals der hoben Staats-Regierung zur Berüds 
fihtigung zu überweijen. 

Ueber dieje Petition ift im Beilein eines Vertreters des Minifters bes 
Innern beratben, welcher feine Erklärung dahin abgab, daß er ſich nicht in 
der Lage befinde, ſich materiell auf die Sache einzulafjen, aber gegen den ges 
ftellten Antrag nichts zu erinnern habe. 

Die Petitiond» Kommilfion bat demnächft beichloffen, dem Haufe zu em» 
pfeblen: 

die Petition des Bronftedt und Genoffen der hohen Staatt- 
Regierung zur Berüdfihtigung zu überweijen. 


Ü 
. 
Referent: 


Der Oberlehrer an dem Gymnaſio zu Neuftettin, Dr. Heidtmann, 
batte am 17. November 1858 zu Polzin einer Verſammlung von Wahlmän: 
nern beigewohnt, welche Behufs Beiprehung über die Wahlen ausgeihrieben 
war. In dieſer Verfammlung wurden die Herren v. Arnim-Neuftettin, 
v. Gerlach und Wagener zu Abgeordneten in Vorſchlag gebradt. Der 
Oberlebrer Dr. Heidtmann befimpfte die Wahl diejer Kandidaten. In 
einer längern Rede unterwarf er die Beftrebungen der politiihen Partei, welcher 
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Die genannten Kandidaten angehörten, von feinem Standpunft aus einer Kris 
tif und äußerte dabei Folgendes: 
„Die Partei feiner Gegner wolle, um Alles zu fagen, die Krone 
unter ihre Vormundſchaft nehmen und die Bürger und Bauern 
unter die Knute.“ 

Diefe Rede des Oberlehrer Dr. Heidtmann murbe in verichiedenen 
öffentlihen Blättern beſprochen und, je nad dem politiichen Standpunfte ders 
jelben, einer Beurtheilung unterworfen. 

Das Königlihe Previnzial-Schul-Kollegium zu Stettin nahm hiervon 

Kenntniß, veranlaßte eine Erklärung des Dr. Heidtmann über den Inhalt 
feiner zu Polzin gehaltenen Rede, und erließ demnädft unterm 15. Februar 
1859 nachfolgende Berfügung: 
5 „Nachdem Ew. Wohlgeberen auf unſer Befragen das, was über 
Ihr politisches Auftreten in einer zu Polzin am 17. November 
v. I. gehaltenen Wahlminner-Berjammlung zu unjerer Kenntniß 
gefommen ift, in allen weientlihen Punkten als richtig anerkannt 
baben, bemerfen wir, daß die erftere der dort von Ihnen gehalte» 
nen Reben die Grenzen des für einen Gymnaſiallehrer Geziemen: 
den überjchritten bat und bezeichnen namentlih die Aeußerung: 

„die Partei Ihrer Gegner wolle die Krone unter ihre Vor— 

mundichaft nehmen und die Bürger und Bauern unter bie 

Knute,“ 
als eine im hohen Grade unziemliche. Wir mißbilligen es, daß 
Sie durch die leidenſchaftliche und Gehäſſigkeit erregende Weiſe, 
in welcher Sie die Partei Ihrer Gegner angegriffen, einen großen 
Theil des Publikums, welches ſeine Söhne dem Neuftettiner 
Gymnafium anzuvertrauen pflegt, erheblich verlegt haben.” — 

Auf die an den Herrn Minifter der geiftlihen, Unterrichts. und Medi» 
zinal-Angelegenheiten gerichtete Beſchwerde erhielt der Oberlehrer Dr. Heidt— 
mann nachfolgenden, abweijenden Beſcheid: 

„Shre Beihwerde vom 21. v. M. über die Verfügungen des 
Provinzial» Schulfollegii zu Stettin vom 15. und 21. Februar 
d. 3. ift nicht begründet. Die Berechtigung der genannten Be» 
börde zum Erlaß diefer Verfügungen folgt aus der ihr zuftehen» 
den Disziplinargewalt, welche feinedwegs auf Die amtliche Wirk— 
jamfeit und Führung der Lehrer beſchränkt ift, jondern die Auf- 
ficht über das Gejammtverhalten der lepteren in ſich ſchließt. Ind» 
bejondere ift davon das Benehmen der Lehrer bei der Ausübung 
ftantsbürgerlicher Rechte nicht ausgenommen. Hält die vorgejepte 
Behörde dafür, daß ein Lehrer hiebei das zuläjiige Maß über 
ſchritten und Ungehörigfeiten fi babe zu Schulden fommen laſſen, 
jo ift fie jo befugt als verpflichtet, ihn zurechtzumeiien. 

In der Sache jelbft kann ih dem Königlihen Pro- 
vinzial-Schulfollegio nur vollkommen beiftimmen, wie bafjelbe die 
in der Verfügung vom 15. Februar d. I. erwähnte Aeuperung, 
welhe Sie ſich zur Charafterifirung Ihrer politiihen Gegner er» 
laubt haben, als eine in hohem Grade ungiemliche bezeichnet.’ 

Der Oberlehrer Dr. Heydtmann bält nun die ihm vorgefegte Dienfte 
behörde zu einem bisziplinarijhen Einſchreiten, wie joldes gegen ihn zur Ans 
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wendung gefommen, unter Hinweifung auf den $. 2. des Disziplinargejepes 
vom 21. Juli 1852, nicht für berechtigt; er wendet ſich befchwerend an das 
Hans der Abgeorbneten mit dem Antrage, dahin zu wirken, 
„daß die Verfügung bes Herrn Minifters der geiftlichen, Unter 
richts- und Mebizinal- Angelegenheiten vom 7. April 1859, als 
den Landesgeſetzen nicht entiprechend, zurädgenommen werde. 

Bei der umter Zuziebung eines Regierungs-Kommilfars eingeleiteten Bes 
rathbung der vorliegenden Petition war man zunächſt allgemein darüber 
einig: 

daß die Disziplinargewalt des Dienftvorgefepten keineswegs auf die 
amtliche Wirffamteit und Führung der Beamten bejchränft jei, 
ſondern die Auffiht über das Gejammtverhalten derielben — die 
ftaatsbürgerlichen und BamiliensBerhältniife nicht — ⸗ — 
in ſich ſchließe. 

Demnächſt machte ſich die Anſicht geltend, daß die ODicriylinargewalt, 
trotz ihrer allgemeinen objektiven Wirkſamkeit, auf dem ſubjektiven Gebiete 
ihre Begrenzung finde in den Beftimmungen des Disziplinar⸗-Geſetzes vom 
21. Juli 1852. 

Schon die einfahe „Mahnung“ werde von dem Gelege als eine 
Disziplinarftrafe harafterifirt; ein jebes tadelndes Urtheil eines Dienft- 
vorgejepten über dem untergebenen Beamten fei daher nur dann berechtigt, 
wenn es fi auf die Vorfchriften des Disziplinar-Gefepes zurückführen laſſe. — 

Dei dem außeramtlihen Mipverhalten eines Beamten geftatte das Dis. 
ziplinar-Geſetz eine Disziplinarftrafe nur dann, 

wenn der Beamte fi durch fein Berhalten der Adhtung, des Ans 
ſehens ober bes Vertrauens, die fein Beruf erfordere, unwürdig 
gemacht habe, 

Nun wäre die Verfügung des Provinzial-Schulfollegii zu Stettin vom 
15. Bebruar vorigen Jahres nicht darauf, ſondern lediglih darauf ge 
gründet, 

daß Petent in feiner zu Polzin gehaltenen Rede die Grenzen des 
für einen Gymnaſiallehrer Geziemenden überſchritten habe. 

Der dem Petenten ertheilte Verweis entbehre fonah der gejeplichen 
Bafie. — 

Frage man: 

„ob Petent fi durch die infriminirte Aeußerung in feiner Rede 
der Adıtung, des Anſehens oder des Vertrauens unwürdig gemacht 
habe, welche fein Beruf als Gpmnafinllehrer erfordere ?“ 

jo müſſe diefe Frage verneint werben. — 

Leugnen laſſe fih nicht, daß Petent fi nicht in den Grenzen lebiglich 
objeftiver Beurtheilung gehalten habe. Wenn man aber die Aufregung bei 
den Wahlen und die Schroffheit der Gegenfäge, welche fih in Polzin bes 
fämpften, nicht außer Acht lafje, und erwäge, daß die Nebe des Petenten 
vollfommen richtig nur von demjenigen aufgefaßt werben könne, welder fie 
in. ihrer ZTotalität und im Zuſammenhange mit dem vorher Geſprochenen 
jelbft gehört, jo fünne Niemand mit Gründen behaupten, 

daß Petent ſich durch diejelbe des Anjehene, der Achtung und bes 
Vertrauene, melde jein Beruf erfordere, unwürdig gemacht babe. 
Der Anftoß, welden nad ber Verfügung des Provinzial -Schulkollegii zu 


Stettin die politiihen Gegner des Petenten an jeiner Rebe genommen hätten, 
müſſe jelbfiverftändlich außer allem Betradht bleiben; er jei eine nothwendi ge 
Folge der politiihen Gegenfäge, — ihr gegenüber ftände die Zuftimmung aller 
Derer, welche fih mit dem Petenten auf demſelben politiſchen Standpunfte 
befänben. 

Endlid wurde von dem Bertreter dieſer Anfiht auf die hohe, politiiche 
Bedeutung der Frage aufmerfjam gemacht, und behauptet, dab den Beamten 
die Ausübung ftaatsbürgerlier Rechte nur dann möglich fei, wenn die Die 
ziplinar-Strafgewalt ſich in dem geieplichen Schranfen bewege. 

In Konjequenz diefer Anfichten wurde ter Antrag gemacht, 

dem Hauſe vorzufhlagen: 
die Petition des Oberlebrer Dr. Heidtmann der Staate- 
Regierung zur Berüdfihtigung zu überweifen. 

Dieje Anſicht fand vielleitigen und lebhaften Wideripruch. Zuerſt wurde 
eingewendet, daß der vorliegende Fall nicht ftrenge unter das Disziplinar« 
Gejep zu bringen ſei. Die Verfügung des Provinzial-Schulkollegii zu Stet- 
tin vom 15. Februar v. I. jei nicht in Felge einer Disziplinar-Unterfudhung 
erlafjen, und enthalte feine Strafverfügung im Sinne des DieziplinarsGelepes. 
Sie fei lediglich; als eine mißbilligende Aeußerung der vorgelegten Bebörde 
über das Verhalten des untergebenen Beamten aufzufaffen, weldes auch von 
dem Bertreter der erften Anſicht micht gebilligt ſei. Die Neußerung einer 
amtlichen Mißbilligung ſei einem jeden Dienftoorgelegten unverfchränft; fie 
folge allgemein aus ber Auffiht, welche der Dienftvorgeiepte zu üben, bes 
rufen jei. 

Der Herr Regierungs: Kommilfar erklärte bierauf, daß die Verfügung 
bes Provinzial» Schulfollegüi zu Stettin vom 15. Februar v. I. allerdings 
ala ein Verweis im Sinne bes Disziplinar- Geieges angejeben werben müſſe, 
und daß aud ber Herr Unterrichts Minifter fie jo aufzefaßt babe. Dagegen 
bielt er dafür, daß die Frage: 

„ob die geieplicdhen Bedingungen für ben Erlaß einer bisziplina« 

riſchen Etrafserfügung verbanden wären?" 
lediglich und allein von dem Dienftvorgejegten zu entjcheiden jei. Gr betritt 
auf das Entſchiedenſte, daß Das Haus der Abgeorbneten berechtigt, oder auch 
nur im Etande jei, darüber zu urtbeilen, eb der Petent ſich durch jein Ber 
halten bei Gelegenheit der Polziner Verſammlung der Achtung, des Anſehens 
ober des Berrrauend unwürdig gemacht babe, welde ſein Beruf als 
Gymnaſiallehrer erfordere, weil es dem Hauſe dazu am den nötbigen Unter 
lagen fehle. Es ſei nicht im entfernteften anzunehmen, daß die Verfügungen 
des Provinzial» Schulfollegii zu Stettin vom 15. Februar v. I. und des 
Herrn Kultus» Minifterd vom 7. April irgend tendentiöfer Natur wären, Die 
politiihe Seite der Arage mühe daher um jo mehr außer Betracht bleiben, 
als das Wahlreht des Petenten von demſelben nicht berührt und die Rebe 
freiheit deflelben in feiner Weile verfümmert jei. 

Dieje Anfihten fanden im Schooße ter Kommiſſion, nad verichiedenen 
Richtungen hin, vielfahen Anklang. Als Ausdrud diejer Zuſtimmung wurbe 
dem zuerjt erwähnten der Antrag gegenübergeftellt, dem Haufe 

den Uebergang zur einfahren Tages -Ordnung 
zu empfehlen. Motivirt wurde diejer Antrag durch folgende Erwägungen: 
1) die Sade habe nicht die ihr beigelegte politiihe Bedeutung, ba 
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bie getabelte Aeußerung zegen die Gegner ber zeitigen Regierung 
gerichtet ei, weshalb bei dem dem Petenten gewordenen Ber- 
weife etwas Tendentiöies nicht geargwohnt werden fönne; 

2) müſſe behauptet werben, daß ein Eingehen auf das Berlangen 
des Petenten einen Gingriff in die der Etaatö- Regierung aus⸗ 
ſchließlich zuſtehenden Disziplinargewalt involeire; 

3) werbe darauf hingewieſen, weldes Nejultat eine Ueberweiſung ber 
Petition haben jolle, da der Disziplinar = Behörde doch nicht zu» 
gemuthet werden fönne, ihre Disziplinar-Mafregel zu reprobiren; 

4) jei nicht zu läugnen, Daß Petent fich allerdings durdy die infrimir 
nirte Heußerung bed Vertrauens, welches ihm als Lehrer und Er- 
zieher der Jugend nothwendig jei, nicht würdig benommen habe, 
und daß ſonach das Disziplinar » Geieg mit vollem Rechte wider 
ihn zur Anwendung gebracht jei. 

Bei ber ſich hierüber verbreitenden Debatte traten über die einzelnen Mo» 
tive bes Antrages, auf einfache Zaged- Ordnung, ſehr getheilte Anfichten zu 
Tage. 

Bon einer Seite wurde 

zul. 

die politiihe Bedeutung der Frage nochmals hervorgehoben, und behauptet; 
daß es bei der unläugbaren Tragweite, welche ein unberechtigtes, bisziplina« 
riſches Einſchreiten für die Ausübung der ftantsbürgerlihen Rechte der Beam- 
ten habe, darauf im Geringften niht anfomme, daß — wie zugegeben werde — 
der Petent in feiner Nedefreibeit nicht beichränft gemeien ji. Man müfje 
einer fünftigen Beeinträchtigung der Beamten, bei Ausübung ihrer ſtaatsbür— 
‚gerlihen Rechte, entgegentreten. 

Dagegen wurde von anderer Seite behauptet, daß es nur auf bie Ent- 
ſcheidung des fonfreten Falles anfomme, und daß dieſe Entſcheidung eben 
darin liege, daß dur die dem Dr. Heydtmann ausgeiprodhene Mißbilli— 
gung eine Beichränfung feiner ftnatebürgerliden Rechte weder erfolgt, noch 
beabfihtigt worden jei. 

Bon dieſen verjchiedenen Gefihtspunften ausgehend, wurben zwei moti« 
virte Tages-Ordnungen beantragt, weldye dahin formulirt wurden: 

a) die Petition ber Staate-Regierung in der Erwartung zu überwei- 
jen, daß diejelbe fi in Zufunft einer jeden direften oder intiref- 
ten Einwirfung auf die Medefreiheit der Beamten bei Ausübung 
des Wahlrechts enthalten werde — 

und 

b) in Erwägung, daß durch die dem Dr. Heydtmann audgeipro- 
chene Mißbilligung eine Beihränfung in Ausübung jeiner ftaats- 
bürgerlichen Rechte weder erfolgt, noch beabfidtigt ift, 

geht das Haus zur Zages-Drdnung über. 
Zu 2. 
fand die Anficht, „dab das Haus nicht fompetent jei, in bie Disziplinar 
Strafgewalt einzugreifen‘, vielfache Unterftügung. Es wurde darauf hingewieſen, 
daß die Disziplinar-Strafgewalt zu den Aitributionen der Grefution gehöre und 
hiervon ausgehend, den Disziplinar-Strafverfügungen und Beihlüffen die Unan« 
taftbarfeit richterlidher Urteile vindizirt, obgleih von anderer Seite geltend 
gemacht wurbe, daß die angegriffene Berfügung des Provinzial» Schulfollegii 


11 


eben nur eine Verfügung fei, die im Beichwerbewege bejeitigt werden könne 
und daber folgerecht auch der Beurtheilung des Haufes unterliege. 

Bon den Vertretern der eritern Anficht wurde folgende motivirte Tages— 
Ordnung vorgejhlagen: 

e) in Erwägung, daß dem Haufe der Abgeordneten ein Eingriff in 
die Disziplinargewalt der vorgelegten Dienft» Behörde nicht zu— 
ftebt und daß ber Oberlehrer Dr. Heidtmann in ber Aus 
übung feiner ftaatsbürgerlihen Rechte nicht beichränkt ift, geht das 
Haus zur Tages:Drbnung über. 

Zu 3. 
wurbe zugegegeben, daß eine Zurüdnahme ber Strafverfügung Infonvenien- 
zen berbeiführen werde, indeſſen darauf hingemieien, daß bei vorandger 
geſetzter Ungejeglichfeit derjelben die Indemnifirung bes Petententen ſich als 
nothwendig herausftelle. 
Bu 4. 
wurbe auf das zurüdgewieien, was bei Entwidelung der erften Anficht darüber 
ausgeführt worben jei. 
Bei der Abftimmung wurde 
der Antrag auf einfache Tages⸗Ordnung, 
der Antrag auf Ueberweiſung zur Berüdfichtigung, 
die motivirte Tages-Ordnung ad a. und c. 
verworfen und dagegen die motivirte Tages» Ordnung ad b. zum Beſchluſſe 
erhoben. Es wird daher dem hohen Haufe empfohlen: 
in Erwägung, daß durch die dem Dr. Heidtmann ausgefprochene 
Mipbilligung eine Beihränfung in der Ausübung feiner ftaatd- 
bürgerlichen Rechte weder ‘erfolgt, noch beabfichtigt ift, 
zur Tages-Drdnung überzugehen. 


D. 


Referent: 
Abgeordneter Schottki. 
m —— Ti 


E. Simon Thaddeus Piajedi ift, nachdem er früher die ihm probe— 
weile übertragene Verwaltung der Kreistranslator-Stelle bei dem Landrathe- 
Amte zu Wreſchen zur Zufriedenheit geführt bat, durch den Erlaß der Regierung 
zu Polen vom 17. April 1850 bei dem gedachten Landratha-Amte und feit 
1852 bei dem zu Pofen, definitiv, jedoch unter Vorbehalt einer unbedingten 
dreimonatlichen Kündigung, zum Kreistranslator ernannt worden; in lept er» 
wähnter Stellung befindet er ſich noch. 

Im Herbfte v. 3. beantragte derjelbe die Aufnahme jeiner Ehefrau in 
die Allgemeine Wittwen + Verpflegungs » Anftalt, bei welder er diefelbe mit 
einer Penfion von 100 Rthlrn. einkaufen wollte; er ift jedoch unterm 
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19. September mit jeinem Geſuche, umter Hinweifung auf die Befanntmahung 
der Wittwen » Verpflegungs » Anftalt vom 29. Januar 1859, zurückgewieſen 
worden, weil jein Gehalt nicht penfionspflidtig, daher ter Einfauf jeiner Ehe: 
frau ftatutenmäßig unzuläſſiig jei. 

Piajedi hat fih aus Veranlafjung diejer Umftände unterm 12, Februar 
d, 3. mit der Bitte an das Haus ber Abgeordneten gewenbet: 

„im Wege ber Gejepgebung dabin zu wirken, daß den Kreistrans» 
lateurd der Aniprud auf Penfion und das Recht, ihre Frauen in 
die Allgemeine Wittmen-Verpflegungs-Anftalt aufnehmen zu laffen, 
beigelegt werde.“ 

Petent motivirt Died Verlangen durch den Hinweis auf die Wichtigkeit 
des Amtes der Kreistrandlateure und die bis zu 450 Rihlrn. erhöhten Ge- 
bälter berfelben und dadurch, das die Dollmeticher bei den Gerichts⸗-Behörden 
und Regierungen resp. ald Kreisgerichte- und Regierungs-Eefretaire definiliv 
und firirt angeftellt jeien und fih mithin die der Landraths-Aemter in einer 
für fie und ihre etwaigen Wittwen jebr nachtheiligen Ausnahmsftelung be 
faͤnden. 

Die Kommiſſion hat bei Prüfung dieſes Geſuches zuförderſt annehmen 
zu müſſen geglaubt, daß Petent den Antrag, den Kreistranslatoren einen Ans 
ſpruch auf Penfion zu verleihen, nicht als einen fjelbitftändigen, fondern nur 
zu dem Zwede und als Mittel zur Herbeiführung ber Möglichkeit des Ein« 
faufes ihrer Ehefrauen in die Allgemeine Wittwen-Berpflegungs-Anftalt, geftellt 
bat und daß das, jedenfalls nur aus einer Unfenntniß der Verhaältniſſe ber» 
vorgegangene Verlangen dieſe beantragten Beränderungen im Wege der Ge» 
ſetzgebung herbeizuführen — ben Eintrit in die Berathung in ber Kommij- 
fion nicht verhindern könne; daß endlich die Allgemeinheit des Antrages, der 
nicht die Perjen des Petenten allein, jontern alle Translatoren der Landrathe- 
Aemter in’s Auge falle, jedenfalls dic Kompetenz des hoben Hauſes in biefer 
Sade begründe, wenn ſchon der, der Berathung der Anträge beimohnende 
Bertreter der Königlihen Staats» Regierung erflärte, daß Piajedi fi zur 
Zeit noch nicht an das Königlihe Minifterium bed Junern mit feinen An- 
trägen gewendet hätte, 

Was nun die Sadye jelbft betrifft, jo ift nah dem Penfions.Reglement 
„en 30. April 1825 und der Kabinets-DOrdre vom 6. Juli 1888 die Pen- 
fionsfähigleit eines Staatsbeamten, jowohl eines unmittelbaren ala mittels 
baren, mit Ausnahme einiger bier nicht intereifirender Fälle, durch die defini- 
tive, etatsmäßige und lebenslänzlihe Anftelung des Beamten bedingt; eine 
aus ber Penfionsfähigkeit deffelben ven jelbft folgende Verpflichtung und Be- 
rehtigung des Stantsbeamten ift dann die Betheiligung feiner Ebefran bei 
der Allgemeinen Bittwen-Berpflegungs-Anftalt. 

Der Herr Negierungs- Kommiffar erflärte nun, daß die Herbeiführung 
jener nothwendigen Vorbedingung, die definitive lebenslängliche Anftellung der 
Kreistranslatoren in ber Provinz Poſen nit thunlich ſei, weil einmal ihr 
Gehalt in der Negel nur 120 Riblr. betrage, die Translatoren nur bei jenen 
Yandratbö-Aemtern nothwendig jeien, bei welchen ber vorftehende Landrath, und der 
Kreis-Sefretair nicht jelbft der polniihen Sprache mächtig wären; weil mit Dem 
Wechſel diefer Perſenen fih alfo auch die Bedürfnißfrage ändern müffe, wo» 
durch ſich die Anftellung jener Dollmetiher auf Kündigung empfehle und weil 
endlich bei der theilweis nur ſehr wenig erheblichen Arbeitskraft, welde bie 
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Beihäftigung des Translators erfordere, deren Geſchäft lediglich von’ Perfonen 
bewirkt würbe, welche als Schreiber im Privatdienfte der Yandrächetftänden. 
So wünſcheuswerth es nun aud der Kommilfion imfAllgemeinen er, 
ſchien, daß Beamte, welde berufen jeien, oft jo wichtigef ftaatlihe Intereſſen, 
als es die Vermittelung des Verftändniffes der Staats« Angehörigen mit den 
Organen der Regierung Sei, zu vertreten, definitiv angeftellt würden, fo hat fie 
doc gemeint, der Firirung und lebenslänglichen Anftellung von Kreis-Transla- 
toren, aus!den von dem Kommifjarius der Königlichen Staats« Regierung an: 
gegebenen Gründen, au für die Fälle im Allgemeinen nicht bas Wort reden 
zu dürfen, wo ber betreffende Dollmetider, wie im vorliegenden Falle, nicht 
ein bloßer Privatbermter des Landraths ift. Sie ſchlägt daher dem hohen 
Haufe vor, 
über die Petirion des Piajedi zur Tages-Ordnung überzujeben, 
da die jelbftftändige und von der definitiven Anftellung ber Staatsbeamten 
unabhäugige Befuguiß berfelben, ibre Ehefrauen bei der allgemeinen Witwen» 
Verpflegungs-Anftalt zu betheiligen, jeder Garantie für die legtere für bie fort- 
dauernde Zahlung der Wittwen-Penfionen entbehren würbe, daber deren jelbft- 
ftändige Einräumung durchaus unzuläffig eriheinen müßte. 


HE. Der Kreisgerihts-Sefretair und Kanzleiratb a. D. Pohl zu Po— 
en führt in feiner Petition an das Haus der Abgeorbueten vom 21. Februar 
1860 an, er habe jeit dem 11. Zuli 1813, alio 45 Jahre und 9 Monate, 
theild im Militaire, theild im Eivil-Dienfte, namentlih aud als Mitkämpfer 
in dem #reiheitöfriege von 1813 und 1814 gedient, zulept als Kreisgerichis- 
Sekretair in Rogajen mit einem Gehalte von 550 Rthlrn.; durch die Ordre 
vom 12. Januar 1859 jei ibm bie erbetene Dienftentlaffung unter Ernennung 
zum Kanzleirathe ertheilt und bie Berjegung in den Ruheſtand durch den 
Herrn Juftiz» Minifter, ald vom 1. Mai 1859 ab beginnend, ausgeſprochen 
worden. 

Dur den, durch das Geſetz vom 23, Mai 1859 publizierten Staats 
baushalts-Etat für 1859 ift die vom Petenten bis zum 1, Mai v. 3, ver- 
waltete Kreisgerichts-Sefretairftelle von 550 auf 600 Rthlr. erhöht worden, 
da Pohl zur Zeit der Publikation defjelben aber nicht mehr amtlich fungirte, ift 
ihm ber Gehalt für die Monate Januar bis einjchließlich April 1859 nur nad 
Maßgabe jeines bis dahin bezogenen Dienfteinfommens von 550 Rtbirn. ge 
zahlt, auch ift ihm die bewilligte Penfion nur nad diefer Summe und nad 
feiner Dienftzeit, mit *%, dieſer Summe bemeilen worden. Durch beibes 
findet fi Petent für verlegt, weil, wie er behauptet, jämmtlichen davon be 
troffenen Beamten, das erft durh ben am 23. Mai v. J. publizirten Gtat 
erhöhte Gehalt, vom 1. Januar 1859 ab nachgezahlt worden, die Sachlage 
alje jo angejehen worden ift, als wäre dieſe Gebalts-Erhöhung fhen am 
1. Sanuar 1859 bewilligt geweien, woraus Petent au für fih das Recht 
berleitet, die auf die vier erften Monate bes Jahres 1859, die von ihm noch 
im Dienfte zugebracht wurden find, fallende Gehalts-Erhöhung von 16 Rthlrn, 
20 Sgr. als aud die emtiprehende Erböbung jeiner Penfion verlangen zu 
fönnen. 

Der Petent hat fi zur Erlangung feines vermeintlihen Rechtes an das 
Königliche Juſtiz- und fpäter aud an das Königlihe Staats-Minifterium, 
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weldes Letztere aber das Geſuch an das Erftere zur Beiheidung abgab, ge- 
wendet; es ift berjelbe aber in beiden Fällen dur die Zuftiz-Minifterial-Bes 
ſcheide vom 25. Zuli und 3. Oftober 1859 aus dem Grunde abihläglih be 
ihieden worden, „weil er bereits in den Ruheſtand verfept geweien, bevor die 
Bewilligung von Zulagen an bie Beamten in Folge des fpäter publizirten 
Staatshaushalis ⸗Etats für das Fahr 1859 zuläjfig wurde.‘ 

Petent wendet fih nun an das Haus ber Abgeordneten und bittet, 
„baffelbe wolle hierüber — d. i. über feinen Anſpruch auf Nad« 
zahlung der Gehalts-Erhöhung für die Monate Januar bis eins 
ſchließlich April 1859 und die Erhöhung jeiner Penfion — ent 
ſcheiden.“ 

Die Kommiſſion hat nicht geglaubt, aus dem unpaſſenden Ausdrucke in 
dem Petitum, „das Haus der Abgeordneten möge über die Anträge entſchei— 
den“ — einen Grund hernehmen zu dürfen, die Berathung der Petition von 
vorn herein ablehnen zu müſſen, da der Bittſteller jedenfalls nur die Herbei— 
führung einer Prüfung und demnächſtige Ueberweilung an das Staats-Mini+ 
fterium zur‘, Berüdfichtigung feiner Wünſche im Sinne gehabt bat. 

Der Vertreter bes Königlichen Juftiz-Minifteriums, welcher der Berathung 
der Petition in der Kommilfion beigewohnt bat, bielt daran feft, daß dem 
Kanzleirath Pohl fein Anſpruch auf die Gehalts-Erböbung für die Monate 
Januar bis inel, April v. 3. und ebenje fein Anſpruch auf eine entſprechende 
Erhöhung jeiner Penſion zuftehe und zwar aus dem jhon in dem Minifte- 
rial»Erlafje angegebenen Grunde, meil Petent in dem Zeitpunft, in melden 
der Staatahaushalts-Etat für 1859 zum Geſetz erhoben worden, im Mai 
v. J. ſchon penfionirt und aus bem Staatsdienſte effektiv ausgeſchieden gewe— 
fen, er ſogar ſchon im Herbſte 1858, alſo zu einer Zeit ſeine Penſionirung 
beantragt babe, in welder der Etat für 1859 ber Landes-Vertretung noch 
gar nicht einmal zur Berathung und Beihlußnahme vorgelegt geweien jei. 

Ein bebeutender Theil der Kommilfions- Mitglieder trat dieſer Anficht 
entgegen und beantragte: 

bem boben Haufe die Heberweilung der Petition an das Staats- 

Minifterium zur Berüffihtigung zu überweiſen; 
es motivirt diefer Theil feinen Antrag dadurch, daß ed nur als eine Anomalie 
erjheinen müfle, wenn der Staatehaushalts » Etat für ein Kalenderjahr, 
erft beim. Beginne befjelben der Landes» Vertretung zur Beſchlußanhme 
vorgelegt und bemzufolge in einer mod. jpäteren Periode des Jahres 
erft Gejepesfraft erhalten und zur praftiihen Ausführung fommen könne; daf 
man aber, um biefe Abweihung von dem orbnungsmäßigen Geihäftsgange 
jo viel möglich wieder zu bejeitigen, annehmen müſſe, er fei in feiner fchließ- 
(ih genehmigten Art ſchon am 1. Januar dei betreffenden Gtatsjahres vor» 
handen geweien und in's Leben getreten, daß daher, dieien Grundſatz auf vor 
liegenden Fall angewendet, Petent Pohl, da er die erften 4 Monate bes 
Jahres 1859 noch thatjählic in jeinem Amte fungirte, auch berechtigt er- 
ideine, bie burdy den Etat vom 23. Mai 1859 für die betreffende Sefretair- 
ftelle erfolgte Gehalts- Erhöhung und beziehungsweile erhöhten Penfions- An- 
ſprũche nachträglich zu beanſpruchen. Hiernach empfehle ſich die Ueberweiſung 
der Petition an die Königliche Staats-Regierung, und zwar darum noch mehr, 
als dieſe Rechtsfrage, wie der Herr Regierungs-Ronmilfarius zugab, im Al. 
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gemeinen nodh feine definitive Enticheidung und Regelung im Staats-Minifterium 
gefunden bat. 

Die Majorität trat dieſer Ausführung jedoch nicht bei, verlangte vielmehr 
ben Uebergang zur Zaget» Ordnung, theild aus ben von dem Regierungs- 
Kommifjar geltend gemachten Gründen, thells und vorzugsweije aber deshalb, 
weil alle Gehalts» Pofitionen und Gehalts⸗-Erhöhungen der Etats fih nur auf 
die betreffenden Amtsfategorien bezögen, nicht aber auf bie Verwalter ber 
Beamtenftellen, welche letztere niemals ein jus quaesitum auf die etatirte 
Gehaltshöhe des von ihnen verjehenen Amtes früher erreichten, bis ihnen die 
resp. Erhöhungen ausdrüdlid; verliehen worden feien. 

Bei der Abftimmung blieb die leptere Anfidht mit 13 Stimmen gegen 12, 
welche die der Minorität vertreten, in der Mebrbeit, weshalb die Kommilfion 
dem boben Haufe empfiehlt: " 

über die Petition des Kanzleiratb Pohl in beiden ihren heilen 
zur Tages-Drdnung überzugeben. 


E. 


Referent: 
Abgeordneter v. Sauden (Labiau). 
— — —— — 


Der Kaufmannn Mecklenburg aus Berlin behauptet in einer an bas 
Abgeordnetenhaus gerichteten Petition, daß die Königlihe Holländiſche Re 
gierung die Abfiht babe, das Großherzogthum Luremburg, da es faum die 
Berwaltungsfoften einbringe, zu vertaufchen oder zu verfaufen. Er meint 
nun, daß Luremburg für feinen andern Staat fe vortheilhaft liege, als für 
Preußen, und beantragt baber: 

das Abgeorbnetenhaus möge die Königliche Staats-Regierung er 
fuhen, Luremburg zu kaufen, und ihr zu biefem Zwecke die nör 
tbigen Gelbmittel zur Dispofition ftellen. 

Die Kommilfion beantragt: 

über diefe, durch nichts begründete Petition bes ıc. Medlenburg 
zur Tages-Orbnung überzugehen. 


Journ. IT. Re. 715. 
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F. 
Referent: 
Abgeordneter Braemer. 
— — 


J. Der Gutsbeſitzer C. Frentzel-Beyme in Coralliſchken, Kreiſes 
Memel, führt darüber Beſchwerde: daß der Kreis-Landrath einen von dem 
genannten Gute nach jeinem + Meile entfernten Vorwerke Carlehof führenden 


und nur als ſolchen benutzten Privatwez, für einen öffentlihen Weg erflärt 


Iourn. II. Nr, 1130. 


und ihn gezwungen habe, mit großem Koften» Aufwande benjelben in guten 
Stand zu ſetzen. 

Petent giebt an, jowohl bei der Königlihen Regierung zu Königsberg, 
wie bei dem Herrn Hanbels-Minifter Abbülfe, leider aber obne Erfolg, nad- 
geſucht zu haben, weil gerade ber Landrath, über den er geflagt, Bericht zu 
erftatten gehabt habe und meint: feine Angelegenheit würbe eine ganz andere 
Beurtbeilung erfahren baben, wenn ein unparteiiſcher Kommiſſar diejelbe 
unterſucht. So bittet er denn, das hohe Haus ber Abgeordneten wolle ben 
Herrn Handels» Minifter veranlaffen, dieſe Angelegenheit unterjuchen zu 
lafien. 

Es liegen ber Petition indes weder die abweiſenden Beſcheide der ges 
nannten Behörben, noch ein anderes Schriftftüd bei, aus welchem ſich bie 
Lage der fraglichen Angelegenheit überjehen ließe, weshalb die Kommiſſion 
ben Antrag ftellt: 

über die Petition des Gutsbefiper Frenhel-Beyme zur Tages- 
Ordnung überzugehen. 


II. In einer Eingabe, d. d. Kappe bei Preußiſch Friedland, den 
11. März 1860, wendet ſich ber frühere Gaſthofsbeſizer Johann Holz» 
nagel an das Haus der Abgeorbneten mit der Bitte: 

„ibm die entzogene Konzeffion zum Betriebe der Schankwirthſchaft 
wieder zu ertheilen.“ 

Sein Grundjtüd befige, laut Privilegium vom Jahre 1742 (ertheilt durch 
ben Erbheren von Grabow und Dobrin), das er in orginale beilegt, bie 
Scanfzerehtigfeit und fei das Gewerbe durd die Befiger auch ſtets aus— 
geübt, bis er im Herbfte 1858 jeinen Gafthof auf ein Jahr verpachtet habe. 
Da babe das Dominium Dobrin ihm die Konzeifion abgeforbert, um eine 
ſolche jeinem Pächter zu ertheilen; als diejer ihm bie Pacht im Juli 1859 
gekündigt und er die Wieberertheilung ber Konzeifion für ſich erbeten, ſei ihm 
diefe ohne Angabe eines Grundes abgeichlagen. 

Eine Beihwerde an das Landratbs-Amt zu Klatow ſei ſohne Erfolg ge- 
blieben, ebenjo bei der Königlihen Regierung zu Marienwerber, welche ihm 
erflärt habe: daß ihm die Konzeſſion nicht ertbeilt werden könne, weil er ſich 
Bergehen babe zu Schulden fommen laffen, ohne ihm dieſe aber zu bezeichnen. 

Hierdurch gefränft, habe er fi von der Orts-Polizeibehörde ein Führungs- 
Atteft ertheilen lafjen, und dies, wie ein Geſuch um Verleihung der Konzeſſion 
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an das Königliche Minifterium des Innern eingereicht, worauf er indeß bis 
jept noch nicht beſchieden fei. 

In der Beſorgniß, daß er aud von biejer höchſten Behörde, ungeachtet 
des vortbeilbaften Führungs-Atteftes, abichlägig beichieden ‘werden möchte, 
wenbet er fi mit der oben ausgeſprochenen Bitte an das Haus der Abge- 
orbneten, 

Da indeß der Inftanzenzug nicht erihöpft, auch die Beicheide der untern 
Behörden nicht einmal beigelegt find, fann die Kommilfion nur den Antrag 
ftellen: : 

über die Petition des Holznagel zur Tages-Orduung überzu- 
geben. 


6. 
Referent: 
Abgeordneter Richter (Arnswalde). 
— — — 


Die Wilhelm Hemp'ſchen Eheleute zu Reierort beſitzen nach ihrer an 
das Haus der Abgeordneten gerichteten Petition vom 8. März 1860 gemein» 
ſchaftlich das dajelbit belegene Kruggut, mit weldhem die Krug. und Schanfs 
gerechtigfeit dinglich verbunden ift. 

Seit dem Beginne des Jahres 1858 bat das Königliche Landraths-Amt zu 
Arnswalde ihnen den polizeilichen Konfens zur ferneren Ausübung jener Ges 
rechtigfeit verweigert und ihnen diejelbe unterjagt. 

Die Hemp’ihen Eheleute halten dieje Konzeſſions-Entziehung nicht für 
gerechtfertigt; ihre desfallfigen Reklamationen find jedoch erfolglos geweſen, 
und jchließlih durch Verfügung des Herrn Minifters des Innern vom 14. Ber 
bruar 1860 zurüdgewiejen worden, 

Deshalb wenden fie fi jept an das Haus der Abgeordneten mit ber 
Bitte: 

dafjelbe wolle die MWiederertbeilung bes polizeilichen Konſenſes zur 
Ausübung der Krug- resp. Schankgerechtigkeit ihres Grundſtücks 
bei der Königlihen Staatö-Regierung vermitteln, 

Die Beranlaffung zu der Konzeffiond-Verweigerung, durch welche dieſe 
Petition hervorgerufen worden, ift aus einer ber legteren abſchriftlich beige— 
fügten Vorſtellung des x. Hemp am den Herrn Miniſter des Innern vom 
28. November 1859, auf welche fid die Petenten dieſerhalb beziehen, zu ent» 
nehmen. Danach lebte der ꝛec. Hemp früher mit feiner Ehefrau in Uufrie- 
den; amı 18. Dezember 1856 fam es zwiſchen den Eheleuten zu Thätlichkei- 
ten, welche eine Unterfuhung wider ihn — den Ehemann — zur Folge hats 
ten, ein äbnlicher Auftritt wiederholte ſich bald nach dieſem erften Vorfall; 
bierbei wurde dem zur Rubeftiftung berbeigeeilten Ortsſchulzen der Amtaftab 
zerbrochen ; auch diejer Vorfall veranlaßte eine Unterſuchung wider den ıc. Hemp, 
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und es wurde berjelbe in Folge defjen zu Strafe (zu welder? ift aus ber 
Petition nicht erfichtlich) verurtbeilt. Nach Verbüßung derjelben erfolgte dann 
die Kongeifions-Entziehung durch den betreffenden Kreis-Landrath. 

Petenten find nun der Anficht, daß Die Konzeiftond-Entziehung aus Dies 
jen Vorgängen um je weniger geredhtfertigt ericheine, als div Erceffe, deren 
fih der Ehemanı Hemp jhuldig gemacht, da fie nur burd einen ehelichen 
Zwift hervorgerufen worden, mit der Ausübung der Krug» und Schankge— 
vehtigfeit gar nicht im Zujammenbange fteben; namentlich habe doch der Ehe— 
frau Hemp, als Mitbefigerin des Kruggutes, auf Grund jener Vorgänge, da 
fie ih in feiner Weile dabei ftrafbar gemacht, die Konzeifion nicht entzogen 
werden dürfen, event. jei der Antrag auf Wiederverleibung derielben minder» 
ftens tur die dringenditen Rückſichten der Billigfeit begründet; denn durch 
die bisherige Entziehung der fraglichen Konzeſſion bätten fie bereits jehr große 
Nachtheile erlitten; der wirkliche Vetricb des Gewerbes in ihrem Kruggute 
babe auf den Wertb des lepteren den erbeblichiten Einfluß; wollten fie daſ—⸗ 
jelbe jegt veräußern, während die fragliche Real-Berechtigung darin von ihnen 
jelbft nicht ausgenbt werden dürfe, jo würden fie ſehr bedeutende Berlufte er» 
leiden, von welchen alsdann aud die Ehefrau, ale Mitbefigerin, unverjchuls 
det mitbetroffen werden würde; gegenwärtig eriftire in Neierort gar feine Krug- 
und Schankwirthſchaft, obgleich das Beſtchen einer jelhen dort ein Dringendes Be— 
türfnif. Hierüber berufen ſich Petenten auf ein abichriftlid beigefügtes Atteft 
des Echulzen- Amtes zu Neierort som 23. Juli 1859, in welchem dies ala rich— 
tig anerkannt, und außerdem bezeugt ifl, „daß Die Führung des ac Hemp 
ſchon jeit länger als einem Jahre ſehr gut und gan; moraliſch geweſen fei, 
die Mißhelligfeiten unter deu Eheleuten ibre gänzliche Beleitigung in gründ« 
liher Sühne gefunden hätten, und die wirthſchaftlichen und fittlihen Ber« 
bältnifje der Hemp'ſchen Eheleute binfichtlich ihres guten Rufes und der 
Handhabung der Gaftwirthichaft feinen Wunſch übrig ließen, jo daß die lep- 
tere ohne Bedenken in ihre Hände zurüdgegeben, und ihnen die Konzeſſion 
mit Sicherbeit wieder ertbeilt werben könne.“ Schließlich meift der ꝛc. Hemp 
in Beziehung auf jeine Zuverläjfigfeit und jonftige Dualifikation urkundlich 
nah, dab er im Jahre 1850 zum Unteroffizier befördert worden, und im 
Sabre 1857 die Landwehr-Dienftauszeihnung erhalten bat. 

Der Inftanzenzug ift erſchöpft; bei Beurtheilnng der Sache Tonımt in 
Betracht, daß es fich hier nicht um eine eigentliche Konzeſſions-Entziehung, 
ſondern — da die Konzeifionen zur Gaft- und Schankwirthſchaft ftets nur für 
ein Kalenderjahr ertheilt werden, die Konzeifion der Petenten aber mit dem 
Sabre 1857 abgelaufen war — um die Verweigerung einer Konzeifions-Er- 
neuerung handelt. Es werden daher bier materiell diejelben Grundſätze zur 
Anwendung kommen müfjen, welde für die Eribeilung neuer Konzeſſionen zu 
dem gebadhten Gewerbe mahgebend find. Diefe find in der Kabinets » Drbre 
vom 7. Februar 1835, resp. vom 21. Juni 1844 enthalten, auf welde die 
88. TI. und 55. der Allgemeinen Gewerbe- Ordnung vom 17. Januar 1845 
binweijen. 

In der Kabinets-Drdre vom 7. Februar 1835 ift nun unter Nr. 3. a, 
beftimmt; 

Die Erlaubnig zum Beginn der zu 1. gebadten Gewerbe 
(Gaft- und Schankwirthſchaft) jol in allen Fällen unterfagt wer- 
den, wenn die Perfönlichfeit, die Führung und die Bermögens- 
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Berbältniffe des Nachſnchenden nah tem Urtbeil der Ortäpolizeie 
Behörde nicht die genügende Bürgſchaft eines ordnungtmäßigen 
Gewerbebetriebet gewähren. 

Hiernah vermochte die Kemmiſſion zunächſt der Anficht der Petenten nicht 
keizutreten, daß bleß Felde Handlungen eder Unterlaffungen zur Begründung 
einer Konzelfions » Verweigerung für geeignet erachtet werden fännen, melde 
den Gewerbebetrieb unmittelbar betreffen; eben jo hielt fie die Ausführung 
der Petenten für ungerechtfertigt, dab wegen eines Werihuldens bloß Seitens 
des Ehemanues, wenn fich Die Ehefrau wicht jelbft daran betbeiligt babe, nicht 
and der lepteren die Fortſetzung der Konzeſſien verfagt werden dürfe, da ein 
ungebührliches Verhalten des Ghemanns allein ſehr wohl geeignet jein fann, 
jede Bürgſchaft eines ordnungsmäßigen Gewerbebetriebe auch in Betreff der 
Ehefrau aufzubeben. 

68 wurde daber auf die übrigen Anführungen der Petenten eingegangen, 

Hierbei bemerfte ter anweſende Neyierungs-KRommiffar, daß der ꝛc. Hemp 
im Sabre 1857 wegen Widerfeplichfeit gegen einen Bermten (den Orteldhuls 
zen zu Neierort) redhtsfräftig zu drei Weden Gefängnif verurtbeilt worben, 
gerade ein derartined Vergehen aber denſelben ala einen Menichen charafteris 
fire, deſſen Periönlichfeit genügende Bürgſchaft eines cordnungsmäßigen Betrie— 
bes des bier in Rede ftebenden Gewerbes nicht gewähre; deshalb jei ben 
Hemp’ihen Eheleuten der Gewerbebetrieb jeit 1858 nicht weiter geftattet; fie 
bätten feitdem die fragliche Neal» Berechtigung verpachtet, und erft neuerlich 
um die Wiederertbeilung der Nenzeifien für ibre Perſon nachgeſucht, woraus 
zu entnehmen, daß ihnen eigentlich wenig daran gelegen fei. 

Ein Mitglied der Kommiſſion teilte im Weſentlichen tiefe Anſicht, und 
ftellte hierbei den Antrag, dem heben Haufe den Uebergang zur Tages-DOrd» 
nung zu empfehlen. 

Andrerjeitd wurde biergegen anerkannt, Daß den Petenten die erheb- 
lichften Rückſichten der Biligfeit zur Eeite ftänden, und in dieſer Hinſicht 
bervorgeboben: 

der Exceß, welder Die gedachte Beſtrafung des x. Hemp zur 
Rolge gebabt, fei durch den chelichen Unfrieden herbeigeführt, wel⸗ 
cher von einem Dritten — „einem Störenfrieb‘, mie es in der 
Petition beit — veruriacht werden. Schen dieſer Umftand bes 
gründe eine milde Beurtbeilung — wie eine ſolche auch bei der 
richterlichen Entſcheidung dadurch für zutreffend erachtet jei, daß 
nur auf eine dreiwöchentliche Gefängnißſtrafe erfannt worden ; ebenfo 
ſpreche dafür der Umjtand, daß dem ꝛc. Hemp etwa nach Sabe 
resfriſt jeit jenem Greed — unterm 1. Dftober 1857 — die Band« 
mehr» Dienftauszeihnung ertbeilt werden; der Vorfall, welcher der 
Veftrafung des ıc. Hemp zum Grunde gelegen, babe ſich bereits 
vor länger al® drei Iabren zugetragen; das Zerwürfniß zwiſchen 
den Dempiden Ebeleuten ſei nach Entfernung bes Ariebenftörers 
längft ausgeglihen. und Das Zeugniß des Wehlverhaltens und 
der Zuverläffigfeit des ac. Hemp, welches dem lepteren in Dem oben 
erwaͤhnten Atteite des Schulgen-Amtes vom 23. Juli 1859 ertbeilt ift, 
verdiene um je mebr Berückſichtigung, als der Ausfteller deffelben 
die nämliche Perjon jei, in Nüdficht auf welde der ıc. Hemp 
feüber beftraft worden; Die dem lepteren richterlih auferlegte 
B* 
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Strafe babe berjelbe verbüßt, und es eriheine unter den vorlie- 
genden Umftänden gewiß jehr hart, wenn er durch Verſagung der 
fraglichen Konzeifion noch fortwährend polizeilich benachtheiligt 
werben jollte; wenn endlich Petenten längere Zeit hindurch ſich 
bei der KonzelfionssBerfagung beruhigt hätten, und erft ueuerlich 
mit der Bitte um Wiederverleihung hervorgetreten jeien, jo könne 
dies bei den mit Sicherheit anzunehmenden Nachtheilen, weldye 
die Berfagung der Konzelfion für fie mit fi geführt, nur ein 
günftiges Licht auf den ꝛxc. Hemp werfen, indem berjelbe erjt 
eine längere Zeit hindurch durch jein Wohlverhalten den nachthei— 
ligen Eindrudf zu vertilgen beftrebt geweien, welchen jeine frübere 
Beitrafung bervorgerufen habe. Die Worte der Petition, „es 
werde doch endlich Berföhnung zu finden fein’, feien in dieſer Be- 
ziehung von Bedeutung. 

Nahdem jchlieplih der vorgedachte Antrag, den Uebergang zur Tagee- 
Ordnung zu empfehlen, zurüdgezogen worden war, beichloß die Kommilfion 
einftimmig, bei dem hohen Haufe zu beantragen: 

die vorliegende Petition der Königlichen Staats-NRegierung zur Be: 
rüdfihtigung zu überweilen. 


Referent: 
Abgeorbneter Reid. 
— — — 


In Woldenberg ift jeit etwa 5 Jahren zum Beſten der dortigen Armen— 
kaſſe eine Steuer für öffentlihe Tanzluſtbarkeiten und Konzerte eingeführt, 
welche von den betreffenden Unternehmern, den Gaftwirtben, eingezogen wird, 

Der Reftaurateur Lang dajelbft bat in Folge deſſen, wie er angiebt, 
für jede von ihm veranftaltete öffentlihe Tanzluftbarkeit, wenn folde bis 
10 Uhr Abends dauert, 10 Sgr. und, wenn fie länger währt, für jede wei— 
tere Stunde noch 5 Sgr. Steuer zu zablen. 

Er findet fi bierdurd ben übrigen Gewerbetreibenden gegenüber um jo 


mehr überbürbet, ala fi in jeinem Lokale nur Soldaten, Geſellen und Per- 


fonen des dienenden Standes durd Tanz beluftigten und ſucht, da er die 
qu. Abgabe überhaupt für ungejeplich halte, gleichwohl aber die Königliche 
Regierung zu Rrauffurt, das Ober-Präfidium der Provinz Brandenburg und 
das Minifterium des Innern jeine bierüber geführten Beſchwerden zurüd- 
gewiejen haben, 
„bei einem hoben Haufe der Abgeordneten gegen bieje Steuerbe: 
laftung vermittelnde Remedur nad.‘ 
Als ein Steuer-Zufchlag ex $. 53. Wr. I. 3, b. der Städte» Ordnung 
für die jechs öftlihen Provinzen der Preußiihen Monardie vom 30. Mai 
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1853 läßt fih Die qu. Abgabe, mie der biesfäligen Behauptung bed Pe- 
tenten beizupflidhten, allerdings nicht rechtfertigen, da fie nit ſämmtliche 
Mitglieder der Kommune belaftet. Auch würde fie ebenjo wenig nah $. 3. 
der Allgemeinen Gewerbe-DOrbnung vom 3. Januar 1845 als eine neben der 
durch Geſetz vom 30. Mai 1820 eingeführten Gewerbefteuer noch zu zahlende 
gewerbliche Abgabe zulälfig fein. Wohl aber findet fie ihre geſetzliche Begrün- 
dung in dem nad) $. 53, Nr. II. der cit. Städte-Drbnung noch immer in Kraft 
beftehenden $. 27. Zit. 19. Ih. II. Allgemeines Land» Recht, der den Kom- 
munen bei der Unzulänglichkeit der Beiträge zur Armenpfleze geftattet, unter 
Genehmigung des Staats „den Lurus, die Oftentation und die öffentlichen 
Beluftigungen ihrer wohlhabenden Einwohner mit gemäßigten Taren zu be 
legen.” Denn danach ftellt fi die vorliegende Abgabe als eine befondere 
Gemeindefteuer und jwar als eine Luxusſteuer dar, die, analog anderen in» 
direften Steuern von dem Petenten eingeforbert und durch dieſen vermittelft 
eines Entree» Geldes oder durd höhere Preije der verabreihten Speilen und 
Getränfe von den Theilnehmern der Luftbarkeit wieder eingezogen wird, 
Petent würde fomit die qu. Steuer nur dann mit Recht angreifen können, 
wenn er nachwieſe, daß auch chne biejelbe eine Unzulänglichkeit des Armen» 
fonds nicht vorhanden. Hierfür ift er indeh den Beweis jhuldig geblieben. 
Die Kommilfion muß deshalb, indem fie gleichzeitig erwog, daß bei ber 
allgemeinen Faſſung des $. 27. Tit. 19. Th. II. Allgemeines Land » Recht 
und bei der ratio diefer Geſetzesvorſchrift zu den dort bezeichneten öffentlichen 
Beluftigungen überbanpt alle von den Unternehmern nur in ihrem eigenen 
pefuniären Intereſſe veranftalteten, aljo mit größeren oder geringeren Gelb» 
ausgaben für die Theilnehmer verbundenen öffentlihen Zanzluftbarfeiten zu 
rechnen, dem hoben Haufe empfehlen: 
über die Petition des Reftaurateurd Lang zur Zages- Ordnung 
überzugeben. 


J. 


Referent: 
Abgeortneter Pilaski. 
—— 
I. Der Rittergutöbefiger Elsner von Gronom auf Kalinomwig trägt 
in jeiner Petition vom 6. März 1860, überreiht vom Abgeordneten Grafen 
Pücdler, dahin an, 
das bobe Haus der Abgeordneten wolle hochgeneigteſt Beranlafjung 
nehmen, der Königlichen Regierung eine gerechtere Vertheilung ber 
Pfarr und Schul-Beitrige anzuempfeblen, 

und führt zur Unterftügung Folgendes an: 

In dem Groß» <trehliger Kreife haben im Jahre 1859 28 Dominien 
75,078 Rthlr. und 103 Landgemeinden oder aber 4,122 kleinere Poſſeſſionen 


Journ. II. Rr. 1012. 


*%ourn. II. Rr. 1063. 
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nur 32,322 Rthlr., mithin jedes Dominium 2,681 Rihlr. 10 Sgr. und jede 
Poſſeſſion nur 7 Rtihlr. 25 Sgr. 3 Pf. zu Pfarr und Schulzwecken aufge, 
bracht und es falle danach in die Augen, wie unverhältnifmäßig die Domi- 
nien bei jener Laſt herangezogen würden, obwohl die Dominial-Befiger Die 
Elementarſchulen für ihre Kinder nicht benugen und endlich das Verhältniß 
ber Dienftleute zu den Gemeinde-Mitgliedern nur eim jehr geringes fe. So 
lange dic Untertbänigfeit beftand, die Dorf Einfajien den Dominien dienft- 
pflihtig waren, die Dominien die Gerichtsbarkeit übten, ibnen das Sagdredt, 
Bergregal und andere Gerechtjame auf bänerlihem Terrain zuftanden, babe 
dieje unverhältnißmäßige Laft einen Sinn gebabt, jegt aber ſtehe fie in kei— 
nem PBerhältniffe mit dem den Dominien allein verbliebenen Wahlrechte. 
Hierauf beihränft fih der Anhalt der Petition, jo daß es am jeglichem 
Material fehlt, um näher auf die gerügten Ueberbürdungen einzugehen; dem» 
nächſt ift aber aus derjelben aud gar nicht erlichtlich, daß und welde Schritte 
bieferhalb bei der Stants-Regierung getban und noch weniger ift von den Per 
tenten ein ablehnender Beſcheid beigeleat, fo daß fih die Kommiſſion nicht in 
der Lage befindet, cine einigermaßen Mare Anjhauung von der Sachlage zu 
gewinnen, ba aus der bloßen Angabe ber Anzahl der Dominien und der übrigen 
Pofleffionen und der von ihnen geforderten Beitragspflidtigfeit in Höhe ber 
angegebenen Summen die Ueberzeugung nicht gewährt wird, daß die Bertheir 
lung der Laſten und Leitungen nach dem einen cder andern Mafftabe ala 
ungerechtfertigt oder gar als ungerecht zu erachten wäre. 
Aus dieſen Gründen trägt die Kommilfion dahin an: 
über die Petition des Gutsbefigere Elsner von Gronow zur 
Tages-Ordnung überzugeben. 


HE. Der Magiftrat in Namslau reichte unterm 18. Februar 1860 bei 
dem Haufe der Abgeorbneten eine Petition nachſtehenden Inhalts ein: 

Im Sabre 1800 habe der Königlihe Steuer-Risfus dicht an dem hie 
figen Polnischen Thore ein Acciſehaus nah der Schüpengaffe zu sub A, der 
beigefügten Handzeihnung erbauen laſſen, ohne die Vorſchriften des Allge: 
meinen Landrechts Th. 1. Tit. 5. $. 73, zu berüdjichtigen und ohne den da— 
maligen jehr lebhaften Grenzverfehr mit Polen in nähere Grwägung zu zie— 
ben, der nicht bloß Perfonen und Frachten betraf, jondern aud an den Vieh- 
märften zwiſchen 10: und 12,000 rujfiiher Ochſen nah Namelau führte. 
Diejes Haus verkaufte Fiskus unterm 29, Januar 1822 laut beigefügtem 
Kontrafte an den Türger Eittenfeld für den Preis von 262 Rthlrn. Un— 
term 29, April 1856 befahl die Königlibe Regierung zu Breslau dem Mar 
giftrate in Namslau, Die Kommune mit Nüdfiht auf den eben angezogenen 
Paragraph des Landrechts zu veranlaffen, das qu. Haus anzufaufen, ed ab» 
zubrechen und daß es geſchehe, binnen 3 Monaten anzuzeigen. Hiergegen re» 
monftrirte der Magiftrat unterm 5. Juni 1856, worauf die Königliche Re— 
gierung unterm 14. Juni und 5 September reicribirte, daß der Fiskus cine 
Verpflichtung zur Tragung der Wegſchaffungs-Koſten nicht anerfennen könne, 
da zu ber Zeit, als das Haus vom Fisfus gebaut und demnächſt verkauft 
worden, die jept durd Namslau führende Ghanffee noch nicht eriftirte und 

damaligen Verkehrs-Verhältniſſe den Abbruch des Haufes nicht erferders 
ten, es baber bei der erlafjenen Verfügung jein Bewenden behalte, Hier 
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gegen berichtete der Magiftrat unterm 3. September und 7. Dftober 1856, 
daß die Verkehrs VBerbältnifie mit Polen damals viel bedeutender geweſen 
und der Verkehr überhaupt jo abgenommen babe, daß die Aktionäre der an- 
gelegten Ghauffee gegenwärtig micht einmal die Zinjen von ihrem Anlage- 
Kapitale erbielten, überdem aber auch das Häuschen nicht auf der Krafauer- 
Gafje im Zuge der Chauſſee, jendern, wie aus der beigefügten Handzeihnung 
bervorgebe, auf der Schützen-Gaſſe liege, wo der Verkehr ein jehr geringer 
jei. In dem hierauf ergangenen Reſkripte der Königlichen Regierung vom 
20. März 1857 verblieb diejelbe zwar bei ihrer Anſicht, fügte jedoch br, baß, 
jobald der Uebeljtand bejeitigt jein würde, fie gern ibre Bermittelung ein» 
treten lafien werde, um der Stadt eine Beihilfe zu den dafür verauslagten 
Koften zu erwirfen, theilte temnäcit aber unterm 2, Juli 1857 dem Magis 
ftrate mit, day das Minijterium für Handel und Gewerbe jede Beihülfe ab« 
gelebnt habe. Die Königliche Regierung ertrabirte demnächſt den Allerböchſten 
Erlaß vom 20. Februar 1858, wonach diejes Hinshen im Wege der Erpro- 
priation erworben werden joll, in Folge deijen der Magiftrat dafjelbe, für den 
Preis von 350 Ntblrn, Behufs Abbruches acquirirte. Unterm 28, April 1859 
wandte fi der Magijtrat an das Minijterium für Handel und Gewerbe mit 
der Bitte, ihm den Kaufpreis für das in Rede ftehende Häuschen aus ber 
Staatskaſſe zurüdzuerftatten, worauf er unterm 25. Mai 1859 abſchläglich 
beijchieten und ibm ambeim gegeben wurde, jeine Aniprühe im Wege des Pro- 
zeſſes zu verfolgen. 

Der Magiltrat beruhigt jih dabei nicht und ift der Anficht, dag, ba 
Sisfus mit Umgebung der geſetzlichen Vorjchrijten das Haus jelbft erbaut, 
demnächſt dafjelbe und zwar nit zum Abbruch weiter verkauft, der Inſtan— 
zenzug erſchöpft und alle den Vertrag unterftügenden Dofumente beigefügt 
find, das Haus der Abgeordneten ibm das nöthige Recht gewähren müfle, 
womit er die Bitte verbindet: 

daffelbe wolle dahin wirken, daß ber Kommune der Kaufpreis 
von 350 Rthlru. für das im Nede ftehbende Häuschen aus der 
Staatskaſſe zurüderftattet werbe. 

Abgejehen davon, ob Fiekus bei Anlegung jenes Baues die Vorſchriften 
bes Allgemeinen Landrechts Th. I. Tit. 8. 88. 65. und folgende außer Acht 
gelaffen und fi dadurch, wie Petent behauptet, eines vertretbaren Verjehens 
babe zu Schulden kommen lafjen, und ohne auf die Frage näher einzugehen, 
ob die Verkehrs-Verhältniſſe zur Zeit der Anlage größer gewejen und fi 
jept jo verringert haben, daß gegenwärtig jeter Grund zum Abbruch weg- 
gefallen, hält fi die Kommilfion trop des im Berwaltungswege inne gehals 
kenen Inftanzenzuges nicht für berechtigt, dieſe Petition der Berüdfihtigung 
zu empfehlen, da es ſich in dem vorliegenden Falle um Gewährung einer 
Entihädigung für eine der Kommune angeblich zugefügte Bermögensbeihädigung 
handelt, wegen welder, wenn, wie hier geichehen, Fisfus jeine Verpflichtung 
dazu in Abrede ftellt, der vom Minifterio bereits angebeutete Rechtsweg ein- 
geichlagen werden muß, und trigt aus dieſem Grunde die Kommilfion da- 
bin an: j 

über die Petition des Magiftrats in Namslau zur TagessOrd- 
nung überzugeben. 





Sourn. II. Mr. 1032, 


Sourn. II. Nr. 1055. 
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K. 


Referent: 
Abgeordneter Pape. 
Eu — — 


I. Der Webermeiſter Heinrich Becker aus Wahlitz offerirte im Jahre 1853 
dem Königlichen Kriegs-Miniſterium eine neue Erfindung, Taue waſſerdicht 
zu machen. In Folge deſſen wurde die dritte Pionier-Abtheilung zu Magde— 
burg zur Anſtellung von Verſuchen darüber angewieſen. Dem hat ſich die— 
ſelbe auch, unter Zuziehung des Becker, unterzogen. Die angeſtellten Ver— 
ſuche ſcheinen kein ſicheres Ergebniß geliefert zu haben und ſind demnächſt 
aufgegeben worden. Becker hat für Beiwohnung und Auslagen bei den 
Verſuchen 86 Rthlr. 5 Sgr. erhalten Damit ift derſelbe jedoch nicht zu— 
frieden geweſen, und bat ſich deshalb ſowohl an das Königliche Kriegs— 
Minifterium als Se. Majeftät den König gewendet, ift jedoch, zulegt unterm 
25. Februar 1857, mit feinen Geſuchen um weitere Unterftüpung und Be» 
lohnung abgewielen worben. 

Demnädft ift die Schwefter des Beder, die umverebelihte Helene 
Beder, dahier das Königlihe Kriegs: Miniftertum und Se. Königliche Hobeit 
den PrinzeRegenten mit der Bitte angegangen, ihrem Bruder eine Belohnung 
jowohl für feine Bemühungen und Auslagen bei den vorgedadhten Verſuchen, 
als aud für feine angeblihen Berbefjerungen beim Schießen mit Kanonen 
und die bieferhalb im Sabre 1855 angeftellten Verjuche, zu gewähren. Sie 
ift aber gleichfalls wiederholt zurückgewieſen. 

Nunmehr hat fi diefelbe an das hohe Haus mit der Bitte gewendet: 
dahin zu wirken, daß ihrem Bruder, wenn nicht die in Ausficht 
geftellte Belohnung für die zwei dem Staate wichtigen Erfinduns 
gen, doch der Lohn für die Arbeit gewährt werde. 

Die Kommilfton jhlägt dem hoben Haufe, in Erwägung, daß aus ber 
Eingabe der Petentin und ben von ihr eingereichten Scriftftüden das Sach— 
verhältnig nicht Mar zu erjehen und insbefondere nicht daraus zu entnehmen, 
ob Beder einen rechtlich begründeten Anſpruch zu machen bat, die Petentin 
auch gar nicht legitimirt ift, für ihren Bruder aufzutreten und angebliche An» 
ſprüche deffelben geltend zu machen, 

den Uebergang zur Tages-Ordnung 
vor. 


Hu. Im Oftober 1846 wurde gegen den damaligen Poftmeifter Rüger 
zu Paderborn auf Antrag des Königlichen General: Poftamts bie Kriminals 
Unterfuhung eingeleitet. Das erfte Erfenntniß vom 31. März 1849 erging 
dahin, daß der Angeflagte wegen wifjentliher Verlegung jeiner Amts» 
pflichten : 

1) durch abfichtliches Zurückhalten gerichtliher Verfügungen zum Vor: 
tbeil einer Privatperfon 
ordentlich, 
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2) wegen eigennügiger Beförderung des Pofthalters R. zum Amte, 
und 

3) wegeu nicht autorifirter Zahlung aus ber Intelligenz-Kafje zum 
Nachtheile derjelben und zum Vortheil einer Privatperion 

außerordentlid mit der Strafe der Kaflation zu bele— 
gen und zu allen ferneren Yemtern für unfähig zu er— 
flären, 

4) von der Anſchuldigung zum Nachtheile der Kaffe einen Poften in 
Ausgabe gebracht zu haben, welcher nicht bezahlt, und dem Ems» 
pfänger unbefugte Abzüge gemacht zu haben, nur vorläufig 
freizuiprechen, 

Bon einer andern Anſchuldigung wurde derjelbe völig freigeiprodhen, und 
die Anklage: „Anleihen bei feinen Untergebenen gemacht zu haben, zum Die» 
ziplinars»Berfahren verwieſen. 

Auf die vom Königlihen General-Poftamte eingelegte Aggravation und 
auf das von dem Angellagten ergriffene Rechtsmittel der weitern Vertheidi⸗ 
gung änderte das Appellationsgericht zu Paderborn das erfte Erfenntnig da« 
hin ab, daß der Angellagte | 

ad 1. von der Kriminal-Unterfuhung zu entbinden und ber Disziplinars 

Behörde das Disziplinar-VBerfahren gegen benielben wenen Dienite 
vergebens vorzubehalten, 

ad 2. völlig freizuſprechen, 

Dagegen 
ad 3. wegen vorjeglidher Verlegung feiner Amtspflihten zum Vortheil 
einer Privatperjon durch vorihriftswidrige Leiftung einer Zahlung 
aus der von ihm verwalteten Intelligenz. Kaffe, und 

ad 4. wegen unrechtmäßiger Herausnahme von Kaflengeldern aus der 

Intelligenz: Kafle 
erdentlih mit der Strafe der Kaſſation zu belegen und 
zu allen öffentlihen Aemtern für unfähig zu erklären, im 
Uebrigen und namentlid die vorläufige Freiiprehung ad 4., 
weil Inkulpat dem Empfänger der Zahlung unbefugt einen 
Abzug gemadt, gleihwohl den vollen Betrag in Ausgabe 
gebracht, 

beftätigent. 

Auch gegen dieſes Erkenntniß legte Rüger das Nechtämittel der weiteren 
Bertbeidigung ein. Das damalige Appellations-Gericht dahier änderte darauf 
unterm 9. März 1850 das zweite Erkenntniß ad 3. und 4. ab und ftellte 
das erfte Erfenntniß wieder ber. 

Rüger ift demnächſt feines Amtes entjegt. Auf fein gleih darauf an 
gebrachte Begnadigungsgeſuch ift derjelbe ablehnend beſchieden, und auf ein im 
Sabre 1859 Alerhöhften Orte eingereichte Geſuch um Wieberanftellung im 
Voftdienfte ift unberüdfichtigt geblieben und durch den Herrn Minifter für 
Handel und Gewerbe für nicht ftatthaft erflärt. Er hat ſich nun unterm 
7. d. M. an das bobe Haus mit dem Antrage gewendet: 

feine Wiederanftelung im Königlihen Poftdienfte, oder jeine 
Penfionirung nad feinem Dienftverhältnig vom Jahre 1850 bei 
der Königlihen Staats-Regierung zu befürworten, 
und diefem Geſuche ein Neihipt des früheren General-Poftmeifterd v. Nagler 
4 
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von 3, Juni 1831 beigefügt, worin jein Dieniteifer, jeine Umfiht und Ord⸗ 
nung in Verwaltung feines Amtes amerfannt wird, fowie ein Atteft bes 
Sandratb» Amtes zu Paderborn vom 19. März v. J. worin ihm bezeugt 
wird, daß er vor feiner Entlafjung bei Den dortigen Bewohnern allgemeines 
Vertrauen genoffen und überall in Achtung geftanden, daß er aud nachher 
ſich anftändig und ebrenbaft geführt babe. 

Petent führt zur Begründung feines Antrages an, Daß ſeine Verurthei« 
tung zur Amtsentiepung nur wegen eines Punftes — ad 3. — auferor« 
dentlih und zwar nur aus formellen Gründen erfolgte. Pad der Ausführ 
rung des dritten Erfenntnifjes babe er freigeiprechen werden müfjen, der dritte 
Richter ſei aber davon ausgegangen, daß er nur Die in zweiter Inftanz er» 
folgte Verfhärfung ſeiner Beurtbeilung zu unterzieben und fi darüber aus« 
zuſprechen babe, daß er aber nicht freiiprechen fünne, ſoweit das erfte und 
zweite Grfenntniß übereinftimme und beide erften Richter eine Schuld aner- 
fannt hätten. Dieſes babe der dritte Richter als vorliegend vorhanden ange- 
nommen, da der erfte Nichter außerordentlich, der zweite ordentlih auf Kafe, 
fatien erfannt, Dieje Anſicht des dritten Richters bält der Petent nicht für 
richtig, glaubt vielmehr, Daß der dritte Richter, ohne durch die früheren Ers, 
fenntnifie beihränft zu fein, fein Urtbeil mit voller Freiheit nah Lage der 
Sache babe ausirrehen und ihn alfo nad der Ausführung in den Gründen 
babe freiiprehen müffen. Ebenſo würde auch die völlise Freiſprechung bei 
dem 4. Punkte baben erfolgen müffen. Wegen einer bloßen Form jei er 
alio jept beftraft und jeines Amtes entiegt, und jomit redhtfertige ſich daher 
fein Antrag vollkommen. 

Die Kommiſſion bat den Antrag nicht befürworten zu fünnen geglaubt. 
Aus dem, was der Petent für fih auf Grund der Erkenntniß anführt, folgt 
nichts zu jeinen Gunſten. 

Nicht richtig ift es zunächſt, wie diefer annimmt, daß der dritte Richter 
in den Gründen feine Unſchuld anerfannt, und damad ihn babe freiſprechen 
müffen und bei freier Beurtbeilung freigeiprohen baben würde; derielbe bat 
ſich gar nicht auf eine näbere Prüfung der Sache und der Gründe des erften 
Erfenntnifjes eingelaffen, im Gegentheil gradezu erflärt, daß es darauf gar 
nicht anfomme. Es fommen aber aud die Gründe bes dritten Richters gar nicht 
in Betradht, es kommt vielmehr nur darauf an, was gegen den Petenten 
rechtäfräftig erfannt worden. Die Kommiffion glaubt fi nicht einer Prüs 
fung der Gründe unterzieben zu Dürfen, fi vielmehr an die einfadhe That- 
fache balten zu müſſen, daß gegen den Petenten auf Kaffation erfannt und 
berielbe demzufolge feines Amtes entiept worden; und deshalb auch feinen 
Antrag dem boben Haufe nicht empfeblen zu fünnen. Denn ob der Petent 
wieder anzuftellen, das zu erwägen, muß der Königlihen Staats» Regierung 
lediglich anbeimgeftellt werden, da, nad Artifel 17. der Berfafjungs-Urkunde 
die Anftelung von Beamten ein ausichließliches Recht der Krone ift, und 
was den Antrag auf Penfionirung betrifft, fo ift dieſe nah $. 1. Nr. 3. des 
Penfions-Reglements vom 20. April 1825 nicht ftatthaft und fann dem hoben 
Hanie daher au die Befürwortung nicht empfohlen werden. 

Die Kommilfion ftellt deshalb anbeim, 

zur Tages-Drdnung überzugeben. 
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L. 


Referent: 
Abgeordneter Seubert. 


Die Penfion des im Jahre 1854 in Rubeftand verlegten Regierungd» Ioarn, IL Rr. 1127. 


Sefretaird Hagenberg zu Merſeburg ift auf 450 Rihlr. bemeffen. 

Er behauptet nach Mafgabe feiner Dienftjahre einen ‚Betrag von 
500 Rtblrn. beaniprucden: zu können und, bittet in ber. Petition vom ‚12. Näg 
d. J. um Bermittelung des: hohen Hauſes Behufs der Remedur. 

. Da jedoh die in Bezug genommenen Minifterialbeiheide. nicht beigefügt 
find, jo ift eine Prüfung der Angaben der Petition nicht möglih und ber 
Antrag auf 

Uebergang zur Zages-Drdnung gerechtfertigt. 


M. 


Referent: 
Abgeordneter Hepk 
— —ñ—— ——— 


Der Vorwerksbeſitzer Carl Jahnz zu Rogaſen ſtellt vor: 

Sein verlebter Vater habe für die abgebrannte und die neu erbaute 
Kirche zu Rogaſen laut Quittung jedesmal 60 Rthlr. eingezahlt, um für ſich 
und ſeine Nachkommen 2 immerwährende freie Kirchenſtände zu ſichern. Eins 
getretener Verhältniſſe wegen ſei er mit ſeiner Familie im Mai 1854 aus 
ber Pfarrei Rogaſen weggezogen und erſt im Juli 1856 dahin zurückgekehrt. 
Vor dem Abzuge habe er ſich ausdrücklich vorbehalten, daß ihm bei ſeiner 
dereinſtigen Rückkehr die freie Benutzung der innegehabten beiden Kirchenſtände 
gewährt werde. Ungeachtet dieſes Vorbehaltes und obgleich einem gewiſſen 
Viertel ſogar nach 10jähriger Abweſenheit der frühere Kirchenſtand zurückge— 
währt worden, habe das evangeliſche Kirchen-Kollegium zu Rogaſen ſeinem 
gleichen Anſpruche die Anerkennung verweigert. Seine hiergegen erhobene Be— 
ſchwerde ſei indeß ſowohl von der Königlichen Regierung zu Poſen, als auch 
von dem Kultus-Minifterium zurückgewieſen worden, weshalb er beantrage: 

das Haus der Abgeordneten wolle ſeine Sache in Berathung ziehen 
und ihn in ſeinem Rechte ſchützen. 

Abgeſehen davon, daß ſich der erhobene Anſpruch als ein im Rechtswege 
zu verfolgender darſtellt, kann nicht beurtheilt werden, ob und in wie weit 

4* 
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Petent durch die abweijenden Verfügungen beſchwert worden, ba letztere ber 
Petition nicht beiliegen. 
Die Kommiffion empfiehlt daher 
den Uebergang zur Tages- Ordnung. 
Berlin, ben 29. März 1860. 


Die Kommiffion für Petitionen. 
». Saucen (Iulienfelde) [Borfigender]. Earz. Michter (Armswalde). 
Dr. Falk. Techow. Seubert. Seiſter. Pape. Fliegel. 
Wachler. Pilaski. Braemer. v. Saucken (Labiau). Neich. 
Dr. Beitzke. Seyl. v. Nofenberg:Lipinsfy, Dr. Veit. 
Schottki. Sermann, Winter, 


% 173. 


Haus der Abgeordueten. 
Seſſion 1860. 


Dritter Bericht 


Kommiffion für die Agrar» Berhältniffe 
über 


Petitionen. 


A. 


Referent: 
Abgeordneter Dr. Lüdersdorf. 
—f — — 


Acht Aderwirthe aus den Oriſchaften Egeln und Bledendorf, welche vergeb» Journ. IL. Rr, 677. u. 776, 
li bei der Königlihen Regierung zu Magdeburg um Wegnahme der Pappeln 

von den Chaufjeen Magdeburg» Halberftadt und Magdeburg» Eisleben gebeten 

haben und aud von dem betreffenden Minifterium abſchläglich beſchieden wor 

den find, bitten um Befürwortung zum Erlaß eines Geſetzes Behufs Weg- 

nahme ber Pappeln von den Chauſſeen, resp. Erſatz berjelben durch Obft- 

bäume, 

Denielben Antrag ftellen die „bäuerlichen Eigenthümer" Anton Thiele 
und Konjerten zu Karlowko bei Liffa, nachdem fie angeblid) von der König. 
lichen Regierung zu Pofen mit ihrer Beſchwerde abgewieſen und auf ihre Re 
kurs· Geſuche vom 20. Juli und 16. November v. 3. bis jet ohne Beſcheid 
geblieben find. 

Nach der Erklärung des Königlihen Staats Minifterii in der Sipung 
bes Haujed der Abgeorbneten vom 7. März d. 3., die Beſchwerde des Guts- 
befiger# Boigt zu Neu⸗Schrepkow, welche biejelbe Angelegenheit behandelt, 
zur Berüdfihtigung übernehmen und die Inftruftion wegen Bepflanzung ber 
Strafen mit Rüdfiht auf die gemachten verſchiedenen Vorſchläge einer Revi» 
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fion untemperfen zu wollen, ziaubt die Kommiſſion für die vorgenannten bei« 

den Petitionen: 
die Ueberweifung berjelben als Material zur Erwägung bei der 
zugeſicherten Revifion der Snftruftion über die Bepflanzung] der 
Straßen, an das Königliche Staats-Minifterium 

gleihfals beantragen zu müffen. 


Referent: 
Abgeorbneter v. Kries, 
— — — 


Der Grundbeſitzer Michael Schmidt za Zadızewie bei Vandsburg 

wendet fi) an das hohe Haus der Abgeordneten mit der Bitte: 
dahin zw wirfen, daß der anf ſeinem Gruudſtück tuhende Bins 
von 64 Rihlrn. jährlich zur Rentifizirung zugelafien werde. 

Petent jagt, daß er ſich mit feinem Geſuch zuerft an die Königliche Re» 
gierung zu Marienwerder, und, nachdem er won biefer abſchläglich beſchieden, 
an das Koͤnigliche Miniſterium gewandt babe. Die Beſcheide, welde er er 
halten, könne er nicht beifügen, weil er den erften (der Königlichen Regie 
zung) dem Königlichen Minifterium eingereicht, den legtere aber verlegt babe, 
Er führt den ihm von dem Königlichen Minifterium angegebenen Grund ſei— 
ner Abweilung dahin an; 

daß feine Rente fih zum Ablöjungs-Verfahren durch Amortifation 
deshalb nicht eigne, weil ſolche nicht aus einem gutsherrlich bäuer- 
lien Verhältniß, jondern aus einem reinen Kaufgeihäft berrühre. 

Die Richtigkeit diefer Thatſache wird von dem Petenten jelbft ausdrüd» 
lich auerlauut. Gr begründet jein Geſuch dadutch, daß im Amtebezirf Bands- 
burg andern Grundbefigern, welche nach feiner Behauptung ganz in demfelben 
Rehtöverhältnig zu dem Königlichen Domainen-Fiöfus fteben, wie er, die von 
ihm in Anjpruc genommenen Vortheile gewährt morben feien. 

Bur Begründung dieſer Debanptung find von dem Petenten feine Der, 
weile beigebracht, aber jelbft wenn deren Nichtigkeit dargethan wäre, jo kann 
die Verpflichtung des Königlichen Domainen-Fiskus bierzu vielleicht durch 
$. 85, des Geſetzes vom 2. März 1860 begründet gemeien jein. Gin Rechts— 
anfpru für den Petenten (äft fih daraus nicht herleiten, und es Fann aud 
das hohe Haus in biefes Rechtsverhaͤltniß, welches ohnehin nut in den zuläffi« 
gen Inftangen bes Auseinanderiepungs » Verfahrens zur Grörterung gelangen 
fann, nicht eingreifen, 

Die Kommiffion empfiehlt daher dem boben Haufe 

über bie Petition des .. Schmidt zur Tages » Ordnung zu 
gehen. 


Ü 


Referent: 
Abgeordneter Scheber. 
EEE EEE 


21 Grundbefiper zu Grenz bei Gulm baben in einer dem hohen Haufe Journ. II. Nr. 760. 

überreichten Petition den Antrag geftellt: 
ihnen Hülfe und Beiſtand angedeiben zu laſſen, daß ihnen bas 
Sand, mweldes fie im Befis baben, und von bäuerlihen Wirthen 
urbar gemacht und mehrere Jahrhunderte bewirrbithaftet worben, 
belafjen werbe. 

Nach ibrem BVortrage beiteben ihre Grundftüde aus Eigenthums-, Erb» 
pachts- und fogenannten Elofations-%ändereien. Die erften beiden Kategorien 
find ihnen auf Grund des Regulirungs» Geieges zu vollen Eigenthumsrechten 
verlieben werben. Nicht jo die dritte Kategorie, um welche es ſich bier ban« 
beit. Im Gegentbeil find fie mit ibrem Autrage auf Eigentbums-Berleihung 
bezüglich der Elofationg-&indereien durch das Grfenntniß bes Königlichen Re 
viflongsKollegii vom 21. Mai 1858 abgemwieien und es ift Die dagegen einge- 
legte Nichtigkeitsbeſchwerde durch Das Erkenntniß des Königlichen Ober-Tribur 
nald vom 27. Sanuar v. 3. verworfen worden. Die Elofationd s Liindereien,, 
welche nah Angabe der Petenten früber durd den Magiftrat zu Gulm als 
Verwalter des Bürgers Vermögens, zu welchem fie gebören, von 50 zu 50 
Jahren an fie verpadjtet werden, find auf Grund jener Erbſcheidung mit freier 
Konkurrenz anderweitig verpadstet worden und es bat außerdem der Magiftrat 
für die Zeit jeit dem Ablaufe der legten Elofations=Periede bis zur ander 
weitigen Verpachtung eine dem jepigen Pachtzinje entjprediende Entſchädigung 
von ihnen gefordert. 

Hierdurdy fühlen fie fih nun verlegt, indem fle ausführen, daß Tas Urtel 
des Königlichen Ober⸗Tribunals wicht gerechtfertigt ſei, weil die Elolativns⸗Lände⸗ 
reien ſich im Gemenge mit ihren Grundſtücken befinden und mit dieſen zur 
jammen ein Ganzes bilteten. Sie Fekaupten ferner, daß auf. dem, Gejammir 
Komplerus ihrer Grundftüde noch bedeutende Schulden und jonffige Real» 
Verpflichtungen bafteten und das fie, wenn man ibmen die lofations- Linde 
reien entziebe, an den Bettelitab fommen müßten. 

Die Petition ift in jeder Beziehung unbegründe. Nad dem eigenen 
Vortrage der Petenten und dem mit der Petition in Urfchrift überreichten Er 
fenntnifje des Königlichen Ober-Tribunals ift die Eigenthums-Frage bezüglich, 
der Elofntionde Ländereien rechtekräftig zu ibrem Nachtheile eutichieden und da 
es nicht in der Befugniß der Yandes-Neitretung liegt, rechtsktäftig entſchiedene 
Anſprüche zu alteriren, jo kann ihr Gefuh um Belafiung der Efofations- 
Ländereien nicht befürwortet werden. Die Entſchädigung für die unbefugte 
Benutzung der legteren feit der legten ElofationsPeriode iſt nad dem eigenen 
Vortrage ter Petenten ſchon bei Mehreren von ihnen ebenfalls. Gegenftand 
eines beionteren Prozeffes. Bei den übrigen wird fie gleidyfals nur im Wege 
des Prozeſſes zur Entiheidung gebradır werben können. Auch fie entzieht ſich 
daher ber Kompetenz ber Landesvertung. 
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Aus diefen Gründen jchlägt die Kommiffion dem hohen Haufe einftim« 
mig vor: 
über bie Petition bed Biebermann und —. zur Zaged- 
Ordnung überzugehen. 


D. 
Referent: 
Abgeordneter Kuhlwein. 
— m — — — 


Thomas Adamiep befipt in Lohna bei Woiſchnick im Kreiſe Lublinitz 
eine Aderparzelle, welche früher dem bismembrirten Bauergute mit ber Hypo⸗ 
thefen : Rummer 66/99. zugehörig war, 

Wegen ber auf dem dismembrirten Gute haftenden gutsherrlichen Rechte 
verblieben die Theilftüde in Solidarhaft und als demnächſt die Ablöfung die 
fer Laften durch Vermittelung der Rentenbanf eintrat, jo wurbe ein Xheil 
ber Ablöfungs-Rente auch dem Parzellenbefiger Adamiep auferlegt. 

Hierüber bejchwert fi derſelbe. Er beruft fih auf jeinen Erwerbungs- 
fontraft, Inhalts deifen jeine Parzelle zu den Leiftungen an die Gutöherrfchaft 
nichts beizutragen haben follte, meint, daß ihm durch bie Ablöfungs-Rente eine 
neue bisher nicht beftandene Laſt aufgebürbet ſei und ftellt in Antrag, 

das hohe Haus wolle diejen Gegenftand in Erwägung nehmen, 
in einer öffentlihen Sißung bevorwortend zur Sprache bringen, 
resp. Aften-Revifion veranlaffen. 

Vergeblich bat Petent bei dem Königlichen Kevifions-Kollegium ebenjo 


wie bei dem Königlihen Minifterrum für landwirtbidaftlihe Angelegenheiten 


um Abhülfe jeiner Beihmwerbe gebeten. Er glaubt, ſich bei den abmweilenden 
Beſcheiden unmöglich beruhigen zu fünnen, zumal er ben Rezeß darum nicht 
unterzeichnet, weil er nur ber polniihen Sprache mädtig, die Verhandlungen 
aber nur Deutſch geichrieben worden jeien. 

Die in Abſchrift vorgelegten Minifterial » Nejfripte vom 31. Dezember 
1859 und vom 24. Januar 1860 ergeben, daß ein von ter zufländigen Be 
hörde beftätigter Rezeß dem Petenten entgegenftebt. Eine ſolche Urkunde kaun 
im Berwaltungswege nicht bejeitigt werden. Ueberdies ftellt fi) aber die Be- 
fhwerde nad dem Vortrage des Petenten als unbegründet dar; denn bie ohne 
Zuftimmung der beredhtigten Gutäberrihaft getroffene Abrede über die Libe— 
ration ber Parzelle von gutäberrlihen Preftationen übte feine Wirkung auf 
die Rechte der Gutsherrſchaft und ber bei der Ablöfung in ihre Stelle ein» 
tretendben Rentenbanf, jondern begründete für ben Parzellens&rmwerber allein 
die Befugniß, von dem Parzellen: Verkäufer die Herbeiführung der veriprochenen 
Liberation der Vertretung zu fordern. 

Aus dieien Gründen empfiehlt die Kommilfion 

ben Webergang zur Tages-Orbnung. 


E. 
Referent: 
Abgeordneter Thiel. 
— — 0. 


Die Gemeindeglieder und Viertelhüfner Gottfried Kube und Gott- Journ. IL Nr. 1028. 
fried Waldau zu Naundorf, im Kreiſe Liebenwerda, klagen in einer Petition 
vom 5. März 1860 über unpraktiſches und ungerechtes Verfahren bei Gele— 
genheit der ausgeführten Eeparation ihrer Ländereien. 

Gottfried Kube führt ſpeziell an, er babe in einem der Petition bei- 
gelegten Schreiben vom 30, Auguft 1855 an ben Defonomie-Kommiffarius 
Hollefreund zu Liebenwerba bereits feine Anfihten dahin ausgeiprocden, 
daß die ibm im Folge der Separation des Jahres 1855 angewiejene neue 
Plantage, im BVergleih zu jeinem uriprüngliden Befipftande, feine ausreis 
chende Entihädigung biete und eine bejondere Bonitirung feines Landes nicht 
vorhergegangen ſei, welches dur im Jahre 1846,47 vorgenommene Berbei- 
jerungen, bie ihm 90 Rthlr. gekoftet, ertragreiher geworben, 

Bon feiner Wohnung Eis zu ter neuen Plantage babe er aud feinen 
harten, ftets fahrbaren Weg erhalten, vielmehr gehe derjelbe nur durch eine 
bei naſſer Jahreszeit unzugänglide Zorfwiele. Der Defonomie-Kommiffarius 
Hollefreund habe zwar dagegen eingewendet, daß bortbin ein alter Meg 
führe, auf dem alle Miefenbefiger von je ber ihr Futter heimgefahren bitten, 
daß mit Stiefeln die Paffage zu jeder Zeit benupt werben fönne und eine 
andere Verbindung unmöglich je. Dem müſſe er widerſprechen und bei jeis 
nem Berlangen, einen harten Weg zu erhalten, ftehen bleiben, 

Ferner jei ihm gegen jein früberes, ſehr tief ſtehendes Torflager, ein viel, 
flacheres Torflager übergeben. Neuerdings jei von der Polizei-Behörbe ans 
geordnet, daß die Streu» und Reiſighaufen, wegen daraus hervorgegangener 
Feuerdgefahr, von allen Gebäuden entfernt aufgeftellt werben ſollen. Sie 
müßten diefe Haufen auf ihre entfernten, nicht immer zugängliden Planta- 
gen aufftellen, da ihnen feine Gärten, wie allen übrigen Intereffenten, am 
Gehöfte angemwielen wären. 

Endlich beklagen fie fih auch noch darüber, daß fie Abgaben und Ge— 
meinbelaften gleich den Halbhüfnern entrichten müffen, wenngleih fie nur 
Viertelhüfner wären, fie mur 7, die Halbhüfner 14 und die Ganzbüfner ſo— 
gar 21 Kaufweiden inne hätten. Ebenjo jei ihnen das fogenannte Fiſchwaſ- 
fer in einigen Nebenftrömen der ſchwarzen Elfter, worin fie freie Fiſcherei aus: 
üben durften, entzogen, aber der jäbrlid dafür zu entrichtende Zins von 
1 Rtblr. 18 Sgr. geblieben. 

Sie tragen nun am Schluſſe der Petition darauf an: 

das ganze Auseinanderfepungs- Verfahren einer unparteiiihen Re 
vifion zu unterwerfen, wonach fie entweder in ihren früheren Grund» 
befitz zurüdtreten, oder Alles nochmals bonitirt, beffer und geredh« 
ter geregelt wiffen wollen. 

Nach genauer Prüfung des im der Petition jehr verworren bargeftellten 
Eacverhältnifjes, und in Erwägung, daß die erfte Separation in Naundorf 
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bereits im Jahre 1846 geſchloſſen war, bie zweite den 15. Septembe 1855 
von allen Interefenten, einfchließlih der Bittfteller, die fih nur einen hurten 
Weg zu ihren Plänen vorbehalten haben wollen, als vollzogen durch ihre 
Namend-Unterjhrift betrachtet werben muß, alle Intereffenten ſeit jener Zeit 
fi) auch im Befip der neuen Pläne befinden, wenngleich der Rezeß von 
ber höheren Behörde noch nicht vollzogen jein ſoll — beantragt: die Kom» 
milfion: 

über die Petition der Grundbefiger Gottfried Kube und 

Gottfried. Waldau zu Naundgrf, im Kreife Liebenwerda, zur 

Tages · Ordnung überzugehen, 
um ſo mehr, als von Seiten der Petenten der Inſtauzenzug nicht erihöpft, 
ja nicht einmal betreten iſt, 


F. 


Referent: 
Abgeorbneter Conrad. 
— —ſ⸗ i— 


Vier Büdner und Einlieger der Ortſchaften Ciersberg, Kirſchhagen, 
Mittelhagen, Vothenhagen und Vogtshagen, Kreis Greifenberg in: Pommern, 
wenden fi in ihrem und ihrer Genoſſen Namen an das Haus der Abgeorb«, 
ueten mit der Beſchwerde, daß bei ber Parzellirung bes ehemaligen Domainen- 
Vorwerks Sülzhorft nicht das ganze ihrer angeblih in Ausſicht geftellte, 
Areal von 1,300 Morgen, jondern nur eine Fläche vun 461 Morgen durch 
Verfauf an fie überlaffen jei. Der, übrige, Theil ver Wormerfs + Ländereien 
lei von dem Kommiljarius der, Negierung — wie fie behaupten, auf feine, 
eigene Hand — an die bäuerlichen Wirthe der oben. genannten Ortichaften 
veräußert worden. Durch dieſe ihnen entzugene Gelegenheit. zu. einer Ber 
arößerung ihres Befigtbums glauben die Petenten fib um: ie mebr. beein» 
trädtigt, als alle öffentlichen Abgaben und Laſten, welche früher auf dem gan⸗ 
zen Demainen »Vorwerf Sülzhorft rubten, jept; allein auf das. von ihnen. er 
morbene Zrennftüd gelegt wären. 

Mit derjelben Beichwerde, welche fie jept vortragen, haben. die Bittfteller. 
fich früher an, die, Regierung in. Stettin, an. das Finanz» Minifterium und zu⸗ 
legt an bes Prinz-Regenten Königliche Hoheit gewendet, find aber überall 
abſchläglich beſchieden worden. 

Aus dem im Original beigefügten Beſcheide des Finanz» Minifteriums, 
an das die Immedint-Vorftellung bei des Prinz-Negenten Königliche Hoheit 
aus. dem. Königlichen Kabinet: zur jahgemäßen Beantwortung übergeben war, 
erhellt evident, dab nach einer Verfügung, der frühern, General-Verwaltung 
für Domainen, und, Korften vom 9, Juni 1835, von dem ehemaligen, Domai- 
nen» Vorwerl Sülzborft nur, die Fläche von 461, Morgen 297; Ruthen zur 
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freihändigen Veräußerang an bie Bübner und Einlieger von Giersberg u. ſ. w. 
beftimmt worden war. 

Aus dem pleichfalls in Abſchrift beiliegenden Kontrafts + Entwurf der 
Königlichen Regierung in Stettin iſt erſichtlich, daß die Parzellen-Ermerber 
alle Auf den erkauften Grundſtücken ruhenden allgemeinen Landes, Kreib⸗, 
Sorietärdt und Kommunal -Laſten übernehmen mußten, Die trften Erwerber 
don Parzellen haben die icitations-Bedingungen vollzogen und entbehrt da— 
ber die an bie Beſchwerde gefnüpfte Bitte ber Petenten: 

bie ihnen angeblich entjegenen 800 Morgen jet gegen einen jäßt» 
lichen Zins an fie zu überlaffen, 
jeder Begründung. 
Die Kommiſſſon ſchlägt daher vor, 
über die vorliegende Petition zur Taget-Ordnung überzugehen. 


PIET-EI IT TEBETTN 


6. 
Referent: 
Abgeordneter Conrad. 


Der Graf v. d. Rede-Wolmirftein Auf Louisdorf, Kreid Streblen, 
lentt in einer durch den Abgeordneten Freiherrn 9. Binde (Oblau) über 
reihten Petition som 1. März d. I. die Aufmerkſamkeit des Haufes der Ab- 
geordneten auf die, jeiner Meinung nad, jehr ungeeiguete Umzugszeit ber 
verheiratbeten Knechte und Tagelöhner, und die damit verfnüpften Mipftände. 
Die Umzugszeit in feiner Heimatb, der Provinz Schlefien, fei der 2. Ianuar 
jeben Jahres, und Petent harakterifirt mit lebhaften Farben die großen Be- 
ſchwerden und Mühen, welche die umziebenden Kamilien bei einem auf größere 
Entfernungen ftatthabenden Wehnungswechſel in biejer rauhen Jahreszeit zu 
ertragen hätten. Als die geeignetere Ziehzeit empfiehlt Petent den 2. April, 
theils weil dann günftigere Witterung und beffere Wege den Umzug weſentlich 
erleichterten, theils weil bie begonneneh ländlichen Arbeiten jofort Gelegenheit 
zum Verdienſt gewährten und endlich die Beihaffung des nöthigen Brenn- 
materiald mit geringeren Schwierigkeiten verfnüpft zıt fein pflege. 

$. 43. der Gefinde- Ordnung vom 8. November 1810, welche in allen 
Landeßtheilen, in denen bas Allgemeine Landrecht Geltung bat, bie in Rebe 
ftehende Vethaͤltuiſſe geiehlich geregelt, beitimmt Folgendes: 

Bet dem Landgeſinde beruht bie Antrittägeit beffelben zunächſt auf 
ausbrüdlicher Uebereinkunft bei der Vermietbung; wo biefe nicht 
ftattfindet, vorläufig auf der in der Gegend üblichen Gewohnheit, 
wo dieſe vor jept nicht beftimmt entjcheidet, und nad 5 Jahren 
allgemein, ift ber 2. April die gefepliche Miethäzeit. 

Bon diefer mit den Wünfchen bed Petenten übereinftinimenden geieplichen 
Regelung der Umzugszeit finden abet mannigfache Ausnahmen ftatt, welche 
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gleichfalls durch das Geſetz janktionirt find. Zunädft für Schlefien, die Graf- 
ſchaft Glap und die Oberlaufig ift dur den Landtags-Abſchied vom 2. Juni 
1827 auf den Antrag der Stände genehmigt worden, daß, „da man in 
Schleſien aud nad Publikation des Geleges, der Beftimmung des $. 43. uns 
achtet, allgemein bei dem früher üblihen Abzugs- Termine für das ländliche 
Gefinde, nämlih dem 2. Ianuar, verblieben ift, es daſelbſt noch ferner, jobald 
ein Anderes im Miethi- Kontrafte nicht verabredet worden, jein Bewenden 
haben ſoll.“ Schon vor diefer Petition der Stände, bereitd im Jahre 1817, 
hatte die Regierung in Breslau angezeigt, daß ſämmliche Landräthe ihres 
Departements wünſchten, es möchte bei der früheren mit dem Wechſel des 
Jahres zufjammenfallenden Umzugszeit bleiben. 

In die Erörterung ber Frage jelbit über Die geeignetjte Umziehzeit der 
verheiratheten Knechte und Tagelöhner eintretend, glaubte die Kommiifion 
zwar anerfennen zu müſſen, daß aus den ſchon oben berührten Gründen der 
2. April vor dem 2. Ianuar den Vorzug verdiene. Sie hielt indefjen bafür, 
daß es ſehr mißlich ſei und fi im feiner Weife empfehle, gejeplihe Beftim- 
mungen abzuändern, melde in die wirthſchaftlichen Verhältniſſe einer ganzen 
Provinz fo tief eingreifen. Was durd viele Jahrzehnte in Sitte und Ge: 
wohnbeit übergegangen jei und darin feite Wurzeln gefaßt habe — das müfle 
geihont werden, auch wenn es nicht das abjolut Befte ſei. Iedenfalls ſei feine 
Beranlaffung vorhanden, einer vereinzelten Stimme ein erheblihes Gewicht 
beizulegen. Wenn die mit der jept beftehenden Umzugszeit in Schlefien ver- 
fnüpften Uebelftände allgemein und tief empfunden würden, jo hätte Diele 
Unzufriedenheit fi gewiß ſchon einen umfafjenderen Ausdrud gegeben. Da 
dies nicht der Fall, wenigftens nicht zur Kenntniß der Kommiſſion gelangt ift, 
fo kann diejelbe dem hohen Haufe nur vorſchlagen: 

über ben Antrag des Grafen v. d. Rede-Wolmirftein zur 
Zages-Orbnung überzugeben, 


Referent: 
Abgeorbneter Kuhlwein. 
— ——— 


Thomas Loßnitza und ſieben Mitbewohner von Lohna-B’or im Kreiſe 
Eublinig in Ober-Schlefien gelangten durch Regulirungs-Rezeß vom 22. März 
1859 in den Eigenthumsbeſitz von Häuslerftellen, welche fie vorher in Pacht 
hatten. 

Sie glauben bei dem Regulirungs« Verfahren übervortheilt worden zu 
fein und bitten: 

zu veranlaffen, daß die Regulirung einer Revifion unterworfen 
und eine neue gerechte Auseinanderjepung herbeigeführt werde. 

Nah ihrer Anführung, daß die rezefmäßig von ihnen zu entridhtende 
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Geldrente bereits am 1. Dftober 1859 von der Rentenbank übernommen ſei, 
muß angenommen werden, daß der Rezeß vom 22. März v. J., der nur in 
einfacher Abichrift mitgetbeilt ift, die Beitätigung der Auseinanderſetzungs-Be— 
börde erbalteı hat. 

Unter diefer Vorausiegung aber erſcheint das geftellte Verlangen unftatts 
baft. Denn, wenn es auch in der Wahrheit begründet fein follte, daß, wie 
die Birtfteller behaupten, ibre Grundftüde nicht regulirungsfäbig waren, daß 
fie felbft aber die im Uebermaß ihnen aufgebürdeten Laften zu tragen ganz 
außer Stande ſeien und die Rentenbanf daher auch bei der Subhaftion ihrer 
Stellen einen erbeblihen Ausfall erleiden werde, jo ftebt Doc der beftätigte 
Rezeß, welchem das Geiep die Bedeutung einer gerichtlich beitätigten, vollſtreck— 
baren Urkunde beilegt ($. 169. Verordnung vom 20. Juni 1817), jeder fer» 
neren Einwirkung im Berwaltungswege entgegen. Ob die Perenten die Ber 
feirigung des Rezeſſes durd die Nullitätäflage verſuchen wollen, muß ihrem 
Ermeflen überlaffen bleiben. 

Die Kommilfion kann nad zeitiger Lage der Sade nur beantragen: 

das bobe Haus wolle über die Petition zur Tages-Ordnung 
übergeben. . 


J. 
Referent: 
Abgeordneter Freiherr v. Reibnitz. 
— — ——— —— — — 


Der bäuerliche Wirth Chriſtoph Botſchkowski zu Dobrzienen (Kreis 
Neidenburg), eine große Zahl von Landleuten aus der Gegend von Lyck, 
einige Bewohner von Alt:Teihen und mehrere Gemeinde-Mitglieder der Kirch— 
jpiele Lötzen und Rydzewen in Dftpreußen, beſchweren fih über die großen Miß— 
verhältniffe, weldhe in Bezug auf die an die Geiftlichfeit zu entrichtenve ſo— 
genannte Fleine Kalende zwiihen ibm und ben betreffenden Geiftlidyen ent— 
ftänden. 

Sie führen meientlich daffelbe an, was die Petenten aus der Gegend von 
Diepfo nah Inhalt des im Nr. 113, der Druckſachen sub B. (Iourmal, II. 
Nr. 184.) erftatteten Berichts vorgetragen haben und ihre Anträge geben 
ebenfalls darauf hinaus, 

eine Beleitigung der gerügten Uebelftände im Wege der Gelepge 
bung herbeizuführen. 

Wenn nun fhon die Beſchwerden der zulept genannten Bittfteller in der 
24. diesjährigen Sigung des hohen Haufes zu dem Beihluffe geführt 
haben, 

die betreffende Petition der Staats-Regierung zur Berüdfihtigung 
zu übermeifen, 
fo fheint das Bedürfniß hierzu bei dem jet vorliegenden Petitionen um fo 
2 


Sowen. II. Rr. 794, 940, 
1181. und 1208, 


Journ. IL Rr. 836. 
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mehr einzutreten, als durch dieſelben beftätigt wird, in mie weiten Kreilen 
man die nactheilige Einwirfung der wegen der Meinen Kalende entftandenen 
Unficherbeit empfindet. 

Auch baben die Gemeindeglieder der Kirchipiele Löpen und Rydzewen 
in ibrer Vorftellung nachgewieſen, dab in Rolge der Berbandlungen der 
Preußiſchen Provinzial-Landtage von 1831, 1832 und 1834 die Angelegen- 
beit in der Vorbereitung zur geieplihen Negelung ſchon weientlih vorgeld rite 
ten war, als fie durd eine dem 6, Provinzialstandtage für Preußen von dem 
Königlihen Staate-Minifterio gemachte, Eröffnung vom 7. Februar 1837 um 
beswillen bei Seite gejept ward, weil fidy erhebliche Rechtsgründe ergeben has 
ben jollten, welche der Abänderung der bisherigen Provinzial-Geſetzgebung ents 
gezenftänden. Diele nicht befannt gewerdenen Mecdtägründe einer ferneren 
Prüfung zu unterwerfen, dürfte bei den im neuerer Zeit viel umfangreicher 
bervorgetretenen Streitigfeiten zu einem dringenden Bedürfniß geworden jein. 

Die Agrar-Kommiſſion trägt daher darauf an, das bohe Haus wolle bes 
ſchließen 

die im Frage ſtehenden 4 Petitionen ebenfalls der Staats-Regie- 
rung zur Berüdfihtigung zu überweiſen, 
womit fi} auch der Vertreter der Königlihen Staats: Regierung einverftan- 
ben erflärt bat. 


k. 
Referent: 
Abgeordneter Schellwitz. 
— u 


Der Vorftand der Fiſcher-Innung zu Alt-Zirfhtiegel trägt in einer Pe— 
tition vom 14. Februar c. Folgendes vor. 
Durch das Privilegium der Gutsherrſchaft zu ZTirfchtiegel vom 1. Nos 
vember 1664 ſei ter Fiſcher-Innung dajelbft das Recht verlieben worden 
auf den Seen der Gutsherrſchaft überall Fijhe mit allen Filcher- 
zeugen und ®eräthen nad alter Gewohnheit zu fangen, 
und dieſes Privilegium dur ein zweites vom 30. November 1678 beftätigt 
und dahin erläutert worden, 
daß die Fiſcherei mit allerlei Geräthen: Zugnegen, Jagenetzen, 
Reujen, Garniäden Schnüren mit Hafen u. |. w. auszuüben, 
Neuerlich jeien fie, auf Grund der Fiſcherei-Ordnung der Provinz Pojen 
vom 7. März 1845, in der Ausübung ihrer Berechtigung von dem Guts« 
herrn geftört worden, indem ihnen die Fiſcherei mit Aalſchnüren unterfagt, 
fie auch wegen dieſer Ausübung geftraft worden jeien. Sie litten nun durch 
dieſe Beihränfung erbeblihen Schaden, und zwar um fo mehr, als fie die 
für die Fiſcherei-Berechtigung ftipulirten Gegenleiftungen nad wie vor fortbes 
zahlen müßten und überdies alle anderen Filcherei- Berechtigten in Gewäffern, 
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weldye mit den ihrer Berschrigung unterworfenen Seen in Verbindung ftins 
den, die Fijcherei mit Aalſchnürea nach wie vor fortberrieben. Sie jeien nun 
bei der Königlichen Regierung zu Polen vorftellig geworden, bitten ih auf 
ihr Privilegium, jowie auf ein Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 6. Ja— 
nuar 1849 geitügt und geberen, ihre Berechtigung, obgleich fie diejelhe inner» 
balb 6 Monaten nah dem Gricheinen der gedachten Fiiherei-Drdnung nicht 
zur Anzeige gebracht, nunmehr für nachgewieſen zu erachten und ihnen die 
Ausübung verjelben zu geitatten. Sie jeien jedoh mit dieſem Antcag abge» 
wiejen worden, befinden ſich Daher in einer ſchußloſen Lage, indem Die Kö— 
niglihe Regierung weder den von ihnen geftellten Beweis für genügend er— 
achtet, noch auch die nah dem Geſetz nachgewieſene Einigung über dis in 
Rede ſtehende Ausübung herbeizuführen verſucht habe, und biten, dahin wirs 
fen zu wollen, 
daß die Fiicherei- Ordnung für die Prosinz Polen vom 7. März 
1845 durch ein Gejeg dahin abgeändert werde, daß fortan der 
Aalfang durch Schnüre mit Angelhaken in den im $. 1, ibid, 
bezeichneten Gewäſſern von den Ailchereis Berechtigten ausgeübt 
werden fünne, und nicht zu dem verbotenen Arten des Fiſchfangs 
gerechner werde, 
Die Vorſchriften der Kilcherei-Drdnung für die Provinz Polen vom 
7. März 1845 (Geieg- Sammlung Seite 107.) finden nah $. 1. allerdings 
auch auf ſolche Privatgewäller Anwendung, in welhen ver Fiihfang ver 
ſchiedenen Berechtigten zufteht, oder welche mit fiichbaltigen Gewäſſern, in 
denen Andere zu Ausübung der Fiſcherei berechtigt find, in Verbindung ftes 
ben, fo dab die Fiſche aus dem einen in das andere übertreten fünnen, Nah 
8. 18. werden mehrere Arten des Fiſchfanges verboten, Darunter uud das 
Auslegen von Schnüren mir Angelbafen. Dagegen wird im $. 28. 
ibid. veroröner, daf, wenn Jemand auf rehtsgültige Weile die Befugniß er 
langt haben jellte, vie Fiſcherei auf eine der verbotenen Arten zu betreiben, 
er foldye binnen 6 Monaten, vom Tage der Publikation der Verordnung an 
gerechnet, bei der Regierung anzumelden, und auf deren Verlangen näber zu 
beicheinigen babe, midrigenfalle ibm die Ausübung der behaupteten Berechti— 
gung bie zum vollftäudigen Nachweis der legteren von der Regierung unters 
ſagt werden fünne. ß j 
Endlich verordnet $. 2., daß Diejenigen, welchen die Fiſcherei in einem 
Privatgewiffer oder in mehreren dergleichen mit einander verbundenen Ges 
wäjjern zuftebt, wenu fie ſämmtlich einig find, die bejhränfenden Vorſchriften 
der Fiicherei: Ordnung ganz oder tbeilweile durch Vertrag ausichließen fönnen, 
Nach dieſen geieglichen Beltimmungen fteben den Petenten, vorausgefept, 
daß ihr Vortrag thatſächlich vollſtändig richtig ift, noch mehrfache Wege offen, 
um zu ihrem angeblichen Recht zu gelangen. Sie fünnen namentlich fid 
über die Königliche Regierung beihweren, weil dieſe den Beweis ihres Rechts 
nicht für geführt erachtet, fie können aber auch diefen Beweis noh im Wege 
des Prozeljes gegen die Gutsherrfhaft von Zirichtiegel führen, wenn diejes, 
wie nicht mit Sicherheit auf dem Vortrage zu entnehmen, nicht bereits ges 
ſchehen jein ſollte. Sie fünnen die nachgelaſſene Bereinigung, über die Aus— 
ſchließung des Verbots des Gebraud der Aalſchnüre noch herbeizuführen, 
oder doch ihr Wideripruhsrecht gegen ben Gebraud diejer Fiſcherzeuge Sei— 
tens anderer Berechtigter geltend zu machen juthen. 
9° 
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Unter allen Umftänden haben fie aber, bei diejer Lage der Sade, die 
Unzwedmäßigfeit der gejeplihen Vorſchriften jelbft in feiner Weile dargethan 
und ihr hierauf gerichteter Antrag verdient feine Berüdfihtigung. 

Die Kommilfion beantragt daher 

über die vorliegende Petition zur Tages-Ordnung überzugeben. 


L. 
Hieferent: i 
Abgeordneter Freiherr v. Neibnip. | 
— — — nn 


Journ. IL Rr. 1179. Die Fiſcherwirthe Friedrich Granzow und Genoſſen zu Neuwaſſer bei 
Rügenwalde beklagen ſich darüber, daß bei Gelegenheit einer ihre Verhältniſſe 
betreffenden Auseinanderjegung von Neuwaſſer und Damderortd am 4. No— 
veniber v. 3. durch den EpezialKommilfarius ein Vergleih aufgenommen 
worden jei, wonach ihnen eine derielben vermeintlich zuftehende Entihädigung 
für Inftandjegung ihrer Gebäude nit zugebilligt werde. 

Sie behaupten, daß dieſer Vergleich nicht ganz fo niedergeichrieben ei, 
wie fie denielben beabſichtigt hätten und beichweren ſich darüber, daß fie mit 
ihrer anjcheinend gegen den Inhalt diejes Vergleichs gerichteten Bitte an das 
Königlihe Minifterium vor Kurzem durch die Könizlihe Regierung abgewier 
fen worden jeien. 

Bon weldyer Regierung, oder welder Abtheilung dies geſchehen und an 
welches Minifterium fie fi gewendet, geben fie eben jo wenig an, als fie 
fonft in ihrem unflaren Bortrage ein ihnen zugefügtes Unrecht nachzuweiſen 
vermögen. 

Jedenfalls fönnte ein Streit darüber, ob der von Petenten angefochtene 
Vergleich rechtsgültig ift oder nicht, mur im Wege Rechtens erledigt werden, 
mit weldem das Haus der Abgeordneten fih nicht zu befaffen hat. 

Deshalb wird darauf angetragen: 

über die Petition zur Tages-Ordnung überzugeben, 


M. 


Abgeordneter v. Leipziger. 
— — — — — 


Joura. Il. Nr. 1154. In der Separationd-Sade von Groß. und Klein-Wilsdorf, Kreis Quer 
furt, fühlten fi der) Einwohner Ehriftop Buhmann jun. and bie 
Grundbefiger zu Klein-Wilsdorf und Raufenderf dadurch beihwert: Erfterer, 
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baß ein ihm gehöriges angeblich hutfreiee Garten-Grundftück zur Eeparation 
mitgezogen und ihm genommen worden fei, und leptere, daß eine Strede bes 
Kommunikation» Weges nah Naumburg eingezogen und verlegt worden 
jei, wodurh der ven ihnen mit Langholz- und Getreidefuhren vielfältig 
benupte Weg, der bisher ganz gerade ging, zwei fharfe Ecken und an einer Stelle 
wegen der daran liegenden Gehöfte nur eine Breite von 15 Fuß erbalten, 

Cie behaupten, daß durch dieje Verlegung des Weges die Paſſage nicht 
nur ſchwierig, fondern in finftern Nächten ſegar lebensgefährlich geworden fei, 
und daß durch das Eingehen der alten Wegeftrede bei entftehendem großen 
Waſſer die Vorfluth verhindert und ihre Geböfte in die größte Gefahr gejept 
würden. 

Ueber dieje Beichwerden hat nun die Königliche General-Kommiifion zu 
Merjeburg im 1. Inftanz entichieden, und Ddiejelben zurückgewieſen, dabei aber 
die Regulirung der Borfluth ausdrüdlich vorbehalten. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben Provofanten appellirt und namentlich 
die Einziehung der fraglichen Wegeftrede und die Ueberweilung derielben an 
den Schankwirth Bachmann angegriffen, von dem Könizlihen Revifionse 
Kollegio für Landes » Kulturfachen ift jedoch mittelft Reifripts zuvörderft die 
Regulirung der Vorfluthe-Berhältniffe angeordnet worden. 

Tiefe ift erfolgt, Die Iutereffenten waren aber damit nicht zufriedengeſtellt, 
weshalb Die Königliche General» Kommiffion abermals in der Sache ent 
Ihied und zwar dahin: daß es bei der erfolgten Negulirung der Vorfluth 
bewenden müfje, und Beſchwerdeführer daher abzuweiien wären. 

Auch gegen dieſe Entiheidung haben die Petenten die Berufung eingelegt. 

In der gegenwärtig dem Haufe der Abgeordneten überreichten Petition 
beijhweren fih nun die Petenten, wie es ſcheint, hauptſächlich darüber, daß 
wiederum der vorige Appellatiens-Konmiffarius, der Dekonomie-Kommiſſions- 
Rath Elten, auch für dieſe Appellations-Inftruftion von Neuem beſtellt wors 
den, obgleich fie denjelben ſchon früher vergeblich perhorrescirt hätten, da er 
bei der erften Entſcheidung unter der Zahl der erfannthabenden Richter mit- 
geſeſſen habe, was ihres Erachtens nad der älteren und neueren Geiepgebung 
unſtatthaft jei. 

Sie meinen nun, daß fie von diefem Appellatiens-Inftruenten fein andes 
res Verfahren, als in der vorbergegangenen Appellations-ZIuftanz ftattgefunden, 
was fie Bitter tabeln zu erwarten jei, daß bie Folge dann überall für fie 
und zugleid für das allgemeine Wohl und Interefie faum etwas Anderes 
fein könnte, als eine erfenntnigmäßige Konftituirung einer großen Ungerechtig⸗ 
feit, daß es daher auch wohl im Intereſſe des hohen Hauſes der Abgeordne— 
tem zur Landesvertretung liege, einem ſolchen Rejultate aus einem Verfahren, 
das im ordentlichen Rechtswege unbefannt und dem ordentlichen Richter kaum 
glaublich erſcheine, das nad ihrer Anſicht als ein höchſt unvolftändiges, der 
Vorſchrift des $. 104. der Verordnung vom 20. Juni 1817 nicht erfüllendes, 
mithin ein gefegwidriges jei, das auch der Chef der Juſtiz nicht werde billi» 
gen können und das weit und breit im Lande befannt werden und nur 
Schmerz und Erbitterung heroorrufen würde, 

Sie glauben daher, nicht daran zweifeln zu dürfen, daß es von allem 
Effekt jein werde, wenn das Haus der Abgeordneten fi geneigt finden wolle, 
dieſen, ihren gehorſamſten Bortrag dem Herrn Zuftiz-Minifter unmittelbar bes 
fannt werden zu lafjen, damit Hochderſelbe, geftügt auf $. 39, 1. o., die geeig · 
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neten Verfügungen recht ſehr bald zur Abjtellung jener Mängel und Un zes 
börigfeiten ergeben laſſen, resp. dieſen gegenwärtigen Vortrag dem Königlichen 
RevifiontsKollegio für Lradesfulturjahen zur Bergleihung des Inhalts mit 
den Ausweilen der Sıdiniteuftionsaften zur Berückſichtigung bei der Beurs 
theilung ihrer Beihwerden und Anträge übergeben können, da fie dann ſicher 
wären, daß diejer hohe Gerichtshof im Stande jein werde, alle Ungehöcigkei— 
ten des Inſtruktions-Verfahrens zu bejeitigen und ein erfreuliches Recht zu 
Iprechen. 

Da eine geſetzliche Beſtimmung, wonach ein Richtec, welcher bei Eutjheir 
dung erfter Inſtanz ſich betbeiliite, nicht zum Kommillarius für die Initrufs 
tion im zweiter Inſtanz ernanut werden dark, nicht beitest, un) Die Petenten, 
wenn fie binreihende Gründe zu baben glauben, den DefonomiesKommilfionss 
Rath Elten perborresciren zu können, ih aoch nals aa die General: Roms 
million und event. an den Herrn Minifter für landwirtbihaftliche Angelegen« 
beiten wenden mußten, was noch nicht geſchehen, michin der Jaſtanzenzug 
noch nicht erſchöpft ift, jo trägt die Kommiſſion darauf an: 

über die vorliegende Petition zur Tages-Ordnung überzugeben. 


N. 


Neferent: 
Abgeordneter v. Yeipziger. 
— — — —— 


Der Gutsbeſitzer Nikolaus Wollmerſtädt in Gebofen, Kreis Sans 
gerbaujen, Regierungs-Bezirk Merieburg, bält fidh bei der dort ftattgefundenen 
Separation in der Fläche, Bonität, und Entfernung bedeutend verlegt, und 
behauptet, daß er diejenigen Grundftüde, welche fi) vorzugsmeile zum Hanfs 
und Flachebau eigneren, und deshalb einen bejonders hohen Ertrag gaben, 
habe abtreten müſſen, und dafür jchlechteres und entfeenteres Lan), welches 
fih nur zum Haferbau eigne und noch dazu 15 Morgen weniger an Grund» 
fläche erhalten babe, und ſchläägt Dem bei den Separationen erlittenen Scha— 
ben, resp. Werthsverminderung feiner Gutes auf 6 bis 7,000 Rthlr. an. 

Der Wollmerftädt bat, wie er ganz beiläufg bemerkt, wegen jeiner 
Abfindung und Plantage Beſchwerde geführt, it jedoh von Der Königlichen 
General » Kommilfion in Merjeburg abgemwiefen worden, das desfallfige Er— 
kenntniß bat er nicht beigefügt. Petent bat gegen das letztere Appellation ein» 
gelegt, eine Entiheidung des Reviſions-Kollegit für Landes» Kulturjadhen ift 
aber noch nicht erfolgt. 

Deshalb und damit die hoben und bödjften Behörden beziehendlich Vers 
treter des Landes auch jeben: daß Die ſehr weiſen Gejepe unſeres Landes, 
welche Recht und Gerechtigkeit wahren jollen, namentlih in LandessKulturjar 
hen, nur ganz oberflächlich behandelt, und mwohlverbürgte Rechte mit Füßen 
getreten werben, trägt Petent dem Abgeorbnetenhaufe die Bitte vor: 
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bochgeneigteſt Beſchluß dabin faflen zu wollen, daß die Ausfüh— 
rung der Gemeinbeitstheilung und Spezial-Separation zu Gehofen 
einer gründlichen Resifien durch unparteiiihe Beamte unterwor— 
fen, tabei aber Teranftaltıng getreffen werte, daß bei der Lo— 
falrevifien der Sachkemwiſſar nicht zugegen werde, 

Da der Petition alle Unterlagen feblen, nmcraus man bielelben näher 
prüfen könnte, der Snftanzenzug ned nicht erſchöpft, übertem das Haus der 
Abgeerdneten nidt berechtigt ift, im dergleichen Privat-Recteftreitinfeiten fi 
einzumiſchen, jo fann die Kommiſſion nur beantragen: 

über die Petition des Mollmerftädt zur Tages-Ordnung über 
zugeben. 


O. 


Referent: 
Abgeordneter v. Kries. 
u — 


Drei Koloniſten aus Groß-Rehne, Kreis Landsberg, wenden fi mit der 
Bitte an das bobe Haus: 

daffelbe möge beftimmen, daß fie bei der Durchführung des Grund» 
ftener-Gejepet, laut $, 3. ihres Ermwerbungs » Dokuments und 
Tit. IV. des Gruntftener: Gejeges für die ihnen etwa aufzuerle 
gende Gruntfteuer, vellftändig entſchädigt, aud ihnen die ohne ihr 
Verſchulden gezahlten Geridtöfoften mit 20 Rthlin. 3 Egr. 10 Pf. 
erjept werden möchten, indem — wie fie jagen —: „fie dem wohl 
von Gottes: und Rechtswegen entgegenjeben könnten.“ 

Die Petenten haben ihrer Bittſchrift den Erb-Zinevertrag vom 31. Juli 
1789 beigefügt, aus weldem hervorgeht, daß ihre Grundftüde ibnen damals 
für den vertragsmäßigen Erbzins überlafjen worden find. In dem $. 3, 
dieſes Vertrages beißt et: 

wie der vorbemerfte Zins zu feinen Zeiten erhöht, noch von den 
Erbzinsleuten andere Laſten und Pflichten, als in dieſer Erb» 
Verſchreibung genannt, oder alle Bruch Interefjenten treffen fünne 
ten, gefordert werden jollen, jo müfjen fie Dagegen aud als Eigen» 
thümer alle Unglüdsfälle „allein tragen.’ 

Auf Grund des Geſetzes vom 2. März 1850 ift dieſer Erbzins auf Ans 
trag des Königlichen Demainen » Fisfus mit Zuftimmung der Petenten zur 
Ablöfung durd Amortiſatien gebracht. Bei dem hierüber aufgenommenen Res 
zeß vom 16. Auguft 1854 haben die Petenten ihre Unterjchrift aber aus dem 
Grunde verweigert, weil ihnen die als Bebingung der Vollziehung des Res 
zefles verlangte Anerfennung ihres Rechtes auf dauernde Grundfteuerfreiheit 
nicht gegeben worden ift. 

Die Bollziehung des Rezeſſes ift demzufolge gerichtlich ergänzt, und das 
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Erkenntniß des Königlihen Spruch +» Kollegii vom 21. November 1854 bat 
die Rechtskraft beichritten. 

Da der Königliche Domainen- Fislus nah dem Gejep vom 2. März 1850 
unzmeifelbaft berechtigt war, die Ablöjung des Erbzinjes mittelft Rente zu 
verlangen, durch dieſe Ablölung die vertragsmäßigen Rechte der Petenten auf 
event. Befreiung von der Grunditeuer in feiner Weiſe alterirt werden fonn« 
ten, jo muß der Anipruch der Petenten auf ausdrüdlihe Anerfennung dieſes 
Rechtes als unbegründet, vielmehr die gerichtliche Ergänzung ihrer Unterichrift 
als gerechtfertigt erſcheinen. Demnach muß aud der Aniprub auf Erftattung 
der aus dieſem Verfahren entftandenen und von ihnen eingezogenen Koften 
als unbegründet anerfannt werden. 

In Betreff des auf den oben angeführten $.3. der Verleihungs-Urkunde 
geftügten Antrags der Petenten, auf Anerfennung ihres Rechts auf Grund» 
fleuerfreibeit, wurde zwar von einer Seite die Verpflichtung des Staats zur 
Entihädigung für Grundfteuer-Freibeiten im Allgemeinen nicht anerfannt, das 
gegen von der Mebrbeit der Kommilfion die Anfiht ausgeiprochen, daß die 
Verleihungs-Urkunde vom 31. Juli 1789 vie Natur eines Vertrages habe, 
welder den Petenten — bei Ausführung der dem Haufe der Abgeordneten 
unterbreiteten Gejep-Vorlagen vom 11. Januar 1860 — einen Aniprud auf 
Entihädigung nah tr. IV. diefer Borlagen in Ausſicht ftellen möchte. 

Da es aber nicht Sade des hoben Haufes fein fann, der Ausführung 
von Gejegen, welde ohnehin no nicht zu Stande gefommen, durch verheis 
ende Erklärungen vorzugreifen, fo beihloß die Kommiſſion einftimmig, dem 
boben Haufe vorzuſchlagen: 

über die Petition der Koloniften Zimmermann und Genofjen, 
ſowohl in Betreff der Erftattung der von ihnen eingezogenen 
Gerichtskoſten, 
als auch in Betreff der Anerkennung ihres Rechts auf Grund⸗ 
fteuer: Freibeit, 

zur Tages-Ordnung überzugehen. 


P. 


Referent: 
Abgeorbneter Gellern. 
— —ñ—ñ — 


Verſchiedene Grund⸗Eigenthümer der Gemeinde Kofiadel im Glogauer 
Kreife, welche nad dem Deich⸗Statute vom 2. November 1857 dem Wilkau— 
Carolather Deich⸗Verbande angeſchloſſen find, beſchweren fi) darüber, daß fie, 
ungeachtet fie nicht verpflichtet geweſen, zu den Koſten der Anlage und Unterhals 
tung bes früher bereits vorhanden geweſenen Damms beizutragen, jet, nachdem 
dieſer Deich erhöht und verftärft worden, in eben dem Maße zu den Bau- und 
Unterbaltungsfoften herangezogen würden, wie die früheren Damm» Eigen- 
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thümer, obgleich Leptere die Unterbaltungäfoften des alten Deiches bisher allein 
getragen haben. Sie find der Meinung, daß fie nur zu den Koften der Er— 
böhung und zur Beritärtung des Deiches herangezogen werden können unb 
da dieſe höchftens die Hälfte der ganzen Baufoften ausmachen würden, fo 
verlangen fie, daß die andere Hälfte von den frühern Damm» Eigenthümern 
fo lange getragen werden müßten, bis diejelben ihre bisherige Verpflichtung 
zur Unterbaltung der früheren Damm» Anlage abgelöfet haben. Sie haben 
nad) diefer Richtung bin bei dem Deichregulirungs+ Kommiffarius bereits Ber 
ſchwerde geführt, find von demielben aber unter Hinweilung auf das Statut 
vom 2. November 1857, nach weldem die Erfüllung der Deichpfliht gegen 
ben Berband allen Berband- Genoffen obliege und dieſe Verpflichtung nicht 
von der vorgängigen Ablöjung älterer Deichlaften abhängig gemacht worden, 
abſchläglich beſchieden. Petenten behaupten, gegen dieje Verfügung Refurs 
bei der Königlihen Regierung in Breslau eingelegt zu haben, worauf indeß 
die Beftätigung derfelben erfolgt fei. Kür diefe Behauptung haben fie ein Bes 
weisftüc nicht beigebracht. 

Fhren Antrag haben Petenten dahin formulirt: 

das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, daß fie auf Grund 
bes 8. 17. des Deidy»Gejepes vom 28. Januar 1848 mur zur 
Hälfte des Deichkoftenbeitrages herangezogen, daß aber die andere 
Hälfte von den früheren Damm-GEigenthümern in Rolge ibrer frü- 
beren Berpflihtung zur Unterhaltung des Deichs vornweg jo 
lange einzuziehen jei, bis biejelben dieſe Verpflichtung abgeldiet 
haben, 

Die Petition ift als begründet nicht zu erachten. 

Nach den Beftimmungen bes $. 17. des Deich»Gefeges vom 28. Januar 
1848 fann die Erfüllung der Deichpflichten von allen zugehörigen Verbands» 
Genofjen gefordert werben; fie ift nicht von ber vorherigen Ablöfung älterer 
Deichlaften abhängig gemacht. 

Petenten haben ferner nicht nachgewieſen, daß bie Eigenthümer des alten 
Dammes ihnen gegenüber zur unentgeltlihen Unterhaltung deſſelben rechtlich 
verpflichtet geweien, daß daher ein Verhältniß vorliege, welches die Ablöjung 
einer früheren Deihlaft zum Bortheil der Genoſſenſchaft oder eine Entſchädi⸗ 
gung ber früher von der Deichpflicht befreiten Deich⸗-Genoſſen bebinge. 

Der von den Petenten geftellte Antrag entbehrt ſonach ber gejeplichen und 
rechtlihen Begründung. 

Außerdem haben aber auch Petenten nicht nachgewieien, daß fie die Be 
ſchwerde⸗JIuſtanzen erihöpft haben. 

Es wirb baber 

ber Mebergang zur Zages«Orbnung 
“ beantragt. 


Sour. IL Str. 1125, 
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R. 


Referent: 
Abgeordneter Gellern. 
— ñ — 


In Wiederholung einer bereits im vorigen Jahre eingereichten, aber 
wegen des Schluſſes der Sipung unerledigt gebliebenen Petition reflamiren 
acht und zwanzig Auftifalbefiger aus den Kreifen Gubrau und Frauſtadt 
gegen Das Allerhöchſt genehmigte Statut vom 17. Januar 1859, durch welches 
fir, Bebufs Regulirung der beiden zur Bartſch führenden Landgräben, zu einer 
Genofjenihaft vereinigt worden, ungeachtet fie in der durch einen Kommiljarius 
ber General-Kommilfion in Breslau mit ihnen gepflogenen Unterhandlungen 
theild wegen der bedeutenden Koften, zu weldem vorausfihtlid binnen drei 
Sabren 200,000 Rthlr. aufzubringen jeien, tbeils weil fie bei der jandigen 
Beihaffenbeit ihrer Wiefengrundftüde eher Nachtheil als Vortheil haben wür— 
ben, einftimmig proteftirt zu haben behaupten. Sie wollen außerdem erfahren 
haben, daß aud die Auftifalen des Kreiſes Kröben fi gegen die beabfichtigte 
Melivration ausgeipruhen haben und daß diefelbe von den betheiligten Bes 
figern größerer Güter, mit welchen abgejondert verhandelt worden, nur mit 
einer Majorität von 15 gegen 12 Stimmen genehmigt fei. 

Petenten beantragen: 

„das Haus der Abgeordneten wolle die geeigneten Schritte thun, 
um die Aufhebung des Allerhöchſt genehmigten Statuts vom 
17. Sanuar 1859 zu veranlafjen, 

Sie ftügen fid) dabei auf das Gejeg vom 11. Mai 1853, wonach Eigen» 
thümer von Grundftüden zu einer Genofjenfhaft durch lanbesherrlihe Ger 
nehmigung nur vereinigt werden fünnen, wenn die beabfidhtigte Melioration einer 
ganzen Gegend zu Gute fomme, Die Frage aber, ob jolde Meliorationen 'einer 
ganzen Gegend zu Gute fommen, fünne lediglih von der Mehrheit der Ber 
theiligien entſchieden werden, und ba fi fämmtlihe Ruftifalen dagegen 
und von den größeren Gründbefigern nur eine Meine Majorität dafür auss 
geivrochen habe, jo find Petenten der Anſicht, daß fie gefeplih zu einer Ges 
noffenihaft nit haben vereinigt werben können, 

Die Kommilfion erachtet diefe Petition für nicht begründet. 

Die Anordnungen über die Einrihtungen von Genoffenfchaften zum 
Behufe von Bewäſſerungen oder Entwäfferungen beruhen auf dem Geſetze 
vom 28. Februar 1848, Auf Grund diefer Anordnungen ift das Statut für 
den Berband zur Negulirung der beiden zur Bartſch führenden Landgräben 
in den Kreilen Kröben, Braufadt, Guhrau und Glogau unterm 17, Januar 
v. 3. erlaffen. Daß dies Statut den geſetzlichen Anordnungen entſpreche, muß 
unbedingt vorausgefegt werden; aud haben Petenten Nichts dargethan, wos 
dur dieje Vorausfcpung geihwädt werden fönnte. Denn wenn nad dem 
Geſetze vom 28. Februar 1843 die Bildung derartiger Genofjenihaften zum 
Hauptzwed hat, durd ein gemeinjames Wirken Unternehmungen zu Stande 
zu bringen und zu fördern, deren Vortheile einer ganzen Gegend zu Gute 
fommen, jo fann die ohnehin nicht erwiefene Behauptung der 28 Petenten, 
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daß ihnen die beabſichtigte Entwäflerung eher Nachtheil als Vortbeil bringen 
werde, zu der Vorausſetzung nicht führen, daß die betreffende und über vier 
Kreije ſich erftredende Melioration den Zwecken des Gejehes vom 28. Februar 
1843 und des Statuts vom 17. Januar v. 3. überhaupt nicht entiprocdhen 
werbe und daß deshalb ber von den Petenten dagegen erhobene Proteft ges 
rechtfertigt jei. 

Außerdem haben Petenten nicht nachgewieſen, daß fie ihre Anträge bei 
den betreffenden Behörben angebradt, und daß fie damit enthört jeien, daß 
alfo der Inftanzenzug erſchöpft jei. 

Es wird beshalb der 

Uebergang zur Tages⸗Ordnung 
beantragt. 


Berlin, den 26. Mär; 1860. 


Die Kommiffion für die Agrar-Berhältniffe. 


Ambronn (Borfigender). Schellwis. Dr. Lüderddorf. Kuhlwein. 
Hölzer (Daun). Scheber. Wagner. dv. Fries. Grüttner, Thiel 
Gellern. v. Leipziger. Freiberr v. Neibnitz. Conrad, 


NR 174. 
Haus der Abgeordneten. 
Seſſton 1860. 


— 


Dritter Bericht 


er 


Kommiffion für Yinanzen und Zölle 
über 
verſchiedene Petitionen. 


4, 


Referent: 
Abgeordneter Dr. Riedel. 


u ⸗ 


I. Die Stadt Merjeburg bat von jeher, ſchon unter der Sächſiſchen Landes: Zonen. LI. Wr. 289. 
Regierung, in der Folge aud unter der Preußiſchen Herrihaft bis zum Jahre 
1845 und demnädft nad einer Unterbrehung wiederum bis jept, einen zulegt 
auf 29 Rthlr. 10 Sgr. beftimmten Beitrag zu den jogenannten Ritterpferds— 
oder Donatio» Geldern geleiftet, welhe in dem betreffenden Landestbeile — 
dem Stifte Merieburg — auf Grund periodiiher Bemilligung von der Nit« 
terihaft nah dem Maßftabe der früber zu ftellenden Kitterpferde obſervanz⸗ 
mäßig entrichtet worden. Sie bat im Sabre 1845 Die Zahlung dieſes Bei- 
trages cingeftellt und ift Dazu eine Zeit lang nicht angehalten, jedody im Jahre 
1857 von Neuem aufgefordert und durd adminiſtrative Erekution genötbigt 
worden. Ihre Anträge auf Befreiung von dieler Abgabe, zu deren Entrich— 
tung fie fih nicht für verpflichtet erachtet, iſt ſowohl von der Königlichen Res 
gierung in Merſeburg, ald auch auf den an den Ainanz« Minifter genom« 
menen Refurs von diefem unter dem 14. November 1857 zurückgewieſen 
worden. 

Die Stadt wünſchte biernah den Rechtsweg zu beichreitn. Von der 
Königlichen Regierung wurde indeflen Kompetenz: Konflilt erboben, der von 
dem Kreidgerihte als begründet, von dem Appellationsgerichte zu Naumburg 
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zwar ald nit begründet, von dem Gerichtshofe für Entſcheidung der Kompes 
tenz« Konflitte jedoch mittelft Erfenntniffes vom 1. Dftober 1859 wieder als 
begründet anerfannt wurde. Es ift daher der Stadt, wiewohl in geſetzlichem 
Wege, die Möglichkeit geraubt, die gegründete oder irrthümlich von ihr ange, 
nommene Unrechtmäßigfeit der an fie geftellten Forderungen im Wege des 
Prozeffes vor dem erfennenden Richter auszuführen. Zur Abwendung des 
Unrechts, von dem fie glaubt, daß es ihr durch Erhebung einer eigens nur 
ritterjchaftlihen Abgabe zugefügt werde, ift ihr daher nur übrig, bei dem 
Landtage Hülfe zu ſuchen, bei dem fie daher über die Entſcheidung des Finanz» 
Minifters Beichwerde führt. 

Die Kommiſſion vermag jedody nicht die Ueberzeugung zu gewinnen, daß 
die Beichwerde eine gegründere jei. Allerdings wurden die Steuern im Her» 
zogtbume Sachſen und namentlih aud in den jogenanuten erbländiſchen Kreis 
jen, in den Stiftern Merjeburg und Naumburg: Zeig, bis in das Jahr 1817 
auf Grund ftändijcher Bewilligung erhoben. Dieje periodiſch zu erneuenden 
Bewilligungen nahmen jedoch bier, wie faft überall in Deutihland, mit ber 
Zeit den Charakter einer unverweigerlihen Pfliht an, wenn fih aud die 
Stände durd Proteftationen gegen eine ſolche Folgerung noch jo oft und 
feierlich zu verwahren juchten. Als ſolche unverweigerliche Leiftungen und mit 
bin ald wirflihe Steuern wurden die in Rede ftehenden Abgaben auch von 
der Preußiſchen Staats-Regierung nad der Befipnahme der Provinz Sadjen 
betrachtet und daber, als mit dem Schlufje des Jahres 1817 der Zeitraum 
ablief, für welchen bie legte ſtändiſche Bewilligung erfolgt war, durd eine 
son dem verewigten Könige Friedrich Wilhelm III. den 8. Dezember 1817 
an die Stände ded Herzogtbums Sadjen erlafjene in Nr. 10, des Amtäblat« 
tes der Königlihen Regierung zu Merjeburg publizirte Allerhöchſte Kabinett» 
Drbdre verordnet: . 

„Es muß die Erhebung der bewilligten Steueru in derjelben Art, 
wie fie biöber ftattgefunden, jo lange fortgejegt werden, bis das 
dem Staatsrathe zur Berathung vorliegende Steuer-Spften berich« 
tigt fein wird,‘ 

Die Feftftelung Diejes Steuer-Syſtemes, wie dafjelbe aus den Berathuns 
gen bes Staatsrathes hervorging und durch die Gejepge vom 30. Mai 1820 
janktionirt wurde, änderte dann aber an den Grundfteuern und grundfteuers 
artigen Abgaben nichts, was für die Sächſiſchen Nitterpferde-Gelder maßgebend 
geweien wäre. Vielmehr verordnete der $. 3. des allgemeinen Gejeges über 
die Einrichtung des Abgabenmweiens: 

„die Grundfteuer wird in jeder Provinz nah den Grundjägen 
und Vorſchriften erhoben, welde darin gegenwärtig zur Anwens 
dung kommen,‘ 

Es ift bieemit auch die Korterhebung der Sächſiſchen Nitterpferbe-Gelder 
nad dem früheren Herfommen unzweifelhaft geſetzlich begründet. 

Unter viejen Umftänden fann es nit darauf anfommen, ob der Uriprung 
oder der Grund der Beitragspfliht der Stadt Merjeburg. zu den jonft nur 
von ber Ritterſchaft zu entridhtenden Donativ-Geldern noch zu ermitteln jei 
oder nicht und können eben je wenig Berficherungen der früheren Landesher- 
ren, der ihnen bewilligten Hülfe nicht als eines Rechtes ſich anmaßen zu wollen, 
einen Grund für die Befreiung der Stadt von der bisherigen Beitragsleiftung 
abgeben, jondern läßt die Petenten nur von der in Ausficht ftehenden Regelung 
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ber Grundfteuer und aller grumdfteuerartigen Abzaben die Befeitigung der in 
Rebe ftehenden Abgabe erwarten. 
Die Kommilfion Schlägt unter dieſen Umftänden dem Hauje vor, über 
die Petition der Stadt Merjeburg 
zur Tages-Ordnung überzugeben, 


IT. 1. Künfundzwanzig Gutsbefiger in Weſtpreußen tragen in einer, Stras« 
burg in Weftpreußen, ben 7. Februar 1860 batirten Petition, in NRüdficht 
auf die Gejepes-Vorlagen wegen Regulirung der Grundfteuer und mit Bezug- 
nahme auf die der Provinz Weltpreußen unter dem 12, Mai 1787 ertbeilte 
Affekurationd-Urfunde, darauf an: 

„ſie nicht nur vor einem fihern Ruin, jondern aud, einer legis— 
latoriſchen Willfür gegenüber, im Befip ihrer mwohlermorbenen 
Rechte zu beſchüßen und im Falle Die Gejeges-Borlagen in Bezug 
auf andere Provinzen annehmbar eriheinen jollten, Weftpreußen 
von der Anmendbarfeit derjelben ausnebmen zu- wollen.’ 

2. Ginundzwanzig Grundbefiger des Stolper Wahlbezirkes beantragen 
in einer, Stolp, den 1. Februar 1860 datirten Petition, mit Hinweiſung auf 
die Allodifikations- und Affefurations-Urfunde vom 16. Februar 1787: 

„der von der Königlichen Regierung eingebrachten Geſeßes-Vorlage 
wegen anderweitiger Requlirung der Grundftener, der Veranlagung 
und Erhebung der Grundſteuer von den bisher befreieten Grund» 
ftüden und die dafür zu gemährende Entihädigung, ſo wie der 
Einführung einer Gebäubdeiteuer, die Genehmigung zu ver 
jagen.“ 

3. Die Gemeinde Bodelnbagen-Weilrode bittet durd ihre Vertreter, 
in der Beiorgniß, daß ihre erſt in neuerer Zeit firirte Grundſteuer durch die 
beabfihtigte Gleichitellung eine Erhöbung erfahren dürfte: 

„Das bobe Haus wolle alle auf Aufhebung der zu Hecht beftehen« 
den Grundfteuer-Berfaffungen resp. auf Grundfteuer-Ausgleihung 
abzielenden Anträge und Vorlagen verwerfen, event. aber für jede 
Erhöhung der firirten Grunditener über das bisherige Maß, fo 
wie der davon abbängigen Konmunal-gaften, volle Entihädigung 
proflamiren.' 

Sn allen drei Anträgen ift nichts enthalten, das nicht bereit# bei der Be» 
rathung der die Regelung der Grundfteuer betreffenden Gejep-Entwürfe zur 
Erwägung gefommen wäre. Nachdem aud über die Geiep-Entwürfe, ſowohl 
in der Kommilfion als im Haufe der Abgeordneten Beihluß gefaßt worden, 
fann dem hoben Hauſe nur empfohlen werben: 

über die vorftehend aufgeführten drei Petitionen zur Tages-Ord⸗ 
nung überzugeben. 


HEN. 1. Der Brauereibefiger und Brauermeifter Ernft Pavel zu 
Leutmannddorf, Kreiſes Schweidnig, petitionirt um £ 
gänzlide Aufbebung der auf Schlefiihen Brauereien laftenden ſo— 
genannten Grundſteuer. 
1° 


Journ. IL, Rr. 420, 


Journ. II. Nr. 423, 


Sour. II. Rr. 548. 


Jouru. U. Rr, 665. 


Journ. II, Rr. 696. 
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2. Der Brauereibefiger, Brauermeifter 3. &. Seyffert in Hapyderd« 
dorf, Kreiles Nimptſch, ftelt den Antrag, das Haus der Abgeorbneten wolle 
dahin wirfen: 

daß jelbft dann, wenn die Regulirung der beftehenden Grund- 
ſteuer⸗Verfaſſung wieder vertagt werben jollte, die auf feiner 
Brau- und Brennerei laftende fogenannte Grundfteuer aufgehoben 
werbe. 

Beide Petitiinen beruhen darauf, daß befanntlih bei der gegen bie 
Mitte des vorigen Jahrhundert? vorgenommenen Veranlagung der Sclefi- 
{hen Grundfteuer, die auf Grund bejonderer Real» Privilegien errichteten, 
größeften Theils auch mit einträglichen Exkluſiv-Reſchten beftehenden Brauereien 
und Brennereien, nad ihrem Debit zur Veranlagung mit herangezogen wur» 
ben. Bei Einführung der Gemerbefreiheit find dieſen Gemwerbs » Anlagen 
bie früber beſeſſenen Exkluſiv-Rechte entzogen, auch ift ihnen in der Folge Ge— 
werbe-, Malz und Mailh-Steuer mit aufgelegt, gleihwohl aber die früher 
aufgelegte Grundfteuer weder abgenommen nod ermäßigt. Die von altersher 
privilegirten Gewerbi- Anlagen gerietben dadurch gegen die erft in neuerer 
Zeit nad Einführung der Gewerbefreiheit fonzeffionirten Brauereien und 
Brennereien in das Verhältniß, daß leptere nur mit den in ber neuern Ger 
jepgebung mwurzelnden Steuern belaftet find, während erftere außerdem von 
einem ihnen nicht mehr gefidherten und großentheils eingebüßten Umfange 
ihres Gewerböberriebes die früher feftgejegten Abgaben, meiſtentheils höchſt 
bedeutenden Betrages, unter dem Namen Grunbfteuer zu tragen haben. Eine 
natürliche Folge davon ift, daß es den aus älterer Zeit bergelommenen Ge 
werbs-Anftalten diejer Art jchwer füllt, mit den neuern zu fonfurriren. 

Die Kommiffion verfennt nicht Die zu Tage liegende Ueberbürdung, 
weldye die in Rede ſtehenden urſprünglich privilegirten Schleſiſchen Gewerbs— 
Anftalten belaftet, und um jo mehr als ungerechtfertigt erſcheint, als 

nad $. 3. der GewerbesÖrbnung vom 17. Januar 1845, jo wie 

auch ſchon nad $. 30, des Edifts vom 2. November 1810, 
bereits alle Abgaben abgeftellt werben jollten, welche von dem Betriebe eines 
Gewerbes entrichtet werben, vorbehaltlich der Durch die neuere Gejepgebung aufs 
gelegten Gewerbefteuer. Audererieits hängt jedoch die in Rede ftehende Heran» 
ziehung der früher privilegirten Brauereien und Brennereien zur Grundfteuer mit 
der Schleſiſchen Grundfteuer-Berfafiung überhaupt jo unzertrennlih zuſammen, 
daß es unzuläjfig ericheint, eine definitive Abjegung dieſer Grundfteuer-Beträge 
vorzunehmen, bevor eine durchgreifende Negelung der Grundfteuer-Berhältniffe 
in der Provinz Schlefien überhaupt ausführbar wird. Das bervorgehobene 
Mipverhältniß ift keineswegs das einzige, was bei der bisherigen Grundfteuer» 
BVerfaffung in Sclefien, jo wie in ähnlicher Weiſe auch in andern Landes— 
theilen, obwaltet und in Anjehung der Grunbdfteuerlaft eine neue, gerechtere 
Vertheilung fordert. Die leptere herbeizuführen, bat die Königlihe Staats— 
Regierung, in Uebereinftimmung mit dem Hauje der Abgeordneten, durch bie 
in legterem bereits genehmigten Gejepes-Vorlagen alle mögliche Sorge getra- 
tragen, und fann daher dem. erft zu erwartenden Erfolge derjelben nicht Durch 
ſpezielle Maßregeln vorgegriffen werden, 

Bei der Berathung dieſer Gejepes-Vorlagen find auch die in den beiden 
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Eingangs aufgeführten Petitionen vorgetragenen Mifverhältnilfe bereits ge» 
bürend mit in Betracht gezogen worden. 
Die Kommilfion empfiehlt daher dem Haufe der Abgeoroneten 
den Uebergang zur Zages-Drbnung. 


B. 


Referent: 
Abgeordneter v. Benda. 
— — — 


I. Der Rittergutöbefiger Kennemann zu Marcinkowo, Beſitzer eines Iomem. II. Re. 704. 
Gutes von 1150 Magdeb. Morgen, auf meldem 26,700 Rthlr. Schulden 
haften, führt darüber Beſchwerde, daß er pro 1859 mit 2 Rthlr. monatlich 
zur Klaffenfteuer veranlagt jei, indem er ſich darauf beruft, jeine Vermögens ' 
verhältnifje feien fo zerrüttet, daß gegenwärtig die Subhaftation jeines Gutes 
eingeleitet jei. 

Er ift mit feinem Antrage auf Herabjegung der veranlagten Steuer, in 
Uebereinftimmung mit dem Gutachten der Kreisftändiihen Kommiſſion, durch 
alle Inſtanzen aus dem Grunde abgewieſen, 

„weil der Steuerfag von 2 Rthlr. monatlich dem Umfange feines 
Gutes und unter Berüdfihtigung der darauf haftenden Schulden 
den Gejammtlebens-Berbältniffen feines Beſitzers entſpreche.“ 

Das Haus der Abgeordneten, welches nicht im Stande ift, von bier aus 
die Lebenaftellung des Beihwerbeführers, das Maß feines jährlihen Aufwandes, 
jelbft die Frage, in wie weit durch die für 1859 eingeleitete Subhaftation 
feine Lebens: und Nahrungs» Berhältnifje alterirt werden, näher zu prüfen, 
wird nicht in der Lage jein, die Berechtigung der von den Behörden ihm er» 
teilten abweijenden Beſcheide in Zweifel zu ziehen. 

Die Kommiffion ſchlägt daher 

den Hebergang zur Tages ⸗Ordnung 
vor. 


HE. Der Mühlenmeifter Strache zu AlteZrebbin beanjprucht in jeiner Iowa. IL Rr. 720. 

Petition vom 15. Febrnar c. den Erlaß einer auf feinem Müblengrundftüd 
ruhenden AmortilationsRente von 65 Rthlrn., in welche mittelft Rezeß vom 
Sahre 1827 eine früher an den Domainen-Fiskus zu entridtende Körnerab» 
gabe (von 4 Wispeln Roggen) verwandelt zu jein jheint — unter dem An» 
führen, daß ſchon jein verftorbener Bater jeit Aufhebung des Mühlenzwanges 
zur Entrihtung jener Abgabe nicht mehr verpflichtet geweien, und daß ber« 
felbe bei Abſchluß des Nezeffes von 1827 von dem damaligen Rentbeamten 
zu Wriegen bintergangen ſei. 


Sour. II. Rr. 712. 
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Petent ift mit feinem Antrage von dem Königlichen Finanz-Minifterio 
wiederholt zurüdgemielen worden, 

Keiner der betreffenden Beicheide ift beigefügt; ebenjo wenig aber ift aus 
der Vorftellung vom 15. Februar zur Beurtheilung des Sach- und Redtö- 
verhältniffes genügender Anhalt zu gewinnen, 

Die Kommilfion beantragt daher 

den Webergang zur Tages-Ordnung. 


III. Nah 8. 17. des Gejeges vom 1. Mai 1851 find Preußiſche 
Staats-Angehörige wegen des Einfommens aus ihrem im Auslande belegenen 
Grundeigenthums von der Maffifizirten Eintommenfteuer frei zu laffen, wenn 
fie ven Nachweis führen, daß fie wegen jenes Grundeigenthbums im Auslande 
einer gleihartigen Steuer unterliegen. 

Hinfihtlih der Klaffenfteuerprlichtigen findet eine ähnlihe Beftimmung 
nicht fatt. 

Durch diefen angebliben Mangel des Geſetzes vom 1. Mai 1851 findet 
fi) der Hauptmann a, D. Deftreih zu Greifenhagen, Regierungs » Bezirk 
Stettin, verlegt. Er bezieht aus einem feiner Ehefrau theilweiſe gebörigen 
Grundeigentbume zu London eine Jahresrente von 200 Rthlrn., welde in 
England mit 10 Rthlen. Einfommenfteuer jährlich belaſtet ift; gleichwohl ift 
er bierjelbft mit jeinem Geſammt-Einkommen, weldes incl. jener Rente 370 
Ribir. jährlich beträgt, in der Klaffenfteuer herangezogen, da eine Penfion 
von 180 Rthlrn. den Steuerſatz von 20 Egr. nicht rechtfertigen würde. Er 
findet in jenem Inhalte des Gejeget eine Begünftigung des Reichthums, eine 
Benachtbeiligung der Minderbegüterten, gebt von der Annahme aus, daß der 
Gejepgeber bei der Redaktion des $ 17. 1. o. nit daran gedacht habe, daß 
aud weniger Wohlhabende Grundeigentbum im Auslande befipen fönnen und 
trägt darauf an: 

das Gejeg vom 1. Mai 1851 dahin zu ergänzen, daß die Vor— 
ihrift des $. 17. auch auf Klaffenfteuerpflictige Anwendung 
finde. 

Das Petitum bat anfheinend Gründe der Billigfeit für fi; gleichwohl 
fann es nah Lage der Gelepgebung zur Verüdlichtigung nicht - empfohlen 
werden, 

Der $. 17.1. e. ift ein Ausfluß aus der Natur der Einkommenſteuer, 
nad welder alles dein Steuerpflihtigen verbleibende reine Einfommen mit 
einem gleichmäßigen Prozentjage getroffen werden joll; und es mußte demzu- 
folge, wie die Motive des Gelep-Entwurfes von 1849 ausdrüdlich hervorhe⸗ 
ben, das im Auslande befindliche mit einer analogen Steuer bereits belaftete 
Grundeigentbum Preußiiher Staats» Angehörigen frei gelafien werden, weil 
fonft diefelbe Einnahmequelle einer doppelten Befteuerung unterworfen wäre. 

Die Klaffenftener dagegen ift, wie befannt, ihrem Prinzipe nad feine 
eigentliche Einfommenfteuer; fie beruht auf der Einihägung nad den Ges 
fammt», Lebens» und Bermögens»Berhältniffen in gewiſſe Steuerftufen und 
fieht von der genauen Feftftellung des Nein-Einfommens und eines entiprechen- 
den Steuerprogentiages völlig ab. 

Da nun Petent weder behauptet noch nachgewieſen bat, daß die ibm 
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auferlegte Steuer von 20 Sgr. am fi eine zu bobe ei, fo fann die Kom« 
milfion nur beantragen, 
über tie Petition des Hauptmann a. D. Deftreih zur Tages 
Ordnung überzugehen. 


IV. Der bisherige Schanfwirtt Andreas Saran zu Parey a. ©. 
bat von dem Karouffelführer Haaf deſſen Karouffel gefauft, den Befiper 
verpflichtet, auf feinen Gewerbeſchein zu verzichten, und als Kaufpreis 270 Rthlr. 
erlegt, unter der feften Vorausſetzung, daß ihm felbft der Gewerbeſchein zum 
Umberzieben mit dem Karouffel nicht verjagt werden würde, da die Zahl 
ber legteren durch bie geſchehene UWebertragung nicht vermehrt worden, Dieſe 
Verſagung ift gleihwohl erfolgt — auf Grund allgemeiner höherer Anordnung, 
„nad welder Perionen, welche früher noch feinen Gewerbeſchein als Karoufjel« 
führer erhalten haben, ein joldher nicht ertheilt werden ſoll.“ 

Der Bitifteller ift mit feinem Geſuche durch alle Inſtanzen abgemielen. 

Es ift nicht zu verfennen, daß ber Pittfteller, dem übrigens ein günſti— 
ges Zcugniß der Ortspolizei» Behörde zur Seite ftcht, durch die Berjagung 
des Gewerbeſcheins in eine üble Lage geräth, da das ungefaufte Karouffel 
ohne tie Gelegenheit der Benußung einen fehr geringen Werth hat, und «3 
ihm unter den bemerften Umftänden ſchwer fallen dürfte, es andermeit zu 
verfaufen. : 

Indefjen har fi Petent doch dur eigene Schuld in diefe Lage verjept, 
da er den Kauf vollzog, ohne ſich vorber zu verfichern, daß er den Gewerber 
ſchein erhalten werde, von deffen Befig, wie ihm wohl befannt war, ober 
befannt jein mußte, die Benugung des Karouſſels abhing. 

Wenn nun Karoufjelführer zu den Leuten gehören, welchen nad $. 18, 
des Haufir-Reglements vom 21, Mai 1824 der Gewerbeichein nur ausnahms— 
weije, in mäßiger Zahl und unter befonderer Auswabl, zu ertbeilen ift; wenn 
danadı die Bebörden unzweifelhaft befugt find, auch auf die Beihränfung der 
Zahl beftehender Kongelfionen, wo es wünſcheuswerth erſcheint, durch allge 
meine Inftruftionen binzuwirfen, jo fann die Kommijfion nur beantragen: 

über dieje Petition zur Taged-Orbnung überzugeben. 


V. Der Rentamtsbote und Fruchtmeſſer Goeke in Meſchede wiederholt 
feine in voriger Sejfion angebradte, in der Plenarfigung vom 23. Februar 
1859 ohne Diskuffion abgelehnte Petition um Berbefjerung feines 145 Rtblr, 
betragenden Gehaltes. 

Neue Thatſachen find nit angeführt. 

Es beißt aber am Schluffe des vorjährigen Kommilfions-Berichtes: 
„Die Kommilfion bleibt bei der früher ausgeſprochenen Meinung, 
daß die Gehälter vieler Beamten den jepigen Lebens Berhältniffen 
nit angemefjen find, erachtet es aber nicht für ihre Aufgabe, 
feftzuftellen, melde Kategorie von Beamten oder welche einzelnen 
Bittfteler unter ihnen, bei den zahlreichen Petitionen um Gehalts« 
zulage zu berüdfichtigen fein möchten.“ 

Die Kommilfion glaubt auch bei der vorliegenden Petition von ber An— 

ihauung nicht abweichen zu jollen, daß es der Königlichen StaatssRegierung zu 


Sourn. IL. Re. 801. 


*oura. IL. Rr. 834 


Yerrn. II. Rr. 84. 


Sourn. II. Rr. 542, 
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überlaffen jei, der hinlänglic bekannten Unzulänglichkeit vieler Gehälter von 
Subalternbeamten, jo weit thunlich, abzubelfen, und empfiehlt daher 
den Mebergang zur Zaged-Drbnung. 


VE Der Kaufmann Sudau zu Berlin bat fih wegen Beihäfti- 
gung an die Ober-Poftdireftion daſelbſt gewandt. Da jein Gejudy mit dem 
vorjhriftsmäßigen Stempel von 5 Sgr. nicht verfehen war, ift er nad) $. 28. 
bes Stempel-Gejepes in die Strafe von 15 Sgr. genommen worden. 

Er trägt in jeiner Petition vom 28. Februar c. darauf an, den $. 23, 
aufheben zu wollen, da er veraltet jei und heut zu Tage micht mehr paſſe. 

Gründe für Diele Anihauung find nicht angegeben. 

Die Kommilfjon trägt auf einfache Tages-Ordnung an. 


VER. Gejuhe um Herftellung der Steuerfreiheit der Geiftlihen und 
Lehrer — in Berbindung mit Anträgen auf angemefjene Honorirung vorgeb- 
licher unentgeltliche Dienftleiftungen der Geiftlichen Seitens des Staats — find 
von der Landesvertretung nach Art. 101. der Verfaffung, und in der Erwäs 
gung, daß jene Dienftleiftungen zu der früheren Immunität in feiner Bezie- 
bung ftehen, bisher zurückgewieſen worden. 

Der evangeliihe Pfarrer Rudolph Hampf zu Starfenberg, Kreis 
Behlau in Oftpreußen, hat dies Geſuch in diefem Jahre erneuert. 

Er verlangt, ſofern die Steuerfreibeit nicht bergeftellt werbe, neben dem 
Honorar für andere umentgeltlihe Dienftleiftungen, eine Remuneration für 
die Fürbitten, die er auf Befehl ſeiner hohen vorgefegten Behörde umjonft 
balten müjle, d. i. allſonntäglich 

a) für Se Majeftät den König, 
b) für Ihre Majeftät Die Königin, 
c) für den Prinz-Regenten, Königliche Hoheit, 
d) für die Frau Prinzeifin von Preußen, 
e) tür das ganze Königlihe Haus, 
f) für Ale, die ibm anverwandt und zugethan find, 
g) für dad Königliche Kriegsbeer, 
h) für alle treue Diener des Königs und des Vaterlandes, 
i) für Juden und Heiden, 
k) für die beiden Häufer des Landtags. 
Für die Nubrifen a. bis e. beaniprudht er „aus Diskretion‘ 5 Sgr., 


in Summa jäbid . . . 020.0. 50 Rtble. 
für die Rubrifen f. bis i. à % Sr. jährlich . ee Tr 
für die Häufer des Landtags als Pauihquantum . . » »..80 » 


in Summa “00 Rthlr. 
Er bemüht fi ichließlich, die Berechtigung feiner Anjprühe dem Haufe 
der Abgeordneten in eindringlihen Worten an das Herz zu legen. 
Die Kommilfion erachtet es dem Intereſſe des Petenten und der Sache, 
die er vertritt, am entiprechendften, wenn fie ohne weitere Bemerfung 
den Uebergang zur Tages-Ordnung 
empfieblt. 
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VIII. Der Prediger Schreiner zu Lasdehnen, Kreis Pilfallen, wie- Journ. II. Rz. 863. 


derbolt feine ſchon in vorjähriger Seſſion eingebradhte, zur Beratbung im 
Pleno nicht mehr gelangte Petition um Aufhebung der Vorſchrift, nach wel 
her die Geiftlihen, als Ausfteller ftempelpflichtiger Attefte, für die Verwendung 
ber Stempel verantwortlich gemadt find. 

Er motivirt dieſes Geſuch durch die häufig eintretenden Zweifel über die 
Stempelpflictigfeit der Atteſte jelbit, anvererjeits Durch die weite Entfernung 
der Drtichaften, in melden Stempelpapier zu haben ift. 

Er findet hierin eine große Beläftigung, namentlih auch der Landleute, 
welche zunächſt die Stempelbogen zu den tteften, deren Ausfertigung fie 
beantragen, zu beihaffen baben und wünſcht, daß fünftig den Königlichen Bes 
hörden die Verpflichtung auferlegt werde, bei Einreihung derartiger Atteſte die 
Stempel nachträglich au kaſſiren. 

Dem Antrage ſtehen indelfen mehrfache Erwägungen entgegen. 

Zunächſt ſteht er zu dem allaemeinen Grundiage des Stempel-Geſetzes 
8$. 12. und 22. im entidiedenen Widerſpruch und es erjcheint nicht rathſam, 
binfichtlich der Geiftlihen eine Ausnahme zu machen, die man auf andere zur 
Beibringung der Stempel von Amtswegen verpflichtete öffentliche Behörden 
und Beamte auszudebnen gerechtes Bedenken tragen müte, 

Dann gelangen nicht alle Atteſte, welde die Pfarcer ausitellen, zur 
Kenntnif Der Gerichts: oder anderer öffentlicher Behörden; das Intereſſe des 
Steuer» Kidfus würde hiernach bei Genehmigung der gewünſchten Ausnahme 
nicht geſichert ericheiner. 

Endlich ift aud die Beläftigung ver Geiftlihen und der Landleute in 
der That nicht fo empfindlich, wie die Petition aunimmt. 

Denn einerjeits find die Geiftlihen wegen der ihnen in ibrer amtlichen 
Eigenſchaft zu Laſt fallenden Stempelfteuer-Bergebungen nur ibrer vorgelegten 
Dienftbebörde gegenüber verantwortlich, andererjeits find fie befugt, in ichleu- 
nigen, dringenden und zweifelhaften Fällen, unter ausdrüdlihem Vermerk auf 
dem betreffenden Attefte, Die nachträgliche Kaifirung des Stempels bei den 
Königlihen Behörden zu beantragen. 

In Uebereinitimmung mit dem jhon in der vorjührigen Kommilfion ges 
faßten Beichluffe kann hiernach nur 

der Uebergang zur Tages-Ordnung 
empfoblen werden. 


EX. Am 29. Juni 1854 murben dem Mübhlenmeifter Schoof zu 
Straljund 6., Zeutmer Weizenmehl in zwei Süden Seitens der Steuerbebörde 
mit Beſchlag belegt. Er begab fi folgenden Tags auf das Königliche Haupte 
Zolamt und verlangte die Herausgabe des Mehls gegen Deponirung des 
Wertbes; auf die Eröffnung aber, daß wegen Verdachts der Steuer: Defraude 
noch nähere Recherchen anzuftellen jeien, beantragte dr Schoof die ſofor— 
tige Abgabe der Sache zum gerichtlihen Verfahren, 

Diejet wurde eingeleitet; denn auf einen unterm . . Auti 1854 wieber 
bolten Autrag auf Herausgabe des Mehls gegen Kaution wurde dem Schoof 
durh Verfügung des Stralfunder Kreitgerichtes vom 29. September 1854 er» 
öffnet: ; 
Das Mehl fei wegen Verdachts der Defraude in Beichlag ge» 

2 
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nommen, das Unterſuchungs-Verfahren bereits eingeleitet: der An» 
Iprud auf Herausgabe des Mebls daher zur Zeit unbegründet. 

Hierauf rubte die Sade gänzlih, bis auf eine Beihwerde an das Kö— 
nigliche Finanz-Minifterium, der Schoof im Mai 1855 die Aufforverung 
erbielt, das Mehl gegen Wertherlegung zurüdzunebmen. Inzwiſchen war 
jedoch das Mehl völlig verborben und nicht einmal zum Viehfutter mehr 
braudbar. Der Schoof verweigerte die Annahme und forderte den Werth» 
Erſatz des Mebles und der Säde, die gleichfalls völlig unbrauchbar gewor⸗ 
den waren. 

Diejer Erjag wurde abgelehnt und es verftrid hiernächſt abermals ein 
Jahr. Im diefem ſcheint die Unterfuhung gegen den Schoof resp. deſſen 
damaligen Dienftberrn ein Ende cefunden zu baben, obne zu einer Verur— 
teilung zu führen. Denn ver Echoof wurde wiederholt zur Zurüdnahme 
des Mehls ohne Wertberlegung aufgefordert, und erhielt auf fein abermaliges 
Geſuch um Schapeneriag den Beſcheid des Königlichen Hauptzollamtes zu 
Stralfund vom 28. Mai 1856, in welchem es heißt: 

„Ihr Aniprud an die Steuer-Berwaltung kann als begründet 
nicht anerfannt werden; denn mit dem von Ihnen jofort ange» 
bradten Antrage auf gerichtlihe Entiheidung ging ſelbſtredend 
aud die Verfügung über Das quaest, Mehl auf das Gericht über 
und nur dieſes konnte die Zurüdgabe anordnen, 

Ausweislih der eimgelebenen gerichtlihen Aften haben Sie 
aber einen dahin gebenden Antrag bei dem Königlichen Kreis— 
gerichte gar nicht angebradt und als wir Ihnen in Folge der bei 
dem Herrn GeneralsDireftor der Steuern angebrachten Beſchwerde 
mittelft unſeres Beſcheides vom 9. Mai d. 3, die Zurücknahme 
tes Mebls gegen Wertböerlegung überließen, konnte dies nur ges 
ſcheben, nachdem das Königliche Kreisgeriht auf unſere Anfrage 
feine Zuftimmung dazu gegeben hatte.“ 

Dieje Verfügung wurde durch den Beiheid der Provinzial» Steuerdireftion 
zu Stettin unterm 24. Dezember 1856 beftätigt, indem der Schoof mit 
feinem Entibädigungs- Aniprude auf ben Rechtsweg verwiejen und ibm ber 
fannt gemacht wurde, daß der Ober-Zolliniveftor Herroſé die Bertretungs- 
verbindlichfeit gegen den Petenten übernommen babe. | 

Demzufolge klagte der Schoof gegen Lepteren, wurde jedoch von dem 
Königlichen Kreisgerichte zu Straliund und demnächſt durdy den Givil-Senat 
des Appellations-Gerichtes zu Greifswald unterm 11. April 1857 per decre- 
tum, jedoch nur aus dem Grunde zurüdgemieien, weil jein Klage-Antrag fein 
genügendes Klage-Fundament enthielt. Einen Rechtsanwalt, der diefem Mans 
gel Abhülfe verihafft bätte, konnte der Schoof angeblih in Straljund nicht 
ermitteln. 

Gr wandte fi daher nunmehr an das Kabinet Sr. Majeftät des Kö— 
nigs und wurde durch Reifript des Königlichen Finanz-Minifterii vom 15. Juli 
1857 wiederbelt dabin beidieden, daß ibm überlaffen bleiben müſſe, ſeine 
Anſprüche gegen den Dirigenten des Haupt-Zollamtes zu Straliund, welder 
die BVertretungss Verbindlichkeit übernommen babe, im Rechtswege geltend zu 
machen. 

Der x. Schoof hofft nunmehr — und dies ift der Antrag feiner Pe— 
tition vom 26. Februar c, — durch Vermittlung des Haujes der Abgeordne— 
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ten und den Gerechtigkeitsſinn des gegenwärtigen Finanz-Minifters endlich zu 
feinem Rechte zu gelangen; er beruft fi darauf, daß er feinen Anwalt babe 
finden können, der von Der Anklage gegen den Regierungs-Rath Herroie 
fih Erfolg verjproden hätte, da Letzterer die Beihlagnahme nicht einmal an» 
geordnet habe und hält jeinen Anſpruch auf Erftattung jeines auf 52 Rthlr. 
16 Sgr. 4 Pf. berechneten Schadens Seitens des Königliben Haupt-Zollamtes 
zu Stralſund für jo unzweifelhaft, daß ber derzeitige Finanz Minifter moras 
lich gebunven fei, demjelben zu entiprehen. ine weitere Anführung, nad) 
welcher ihm die Erftattung des Mehls nah dem jegigen Marktpreije Seitens 
bes Haupt-Zollamtes zu Straljund dur gerichtliches Urtheil bereits zuge 
proben worden, entbehrt jedes Nachweiſes und ftebt mir dem jonftigen Ins 
halt der Petition und ihren Anlagen geradezu im Widerſpruch. Sie fann 
daber nicht in Betradht fommen. Der ꝛc. Schoof bat, wie aus der vorlies 
genden Darftellung beroorgebt, in jo fern ein jcheinbares Recht zur Beichwerde, 
als er durch die Beſchlagnahme dee Mebls einen empfindliben Schaden er« 
litten bat, obme das ſelbſt die gegen ihm eingeleitere Unterjuhung zu einem 
Ergebniß führte, 

Gleihwohl erjheint die Steuer-Verwaltung dabei außer Verantwortung, 
weil iunerbalb der Zeit, in welcher jener Schade eintrat, Die Unteriuhung ger 
gen den ıc. Schoof vor dem Kreisgerichte zu Straliund ſchwebte, mithin bie 
Verfügung über das Mehl der Steuer-Bebörde entzogen war. 

In wie fern das Kreisgeridht in feinem Rechte war, die Herausgabe des 
Mehls jelbft gegen Werthserlegung mittelft Verfügung vom 29. September 
1854 zu verweigern, oder in wie fern dem Bitrjteller eine ſchuldbare Vers 
jäumniß trifft, daß er von lepterer Verfügung bis zum Mai folgenden Jah— 
res 8 Monate verftreihen ließ, ohne jeine Anträge wegen Herausgabe Des 
Mebles zu wiederholen, bleibt dabingeftellt. Ein Antrag in diejer Beziebung 
ift in der Petition vom 26. Februar c. nicht geitellt. 

Jedenfalls aber konnte, jofern die SteuersVerwaltung als fahrläjfiger 
Depofitar des Konfiscats nah wie vor in Aniprud genommen werden follte, 
dieſer Anſpruch nicht gegen die Verwaltung jelbit, jondern nur gegen den 
Beamter gerichtet werden, welchem die Fürjorge für die eingelieferten Konfis— 
fate nach der beftehenden Gejchäfts-Bertbeilung bei dem Haupt-Zollamte zu 
Straljund anvertraut war. Ale folder bat fih dem Bittfteller der Ober 
Zoll⸗-Inſpektor Herroſé jelbjt genannt, welcher nad feiner eigenen Angabe 
die Unterjuhung gegen den ꝛc. Schoof angeordnet und jpeziell geleitet 
hatte. 

Gegen Diejen mußte Daher — wie ibm aud das Reſkript des König« 
lihen Finanz-Minifterii vom 15. Juli 1857 eröffnet — der Bittfteller event. 
im Rechtswege vorgeben und wenn er bierbei weder ſelbſt feine Klage gehö— 
tig fundamentiren nod einen Rechtsauwalt finden fonnte, der jeine Sache 
hätte führen mögen, jo fann dies der Steuer-VBerwaltung nicht zum Vorwurf 
gereihen; am menigften aber jcheint der Antrag begründet, daß, weil Petent 
einen Rechtsbeiſtand nicht gefunden habe, nunmehr bie Finanz» Verwaltung 
freiwillig jeinen Anſprüchen gerecht werden müſſe. 

In dieien Erwägungen 'empfiehlt die Kommilfion dem boben Hauje: 

über die Petition des Müblenmeiftere Schoof zur Zages-Drpnung 
überzugeben. 


Sourn. I. Nr. 1033. 
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x. Der Forftlaffen-Rendant a. D. Stegmann zu Steteborn, Kreid 
Oſchersleben, bat, nachdem er die Freibeitsfriege mitgemadt, bis 1831 als 
Feldwebel, von 1831 bis 1835 ala Halbinvalide beim 26. Infanterie-Kegiment 
geftanden, und demnächſt im Givildienft von 1835 bis 1853 bie Forftfafjen« 
Rendantur zu Steteborn proviforich und gegeu Kündigung verwaltet, 

Er ift 1858 auf jeinen Antrag in Folge körperlicher Leiden jeines Dienftes 
entlaffen, und ift ihm auf die Verwendung ber Königlichen Regierung zu 
Magdeburg eine Penfion von monatlib 5 Rthien. bewilligt worden. 

Ein Antrag auf Erhöhung diefer Penfion aber ift mittelft Reikripts des 
Königlichen Finanz» Minifterii vom 22. Juni 1855 zurädgemielen worden, 
und zwar, wie ed darin heißt, 

„weil ibm aus der Verwaltung ber Forftfaffe in Steteborn über 
haupt fein Anjprud auf irgend eine Civil» Penfion zugeftanden 
babe, ſomit nur das aus früherem Militair» Berhältnig ihm ges 
bübrende Gnadengebalt habe angemiefen werden können.” 

Hierdurdy fühle ih der ıc. Stegmann beſchwert, um fo mehr, als er 
glaubt, fih auf mündlihe Verſprechungen feiner Vorgeſetzten in der Forft« 
Verwaltung berufen zu können. 

Rach der eigenen Angabe des Bitrftellerd ſcheinen leptere ganz allgemeiner 
Natur geweſen zu fein, ‚eine fefte Anftelumg bat derjelbe in Steteborn nicht 
erlangt. 

Da mithin dem Petenten ein gejegliher Anſpruch auf eine höhere Pen- 
fion mit zufteht, die Bewilligung einer ſolchen vielmehr nur im Gnadenmwege 
erfolgen fünnte, fann Seitens der Kommilfion nur der 

Uebergang zur Tages-Ordnnung 
beantragt merden, 


ME Die Gemeinde Rothmühl, Kreis Uefermünde, wiederholt ihre ſchon 
1856 und 1859 eingebradhte Petition um UWeberlaffung von Königlichen 
Forftland zum freien Aderbaubetriebe, über welche zulegt unterm 12. Februar 
1859 die Tages: Ordnung ohne Disfujfion beſchloſſen ift. 

Sp fümmerlidy die wirthihaftliche Lage der Petenten auch fein mag, jo 
fann es doch micht in der Aufgabe des hoben Haujes fiegen, den Anfichten 
der Forft-Verwaltung entgegen, die Berminderung der Forftbeftände des Staats 
zu Gunften eınzelner Bittfteller zu empfehlen, 

Die Kommilfton jhlägt daher 

den Uebergang zur Tages-Ordnung 


RII. Der Kanfmann Aron Weiß, Getreidehändler zu Neuftadt a. W., 
führt Beichwerde, daß er pro 1859 von jeinem bisherigen Klafjenfteuerjape 
von 12 KRıblm. auf 24 Rthlr. jährlich erhöht worden fei, obgleich er in Folge 
der ungünftigen Geihäfts- Nonjunfturen in den legten Jahren ein Drittheil 
feines Vermögens verloren und jeine Zahres-Einnahme nicht über 300 Rthir. 
berechnen fünne. 

Er ift mit Rüdfiht auf feinen Grund» und Kapitalbefig, jomie auf jeinen 
Geihäftsbetrieb durch alle Inftanzen mit jeinen Reklamationen abgemiejen, 
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und ſteht ihm das übereinftimmende Gutachten der Kreisſtändiſchen Koumilfion, 
bes Landraths und der Königlichen Regierung zu Pofen entgegen. 

Dem gegenüber beruft fi Petent auf die abweichende und ihm günſtige 
Anfiht der Lokalbehörden. 

Hinfihts lepterer ift indelien ein Bemweisftüd nicht beigebracht. 

Die Kommiſſion, in deren Aufgabe es nicht berubt, eine weitere Prüfung 
der thatfächlichen Berbältnifie zu veranlafien, kann hiernach nur den 

Uebrgang zur Zages-Drdnung 

empfehlen. 


Ü 
. 
Referent: 
Abgeordneter Jacobi v. Wangelin. 
m — — 


Der Mühlenmeifter Johann Friedrich Karl Kuhlmey zu Werder- Zone. IL Re. 627. 
mühle bei Niemegf im Kreiſe Belzig (NRegierungs-Bezirt Potsdam) ftellt den 
Antrag: 

dus bobe Haus der Mbgeorbneten wolle jeinen Aniprud auf Rüds 
erftattung der jeit dem Jahre 1820 bis 1842 incl. ven ihm 
indebite erhobenen Steuern int Betrage von 55 Rthlrn. 25 Sgr. 
8 Pf. jäbrlih für begründet erachten und eine Petition der 
Könialiben Staats-Regierung zur Erledigung überweijen. 

Das Sachverhältniß ift folgendes: 

Petent befigt die in dem früheren Belziger Amtsbezirk belegene ſ. g. 
Werdermühle. Der Belziger Amtöbezirt als Zubehör des ehemals Sächſiſchen 
Kurkreifes Wittenberg wurde nah der Bereinigung ber vordem Sächſiſchen 
Landestheile mit der Krone Preußen von dem genannten Kurkreiſe abgetrennt 
und mit den alıländiihen Zauchſchen Kreife verbunden, während die übrigen 
ehemals Königlih Sächſiſchen Lanvestheile mit dem Regierungs-Bezirf Merjer 
burg vereinigt wurden. 

Durch diefe Siolirung des Belziger Amtsbezirks fei für die in demſelben 
angejefienen Müblenbefiger der Nachtheil entftanden, daß fie bei Ausführung 
des Gefeges vom 30. Mai 1820 über die Einrichtung des Abgabenwejeus 
gegen die übrigen Mühlenbefiger, welche dem Regierungs-Bezirt Merjeburg 
zugeihlagen worden, in großen Nachtheil verſetzt jeien. 

Das gedachte Geſetz beitimmt nämlidy im $. 9. sub Lit. D: 

den Wegfall aller unter den direften Steuern in ven Etats aufs 
geführten Abgaben, Die nad) einer von deu Rinanz-Minifter ans 
zuftellenden Prüfung ihrer jepigen Natur nach zu einer der ımter 
Lit. A. B. C. benannten Steuern zu rechnen find. 
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Zu den hiernach wegfallenden Abgaben gehören nad Lit. C. ad b.: 
jämmtlihe Gewerbe», Patent» und Nahrungsiteuern, die in ben 
jeit dem 1. Januar 1818 wieder oder neuerworbenen Landes» 
tbeilen bisber erhoben worden find. 

Endlich ift sub Lit. E. beitimmt: 
deögleichen joll dem Herzogthum Sachſen joviel an Abgaben ere 
lafien werden, als der ganze jegige Betrag der Duatemberfteuer 
ausmacht, diejer Erlaß jedoch in der Art ftattfinden, daß darauf 
zunächſt Die unter Der Benennung der Magazinmege oder bes 
Magazınaetreives noch beiteyende Naturallieferung, ferner die auf 
die Gewerbe oder auf die Perſouen gelegten Quatember- oder 
Schoditeuern, ſoweit jolde no aus den Kataftern mit Meberzeus 
gung zu ermitteln find, in Anrechnung kommen. 

Was dann nod übrig bleibt, joll zur Erleichterung derjenigen 
Untertvanen des Herzogthums Sachſen verwendet werden, melde 
durd die neuen Steuern verhältnißmäßig am meiften belafter werden. 

Petent führt nun an, fein Müblengrundftüd jei zu Sächſiſchen Zeiten mit 
einer beftimmten Schodjteuer beiteuert gewejen und es ſei ganz unzweifelhaft, 
dab Die Grunditeuer von Mühlengrunpftüden eine Steuer theild von dem 
Grund und Boden, theils von dem Gewerbebetriebe darſtelle. Es ſei Daher 
bei Ausführung des Gejeges vom 30. Mai 1820 nur darauf angelommen, zu 
ermitteln, welcher Zbeil der Steuer als Grunpfteuer der Müblengrundftüde 
hätte bejtehen bleiben und welcher Theil, als ;u den Nahrungsiteuern gehö- 
rend, hätte in Wegfall fommen müfjen. Statt aber von der Erbebung des 
gewerblihen Theils der Steuern abzuſtehen, habe man die Grundfteuer von 
feinem Müblenyrundftüf nur mit dem Berrage, welcher ver gleichzeitig zu« 
folge des Geieges joom 30. Mai 1820 auferlegten Gewerbefteuer gleichlam, 
zum Wegfall gebracht. 

Die Ermittelungen wegen Sonderung der Steuern ſeien im Regierungs« 
Bezirf Merjeburg jofort nad Gmanation des Gejeges vom 30. Mai 1820 
erfolgt, während Diejelben im Regierungs-Bezirf Potsdam erit zu Anfang der 
vierziger Jahre veranlapt, jedenfalls aber erft im Jahre 1847 zum Abſchluß 
gekommen jeien.| 

Petent babe bereits iu Sabre 1835, und in dem folgenden Jahren wies 
berbolt bei der Königlihen Regierung zu Potsdam und dem Herrn Generals 
Direktor der Steuern nad näherm Inhalt der Anlagen jeiner Perition gegen 
die Höbe jeiner Steuern reflamirt, bis ihm endlid im Sabre 1847 ein jähr— 
licher Grundfteuer-&rlab von 55 Rthlrr. 25 Sgr. 3 Pf. gewährt und zugleich 
die Rüdzablung der Steuern an ihn für die lepten 4 Sabre von 1843 bis 
incl, 1846 im Berrage von 223 bien. 11 Sgr. angeordnet fei. 

Dagegen jei er mit jeinen Anträgen, ihm die vom Jahre 1820 bis incl, 
1842 indebite gezahlten Grunditeuern im Betrage von 55 Rthlrn. 25 Sgr. 
3 Pf. jährlich zurüdzugemwähren, ſowohl vom der Königlichen Regierung zu 
Porsdam, als audh von dem Herrn General» Direktor der Steuern mittelft 
Neikript vom 13. Juli 1849 zurückgewieſen worden. 

Nach dieſem Reſkribt jei die ihm und den übrigen Müblenbefigern des 
Kreiles zu Theil gewordene Grundfteuer » Ermäßigung nicht in Anerfennung 
einer rechtlichen Verpflichtung des Staats, jondeın nur aus Billigkeits-Rück— 
fihten erfolgt, weil fi berausgeftellt, daß die Königliche Regierung zu Mer 
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feburg bei Abſeßung des in der Sächſiſchen Grundfteuer mit enthaltenen ge 
werblichen Antbeils in Berreff der Müblengrundftüde nah andern Grund« 
fägen, als die Königliche Regierung zu Potsdam, zu Werke genangen und da- 
durch die Müblenbefiger im Regierungs-Bezirt Merjeburg allerdingt günftiger 
behandelt worden jeien, als bie im Regierungd« Bezirt Potsdam. Da eine 
Steuer-Erböbung der Erfteren nicht zuläifig geweien, babe man es der Bil 
ligfeit für entiprehend gebalten, den Miüblenbefigern der Potsdamer Regier 
rungs-Bezirtd noch nachträglich die aleihen Begünftigungen zu Theil werden 
zu laffen, obwohl ein rechtlicher Anſpruch diejerbalb um jo weniger anzuerfen- 
nen, als das betreffende Abſetzungs-Verfahren bereits vollftändig abgeichlofien 
und von den im Potsdamer Regierungs-Bezirk dabei befolgten Grundjägen 
feineswegs zu behaupten jei, daß fie mit den allgemeinen‘ Beftimmungen des 
Abgaben-Geiepes vom 30. Mai 1820 nicht zu vereinigen wären. 

Im Uebrigen ftehe dem Antrage auf Rückgewähr der Steuern der $. 9. 
des Gejepes vom 18. Juni 1840 wegen Verjäbrung der öffentlichen Abgaben 
entgegen. — Petent ftügt num feinen Antrag: 

1) auf die allegirten Beftimmungen bes Geleges vom 30. Mai 1820, 

2) auf den Umftand, daß von dem damaligen Landrath v. Rochow 
der zum Wegfall geeinnete Theil der Grundftenern bereits früber 
ermittelt, der Betran aber erft im Sabre 1847 in Megfall nes 
bracht Sei, 

3) darauf, dab er den Grlaß der Nahbrungäfteuern bereits in den 
Jahren 1835, 1838 und 1840 wiederholt nachgeſucht, 

4) daß der endlich im Sabre 1847 genehmigte Autrag vom Jahre 
1843 lediglich im Zuſammenhange mit feinen früberen Anträ« 
gen ftebe, 

5) daß er den Betrag jeiner Steuern nur mit Vorbehalt gezahlt, der 
$. 9. des Geiepes vom 18. Juni 1840 wegen Verjährung der 
Abgaben alſo auf ibm feine Anwendung finde. 

Endlich ſei es auch nach dem Gelep vom 30. Mai 1820 Pflicht des 
Herm Finanz-Minifters geweien, den Weafall der Steuern nah gleichen 
Grundiägen zu veranlaffen, vielen Wegfall aber nicht mad verſchiedenen 
Grundfägen der betreffenden Regierungen eintreten zu lafjen. 

Schließlich erwähnt Petent, daß er bereits unterm 4. April 185] eine 
gleiche Petition an die damalige zweite Kammer gerichtet, diejelbe aber wegen 
Schluſſes der Seifion nicht zur Berathung gekommen ſei. — 

Diefe Thatſache ift allerdings richtig, aber er verichweigt, daß er die Pe— 
tition unterm 4. Januar 1852 wiederbolt eingereicht bat und diefelbe in der 
25. Sigung dei Pleni vom 16. Februar 1852 (Stenographiihe Berichte 
Seite 421. u. f.) dur Tages » Ordnung erledigt worden ift. Nad Ausweis 
der Aften ift dem Petenten auch die betreffende Kanzlei-Notiz zugegangen. 

Es iſt bier zu bemerken, daß die Petition ſchon damals eine längere Dis— 
fuifion hervorgerufen bat, daß aber der in Pleno geftellte Antrag auf Ueber 
weilung an die Königliche Staats-Regierung nad Ablebnung des eventuellen 
Antrages auf Zurückweiſung in bie Kommilfion durch Annabme der Tages— 
Ordnung nad dem Bericht der Petitions-Kommiſſion (Drudiahen Nr. 72, 
Seite 9.) befeitigt wurde. 

Die damalige Petitions- Kommijfion und die Mebrheit der Kammer bat 
fih bei Beurtbeilung der Petition von der Anſicht leiten laſſen, daß der An— 
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trag um deshalb nicht begründet eriheine, meil einerſeits die Königliche Res 
gierung die Erftattung der zu viel gezahlten Steuern als rechtlich begründet 
nicht anerfenne, und auch nicht feftitebe, daß Petent jährlich 55 Rthlr. 25 Spr. 
3 dr. am ſolchen Abgaben bezahlt babe, welche in der Preußiſchen Gejeggebung 
ihre Begründung nicht finden, anderentheild aber bier der ven Rechtsweg ause 
ſchließende Fall des $. 78. Tit. 14. Ih. II. des Allgemeinen Lundredts nicht 
vorliege, und es deshalb dem Petenten überlaffenibleiben müfle, den Rechtsweg 
zu betreten. 

Die unterzeichnete Kommilien konnte ſich der Anficht nicht verichließen, 
dab das Verfahren ver Königlichen Regierung zu Potsdam bei Ausführung 
des Geſetzes vom 30. Mai 1820, in Betreff der Abjonderung der Steuern in 
den ehemals Sächſiſchen Landestheilen für den Petenten und jeine Gewerbe 
genoffen nachtheilig geweſen ſei. Diele Anfiht finde ibre beiondere Beyrün« 
dung in der jpäten Durchführung des Sonderungs-Verfabrens, welches endlich 
im Sabre 1847 zu Stande gefommen und die Abjepung der Nahrungsfteuern 
von der Örundfteuer zur Folge batte. Der Herr General» Direftor der Steuern 
babe jeibft anerfennen müſſen, daß die Müblenbefiger im Regierungs- Bezirk 
Merjeburg, wo die betreffende Scnderung jofort nah Emanirung des Gejepes 
vom 30. Mai 1820 begann, günftiger bebandelt werben feien, alt die Mühlen» 
befiger im Regierungs-Bezirf Potsdam. 

Den dadurd Beihädigten werde ſchon nah allgemeinen Rechtögrundfägen 
für das zu viel Gezablte Erſatz zu gewähren jein, injofern fie ihren Schaden 
nachweiſen fünnten, und eine Berjährumg wicht eingetreten ſei. 

Rei dem vorliegenden Falle ftebe nun die Frage in eriter Reihe, ob Petent 
überzeugend dargerhan, in den Jahren 1820—1842 an jährlichen Steuern die 
Eumme von 55 Rthlrn. 25 Sgr. 3 Pf. zu viel entrichtet zu haben? Diele 
Frage jei zu vermeinen. 

Nach Lage der Sache jei nach dem Aulagen der Petition, namentlich nad 
der Verfügung des Landraths-Amts zufBelzig vom 20. Juli 1847, allerdings 
darüber fein Zweifel, daß von der Zotaljumme derjenigen Grundlaften, welche 
zu Sächſiſcher Zeit auf dem Kuhlmeyſchen Mühlen: Grundftüd hafteten, der 
Betrag von jährlich 55 Rtbirn. 25 Sgr. 3 Pf. vom 1, Januar 1847 als 
Nahrungefteuern abgelegt, auch der vierjährige Betrag derjelben dem Beſitzer 
für die Fahre 1848 bis incl. 1846 erftatret worden ſei. Ebenſo unzweifel- 
baft ſtehe feit, sah das in Wegfall gebrachte jährliche Steuerquantum diejenige 
Summe repräjentire, welde bei fofortiger Ausführung des Abgaben» Geiepes 
für das Kuhlmeyſche Mühlen-Grundſtück ſchon im Jahre 1820 hätte in An« 
rehnung fommen müſſen. 

Dem Antrage des Petenten auf Erftattung der Steuern für die Jahre 
1820 bis incl. 1842 nach dem jährlichen Betrage von 55 Rthln. 25 Sgr. 3 Pf, 
ſtehe aber jein Anerkenniniß entgegen, daß ibm in Kolge des Gejepes vom 
30. Mai 1820 ſchon ver der ſpäteren Abjonderung der Steuern ein heil 
feiner Grundfteuern erlaffen worden jei, welder nad feiner eigenen Angabe 
der Höhe der ihm auferlegten Gewerbefteuer gleih kam. 

Da die Petition weder die Summe der Gejammt-Steuern, welche ur« 
iprünglih au? dem Kuhlmey'ſchen Mühlengrundſtück bafteten, noch den Bes 
trag der geftändlid erlaffenen Steuer, nod ven Zeitpunft angebe, mit weldem 
der Erlaß eintrat, fo entziebe fih die Frage, in wieweit Petent durch das 
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erſt im Sabre 1847 zum Abſchluß gekemmene Steuer-Ahjenderungs- Verfahren 
Schaden erlitten, jeder fiheren Beurtheilung. 
Die Kommilfion empfiehlt daher dem hoben Haufe: 
den Uebergang zur Taget-Orbnung. 


Referent: 
Abgeordneter Dobrn. 
u | 


I. Robert Lierſch und mit ihm eine Anzahl von mahl« und ſchlacht. Jeurn. II. Nr. 933. 
fteuerpflichtigen Gemwerbegenoffen, fämmtlih in der halben Bannmeile ter 
Stadt Cottbus wohnend, beichweren fih in der Eingabe vom 28. Februar 
d. J. welche vom Abgeordneten Hartmann eingereicht worden ift, über bas 
befannte Geſetz vom 2. April 1852 und verlangen beffen Aufhebung. 

Den Begründungen ber vielfahen Beichwerben ähnlicher Art, wie fie fi 
beifpieläweife in ber vorjährigen Legislatur- Periode und auch bereits in ber 
biesjährigen (vergl. den zweiten Bericht der Finanz ⸗Kommiſſion Nr. 118. der 
Drudjadhen sub K. pag. 14.) vorfinden, haben die Petenten weder antere 
allgemeine noch aus ihren lokalen Berhältniffen ſpeziell motivirte Anführungen 
zur Unterftüpung beigefügt, weshalb die Kommiſſion in Konfequenz Ver frür 
heren Entiheibungen dem heben Haufe nur empfehlen fann, 

über bie vorliegende Petition zur Tages -Ordnunz überzugeben. 


HE. Die Dorfgemeinte Gorzyzkowo beichwert ſich dur ihren Schulzen Journ. IT. Rı. 535. 
Borhert und die Dorf-Aelteften Pielfe und Seidel über ein Reifript des 
Finanz-Minifteriumd vom 27. April 1854. 

Nah ber Behauptung der Petenten liegt das Dorf Gorzyzkewo in bem 
Bunndiftrifte der mahle und jchlachtfteuerpflichtigen Stadt Bromberg und ber 
in dem Dorfe wohnende Bädermeifter Wollemann gehört folglih zu ben 
Gewerbtreibenben, welde nah dem hier einfchlagenden Geſetze von 1852 ver- 
pflichtet find, 

von den Früchten, welche fie vermahlen laſſen :c., die Mahlfteuer 
zu entrichten, 

Nun feien die Bewohner des Dorfes zum überwiegenden Theile jo arm, 
daß fie nit im Etande feien, ihren Brodbedarf in eigenen Badöfen zu 
baden, ſähen fi folglich genöthigt, ihren vorgerichteten Brodteig bei gedachtem 
Bäder Bollemann gegen eine feine Entihäbigung baden zu laffen. 

Das Reſkript bes Finanz » Minifteriums vom 27, April 1854 habe nun 
bie Feftiegungen bes Gejepes von 1852 dadurch ausgedehnt, daß auch folder 
Brodteig der Mahlfteuer unterliegen folle. Dies fei aber eine nicht zu recht⸗ 
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Sourn. II. Nr. 1233. 


Sonrn. I. Nr. 419. 
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fertigendbe Härte gegen die bereits Klaffenfteuer zahlenden armen Bewohner 
von Gorzyzkowo und bäten fie deshalb 
um Aufhebung jenes NReifripts vom 27. April 1854 und Erlafjung 
einer ſachgemäßen Beflimmung. 

Seitens des Herrn Regierungs-Kommifjarius wurde dagegen bemerkt: 

Er glaube aus ben allgemeinen gejeglihen Beftimmungen gegen ben Ans 
trag der Petenten ſich erklären zu müflen, Es fei den Bewohnern der Bann« 
meilen nur geftattet, diejenigen Objekte fteuerfrei zu fonfumiren, melde fie 
felber einſchlachten und baden. — Darunter fünne bergleihen Lohnbäderei 
ohne Gefährdung ber fiskaliſchen Intereſſen nicht mitbegriffen werben, falls 
der Lohnbäder außerdem noch zum Verkauf bade, Mithin fei die Petition 
nicht begründet. 

Die Kommiſſion fonnte ſich indeffen niht davon überzeugen, daß biefe 
Interpretation bes an fi ſchon ftrengen Gefeges eine im vorliegenden Falle 
zutreffende jei, da es nah Inhalt der Petition ſchon jahrelang dem Bäder 
in Gorzyzkowo geftattet geweſen fei, die Namen der Brodteig-Einlieferer jammt 
ihrem zu verbadenden Quantum Behufs der Steuer » Kontrole zu notiren. 
Demnach wurbe Seitens der Kommilfion einftimmig beichlofien, 

die Petition Dem Herrn Finanz» Minifter zur Berüdfihtigung zu 
überweijen. 


HEN. Die Kaufleute Müller und Heilmann in Rummelsburg und 
mit ihnen eine große Zahl Bewehner von Nummelsburg, Stralow, Lichten» 
berg, Weißenjee und Gejundbrunnen beantragen 

Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer-Geſetze von 1820 und 
1852 oder doch Modififation derjenigen darin enthaltenen Beftim- 
mungen, welche auf den freien Gemwerbeverfehr bemmend und uns 
terbrüdend einwirken. 

Die fehr ausführlibe Motivirung enthält außer den allgemein befannten, 
mehrfach bereits erörterten Gründen weder neue Momente noch Vorichläge 
zum Erſatze der betroffenen Staatsſteuern, beziebungsmweile Kommunalzufchläge, 
mithin fann die Kommiffion, wie bei der Petition sub Nr. 933,, nur darauf 
antragen, 

zur einfachen Tages-Ordnung überzugehen. 


E 
. 
Referent: 
Abgeorbneter Reichenſperger (Geldern). 
nn Te 
E. Die Grundbefiger Zimmermann und Genofjen zu Worbolländer, 


Kreis Landsberg a. W,, ftellen vor, daß fie gemäß Erwerbs-Urfunde vom 
19. Dezember 1789 einen jährlihen Kanon von 15 Sgr. per Morgen an 
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den Domainen-Fisfus zu zahlen haben und daß durch $. 4. ibid. die Zur 
fiherung verbrieft jei, daß ihren Kolonien niemals eine andere Grunblaft, als 
jene 15 Sgr., auferlegt werden jolle. 

In Folge des Gejepes vom 2. März 1850 feien fie zur Ablöfung jenes 
Kanons herangezogen worden und in dem besfalljigen Protofolle habe es zum 
Schluffe geheißen: daß menn der Staat eine Grundſteuer einführen werde, 
hätten fie niemals Anjprüde auf Grund des obigen $. 4. zu erheben. Hier« 
gegen hätten fie proteftirt und demnach jei durch Erfenntniß des Sprud-Kols 
legiums zu Sranffurt a. D. vom 1. Auguft 1854 der Rezeß gegen fie feft«- 
geftellt worden unter Verurtheilung in die Koften. Im Hinblid auf die zu 
erwartende Grundfteuer-Regulirung beantragen die Petenten: das hohe Haus 
wolle beichließen, daß der Domainen-Fisfus nad Einführung der Grunditeuer 
ihnen volle Entihädigung zu gewähren und die vorbezeichneten Koften zu er- 
ftatten babe. 

Die Kommilfion erwog, daß Die Frage ber Entihäbigung wegen fünftig 
aufzuerlegender Grundftener lediglich nah Maßgabe des desfallfigen Geſetzes 
durd die darin bezeichnete Behörde zu unterjudhen, über die qu. Koften das 
gegen rechtskräftig entſchieden ſei und beantragt bemgemäß 

ben Uebergang zur Tages⸗Ordnung. 


Ef. Die meiftbegüterten Grundbefiger der Bürgermeifterei Vierſen, Res 
gierungs-Bezirf Düffeldorf, nämlich J. I. Berger und 125 Genoffen, tel» 
len vor, daß nad 88. 26. und 30. des Grundfteuer-Gefeges vom 21. Januar 
1839, ſowie den $$. 8. und 9. der Verordnung vom 14. Oftober 1844, eine 
periodiiche Revifion ber Katafter-Abjhäpungen vorgeihrieben jei und das Res 
jultat derfelben vom 1. Januar des darauf folgenden Sahres in der Art im 
Wirkjamfeit trete, daß der revidirte Verband mit dem berichtigten Kataftrals 
Ertrage in den allgemeinen Steuerverband aufgenommen werde und den ent» 
ſprechenden Grundfteuer« Betrag zu übernehmen babe, Dur jene Revifion 
fei nun im ber Bürgermeifterei Bierjen der bisherige Rein» Ertrag von 
42,000 Rthlrn. auf 69,000 Rthlr. gebracht worden, mithin ftehe berjelben 
eine Erhöhung der Grundfteuer um faft die Hälfte bevor. Dieſer Eventualis 
tät gegenüber bemerfen die Petenten, daß in Folge der Gejepes- Vorlagen, 
betreffend die Grundfteuer- Regulirung für die ganze Monardie, mejentliche 
Arnderungen der beftehenden Geſetzgebung in Rüdfiht ſtänden, und die jept 
beabſichtigte Ausgleihung innerhalb der mweftlihen Provinzen wieder illuſoriſch 
werden mwürbe. 

Sollte indeffen durch dieſe Erwägung bie vollftändige Siftirung ber 
Revifion nicht ald gerechtfertigt eriheinen, jo entſpreche es jedenfalls der Billig« 
feit, deren Rejultate erft nad gänzlicher Durchführung innerhalb der Provinz 
in Birfjamfeit treten zu laffen oder wenigftens die Grundfteuer-Ausgleihung 
unter Fefthaltung des biöherigen Kontingents der Bürgermeifterei Vierſen nur 
innerhalb biefer legteren vorzunehmen. Es rechtfertige ſich dies burd die 
Betrachtung, daß erft nah vollftändiger Durdführung der Revifion mit 
Sicherheit zu erfennen ſei, ob und in weldem Betrage eine Erhöhung ober 
Erniedrigung der Grundftener durd das Prinzip der Verbältmißmäßigfeit ger 
boten jei, während bie auf Grund einer partiellen Revifion bewirkte Verindes 
rung immer wiederfehrenden Aenderungen ausgejept bleibe. 
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Die Petenten beantragen demgemäß, daß nöthigenfalld durch Abänderung 
ber Geiepgebung „das Katafter-Revifionsgeihäft überhaupt bis zur Erledigung 
ber Grunbdfleuerfrage für die Gelammt-Monardie, event. bie Grundſteuer⸗ 
Erhebung nad den neu ermittelten Reinerträgen bis nad Beendigung des 
Rerifiond-Geihäfts in der ganzen Provinz fiftirt — äußerſten Falles aber ber 
Bürgermeifterei Bierjen biefe Eteuer nur in dem Verhältniß zur Laft falle, 
wie fie ihr Kontingent zur Grundfteuer der Provinz zu tragen babe.” 

Zur Rechtfertigung dieſer Petition wurde innerhalb der Kommiſſion noch 
darauf hingewieſen, daß bie in Angriff genommene Grundſteuer-Reviſion zu 
ihrer Durhführung einen Zeitraum von 30 Jahren erfordern werde, und es 
biernah Mar jei, daß die auf Grund lokaler Resifionen bewirkte Steuers 
Ausgleichung jeder Garantie der Steuer entbehre, vielmehr von Jahr zu Fahr 
wieder abgeändert werden mäffe — eine Eventualität, welche bei der Grund» 
ftener möglichft vermieden werden müfle. 

Seitens des anweſenden RegierungsKommiffars wurde entgegnet, daß 
die Verbältniffe der Bürgermeifterei Vierſen als erceptionelle zu betrachten 
feien, indem vom Jahre 1820 bis 1858 die Zahl der Einwohner von 6,941 
auf 14,009, aljio um 102 pEt., die Zahl der Häuſer von 1137 auf 1972, 
alfo um 75 pCt. geftiegen fei. 

Mit der Induftrie und den verbefferten Kommunifationswegen babe auch 
die Landesfultur fi ſehr gehoben, und fo ſei ihon ſeit längerer Zeit bas 
ältere Katafter nicht mehr in Webereinftimmung mit ber Wirklichkeit gemeien, 
deſſen Rektifikation vielmehr unerläßlich. 

Durch die Grundſteuer-Vorlagen werde auch der Werth der Reviſions— 
arbeiten nicht alterirt, indem dieſe legteren nur bie gleihe Steucrvertheilung 
innerhalb der weitlihen Provinzen herbeiführen jolle, Dies Intereife aber auch 
in Zufunft fortbeftehen werde, indem fünftighin nur noch die Gejammtbeiteu- 
rung der Weſtprovinzen mit der der öftlihen werde gleifhzuitellen fein. Es 
fei zwar nicht zu verfennen, daß bie zuerft revibirten Verbände vorab einer 
wahricheinlich zu hoben Mehrbelaftung unterlägen, die bei fortichreitender Re— 
sifion wieder ermäßigt werben müßte, allein dieſe Uebelftände feien nicht ganz 
zu vermeiden und würden durch die Vortheile der Reviſion übermozen. 

Indem die Mehrheit der Kommiffion diejen Gründen beitritt, empfiehlt 
fie dem Haufe, über bie vorliegende Petition 

zur Tages-Ordnung überzugehen. 


F 
0 
Referent: 
Abgeordneter Hinrichs. 
— —— —— 


Joura. IL Nr. 391. Die Koloniften » Gemeinde zu Logau im Warthe-Bruch, Kreis Landes 
berg, proteftirt, da ihre Petition im vorigen Jahre nicht zur Berathung in 
pleno gefommen ift, wieberholt auf Grund ihrer Erbverihreibung vom 


14. September 1789 gegen bie Geranziehung zur Grundſteuet. Die Petition 
finder ſich am Schluffe des vorjührigen Kommilfions-Berichts I. über die 
Grundfteuer-Borlage sub Nr. 11. aufgeführt, und hat bamals, wie die Webrigen, 
zu befonderen Anträgen feine Beranlafjung gegeben. Auch jept trägt bie 
Kommilfion darauf an: 
bad hohe Haus wolle biejelbe als durd feine Beſchlüſſe über die 
Grundftener-Borlage erledigt resp. als zur Zeit verfrüht erachten, 


6. 
Referent: 
Abgeorbneter Denzin, 
— —— — — 


Der Eigenthümer Chriſtoph Wellnitz zu Polangen, Regierungs-Bes 
zirk Poſen, beſchwert ſich, daß die Klaffenfteuer-Beranlagungen nicht nach den 
Vorſchriften des Geſetzes geſchehen, vielmehr die Geſetze nach Luſt und Liebe 
gehandhabt würden. Das Geſetz beſtimme, daß die Klaffenfteuer-Veranlagung 
unter Zuziehung der Einſchätzungs-Kommiſſion und nad deren Angabe erfol» 
gen folle, worauf aber nichts gegeben würde; fondern jogar troß der Pro» 
teftationen der Einſchätzungs -Kommiſſionen und gegen den dem Geſetz ange« 
hängten Tarif die Veranlagung und Beftätigung der einzelnen Steuer-Beträge 
gefchebe. Hierbei jei nur das Gutachten der Iandräthliden Behörde und das 
der freisftändiihen Einihäpungs-Kommiffion maßgebend, und deshalb wären 
aud die Reklamationen ohne Erfolg. 

Petent fühlt fi in Folge deſſen mit 20 Rthlr. jährlicher Klaffenfteuer 
bei einem Beſitz von 299 Morgen zu body befteuert und bezieht ſich hierbei 
auf nahbarlihe Befip-Berbältniffe, welche faft durchgängig nad feinen An— 
gaben noch ein Mal jo groß als die jeinigen find und im höchſten Fall 
nur 24 Rthlr. jährlih Klaffenfteuer zahlen. Das Petitum geht nun dahin: 

ein hohes Haus der Abgeordneten wolle geneigteft beftimmen, daß 
die Behörden den $. 9. und 10. bes Klafjenfteuer» Gejepes vom 
31. Mai 1851, weldes über die Veranlagung und Einihäpung 
der Klaffenfteuer deutlich beftimmt, genau inne halten, denn nad 
$. 9. der Inftruftion vom 8. Mai 1851 fann die Königliche 
Regierung Steuer-Erhöhungen nur in folhen Fällen vornehmen, 
wenn die beftimmenden Berbältniffe Har vorliegen und durch die» 
jelben eine höhere Befteuerung, ala die von ber Einjhäpungs- 
Kommifften vorgeſchlagene zweifellos gerechtfertigt erjcheint, in 
allen übrigen zweifelhaften Fällen äuförterft eine Nüdfrage an bie 
Beranlagungs-Kommilfion eintreten laffen muß. 

Nah dem beigefirgten Beicheide des General-Steuer-Direftord ift bie 
Beranlagung der Klaffenfteuer des Petenten mit 20 Rthlrn. jährlih nad den 
beftebenben BeranlagungsGrundjägen und im Einverſtändniß der kreisftaͤn— 
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diſchen Kommiſſion, des Landraths des dortigen Kreiſes und ber Königlichen 
Regierung zu Pofen geſchehen, und da feine Ueberbürbung ftattfinde, fo fönne 
au nur ein abſchläglicher Beſcheid erfolgen. 

Wenn nun die Behauptungen bed Petenten im Widerſpruche fich mit 
dem Rekurs⸗Beſcheide befinden, wenn ferner Petent auch nicht den geringften 
Beweis für feine Beſchwerde beigebracht hat, auch in feiner Art zu überſehen 
iſt, wie die Boden-Berbältniffe der aufgeftellten nachbarlichen Befigungen zu 
den feinigen find, jo fann die Kommilfion nur 

den Uebergang zur Tages-Drbnung vorſchlagen. 


Berlin, den 13, April 1860, 


Die Kommiffion für Finanzen und Zölle. 


Kühne (Berlin), Vorfipender. Denzin. v. Benda. Pr. Schubert. 
Feeiberr v. Binde (Hagen). Milde. Noechling. Dr. Niedel. 
Dunder (Berlin. Dohrn. v. Blauckenburg. Reichenſperger 
(Geldern). Möller. Oſterrath. Jaeobi v. Wangelin. 
Sinrichs. 





Antrag. 


Dr. Gueift und Genofien. Das Haus ber Abgeorbneten wolle beichließen, 
bie Staatd-Regierung aufzuforbdern: 

bie Königlichen Regierungs-Präfidenten, beziehungsweije den 
PolizeirPräfidenten von Berlin anzuweijen, die Abgeorbneten 
während ber Dauer ber Seffionen des Landtags nicht in bie 
Dienft- und Ergänzungslifte der Geihworenen aufzunehmen, 
und in Zukunft auf dem Wege der Gefepgebung bie babei 
entftehende Kollifion der Pflichten zu befeitigen. 


Gründe, 


Die fo eben erfolgte Einberufung bes Abgeorbneten Rei- 
chenheim zum Geſchworenendienſt. 


Berlin, den 12. April 1860. 


Dr. Gneiſt, als Antragſteller. 
Unterftügt durch: 


Immermann. Duncker (Berlin). Borſche. Dohrn. Reichenheim. 

Freiherr v. Binde (Ohlauj). Wachler. Dr. Beit. Ottow. v. Berg. 

v. Diederichs. Braemer. Winter. v. Bentlowsli. Dr. Schubert. 

Jacob. Houfſelle. Frehſee. Pape. Mende. Graf Mielzynti. 

Reimer. Klotz. Möller Robben. Graf Cieszkowski. Grobe 

Theune Richter (Arnswalde). Dr. Riedel.‘ Nemitz. Dihm. 
v. Roſenberg⸗-Lipinsky. 
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RBerichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Karſten. Seſſion 1860. 
——ñ —⸗ > 


Nachtrag 


dem Berichte der Kommiffion zur Prüfung ded Staats: 
haushalts⸗Etats, betreffend den Etat der Berg, Hütten- 
und Salinen-Berwaltung. 


Dem Gtat der Berg-, Hütten» und SäalinensVermwaltung ift eine Nachmeiis 
ung der Einnahmen und Ausgaben der Bergbau: Hülfsfonds auf das Jahr 
1860 angehängt. 

Diefe Nachweiſung bandelt sub Nr. 1. und 2. von den Ginnabmen und 
Ausgaben der Oberichlefiihen und der Niederichlefiihen Eteinfohlen-Bergbau- 
Hülfskaſſe, binfichtlich welder im vorigen Jahre vom Hanje der Abg‘crbneten 
in der Sipung am 30. März 1859 der Beichluß gefaßt war: 

die Königlihe Staats» Regierung aufzufortern, zu veranlaffen, 
daß die Verwaltung beider in Rede ftehenden Kaffen den Kon» 
tribuenten derfelben, unter Aufficht der Staats» Behörden, übers 
geben werde, 

Der Vertreter ter Staats-Regierung erflärte, auf Befragen was in Folge 
dieſes Beichluffes veranlaßt worden jei, daß eine nochmalige eingehende Er— 
örterung dieſes Gegenftandes, unter Anbörung des Ober-Bergamts zu Breslau 
und tes Dber-Präfidenten der Provinz Schlefien, ftattgefunden habe und über» 
gab die anliegende Denkſchrift mit ihren Beilagen, in welcher die Anficht der 
Staatsregierung und der von ihr befragten Behörden niedergelegt ift. 

Nachdem in der Denfihrift die Entftehungs- und Entwidelungsgeidichte 
ber Schleſiſchen Steinkohlen » Bergbau« Hülf faffen und ihrer Verwaltung er 
örtert ift, tbeilt diefelbe die Nejultate Der feit dem vorigen Jahre Aattgehab- 
ten Grörterungen dahin mit: 

Beide befragte Behörden hätten ſich dahin ausgeſprochen, daß 

eine Aenderung in der Verwaltung der Schleſiſchen Steinkohlen— 

BergbausHülfsfaffen durch Uebertragung ber Verwaltung auf bie 
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Kontribuenten weder im bergbaulihen noch im allgemeinen pro» 
vinziellen Interefje zwedmäßig erfcheine und daß zu beforgen fei, 
daß bei einer Selbftvermwaltung ber Kaflen durch Organe ber 
Kontribuenten, deren gemeinnügige Beftimmung aud bei vorbe- 
baltener Dber-Auffiht der Staats-Behörde leicht verfehlt und das 
Inftitut, deſſen wohlthätige Erfolge jeit jeinem Beftehen unver» 
fennbar feien, aledann ftatt im allgemeinen ftaatswirthichaftlichen 
Interefje der Provinz und des im berielben betriebenen Bergbaues 
überwiegend im Sonder-Intereffe der großen Bergmwerfs- Eigen» 
tbümer den Heinen Gewerkſchaften gegenüber, ba die Intereffen 
bäufig follidiren und das Abhängigkeits-Verhältniß der Letzteren 
von den Erftern nicht außer Acht gelaffen werben dürfe, ausge 
beutet werben möchte. 

Diefe Anfihten und Bejorgniffe jeien von der Staats-Regierung für bes 
gründet erachtet worden. Nur bei einer Verwaltung der Kaſſen durch bie 
Staats» Behörde im Gegenfag zu einer den beitragspflidtigen Intereffenten 
einzuräumenden Selbftverwaltung mit bloß oberaufſehender Einwirkung bes 
Staats eriheine die ftiftungamäßige Verwendung der Fonds gefidhert. 

Insbefondere würde es, wenn getrennte Selbftverwaltungs-Organe für 
die Oberſchleſiſche und die Niederjchlefiihe Kaffe geihafen werden jollten, 
ſchwerlich gelingen, für diejenigen Intereffen, die gemeinjam für Oberichlefien 
und Niederjchlefien in's Auge zu fallen find, übereinftimmende Beſchlüſſe, fo« 
fern nicht die Staats-Regierung die Initiative und endgültige Bellimmung 
auszuüben, d. i. die Verwaltung, wenn auch mit Beirath der Berheiligten, 
zu führen babe, herbeizuführen. 

Sei nun den Betheiligten gegenwärtig eine jo umfaffende Mitwirkung 
bei jedem Aft der von der Staats-Regierung ausgehenden Verwaltung ein- 
geräumt, daß alle billigen Wünſche und praftiihen Anforderungen, wie ſich 
dies bei längerer Erfahrung und Hanthabung der Verwaltung auf Grund 
der neuerdings ergangenen Anordnungen, zuverfichtlid; herausftellen werde, als 
erfüllt angejeben werden dürften, jo liege, da die betreffenden Fonds als zu 
bejonderen provinziellen Zweden beftimmte Staatsfonds zu behandeln jeien, 
feine Beranlaffung vor, die Verwaltung der Bergbau-Hülfsfaflen gänzlih an 
die Kontribuenten abzutreten. 

Es iſt nun eine von den Vertretern von mehr als 200 Steinfohlen- 
Bergwerfen Oberſchleſiens unterzeihnete Petition an das hohe Haus gelangt, 
in welcher gebeten wird: 

das bobe Haus wolle dafür wirfen, daß die Oberſchleſiſche und 
Niederſchleſiſche Steinkohlen ⸗Bergbau⸗Hülfskaſſe endlich in die Selbft« 
verwaltung Der Kontribuenten übergebe. 

Da dieſe Petition im engften Zujammenhange mit dem im vergangenen 
Jahre von dem Haufe der Abgeordneten gefaßten Beſchluſſe ſteht, jo erſchien 
es angemefjen die Berathung über dieje Petition mit der über den vorjährigen 
Antrag zu verbinden. 

Die Petenten führen zur Begründung ihrer Petition Folgendes an: 

Der im vorigen Jahre von dem Abgeordnetenhauje an die Staats-Me- 
gierung gerichteten Aufforderung: zu veranlaffen, daß die Verwaltung der ge 
dachten Kaffen den Kontribuenten derjelben unter Aufſicht der Staats-Behörde 
übergeben werde, jei feine Folge gegeben, vielmehr auf eine deshalb von den 


8 
in Gemäßbeit des MinifterialeErlaffes vom 10. Dezember 1858 gewählten 
Deputirten unterm 12, Juli v. 3. gemeinihaftlihd an den Herrn Minifter 
für Handel ıc. gerichtete Borflellung denjelben unterm 10. Dezember 1859 durch 
den Dber-Präfidenten der Provinz Schlefien eröffnet werben: 
daß, nad nochmaliger Erörterung des darin geftellten Antrages, 
feine Beranlafjung gefunden werden fann, die Verwaltung ber 
Schleſiſchen Steinkohlen- Bergbau. Hülfsfaffen den Gewerkſchaften 
zu überlafjen. 

Die Motive zu diefem Beſcheide feien nicht näher mitgetheilt; Petenten 
find ber Anficht, daß ſich auch keine ftihhaltige Motive würden auffinden laf« 
jen. Den Einwand, daß gejeglihe Beftimmungen einer Uebertragung der 
Verwaltung auf die Kontribuenten entgegenftänden, balten fie einerjeit# für 
unerbebli, weil bei diefer Annahme die Staats-Regierung nur einen auf 
Aenderung der Beſtimmungen abzielenden Gefep-Entwurf vorzubereiten und 
dem Landtage zur Beſchlußfaſſung vorzulegen babe, amdererjeits aber auch 
nicht für begründet, weil die Staatd-Regierung die Verwaltung der Bergbau: 
Hülfskafje durchaus im Aufſichtswege und durch reglementarische Beftimmuns» 
gen vielfach geindert habe. 

Die fogenannte Stiftungs-Urfunde, das Hof-Rejkript vom 11. November 
1779 jelbft behandle die Frage als offen. Es janftionire die Gründung bes 
Snftituts der BergbausHülfsfaffe und beftimme deſſen Zwed. Sodann 
heiße es: 
Die denn. aud Se. Königliche Majeftät, wenn allererft der 

zu fothbanen Ausgaben nöthige Fonds geſammelt wor- 
den, wegen Verwendung dieſer Gelder jelbft einjehbender Ge— 
werfen Gebanfen werden erfordern laflen. 
Das Reifript vom 12. November 1779 habe alfo die Bergbau-Hülfs- 
fafjen-Beiträge zu einer Sozietäts-Abgabe gemacht und die Detaila der Ver— 
waltung des Kaflenfonds ber jpäteren Regelung vorbehalten. 

Inzwiſchen hätten die Berg-Behörben dieſe Verwaltung in ihren Händen 
behalten; wie es babe geichehen können, daß dieſelbe ausjhlieflih von der 
Staats-Behörbe beforgt und dabei, der urſprünglichen Abfiht des Landesherrn 
entgegen, die Kontribuenten gänzlid außer Adht gelaffen wurden, jet nur aus 
der vorberrjhend büreaufratiihen Richtung des Staats zu erflären, 

Ihren unverfennbaren Ausdrud babe diefe Richtung auch in dem Pros 
memoria ber Dber-Berghauptmannfhaft vom 16. März 1827 erhalten, wel 
ches dem erften Schlefiihen Landtags-Abjchiede beigefügt ift, indem es dort 
heiße: 

Die Berwaltung und Berwendung dieſes Kaffenfonds konnte das 
ber ber Natur der Sache nad) bei jeiner Stiftung nur den Berg- 
werfs-Behörden zuerfannt und eine Ipezielle Einwirkung ber ein» 
zelnen Gewerken auf die Verwendung ihnen nicht eingeräumt wer: 
den, weil durch die Einmiſchung einzelner Intereffen der dem In— 
ftitwt gewidmete allgemeine Zwed nicht zu erreichen fteht. — 

Und doch, meinen Petenten, laffe fi gerade „aus der Natur der Sache“ 

das Gegentheil rechtfertigen. Dewn wenn auch zuzugeben ſei, daß die Berg- 

bau⸗Hülfskaſſe ein mit landesherrliher Genehmigung beftehendes Provinzial- 

Juſtitut ift, bei deſſen Errihtung die Abfiht des Landesherrn dahin ging, 

den Schleſiſchen Steinfohlen-Bergbau in der Art zu förden, daß durch Beis 
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träge, Die von allen Gruben erhoben, gemeinnügige, den Steinkohlen-Bergbau 
im Großen und Ganzen hebende Anftalten getroffen würden, jo dürfe doch 
andererjeits, was aud ber höchſte Gerichtshof in einer Sitzung vom 16. Fe— 
bruar 1855 fonftatirt babe, der jehr wichtige Umftand nicht überjehen wer- 
den, daß die Verbindung welde durch die Errihtung der Bergbau⸗Hülfskaſſe 
zwiichen den verſchiedenen Steinfohlen-Gruben, einſchließlich der fontribuiren- 
den landesberrlihen Werfe, entftanden ift, im Allgemeinen den Charakter 
einer zur Erreihung eines gemeinihaftlihen Endzweds errichteten Geſellſchaft 
babe, wie jolde im $. 169. Tit. 17. Tb. I. des Allgemeinen Landrechts be» 
zeichnet wird. Unerheblich jei hierbei, daß diefe Gemeinſchaft der Schleſiſchen 
Steintohlen-Gewerkihaften nicht der freien Einigung überlaffen, jondern durch 
beiondere landesberrlihe Verordnung in ähnlicher Weile wie Deichverbände, 
Feuerjozietätd-, SprigensBerbände ıc. im Wege der Gejepgebung entftehen, 
eingeführt worben jei, denn bavon werbe ber redhtlihe E arakter des Inftiruts 
nicht berührt. Nichts aber jei dem Lepteren entiprechender, als baß eine Ge- 
ſellſchaft, wie die in Rede ftehende, ihre Angelegenbeiten jelbft beiorgt, zumal 
weder ber in dem Rejfripte vom 12. November 1779 ausgeiprodhene Endzwed, 
no die zur Erreihung befielben erforberlihen Mittel eine Einmiſchung der 
Staatd-Behörden nothwendig machten. Es bebürfe nur des Hinweiſes auf 
den Umftand, daß die Grubenbefiger vor allen Anderen in der Lage find, das— 
jenige zu beurtbeilen und zu mählen, was die allgemeinen Interefjen ihres 
Bergwerkö-Bezirfs förbert und deſſen Bebürfniffen abhilft. Wie wenig da— 
gegen dad Promemoria der Ober-Berghauptmannihaft vom 16. März 1827 
mit feinen Grünten gegen bie Selbftoerwaltung der Bergbau: Hülfsfaffe durch 
die Gewerfen im Rechte fei, bemwiejen die mannigfahen, mit der Beftimmung 
des Inftituts im Wideripruh ſtehenden BVerorbnungen, welde die Bergbau- 
Hülfskafiengelder unter der Verwaltung der Behörden erfahren und vielfadye 
Beichwerden und Protefte hervorgerufen hätten. 

Die Petenten führen nun verjchiedene Verwaltungs-Maßregeln an, welde 
zu Beſchwerden Beranlaffung gegeben haben und welche in einer als Nady» 
trag zu ber Petition eingereichten Vorftellung des Mitunterzeichners der Petition, 
Bergmeifter a. VB. Schmidt, näher bezeichnet und mit Belägen begleitet find. 
Die hauptſächlichſten Beſchwerdepunkte find folgende: 

1) Es jeien, mehrere Königlihe Bergbeamte, welche der Bergbau-Hülfss 
kafjen » Verwaltung völlig fern geftanden, aus dieſer Kaffe remunerirt 
worden. 

2) Es jeien ganz außer Verhältniß große Summen an Arbeiter auf 
Königlichen Werken, jelbft auf jolhen, welche nicht zur Kaffe Fontribuiren, 
als Hausbau⸗Vorſchüſſe bewilligt worden. 

Die Zahlenverhältniffe geftalteten fi derart, daß die Königlihen Werke 
zur Kaffe im Jahre 1857 circa 12,000 Rthlr. fontribuirt haben, dagegen 
an Hausbau» Borihüffen für Arbeiter auf Königlichen Werfen circa 9,000 
Rthlr. gewährt feien, wogegen an Arbeiter auf gewerfihaftlihen Werfen nur 
1,400 Rthlr. bei einer Kontribution der Werke von 56,000 Rtblrn. gewährt 
mworben wären. 

Obgleich dies ven den Vertretern der Oberſchleſiſchen Steinfohlengruben 
im Sabre 1858, als ihnen die Rechnung der Kaffe zum erften Mal zur Ein— 
ſficht vorgelegt worden, monirt jei, babe ſich das Verhältniß im Jahre 1858 
noch ſchlimmer geitalter. 
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Die geſammten Beiträge der fistaliichen Gruben hätten betragen 
14,275 Rthlr. 10 Sgr. 1 Pf. 
dagegen jeien , 
a) an Bergleute fisfaliicher kontri— 
buirender Gruben 25,545 Ntbir. 
b) an Hüttenleute 
fisfalifcher nicht 


fontribuirender 
Bere . . . 24150 = 
zulammen 2 466988. — — 


Hausbau ⸗ Vorſchüſſe bewilligt worben. 

Die Privat-Gruben hätten beigetragen 65,056 » 21» 5» 
deren Bergleute dagegen fein mit . . . 900 — .: —⸗ 
Hausbau⸗Vorſchüſſen bedacht worden 

3) An Arbeiten auf fiskaliſchen Werken würden grundſätzlich höhere 
Hausbau⸗Vorſchüſſe gewährt, ald an Bergleute auf Privatwerken, wie dies in 
einer Verfügung des Bergamts zu Tarnowip vom 16. März 1858 aus 
drüdlich ausgeſprochen ſei. 

4) Zur Oder-Regulirung ſei die Bewilligung von 300,000 Rihlrn. aus 
der Bergbau-Hülfskaſſe in ſechsjaäͤhrigen Raten gewünſcht worden. 

So wünſchenswerth die Regulirung der Oder zu ihrer ununterbrochenen 
Schiffbarkeit ſei und fo nützlich dieſes Kapital angewendet erjcheine, hätten 
die einberufenen Bertreter oberichlefiiher Steinfohlengruben einftimmig die 
Bewilligung an Bedingungen gefnüpft, welde die Feftfepung eines beflimmten 
billigen Frachttarifs auf der Oberſchleſiſchen Bahn für den Transport ober» 
ſchleſiſcher Bergmwerfsprodufte bis Gofel (dem erften Punkte, auf welchem man 
die Oder erreicht) bezweckten. Die fortwährend zum Nachtheil des Verkehrs wech» 
ſelnden Zarife der Dberichlefiichen Eiſenbahn bitten den jämmtlihen Gruben» 
befipern die Befürchtung erwachſen laſſen, daß ohne einen für gewiſſe Zeit 
friften unabänderlihen Tarif der Fall eintreten könnte, daß die mit ſchweren 
Opfern der Steinfohlen: Bergbau: Hülfsfaffe berbeigeführte Schiffbarnadhung 
der Oder nicht diefer Kaffe, aud nicht der Oberſchleſiſchen Induſtrie, jondern 
lediglich der Oberſchleſiſchen Eijenbahn zu Gute kämen. 

Diefes billige Verlangen ſei Eeitens des Herrn Minifters zurückgewieſen. 

5) Endlih jei von ber Oberichlefiihen Steinfohlen- Bergbau. Hülfskaffe 
die Zinsgarantie für 1,268,200 Rthlr. fünfprocentiger Priorität+-Stammarftien 
für die Wilhelms-Bahn übernommen worden. 

Diefes Geſchäft ſei nur unter Zuziebung einiger interejfirter Gewerkſchaften 
abgejhloffen worden und, fofte der Kaffe pro 1858 43,023 Rthlr., eine 
Ausgabe, die für fünftig eher fteigen als fallen werde und deren Nupen ein 
genereller überhaupt nicht, für die wenigen interejfirten Gewerfen aber nicht 
einmal jo groß jei, daß er den Zinjen von den Zinjenzufhüfjen gleichläme. 

Die Petenten führen ferner an, daß auch die Beiträge zur Kaffe zu hoch 
jeien und herabgefegt werben müßten Wie begründet die Forderung der Kon» 
tribuenten nad Selbitverwaltung fei, lehre der Umftaud, daß diefelbe ſchon 
im Sabre 1827 geltend gemacht und jeitbem wieder und wieder erneuert jei. 
Die Mitwirkung der Gewerfen bei Verwaltung der Bergbau: Hülfskaffe, wie 
diejelben durch den Minifterial-Erlap vom 10, Dezember 1858 zugelafjen wor« 
den, fei eine ungenügende und dem heutigen Stande der Verhältniſſe durch— 
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aus nicht entipredhende, die Mitwirfung des Staates bei Verwaltung des Ins 
ftituts müſſe fih auf deifen Oberaufiht, d. b. auf die Fürſorge beichränten, 
dag nichts feinen Zweden Zumiberlaufendes dabei vorfomme. Die Petenten 
ftellen biernady den oben erwähnten Antrag. 

Der Vertreter der Staatd» Regierung äußerte ſich dahin, daß die in der 
Petition bervorgehobenen Beſchwerdepunkte zumeift die Verwaltung der Kaſſe 
zu einer Zeit betreffen, als den Kontribuenten noch nicht die umfafjende Be— 
theiligung an ber Verwaltung eingeräumt worden war, welde ibnen jeitbem 
gewährt ift; dies gelte namentlih aud von dem erften Punkte, der eine längft 
abgejtellte Unzuträglichfeit berühre. 

Was den zweiten Punkt betreffe, je ſei e8 allerdings richtig, daß den Ar— 
beitern auf Königlihen Werfen in weit größerer Zahl Vorſchüſſe zu Haus- 
bauten gewährt worden find, al& Arbeitern auf gewerfihaftlihen Werfen, es 
habe dies aber keineswegs in einer Bevorzugung der Einen vor den Andern 
feinen Grund, jondern lediglih darin, daß nicht mehr dergleichen Anträge von 
den Arbeitern auf gewerfihaftlihen Werfen geftellt worden wären; ein ab» 
ichläglicher Beicheid ſei denjelben niemals ertheilt worden. Auch in Anjehung 
des dritten Punktes verhalte es fidh anders, als es nad der Anführung der 
Petenten den Auſchein habe, Die von denielben in Bezug genommene berg» 
amtliche Verfügung ſpreche fih allerdings nicht deutlih aus und gebe der 
Vermuthung Raum, daß den Arbeitern auf Königlihen Werfen Hausbaus 
Vorſchüſſe bis zur Höhe von 300 Nthlrn., den Arbeitern auf Privatwerken 
dagegen nicht in diejer Höhe hätten gewährt werden follen. Dies ſei aber 
nicht der Fall und der anſcheinende Widerſpruch erfläre fi fo, daß die Ver 
waltung der Staatswerfe für die Einziehung der Rüdzablungsraten von ihren 
Urbeitern Garantie leifte und deshalb denjelben höhere Vorſchüſſe ohne Gefahr 
für Die Kaffe hätten bewilligt werden können, während fi die Privatwerfe 
zu ſolcher Garantie nicht bereit gefunden hätten, Sobald fie dies gethan 
hätten, würde der Gewährung gleihmäßig höherer Vorſchüſſe an ihre Arbeir 
ter nichts entgegengeftanden haben. 

Der vierte Bejchwerdepunft fei in ſich nicht begründet, denn die Bebin« 
gungen, an welde die Vertreter der Gewerfidaften die Bewilligung eines Zur 
ichuffes zur Oder-Regulirung geknüpft hätten, jeien für die Staats-Regierung 
nicht erfüllbar geweſen und c& jei demgemäß ganz fonjequent, da eine Eini« 
gung über die Modalitäten der Zuihußgewährung zwiſchen den Vertretern der 
Gewerfihaften und der Regierung nicht zu Stande gekommen, die Gewähr 
rung des Zuſchuſſes unterblieben. 

In Anjehung des aus ber Uebernahme der Zinsgarantie für fünfe 
progentige Privritäts « Stammaftien der Wilhelmsbahn entnommenen Bes 
ſchwerdepunktes jei zuoörderft zu bemerken, daß die Uebernahme der Garantie 
zu einer Zeit erfolgte, als die Vertreter der Gewerfjcaften überhaupt nod 
nicht zur Verwaltung der Kaffe zugezogen wurden, ihre Nichtzuziehung in 
diefem jpeziellen Falle aljo nicht befremden kann. Es ſei aber auch das Sad. 
verhältniß im ber Petition nicht genau vorgetragen. Das Zuftandefommen 
der Wilbelmabahn fei für einen großen Theil des dortigen Bergrevierd von 
bervorragendem, theils direktem, theils indireftem Intereffe geweſen, namentlich 
für die Eigentbümer der von der Bahn berührten Gruben. Dem entſprechend 
jei die Zindgarantie für die StammsPrioritätt-Aftien nit von der Stein 
tohlen-BergbausHülfskafje allein, jondern aud von den befonders interejlirten 
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Gewerfichaften übernommen, melde der Kaffe eine Rüdgarantie gewährt 
baben, durch melde fih die von der Kaffe zu zahlenden Zingzuſchüſſe bedeu- 
tenb verminbern, 

Die übernommene Zinsgarante fei ferner feine unbedingte, jondern es 
fei feftgeiept, daß die Bahn der Kafje ihre Garantiezgahlungen erſetzt, jobald 
fie zu Ueberſchüſſen gelangt. Endlich jei auch den Gewerffchaften ein niebri» 
gerer Frachtſatz auf der Wilhelmebahn eingeräumt worden, mwodurd ein ver- 
mebrter Abſatz erzielt würde und fomit direft den Gewerfichaften und indireft 
ber Kaffe ein Vortheil ermüchie. 

Hiernad müßten die einzelnen angeführten Beihwirdepunfte theils ala 
nicht geredhtfertigt betrachtet werben, theils erledigten fie fih Dadurch, daß bie 
Verwaltung, mie fie jegt regulirt worden, das Wiedervorkommen folder Bes 
ſchwerden unmöglich made. Im der überreihten Denfihrift jei aber darge 
than, daß zur Wahrung der allgemeinen Intereffen eine gänzliche Nebertra» 
gung der Verwaltung auf Die Rontribuenten unthunlich jei, weshalb von ber 
Staats-Regierung der Uebergang zur Tages:Drdnung über die Petition ge— 
wünscht werden mühe. Dagegen erfenne die Staats-Regierung an, daß die 
Beiträge zur Kaffe den Abgabe-Berhältniffen nicht mehr entſpreche und fich 
eine Herabſetzung der Beiträge empfehle. 

Diefen Ausführungen wurde entzegengefept: man fünne füglich unerörter 
laffen, eb und im mie weit bie einzelnen als Beiipiele in der Petition aufge» 
führten Beichwerdepunfte begründet feien eder nicht, denn es fomme weient« 
lich auf Prüfung der Arage an, cb das jept beftehende Verhältniß, wonach 
die Verwaltung der Schleſiſchen Eteinfoblen » Bergbau » Hülfsfaffen durch die 
Königliche Behörde nur unter Beiratb der Kontribuenten erfolgt, das Ange 
mefjene fei oder ob es nicht richtiger jet, die Verwaltung den Kontribuenten 
zu übergeben und dem Staate nur die Aufficht über die Verwaltung vorzus 
bebalten. 

Zunächſt ſei zu fonftatiren, daß die in dem Berichte des Königlichen 
Dber: Bergamts zu Breslau ausgeſprochene Meinung, daß die Vertreter ber 
Dberichlefiihen Gewerken mit den durch den Minifterial-Erlafß vom 10. Des 
zember 1858 ihnen eingeriumten Befugniſſen zufrieden geftellt jeien und daß 
eine Aenderung in der Verwaltung von der Mehrheit der fontribuirenden 
Gewerlſchaften nicht gewünſcht werde, eine irrthümliche ift; dies beweije die im 
vorigen Jahre von den Haupt:Bertretern der SteinfohlensBergwerfe in Nieder: 
ichlefien, und die in dieiem Jahre von zahlreichen Vertretern Oberſchleſiſcher 
Werke überreichte Petition. Sodann könne aud nicht zugegeben werden, daß 
die Schleſiſchen Steinfohlen » Bergbau » Hülfekaffen, wie in dem Berichte des 
Ober» Präfidenten von Schleſien gefagt ift: „Königliche Kaſſen“, oder wie es 
in der Denfichrift heit: „als zu befondern provinziellen Zwecken beftimmte 
Staatsfonds zu bebandeln find.” ine jolde Auffafiung des Charafters der 
Kaffen werde auch durch das in der Denfjchrift angezogene Urtel des König- 
lihen Ober-Tribunals nicht gerechtfertigt, in welchem vielmehr nur ausgeführt 
jei, daß die Kaffen ein mit landesberrliher Genehmigung beftehendes Inſtitut 
jvien, eine Gemeinschaft der ſchleſiſchen EteinfoblensGewerfihaften, welche ſich 
dadurch von anderen Sozietiten unterſcheidet, daß fie nicht durch freie Ver— 
einigung, jendern durch einen Aft cer Gejepgebung gegründet ift. 

Halte man aber diefen Gharafter der Kaffen feft, Te ſei fein Grund zu 
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finden, welcher das Berbleiben der Verwaltung bei der Staats-Behörde recht⸗ 

fertige, denn ber einzige hierfür in der Denfihrift angeführte Grund: 
daß bei einer Selbitserwaltung der Kaffen durch Organe ber 
Kontribuenten deren gemeinnüpgige Beftimmung aud bei vor» 
behaltener Ober» Auffiht der Staats» Behörde leicht verfehlt und 
das Inftitut aledann ſtatt im allgemeinen ſtaatswirthſchaftlichen 
Interefje der Provinz und des im derjelben betriebenen Bergbaues 
überwiegend im Sonder-Interefje der großen Bezirks. Eigenthümer 
ben feinen Gewerkihaften gegenüber ausgebeutet werben möchte, 

ſei nicht ftihhaltig. 

Es könne umunterjucht bleiben, ob während der Verwaltung der Kaſſen 
durch den Staat immer nur die allgemeinen ftaatswirtbihaftlihen und berg» 
baulichen Interefjen und niemals Sonder-Intereffen Berüdfihtigung gefunden 
baben, jedenfalls behalte die Staats-Behörde, auch bei einer Uebertragung ber 
Verwaltung der Kaffen auf die Kontribuenten, vollſtändig die Mittel in Häns 
den, eine mißbräuclihe Verwendung der Kafjen zu verhindern. 

Bei Inftituten, wie die Schlefiihen Steinfohlen » Bergbau » Hülfsfafien, 
liege ed in der Natur der Sache, daß nicht jete Verwendung aus ihnen 
jämmtlihen Kontribuenten, deren Intereilen, wie die Staats-Regierung jelbit 
anerfenne, häufig kollidiren, gleihmäßig zu Gute fommen fann; es mülje dar 
ber nur darauf geachtet werden, daß Die Verwendungen bald tiefen, bald 
jenem Neviere oder Reviertheile Nupen ſchaffen und je cine Ausgleichung une 
ter den verjchiedenen Intereſſen berbeigeführt werde. Darüber zu wachen, 
daß dieſe Ausgleihung wirklich geſchieht, daß aljo die Einnahmen der Kaffen 
nicht im Sonder-Intereſſe einzelner hervorragender Gewerkſchaften verausgabt 
werden, jei gerade Sache der auffihtführenden Etants: Behörde und entiprede 
allein ihrer Stellung, während die Verwaltung, wie bei allen Sozietäten, 
einerlei ob fie durch Vertrag oder Gejep entitanden, den Sozien gebühre. 

Daß zur Zeit der Gründung der Kafjen die Verwaltung derjelben der Bergs 
behörde übertragen worden, ſei durchaus entſprechend und jegar netbwendig ger 
weien, da zu jener Zeit der geſammte Bergbau von der Behörde verwaltet wurde; 
nachdem aber nunmehr den Gewerkſchaften die Verwaltung ihres Berg-Eigen— 
thums überlafjen jei, jei es folgerichtig, ihnen aud die Verwaltung der Inftitute 
ja übertragen, welche zur Förderung des Bergbaues aus den Beiträgen ber 
Gewerkſchaften begründet And und erhalten werden. Die weitere Frage, ob 
eö, bei den ganz veränderten Verhältniffen des Vergbaues und der Verwer— 
tbung der Bergwerfeprodufte, nicht zwedmäßig jei, Die ferneren Beiträge der 
Kontribuenten zu den Schleſiſchen SteinfobleusBergbausHülfskaffen zu ermär 
figen oder vielleicht gänzlich fortfallen zu laſſen, fünne hier unerörtert und 
der Grwägung der Verwalltung der Kaſſen und der Aufſicht führenden 
Staats-Behörde überlaffen bleiben. 

Es wurde biernad, wie in vorigen Jahre, der Antrag geitellt, dem Haufe 
zum Beſchluß zu empfehlen: 

Die Königlibe Staats» Negierung aufzufordern, zu veranlafjen, 
daß die Verwaltung der Oberſchleſiſchen und der Niederſchleſiſchen 
Steinkohlen- Bergbau: Hülfsfaffen den Kontribuenten diefer Kaſſen 
unter Auficht der Staats-Behörden, übergeben werde, 
und diejer Antrag von der Kommiſſion faft einftinmig angenommen, wodurch 
ſich zugleich die Petition der Oberſchleſiſchen Gewerken erledigt. 
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Die sub Nr. 8. bis 5. in der dem Gtat beigefügten Nachweiſung aufs 
geführten Bonds gaben zu feiner Bemerfung Anlap. 

Hinfihtlih des sub Nr, 6, behandelten Freikuxgelder -Fonds wurde fols 
gende Erläuterung gegeben: 

Sn dem Beriht der Kommilfion zur Prüfung des Staatöhaushalts- 
Gtatö pro 1859 vom 18. März 1859 ift rüdfichtlih bes Freifurgelder-Fonds 
ber Antrag geftellt: 

das hohe Haus wolle für erforderlich erflären, daß 
a) die Beiträge des Breifurgelder- Fonds als Nebenfonds im 
Staatshaushalts-Etat erſichtlich gemacht, 
b) die Verwaltung deſſelben, ebenſo wie die der Bergbau— 
Hülfskaffengelder geordnet werde, 

Dem erften Antrage ift durch die Aufnahme diejes Fonds in ben Staats- 
baushalts-Etat pro 1860 entiprodhen. 

Der zweite Antrag ift damals zurüdgezogen worden, weil bie Gewerlen 
keinen Anſpruch auf den Freiluxgelder-Fonds haben, und ihnen daher aud 
feine Einwirkung auf die Verwaltung zuftehe, vielmehr wenn die Verwaltung 
der Fonds geändert werden folle, folde nur von dem Minifterium für Han» 
del, Gewerbe ıc. auf das Minifterium für die geiftlihen und Unterrichts-An« 
gelegenheiten zu übertragen fein würde. 

Die Grundlage der Verwaltung dieſes Fonds ift die auf den Antrag 
des Stantd-Minifteriums erlaffene Kabinets-Ordre vom 9. März 1830, welde 
beftimmt, 

daß die Einkünfte aus den in der Schlefiihen Berg-Drbnung 85. 1. 
und 2. Kap. XXXI. vom 5. Suni 1769 beftimmte Kirchen⸗ und 
Schul⸗Kuxe, wie bisher geſchehen, jo auch ferner nicht ber Kirche 
des Abbauortes beionders zu berechnen oder zur Dispofition zu 
ftellen, jondern von den Behörden nad dem jebesmaligen Bebürf- 
niffe für firhlihe und Schulzwede, au vorzüglich zum Beften 
der Bergfnappihafts-Genofjen und deren Kinder, ohne Unterſchied 
der Konfeffion, auch an ſolchen Orten zu verwenden, wo der eigent« 
liche Freibau jener Kure nicht ftatt gefunden bat. 

Der DOber-Präfident von Schleſien und bie betreffenden Regierungen er« 
halten von der Lage der Verwaltung bed Freifurgelber-Fonds Kenntniß durch 
die Mittheilung der Etats und der Rehnungs-Ertrafte. Alle Anträge auf 
Bewilligungen aus dieſem Fonds Seitens des Ober» Bergamtes werden von 
dem Dber- Präfidenten von Schlefien begutachtet, ehe die Entſcheidung bes 
Handels:Minifters darüber erfolgt. 

Die Einnahmen bes Freifurgelder-$onds beftehen aus den in der Vorlage 
enthaltenen Pofitionen, wobei zu bemerken, daß die Königlihen Hüttenwerfe 
dazu für den Arbeiter jährlich 2 Rthlr. 22 Sgr. 5 Pf. beitragen, und baf 
von den gewerfihaftlihen Gruben die Galmeigruben bei weitem den größten 
Theil der Einnahme aufbringen. 

Die Ausgaben beftehen in Kirchenkoften, Zufhüffen zu bem Gehalte von 
Pfarrern in Tarnowig, Gleiwig, Zabrze, Malapane, Kreupburg, Beuthen, 
Sohrau, Rybnid; in Schulfoften; Schulgeld und Schulbedürfniffe, Gehälter 
von Schullehrern, Unterhaltung von Schulgebäuben; enblih in Berwaltungs- 
foften, worunter fih die Kantiemen für bie gewerfihaftlihen Schichtmeifter 
befinden. 
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Durd; diefe Erläuterung, fand ſich die Kommilfion: befriedigt: und ſprach 
nur den Wunſch aus, daß; ihr. fünjtig, Die: Spezial » Etat& dieſes Fonds zum 
Einficht ‚vorgelegt, werben. möchten, welchen: Wunicer der Vertreter: den Sigats- 
Regierung zu genügen verſprach. 


Berlin, ben 18. April 1860; 


Die: Kommiffton- zur Prüfung des Staatshaushalts- 
Etats pro: 1860. 


Kübme (Berlin), [Borfigender). Karſten (Berichterftatter). ©, Tettau, 

Freiberr v. Schleinig (Chodzieſen). Ottow. Oflerrath. Sello. 

v. Leſſing. Dr. Schubert. Weſtermann. Klotz. Borſche. 

Stavenbagen. Kühne (Etfurt). Senff. Behrend (Danzig). 
Dr; v. Brandt. Freiherr v. Binde (Ohlau). 
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Denkſchrift, 


Inſtitut der Bergbau⸗Hülfskaſſen in Schleſien 
betreffend. 





Das Inſtitut der Steinkohlen-Bergbau⸗Hüffskafſe in Schleſten ft durch die 
auf Allerhöchſten Spezial: Befehl ven dem damaligen Minifer v. Heinih 
unterm 12. Rovember 1779 erlaffene und unter den damaligen geſetzlichen 
Formen publigirte Verordnung gegründet worden. Im der Vererdiiing ift Ark 
Zwed die allgemeine Beförberung des Steinfohlen»Bergbrweh angegeben und 
die Beftimmmmg getroffen, daß die Beiträge der Gewerken zum Vortheil der. 
ſelben verwendet werben ſollen, jedech mit der Maßgabe, nicht ſowohl einer 
einzelnen Gewerkſchaft damit zu helfen, als vielmehr dergleichen Anftalten zu 
treffen, von denen alle oder mehrere Gewerkitaften Natzen haben. Ferner ift 
darin die Zufage gegeben: „wegen der Verwendung dieſer Geldet ſelbſt Fin 
jebender Gewerken · Gedanken erferdern zu laſſen und ſolchetgeſtalt fo viel ala 
möglich eines Jeden beſonderen Pupen mit dem allgemeinen Endzweck landes- 
räterlich Damit zu verbinden.“ 

Die Verwaltung diejes Inftituten- Fonds ftand bis zum Fahre 1841 dem 
Königlichen Ober-Bergamte als Prevmzint-Pehörbe zu. Durch die Kabinets- 
Ordre vom 30. April 1841 ift der Rinanz: Minifter, wnter deſſen Reffort ba- 
mals die Berg-Bermaltung ftand, ermächtigt worben, die biehet für den ge 
ſammten Schleſiſchen Bergbau beftandene Eine Berzbau⸗Hülfskaſſe in zwei ber 
ondere Kaſſen für den Oberjtklefiihen und ben Niederſchlefiſchen Diftrifi zu tren— 
nen und ſolche vorerft nach den feirherigen Gruntfägen durch bie betreffenden 
Vergämter Ober: und Niederſchleſiens verwalten zu laffen. Dieſe Grundjäge 
beftanden bis zum Sabre 1829 darin, daß ohne Theilnahme ber Beitrags» 
pflichtigen Gewerfen die Bermaltung anf Grund ber, von ber betreffenden Mi- 
nifterial- Behörde aljährlih vollzogenen Etatz durd das Oßer-Bergamt geführt 
wurde und die Rechnungen an bie Könizlihe Ober-Rehnungskaininer zur 
Revifion und Decharge gelangten. 

Schon bei dem erften Schlefiihen Provinzial-Lanbtage wurden indeß 
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Anträge der Gewerfichaften auf Beiheiligung an der Verwaltung diejer Konds 
uud insbeſondere auf ſpezielle Rehnungslegung der Berg-Behörde, ihnen gegen— 
über, angebradt, welche auf den folgenden Landtagen fi wiederholten. In 
bem hierauf Allerhöchſt erlaſſenen Landtags: Abihiede vom 22, Februar 1829 
wurbe jedoch dieſer Antrag: „da derſelbe weder als in ber Berechtigung ber 
Gewerken beruhend, noch als der mwohlthätigen Ginridtung und dem Zmwede 
ber Bergbau: Hülfsgelder-Kafle entiprehend anerfannt werben fünne,” zurüd- 
gewiejen, dagegen aber beftimmt, daß den Gewerfen durch überfichtlihe Rech- 
nungs-Ertrafte eine Nahweilung von ber Verwendung ber Gelder vorgelegt 
und babei jede zur Sache gehörige Auskunft auf ihr Verlangen gegeben wer- 
den ſolle. Dieje Rechnungs-Extrakte, welche die Verwendung ber Nieder: 
ſchleſiſchen und Oberſchleſiſchen Bergbiu- Hülfsfaffengelder nur ſummariſch 
nachwieſen, wurde auf Antrag der Stände von 1845 ab überfihtlider und 
ausführlicher, und zwar bergeftalt den ‚Gewerfen vorgelegt, daß daraus ber 
Betrag und bie Beitimmungen ber einzelnen Pofitionen der Ausgaben eriehen 
werben fonnte. 

Wiederholte im Sabre 1852 zuerft wieder angebrachte Anträge mehrerer 
Gewerkſchaften auf Theilnahme an der Verwaltung gaben Veranlaffung, von 
den Berg- Behörden ein Diele BVerbältniffe regelndes Regulatio ausarbeiten 
und den Gewerfichaften zur Erklärung vorlegen zu laffen, deſſen Annahme 
aber von dieſen unter Beantragung wejentliher Abänderungen, welche babin 
zielten, die Verwaltung jelbft zu übernehmen, und den Bergämtern nur die 
Kaffenführung unter ihrer, der Gewerfichaften Kontrole, zu belaffen, abge 
lehnt wurde, 

Inzwiſchen hatte nah dem Erſcheinen des Gejepes vom 12, Mai 1851, 
die Befteuerung ber Bergmwerfe betreffend, im Sabre 1852 ein großer Theil 
der beitragepflichtigen Gewerkſchaften die Zahlung der Beitrige verweigert 
und die Nechtmäßigfeit der Erhebung derielben beftritten. In dem diejerhalb 
angeftrengten Prozefje hat jedoh das Ober» Tribunal mittelft Erfenntniffes 
vom 16. Februar 1855 die Verpflichtung der ſich weigernden Gewerfidaften 
zur Zahlung der Beitrige entjhieden und unter Anderem in den Gründen des 
Urtheils ausdrüdlih anerfannt: 

daß die Bergbau-Hülfsfafjen ein mit landesberrliher Genehmigung 
beftehendes Inftitut ſeien; 
daß die Verwaltung den Bergbehörden des Staats anvers 
traut jei; 
daß die durch gemeinjhaftlihe, im Folge der neueren Bergwerfs« 
Geſetzgebung nicht aufgehobene Beitragepflicht entftandene Gemein« 
ihaft der Schleſiſchen Steinkohlen» Gewerficaften nicht der freien 
Einigung überlaffen, jontern aus ſtaatswirthſchaftlichen Rüd- 
fihten durch Iandesherrlihe Berordnung eingeführt und das 
Inſtitut jomit durch einen Aft der Gejepgebung gegründet wor» 
den jei. 

Bis zum Sabre 1858 bewendete ed nun bei der vorhin angegebenen Eins 
richtung. In diefem Jahre fand fid aber die Staats-Behörde veranlaßt, durch 
das Reifript vom 11. Juni 1858 zu beftimmen, daß jährlid ein Ertraft von 
der Niederichlefiihen Steinkohlen-Bergbau-Hülfslaſſe möglichft überfichtlih und 
ipeziell angefertigt und jedem Alleinbefiger resp, Nepräfentanten ein Eremplar 
davon zugeftellt werde, tie Vertreter der Gewerfidaften auch zu einem Ter⸗ 
mine vorzulaben feien, um ihnen über die jpeziellen Pofitionen der Einnah- 
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men und Ausgaben alle gewünfchte Auskunft geben, die Rechnungsbeläge auf 
Verlangen vorlegen und über biejes Alles ihre Meinung hören zu laſſen. 
Durch den ferneren Erlafß vom 10. Dezember 1858 ift weitergehend jowohl 
für die Nieberichlefiiche als Oberjchlefiihe BergbausHülfsfaffe angeordnet wor- 
den, daß den beitragspflichtigen Eigenthümern resp. Gewerkſchaften Gelegen» 
beit gegeben werben foll: 

1) vor jedesmaliger Entwerfung des Etats der Bergbau. Hülfsfaffen 
über die im Bergbau-Intereije bes Bezirks nad ihrem Ermeſſen 
nothwendigen Bebürfniffe ſich auszuſprechen, 

2) den demnädft ihnen mitzutheilenden Etats» Entwurf zu begute 
achten, 

3) von dem vollzegenen Etat Kenntnif zu nehmen, ° 

4) ihre etwaigen Bedenken gegen die am Jahresſchluß ihnen mitzu« 
theilenden Rechnungs-Ertrafte dem Bergamte zur Erwägung ans 
zuzeigen und 

5) über etwa erforderliche Beftimmungen ber Berg- Behörde in: Bes 
ziehung auf Abänderung des Beitragsjages ſich gutachtlih zu 
äußern. 

Zu diefem Zwede jollen die Repräjentanten, Grubenvorftände oder Allein« 
Gigenthümer der in Betrieb und Förderung erhaltenen E teinfohlen»Bergwerfe, 
welche im vorbergegangenen Sabre einen Beitrag von mindeftens 100 Rthlrn. 
zur Bergbau«Hülfsfaffe geleiftet haben, aufgefordert werden, in einem vor bem 
Kommifiarius des Bergamts anzuberaumenden Termin fünf Deputirte und 
ebenjo viel Stellvertreter zu wählen, die wiederum aus ihrer Mitte dem Berg- 
amte denjenigen zu bezeichnen haben, an welchen die bezüglich der eingeräum— 

"ten Mitwirkung zu erlaffenden Borladungen und Mittbeilungen der Behörde 
zu richten find. 

Eodann ift noch im Folge eines Antrages der Deputirten ber Nieders 
ichlefiihen Gewerkſchaften bei Gelegenheit der Etat#-Entwurfs-Regulirung pro 
1860 durch das Reſkript vom 8. September 1859, ſowohl für die Nieder: 
als Oberſchleſiſche Bergbau-⸗Hülfskaſſe geneymigt worden, daß fortan bei allen 
Verwendungen aus den der ipeziellen Anweifung des Minifteriums vorbehaltenen 
fogenannten Dispoſitions-Fonds (Tit. VII beider Etats) die vorgängige 
Aeußerung der gewerkihaftlichen Deputirten erfordert werden ſoll; und end» 
ih durch den Minifterial-Erlaß vom 17. September v. I. beftimmt worden, 
daß in der Folge Anträge anf Darlehne aus den BergbaurHülfskaffen- Fonds 
ftets der Begutachtung der Deputirten, namentlih über die Modalitäten des 
Darlehnd-Vertrages und ber Höhe des Zinsfußes, vorzulegen find. 

Nah diefen Normativ. Beftimmungen, durch melde die Mitwirkung der 
Gewerkſchaften bei der Verwaltung des in Rebe ftehenden Fonds eingeräumt 
ift, wird nunmehr verfahren. 

Nichtädeftomeniger hat aber der in ber Sitzungs-Periode 1858/59 aus 
Beranlaffung der Petitionen des Gruben:Borftands-BVertreters Hayn zu Hermd- 
dorf und Genoffen gefaßte Beihluß des Herrenhaufes: 

die auf eine anderweite Regulirung ber Berhältniffe der Nieder: 
ſchleſiſchen Stein kohlen-⸗Bergbau⸗Hülfskaſſe gerichteteten Anträge 
der Petenten ter Staats-Regierung zur Erwägung zu übers 
reichen, 
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fowie ber Beſchluß ‚des Abgeordneten«Haufes: 
die Königliche Staats-Regierung aufzuforbern, zu veranlaſſen, daß 
die Verwaltung beider in Rebe- ftehenben Kaffen den Kontribuen- 
ten berjelben unter Aufjiht der Staats«Behörbe übergeben werde, 
die Veranlaffung gegeben, die Frage: 
„ob ohne Beeinträchtigung der provinziellen Interefien, welde 
unmittelbar und mittelbar von dem Beſtehen und einer zweckent ⸗ 
iprehenden Verwaltung ber Bergbaus Hülfskaffen ‚berührt werben, 
nad den Anträgen des Landtags den Gewerkſchaften die Selbit- 
verwaltung überlaffen ‚werben fönne, und eine lediglich fontrolis 
rende Wirkiamfeit der Behörde als berechtigt und als Bebürfnif 
anzuerfennen jei, 
einer abermaligen eingehenden Erörterung zu unterwerfen. Es ift hierüber 
nit allein das Oberberg: Amt zu Breslau, ſondern mit Rückſicht auf jene 
in Betracht fommenden wichtigen ProvinzialeIntereflen der Dber-Präfident 
der Provinz zur gutachtlihen Aeußerung aufgefordert worden. 

Deide Behörden ftimmen, wie aus den beigefügten Berichten derſelben 

—— vom $. und 30. Juli v. I. des Näheren hervorgeht, darin überein, daß eine 
Aenderung in der Verwaltung der Schleſiſchen Steinkohlen Bergbau Hülfs- 
fafjen im Sinne der von dem ic. Hayn und Genoffen an den Landtag geri- 
teten Petitionen weder im bergbaulichen noch im allgemein provinziellen Im 
terefje zwedmäßig erſcheine und fprechen insbeiondere die Beſorgniß aus, daß 
bei einer Sclbftverwaltung der Kaljen durch Organe der Kontribuenten deren 
gemeinnügige Beſtimmung and bei verbehaltener Oberaufſicht der Etaats- 
Behörde leicht verfehlt und das Inftitut, deſſen wohlthätige Erfelge feit ſeinem 
Befteben unverkennbar find, alsdann ftatt im allgemeinen ſtaatswirthſchaft-⸗ 
lien Interefje der Provinz und des in derjelben betriebenen Bergbaues über- 
miegend im Sonber-Intereffe der großen Bergwerks-Eigenthümer den fleinen 
Sewerkichaften gegenüber, Da die Iutereffen bäufg follidviren und das Abhän« 
gigleits⸗Verhältniß der Letzteren von den Erfteren nicht äußer Acht gelafien 
werben bürfe, ausgebeutet werden wöchte. 

Diefe Anſichten und Beforgnifje müſſen für jehr begründet erachtet wer« 
den. Nur bei einer Verwaltung der Kaſſen dur die Staats-Behörde im 
Gegenſatz zu einer den beitragspflidhtigen Interefjenten einzuräunenten Eelbjtwr- 
waltung mit bloß oberauffehender Einwirfung tes Staais erjcheint Die ftiftunge- 
mäßige Verwendung der Fonds gefichert. Insbejondere würde es, wenn getrennte 
Selbftverwaltungs-Organe für die Oberſchleſiſche und Niederichlefiihe Kaſſe gc- 
ſchaffen werben jollten, ſchwerlich gelingen, für Diejenigen Intereſſen, die ges 
meinſam für Oberſchleſien und Niederichlefien in’s Auge zu faflen find, über 
einftimmente Beichlüffe, ſofern nicht die Stants-Negierung die Faitiative und 
endgültige Beftimmung auszuüben, d. i. die Berwaltung, wenn aud mit Bei 
rath der Betheiligten, zu führen hat, herbeizuführen. 

Iſt nun den Borheiligten gegenwärtig eine jo umfaljende Mitwirkung 
bei jedem Aft der von der Staatsregierung ausgehenden Verwaltung einge 
riumt, daß alle billigen Wünſche und praftiidhen Anforderungen, wie fi Dies 
bei längerer Erfahrung und Handhabung der Verwaltung auf Grund der 
neuerdings ergangenen Anordnungen zuverfichtlic herausftellen wird, ala er» 
füllt angeſehen werben dürften, jo liegt, da die betreffenden Fonds als zu bes 
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jonderen provinziellen Zweden beftimmte Staats-Fonds zu behandeln find, 
feine Veranlafjung vor, die Verwaltung der BergbausHülfsfajjen gänzlih an 
die Kontribuenten abzutreten. 


Berlin, im Februar 1860. 
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Breslau, den 8. Juli 1859. 
Die Schlefiihen Steinfoblen-BergbausHülfs- 
kaſſen betreffend. 


Jndem Ew. Excellenz wir das hochgeneigte Defret vom 14. o. M. (C. P. 3502) 

nebit dem Erlaf des Herrn Minifters für Handel ꝛc. vom 1. Juni d. J. 

mit fimmtlihen Beilagen geborfamft zurücreichen, beehren wir une, in Betreff 

der angeregten Frage: 
ob ohne Beeinträchtigung der provinziellen und namentlich der 
allgemeinen bergbaulidhen Interefjen den Steinfoblengruben: Ge- 
werfen die Selbftverwaltung der Steinfohlen « Bergbau» Hülfsfafle 
überlaffen werden fünne und eine lediglich Eontrolirende Wirk— 
jamfeit der Behörde als berechtigt und als Bedürfniß anzuer= 
fennen jei? 

Nachitehendes vorzutragen : 

Die Schleſiſchen Steinfoblen-BergbausHülfsfafjen baben jeit ihrem Ber 
fteben fi als ſehr mupbringend, jomwobl für den gejammten Bergbau insbes 
beiondere, als für das allgemeine Landeskultur-Intereſſe erwieſen. Wir ers 
lauben uns bier nur auf Die ausgedehnten Chauſſeebauten in dem Nieder» 
ichlefiichen und Oberſchleſiſchen Bergamts-Bezirfe binzudeuten, melde aus den 
Fonds diefer Kaſſen ausgeführt werden find, ferner auf die Gewährung der 
Zinjen- Garantie für die Prioritäte-Stammaltien der Wilhelms: Bahn; jomie 
endlich auf die jegensreihen Inftitute der Bergichulen, deren Unterhaltungs« 
foften aus denjelben Kafjen beftritten werden. Berüdfichtigt man ferner, wie 
große Unterftügungen bedeutende Bergwerfs+ Anlagen durd Gewährung von 
Darlehnen aus diefen Kaffen gefunden haben, jo fann die Frage, ob ee, dem 
Antrage des Petenten Hayn entiprechend, zwedmäßig ſei, dieſe Kafjen aufs 
zulöjen und ibre Beſtände an die Kontribuenten zu vertbeilen, unbedingt nur 
verneint werden; denn von den getbeilten Mitteln ift ein gleider Erfolg im 
Geſammt-⸗Intereſſe in feiner Weile zu erwarten, 

Es frägt ſich nun, ob der unter der bisherigen Verwaltung durch die 
Berg: Behörde erzielte Nugen in gleichem, cder, wie Einige annehmen zu fönnen 
glauben, in noch höherem Maße erreicht werben kann, wenn die gedachten 
Kaflen den Kontribuenten zur Selbfiverwaltung überlafjen werden und der 
Behörde nur die Kontrole zugeftanden wird, 

Auch dieſe Frage fünnen wir nur entſchieden verneinen, und zwar aus 
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dem jehr wejentlihen Grunde, weil dann die Sonderintereffen einjefter Ges 
werde ganz gewiß ohne Maß verfolgt werben würden. Die Berwaltung müßte 
einem von ben Vertretern der Gewerkſchaften aus fi jelbft gewählten Aus» 
ſchuſſe übertragen werden, in ben ohne Zweifel nur Perfönlichfeiten von großem 
Einfluſſe gemtttr werden wurden, deren Anfichten die anderen minder bedeu- 
tenden Mitglieder ſchwerlich entgegen zu treten verſuchen würden, zumal ba 
der Fall jehr leicht eintreten ann, daß die Einen in einem gewiffen Abhän- 
gigfeitö-Verbältniffe zu den Anderen ftehen. 

Es würde ohne Zweifel nicht ausbleiben, daß die bedeutenderen Ausihup- 
Mitglieder ihren Einfluß auf die anderen für ihre resp. ihrer Machtaeber 
Sntereffen geltend machen werden. 

Als Belag für dieſe unfere Anfiht können wir ein Beilpiel aus der 
neueften Zeit anführen. Nachdem durch Erlaß des Herrn Handels» Minifters 
Excellenz vom 10. Dezember 1858 den Gewerfen eine gewiſſe Mitbetheiligung 
bei Entwerfung der jäbrlihen Etats zugeftanden war, wurde der von ben 
Oberſchleſiſchen Repräfentanten gewählte Ausihuß aufgefordert, etwaige An 
träge, welde bei dem Etat für das Jahr 1860 zu berüdfichtigen fein wür« 
dem, zu madyen. In Folge deffen wurden unter Anderem von zwei Ausfchuße 
Mitgliedern Anträge auf Bewilligung von Zufhäffen zu Chauffees Bauten 
zum‘ Betrage son 15,000 Rthlru. und 38,000 Rtplen: geftellt und die pros 
jefiirten Straßen ald dringend nothwendung und für das allgemeine Intereffe 
bes Eteinkohlen-Bergbaues äußerft förderlich bezeichnet. Beide Anträge wur« 
den von dem Ausfchuffe ohne jeden Einwand angenommen. Bei näherer Ers 
wägung Seitens des Bergamts ergab ſich indeß, daß nur der Mleinfte Theil 
der projeftirten Straßen im wirflihen Interefje des Steinfohlen- Bergbaues, 
ber größte Theil dagegen im forftwirthichaftlihen Interefje des von dem An- 
tragfteller repräjentirten Grundbefiges und im allgenteinen Landeskultur- Intereffe 
liegt, welches zu verfolgen nicht Sache der Bergbau- Hülfsfaffen fein fann. 

Dergleihen Fälle würden nicht jelten vorfimmen, went die Gewerke die 
Kafjen jelbftftändig verwalten. 

Ein gleicher Amrag wie der des x. Hayn an bem Landtag ift ung‘ 
übrigens von einer anderen Seite nicht zugegangen. Die Vertreter der Ober 
Ihlefiihen Gewerke vielmehr find, foweit uns befannt geworden, mit den durch 
den Minifterial» Erlap vom 10, Dezember v. J. ihnen eingeräumten Befug⸗ 
niſſen zufrieden geſtellt. 

Wenn bei den Landtahs ⸗Verhandlungen behauptet worden ift, daß bins 
fiptlih der Oberſchleſiſchen Steintohlen-Bergbau-Hülfskaffe ein anderes Ver— 
bältniß obwalte, als bei der Niederſchleſiſchen, weil zu jener auch Königliche 
Werfe mit pptr. + beitragen, jo vermögen wir hierin einen Unterſchied nicht 
zu erfennen, denn zu der Bergbaushülfskaffe ftehen dieſe Königlichen Werfe 
ganz in demjelben Berhältnifje, wie die gewerkichaftlihen Werke und werden 
bei der Wahl des Ausichuffes in gleicher Weiſe vertreten. 

Die Petition des ıc. Hayn an den Landtag trägt offenbar'den Stempel 
der perjönlichen Gereiztbeit, welche dadurch erwedt fein dürfte, daß von Eei- 
ten des Dber-Bergamts in Angelegenheiten der beramänniihen Bäderei in 
Gottesberg feine Anträge, welche die Verpachtung dieſer Bäderei beswedten, 
alö bejonders in Nothjahren unvortbeirhaft, zurückgewieſen worden find. Wir 
können hiernach uniere unvorgreiflihe Anſicht nur dabin ausipieden: 

daß eine Menderung in der Verwaltung der Schleſiſchen Stein- 
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foblen-Bergbau-Hülfsfaffen im Sinne ber von x. Hayn umb 
Konjorten an den Landtag gerichteten Petitionen weber im berg« 
baulihen und allgemeinen provinziellen Interefje zwedimäßig er 
ſcheint, no aud von ber Mehrheit der Fontribuirenden Gewerk⸗ 
ſchaften gewünfcht wird. 


Breslau, den 8. Zuli 1859. 


Königliches Preußiſches Ober-Bergamt. 
(943) ©. Carnall. 


An 
den Königlihen Wirklichen Geheimen Rath 
und Ober Präfidenten der Provinz Schlefien, 

Ritter hoher Orden 

Herrn Freiberrn v. Schleinig 
Excellenz. 
Nr. 4086. hier. 
8* 
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Breslau, den 30, Zuli 1859. 


Betrifft 
bie Steinfohlen-Bgrgbau- Hülfskaſſe. 
Reifript vom 1. Zuni d. 3. V. 3804, 
En 


Euer Ercellenz beehre ih mi zur Erledigung bes neben bezeichneten hoben 
Erlaſſes 
1) die 4 Drud-Anlagen deſſelben, 
2) Abſchrift des Berichts des bieſigen Ober-Bergamts vom 8. d. M. 
und meines bezüglichen Schreibens vom 15. deſſelben, 
3) Abfchrift des Berichts bes DOber-Bergamts vom 25. d. M. und 
dem darin angezogenen Urtele-Ertrafte 
gehorlamft vorzulegen. 

Nah meiner Auffaffung ift der Geſichtspunkt voranzuftellen, daß eine 
wejentlihe Aenderung in der Beitimmung ber BergbausHülfsfaffe nit durch 
eine Berwaltunge-Maßregel, jondern nur durch ein Geſetz herbeigeführt wer⸗ 
ben fann, 

Es ift fowohl in dem son dem Referenten bed Herrenhaufes erwähnten 
Erkenntniſſe des Ober-Tribunals vom 16. Februar 1855, als aud in ben bei— 
den abichriftlich anliegenden Erfenntniffen anerfannt, daß dem Reifripte vom 
12. November 1779 Geſetzeskraft beizumefjen. Dieje Annahme wird mittels 
bar aud dadurch unterftügt, daß bei Vertheilung der Kaffe in zwei gefonderte 
Kaflen für Ober und Niederjchlefien im Jahre 1841 eine Allerhöchſte Auto» 
riſation erforderlich war. 

Es frägt fi alfo, ob im Wege der Gejepgekung dahin Verfügung zu 
treffen, daß entweder nad dem Antrage der Petenten das Eigentbum ber 
Kaffe den Kontribuenten übertragen oder nad) dem Antrage des Abgeorbneten« 
Haufes den Lepteren die Verwaltung unter Auffiht der Staats-Behörbe 
übergeben werde, Der erfte Antrag fommt weientlid einer Aufhebung des 
Snftituts gleih, doch möchte 'ih glauben, daß die Petenten, mit Ausnahme 
des Hayn, fi dies nit völlig Mar gemacht haben, fondern daß dieſe drei 
Repräjentanten der größten Niederichlefiihen Gewerfen nur die eigene Dispo» 
ſition über die Kaffe zu erhalten bezwedt haben, Ich glaube alſo, über den 
erften Antrag um fo eher hinweggehen zu dürfen, als ter Landtag bafielbe 
getban bat, und die fegensreihen Wirkungen ber Bergbau⸗Hülfskafſe meines 
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Wiſſens aufer von dem ıc. Hayn nod von Niemanden in Zweifel gezogen 
find. 

Die zweite Frage betreffend, fo ift diefelbe zur Zeit noch nicht beſchluß— 
reif, weil zuförderft Erfahrungen gefammelt werden müſſen, wie die Verwal— 
tung fih in Folge des verehrlichen Refkriptes vom 10. Dezember v. J., wor 
nad) die Gewerke vor der Genehmigung des Etats ihre Anträge geltend 
machen fönnen, fih geftalten wird. So wie die Sade jegt liegt, möchte ich 
glauben, daß durch obiges Reſkript den Intereſſenten derjenige Einfluß auf 
die Verwendung der Mittel gewährt ift, mwelder in ihrem eignen wie im all 
gemeinen Intereffe nur gewährt werben fann. Die endgültige Verfügung 
über die Mittel diefer Königlihen Kaffe wird am beften immer in der 
Hand der Königlihen Behörde verbleiben, bei welder eine unparteiiſche 
Vertheilung und Berüdfihtigung der verſchiedenen Privat-Intereffen voraudges 
fegt werben fann, was bei einem Ausihuß der Gewerfen nicht der Fall ift. 
Der Abftand zwiſchen den großen und fleinen Gewerfen ift jo ungeheuer und 
die Mittel, durch welche die erfteren fi den legteren angenehm oder unan» 
genehm erweiſen fünnen, find fo mannigfaltig, daß bei einer Selbft-Berwal« 
tung durd die Kontribuenten die Bergbau⸗Hülfskaſſe ihre gemeinnügige Bes 
ftimmung verfehlen und im Intereſſe gerade der größten Gigentbümer, die 
einer ſolchen Unterftügung am wenigften bedürfen, ausgebeutet werden 
würde, 

Schon die Erfahrung dieſes erften Semefters bietet einen Belag für diefe 
Behauptung: Zwei der größten Gewerke des Beuthener Diſtrikts verlangen, 
der eine 15,000 Rtblr:, der andere 38,000 Rthlr., um durch ihre Forften 
Chauſſeen zu bauen, melde den Bergbau nicht interejfiren, und feiner der an« 
weienden Sntereffenten wagt dem zu widerſprechen. Cine bloße Kontrole der 
Königlihen Behörde würde in jolben Fällen feinen hinreichenden Schutz ger 
währen, weil die benadıtbeiligten Intereſſenten den Beſchwerdeweg ſcheuen 
würden. 

Ich kann daber den Anficht des Ober-Bergamts überall nur beitreten. , 


(gez.) v. Schleinig. 


An 
den Koͤniglichen Staats ⸗ und Miniſter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, Ritter ıc, 
Herrn v. d. Heydt 
Ercellenz 
zu 
O. P. 4746. Berlin. 
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Berichteritauter: Saus der Übgeordneten. 
Abgeordneter Bürger. Seſſlon 1860: 
— — — — 


Bericht 


Kommiſſion zur Begutachtung des Antrages des Ab- 
geordneten Freiherrn v. Binde und Genoſſen, die 
Kurheſſiſche Verfaflungs-Angelegenheit betreffend. 
(Nr. 136. der Drudjaden). 


Der Antrag, den die Kommiſſion zu prüfen bat, will den Schritten ber 
Königlihen StaatsRegierung — der Kurheffiihen Verfaffung von 1881 
rechtliche Anerkennung zu fihern — lebhafte Zuftimmung ertbeilen, und über» 
dies das Bertrauen ausiprechen, daß die Staats-Regierung den von ihr eitıe 
genommenen Standpunft mit Energie fefthalten werde, 

Es wird daher vor Allem nöthig fein, ben von der Staats ⸗Regierung 
eingenommenen Stanbpunft und die von ihr in ber angegebenen Richtung 
gethanen Schritte darzulegen, und zu biefem Ende den Kurheifiichen Perfaf- 
fungöftreit feinen wefentlichften Momenten nad in Erinnerung zu bringen. 

Die Berfaffung vom 5. Januar 1831, durch welche das öffentliche Recht 
Kurheffens im Wege der Vereinbarung zwiſchen dem Fürften und den alten 
Landftänden feftgeftellt wurde, gab bem Lande eine Vertretung in einer Ein» 
zigen Stände » Berjammlung, melde nad einem Wabhlgeſetze (vom Februar 
1831) gebildet wurde, das ſich am die älteren, im Laufe von Jahrhunderten 
entwidelten Berfaffumgszuftände eng anſchloß. 

Rah der Berfaffung und dem Wahlgejepe ſaßen im biejer Verſammlung 
der Etbmarſchall, einer der Ober-Vorſteher der adefigen Stifter und der Ab» 
geordnete der Landes · Univerſität, fünf Abgeordnete der altbeiftichen Ritterſchaft, 
16 Abgeordnete der Städte und eben fo viele der ſeit 1814 zur Landftand- 
haft berufenen ländlichen Bevölferung. Zu dieſen ältern Elementen ber ftän- 
diſchen Bertretung kamen noch neu hinzu: die Prinzen des Kurbaujes und 
die Standesherren, jo wie drei Abgeordnete des Schaumburgiſchen, Fuldaiichen 
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und. Hanauiſchen Abel. Bon ben Abgeordneten der Städte und Landbezirke 
mußte die Hälfte aus den Mitgliedern der Gemeinbe-Behörben, oder aus ben 
höchſt befteuerten Einwohnern des Wahlbezirks, die andere Hälfte konnte aus 
ben Wählern überhaupt gemählt werben, jedoch berubte die aftive Wahlfühig- 
feit auf Vermögenebefip oder Thrilnahme an Gemeinde-Aemtern. 

Die Rechte diefer Stände-Berfammlung find nah den Grundjägen des 
Deutihen Fonftitutionelen Staatsrechtes beftimmt. Ohne ihre Zuftimmung 
fönnen feine Gelege gegeben oder authentiſch erläutert werden. Statt ber 
Iniative bei der Geiepgebung hat fie nur das Recht, Anträge auf neue Ges 
fege zu ftellen. Sie ift befugt, Diejenigen Vorftände der Minifterien, 'oder 
deren Etellvertreter, welche ſich einer Verlegung der Berfaflung ſchuldig ge» 
madt haben, vor dem Ober-Appellationsgeridhte anzuflagen. Sie hat für 
die Aufbringung des orbentlihen und außerordentlihen Staatsbedarfs durch 
Verwilligung von Abgaben zu forgen. Die Bewilligung bes ordentlichen 
Staatsbebarfs 'erfolgt in der Regel für die nächſten drei Jahre, auf Grund» 
lage eines Boranjhlags ber Einnahmen und Ausgaben für dieje Jahre. Die 
Auflagen dürfen nad Ablauf der Verwilligungszeit noch ſechs Menate forte 
erheben werben, wenn die Zufammenfunft ber Landſtände durch außererdent« 
lie Ereigniffe gebindert, oder tie Stände-Verſammluug aufgeläft ift, ebe ein 
neues Finanzgelep zu Stande kommt, eder wenn die in biefer Hinſicht nöthige 
Beihlußnahme der Landftände ſich verzögert. 

In Abweienh:it des Landtags befteht ein ſtändiſcher Ausihuß, um bie 
Rechte der Etände zu wahren. Unter feiner Zuziehung können proviſoriſche 
Geſetze erlafien werben. 

Die Eelbftftändigkeit der Gerichte ift mit Berufung auf ein Edikt von 
1743 ausbrüdlih anerkannt. Sie find innerhalb der Grenzen ihres richter- 
lihen Berufes in allen Inftanzen unabhängig und entſcheiden nad ben be 
ftehenden Rechten und verfaffungsmäßigen Gejegen. 

Die Stellung ber Etaatödiener ift dur ein unter den Schup ber Ber» 
faflung geftelltes Geſetz vom März 1831 geregelt und kann im Allgemeinen 
fein Etaatsdiener ohne Urtheil und Recht abgelegt, no in feinem Einfommen 
geihmälert werden. ‚ 

Entlih müſſen alle Staatsdiener des Civil- und Militairftandes ſich 
eidlich verpflichten, die Berfaffung zu beobachten und aufredht zu erhalten und 
ber Landes⸗-Regent hat beim Antritt der Regierung ebenfalld bie Aufrechts- 
haltung ber Berfaffung burd eine jchriftlihe Urkunde bei fürftlichen Worten 
und Ehren zu verfidhern. 

Obgleich vielfachen Angriffen, namentlid Seitens des Minifteriums Haffen- 
pflug (1832—37) ausgeſetzt, beftand dieje Verfaſſung, von dem jegigen Kur» 
fürften beim Regierungswecjel auf's Neue beihworen, in anerkannter Wirkſam⸗ 
keit, ald das Jahr 1848 eintrat. Trotz der aus den vorhergegangenen Kämpfen 
verbliebenen Mifftimmung blieb das Land in dieſem Sahre in einer ver 
gleihungsweije ruhigen Haltung. Das alsbald eintretende liberale Minifterium 
Eberhardt fonnte den im Sahre 1847 gewählten Landtag beibehalten und 
mit ihm bie neuen Geſetze feftftelen. Das neue Wahlgejep, welches im Jahre 
1849 zu Stande fam, läßt ein Drittel ſämmtlicher 48 Abgeorbneten von den 
Hödftbefteuerten wählen, die Wahl der übrigen ift durch die Beftimmung 
eined Cenſus ober ber Anfäffiigkeit und des ZOjährigen Alters als Bedingung 


der afriven und paffiven Wählbarfeit, fowie durch Trennung der Wahlen für 
Stadt und Land beichränft. 

Der nad dem neuen Wahlgeſetze im Juli 1849 zufammentretende Land» 
tag war etwa zu zwei Drittel fonftitutionell»fonfervatio, zu ein Drittel ent» 
ſchieden demokratiſch. Die konftitutionelle Mehrheit verfolgte mit Eifer und 
Energie den Anſchluß an das Preußifhe Maibündnig. Unter heftigem Kampfe 
mit der demofratiichen Minvderbeit rieth fie zum raſchen Auſchluß an die Union 
und hielt mit treuer Beharrlichkeit daran feft. 

Unter dem Scuge der Berfafjung und der umſichtigen Leitung des Mi— 
nifteriums Eberhardt erſchien bie öffentlihe Ruhe im Lande gefichert, als 
plöglih und für die ganze Beoölferung unerwartet — am 22. Februar 1850 — 
ein von Haſſenpflug gebilderes Minifterium bie Leitung der Staatsgejhäfte 
übernahm. 

Das Programm des neuen Minifteriums wurde von der Stände» Ber- 
fammlung einer ſcharfen Kritif unterworfen, und das Mißtrauen derjelben, 
geftügt auf frühere Vorgänge und den Argwohn in die deutſche Politik des 
Minifters, in entihiedenen Ausdrüden ausgeſprochen. 

Den folgenreichften Gegenftand der Berhandlungen zwiſchen dem neuen 
Minifterium und dem Landtage — derjenige, welder endlich die Kataftrophe 
berbeiführte — bildete alsbald die Finanzfrage. 

Die ungewöhnlihen Verhältniſſe und die dadurch nothwendig gemorbene 
Mehrausgabe hatten dahin geführt, daß das legte Budget, ftatt für die Drei 
Sabre 1849 — 51, nur für das Jahr 1849, dem Antrage der Regierung ges 
mäß, bewilligt werden war. Der im Dezember 1849 vorgelegte Staarshaus- 
balt für die keiden folgenden Sabre war noch nicht beratben, als das Mis 
zifterium Haflenpflug eintrat. Es fonnten daher verfaffungsmäßig die für 
1849 bewilligten Abgaben noch bis zum 1. Juli 1850 forterhoben werben. 
Das Minifterium erflärte den von feinen Vorgängern vorgelegten Staats« 
bausbalts-Entwurf für 1850 und 1851 in den Einnahmen zu bed, in ten 
Ausgaben zu niedrig angelegt unb verlangte, ftatt einen berihtigten Entwurf 
einzubringen, zunädft einen außerordentlihen Kredit von Mehr ald Einer halben 
Milion Thalern, welcher von den Ständen als ungejeplih und ungerecht» 
fertigt am 15. März einftimmig verweigert wurde, 

Als die Stände nıd einer Bertagung am 16, Mai wieder zufammen- 
traten, unterblieb die allgemein erwartete Vorlage eines neuen Budgets wies 
derum; ftatt deifen wurde zur Dedung eines Defizit von 760,000 Rthlrn. 
die Ermächtigung zu einer Anleihe oder zur Emiſſion von Kafjenjheinen ver- 
langt. Die Stände» Berfammlung wollte nur in dem geordneten Wege bie 
Feftftellung des Staatshaushaltes ber Berwaltung jo große Summen zur 
Verfügung ftellen; fie lehnte daher die verlangte Ermädtigung ab, beauftragte 
aber zugleich den Finanz-Ausfhuß, den Bericht über dat Budget zu be. 
fchleunigen. 

Darauf machte die Regierung am 7. Juni eine dritte Propofition, nah ' 
welcher die Erhebung ber für 1849 bewilligten Steuern, welde verfafjungs« 
mäßig nur bis zum 1. Juli gefhehen durfte, auf weitere 6 Monate geftattet 
werben jollte. Als Grund wurde angegeben, daß die Auflöjung der Stände 
Berfammlung beabfihtigt werde. Der Finanz » Ausihuß beantragte bie Ab» 
lehnung ber Propofition, weil bie Berathung und #eftftellung des Budgets 
vor dem 1. Zuli beendigt jein fünne. Zur Berathung war, unter Abfürzung 
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der Frift, die Sigung som 13. Juni beftinmt; aber jhon am 12. Zuni, 
noch ehe der Bericht förmlich erſtattet und gedruckt war, verlangte ber Land⸗ 
tags·Kommiſſar fofortige Beihlußnahme und Löfte, als dieſe nicht erfolgte, bie 
Stände-Berfammlung fofort auf. 

Um den den Finanzen aus dem Ablauf der 6 monatlichen Verlängerung 
der Steuererhebung drohenden Nachtheil abzuwenden, gab ber permanente ftän« 
biihe Ausſchuß feine Zuftimmung zum Erlaß einer Verordnung, wodurd die 
Forterhebung und Deponirung der indireften Steuern im Juli und Auguft, 
unter Ausihluß der Verwendung derjelben zu Staats Ausgaben, angeorbnet 
wurde, während bie direften Steuern Frebitirt blieben. 

Die unter dem Eindrucke des angegebenen Verhaltens der Regierung ger 
wählte neue Stände-Verjammlung trat am 26. Auguft zujammen, Aber 
auch jept legte das Minifterium, obgleich es bereits 6 Monate an der Spipe 
der Regierung ftand, mod immer fein neues Budget vor, brachte vielmehr 
nur einen Gefep-Entwurf ein, durch welchen ed ermächtigt werben follte, die 
im Staats haushalts-Geſetz pro 1849 bewilligten Steuern für die Monate Zuli, 
Auguft und September fortzuerheben, und bemerkte dabei, man habe die ernfte 
Abficht, die Vorlage und das Zuftandefommen des Finanz«Gejepes tbunlichft 
zu beidleunigen, in dem alle aber, daß dies vor Ablauf des nächſten Mo« 
nats nicht tbunlid wäre, könne leicht eine Verlängerung proponirt werden. 

Die Ständes-Berfammlung, davon ausgehend, daß bie Berfaffung als Bes 
Dingung jeder Steuerbewilligung die Prüfung des Boranjdhlages ver Ein» 
nabmen und Ausgaben vorausiege, und Taf in den Verhältniſſen fein Grund 
zu finden jei, von dem Staate-Örundgejege abzuweichen, bewilligte nur, daß 
für den Monat September ebenfalls bie indireften Steuern erhoben und des 
ponirt, die direften aber £reditirt werden jollten. 

Die Folge diejes am 31. Auguft gefaßten Beſchluſſes war bie Auflöfung 
des Landtages am 2. September. Sofort am 4. September eridien eine lan» 
desherrliche Verordnung, welche, indem fie den Beſchluß der Stinde-Berjamm- 
lung als Steuerverweigerung, Berfafjungsbrud und erften Schritt zur Rebel» 
lien bezeichnete, die Korterhebung der Steuern, jo wie fie in dem Budget für 
1849 bewilligt waren, umd die Verwendung der im Zuli und Auguft erho— 
benen und fbeponirten indirekten Steuern anorbnete, Dabei wurde bemerkt, 
daß die Zuziehung des ftändiihen Ausſchuſſes durch deſſen wiederholt geiche- 
bene Einladung, mwelder Folge zu geben von ihm verweigert worden jei, ftatt« 
gehabt habe. 

Da nad der Berfafjung fein Steuererheber zur Einforderung von Steuern 
berechtigt ift, wenn nicht in bem Erlaß der landftändiihen Bewilligung be 
fonders erwähnt wird, jo weigerten faft alle Behörden, namentlich aud die 
Gerichte, welche Stempel zu verwenden hatten, den Bollzug jener Verordnung, 
indem fie fih auf deu auf die Verfaſſung geleifteten Eid bezogen. Obgleich 
im ande überall die tieffte Rube herrſchte, wurde durch eine zweite Verord⸗ 
nung vom 7. September, uuter Bezugnahme des Bunbes « Beihluffes vom 
28. Juni 1832, nad welden die Steuererweigerung der Landſtände fid als 
Aufruhr bdarftelle, jämmtlihe Heſſiſchen Lande in Kriegazuftand erflärt und 
ein militairiicher Oberbefehlähaber beftellt, welcher der verfafjungsmäßigen Ber- 
autwortlichleit enthoben jein folte. Allein auch dieſe Verordnung erwies fid 
als erfolgles, indem die Behörden fortfuhren, fi ftrenge an die Geſetze und 

bie Berfafjung zu halten. Es zeigte ſich, daß es nicht möglih war, bie Ber- 
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faljung in Einem Yunfte zu verlegen, ohne den gefammten Rechtszuſtand det 
Landes gewaltiam über den Haufen zu werfen, und dazu fehlten dem Minis 
fterium im eigenen Lande die Mitte. Es mußte Hülre außerhalb des Landes 
ſuchen oder auf bie Durchführung der September-Berorbuungen verzichten und 
in den verfaffungsmäßigen Weg wieder einlenlen. 

Es ift dies der Moment, wo der Kurheſſiſche Konflikt eine größere Trag- 
weite erhält, indem er mit den großen Gegenfäpen in Zujammenbang tritt, 
welche damald in Deutihland binfihtlic der dem Bunde zu gebenden neuen 
Verfaſſung fi gegemüberftanden. Es ift baher nöthig, in Kurzem bie damalige 
Lage der Deutihen Angelegenheiten in Erinnerung zu bringen. 

Nachdem die von der National» Berfjammlung zu Frankfurt beichloffene 
Reicht» Berfafjung nicht zur Ausführung gelommen, jene Verſammlung fich 
aufgelöjet und dadurch die Proviſoriſche Gentralgewalt ihre rechtliche Grund» 
lage verloren hatte, war Preußen in Gemäßheit des Art. 11. der Bunbes- 
alte mit Sadjen und Hannover (Mai 1849) in ein Bündniß getreten, dem 
alabald die Mebrzabl der Deutſchen Rüriten und Städte, inäbefondere auch 
Kurheſſen, unter Zuſtimmung der Stände, beigetreten waren, und welches zum 
Zwede hatte, dem Deutihen Bolte eine Verfaſſung nah Maßgabe des ver 
einbarten Entwurfes zu gewähren, und eimitweilen zur Führung der gemein 
ſchaftlichen Geſchäfte unter Anerkennung der Oberleitung Preußens einen Ver 
mwaltungsrath zu Berlin einſetzte. Der unter dem Protefte Deſtreichs und 
dem Rüdtritte von Sachſen und Hannover nach Erfurt einberufene Reichstag 
hatte die Unionss Berfafjung genehmigt, und auf dem Fürften- Kongreffe zu 
Berlin (916. Mai 1850) war eine prooiloriihe Unions» Regierung beichlof: 
fen worden, mit dem Hauptzwede, Die Unions»Berfafjung in's Leben zu 
rufen. . 

Diefer Union gegenüber hatte Deftreich am Tage des Schluffes des Er 
furter Meichetages, und während die mit den Befugniffen des engeren Reiches 
ber Bundes-Beriammlung befleidete, aus zwei Deftreihiihen und zwei Preu- 
Fiihen Mitgliedern beftehende Bundes. Centralkommiſſion noch beftand, auf 
ben 10. Mai 1850 eine Bundes-Plenar-Berjammlung nad Frankfurt einber 
enfen, zu welchem fih die Gejandten von zehn Deutſchen Bundes-Regierungen, 
namentlidy die ber Deutichen Königreiche, einfanden, während Preußen umd 
die treugebliebenen Unionsftaaten fi entfernt hielten, Diefe Verſammlung 
beſchleß am 7. Auguft, um „korrekt“ zu fein, aud den „engeren Rath ver 
Bundes-Berjammlung‘ wieder zu Fonftituiren, was dann in Folge einer „vom 
Präfivialhofe” am alle Deutſchen Regierungen gerichteten Girkular» Depeiche 
am 1. Geptember 1850 in's Wert gejept wurde, Deftreich erflärte bei jenem 
Beihluffe, es verpfände jein Wort, daß es nicht die Abſicht ſei, zu den frühe 
ren Buftänden und Formen als leptem Zwecke zurüdzufehren, fondern der 
Schritt ihm im Gegentheile ala das einzige noch übrige Mittel gelte, zu einer 
ben Bebürfnifjen der Zeit entſprechenden Reugeftaltung des Bundes zu ger 
langen. Preußen lehnte das Anfinnen, den engeren Rath zu beidhiden, am 
25. Auguft ab, indem es von ber Anfiht ausging, dab der Bundestag, mit 
Buftimmung aller Bundesglieber, aufgehoben jei. 

So ftanden fi denn im September 1850, ala der Berfaflungebrus 
in ‚Heflen eintrat, innerhalb des verfafjungslos gewordenen Deutihen Bunder 
zwei Stantengruppen gegenüber; auf ber einen Seite Preußen mit den meiften 
fleinern Staaten, in einer Union, welde, unter Wahrung des Bundes mit 


Deftreih, die rein Deutichen Staaten zu einem die Freiheit im Innern und 
diel Macht nad Außen fihernden Bundesftautes zu konjolidiren bezwedte; auf 
ber andern Seite Deftreih mit der „reaftivixten Bundes» Berjammlung‘, die 
Deutſchland neben einer unbeftimmten Ausfiht, die fich jeitdem als trügeriich 
erwielen hat, für den Augenblif Nichts bot, als die Wiedereinführung einer 
allſeitig als untaugli erfannten Bundes-Reorganifation und einer Berfamm- 
lung, beren Prätenfion auf die oberfte Leitung der Deutihen Bundes» Ange 
legenbeiten von Preußen und feinen Berbündeten aus Gründen beftritten 
wurde, welde bie angelebenften Deutſchen Publiziften nad dem Bundesrechte 
gerechtfertigt erachteten. 

Es lag in der Natur der Sade, daß dieſe „Bundes-Berfammlung‘ das 
Beftreben haben mußte, durd thatſächliches Auftreten die rechtlichen Deängel 
ihrer Eriftenz zu ergänzen und vergefjen zu maden. Doppelt willfommen 
mußte ihr eine Thätigfeit fein, welche in das Gebiet der Union eingriff und 
in Staaten, melde bis dabin berjelben angehört hatten, ihre Autorität zur 
Geltung bradte. Eine Intervention in Kurheffen, um die bis dahin zur 
Unien baltende Regierung zu fi berüberzuziehen und in diefem Lande die 
Macht ter unionsfeindlihen Staaten zu entfalten, bot dieſe VBortheile in hohem 
Make. Daß von diefem politiihen Standpunfte und nicht, um in Kurbefien 
das Recht zu jhügen, die Intervention der jogenannten Bundes: VBerjammlung 
beſchloſſen und ausgeführt wurde, dieje Auffafjung ift nicht eine bloße Konjektur, 
feitdem der Minifter der dabei am meiften thätigen bayerihen Regierung am 
1. Mai 1851 in der bayerihen KRaımer erflärt hat: „Was wir in Heſſen 
geiban, haben wir nicht um der heſſiſchen Frage willen getban. Auf kur 
beifiibem Boten ift die deutſche Frage zur Entſcheidung gebracht worden, und 
wenn das bayerſche Minifterium nicht allen feinen Ueberzeuguagen in der 
beutfhen Frage untreu werben wollte, jo mußte es jo handeln,“ 

Kurheſſen war im Mai 1849 unter dem liberalen Minifterium Ebers 
hardt und unter der Zuftimmung der Mehrheit der damaligen Stände der 
preußiihen Union beigetreten. Gerade als die Ernennungen der Mitglieder 
des Erfurter Stantenbaufes erfolgen jellte, wurde diejes Minifterium wegen 
der von demjelben befolgten auswärtigen Politik entlafjen. Die erfte Hand» 
lung des neuen Minifters Haffenpflug war die Abberufung des bisherigen 
Bertreterd der Staatö-Regierung im Verwaltungsrathe zu Berlin. Das Pros 
gramm Haffenpflug’s ſprach zwar die Betheiligung an dem Erfurter Parlas 
ment aus; aber bie Stände» Berfammlung fand in ben zweideutigen Aus— 
drüden beffelben Grund zu der Annahme, daß die Abſicht, einer Zerftörung 
ber Union und eine Wiederherftellung der Bunbes-Berjammlung ſich dahinter 
verftede. Haffenpflug gab jedoch auf näheres Befragen in einer Sigung des 
Berfafjungs-Ausihuffes vom 7. März bie Erflärung ab: „Daß feine berechtigte 
Bundes» Gewalt mehr beftehe und daß der Bundestag ohne Zuftimmung der 
Stände nicht wieder bergeftellt werben könne.“ Allein bereits am 14. Mai 
erflärte Hafjenpflug im Berwaltungsrathe zu Berlin, daß Kurbeffen, um jei» 
ner Bunbespfliht zu genügen, einen Vertreter in die Plenar-Verfammlung zu 
Frankfurt abgefandt babe, und daß er feinerjeits nichts dazu thun könne, um 
auch nur dem fleinften Etüde der Unionsverfaffung zur Eriftenz zu verhelfen. 
Bon der früher ausgeſprochenen Anfiht farte ih Haffenpflug in der Bundes 
Plenarfigung vom 7. Auguft los, indemer anführte, bie frühervon Kurheſſen öffent» 
lich geiußerte rechtliche Anficht fei Fein Staatsaft; durch die ebenjo gründliche als 
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überzeugende Darftellung des Ausjchufberichtes feien die Zweifel an dem — 
lichen Kortbeftande der Bundes-Berfammlung beſeitigt. 

An dieſe Bundes » VBerfammlung wendete ſich Haffenpflug am 17. Sep» 
tember um Hülfe zur Durchführung der in Kurbeffen ohne Zuftimmung der 
Stände und bes ſtändiſchen Aueſchuſſes erlaffenen Berorbnungen. Indem er 
ausführte, „daß in den offenfunbigen Zuftänden Kurbefiens fih der Kampf 
ber Prinzipien der Revolution gegen bie Monardjie zu Tage lege’, beantragte 
er, die Bundes- Berfammlung folle feftftellen, daß in Heflen eine Steuerver- 
weigerung vorliege, den Bundes ·Beſchluß vom 28. Juni 1832 für fortbeftebend 
und anwendbar erflären und beichliefen, „daß den BVerorbnungen und Bor« 
ſchriften, welde in Anwendung jenes Yunbes-Beichluffes von den Regierungen 
ergeben, die Kraft von Gejegen einwohnend jei, deren Vollziehung ſich weder 
die Gerichte und andere Behörden, noch bie Unterthanen ohne ſchwere Pflicht⸗ 
verlegung entziehen könnten.“ Hierauf ergina der Bundes » Beihluß vom 
21. September, welder eine Steuerverweigerung in Kurheſſen, jo wie die 
Anwendbarkeit der Art. 25. und 26. der Schlußalte und bes Bundes » Be» 
fchluffes von 1832 annnimmt und die kurheſſiſche Menierung auffordert, alle 
einer Buntes« Regierung zuftehenden Mittel anzuwenden, um bie ernſtlich be— 
drobte landesberrlihe Autorität im Kurfürftentbum berzuftellen. 

In Ausführung diefed Bundes-Beichluffes, gegen den der ftändiiche Aus— 
ſchuß proteftirte, erging am 28. September cine landesherrlihe Berorbnung, 
welche den beftehenten Krienszuftand veridhärfte, jede Rognition ber Gerichte 
über die Wirkſamkeit dieſer und ber frühen Berordnungen aueſchloß und 
eine Reihe Vergeben, namentlich jeden Ungehorfam gegen die Berorbnungen, 
„und zwar an öffentlichen Dienern wie Aufruhr” den Kriegsgerichten zur Ber 
ftrafung übermies. 

Ta indeß die Gerichte burd bie Verfaſſung ($. 113.) angewieſen waren, 
ihre Kompetenz; nad den mit Beiftimmmung der Landſtände erlaffenen Geſetzen 
zu beurtheifen und das Edikt von 1743 ihnen ausbrüdlih aufgab, „iebe 
gegen den ftraden Lauf der Juftiz ausgewirfte Verordnung als erichlichen 
oder aus Irrtum und Mifiverftand ertbeilt, als ungültig und nichtig anzu— 
ſeben,“ ſo konnte der Konflift der Regierung mit den Gerichten burd die 
Verordnung vom 27. Eeptember nicht gehoben werben. Die Mafna! men 
des Ober⸗Befehlshabers General Hainau mußten als ungejeplich erflärt wer« 
den, und da berjelbe feine Folge leiftete, jo orbnete das höchſte Militaire 
Geriht, das General- Auditoriat, am 4. Dftober die Einleitung des Straf 
verfabrens gegen denjelben an und das mit biejer Unteriuhung beauftragte 
Garniſons-Gericht verfügte deſſen Verhaftung. Dies führte für die Offiziere 
einen Konflikt zwiſchen dem auf die Berfafjung geleifteten Eide und der Pflicht der 
militairiihen Suborbination herbei; um ihn auf ehrenvolle Weife zu Löten, 
nabmen faft ſämmtliche Offiziere ihren Abſchied. Es war far, daf die Kurs 
beifiihe Negierung innerhalb des Staates fein Mittel hatte, die Verordnungen 
gegen den dur die Verfaffjung begründeten Rechtszuftand durchzuführen. 

In ibrem. Beihluffe vom 21. September hatte ſich die reaftivirte Bundes» 
Berjammlung vorbehalten, alle zur Sicherheit und Wieberherftelung bes ges 
jeglihen Zuftandes erforberlihen Anordnungen zu treffen. Preußen, defjen 
auswärtige Angelegenheiten jeit dem 27. Eeptember an ber Stelle des Frei- 
beren v. Schleinig der General v. Rabomik leitete, hatte, unter Zuftim« 
mung ber Unions-Staaten, fewehl der Kurfürftlihen Regierung gegenüber bie 


8 


Nichtanerklennung des vermeintlichen Bundes » Beichluffes ausgeſprochen, als 
auch in einem Cirkular an die ſaͤmmtlichen Preußiſchen Gejandten vom 27. Sep- 
tember erflärt, daß es bei weiterm Forigange der Sache nicht nur den Schrit ⸗ 
ten von jener Seite jeine Anerkennung verfage, fondern denſelben auch jeime 
Schritte hindernd entgegemitellen werde. Es verlangte, daß für die Heſſiſche 
Grage eine Verftändigung zwiſchen allen Deutſchen Regierungen herbeigeführt 
werde, ſtatt für die Bertreter eines Theiles diejer Regierungen die Rechte des 
aufgelöften Bundestags in Anſpruch zu nehmen, und ſchloß mit der Verfiche- 
rung: „Es kann übrigens Niemand mehr als uns am Herzen liegen, daß bie 
Kurheſſiſche Sade, in welcher den bisherigen Maßregeln der Regierung: nicht: 
bloß revolutionaire Parteien, jondern die fomjervativften Männer des Landes, 
die bewährteften Diener des Kurfürften, in der Weberzeugung, hierdurch ihrer 
pflicht nachzukommen, gegenüberftehen, nicht zur dauernden Erſchütterung ber 
obrigfeitlihden Autorität und der Rechts⸗Sicherheit in Deutſchland gereiche.“ — 

Deftreich erwiderte, nachdem Kurheſſen die Bundes-Berjammlung auerfanat 
und ihren Schug in Aniprud genommen, habe Niemand das Recht, gegen 
die Beidhlüffe diejer Berfammlung Einſprache zu erheben, melde nur die in⸗ 
nere Angelegenheiten Seitens Kurbeflen berühren, Solden Beihlüffen ent 
gegentreten zu wollen, wäre eine Gewalthat, welder gegenüber die bumbes« 
getreuen Regierungen es nicht mehr bei Berwahrungen bewenden laffen 
könnten, 

Nachdem am 10/14. Dftober die Zufammenkunft in Bregenz ftattgefun« 
den, beichloß die Bundes-Verſammlung am 25. Oktober, zur Wiederheritels 
lung der geſetzlichen Ordnung in Helfen, nad Anleitung ber Art. 26., 31.ff. 
der Schlußakte, die erforderlichen Erefutionsmaßregeln in Anwendung zu 
bringen. 

Am 1, November rüdte die aus Oeftreihern und Bayern beftehende 
Erefutions= Armee mit dem Eivil-Rommiffar Grafen Rechberg von Süden 
ber in den Kurftaat, Preußen bejepte, um bie Erefution zu hindern, Kafjel 
und die ihm zuftehbende Etappenftraße, und in ber Nähe von Fulda ftanden 
die Preußiihen Truppen dem Bayeriſch-Oeſtreichiſchen Bundesheere einige 
Tage lang gegenüber. — Wie dann, nachdem bei den Beiprehungen in War- 
{hau (26/28. Dftober) auch Rußland fih auf die Seite der Gegner geftellt 
hatte, Preußen zurüdwid, wie es in Ollmüg (29. November) einwilligte, der 
Aktion der vom Kurfürften berbeigerufenen Truppen fein Hinderniß entgegen 
zuftellen, und nur in Kaſſel ein Bataillon Preußen zu belafjen, um in Ber» 
bindung mit ben Bundestruppen die Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten, 
wie ed endlich, nachdem die Union bereits früher aufgelöft war, am 12, Mai 
in die Bunbet-Berjammlung eintritt — lebt in der Erinnerung Aller. 

In Hellen bradte die Erekutionsarmee durch kriegsrechtliche Verurthei- 
lungen, Bequartierungen und Entlaffungen der renitenten Gerichte und übri« 
gen Behörden zur Anerlennung der September » Verordnungen, und Deutſch- 
land mußte erleben, daß heſſiſche Richter, weil fie, der beihwornen Berfair 
jung treu, Recht geſprochen, unter Entjaltung der Fahnen Oeſtreichs und 
Bayerns von Deftreihiihen und Baperiihen Mustetieren kriegsrechtlich 
behandelt wurden, Nach Herftellung ber „landesherrlichen Autorität’ kehrte 
der Kurfürft mit dem Minifter Haffenpflug am 27. Dezember in jeine von 
5000 Deftreihern und Bayern bejegte Mefidenz zurüd. Die Grelutions» 
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Truppen blieben nod bis zum Sommer bes folgenden Sahres im Lande und 
der Kriegszuftand wurde bis zum 19. Dezember 1854 beibehalten. 

Auch die Intervention der Bundes-Verfammlung erreichte mit der Geltend⸗ 
machung der Verordnungen, obgleich fie nur zu dieſem Zwede eingetreten war, 
feinegwegs ihr Ende. Die nunmehr von allen deutfchen Regierungen aner⸗ 
fannte Verfammlung beauftragte durch Beſchluß vom 11. Juni 1850 Deft- 
reih und Preußen mit der Leitung und Vorbereitung der kurheſſiſchen Ange: 
tegenheit zu ihrer definitiven Erledigung, und beide Regierungen beftellten 
Namens des Bundes ben Grafen v. Leiningen und den Preußiihen Staats« 
Minifter a. D. Uhden zu Kommilfarien. Der feptere war ſchon feit dem 
März, jedoch nur als Preufiiher Kommifjar, an Stelle des abberufenen Ge⸗ 
neral Peucker in Heffen in Thätigkeit getreten. 

Unter der Autorität der beiden Kommifjare wurde von der Kurheſſiſchen 
Nezierung die Verfafjung faktiſch außer Wirkſamkeit gejegt und durch eine 
Reihe mit Zuftimmung oder auf Veranlaſſung diefer Kommiffare erlafjenen 
Verordnungen und proviferiihen Geſetze die Grundlage ber Verwaltung, 
Rechtspflege und des Staatädienftes umgeftaltet. Weber diefen heil ber 
Thätigfeit ber Kommiſſare ift bier nicht weiter zu berichten; es genügt, aus 
der Denfichrift der Kommiſſare an die Bundes » Veriammlung (Protofoll 
I. Sigung, $. 3. vom 7. Januar, Beilage 1. p. 17.) hervorzuheben, daß 
die Kommiſſare ſich berechtigt erachteten, „Die Kontrole über die Verwaltung, 
die nach der Verfaſſung den Ständen zufomme, im Namen des Bundes aus» 
zuũben, infonderbeit auch zu allen Gejegen und Verordnungen, die zur Auf⸗ 
rechterhaltung eines geordneten Auftandes in der Landes Verwaltung unum— 
gänglich nothwendig erſchienen, zu deren Gültigkeit ſonſt aber in Gemäßheit 
der Verfaſſung die Zuſtimmung der Stände erforderlich war, ihre Zuftimmung 
im Namen und Auftrage des Bundes zu ertheilen. Dieje Zuftimmung fei 
um fo nothwendiger geweien, ba bie Kurfürftliche Regierung bei der beftehenden 
Verfaffung, an die fie durch feierliche Aufagen und Verfiherungen gebunden 
war, fonft außer Stande gewejen wäre, ben ihr im Artikel 27. der Wiener 
Schlußakte auferlegten Verbindlichkeiten nachzukommen,“ d. h. der Berbind« 
lichkeit, von den zur Befeſtigung ber wiederhergeſtellten Ordnung getroffenen 
Maßregeln der Bundes-Verſammlung beruhigende Anzeige zu machen. 

Die andere Aufgabe der Kommiſſare war, ſich im Einvernehmen mit 
der Kurfürſtlichen Regierung einer Reviſion der Verfaſſung zu unterziehen, um 
die dahin bezüglichen Vorſchlaͤge und Anträge der Bundes -Berjammlung zur 
befinitioen Entſcheidung unterbreiten zu können. Das Refultat dieſer ihrer 
Thärigfeit ift in einer dreitheiligen Denkſchrift vom 18. September 1851 nebft 
Nachtrag vom 30. September niedergelegt, welde die Beilagen 2., 3. und 4, 
des oben angeführten Protofolles bilden. Der erfte Theil giebt die gejdicht- 
liche Entwidelung ber Heifiihen Verfaffung in großen Umriffen, der zweite 
eine Kritik derfelben, der dritte begutachtet die von der Heſſiſchen Regierung 
beantragten Berfaffungs» Aenderungen, welche in einer 4. Beilage enthalten 
find, Da dieſe Berichte die Grundlage der weiteren Schritte ber Bundes- 
Verſammlung find, fo ift zu bedauern, daß fie ihrer großen Ausführlidhleit wer 
gen bier nicht mitgetheilt werben können. Selbft ein Auszug würde bie 
Grenze, die der Bericht der Kommilfien fi ftellen muß, weit überſchreiten 
müffen, um ein umfafjendes Bild der Doftrin zu geben, von welder der 
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Minifter uhden, [7% Bei der Begutaditung ber Resifion. ber Heifilen 

Verfaſſung, ‚oder wie fie jagen, bei. ihren Borfchlägen zur Abänderung „oder 

‚gönzligen, Umgeftaltung” dieſer Berfafjung, leiten ließen. Eie gehen an, 
wiederholentlich augewieſen zu ſein, „eine Vertretung ber wahren Intereſſen 
bes: Landes anzubahnen,” jo wie, „daß ibr Verfahren ohne, eigentlich ftaats« 
rechtliche, Fragen fontrabiftoriich zu erörtern, in gewiffem Maße den Charafter 

richterlicher Erörterung tragen müſſe.“ 

.. Zudem fis daran geben, für Kurbeffen die wahr: Verfaff jung "aufzujudhen, 

r — fie nicht, „daß es ebenſowenig ein, Abftraftum der Verfaſſung ‚als 
der alleinſeligmachenden gebe, alz ein, abſtraktes Volk denkbar ſei,“ daß 

vielmehr beim einzelnen Volke theils ‚die, geiſtlichen Anlagen, theils die Äufe- 

‚sen. Vexhaͤltniſſe, namentlich, „eb Flachland „oder. Gebirge, ‚cd am, Meere 
„gelegen oder wenigftens mit demſelben durch ſchiffbare ‚Ströme ‚verbunden, „ob 
kioße Steppen u. ſ. w.“ zu, berüdfitigen ſeien. Sie. verfihern überdies: 

‚„Micht das Ideal einer, Verfaſſung anzuftreben, die ımter allen Umftänden 
und, Zeiten, das ‚Ziel für alle Staaten ‚wäre, da ‚eine ſolche nur der 
Ausdruck eines abjolut volllommenen Lebenszuftandes jein Fünnte, der aber in 
dieſer Welt; der. Relatipität ein unmöglicher ift und, nur in dem Senfeits feine 
Wirklichkeit, haben kann. Im, diefer Refignation verfolgen die Kommiſſqre 
‚den. geihisktlichen Weg und, führen in einer Entwidelung, bie mit der uralten 
Germaniſchen Berfaljung anhebt und ‚mit der Auflöfung des Deutichen Rei« 

ches endet, ten Beweis, dad ‚Die Landesherren, zur, Zeit, der Gründung. des 
Deutſchen Bundes überall unumichränkte, Herridher geworden jeien, deren. Un: 

tertbanen ſich in verihiedene Stände mit. bürgerlihen, aber gar feinen, 

oder nur jehr geringen. pplitiihen Rechten gliederten. Diele biftoriiche 

‚Darlegung ſoll „a pripri““ ergeben, daß bei der. im Art..13. der Bundes- 

‚Akte ‚geforderten landſtändiſchen Berfaflung nicht von einer Wieberherftellung 
der frübern Stände. mit allen ihren Gerehtiamen die Rebe jein fünne, denn 
‚das ‚hätte „im. Widerſpruch mit: dem. ſich entwickelt habenden monarchiſchen 
Prinzipe“ geftanden, Als dem Bundesrechte allein entipredend,, wird, dann 
‚ine ansführlide. Staatslehre hingeftellt, welche, die ertremften Anfichten, der 
ftändifdsmonardifhen Doftrin weit hinter fih läßt, und nad welder. faft 

„alle deutſchen Verfaſſungen, vor Allem bie unftige, „als ein gekünfteltes Mad)» 
„werk ciner jogenanuten;, fonftitutionellen Berfafjung, worin, man unter Ignor 
‚rirung und theilweiſer Annulirung, alles. bisher Beftandenen ein ganz neues 
‚Etagtäreht zu ſchaffen verjucht‘‘, in ihren. weſentlichſten Elementen umgeftals 
tet werben ‚müßten, „Die Betheiligung. bes Landtages bei Anordnung von 

eNegentichaften, ‚das eidliche Gelöbniß beim Regierungs- Antritt, die Minifter- 
‚Berantmortlickeit,, die Annahme der Wahl Seitens, eined Beamten, ohne Ge» 

„nehmigung ‚der, vorgejetzten Behörde, die Iniative der. Stände bei der, Gejep- 
gebung (ſtalt der bloßen Befugnif, „um Gejepe Vorlagen geziemend zu. bitten‘ 

— „eine Petition iſt leicht abzulehnen” —), die Zuftimmung ber Stände 

zu..allen, Geiepen, ftatt, bloß ‚zu denen, welche die Berfaffung, Privatrechie, 
Steuern ober. die Rechtöpflege betreffen, die Nothwendigfeit, den ganzen Staats- 
‚haushalt pexiodiſch mit den Ständen neu feitzuftellen, alles dies ift bem mo» 
narchiſchen Prinzip, offenbar entgegen und, „Dürfte auch ben bundesgefeplichen 
Vorſchriften, mamentlih, dem Beichlufje vom 28. Juni 1832 und den Wiener 
Konferenz, Beichlüffen von 1834 nicht entſprechen.“ Das ſtändiſche Prinzip 

aber, deffen Beibehaltung der Art. 13, der Bunbes:Afte den einzelnen Staas 
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ten ald Bundespflicht auferlegen ſoll, verlangt ohne Widerrede, daß nur 
Stände; d.h. fer denen, welche ſchon poliliſche Rechte von Altersher Bes 
fipen, nur ſolche, welche objektive, will fagem, mit‘ dem Genieinwohle innig 
verwachſenen Intereffen, ivie Grundbeſitz, Aderbau, Gewerbe, Handel zu ders’ 
treten haben, wahlfähig find und nur aus ſich heraus wählen dürfen. Die’ 
Befugniß der freien Wahl ift eine „beſonders verberblihe Neuerung”, „bei 
den Ständen wird nicht eine beſonders wiſſenſchaftliche "Kenntnis und Bile 
dung vorausgefept — den Rath der Wiſſenſchaft verihafft fi der Landes» 
berr durd feine Beamten — jendern Kenntniß ber ſpezifiſchen Berhältniffe, 
in Denen fie leben und wirfen, wird von ihnen gefordert.‘ „Berläßt man 
diejen Gefihtsrunft, jo geht eine Hauptieite des Charalteriſtiſchen der Stände 
verloren und man öffnet dadurch den Fiteraten, Advofaten ıc. Thür und Thor, 
die, nicht felbft Stände, aud in Der Negel fein Intereſſe für das ſtãndiſche 
Prinzip haben, und die, da ſie eben — nicht dieſe individuelle An« 
fhaunng haben, felbft unbewußt nur Staateverbefierer nach abftraften 
theoretiſchen Anſichten werden. 

Solchergeſtalt iſt im ber Kürze die Doftrin, nad welcher von Bundes - 
wegen tie Heſſiſche Verfaſſung von 1831 nebſt den beiden Wahlgeſetzen von 
den Kommiſſaren in Ausübung ihres „gewiſſermaßen richterlichen Charakters 
beurtheilt wurde. Es braucht wehl nicht gejagt zu werben, daß der Spruch 
auf fhuldig lautete. Auch kann es nicht befremdem, dap die Kommiſſare 
mit der vom Minifter Haſſenpflug vorgeſchlagenen neuen Verfaſſung, d da 
auch dieſer von der richtigen Auffaſſung der wahren menarchiſch⸗ ftändifchen 
Verfaſſung ausging, bis auf wenige Differenzen, über die mit Ausnahme von 
zweien man ſich bald einigte, einverftanden waren. Die "bleibenden Differen-⸗ 
zen betrafen die Frage, ob gegen das Verlangen der Regierung die Stadt 
Kaſſel zwei Abgeordnete ftatt Ginen haben jollte, und jedann bie Minifter- 
Verantworilichkeit, deren Wegiall die Kommilfare prinzipiell in Antrag brach⸗ 
ten, während ber Entwurf diejelbe, bei übereinſtimmenden Beihlüffen beider 
Kammern, wegen abficytlidher Verlegung einer pofitiven Vorſchrift der Ber« 
kaffungs- Urkunde zulief. Giner der Anjprüde, die bie Regierung fallen lieh, 
wat der, aus Inlindern von Auszeichnung ſechs lebenelaͤngliche Mitglieder 
der Erſten Kammer ernennen zu dürfen, „damit gereifte Einſi cht in die Vers 
hältnifje des Staates gehörige Vertretung finde. “Allein dieſe Befugniß iſt 
mit dem menarchijch · ſtaͤndiſchen Prinzipe in ſeiner wahren Auffaffung unvers 
träglid. Denn, ſo jagen die Kommiſſare, „gereifte Einſicht muß durch die 
Kurfinftliben Beamten in ter Berfammlung geltend gemacht werden und da 
fie fenft nicht einem Stande aueſchließlich eigen iſt ſo kann ſie in einer Ber 
jammlung von Ständen auch fein gefondertes Drgan ihrer Bertres 
tung haben.“ 

Außer Diefem der wahren organiſchen Staatslehre entnommenen tiefern 
und durchſchlagenden Grunde führen die Kommifjare, indem fie glauben ver- 
mutben zu dürfen, daß der wahrſcheinliche, nur nicht ausgelprodene Zwed 
der jei, der Negierung möglichſt eine Majorität zu fihern, gegen diefen uns 
tergeordneten Gefihtapunft noch an, „wenn die Regierung bei jo konſervati⸗ 
ven Elementen dennoch in der Minorität bleiben ſollte, ſo müſſe man ihr 
wohl die Schuld zutrauen. Daß auch eine ſtarre Konſervatien eigener Ju⸗ 
tereffen Seitens einermit abjoluten Veto ausgerüfteten ſtãndiſchen Koͤrperſchaft, die 
nad) ber Doltrin „auf tem Boden individueller Anſchauuug des Siandes · Intet · 

2* 


12 


efies ftehen foll, dem Lande Gefahr bringen kann — bieje Möglichkeit liegt 
außerhalb der Grenzen, in denen ſich die politijche Theorie bewegt, die vor 
Allem die „Die zur Vertretung der wahren Landed-Intereffen geeigneten Elemente 
aufzufuchen verfteht”, und dabei wohl „ch Flachland oder Gebirge, ob bloße 
Steppen ꝛc.“, nicht aber die Möglichkeit ftändiihen Egoismus als „gegebene 
Berhältnifje” zu berüdfihtigen hat. 


Die Berehtigung der Bundes-PVerjammlung, den aus der vor- 
bezeichneten Doftrin heroorgegangenen Entwurf in Kurheſſen an die Stelle 
ber Berfaffung von 1831 treten zu laffen, erſcheint den Kommiſſaren un 
zweifelhaft. Ihre Deduftion ift folgende: Zunächſt ſei die Bundes-Berfamm- 
lung berechtigt, je nach dem Geifte der Bundes-Gejepgebung aud verpflid- 
tet, Die von ihr verlangte Garantie der Verfaſſung von 1831 von dem Weg 
falle aller den Grundſätzen des Bundes wiberftreitenden Beſtimmungen abbän» 
gig zu machen. Zwar fönne es zweifelhaft fein (nach Art. 60. der Schluß» 
afte), ob nicht die Bundes-Verſammlung bloß die Garantie ablehnen, nicht 
aber den Wegfall der bundeswidrigen Beftimmungen veranlajfen dürfe, 
Aein dieſer Zweifel jet unbegründe. Nah Art. 2. der Bundesakte und 
Art.1. der Schlufafte babe der Bund für die innere Sicherheit Deutſchlands 
zu forgen. Auch Art. 57, der Wiener Schlußalte verlange die Vereinigung 
ber gefammten Stantögewalt in dem Oberbaupte des Staates. Dazu die fpä+ 
teren Beſchlüſſe vom 28. Juni 1832 und der Wiener Konferenz von 1834. 
Gegen die in diejen Vereinbarungen enthaltenen Berbote verftoße die Heſſiſche 
Verfaffung von 1831, es könne daher, da diefe Berfaffung dem Bunde zur 
Uebernahme der Garantie überreicht werden follte und 1831 vom Kurfürften 
aud überreicht worden fei, „die Anficht wohl gerechtfertigt erſcheinen“, daß ber 
Bund die Abftellung aller der Verftöße mit allen ibm zu Gebote ftehenben 
Mitteln verlange. 

Ueberbies aber habe Kurheſſen die Hülfe des Bundes in Auſpruch ger 
nommen und erhalten. Die Bundes» Erefution gebe nicht bloß auf zeitige 
Befeitigung der ausgebrocdhenen Wirren, ſondern auf Modififation der Zu- 
ftände, denen jene ihren Uriprung verdanfe, 

Da die Kurbeifiihe Regierung jelbit außer Stande jei, kraft eigenen 
Rechtes diefe Zuftände zu modifiziren, jo folge ſchon aus dem innerften Wer 
jen und Zwed des Bundes, daß die Bundes-Berfammlung als deffen Organ 
einfchreite, und fei dies aud in Art. 32. und 61. der Schlufafte ausgeſprochen. 
Der Uriprung der Wirren liege aber, wie die Kommiſſare ausgeführt zu haben 
meinen, in ben durchaus antimonarchiſchen Tendenzen der Verfaſſung, die die 
Regierung wegen ibrer eiblihen Zuſicherungen nicht einjeitig abändern 
fönne, weshalb die Revifion durh Vermittlung der hoben Bundes» Berfamm» 
lung erfolgen müjje. 

Doch erachten es die Kommiljare nicht für rathſam, daß die von der Kurs 
heſſiſchen Regierung beantragte VBerfaffung von der Bundez-Verfammlung dem 
Lande oftroyirt würde, obne daß die wahren Stinde wenigftens gutacht⸗ 
lich gebört worden wären. Die Verfaljung würde dann als ein von der 
neuen Stände-Berfammlung jelhft gefhaffenes Werk angejeben werben. Ded 
müffe, um die Ungemwißbeit im Lande zu beendigen, die Berfafjung proviio: 
rii Sofort eingeführt werben, d. b. je, daß die auf Grund derſelben mit 
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ben‘ Ständen etwa vereinbarten Gejege u. ſ. w. zu vollem Rechte gül« 
tig feien. 

Auf Grund diefer Deufihrift und unter Vorlage derjelben beantragten 
Oeſtreich und Preußen in ber erften Eipung der Bundes-Berfammlung vom 
7. Januar 1852, tie Kurbeffiihe Verfaſſung von 1831 nebft den in ben 
Fahren 1848 und 1849 dazu gegebenen Erläuterungen, jammt dem Wahl- 
gelege von 1849 außer Wirkjamkeit zu jegen und die Kurfürftlihe Regierung 
aufzuforbern, dem Lande eine revidirte, mit ben Bundesgejegen in Einklang 
ftehende Berfafjung zu verleihen. Auch jchlugen fie vor, dem von der Kur- 
fürftlihen Regierung verfaßten Entwurfe im Allgemeinen, oder, wenn nöthig, 
mit Mobififationen die vorläufige Billigung zu ertheilen, und die zuverficht- 
liche Erwartung auszuſprechen, daß die Kurfürſtliche Regierung durch Verlei⸗ 
hung dieſer Verfaſſung den definitiven Abſchluß der Angelegenheit nunmehr 
ohne Zögerung herbeiführen werde. 

Der Ausihuß, der bdiefen Antrag und die Denkichrift der Kommiſſare 
zu begutachten hatte — DBerichterftatter war der Gelandte für Medlen- 
burg — hielt es zunächſt für ſich vom felbft verftehend, daß die gelieferte ge- 
ſchichtliche Darftellung jo wie die doftrinellpolitiihe Auffaffung und Kombis 
nation nur fo weit Bedeutung und Geltung in Anfpruh nehmen, als fie 
zu gewilfen praftiihen Folgerungen führen. Dagegen war aud er ber 
Meinung, daß die Berfafiung von 1831 nicht bloß im Einzelheiten, ſon⸗ 
dern in ihren weientlihften und wichtigften Beftimmungen mit den Bunbdes- 
gejegen unvereinbar ſei; er erachte es daher nicht für nöthig, auf die Prüfung, 
welde einzelne Berfafjungsbeftimmungen bundesredhtswidrig jeien, einzugehen. 
Die Verfaſſung außer Wirkjamkeit zu jepen, fei aber nit Sache des Bun» 
des, jondern der Kurfürftlichen Regierung, die daher bierzu aufzufordern jei. 

Da indeß eine beftebende Berfafjung ordnungsmäßig nicht anders außer 
Wirkſamkeit gejept werden könne, als dadurch, daß eine andere an beren 
Stelle geiept werde, fo ſei die Kurfürftlihe Regierung and bierzu formell 
beredhtiget. Der materielle Inhalt der neuen Verfaſſung müſſe unter ber 
Kontrole des Buntestages ſtehen. Deshalb ſei an die Regierung nicht etwa 
die allgemeine Aufforderung zur Berleibung einer dem Bundesrechte ent- 
ſprechenden Berfafjung zu richten, jendern ibr mitzutheilen jei, daß die Ein« 
führung bes von der Kommilfaren und der Heifiihen Regierung vereinbarten 
Entwurfs von Bundeswegen im Allgemeinen nichts entgegenftehe, und berjelbe 
daher, wenn aud die weitere Entidliefung über die Einzelheiten vorzubehal« 
ten jei, von der Regierung einzuführen jei, um die Angelegenheit der orbnungs- 
mäßigen definitiven Erledihung näher zu bringen. 

Auf dieſen Bericht hat die Bundesverfammlung in der 9. Eipung am 
27. März 1852 einen Beſchluß gefaßt, der in feinem wejentlichen Theile wie 
folgt lautet: 

2) Die Bundesverfammlung erflärt, kraft der nach Art. 61. und 27. 
der Wiener Schlußakte ihr zuftehenden Konıpetenz, indem fie in dem 
Mangel einer bundesgejegmäßigen Ordnung der Berfafiungsver- 
hältnifje des KRurfürftentbums die Veranlaffung der eingetretenen 
Unruben erfennt, daß die Verfaſſungs-Urkunde vom 5. Januar 
1831 nebjt den in den Sahren 1848 und 1849 dazu gegebenen 
Erläuterungen und deren vorgenommenen Abänderungen und 
jammt dem Wahlgejege vom 5. April 1849 in ihrem weſentlichen, 
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jedoch von dem übrigen nicht wohl zu trennenden Inbalte mit ben 
Grundgejepen des Deutichen Bundes, intbefondere mit den Bors' 
ihriften der Art. 54. 57. und 58, der Wiener Schlußakte nicht 
vereinbar, und daher aufer Wirkjamfeit zu jepen iſt. 

3) Demgemäß und nach der über die Nesifien der Verfaſſung zwiſchen 
der Kurfürftlichen Negierung und den BundesKonimiffaren ſtatt- 
gehabten Berathung wird die Kurfürftliche Regierung wufgefordert, 
nachdent von ihr der Subalt des vörftehenden Alisſchußberichtes 
in Erwägung gezogen fein wird, eine dem Reſultate dieſer Bes 
rathung entipredhende reridirte Verfaſſung für das Kurfürftentbum ' 
Heffen, nebft Wahlgeſetz und Geihäfts- Ordnung, an die Etelle 
der jeitherigen, ohne Zögerung als Geſetz zu publiziren, diejelbe 
der in Gemäßheit diejer Verfaffung und des Wahlgefepes einzu: 
berufenden Stände» Verfammlung zur Erklärung vorzulegen und 
von dem Nejultate biefer Erklärung, eventuell von der etwaigen 
weiteren Verhandlung bei der demnächſtigen Nachſuchung der 
Garantie des deutſchen Bundes für die revidirte Berfaflung des 
Kurfürftentbums, der Bundes: Berfannlung Mittbeilung zw 
maden,. 

4) die Bundes: Berfammlung ertheilt jedoch dem Entwurfe ber rei» 
bitten Verfafjung zur Zeit nur im Allgemeinen ihre Zuftimmung, 
ohne fiber die Billigung aller in demfelben enthaltenen einzelnen 
Beltimmungen ſich auszuſprechen. 4 

5) Die Kurfürſtliche Regierung wird erſucht, über den Erfolg der zur 
Befeftigung der wiederhergeftellten gefeplihen Ordnung getroffenen 
Mafregeln, fowie über Die Beendigung des verbängten Kriegezus 
ſtandes, ſobald ſolche für zuläffig erkannt fein wird, demnächſt 
nähere Mittheilung an die Dundes-Berjammlung gelangen au 
laſſen. 

6) Nach Maßgabe der ad 3. und 5. dieſes Beſchluſſes zu erwartens 
dei Mittheilungen behält fi die Bılndes-Verfammlung in Nüds 
fiht ihrer Einwirkung auf eine beruhigende definitive Erledigung 
der Berfaffungs » Angelegenheit des Kurfürftentbums bie weiterẽ 
Beſchlußnahme vor. 

Zu dieſem Beſchluſſe hat Preußen, damals vertreten durch ſeinen Ge— 
ſandten Herrn von Bismark-Schönhauſen, in zuſtimmender Weiſe mit« 
gewirkt. Es iſt dies der Beſchluß, über deſſen Bedeutung und Wirkjams 
feit die jüngften Berbandlungen in den Bundes» ——— — 
haben. 

In Ausführung defielben hat die Heſſiſche Regierung am 13, April 1852 
bie rewidirte Verfaffungs:Urfunde nebft Wahlgeſetz und Sega Orbenng als 
Geſeb publizirt. 

Nah dem auf engſter ſtändiſcher Grundlage erlaſſenen Wahlgeſetze traten 
im Suli 1852 zum erftenmale „Lie wirklichen Stände des Landes” zuſammen, 
und dieſen murbe, dem Bundesbeſchluſſe gemäß, die VBerfaffung nebſt Wabt« 
geiep, wie es in ber Thronrede hieß, „zur Zuftimmung‘ vorgelegt. Aber auch 
bei dieſen unter dem Kriegszuftande gewählten und tagenden Ständen gelang 
es nicht, die Zuſtimmung eder aud nur die übereinftimmende Erklärung beis 
dert Kammern über die Vorlagen zu erlangen. Nachdem der Landtag einer 
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in ihren Folgen die Wahlkörper weſeutlich umbildenden Abänderung ber 
Gemeinde-Drganijation zugeflimmt hatte, wurde er am 4. Januar 1854 ent 
lafjen und erft im Eeptember 1855 ein zweiter Landtag berufen; eine Ber 
ordnung hatte vorher noch eine Anzahl willfürliher Beftimmungen über den 
Wahlmodus eingeführt, Erft am 7. resp. 8, Juli 1857 einigten, fih bie 
beiden Kammern, von denen die Cine auf je zweifelbafter Grundlage gewählt 
war, zu übereinftimmenten Grflirungen, bei denen ausbrüdlich vorbehalten 
wurde, daß fie die Verfaliung als Ganzes begreifen und. daher auch nur 
als Ganzes aufgefapt werden können. Dieje Erklärungen .. die Zur 
ftimmung der Regierung nicht. 

Unter tem. 15. Juli 1858 machte die Regierung über. bieje Verband» 
lungen. ber. Bundes: Verſammlung Mittbeilung ‚und der betreffende Ausſchuß 
berichtete darüber, nad mehr als Iabresfrift, in ter Eipung vom 28, Juli 
.1859. Derfelbe ſchied diejenigen Verfaſſungs-Beſtimmungen, binfihtli deren 
bie Etände jpeziell feine Erinnerung gemacht hatten, als durd Zuftimmung 
erledigt aus, , Dagegen unterwarf er diejenigen Punkte, hinſichtlich derer Die 
Stände Abinderung verlangt hatten — es waren darunter zum Theil ſehr 
wichtige, z. B. die Mitwirkung der Etände bei Feſtſtellung des Staatshaus 
‚baltes — einer eingehenden Prüfung, jedeh nit nad. dem Mapftabe des 
Bundesredhtes, jondern nad Gründen pelitiiher Zwedmäßigfeit und beantragte 
demgemäß, da er weder den Erklärungen der Stände, nod denen der Kurs 
heiſiſchen Regierung beipflichtete, bei der Bundes-VBerfammlung in ganz under 
ſtimmter Weile, diefe feine Bemerkungen der Kurheſſiſchen Negierung zugeben 
zu laſſen nnd dabei die vertrauensvolle Erwartung auszuſprechen, daß leptere 
‚diefe Bemerkungen bei definitiver Erledigung der Berfaffungs» Angelegenheit 
berüdjichtigen werde. 

Wie dieſe definitive hear erfolgen joe, darüber war nicht einmal 
eine, Andeutung gegeben.  Nur-das war far, daß auf dem ‚Wege, von Bun— 
deswegen ‚das Heſſiſche öffentliche Recht nad dem nur fubjeftiven Ermeſſen 
politiſcher Zweckmäßigkeit umzugeftalten, fernerweit vorgegangen werden jollte. 

, Mit diefem Antrage kam die inzwilhen in ‚Preußen eingetretene neue 
Negierung in die Nothwendigkeit, ih darüber zu entſcheiden, ob fie auf die— 
jem. Wege mitzugehen für rathſam und den Grundjägen bes Rechtes ent« 
ſprechend erachtete. 

63 ift befannt, daß ihre Entſcheidung verneinend ausfiel. 

In einer Denkſchrift vom 10. Dftober 1859 hat fie zuerft ben 
Standpunft entwidelt, den fie in dieſer Sade, namentlich dem von der vor 
berigen, Regierung ‚mütgefaßien Bundesbeihluffe vom 27. März 1852 gegen- 
über . einnehmen werde. Er ift im Wejentlihen biefer: der Beſchluß bes 
Bundes hat andere als proviforiiche Zuftände nicht [haffen wollen und aller 
dings auch nicht ſchaffen fünnen, er hat deu eigentlihen Beftand des Ned» 
tes in ber Wirklichfeit nicht berühren wollen und nicht berühren fönnen, es 
bedarf. dephalb feiner Erörterung über Die Kompetenz der Bundes-Verſammlung 
zur Faſſung dieſes Beichlufjes. Die Verfafjung von 1831 befteht noch zu Recht und 
ift nur proviſoriſch außer Wirkſamkeit geſetzt, ebenjo ift die Verfaſſung von 1852 
nur eine provijoriiche. „Die Bundes» Berfammlung hat für das Definitivum 
ganz freie Hand gehalten, und im Auftrage des Bundes kann aud die Kurs 
fürftliche Negierung biejelbe zurüdzunehmen nicht bebindert fein. Der bisher 
fruchtlos verfolgte Weg wird höchſtens zu einer Ausgleihung führen, die der 
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feften Grundlage des Rechtes entbehrt, und die Bundes-VBerfammlung wie die 
Regierung dem Borwurfe der Willfür ausjegen muß. Um eine fefte und 
klare Baſis zu erlangen, ift daher auf die Berfaffung von 1831 zurüdzuger 
ben, und find tie Far und deutlich ald bundeswidrig erfannten Elemente auf 
verfafjungsmäßigem Wege auszuſcheiden. 

Die Preußiſche Regierung gab daher in der Sipung vom 12. Novent- 
ber pr. folgendes Botum ab: 

Die Königlige Regierung vermag dem Antrage bes Aus- 
ſchuſſes ihre Zuftimmung nicht zu ertheilen, 

Sie hat in der, von der Kurfürftlih Heffiihen Regierung 
in der 23. Sigung vom 15, Juli v. I. gemachten Mittbeilung 
diejenigen Bürgihaften für eine beruhigende definitive Erledigung 
der Heffiihen Vefafjungs- Angelegenheit nicht finden können, melde 
ber $. 6. des Bundesbeihlufjes vom 27. März 1852 vorausjept, 
und melde die hohe Bundes-Verjammlung beftimmen fönnten, 
dem Gejud der Kurfürftlichen Regierung um Ertheilung ber Gas 
rantie für die vorgelegte Verfaſſung zu entiprechen. 

Sie kann aud nicht der Anficht jein, daß die von dem Aus— 
ſchuſſe vorgejhlagenen einzelnen Mobdififationen die tiefen und 
grundfäplichen Bedenken bejeitigen fönnen, welde gegen bie bun- 
besrechtliche Grundlage der bisherigen Behandlung dieſer Frage 
entitanden find. 

Eine wiederholte Prüfung der Umftände, unter welden im 
Sabre 1851 die Intervention in die Verfafjungs- Angelegenheit 
des Kurfürftenthums ftattgefunden hat, jowie die Erfahrung, 
welche in ben legten fieben Jahren über die Entwidelung dieſer 
Angelegenheit gewonnen worden ift, haben vielmehr die Königliche 
Regierung zu ber Ueberzeugung geführt, daß die durch die Interven« 
tion beabfiditigte und im Jahre 1852 noch vorbehaltene beruhigende 
definitive Erledigung im Anſchluß an bie im Jahre 1852 publizirte 
Berfaffung nit erreicht werden fünne. Den nur proviforiichen 
Eharakter der dur ben Eingangs erwähnten Bunbesbeichluß ge 
ſchaffenen Zuftände findet fie auch, abgeſehen von ber prinzipiellen 
Frage, jhon in dem Beſchluß jelbft, durch die nur vorläufig und 
im Allgemeinen ertbeilte Billigung und die Forderung der jpäteren 
BWiedervorlegung ber vevidirten Berfafjung bezeichnet. 

Die Königliche Regierung fieht daher die im Jahre 1852 
außer Wirkfamkeit gejepte, im ihrem rechtlichen Beftande aber 
nicht definitiv aufgehobene Berfaffung vom 5. Januar 1831 als 
die rehtlihe Grundlage der weiteren Entwidelung an. Sie fann 
es zugleih nicht für unmöglich erachten, einzelne den Bunbes- 
grundgefegen widerſprechende Beftimmungen in verjelben zu bes 
zeichnen und von dem übrigen Inhalte zu trennen: fie muß es 
demnach als den allein zu jener definitiven Beruhigung führenden 
Weg und damit als die nächte Aufgabe der Bundes-Berfamm« 
lung anſehen, darauf Bedacht zu nehmen, daß ber proviforifche 
Zwiſchenzuſtand auf ordnungsmäßige Weile wieder aufgehoben und 
die Berfaflung vom 5. Ianuar 1831 wieber in Wirfjamfeit ge» 
jept, gleichzeitig aber bie bundeswidrigen Beftimmungen auf 
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einem der Berfaffung wie dem Bundesrecht entjprechenden Wege 
aus bderjelben entfernt werden. 

Sie kann daher nur dafür ftimmen, daß, unter Ablehnung 
der Anträge des Ausihuffes, die Angelegenheit an denjelben mit 
dem Auftrage- zurüdgemwieien werde im der eben bezeich— 
neten Richtung neue Vorſchläge an die bobe Bundes 
Verſammlung gelangen zu lalien. 

Die Bundes » Berfammlung ging auf diefen Vorjhlag Preußens injofern 
ein, al& fie die ganze Angelegenheit an den um vier Mitglieder verftärkten 
Ausihuß zurädvermies, jedoh obne demjelben den von Preußen beantragten 
fpeziellen Auftrag zu geben. 

Der Ausihluß blieb in feiner Mehrheit im Allgemeinen dabei ftehen, 
daß die Verfaffung von 185% in ihren einzelnen Beftimmungen glei einem 
jeden Geſehe in io lange forttanere, ale Regierung und Stände ſich nicht 
über eine Abänderung vereinigt haben. Ausnabmsweiſe jedoch gab er, der 
Auffaffung Preußens fih näbernd, der Verfafjung von 1881 in jofern redht- 
liche Wirkſamkeit, ala er alle die Abänderungen der Berfaffung von 1852, 
welche die Stände auf Grund einer nicht bundeswidrigen Beftimmung ber 
frühern Berfaffung beantragen, ſchon aus dieſem Rechtsgrund für begründet 
und die Regierung verpflichtet erachtete, einem ſolchen Antrage Statt zu geben. 
Und indem er nah dieſem Maßftabe die jämmtlihen Anträge, denen die Re— 
gierung bis dahin noch nicht zugeftimmt hatte, einer Prüfung unterzog, fam 
er zu dem von den früheren burdaue abweichenden Refultate, fie alle für ge 
rechtfertigt zu erflären. Zugleich Eonftatirte er, daß mad denjelben Grund» 
fäpen bei dem Wahlgeſetz und der Geſchäfts-Ordnung zu verfahren jei, daß 
das erftere einer nochmaligen Reviſion bedürfe, wenn die Regierung fi nicht 
etwa veranlaßt jehen jellte, die jämmtliche Defiderien der Stände zu geneh« 
migen und baß über die Geihäfts-DOrtnung überhaupt eine Vereinbarung noch 
nicht ftattgefunden habe, 

Diefem gegenüber machte ein Mitglied des Ausſchuſſes die Auffaffung der 
Preußiſchen Regierung geltend. 

Die Majorität beantragte: 

Hohe Bundes-Berfammlung wolle 
1) der Kurfürftlich Heifiichen Regierung eröffnen, daß die Mit 
theilung som 15. Suli 1858 als dem Art. 27. der Wiener 

Schluß-Akte und dem Bundes-Beihhluffe vom 27. März; 1852 

durchaus entiprehend nicht erfannt und folgeweiſe der Ber- 

jaffung, wie jolhe erlaſſen werden wolle, die Garantie zur 

Zeit nicht ertheilt werben fönne, dieſe dagegen dann erfolgen 

und eine berubigende Anzeige in Borlage einer Berfaffungs- 

Urkunde werde wahrgenommen werden, in welder von allen 

Abänderungen der Berfafjung von 1852, wozu eine Zuftim- 

mung der Stände nicht zn erlangen, abgeieben, dagegen 

nah Maßgabe der in obigem Ausichuß-Berichte enthaltenen 

Ausführung, die inhaltlih der Mittheilung vom 15. Juli 

1858 von den Ständen geftellten, noch nicht genehmigten 

Anträge, welche auf Beftimmungen der Verfafjung von 1831 

beruben und den Bundesgeiegen nicht widerftreiten, undhträg- 

lich aufgenommen jein werden; demnad 
3 
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2) tie Kurfürftlihe Regierung erſuchen, zu definitiver Feftftellung 
des Verfaffungswerfes auf der bezeichneten Grundlage uns 
verzüglib Einleitung zu treffen, aud von dem Ergebnijje 
mit tbunlichfter Beſchleunigung Mittheitung anher zu machen; 

3) ausipreden, daß bis dahin jelbftverftändlih die Verfaſſung 
sen 1852 jammt Wahlgejeg und Gejhäfts- Drdnung in 
Wirkſamkeit bleibe, und fid die Bundes-Verſammlung weitere 
der Sadlage entſprechende Entſchließung vorbehalte, 

Die nah Nr, 1. in die Verfaſſung noch aufzunehmenden ſtändiſchen An« 
träge betreffen $. 6., die Negentichafts-Frage, F. 19a., die Studienfreiheit, 
$. 25., die Gemwerbs- Konzeifionen, $. 46., die Vertretung der Städte Kafjel 
und Hanau, $. 60., die Dauer ter Eigenihaft der Abgeordneten, $. 75., die 
Mitwirkung der Landitände bei der Gejepgebung, $. 76., die Zuläffigfeit von 
Dispenjaticnen, $. 79., landftändiihe Anklagen gegen Ptinifterial-Borftände, 
$ 80a., Beitellung eines landftindiihen Arhivars, 88. 106.—109., das 
Iandeeberrlihe Bermögen, $$. 111—113., 118., die Seftftelung der Ein» 
nahmen und Ausgaben der Staats-Berwaltung. 

Die Minorität dagegen: 

Hohe Bundes- Beriammlung wolle den Ausihuß beauftragen, zu— 
nächſt die Verfafjung von 1831 mir ihren jpäteren Zujägen vom 
Standpunfte des Bundesrehres aus zu prüfen und das Er 
gebniß der hohen Bundes-Berjammlung zur Erklärung vorzulegen. 

Suzwiihen hatte Die Zweite Kammer Kurheſſens durch Beihlup vom 
5. und 27. November p. ihre Erflärung über die Verfaſſung zurüdgenommen 
und fih um Wiederberftelung der Berfafjung von 1831 an deu Bund ge— 
wendet. 

Die Preußiſche Regierung gab in der Sipung vom 17. März c. ihr Vo— 
tum für den Minoritärs-Antrag zu Prorofol. Die Begründung defjelben ent 
hält nicht nur eine Eare Darlegung des Standpunftes der Regierung, jondern 
entwidelt auch einen voljtändigen Plan, wie die definitive Löſung der Heſſi— 
ſchen Berfafjungsfrage ohne Ueberſchreitung der Kompetenz der Bundes Ber- 
jammlung im verfallungsmäßigen Wege definitiv zu löjen jei. Es ift Daher 


— in der Anlage solftindig abgedrudt. 


Bekanntlih hat trogdem die Bundes. Verjammiung mir jtarfer Majorität 
den Antrag des Ausſchuſſes am 24. März c. zum Beichluffe erhoben. Mit 
Preußen ftimmte nur die 12. Kurie (ſächſiſche Häuſer). In einigen anderen 
Kurien haben einzelne Stimmen ein von der Mehrheit difjentirentes Votum 
abgegeben. 

Bon den Preußiihen Bundes» Gejandsen ift jofort die nachfolgende Er— 
klaärung abgegeben: 
: Die Königlih Preußiſche Regierung kann den jo eben von 
der Majorität gefaßten Beſchluß nad ihrer feften Ueberzeugung 
weder mit der nad dem Bundesrecht allein zuläffigen Auslegung 
des früheren Beichluffes vom 27. März 1852, noh überhaupt mit 
den der Kompeten; des Bundes durch feine Grund»Gejepe gezoge- 
nen Gränzen in MWebereinftimmung finden. Cie muß daber alle 
für fie aus demjelben etwa berzuleitenden Folgerungen und Ver— 
pflihtungen ausdrüdlih ablehnen, 
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Hierauf wurbe folgende Präfidial-Erflärung preponirt und von der Mas» 
jorität angenommen: 


Hohe Bundes» Berfammlung bezieht gegenüber der eben ab» 
gegebenen verwahrenden Erklärung des Königlih Preußiichen Ger 
fandten fih auf den gefaßten Beihluß, zu deſſen Anerfens 
nung ſämmtliche Bundesglieder bundesverfafjungsmäßig verpflich- 
tet find. 


Die Minorität behielt fih die weitere Erklärung vor. 


Dies find im Wojentlihen die thatſächlichen Vorgänge in der Kurbeifi» 
ſchen Angelegenheit und die Schritte, welche die gegenwärtige Regierung ger 
than hat, um der Berfaffung von 1831 rechtliche Anerfennung zu fidhern. 

In der Kommilfion gab der Herr Minifter der auswärtigen Angelegen» 
beiten noch folgende Erläuterungen: 

Es jeien zwei Gefihtäpunfte in's Auge zu fallen: - 

1) Das Bedürfniß des Rurbeitichen Landes ſelbſt. Da babe es ih 


2 


— 


um die Entziehung weſentlicher fonftitutioneller Rechte gehandelt, 
z. B. der Feftiegung des Staatebaushaltes und der Betheiligung 
an der Geſetzgebung. Es fei möglich gemeien, im Anſchluß an 
die Verfaſſung von 1852 Vieles, vielleicht jogar das Nöthige zu 
erlangen, aber 

die Wahrung des Rechtes, die Erhaltung des Rechtsbewußtſeins 
jei von überwiegender Bedeutung geweien. Preußen konnte eine 
Aufbebung der in anerkannter Wirkjamfeit ftehenden Verfaſſung 
unmöglich gut beißen. Es durfte die Kompetenz des Bundes zur 
Aufhebung deffelben nicht anerkennen. 

Der Bunbesbeihluß som 27. März 1852 ſprach dieje Auf 
bebung nicht ausbrüdlih aus. Er lieh die Möglichkeit einer 
Interpretation feiner Abfiht auf proviſoriſche Außerwirkſamkeit— 
fegung immerhin zu. Die pofitive und formelle Anerfennung des 
Rechtes war von dieſer Auffaffung aus zu erlangen. Preußen 
mußte den dieſem entſprechenden Weg gehen und hat durch jein 
Berfabren Weientlihes erreicht. 

Schon der vorläufige Erfolg — die Zurüdweifung der An» 
gelegenbeit an den Ausibuß — war wichtig; die Heſſiſche Lan— 
bessertretung gewann dadurch Zeit, ih zu faffen und zu erklären. 

Einen zweiten Erfolg meilet die Haltung des Bundes-Ausr 
ſchuſſes nah. Früher batte derjelbe fi bei dem Verſuch der Ber: 
mittelung meiftens auf die Seite der Regierung geftellt, jegt hat 
er ſich herbeigelaſſen, bei allen nicht bundeswidrigen Beftimmuns 
gen im Falle des Widerſpruchs der Stände die Berfaffung von 
1831 gelten zu laffen. 

Dieje Erfolge haben aber allerdings nicht genügt. Die Kom» 
getenz fonnte nicht zugeftanden werben und der Gegenftand ift 
denn auch in ber jüngften Thronrede bei ber a 
entiprechend berührt worden. 

In der Kompetenz liegt für Preußen der Schwerpunft der 
Angelegenheit. Die Stimmungen der Gegner nad den Verab— 
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redungen von Würzburg u. ſ. w. ließen eine günftige‘ Löſung 
nit erwarten, nichtsdeſtoweniger hat fi im Verlauf eine größere 
Hinneigung zu ber Preußiſchen Auffaffung gezeigt. Es wäre 
daber vortheilbaft geweien, die Frage offen zu halten und aus 
diejer Erwägung ift der Antrag auf Zurüdvermeilung an den Aus« 
ihuß bersorgegangen. Die Regierung bat dabei ikre Grundiäge 
nicht verläugnet. 

Die Annahme des Ausihuß: Antrages trägt einen ſehr ber 
ftimmten prinzipiellen Charakter. Sollte ſich Preußen Angefichts 
der Kompetenz» Ueberſchreitung des Bundestages der Majorität 
unterwerfen? Dies fonnte nicht geiheben; Preußen konnte den 
Beſchluß nicht ftillihweigend hinnehmen. Der Beſchluß ftellt 
weitere Akte in Ausücht, deshalb bat Preußen ſofort in der Sie 
pung eine Redtsverwahrung zu Protofoll eingelegt, auch diejelbe 
der Abmweilung des Präfidiums gegenüber am 29. März c. wie 
derholt. 

Die Regierung bat ausdrücklich ausgeſprochen, daß fie kom⸗ 
petenzmäßigen Beichlüfjen nicht entgegentreien wolle, der vorlie- 
gende aber nicht dieler Art jei. Damit bat fie ihre Stellung ges 
wahrt. Vielleicht wird fie noch weiteres thbun. Sie bat ſich von 
vorn herein die Bedeutung und Folgen Mar gemacht und ver« 
fihert, daß fie dem eingenommen Standpunft thatſächlich und 
rechtlich fefthalten und zu wahren wiljen wird. 

Die weitere Entwidelung ift zunädft eine Heſſiſche innere 
Landes » Angelegenbeit, melde fremde Einmiſchung ausichlieht. 
Nachdem Preußen jeine beftimmte Erklärung abgegeben, ift zu. 
nächſt feine Berpflihtung cder Beranlaffung zu weiterer Ein- 
miſchung vorliegend. Ein Definitivum fann erft eintreten, wenn 
aus der Verfaſſung von 1831 Die bundesgeſetzwidrigen Punfte 
ausgeichieden find. Das Heſſiſche Land wird den Zuftand wohl 
als Provijerium anerfennen und von illegalen und faftifchen 
Schritten fern bleiben. Zunächſt muß es ſich jelbft beftimmen. 

Preußens Stellung am Bunde ift durch jeine Erflärung flar 
und beftimmt bezeichnet. Die Regierung wird die an fie erge- 
benvden Aufforderungen und den diejen eventuell zu gebenden Nadı- 
drud erwarten und dann fi weiter beftimmen, Die Eventuali» 
täten bier zu Disfutiren, wäre wohl nicht angemeffen. Die Re 
gierung wird alle unberechtigte Aufforderungen abweiſen und von 
ihrem Standpunft in feiner Weife abweichen. 


Die Konmiljion eradhtet die Stellung, welche Die gegenwärtige Regie 
rung zum Schuge der Kurbeifiiben Berfaffung gegenüber den Eingriffen der 
Bundes» Berjammlung eingenommen hat, jowohl im Recht begründet als den 
Sntereffen Preußens und Deutihlands vollfommen entiprehend und glaubt, 
daß dieſelbe im boben Grade geeignet iſt, Dem Haufe zur lebhaften Zuftim» 
mung, wie beantragt, empfoblen zu werden. . 

Bor Allem ſteht dad klare Recht des deutichen Bundes dem Berbalten 
der Regierung entichieven zur Seite. 
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&s kann füglich dabingeftellt bleiben, ob bei Faſſung des Beſchluſſes von 
1852 die Abſicht der Bundes-Berjammlung dabin ging, die Berfaflung von 
1881 rechtlich anfzubeben; es genügt, zu fonftatiren, daß der Beſchluß eine 
ſolche Aufhebung, aud wenn fie beabſichtigt wäre, in feiner Weile haben 
fonnte und gehabt bat, daß alio weder für die Kurheifiihe Regierung ein 
formelles Recht, no für die Preußiſche Regierung, ungeachtet ihrer Zuftimmung 
zu demielben, eine Verbindlichfeit daraus erwachſen fann, dieſe Aufhebung als 
eine rechtlich vollendete Thatſache anzuerkennen. 

Als bekannt und völlig unbeftritten fann vorausgefept werden, Daß der 
Bund, zu welhen tie deutſchen Staaten fi vereiniat haben, nad Innen 
eine Gemeiuſchaft jeibititändiger (ſouverainer), unter fi unabhängiger Deut» 
her Staaten mit wedhlelfeitigen Vertragsrechten und Bertragsobliegen- 
beiten ift, mit einer in ibrem Umfange und ihren Schranken durch ven Grund» 
vertrag beftimmt und eng begrenzten Wirkſamkeit. In feiner Natur als eines 
rein völferrechtliben Vereins liegt es, daß durch ihm feine über den einzelnen 
Staaten ftebende Staatögewalt gegeben ift, ſondern die Souverainität der 
einzelnen Länder nur in der bejonderen Weile beihränft ift, wie dies durch 
völferrehtliche Verträge überhaupt der Fall ift. Als eine nethwendige Folge⸗ 
rung diefer Natur des Bundes-Berbältnifjes ſteht es denn auch feft und ift in 
mehreren Stellen der beiten Bundes-Grundgeſetze ausgejprechen, daf der Bund 
feine Einwirkung auf die inneren Angelegenheiten eines Bundesftantes hat, 
infoweit nicht die Bunvesgeiege eine ſolche Einmiſchung ausnabmameiie 
rechtfertigen. Bon zwei Gefihtspunften aus wird num im vorliegenden Falle 
eine ſolche ausnahmsweiſe Berechtigung, nicht nur zur Einmiſchung überhaupt, 
fendern zu einer folhen von der Tragweite bebauptet, daß dadurch die 
Verfaſſung Kurheſſens entweder unmittelbar bätte aufgehoben, oder wenigſtens 
dem aus eigenem Recht dazu nicht befugten Regenten bie rechtlich ausreichende 
Ermächtigung zu dieſer Aufhebung hätte ertheilt werden fünuen. Der Wine 
Gefichtepunft ift der der Aufrechterbaltung der in Heflen geftörten geieplichen 
Drbnung, der zweite ber des eigentlich bundeswidrigen Inhaltes der Berfaffung. 

Keiner dieſer Gefihtäpunfte reiht aus, um bdarzutbun, daß durch dem 
Beihluß von 1852 oder durch die auf ihn geftügten Handlungen des Negen- 
ten in Helfen die Berfaffung gültig aufgehoben jei. Was den erfteren Ger 
fihrepunft anbelangt, fo fann glüdliher Weile von der Unterfuhung der 
Frage Abftand genommen werden, ob in Heſſen eine Steuerverweigerung Sei 
tens der Stände oder nicht vielmehr eine Verweigerung der Budget» Vorlage 
Seitens der Regierung vorlag, und ob die der Verfaſſung und den Geſetzen 
eutiprebenden Haltung der Gerichte und übrigen Behörden eine Die innere 
Ruhe unmittelbar gefährbende Widerjeglichfeit der Untertbanen gegen die Obrig» 
feit vorlag. Im der Unterftelung oder, wenn man will, in der Fiktion, daß 
dies der Fall war, kann zugeftanden werden, daß die Bundes» Berjammlung, 
nachdem fie die nachgeſuchte Hülfe zur Wiederherftellung der Ruhe geleiftet 
hatte, nad Art. 27. der Schlußafte zu fordern batte, daß Die Beranlafjung 
der eingetretenen Unrube durch geeignere Maßregeln geboben werde. Will man 
nicht annebmen, daß dieſe Veranlaffung in der ordnungswidrigen Nichtoorlage 
des Staatsbaudhaltes, jondern in den Beftimmungen der Verfaſſung, wonach 
die Steuern von den Behörden nicht erboben werden dürfen, wenn nicht in 
der betreffenden Verordnung die ftändiihe Zuftimmung angegeben if, und im 
einigen anderen Beftimmungen lag, je kann daraus nad dem Klaren Bundes- 
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redhte nur aefolgert werden, daß von Bundeswegen die Abänderung dieſer 
Reftimmungen im verfaffungsmäßigen Wege gefordert werten fonnte. Denn 
die Heifiiche, von dem Regenten, den Ständen und den Behörden beihmorene 
Verfaſſung beftand feit zwanzig Jahren in anerkannter Wirkſamkeit, und nad 
Art. 56. der Wiener Schlußakte ift es nicht möglich, zu bezweifeln, daß auch 
dem Bunde gegenüber ſolche Verfaffungen nur in verfaffungsmäßigem Wege 
abgeändert werden fünnen. 

Zu demielben Refultate führt die Verfolgung des anderen Gefihtspunftes. 
Allerdings ftellen die noch gültigen Bundes-Grundgeiege, wenn aud nur in jehr 
wenigen Punkten, den Perfafjungen der Ginzelftaaten gemille Grenzen auf, 
innerhalb deren fie fid) zu halten haben, und es muß daraus für das einzelne Land 
die Verbindlichkeit gefolgert werben, die Verfaſſung, inſoweit fie dieſe Grenz» 
beftimmungen unzmeibeutig verlegt, durch theilmeife Abänderung mit ben Grund⸗ 
gelegen des Bundes in Einklang zu bringen, b. b. die bundeswidrigen Beftim» 
mungen zu entfernen. Aber auch bier ift der Bundes -Verſammlung in den Bundes» 
Gejegen, fomweit fie noch gültig find, nirgendwo über die bloße Anferderung 
hinaus ein felbftitindiges Enticheidungsreht und noch weniger bie Berechtigung 
geaehen, tur eigenen in die Bunbesverfaffung eingreifenden Beſchluß bie 
notbwendige Abänterung felbft mit rechtlicher Mirfung eintreten zu laffen, 
oder au nur den Landesherrn zu ermächtigen, mit Verlaffung des verfaffungs- 
mäßigen Weges einfeitig biefe Abänderung vorzunehmen. Die entgegengejepte 
Anfiht ſtützt fih nit auf Beftimmungen der Bunbes-Grundgelepe, auch nicht 
auf eigentliche Rechtsgründe, fondern nur auf den allgemeinen Sag, daß bas 
Recht des Ganzen in Kollifionsfällen dem Rechte des Theiles vorgebe, ein 
Sag, der am allerwenigften bei einem Vereine jelbftftändiger Staaten, mit 
ganz beftimmten „durd das Grundgejep bedingten und begränzten Befugnifjen“ 
(RM. ©. A. 3.) Anwendung finten fann und der ausdrüdlih als Schranke 
biefer Befugniß die Beftimmung binftellt, daß die in anerfannter Wirkſamkeit 
beftehenden Berfafjungen nur im verfaffungsmäßigen Wege abgeändert werden 
fönnen und für das Drgan des Bundes einen ſolchen verfaffungsmäßigen 
Weg nirgendwo angiebt. 

Der Einwand, daß auf diefe Weife, bei dem Widerftreben der Stände, 
bie bundesrechtlich nothwendige Abänderung nicht erreihbar ſei, bemeift nur 
die Unvollftändigfeit der Organifation det Deutſchen Staatenbundes; er giebt 
aber nicht entfernt einen Rechtsgrund, einem Organ, weldies nad 
feiner ganzen Zuſammenſetzung bierzu nicht geeignet ift, auf dem Wege 
bloßer Deduftion, und ohne allen gejeglihen Anhaltspunkt, eine Bes 
fugniß zu übertragen, die neben einem ſehr zweifelhaften Vortheile ben ge 
wiffen Nachtheil hätte, die Verfaſſungen und den Rechtsbeſtand der einzelnen 
Staaten in bedenflihfter Weile unfiher zu machen. Es wäre ein Widerſpruch, 
wie er faum größer gedacht werden fünnte, wenn auf ber einen Seite bie 
Regierungen verfaffungsmäßizer Staaten nad Landesrecht Abänderungen ber 
Verfaffung nur mit Zuftimmung der Stände vornehmen können, und auf der 
andern Seite die nach Inftruftionen handelnden Gelandten diefer Regierungen 
befugt wären, ſolche Abänderungen unter der bloßen Annahme, daß das Bun 
desrecht fie verlange, ſelbſtſtändig vorzunehmen. 

Jedenfalls wäre doch die notbwendige Vorbedingung der Kompetenz ber 
Bundes-Berfammlung, daß vorher der verfafjungsmäßige Weg der Abänderung 
verſucht werde. Dies ift aber in Heſſen in feiner Meile geichehen. Man 
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bat vielmehr das Bundes-Drgan benupt, nicht etwa um die bundeswidrigen 
oder die der Ordnung des Staates geführlihen Beſtimmungen aus der Vers 
fafjung zu entfernen, jondern um eine ganz andere Verfafjung mit einer der 
Bildung des Landes Hohn jprehenden Volksvertretung nad einer- durchaus 
willfürlichen, einjeitig ertremen Doftrin an die Stelle zu fegen. Die weit 
greifendite Kombination fann nit dazu gelangen, Beftimmungen, wie z. B. 
daß die Ausübung ftaarsbürgerliher Rechte von dem religiöjen Befenntniffe 
unabhängig oder daß die paſſive Wahlfühigfeit nicht Angebörigfeit an den 
Stand der Wähler voraugjege, für bundesgeſetzwidrig zu erflären, oder in ihnen 
die VBeranlaffung des Konfliftes zu erkennen; und doch find dieſe Beftimmungen 
mit einer großen Reihe anderer rückſichtslos und nad vinjeitigem Belieben 
entfernt und in die Berfafjung von 1852 nicht wieder miraufgenommen 
werden, ’ 

Iſt daber ein Beſchluß der Buntes-Berjammlung, welder zum Zwede 
bat, die Berfafjung von 1831 aufzuheben, oder durd den Landesherrn eins 
feitig aufheben zu lafjen, weil, über die Kompetenz der Verſammlung binaus 
gebend, ihen nah dem alten Wundesrechte verfajjungswidrig (Art. 10. der 
Schluß⸗-Akte) und rechtlich nicht ausreichend, dieſen Zwed zu verwirflihen, jo 
bedarf es nicht einmal der Hindeutung darauf, daß die im Jahre 1851 — 
zu einer Zeit, wo faft in allen Deutſchen Staaten Verfaſſungen beftanden 
und das in dem Bundes-Grundgeſetze eingelegte Organ des Bundes vollftin« 
dig aufgeboben war — von den Regierungen obne Zuftinmung der Stände 
neu errichtete Bundes-Organ nicht eine Berechrigung erlangt baben fann, 
weldye diejen Regierungen jelbft nicht zuftand, nämlich die, Dur feine Bes 
ſchlüſſe die Berfafjungen und Gejege des einzelnen Bundesſtaats zu Ändern, 
oder durch den Landesherrn ändern zu laſſen. Für Preugen bat jelbft Die 
frühere Regierung dieſe Auffaffung feitzehalten, indem fie Die som neuen 
Bundestage im Gebiete der Geiepgebung gefapren Beihlüffe, z. B. den Bes 
ſchluß vom 6. Juli 1854 über die Preſſe, nicht publizirt bat, und der Yands 
tag insbeiondere hat nod in Diejem Jahre ebenfalls im Sinne dieſer Auffal- 
fung gebantelt, indem er der mit diefem Beſchluſſe unvereinbaren Deklaration 
des Preßgeieges ohne Nüdfiht auf jenen Beſchluß jeine Zuftimmung gegeben 
bat. Dod bedarf es diejes Argumentes nicht, da, wie gejagt, nad dem Buns 
desrecht es überhaupt Die Komperenz jelbit des urſprünglich inftituirten Buns 
dessDrgans überjhritt, Berfafjungen in der Weile aufzuheben, wie dies nad) 
der Auslegung der Gegner der Zwei des Beichluffes von 1852 gemejen 
fein ſoll. 

Es kaun daher nur die unbedingte Billigung finden, daß die gegenwäre 
tige Negierung in dem Augenblide, wo die Heifiihe Frage zum erften Male 
an fie berantrat und jenen frübern Beihlup nah dem Antrage des Ausſchuſ—- 
jes eine auf Aufhebung der Verfaſſung von 1831 „ebende Deutung und dieſe 
Aufbebung felbft eine meue und jo zu jagen endgültige Sanktion am Bunde 
erhalten jollte, mit voller Entidiedenheit ven Stanppunft einnahm, daß dies 
jem Beſchluſſe unerachtet für Heſſen ſowohl, wie für den Bund die Verfafjung 
von 1831 noch zu Recht beſtehe. Sie bethätigte dadurch in erfreulichfter 
Weiſe, daß fie es mit dem Sage, das Recht zu ſchützen und zu wahren, ernft 
nehme und ihn aud in ihrer Deutihen Politif zur tbatkräftigen Geltung zu 
bringen fuhe. Sie handelte dadurch im Interefje Preußens, indem fie, wenn 
aub in jpäter Stunde, unjer Yand von der Mirbetbeiligung an jenem in 
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Kurbeffen verübten Rechtsbruche losiagte und dadurch, ſoviel an ihr war, 
der Nationalehre Sühne bot dafür, daß Preußen, zu deffen Demütbigung 
jenes rechtäwidrige Verfahren begonnen worden, gegen jeinen feierlich erflär- 
ten Willen, und Angefihts unjeres Heeres, demjelben Fortgang geftatter und 
bald ſogar mit bejonderem Eifer Förderung gewährt hatte. Sie handelte 
im Intereſſe des unglüdlihen Hellenvoltes, das, zum Lohne für jein treues 
Fetbalten an Preußens Bündnik, an Recht und Wohlſtand lange Jahre ſchwer 
gefrinft wurde. Sie handelte im Intereſſe Deutihlands endlich, indem fie 
nicht zuftimmte, daß ein Organ, welches den Haß und die Verachtung der 
Deutihen Bölfer mit Einwilligung der Fürften ſchon einmal zu Grabe getra- 
gen bare, und bei deflen Wiederherftellung der Haupturbeber es nöthig ge— 
funden hatte, jein Wort, jo zu Tagen, für die baldige Wiederbeieitigung bei. 
jelben zu verpfänden — eine klar zu Zagende liegende Unfähigkeit, die Ehre 
und Unabhängigkeit Deutſchlands feinen Feinden gegenüber zu vertbeidigen, 
durch rückſichtsloſe und rechtswidrige Gewaltjamfeit gegenüber den verfaffungs- 
mäßigen Freiheiten der Deutihen Stämme zu fompenfiren trachte und die 
ohnehin ſchwache ftaatlihe Verbindung dieſer Stämme durch eine Saat von 
Zwietracht und Unzufriedenheit noch mehr ſchwäche. In einem YAugenblide, 
wo an der Grenze Deutſchlands ein Feind droht, der nicht durd willfürliche 
Interpretation der Bundes-Geſetze und nicht durch Bundes-Beihluß außer 
Wirkſamkeit gejept werden fann, war es für Preußen vor Allem geboten, 
jelbft auf die Gefahr bin, fih von den Deutjchen Regierungen zu trennen, 
mit jenen verhaßten Traditionen der Bundespraris zu breden, und durch Zus 
rückkehten auf die Grundgejege des Bundes, der Deutichland jeit der Nieders 
werfung der Fremdherrſchaft vereinigt, den Bund jelbft von dem Haſſe zu bes 
freien, mit der das Organ deijelben durch mißbräuchliche Anwendung jeiner 
Macht ihn in den Herzen der Deutihen ſchwer belafter hatte und auf dieſe 
Weile das Gefühl des nationalen Zujammenbanges zu verjöhnen, um es zu 
neuen Kraftanftrengungen zu beleben. 

Es hat den hoben Deutihen Regierungen am 24. März e. nicht gefals 
len, Preußen auf diefem reinen Wege zu folgen; faft einftimmig haben fie die 
uiurpatoriihe Stellung des Bundestages feftgehalten und die Heifiiche Ver— 
faljung von 1831 in ihren weientlichften Beftandtheilen zum zweiten Male 
verurtbeilt. Der entichiedene Proteit Preußens ift mit gleicher Entichiedenbeit 
zurüdgemiejen. 

In einer der wichtigften nationalen Fragen, die gegenwärtig dem Bunde 
vorliegen, ftebt Preußen faft allein. Im einer Frage, die den Beitand aller 
Deutichen Berfaffungen im Grundfage gefährdet, haben fi die meiften Staa» 
ten, trop diejer ihren Rechtszuſtand bedrohenden Gefahr, auf die Seite Deft- 
reiche geftellt — Deftreichs, das jelbft freilich von dieier Gefahr frei ift, da es 
jeinen Deutihen Ländern die Wohlthat des Art. 18. der Bundesakte verjagt 
und verjagen muß, weil die Zulammenjegung dieſer Monardie es ibm un» 
möglib zu maden ſcheint, dem Grundzuge echt Deutſcher Entwidlung, ver» 
fafiungsmäßige Sicherheit der Volfsfreiheit, wie er im Bundesvertrage aner- 
fannt ift, geredht zu werden, Unter der Führung dieſes Staates ftellen fi 
die übrigen Regierungen, voran die Königreidhe, dem verfafjungstreuen Preu- 
pen gegenüber, und entjheiden in einem Sinne, von dem nur äußerſte Selbjt- 
täuihung verfennen fann, dab er das Rechtsgefühl des Deutichen Volkes 
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auf's Ziefite verlegt und den Widerwillen gegen die Bundes» Organijation 
mädtig erhöht. 

Die ift dieſe feindfelige Stellung der Regierungen, wie dieſe Niebder- 
lage Preußens zu erklären und melde Ausfiht auf Aenderung ift vorhanden? 
Die Erklärung, wie beträbend and die Erfenntniß fein mag, liegt vor Allem 
in der verhänanißvollen Politif der verigen Regierung unferes Landes. Nach— 
dem fie in den Deutſchen Angelegenheiten vor zehn Jahren ein fühnes, aber 
durch die mächtige Entwidelung der Dinge gebotenes Ziel in unficherem 
Gange verfolgt und durch Schwanken deſſen Erreihung erſchwert hatte, ift 
fie in einem Augenblid, wo die Ehre der Nation dafür verpfändet war, tha- 
tenlos Davon abgeftanden; fie ift dann Schritt vor Schritt von einer Pofi: 
tion zur andern zurüdgewichen, nachdem fie ſich zu teren Behauptung ben 
Gegnern gegenüber verpflichtet hatte; und mährend fie dies that, um unbe: 
quemen Berlegenheiten auszuüweichen, mährend fie Anjehen und Einfluß des 
Staates beeinträdhtigte, hat fie fi in umbegreifliher Verblendung dem Glaus 
ben bingegeben, durch ſolches Zurüdweichen den Charakter bes Starken zu 
bethätigen. Unbefümmert um ihre Bundesgenofjen ift fie dann ſchließlich in 
das Lager ber Gegner übergegangen, von der Beförderung nationaler Freis 
heits- und Einheit» Beftrebungen hinüber zur Begünftigung und Unterftügung 
jener freibeitsfeindlihen Tendenzen, bie mun [hen faft ein Jahrzehnt die Ent- 
widelung Deutichlands bemmen und nicht zum kleinſten Theile die Schuld 
tragen, daß ber vor den Thoren ftehende Feind uns ohne feften innern Zus 
jammenbalt findet. Im biefer ron Preußen betretenen und mächtig begün— 
ftigten Richtung find in den Deutſchen Staaten, nit im Einflinge mit den 
Erände-Berfammlungen, jene Regierungen gebildet worden, die am 24. März 
der jepigen Regierung Preußens feindlic gegenüber ftanden, und die auch der 
frübern Regierung, durch die Buße ven Ollmütz nicht verföhnt, bei günftiger 
Gelegenheit neue Demüthigungen zu bereiten nicht unterliegen. Es ift daher 
ein, wenn auch beflagenswerthes, doch erflärliches Ereigniß, daß die Mehr« 
beit diefer Regierungen in ber Kurhefſiſchen Frage der neuen Stellung der 
Preußiſchen Regierung fih nicht angefhloffen und die goldene Prüde nicht 
benupt haben, die ihnen die der Faſſung des früheren Beichluffes völlig ent: 
Iprehende Interpretation baute. Die furze Zeit, während welcher in Preus 
pen eine nene, vor Allem das Recht beilighaltende und die Uebergriffe der 
Bundestages im Grundjap befimpfende Richtung zur Geltung gefommen, ift 
nicht ausreichend, in andern Staaten das Syſtem zu befeitigen, deſſen Aus: 
drud die gegenwärtigen Leiter ber Staatsgeſchäfte bort find. 

Aus der Stellung, bie die Natur der Verhältniſſe einer freifinnigen 
Regierung in Preußen anmeijet, entnehmen dieſe Negierungen das Mißtrauen, 
und aus der nicht vergefjenen Bereitwilligfeit, mit ber Preußen dieſe Etellung 
damals nad kurzem Widerftreben verlaffen bat, entnehmen fie ben Muth, 
diefem Miftrauen offenen Ausdrud zu geben. Nur das energiihe Fefthalten 
des eingenommenen Standpunftes und namentlich der in der Thronrede aus» 
geſprochenen Berfiherung, daß Preußen ſich ftets als natürlichen Vertreter des 
Strebens anjehen werde, die Kräfte der Nation zu heben und zufammenzus 
fafjen und die Bundes» Verfammlung auf das genauefte Maß ihrer Feredtis 
gung zu bejchränfen, kann jene Feinbjeligfeit der Negierungen befeitigen, indem 
es die Triger berielben unmöglich macht; mur jo fann die Uchereinftimmung 
der deutichen Regierungen mit Preußen herbeigeführt werben, bie allerbings 
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beionders bei ber jepigen Weltlage nothwendig ift, die aber nur dann zur 
Stärkung Deuiſchlands gereicht, wenn fie zugleich eine Webereinftimmung mit 
den nationalen Beitrebungen der Volksſtämme jelbft in ih trägt. 

Bon diefom Standpunkte aus kann das Greigniß vom 24. März c. nur 
fruchtbringend erjcheinen. Es zeigt der Nation und den einzelnen Staaten 
in einer Weiſe, die ſchwer mißzuverftehen ift, wo die Schäden liegen und ift 
für die verſchiedenen deutſchen Stämme eine ernfte Mahnung, zu beren rar 
her Heilung alle Kräfte anzuſpannen. Den preußenfeindlichen Regierungen 
aber mag ihr Sieg, wenn e3 überhaupt ein folcher ift, an das Wort gemah— 
nen, welches die Geihichte dem gegen Nom zu Hülfe gerufenen Könige nad 
dem Siege in den Mund legt. 

Die BVerwahrungen der Königlihen Negierung gegen ben Tompetenz- 
und verfafjungswidrigen Bundes» Beihluß, ſowie die Erklärungen des Herrn 
Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten, geben die Zuverfiht, daß Die 
Regierung auch fernerhin die von ihr eingenommenen Stellung mit Ener: 
gie thatlählih und rechtlich fefthalten und wenn die Heſſiſche Frage von 
Neuem im Bunde vorfommt — was jebenfalld wegen ber in Ausficht ges 
ftellten Garantie der Fall fein fann — in demfelben Sinne wie bisher auf» 
treten wird. j 

Was Kurbefien betrifft, jo ſcheint der Bundes-Beſchluß darauf berechnet, 
dem Negenten unter Aufgeben feiner Abänderungs-Vorſchläge es möglich zu 
machen, wenigftens die Verfaſſung jelbjt ohne weitere Verhandlung mit den 
Ständen definitiv feftzuftellen. Unter allen Umftänden ift dies eine innere 
Angelegenheit jenes Landes, auf die einzuwirfen der Preußiſchen Regierung, 
da Abmahnungen feinen Erfolg verjpreden, gejeglihe Mittel nicht zu Gebote 
ftehen. Ein thatſächliches Einjchreiten von Bundeswegen auf Grund bes ver: 
raffungswidrigen und nichtigen Bundes» Beichluffes und zu deſſen Durchfüh— 
fung, muß nad den obwaltenden Berhältniffen und namentlid bei der Stel» 
lung, die Preußen zu dem Beichluffe eingenommen bat, als außerhalb des 
Bereiches jeder Wahriheinlichfeit liegend erachtet werben, 

Für Kurbeffen eröffnet fih allerdings die trübe Ausficht, noch ferner 
unter einer Verfaſſung zu leben, deren Nechtsbeftand in dem Glauben des 
Volfes feine Wurzeln bat und die durch die bittere Erinnerungen au bie 
chweren Leiden, unter denen fie entftanden, belaftet ift, überdies dem Lande 
eine Vertretung giebt, weldye nicht nur nicht zu Recht befteht, ſondern aud 
dur die engen, einer untergeordneten Stufe ftaatliher Entwidelung entnom« 
menen Normen ihrer Zulammenjegung, der Elemente geiftiger Bildung den 
Eintritt fat unmöglich macht und fo nicht verfehlen fann, das Eelbitgefühl 
des Landes immer auf's Neue zu verlegen. Je mehr diejer Verfaffung die 
Bedingungen der gebeihlihen Entwidelung fehlen, deſto unfehlbarer und raſcher 
wird fie, umgeben von Berfafjungs-Zuftänden gefunder Art, das Schidjal er: 
eilen, das fie in allem Betracht verdient. 


Die Kommiffion einigte fid hiernach mit allen gegen Eine Stimme, ben 
Antrag des Abgeordneten Freiheren v. Binde und Genofjen dem Haufe zur 
Annahme zu empfehlen, und zwar, was feinen pofitiven Inhalt betrifft, in 
unveränderter Faſſung; nur war fie der Meinung, daß es in der Konlequenz 
des Antrages liege und dur die Sachlage geboten jei, von dem nah Ein» 
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bringung des Antrages erfolgten Beichluffe der Mehrheit der deulſchen Regie» 
rungen, jo wie von dem auf die Verwahrung der Preußiihen Regierung ger 
aßten fernern Beichluffe in dem Antrage in fo weit Erwähnung zu thun als 
nöthig ift, um die auch im diefer Beziehung von der Regierung eingenoms» 
mene Stellung zu billigen und durd das Botum bes Haufes zu unter 
ftügen. 

Das Mitglied, weldes dem Antrage nicht zuftimmte, wurde dabei nicht 
von der Anficht geleitet, daß die Stellung der Regierung in diefer Sache nicht 
zu billigen jei, fondern war nur der Meinung, daß ber Antrag unbeftimmt 
laffe, welche „Energie er der Regierung empfehle und daß die Regierung 
binlänglihe Macht habe, auch ohne die Zuftimmung zu dieſem Antrage ihre 
Stellung zu wahren. Es befürchtet, daß die verlangte „Energie“ zu einer 
Sprengung des Bundestages führen fünne. Er hält den Bundestag für eine 
Krüde der teutihen Einheit und dieſe Krüde unter den gegenwärtigen Ume 
ftänden mit Gewalt zu zerſchlagen, hält es für ein Unglüd für Preußen und 
für Deutſchland. 

Der Vorſchlag der Kommilfion gebt demnach dahin, die beantragte Er« 
klärung dahin zu faffen: 

Diejes Haus ift den Schritten der Königlihen Staats 
Regierung — der Kurheſſiſchen Berfafiung von 1831 
rehtlihe Anerfennung zu ſichern — mit lebhafter Zu» 
ſtimmung gefolgt und begt das Vertrauen, daf die Kö» 
niglihe Staats-Regierung den von ihr eingenommenen 
Standpunft — aud deu von der Mehrheit der deut— 
Ihen Regierungen am 24. März d. I. zu Franffurt ge- 
faßten Beſchlüſſe gegenüber — mit Energie fefthalten 
werde. 


Eines der Mitglieder der Kommiffion, welches diefer Refolution beiftimmte, 
bielt es für zuläffig und um' praftiiche Erfolge zu erzielen, notbwendig, neben 
diejem Antrage eine zweite Refolution von größerer Tragweite zu beantras 
gen, die das Fünftige Verhältniß Preußens zur Bundes = Berfammlung in’s 
Auge falle. 

Die Auffaffung der Lage, von jenem Mitgliede in ausführlichen em 
trage dargelegt, ift in Kürze folgende: 

An bober Stelle ift das Wort gefallen: „Preußen müſſe in Deutföland 
meraliiche Eroberungen machen.“ Dieje fünnen wie beim Volke, aber nie 
(mit ehrenwerthen Ausnahmen) bei den Regierungen machen. Je mehr wir 
fie bei jenem machen, deſto mißliebiger werben wir bei den Regierungen und 
dieje find es, bie in Frankfurt und in Deutichland das Heft in der Hand 
haben. 

Wenn wir nit das Uebel bei der Wurzel angreifen, nicht Hand an die 
Bundes » Berfaffung jelbft anlegen, jo fonımen wir nicht weiter, In Frank» 
furt eine Revifion der Verfaffung durch freie Vereinigung der Regierungen zu 
erwarten, oder auf dem Wege eines beutihen Parlamentes — ift ein Köhler» 
glaube. Preufens Stellung am Bunde ift unbaltbar geworben. Es fon» 
umirt dort im Etreite feine beten Kräfte; für Preußen ift ber Bund ein 
Bleigewicht, nah Innen, wie nah Außen, 
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Preußen thut am Eeften, zu der Auficht zurüdzufehren, daß die Bundes» 
Verſammlung rechtlich gar nicht eriftire, nur fakliſch noch beſtehe. Die 
v. Manteuffel’iche Politif der Nüdfehr nad Frankfurt ift für Prenfen ter 
größte Fehler geweien. Dort bat Preußen fein Canoſſa gefunden und finden 
müſſen. Nicht genug, daß Preußen ber Politit Hafjenpflug gezen die Po— 
litif Radowitz den Sieg eingeräumt, das Schlimmfte ift, daß es fidy bem 
Auſchlage gegen Kurheſſen und Schleswig - Holftein angeichlofien hat. Sein 
Handeln erinnert an jene Fabel von dem Hunde, der, für feinen Herrn einen 
Korb mit Brod tragend, von der Meute überfallen, ftatt das ihm anvertraute 
Gut zu Ichüpen, es gerathener findet, fid) mit der Meute zu vereinigen, um 
auch feinen Antheil zu erhalten. Und doch hatte Kurhefjen, gerade um Preu⸗ 
en, ſchwer gelitten, wie dies v. d. Pfordten in ber Bayeriſchen Kammer 
(mit den bereits früher in dieſem Berichte angeführten Werten) in etwas cyni⸗ 
ſcher Weije offen ausgeſprochen hat. 

Bon biefer Wendung der Politif Preußens butiren jeine Nieberkagen ; 
bie Madinationen in Bamberg, Würzburg und Dresden find gefolgt und 
jelbft Schmähungen find ihm wicht erjpart worben, 

Wir haben die Beredtigung, vom Bungestage abzutreten, weil er nur 
faktifch eriftirte und wenn man deshalb Preußen Inkonſequenzen vorwirft, jo 
wird die jepige Regierung, welche den Nachlaß ihrer Vorzängerin cum bene- 
ficio inventarii angetreten hat, antworten füunen: Das Preußen von 1860 
ift nicht mehr das Preußen von 1851. 

Gewiß find bie bedeutenden Folgen diejes Schrittes zu bedenfen; aber 
bie Gefahren, die das Verbleiben am Bunde mit ſich führt, liegen vor Augen; 
es find auch Deutſche Gefahren, namentlih Louis Napoleon gegenüber. 
Dffene Feinde find befjer als verbedte Freunde, Frankreich gegenüber ftebt 
Preußen vielleiht beijer allein als gelähmt durch das Verhältnis am Bunde, 
Nur von einem ſchweren Krieg ift Beflerung, nur aus einer Blutfaat die reis 
fende Frucht ftärferer Einigung Deutichlands zu erwarten. 

Keine deutſche Regierung wird es wagen, mit den Waffen in ber Hand 
Preußen zum Berbleiben am Bunde zu nöthigen, namentlich jept nidyt, wo 
Deftreih lahm ift. 

Ob nit daraus ein Rheinbund zu fürdten ift? — Der deutſche Fürft, 
der einen folden wage, würde damit feiner Dynaſtie für alle Zeiten das 
Grab graben. 

Nupland, durch innere Angelegenheiten gelähmt, feheint feine Luft zu ha⸗ 
ben, fih in Europäiſche Fragen zu milden, wenn es nicht direkt bethei« 
ligt ift. 

England wird in jeiner gegenwärtigen Lage und Stimmung feine Schwie⸗ 
rigfeiten machen. A 

Der Franzöſiſche Kaifer jpelulirt allerdings auf die Umeinigfeit Deutich- 
lands. Aber fie eriftirt ja ſchon — nur verbedi. Er wird aud beim Fort 
befteben des Bundes Deutihland nicht einig finden. 

Alerdings würde Dänemark ſich Schleswig » Holftein inforporiren; aber 
der Bund hat bis jept diejen Kindern nichts genupt. Ohne Bund wären fie 
beſſer daran. Dieje Frage ift überhaupt eine Europäiihe und Preußen abs 
Großmacht wird immer für Schleswig-Holſtein wirken fünnen, 

Nah der Iſoliung Preußens wird bald der Eine und der Audere ſich 
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ihm durch Bündniß anſchließen, ähnlich wie bies auf handelspolltiſchem Ger 
biete bei Auflöjung des Mitseldeutihen Handels⸗Vereins geichehen ift. 

Preußen muß zunächft mit dem Rüdtritte vom Bande drohen, baun wirt. 
lich zurüdtreten. Fortes fortuna jurat. Die Refolution wirb von dem Mit 
gliede dahin beantragt: 

„In Anbetracht, daß über die Gebredhen der bermaligen Deutſchen 
Bundes-Berfaffung fein begründeter Zweifel mehr obwalten kann, 
daß ferner alle Beftrebungen, eine Reform auf dem Wege gegen: 
feitiger Berftändigung zu erwirfen, ſich abs erfolglos erwieſen ha- 
ben, daß aber ein längeres Berharren mit Gefahren, intbejondere 
au für Preußen, verbunden ift, erflärt fih das Haus babin, daß 
es in einem Zurädtreten Preußens vom Bundestage unter Vorbe⸗ 
halt einer Einigung auf anderer Grundlage das einzige Auslunfte« 
mittel erfenne, um Preußens Machtftellnug zu wahren und befjere 
Zuftände im Deutſchland anzubahnen.“ j 

Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten trat diefer Reſolution aus 
Gründen des Rechtes und ber Politik entgegen. 

In der Kommilfion fand bie Auffaſſung ber rechtlichen und politiſchen 
Lage der deutichen Berhältniffe jo wie der Stellung Preußens zu berjelben, 
wie fie ber Untragfteller dargelegt, theils Widerſpruch, theils und beſouders 
nachdem der Antragfteller ausbrüdlid erklärt, daß er nicht eine Auftöjung des 
Bundesverhältniffes jelbft wolle — entweder unbebdingte ober mobifizirte Zu- 
ftimmung: von allen Seiten aber wurbe bie Richtigkeit ober wenigftens bie 
Zeitgemäßheit der daraus gezogenen, in der Rejolution niedergelegten Folge 
rung im Abrebe geitellt. 

Nur im Vorübergehen jei bemerkt, baß es in furmeller Beyiehung bedenl⸗ 
lid erachtet werben fann, ob eim jo jelbftitändiger Antrag, mie der vorlie- 
gende, nicht zunächft im Plenum einzubringen und vom Haufe mit Rüdficht 
auf die Tragweite derjelben die Kommilfion zw beſtimmen wäre, melde ben. 
jelben begutachten: jolle. 

Hiervon abgeleben, kann ed allerdings nicht verfannt werden, daß bie 
Iſolirung Preußens in der Heſſifchen Frage nicht ein für fih allein ſteheudes 
Ereigniß, jondern eine einzelne Aeußerung der feindlichen Stellung ift, melde 
die meiften bewtichen Regierungen gegen Preußen und mamentlih bie jegige 
Regierung derjelben im Allgemeinen einnehmen. Die Gefahren, welde bar- 
aus für eine freie Machtentfaltung Preußens, für eine Fräftige Entwidelung 
des Deutiden Bunbesverhältniffes, für eine nad Innen und Außen zu übenbe 
nationale Politit erwachſen, liegen Mar zu Tage und find bereits früher in 
diejem Berichte berührt worben. 

Hier ift daher fofort der Frage näher zu: treten, ob daraus überhaupt 
der Austritt aus dem Bundestage als rechtlich zuläifig und politiſch geredit- 
fertigt gefolgert, ob er zur Zeit angerathen werben könne, 

Allerdings hat, was bie ftantörechtliche Seite ber Frage betrifft, wie bes 
reits früher angebeutet, das burd die Grundgefepe des Bundes’ eimgejepte, 
dur die Beichlüffe und Ereigniſſe des Jahres 1848: umd dem folgenden recht: 
lich volftändig aufgehobene Bundesorgane, da ed nach den Bundes ⸗Grundgeſehzen, 
wenn aud nur in wenigen Punkten, fompetent fein jo, durch feine Beſchlüſſe 
die Bundesftaaten in ihrer Eouverninität, ihrer Gejepgebung und ihrer Fir 
nanzen zu belaften, nicht, wie geihehen, durd die Bundes-Regierungen allem, 
ohne Zuitimmung der Landtage, neu fonftituirt werben können. Ob bieraus 
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bloß zu folgern, daß der neu geſchaffene Bundestag nicht Die volle Kompetenz 
des alten babe und nur im Gebiete ber Abminiftration der gemeinjamen 
‚Deutihen Angelegenheit thätig zu fein berechtiget ſei — oder aber die weiter 
‚gehende Konſequenz zu ziehen ift, daß der neue Bundestag nur faktiſch 
eriftire, weil er in der nicht erreichten und ohne Zuftimmung der Stände 
nicht erreichbaren Intention geihaffen fei, die volle Kompetenz des urjprüng« 
lich in den Bundesgrundgefegen inftituirten Bundes » Organes zu heben: — 
dieje Frage kann bier unerörtert und unentidhieden bleiben. Denn die Kom: 
milfion ift überhaupt nicht der Meinung, daß ein Nüdktritt vom Bundestage, 
zu dem Preußen nad ber legten Auffaflung berechtiget ift, politiich rath— 
jam erſcheine. 

Aud beim Austritt aus der Bundes- Verfammlung und Nichtanerfen- 
nung berfelben würden für Preußen die Pflichten beftehen bleiben, die der 
Bundes» Vertrag, unabhängig von der Eriftenz eines Bundes» Organes, den 
Bundesftaaten auferlegt. Bon dieſen Pflichten ſich loszuſagen, würde nicht 
nur ein Bertragebrud, Jondern Verläugnung ber Stellung fein, die Preußen 
in Deutfchland au.b ohne Bunbdes-Bertrag einzunehmen bat. Der Nüdtritt - 
von dem Bunbdestage, unter Mebrung bes Bundes-Verhältniffes, ift eine Uns 
terjheidung, bie, wie ſehr fie auch rechtlich begründet erſcheint, doch augen- 
blidlih nur zu leicht ber Gefahr ausgejept ift, in und außerhalb Deutjchlands 
aus Jutereſſe oder Mifverftändniß in ihrem wahren Sinne verfannt zu wer 
den. Das Rechtsgefühl in Preußen ſelbſt wie in Deutfchland würde ſich ver 
legt glauben und in dieſem Schritte die Geltendmachung eines 'Ipezifiichen 
Preußenthums erbliden, 

Die Kompetenz bed Bundestages ift ſchon nad den Bundesgeſetzen und 
mehr nod wegen des Mangels ber Zuftimmung der Stände zu ber Neu» 
ſchaffung deffelben, eine jo enge, daß bei Nichtanerfennung aller fompetenz» 
widrigen Beichlüffe eine erheblihe Hemmung der freien Macht-Entfaltung 
Preußens vermieden werden Fann. 

Jedenfalls würbe der Austritt nur in einem Augenblide erfolgen dürfen, 
wo bie Berhältniffe darnach angethan find, fofort einen fefteren Verband bin» 
zuftellen. Diejer Augenblid kann bald eintreten, und alsdann wird die leben⸗ 
dige Ueberzeugung von der geringen Fähigkeit des Bundestages, die Deutichen 
JIntereſſen zu wahren, und von feiner großen Fähigkeit, benfelben zu ſchaden, 
eine Neugeftaltung mächtig fördern. 

Ein bloßes Negiren dagegen wird, wie Mitglieder der Kommilfion 
fürchten, nur zu leicht zu Sonder-Bündniffen, die dem auswärtigen Feinde 
‚eine bequeme Handhabe bilden, oder wenigftens zu einer Zweilpaltung Deutich- 
lands führen, die eintreten zu laffen Ein Mitglied der Kommiffion die Res 
gierung bejonders gewarnt haben will, weil fie dem Gefühle nationaler Zus 
jammengehörigkeit beim Deutſchen Volke auf das entidiebenfte entgegen jei, 
und die Förderer der Zweiipaltung daher großen Gefahren ausfepe. 

Die völkerrechtliche Anerkennung des Deutſchen Bundes und feines Organes 
fallt zu ſchwer in’s Gewicht, als daß bei Veranlaffungen, wie die bis jept 
vorliegenden, ein Schritt gethan werden dürfte, der von einigen mit Abnei— 
gung oder gar Widerwillen mit ihren Deutſchen Landen im Bunde gehaltenen 
auswärtigen Mächte zu einer Lostrennung benupt und als eine Zerreißung 
der den Bund anerfeunenden Verträge dargeftellt und geltend gemacht wers 
den würde. 
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Der nationale Charakter der Preußiſchen Politif wird den unwahren 
Schmähungen gegenüber immer mehr anerfannt werben, und es darf die Hoff: 
nung nah kurzem Zeitlauf nicht aufgegeben werben, daß die Volksſtämme 
Deutihlands in richtiger Erfenntniß, auf welcher Seite ihre Interefien liegen, 
ihrer Stimme in gejeplihem Wege die Geltung verjhaffen werden, die nöthig 
ift, um ihre Regierungen in die richtigen Wege einzuleiten. Es find jogar 
Anzeichen da, daß diefe Hoffnung ſich bereits verwirlliche. Das größte Hin« 
derniß ift die Furcht, daß Preußen unter dem Vorwande, die Kräfte ber 
Deutſchen Nation zuſammen zu fallen, ehrgeizige Zwede verfolge; dieje Furcht 
zu heben, dazu kann, wie es ſcheint, nicht der Rüdtritt von dem Bunde, fon« 
dern eine refervirte Haltung dienen, die nur zu verlaffen ift, wo Deutſche 
nationale Zwecke durch entſchiedene Kraftäuferungen zu fördern find und bie 
Zeitlage läßt nicht glauben, daß es dazu an Veranlaſſungen fehlen wird. 

Die Kommilfion kann daher die beantragte Refolution zur Annahme nicht 
empfehlen. 


Berlin, den 12. April 1860, 


Die Kommiffion zur Begutachtung ded Antrages des 
Abgeordneten Treibern v. Winde und Genoflen, 
die Kurheſſiſche Verfaſſungs-Angelegenheit betreffend. 


dv. Earlowit (Vorfigender). Bürgers (Berichterftatter). v. Moenne. 
Tehow. Braun. Dr. Beit. Immermann. Dunder (Berlin). 
Delins. Dunder (Neuftettin). 
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Anlage I. 


Denkſchrift 
Königlich er Regierung. 


Die Berfaffungs- Angelegenheit des Kurfürftentbums Helfen, für deren Ord— 
nung bie Regierungen von Defterreih und Preußen in dem Bundesbeſchluß 
vom 27. März 1852 eine fefte Grundlage gefunden zu haben glaubten, bes 
findet fih no immer in einer Lage, melde von einer „beruhigenden befinis 
tiven Grledigung, wie fie jener Bunbesbeihluß vorbebält, weit entfernt 
ſcheint. 

Nachdem die Kurfürſtliche Regierung mit zwei verſchiedenen, auf Grund 
der Verfaſſung und des Wahl⸗Geſetzes von 1852 zuſammenberufenen Landta- 
gen verhandelt hat, ift fie auch jept nicht im Stande geweien, in ihren dem 
Bunde am 15. Juli v. 3. vorgelegten Mittheilungen mehr als eine theilmeife 
Einigung mit den Ständen beizubringen. Cie kat die Erklärungen ter 
Stände mit vorgelegt, beantragt aber, daß der Bund über biefelben hinweg» 
gebe und dem Entwurfe der Regierung jeine Garantie ertbeile. 

Der Ausſchuß für die Kurbeifiihe Verfaffungs» Angelegenheit empfiehlt 
dem Bunde nicht ein direltes Eingehen auf dieſen Antrag. 

Er unterwirft die noch zwiſchen ber Regierung und den Ständen obwal- 
tenden Differenzen einer eingehenden Prüfung und Beurtbeilung, macht Bors 
ſchläge zur Ausgleichung derſelben, und ſpricht die Hoffnung aus, daß, wenn 
die son ihm befürworteten Modifikationen von ber Kurfürftlihen Regierung 
in ihren Berfafjungs-Entwurf aufgenommen und dieſer dann — ohne weitere 
Verhandlung mit den Ständen — endgültig publizirt werde, alsdann ein 
fefter Rechtszuſtand begründet und die beruhigende befinitive Erledigung ers 
folgt fein werde. 

Die Königlih Preußiiche Regierung kann diefe Hoffnung nicht theilen. 

Ohne in eine Beurtheilung der Zwedmäßigfeit der Ausſchuß-Vorſchläge 
im Einzelnen einzugehen, genügt es darauf hinzuweiſen, daß die Differenzen 
der Regierung mit ben Ständen, wenn auch zum Theil nur untergeordnete 

5 


34 


Punkte betreffend, do zum Theil prinzipieller Natur find, und daß die Ans 
träge und Grflärungen der Stände von legteren jelbft als ein Ganzes binger 
ftellt werden, eine Befriedigung derielben alio durch die Berückſichtigung ein« 
zelner Punfte nicht zu erwarten ftebt. 

Wenn man fi die vielfahen vergebliben Bemühungen der legten fieben 
Jahre, bei welchen die Kurfürftlihe Negierung von dem, allerdings nicht im« 
mer befolgten Ratb der Kabinette von Wien und Berlin unterftügt worden 
if, zurüdruft; wenn man ſich die Zuſammenſetzung des jegigen Landtages des 
Kurfürftentbums vergegenmwärtigt, welde, nah den eigenen Vorſchlägen ber 
Regierung feitaeftellt, unter ihrem unbeftrittenen Einfluß ausgeführt it, und 
dennoch die Einigung nicht erleichtert bat; wenn man fi der tbatlächlichen 
MWabrnebmung nicht verichließt, Daß den gegenwärtigen Zuftänden und naments 
lich der Berechtigung des jegigen Landtags zu einem definitiven Abſchluß mit« 
zumirfen, in dem Rechtsbewußtſein des Landes jeder Boden und jedes Ber: 
trauen feblt: jo muß man zu Der Ueberzeugung Fommen, daß die Gründe 
der fortwäbrenden Unfiherbeit und Berwirrung im Lainde und in der Regie— 
rung ſelbſt tiefer liegen, als daß fie durch Mopififationen, wie der Ausihuß 
fie vorſchlägt, oder auch dur ein vom Bunde fanftienirtes einjeitiges Durch— 
greifen der Regierung, mie die Kurfürftlihe Regierung es in ihrer Vorlage 
an den Bund angedeutet bat und wie es zulept noch nad Berückſichtigung 
der Vorihläge des Ausichuflee wohl würde eintreten müſſen, beieitigt werden 
fonnten. 

Man wird fih jagen müffen, daß auf Dem jeit 1852 bis jept einge» 
ſchlagenen Wege das Ziel einer „berubigenden definitiven Grledigung,‘ oder, 
wie es der Ausſchuß jelbft im feinem Berichte (Z. 4.) erläutert, „Die Wies 
deraufrichtung des öffent!iben Rechtszuſtandes in Kurbeilen auf feſten dauer 
baften Grundlagen, und damit die allfeitige Befriedigung der Gemüther“ 
nicht zu erreichen jei. Zwei Landtage und wechſelnde Minifterien in Kaſſel 
und zwei befreundete und einflußreihe Megierungen haben vergebens daran 
gearbeitet. 

Zu diefer praftiihen Grfabrung der legten fieben Jabre tritt noch die 
Erwägung binzu, daß genen Die ganze bundesrechtliche Grundlage des im 
Sabre 1852 eingeichlagenen Verfahrens ſchon damals und im Echoße der Bun— 
des⸗Verſammlung jeltit prinzipielle Bedenfen erboben waren. Die Königlich 
Preußiſche Regierung bat in Gemeinichaft mit der Kaiſerlich Deftreichiichen da» 
mals über dieſe Bedenfen binweggeben zu fünnen geglaubt, und die Mebr- 
beit in der Bundes-Berfammlung bat fidh ibnen angeicloffen. Diefe Beden— 
fen find indeß nicht ohne Einfluß auf die Faſſung des Beichluffes vom 
27. März 1852 geblieben, und derſelbe ift im einer Korm zu Stande ges 
fommen, welde ſowohl den eigentliben Beitand des Mechtes als die definitive 
Einwirkung des Bundes vorbebält. 

Mit Rüdjiht nun auf diefen Vorbebalt, jo wie auf die gewonnene Er— 
fahruna, ift die Röniglihe Regierung zu Der Meberzeugung gelangt, daß für 
eine berubigende definitive Erledigung der ganzen Angelegenbeit ſich fein an« 
derer Ausweg Darbietet, als ein gänzlicher Aufgeben der im Sabre 1852 nur 
vorläufig gebilligten Verfaſſung oder Verfaſſungs-Reviſion und ein Zurüdge- 
ben auf die bis zum Jabre 1852 in Wirkſamkeit beftandene Verfaſſung vom 
5. Januar 1831, und eine neue Reviſion derfelben, allerdings nad einem an— 
deren Prinzip. 
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Als dies Prinzip wird nur aufgeftellt werden fünnen, daß der im Jahre 
1852 nicht für möglich eradhtete und daruni nicht gemachte Beriud einer Be— 
zeihnung und Ausiceidung der mwirflid bundeswidrigen Beftimmungen doch 
nob gemacht werde. 

Kür die Entfcheidung der Frage, ob man auf dieſen Weg eingeen ‚könne, 
und jolle, dürften bejonders 3 Punfte zur Erwägung fomnten. 

1) Das Verbältniß der Bundesverlammlung zu ihrem eigenen Be 
ſchluß vom 27. Mär; 1852; 

2) die Stellung der Kurfürſtlich Heſſiſchen Regierung zu der von 
ihr bereits als Geſetz unter dem 13, April 1852 „ublizirten Vers 
faffung; 

3) der Ebarakter der Berfaflung von 1831, auf welde zurückgegau— 
gen werden toll. 

1) Was den eriten Punkt, das Verbältniß zu dem Beſchluß von 27. Mätz 
1852 betrifft, 18 bat vie Königliche Negierung nicht die Abfiht, Die Kompes 
ten; der Bundes-Verſammlung zu dem gefagten Veſchluſſe einer Erörterung 
zu unterzieben. Zie begnügt Ich mit der Grflärung, daß derſelbe feinem 
eigenen Wortlaut nad nur proviſoriſche Zuftände geibaffen babe, uud ihrer 
Ueberzengung nah allerdings auch Feine andern ihaften fonnte, und daß er 
den eigentlidien Beftand des Rechts in der Wirklidykeit eben jo wenig berübrt 
bat, als er denielben überbaupt berühren fonnıe. 

a) In jeiner Nummer Zwei erklärt dieſer Beſchluß, das die Verfaſſung 
vom 5. Santıar 1831 „außer Wirtiamfeit zu jepen ſei“. Diejer Ausdrud ift 
weder nad dem gewöhnliden, noch nad dem juriftiiben Sprachgebrauch mit 
dem Ausdruck „Aufheben“ oder „Abichaffen“ cder „außer rechtlibe Geltung” 
gleichlautend. Die legteren Ausdrüde find offenbar abfichtli vermieden, wäh— 
rend wobl fein Zweifel ein fann, daß fie gebiaucht worden wären, wenn man 
gealaubt bätte, ſich auf einzelne bundeswidrige Beſtimmungen beſchränken zu 
fönnen, deren Aufhebung wobl fiber unmittelbar verfüst worden wäre. Weil 
man aber Ddieje mit den übrigen Berrafjungs- Beftimmungen jc verwachſen 
glaubre, daß auch leptere nicht mehr funftioniren könnten, jo ergriff man den 
Ausweg, Die ganze Verfaſſung vorläufig außer Aunftion zu jegen — zu dem 
Zwed, Daß eine Kesifion ohne Störang ftattfinden könne. Die Königliche 
Regierung glaubt ſonach, daß, abgeiehen von jedem prinzipiellen Bedenken, 
auch nad den Bundesbeihluß som 27. März 1852 vie Berfajjung von 1831 
nch zu Recht beftebe und daber aud wieder in Wirfjamfeit geſetzt werden 
fünne auf demielben Wege, auf welchem jie im Jahre 1852 außer Wirkjams 
feit gelegt worden — ohne daß die Bundes-Verſammlung durch einen joldyen 
Beſchluß in prinziviellen Wideriprud mit ſich jelbft geratbe. 

b) Iſt nun die Beieitigung der früberen Verfaſſung nicht ald eine defini« 
tive Aufhebung auzuieben, jo folgt von jelbit, daß auch die Ginfübrung der 
neuen nicht als eine definitive, ſondern nur als eine vorläufige und prooiſo— 
riſche angeieben werden fann. Dieſer proviſoriſche Charalter wird überdies 
noch durch die nene im Allgemeinen ertbeilte Billigung und tie Forderung 
der fünftigen Wiedervorlegung bezeichnet, jo wie durch den gerade mi Bezug 
auf dieje Berfaffung gemachten Vorbehalt der jpateren Einwirkung auf berubis 
gende definitive Erledigung in $. 6. des Beſchluſſes. Wie weit Die Bundes— 
Verſammlung in der ipeziellen Prüfung der Verfaſſung geben will, und vb 
fie ih nad gemachten Erfabrungen nicht etwa in Der Lage fiebt, ihre frübere, 
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nur allgemein ertheilte Biligung ganz zurüduehmen: das liegt allein in ih— 
rem eigenen, ganz freien Ermeſſen. 

c) Durch den erwähnten Vorbebalt hat fie fih überhaupt vollſtändig freie 
Hand für jede weitere Entſchließung erhalten, und allen anderen Beitimmungen 
des Beichluffes und dem ganzen dur lepteren gejhaffenen Zuftande den Cha— 
rafter des Proviforiihen und Faktiſchen aufgedrüdt. 

Dielen faktiſchen und proviſoriſchen Charakter des Bundesbeichluffes vom 
27. März 1852 glaubt die Königliche Regierung als demſelben weſentlich ins 
härirend, feithalten und ihren eigenen Entſchließungen zu Grunde legen zu 
mülfjen. 

Die damaligen, in der Denfihrift der Kommiſſäre oder in den Motiven 
der Anträge, oder in dem Bericht des Ausihuffes niedergelegten, etwa weiter» 
gehenden Auffaffungen und Anſchauungen fünnen dabei nicht in Betradft 
kommen. 

Als feſtſtehend darf jedenfalls angeiehen werden, daß Die Bundes: Verfamms 
lung ſelbſt ihre Thätigfeit in der Frage nicht als abgeſchloſſen betrachtet hat — 
wie died übrigens auch in dem neneften Bericht des Ausſchuſſes angenommen 
wird, und daß fie formell und prinzipiell nicht verhindert ift, zu erflären, fie 
glaube dieje Thätigfeit nur dadurd zum Abſchluß bringen zu fünnen, daß fie 
die Angelegenheit auf den Rechtsbeſtand von 1852 zurüdführe, indem fie den 
Zwed der in diefem Jahre gefasten Beſchlüſſe, nämlich die Herftellung eines 
geſicherten Nechtszuftandes im Kurfürftentbum, auch jegt ım Auge behalte, das 
damals gewählte Mittel aber als erfahrungsmäßig nicht zum Ziele führend 
erfenne, 

2) Eben fcwenig aber, wie die Bundes: Berjammlung erſcheint die Kurs 
beifiiche Regierung an ein Fortzehen auf dem bisherigen Wege gebunden, Es 
fann natürlich nicht die Abſicht jein, ihre Mitwirkung auf dem neu einzus 
ſchlagenden Wege zu umgeben oder ihre Selbftftäntigkeit durch ein unberech— 
tigtes Eingreifen des Bundes zu beeinträchtigen. Niemand kanun diefer Ge» 
danfe ferner liegen, ald der Königlichen Regierung. Die Kurfürftlihe Regie— 
rung bat num zwar jelbft die Verfaffung vom 5. Januar 1831 außer Wirk: 
fanfeit gefegt und die Verfaſſung vom 13. April 1852 als Gejep publizirt. 
Aber fie hat Diele Afte — zu denen fie in der eigenen Landes Verfaffung feine 
Berechtigung finden konnte, auf Grund der ihr vom Bunde ertheilten Ermäch— 
tigung und Aufforderung vorgenommen; fie hat fih ausdrüdlich auf die Autos 
rität des Bundes dabei berufen. Dieje Alte haben alſo mwejentlih die Autos 
ritit des Bundes zur Grundlage und die Kurfürftlihe Regierung kann au 
der Zurüdnahme derjelben nicht gehindert fein, wenn fie vom Bunde jelbft 
dazu aufgefordert wird. " 

Wenn die Kurfürftliche Regierung jept auf eine ſolche Aufforderung bin 
von den noch jchwebenden, zum Theil auf ſehr ſchwankendem und unficherem 
Felde fi bewegenden Streitigfeiten mit den Landtagen ganz abfiebt, rüd» 
haltslos auf die Verfaſſung von 1831 zurüdgeht, und mit den Ständen ebenfo 
rũckhaltslos ſich zu verftändigen jucht, jo wird fie dem Lande ein Pfand und 
eine Bürgſchaft des Vertrauens geben, welches ihre Stellung und ihre Auto— 
rität nicht ſchwächen, ſondern ftärfen wird. i 

3) In der Berfafjung jelbit vom 5. Januar 1831 liegt endlich nichts, 
was es unmöglih machte, auf dieielbe zurüdzugehen. Es ift zwar jofort zus 
zugefteben, daß dieſe Verfaſſung nicht allein in den 1848 und 1849 einge» 
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führten Mobififationen, jondern ſchon in ihrem urſprünglichen Beftande Ele 
mente enthielt, welche mit dem Geifte der Grundgefege des Bundes nicht wohl 
vereinbar find, mie unter Anderem bie Vereidigung des Heeres auf die Ber« 
faffung. Daneben aber fann aud nicht verfannt werben, daß dieſelbe ſich 
enger an bie wirflihen Berhältniffe im Kurfürftentbum Heffen und an bie 
hiſtoriſche Entwidelung der älteren landftändiihen Rechte in diefem Lande ans 
fließt, ald die im Jahre 1852 entworfene Verfaſſung. Einen bejonderen 
Werth auf die leptere zu legen, wird wohl von feiner, jelbft der Regierungen 
vorausgejept werden dürfen, melde ihr im Sabre 1852 zugeftimmt haben. 

Daß die wirflih bundeswidrigen Beftimmungen aus der Verfafjung vom 
5. Sanuar 1831 ausgemerzt werden müſſen, verfteht fi von jelbft. Es liegt 
aber fein Grund vor, zu behaupten, daß dies nicht auf verfaffungsmäßigem 
Wege und durh die Mitwirkung der Stände geſchehen fünne Es iſt der 
Verſuch nicht gemacht worden, fie zu einer Mitwirkung bei der Abſchaffung 
folder Beftimmungen zu bewegen oder auch nur aufjufordern, Das Verfah— 
ren der ehemaligen Heifiihen Stände in ſchwierigen Zeiten berechtigt nicht zu 
der Annabme, daß fie den auf klare bundesrechtliche Prinzipien gejtüpten An— 
forderungen der Regierung fich entzogen haben würden. 

Ebenjomwenig ift Damals der Verſuch gemacht worden, die bundeswidrigen 
Beitimmungen von den übrigen auszujondern und zu bezeichnen. In dem 
Bundes-Beihluß von 1852 ift die Anficht ausgeſprochen, daß dies nicht wohl 
möglich jein würde. Es ift dies indeß nur eine Anficht, welche an und für 
fi feine Verpflihtung enthält, am allerwenigften aber der Bundes-Verfamm« 
lung oder den einzelnen Regierungen die Verbindlichkeit auferlegen kann, den 
damala nicht gemadten Verſuch auch in Zukunft nicht zu mahen. Warum 
follte man ihm nicht nachträglich machen, wenn die Erfahrung gezeigt hat, daß 
andere Wege nicht zum Ziele führen? 

Es ift alſo aud auf dieſer Seite nichts vorhanden, was der Bundes— 
Berfammlung verböte, auf einen Weg einzugeben, der (das darf wohl als uns 
bezweifelt bingeftellt werden) von dem größten und bedeutendften Theil des 
Heſſiſchen Volkes, nicht der Maffe, jondern der geiftigen und jozialen Stellung 
nad, dringend gewünſcht wird und der die fiherfte Ausficht auf eine berubis 
gente Erledigung darbieter. ; 

Daß mit dem Zurüdgehen auf die Verfafjung von 1831 unter Aufftels 
lung des Prinzips: daß zunächſt die Mar und deutlich als bundeswidrig er» 
fannten Elemente auszujheiden jeien, eine fefte und flare Baſis gewonnen 
wird, das wird nicht leicht in Abrede geftellt werden können. 

Eben jo wenig wird wan fidh verhehlen fünnen, daß auf dem von dem 
Ausihuß jept vorgeihlagenen Wege im beten Falle nur eine aus ungewiſſen 
und zweifelhaften Gründen der Zwedmäßigfeit angenommene und darum ims 
mer ſchwankende Ausgleibung wird erreicht werden fünnen, welche einer feſten 
Grundlage ded Rechts entbehrt und darum nie dem Borwurf der Willkür, 
der Die Regierung und Bundes-Berjammlung zugleich treffen muß, entgehen wird. 

Indem die Königliche Regierung dieje beiden Alternativen prüfend ins Auge 
faßt, kann fie nicht zweifelhaft jein, für welche fie ſich zu enticheiden bat. 

Wenn die Kurfürftlih Helfiihe Regierung, deren ſchwankendes und zoöͤ— 
gerndes Verfahren aud ibren neuen Ständen gegenüber die Mißbilligung 
Preußens und Defterreihd mebrfach erfahren bat, eben diefen neuen Ständen 
mehr und entjhiedener entgegengefommen märe! vielleiht daß ſich aud auf 
dieier Grundlage ein gütliches Abkommen hätte erreichen laſſen, welches das 
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Land un des riedens wiulen acceptirt hätte, ohne die Rechtebaſis anzufed- 
ten und welches deshalb au der Bundes-Verſammlung bitte genügen fünnen. 
Über die Thatſache ift, dab ein jolder Verſuch nicht ftargefunden bat und 
das auf der bisberigen Baſis aud feine Ausficht dazu vorhanden ift. Die 
Zuftände find im Kurfürftenrbum Hefjen (das wird Niemand in Abrede ftels 
len) je traurig wie je; Die Verwirrung der Gewiſſen, vie Unficherbeit des 
Rechtsbewußtſeins Dauert fort, und wie ijebr davon Die materiellen Zuftäude 
ſelbft berübrt werden, das haben neuliche Grfabrungen bewiejen, wonad vie 
Benölterung und der Wovlitand in Kurheſſen abgenommen haben. 

So lange aber dieje Unficherbeit Dauert, liegt in der Kurheſſiſchen Vers 
faljungssAngelegenbeit eine große Gefabr aud für ganz Deuiſchland, für Die 
Regierungen zumeilt und für das monachiiche Prinzip jelbft, Die Wendung, 
welche Dieje Angelegenbeit genommen bat, drüdt und beihwert nicht allein Die 
Gewifjen vieler redlicher und treuer Diener ibres Kürften in Heſſen, welche 
fib nur mit Schmerz im eme ihrer Weberzeugung nad umberechtigte Ordnung 
der Diuge gefügt baben; fie ift auch ein Mittel der Agitation in ganz Deutjch- 
land geworden und bat, mebr als irgend eine andere, auf vie Ungunft der 
Stimmung gegen den Bundestag eingewirft. Die Gefäbrlichteit kann dieſem 
Agirationsmartel nur genommen werden, indem man ihm ven Boden entzieht, 
den es in den Gemütbern der Beljeren bar, aljo durch einfache Nüdkehr zu 
der Baſis des Rechts — einer Bafis, weldye auch bisher micht zeritört, wohl 
aber einftweilen unberückſichtigt geblieben: ift. 

Die Königlihe Regierung bat es webrfah unummunden ausgeiproden, 
daß jie Die Bundesverfafjung Deutihlands nit für volllommen hält, aber 
diejelbe achtet und gegen unberedhtigte Angriffe zu jchügen bereit ift. Sie 
darf es eben jo ununmunden ausſprechen, daß es fein befſſeres Mittel giebt, 
Diejelbe zu ſchüzen und zu ftügen, als wenn Der Bundestag dem Deutichen 
Volfe Die Ueberzeugung wiedergiebt, daß er an der Grundlage des Rechts 
feitbalte und dafür einftebe. 


Die vorftebenden Erwägungen find für die Entichliefung der Königlichen 
Regierung maßgebend geworden. 

Sie bar ſich überzeugt, dab die Rückkehr zu der Berfaffung vom 5, Ia« 
nuar 1831 bundesrechtlich, aud nad den vorliegenden Beſchlüſſen, zulälfig 
und eben je ſehr dur praftiide Gründe, wie durch Die Achtung vor dem 
Recht geboten ſei. 

Sie wird daber nicht umbin können, dieſe ihre Ueberzeugung am Bunde 
auszuſprechen. 

Dem Antrage des Ausſchuſſes wird fie ihre Zuſtimmung wicht ertheilen, 
ſie wird vielmehr erklären, daß ſie in den Vorlagen der Kurfürſtlichen Regie⸗ 
rung die Bärgſchaft nicht finden könne, welche der F. 6. des Bundesbeſchluſſes 
vom 27. Mär; 1852 für eine berubigende definitive Erledigung vorausjege 
und welde die Ertbeilung der Garantie rechtfertigen könnte und daß auch die 
vom Ausihuß vorgeihlagenen Mopdifilationen die grundjäglihen Bedenlen 
nicht bejeitigen könnten, welche gegen Die bundesredhtlibe Grundlage der bis— 
berigen VBebandlung entjtanien find. 

Die Königliche Kegieruug wird es ferner als eine buru wiederholte Prü— 
fung der Umftände, unter welden die Intervention ftattgefunden, und durch 
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die Erfabrung der legten fieben Jabre gewonnene Ueberzeugung ausiprehen 
mũſſen, daß das vom Bunde ins Auge gefaßte Ziel eines beruhigenden definis 
tiven Abichluffet auf dem bisberigen Wege und im Anichluffe an vie Ver— 
faflung von 1852 nicht zu erreichen ſei. Sie wird fi darauf berufen, daß 
der oft erwähnte Beihluß vom 27. März 1852 ſowohl in der Pefeitigung 
der damals beftebenden Verfaſſung als in der Ermächtigung zur Einführung 
einer neuen, nur proviſoriſche Zuftände geibaffen babe; und fie wird ea im Ein— 
Mang damit als die Aufgabe des Bundes bezeichnen, nad dem Mißlingen 
ber bisberigen Berjuhe darauf Bedacht zu nehmen, daß daß Provilorium ber 
feitigt und die in ihren rechtlichen Beſtande nicht definitiv aufgehobene Ver— 
faffung von 1831 wieder in Wirkſamkeit geirpt werte, zugleich aber aud, daß 
in berlelben die den Bundesgrundgeiepen wideriprechenden Elemente bezeich- 
net und die Ausmerzung derielben auf einem der Verfaſſung wie dem Buns 
desrechte ſelbſt entiprechenden Wege bewerfitelligt werden. 

In dieſer Richtung der Bundes-Verfammlung die geeigneten Vorihläge 
zu unterbreiten, wird die Aufgabe des Ausichufjes fein, an melden die Vor— 
lagen demnach mit dieler Beftimmung zurüdzugeben baben. 

Dies wird im Weientlichen der Inbalt des Votums jein, weldes die 
Königliche Regierung bei der Abftimmung über den Ausihußantrag abzugeben 
denkt. 

Alles Weitere, wie z. B. die Frage über Die Form der an die Kurfürſtliche 
Regierung zu richtenden Aufforderung, die Prüfung der Verfafjung von 1831 
vom bundesrechrlihen Standpunkt aus und Die Bezeihnung Der in ibr ent— 
baltenen bundeswidrigen Beltimmungen, die bier und da bereits angeregte 
Erwägung, ob vielleicht in den Zuiägen der Verfaſſung aus den Fahren 1848 
und 1849 und dem Wablgeiege ſelbſt Verfaſſungswidrigkeiten enthalten ieien, 
welche es möglich machen, dieſe von vornberein außer Wirkſamkeit zu laflen 
und überhaupt jedes andere Detail der Ausführung jo wie Die ganze Krage, 
mie das jept einmal beftebende Provilorium auf ordnungsmäßigem Were und 
ohne Gridütterung zu einem bundes- und verfafjungsmäßigen Definitioum 
binübergeleitet werben könne, — alles dies wird der Thätigfeit des Ausichufles 
überlaffen bleiben müſſen. 


Berlin, den 10. Oftober 1859. 
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Dir ‚Königlich Preußiſche Negierung erfennt zunächſt mit Befriedigung im 
dem Antrage der Majorität bes Ansichufes einen weſentlichen Foriſchritt im 
Bergleih mit dem auf Rüdfichten der Zwedhmäßigkeit und VBermittelung be 
ruhenden Antrage vom 26. Juli pr. und eine Annäherung an ihren eigenen 
- Standpunkt, indem darin eine prinzipielle, aus Rechtsgründen hergeleitete Be- 
rückſichtigung der Berfafjung ven 1831 enthalten ift und die Kurfürſtliche 
Regierung aufgefordert werden foll, die noch nicht genehmigten Anträge ber 
Stände, melde auf Beltimmungen ber Verfaſſung ven 1831 beruhen und 
den Bundesgefepen nicht wiberftreiten, machträglich aufzunehmen. In dem Be 
richt ſelbſt erflärt der Ausihuß die Rurfürftliche Negierung hiezu ausdrücklich 
für verpflichtet (pag. 7. Ziffer 3.). 

Die Königlihe Megierung kann dem Antrage nichts bdeftoweniger auch 
jegt noch nicht beiftimmen, muß fi vielmehr für den Antrag der Minorität 
des Ausſchuſſes ausſprechen, weil der erftere die Berüdfihtigung ber Berfal- 
jung von 1831, ftatt fie nach den klaren und einfachen Grundſätzen des Bun- 
desrechts abzumeſſen, auf die Erklärungen der Stände: Berjammlung vom 
Jahre 1857 beihränft und weil ihrer Ueberzeugung nad biefür jomopl die 
rechtliche wie die faltiſche Grundlage fehlt. 

Was die rechtliche Grundlage betrifft, jo muß Die Königlich Preußiſche 
Regierung ihre eigene Auffafjung, wie fie dieſelbe bereits in ihrem Botum 
vom 12. November v. 3. ausgeiprodhen bat, aufrecht erhalten. 

Indem fie den Bundesbejhluß vom 27. März 1852 als den durch bie 
thatſaͤchlichen Berhältnifje gegebenen Ausgangspunft für die weitere Behand+ 
lung der Kurbeifiihen Berfaffungs» Angelegenheit annimmt, lann fie bems+ 
jelben feine Auslegung geben, welde nad) ihrer Meberzeugung mit den rich⸗ 
tigen Grunbjägen von der Kompetenz des Bundes und der Bedeutung bes 
Art. 56, der Wiener Schlußakte in Wideriprud ſtände. 

Sie findet jür eine jeldhe Auslegung feinen Grund, weber in den Art. 27, 
und 61. ber Wiener Schlufafte, auf welche der erwähnte Bundesbeſchluß jelbft 
(Ziffer 1.) feine Kompetenz in dieſer Sade begründet, no in dem Wortlaut 
des Beſchluſſes, in melden mit dem Ausihuß die Worte und den Begriff 
„ein für allemal’ bineinzutragen fie feine Berechtigung anerkennen fann. 

Nah Mapgabe der erwähnten Art. 27.56. und 61. ber Wiener Schluß · 
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akte, welche nicht von einander getrennt werben dürfen, und in der Erwägung, 
daß jede Einwirkung des Bundes auf die inneren Verfaffungs: Angelegenheiten 
innerhalb der ftrengften Gränzen des durch die Grundgejege des Bundes Er— 
forderten zu halten fei und nur die Bejeitigung des wirklich Bundeswidrigen 
zum Zwed haben fünne, fann fie in dem Bundes-Beſchluß nicht die definitive 
und rechtliche Aufbebung einer in anerfannter Wirkjamkeit beftehenden Ver— 
faffung und die Einführung einer neuen erkennen, ſondern nur die Begründung 
eines proviforiihen Ausnabmezuftandes, welcher dazu dienen jollte, unter vors 
läufiger Befeitigung von Differenzen und Zerwürfniffen, eine definitive Nevis 
fion der Berfaffung vorzubereiten, zu teren rechtlicher Feftftellung die verfafe 
jungsmäßige Mitwirfung der legitimen Faktoren erforderlich blieb. 

Mie weit zu der Einführung eines ſolchen proviſoriſchen Ausnabmezus 
ftandes in den damaligen Umftänden Veranlafjung gegeben war, will die 
Königlihe Regierung jept mit unterfuhen. Sie begnügt fib damit, den» 
jelben als durd einen Bundesbeſchluß thatſächlich hingeftellt anzunehmen. 

Die fortdauernde Rechtsbeſtändigkeit der Berfafjung vom 5. Sanuar 1831 
in allen ihren nicht bundeswidrigen Theilen ift durch dieſen Beſchluß nicht 
berührt worden. Cine Anerfennung berielben liegt in der That ſchon darin, 
daß ſowohl der neuefte Ausihußs Bericht, ald der vom 6. März 1852, Den 
Ständen die Befugniß zuerfennen, die aus dieſer Verfaſſung fließenden, mit 
den Bundes-Geſetzen nicht in Widerſpruch ftehenden Rechte in Anſpruch zu 
nehmen. Die Gränze diejer Befugniß kann die Königliche Regierung nur in 
der anerfannten Bunbeswidrigfeit einzelner Stüde finden, 

Sie fann daher der Behauptung des Ausſchuſſes nicht beiftimmen, daß 
die außer Wirkjamfeit gejegte Verfaffung, auch ſelbſt mit Bejeitigung der 
bumdeswidrigen Beftandtheile, nicht Fünnte wieder in Wirkſamkeit geieht 
werben. 

Ebenſowenig fann fie mit dem Nusihuß die Nothmenbigfeit anerfen- 
nen, diejenigen Theile der Berfaffung vom 12. April 1852, über deren Ab- 
änderung feine Einigung zwiſchen der Regierung und den Ständen erzielt 
worden, fortbefteben zu laffen. Einen Anſpruch auf definitive Geltung bat 
diefe Verfaſſung in feinem ihrer Theile erlangt. 

Die in Ziffer 4. des mebrerwähnten Bundes-Beſchluſſes ertbeilte allger 
meine Billigung ſchließt ausdrüdliih die Zuftimmung zu den einzelnen Be— 
ftimmungen aus, und kann dem Wortlaut, wie den Grundjägen der Bundes- 
Kompetenz gemäß, nur bedeuten, daß die Bundes-Verſammlung in berjelben 
nichts den Bundes-Gefepen Widerftreitendes gefunden babe, welches ihre vor« 
läufige Publizirung als Geſetz bätte verhindern können. Die Bundes-Ver— 
jammlung bat damit weder ſich, noch den Heiliichen Ständen das Necht neb- 
men fönnen oder wollen, zu prüfen, ob die einzelnen Beitimmungen dieſer 
Verfaſſungs-Reviſion nit das Maß der durd die Bundes-Geſetze geforderten 
Abänderungen überſchritten. Daß Dies Letzte in der Ihat der Fall geweien, 
fann gegenwärtig und. namentlich nad den Ausführungen des Ausſchuß-Be— 
richte, als allgemein zugeftanden angenommen werden. ine einfache Ber: 
gleihung der beiden Verfaſſungs-Urkunden lehrt, daß eine weit größere An— 
zahl von Abänderungen chne alle Beziehung auf Bundes-Gejege vorgenommen, 
und daß ftatt einer revidirten Verfaſſung eine ganz neue entftanden ift. 

Daß dieſe Verfaſſung — melde nad) feiner Seite bin zum Abſchluß 
gekommen, und weder vom Bunde noch vom Lande in ihrem materiellen In— 
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halt anerfannt iſt — ſchon jegt ala in anerfannter Wirkfamfeit beftehend 
unter dem Schuß bes Artifels 56. der Wiener Schluß-Afte ſtehe — ift zwar’ 
von der Kurfürftlichen Regierung in ihrer am Ende des vorigen Jahres mit» 
getheilten Denfichrift behauptet worden, bedarf indeß feiner Widerlegung, und 
ift aud in den Ausſchußbericht nicht übergegangen. 

Gegenüber dem älteren Recht hat demnach die Berfaffung vom 12, April 
1852 in feiner ihrer Beftimmungen den Anſpruch erlangt, ala unwiderrufliche 
und definitive Grundlage der weiteren Entwidelung zu gelten, und es fehlt 
jomit dem Antrage des Ausſchuſſes die rechtliche Grundlage. 

Wäre in den vergangenen 8 Jahren der Damals in's Auge gefaßte Zweck 
erreicht, wäre eine Berftändigung zwiichen der Regierung und dem Lande (als 
deffen Vertreter in gemifjem Sinne und Interpreten feiner Wünſche immerhin 
die Stände von 1852 betrachtet werden fonnten, wenn aud ihre Beredhtigung 
zur Mitwirkung bei der Herftellung der Verfaffungs-Aenderungen als ver 
faffungsmäßige Faktoren beftritten wurde) zu Stande gefommen: fo möchte 
der Bund ſich dabei haben berubigen und Anſprüche haben zur Seite lafjen 
fönnen, welche im Lande jelbjt nicht laut geworden wären. 

Daß diefe Erwartung nicht erfüllt worden, it Thatiade. Nachdem im 
Jahre 1857 die nad langen Verhandlungen auf das engfte Maß zurüdge 
führten Erflärungen der beiden Kammern abgegeben worden, hat die Kur- 
fürftliche Regierung diejelben ausdrüdlic abgelehnt. 

Wenn nun der Antray der Mehrheit des Ausichuffes dennoch auf dieſe, 
von der Kurfürftlihen Regierung abgelehbnte Erklärung der Stände aus bem 
Sabre 1857 zurüdfommen will, fo fehlt demfelben offenbar nunmehr auch bie 
faltiſche, thatſächliche Grundlage. 

Eine gemeinſame Erklärung der Stände beſteht nämlich nicht mehr, feit« 
dem die Zweite Kammer in ihrem Beihluß vom 5. November v. J., ihrer 
Eingabe an den Bundestag vom 24. ej. und ihrem neuerlihen Beihluß vom 
27. v. M., ibre Anträge vom Jahre 1851 — am melde fie nad ber Ab- 
lehnung der Regierung nicht mehr gebunden war — zurüdgenommen und das 
Geiuh auf Wiederberftelung der Berfafjung vom 5.‘ Januar 1831 unter 
Befeitigung aller ald bundeswidrig erfannter Beftimmungen ausgeſprochen hat. 

Die Zweite Kammer bat fomit — um die Ausdrucksweiſe des Ausſchuß— 
Berichts (Seite 7. Zeile 3.) zu gebrauchen — „die Abänderung der Verfaſſung 
von 1852 auf Grund aller nicht bundeswidrigen Beftimmungen der Ber: 
fafjung von 1831 beantragt.‘ 

Der Ausichuf lehnt die Berüdfihtigung dieler Forderung aus dem Grunde 
ab, daß die Erfte Kammer derfelben nicht beigetreten und daß nur in ber 
übereinftimmenden Neuerung beider Kammern der Willensausdrud der Landes— 
Vertretung zu erfennen fei. 

Obne ſich über die Frage ausſprechen zu wollen, ob nicht bier, wo es 
fih nit um die Einführung von etwas Neuem, fondern um die Reklamation 
und Aufrehtbaltung von Rechten handelt, auch die Forderung der II. Kam: 
mer allein ſchon Anſpruch auf Berüdfihtigung babe: muf doch die Königliche 
Regierung jedenfalls als eine Thatſache binftellen, daß eine übereinftimmenbe 
Yeußerung der beiden Kammern nicht mehr vorliegt, und daß fomit dem Ans 
trag der Mehrheit des Ausichufles auch die thatfächlihe Grundlage mangelt. 

Menn die Kurfürftlice Regierung jept dem Antrage des Ausichufjes ge- 
mäß verführe, ja wenn fie nicht allein die von dem Ausſchuß bezeichneten, 
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fonbern jämmiliche Anträge der Kammern aus dem Jahre 1857 ammähme: 
jo würde bie Einführung der jo geänderlen Berfaffung immer nur eine eine 
leitige, nicht auf einer verfaffangsmäpigen Mitwirkung der Stände berubende 
fein, welde leinen Aufpruch hätte, auf die Autorität des Bundes begründet 
zu werden, oder gar durch die Ertheilung einer Garantie Seitens bed lehteren 
eine äwberlihe Stäpe zu erhalten, die den Mangel innerer Bedingungen ber 
Dawer erjepten jollte. 

Das Ergebnißñ des mühſamen aber umermübeten Fortſchteitens auf dem 
im Sabre 1852 durch die Schaffung prosiferiidher Zuftinde, für welche zu 
ihres Seltftellung im Einzelnen die Mitwirkung der Stände und des Bundes 
vorbehalten war, beireienen Wege, iſt nah & Jahren der vollſtändigſte 
Mangel an Mebereinfimmung zwilden allen drei Faktoren: 
der Regierung, den von ber lepteren jelbft geſchaffenen Ständen, 
und ber Bunbes-Berjammlung. 

Die Königliche Regierung kann es nicht für angemeilen erachten, auf 
biefem Wege uoc weiter tie Löſung zu verſuchen. Die Erfahrung bat dem» 
lich genug auf die Urſachen birgewieien, welche fie unmöglich machten uud 
macheu. Gie liegen weſentlich dazin, daß man fi von dem Grundſatze der 
einfachen und firengen Anwendung der Grunbgejege des Bundes auf ben wer 
liegenden Fall — wie er auch nad) dem Bundes -Beſchluß vom 27. Mär, 1852 
für defien Auslegung und Ausführung bätte maßgebeund fein müfjer — immer 
weiter entfernte, und Motiven der Zweckmäßigleit und der politiſchen Doktrin 
einen Einflaß geftaitete, wie er nur zu leicht dahinführt, das Recht zu ver⸗ 
dunkelu. Fu dem Antrage des Ausſchuſſes erkennt die Königliche Regierung 
wiederum eine Annäherung an dieſen Grundſatz; aber mit wie lebhafter Be» 
fsiebigung, fie biejelbe auch begrüßt, fie faun eine wirkliche dauernde und be» 
zubigenbe Grledigung der ganz Deutihland bewegenden Angelegenheit wır im 
ber vollftändigen Durchführung des Grunbiapes finden, 

Der Weg biefür, welher in jeines Einfachheit und Dffenheis zugleich 
als der für die Bunbes-Berjammlung würdigfte angejeben werben muß, er⸗ 
ſcheint ihr Mar vorgezeichnet: 

1) Die Bundes⸗Verſammluug würde exflären, im Anſchluß an Zif⸗ 
fer 4. und 6, des Beichluffes vom 27. März 3852, daß fie bei 
näherer Prüfung der einzelnen Beitimmungen der von ber Aum 
fürftlihen Regierung vorgelegten Reviſion der Verfaſſuug vom 
5. Zanuar 1831 und ihrer Zufäge, im berjelben dns Mittel zu 
einer beruhigenden definitiven Erledigung der Verfaſſungs-Angele⸗ 
genheit nicht erfeune, und daher eine neue Reviſion nad Maßgabe 
der Grunbgefege bed Bundes und unter fireuger Innehaltung der 
durch dieſelben vorgezeihneten Gränzen für nothwendig erachte 

2) Sie würde zu dieſem Zwecke bie einzelnen mit den Buudes-Ge- 
jegen im Widerſpruch fiehenden Beſtimmungen Der Berfafjung von 
1831 und ihrer Zujäge, jowie Die nach deu Bundess@ejegen erfor- 
berliche Abänderung berjelben der Kurfürſtlichen Regierung genau 
und deutlich im Einzelnen bezeichien. 

3) Sie würbe jobann die Ausfürftlihe Regierung auffordern: 

#) bie unter dem 12. April 1852 als Gejeg proviſoriſch publir 
zirte Verfafjung außer Wirkjamkeit, die bis dahin beftan- 
dene Verfaſſung aber, mit Ausnahme der hiernach als bun- 
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beihwibrig bezeichneten Beftinmungen und mit Beriskfichti« 
gung ber für erfonderlich erachteten Abänderungen, wieder 
in Wirlſamleit zu jepew; und aldbanı 
b) nad den Beſtimmungen biefer jo revidirten Werfaffung und 
Bahl-Drbnung die Stände ⸗Verſanmnluug zujammen zu ber 
rufen, am derſelben die auf Grund der Bundes⸗Geſehe vor 
genommenen Aenderungen zus Anstfennung und verfaſſungs 
wähigen Zuftimmung, ale übrigen, jeit dem Jahre 1840 
einjeitig erlaſſenen Gejepe oder Verordaungen mit Gefehes⸗ 
kraft aber zur verfaſſungsmäßigen Prüfung und Erklärung, 
resp, Zuſtimmung oder Ablehnung ‚vorzulegen und erenk 
über anderweit⸗ aus Gründen ber Zweckmaͤßigkeit und bei 
wahren Bedürfniſſe Des Laudes, eiwa vorzumefiutender Ab⸗ 
änderungen der Verfaſſung eis denſelben zu verhandeln. 
4) Die Bundes-Verfammlung würde endlich über das Ergebnip einer 
weitern Mittheilung entgegenſehen und fich In dahin bie Meitere 
Beſchlußfaſſung vorbehalten. 


Die Koͤnigliche Regierung erfüllt eine Pflicht, indem fie dieſe vier Punkte 
ber Hohen Bundes-Verjammlang zur Erwagung vorkegt. 

Sie glaubt aber ein vorbereitendes Stadium nicht übergehen zu düsfem, 
welches durch bie Frage bedings wird, ob die Habe Bunbei-Beriammhmag ſchon 
iegt in ber Lage ſei, Die under Ziffer 2. angedeuteten Erklärungen über bie 
bundeswidrigen Beftandtbeile der Berfaffung von 1831 im Gimyelnen am die 
Kurfürftlige Regieruug gelangen zw laſſen. Die Königliche Regierung kann 
‚ In dieſer Beziehung die in dem Votum dev Minorität dafür, daß eh hierzu 
noch erſt eimer erneueten Prüfung bebürfe, amgeführten Gründe nur zu der 
ihrigen maden. Sie kann die Anſicht der Majovität de Ausſchuſſes nicht 
theilen,, baf Die aus dem Fahre 1862 vorhandenen Verarbeiten alt genügend 
mugsjehen werben könnten, Es wird wohl vom feines Seite beſtritlien werben, 
baß weber bie von deu Bundes Kommiljarier geübte Kritit Der Beriaffung 
von 1831, noch ſelbſt die im dem Ausſchuß ⸗Bericht vom 6, Marz 1838 ent ⸗ 
haltene Bewtheilung alleiw und ſtreug den Maßſtab der Bundes+ Gejepe 
angelegt hat, fondern daß im beiden eben fowohl wie bei der Karförſtlich 
Regierung ſelbſt die Nüdficht der Zweclmäͤßigleit und der politiichen Theorie 
nicht allein Einfiuß geübt, jowbern eutſchieden vorgewaltet haben Der Mint 
chuß · Bericht vom 6. März 2852, auf weichen hier der Beſchlaß won 27. m. 
gefaßt wurde, erllaͤrt aber auch ausdrüdiich, vom des Prüfung alles einjeinen 
Beſtimmungen ber Verfaſſang abjehen zu wollen, und ſich auf bie Hervorhe· 
bung einzelner Punkte, aus denen bie Teudengen im Allgemeinen hervergehen 
zu beſchränlen. Die Königliche Regierung lann daher in demſelben uni glich 
eine jelde Prüfung ber Verfaſſung von 1831 erlennen, wie fie, ihres @w 
achtens, jede einzelne Buudes -Negierung vor der Abgabe ihrer Ihliehhl + om 
Entjheibung vorzunehmen ober zu fordern berechtigt ifk 

Hat doch auch bie Mehrheit des Ansichnfies bei der Beurtheilunng ber Rindie 
ſchen Defiderata wicht unterlafen, eine neue, ſelbſtſtandige Prüfung der beizefe 
fenden Punkte vom Staudpunkt des Bundesrechts aus vorzumehmen Die 
Kömglihe Regierung fordert, daß dasjenige, was hier für Die auf die Bar. 
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faffung von 1831 geftügten ſtändiſchen Defiderata aus dem Sabre 1857 ges 
ſchehen, auf jene ganze Berfafjung ausgebehnt werde. 

Wenn fie num zugleih erwägt, baf ein hauptfächliher Grund zu den 
auseinandergehenden Anfihten der Regierungen in der Ungewißheit und Un— 
Marheit über dasjenige gefunden werden muß, was denn eigentlich in ber 
Berfaffung von 1831 als bumdeswidrig anzuſehen fei, und daß es im Juter- 
efie aller Regierungen liegt, an die Stelle der Unbeftimmtheit und allgemei: 
nen Auffaffung, mit der man fi im Jahre 1852 begnügte, Klarheit und 
Deutlihfeit über die meientlihen Grundlagen der ganzen Angelegenheit ges 
jept zu jehen: jo glaubt fie den Antrag der Minorität zugleich als ein Mit» 
tel der Verſtändigung, und deſſen Annahme als die Gewinnung eines gemein: 
famen Terrains bezeichnen zu dürfen, auf welchem die Bundes-Regierungen, 
unter Zurüdtellung, aber zugleich unter voller Wahrung der prinzipiellen 
Standpunkte, die Sahe praftiih einen bedeutenden Schritt weiter fördern 
fönnen. 

Sie glaubt daher, daß der Antrag der Minorität geeignet fei, von allen 
Regierungen, auf welchem prinzipiellen Standpunkt fie auch ftehen mögen, une 
ter Wahrung des Prinzips angenommen zu werben, während der Antrag der 
Mehrheit des Ausihuffes durd eine verfrübte und weder im ftrengen Recht, 
nod in ben Umftänden begründete Entiheidung dem Prinzip jelbft in einer 
Weiſe präjudiziren würde, welder die Königliche Regierung nicht zuftimmen 
fann. 

Was die, bei ber Ausführung dieſer Prüfung von dem Ausſchuß feftzus 
baltenden Grundjäge betrifft, jo hat die Königliche Regierung dafür nur wer 
nig zu bemerken. 

Es verfteht ih nad allem Obigen von felbft, daf es ſich dabei nicht 
um eine Billigung oder Mipbilligung der Verfaſſung von 1831 an fid) oder 
in ihrer Angemeflenheit für das Land, fondern nur um eine Vergleihung 
derfelben mit dem Bundesrecht handelt. Die Königliche Regierung ſelbſt ift 
durchaus uicht in der Lage, alle Beftimmungen berjelben für notbwendig oder 
zwedmäßig zu balten; eine einfache Vergleihung mit der Verfafjung ihres 
eigenen Landes zeigt, daß die Leptere, unter Anderem ſchon in der Anerfennt» 
niß des Zweisfammerjyftemd, von anderen Grundſätzen ausging. 

Aber dies ift nicht die Frage, um die es fich im gegenwärtigen Augens 
blid handelt. 

"Ebenfo erwartet die Königliche Regierung feinen Widerfpruh, wenn fie 
Alles, was nicht allgemein und fortdauernd als wirkliches Bundesrecht aner— 
fannt wird, als der gegenwärtigen Prüfung fernftebend bezeichnet, und baber 
nur die wirklichen und unbezweifelten Grundgejege des Bundes, die Bundes— 
afte und die Wiener Schlufafte, ald den wejentlihen und einzigen Mapftab 
annimmt. Wo fi trop des im Ganzen jo klaren Wortlautes dieſer beiden 
Alte dennoch Zweifel erheben jollten, wird die Vergleihung mit den in aners 
kannter Wirkſamkeit beftehenden und von Seiten des Bundes nicht angefochtenen 
BVerfafjungen innerhalb des Deutihen Bundes nicht unberechtigt ericheinen. 

Endlih muß fie darauf aufmerkſam machen, daß als ein beſonders wid: 
tiger Gegenftand der Prüfung das Wahlgejep vom 5. April 1849 wird an— 
geſehen werben müſſen. Auch diejes ift in Ziffer 2. des Bundes-Beichluffes 
vom 27. März 1852 als „in feinem wejentlihen Inhalte‘ mit den Grund» 
gelegen bed Deutſchen Bundes nicht vereinbar bezeichnet worden; dieſe allge» 


47 


meine Bezeihnung macht aber eben jo wenig, wie bei der Berfaffung jelbft, 
eine genaue und eingehende Prüfung im Einzelnen überflüſſig. Wäre dieje 
Prüfung damals, jtatt nad einer allgemeinen Tendenz, nad firengem Bun« 
besreht vorgenommen, und dabei die Bunbdeswiorigfeit bes ganzen Wahlge- 
jepes erfannt worben, jo wäre die natürlihe Folge geweſen, daß nun das 
frühere Wahlgejeg vom Sabre 1831, welches niemals und von feiner 
Seite ber weder im Ganzen noch in feinen einzelnen Beftand» 
theilen als bundeswidrig angefohten worden ift, an jeine Stelle 
eingeireten, und eine Stände-Verjammlung nad diejem älteren Wahlgefep zu— 
jammenberufen wäre, um ihre Erklärung über die beabfidhtigte Verfafjungs- 
Revifion abzugeben. Man bat das damals nicht gethban, nicht, weil man 
etwa aud das ältere Wahlgejep hätte für bundeswidrig angejehen, jondern, 
weil man den Wunſch begte, ſofort in Kurheſſen ein Zweifammer-Spftem ein» 
zuführen, und daher die Wahl» Ordnung danach einrihten mußte. So gern 
nun aud die Königliche Regierung die Zwedmäßigfeit des Zmweilammers 
Syſtems an und für fi anerkennt, jo fann fie doch nicht glauben, daß dieie 
Zweckmäßigkeit eine Ueberſchreitung der Bundes-Sompetenz, eine Einmiſchung 
in die inneren Verfaſſungs-Angelegenheiten eines Einzelſtaates da, wo keine 
anerkannte Bundeswidrigkeit vorliegt, und die Einführung einer ſo wichtigen 
Verfaſſungs-Aenderung auf anderem als verfaffungsmäßigem Wege und unter 
Erſetzung der zur Mitwirkung berechtigten legitimen Faftoren durd ganz an« 
dere würde rechtfertigen fünnen. Sie fann daher das im Jahre 1852 ein- 
geführte Wählgeſetz, ſo gut wie bie ganze Berfaffung jelbft, nur als eine pro« 
viſoriſche Mafregel anſehen, und fid dahin ausipreden, daß wenn das Wahl« 
geiep vom 5. April 1849 ald bundeswidrig erfannt werden follte, das frühere 
Wahlgeſetz vom Jahre 1831 wieder in Kraft treten müſſe. Da dieſe Ent 
ſcheidung eine Vorfrage für die oben unter Ziffer 3b. angeführte Aufforde: 
rung am die Kurfürftlihe Regierung bilden würde, jo muß die Königliche 
Negierung auf die ftrenge bundesrechtliche Prüfung des erwähnten Wahl- 
geſetzes einen beſonderen Werth legen. 

Sie glaubt hiermit im Wejentlihen die Darlegung ihres Standpunftes 
erichöpft zu haben, und muß nur noch einem Einwurfe begegnen, welcher 
gegen ten Minoritäts+» Antrag gemacht worden, daß bderjelbe nämlid eine 
neuere Verzögerung der Erledigung einer ſchon fo lange ſchwebenden Angele» 
genbeit herbeiführen werde. Dies ift thätſächlich allerdings richtig, und die 
Königliche Regierung fann das nur bedauern, indem fie gewiß nicht weniger 
lebhaft von dem Wunſche einer definitiven und berubigegden Erledigung 
durchdrungen ift, und die volle Bedeutung zu würdigen weiß, welde ein auf 
den rechten Grundlagen rubender Abſchluß für das Kurfürftentbum Helfen 
haben würde. Abır wenn fie bedenkt, daß auf der bisherigen Grundlage der 
Abſchluß 8 Jahre lang verzögert worden ift, je kann fie Die geringe Berzö- 
gerung, welche die erneueten Verhandlungen im Ausihuß nun noch verur- 
ſachen können, in der That jo hoch nicht anſchlagen. Für die Ruhe des Lan- 
des kann fie, das braudt fie wohl faum auszuſprechen, feine Befürdtungen 
daran fnüpfen. Denn es verfteht fih von jelbft, daß das in Folge bes 
Bundes: Beihluffes vom Jahre 1852 eingeführte Provilorium in Wirfjamfeit 
bleibt, bis eine Enticheidung erfolgt ift, und ein Definitivum an jeine Stelle 
treten kann. Gewiß darf aud das Vertrauen ausgeiproden werden, daß das 
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Heiſiſche Bolt auch ferner Die bieherige Haltung bewahren, und ohne den 
Gang der Regierung zu flören, in wertrauensooller Nube der Entſcheidung 
entgegeniehen merbe, 

Diernad) ftimmt die Königlich Preußiſche Regierung für den Antrag ber 
Minorität des Ausidufies, 


Zu MM 177. 


Saus der Abgeordneten. 
Seſſion 1860. 


In dem Berichte 


über 


den Antrag ded Abgeordneten Freiherrn v. Binde und 
Genoſſen (Nr. 177. der Drudfadhen) 


find folgende finnentftellende Drudfehler zu verbeffern: 


Seite 3. Zeile 12. von Unten leje: der ftatt bie. 
Seite 5. Abjap 4. Zeile 2, von Oben lefe: Rathes ftatt Reiches. 
Seite 6. Zeile 12. von Unten lefe: einer ftatt eine. 
Seite 10. Zeile 11. von Oben leſe: geiftigen ftatt geiftlichen. 
Seite 13. Zeile 17. von Unten lefe: fondern ihr mitzutheilen, daß ber 
Einführung des von den Kommiljaren. 
Seite 18, Zeile 10. von Unten lefe: von dem ftatt von ben. 
Seite 21. Zeile 4. von Oben lee: in feiner Weile bewirkt haben, ftatt 
in feiner Weiſe haben. 
Zeile 18. von Unten lefe: ob in der der Berfafjung ftatt ob bie 
der Berfaffung. " 
Seite 28. Zeile 19. von Oben lefe: daß das ftatt daß bie. 
Zeile 10. von Unten leje: jener frühere ftatt jenen frühern. 
Zeile 6. von Unten leſe: diefes Beſchluſſes ftatt diefem Beichluffe. 
Seite 24. Zeile 9. von Oben lefe: der Haß ftatt den Haß. 
Seite 26. Zeile 11. von Unten leſe: den Elementen ftatt der Elemente. 
Seite 30. Zeile 7. von Oben leſe: haben ftatt heben. 
Alinen 2. Zeile 7. von Oben lefe: Wahrung ftatt Mebrung. 


yrarfıne et 


R u Pr} * 


— 
“u. Ar 
7 
·5 
>» »* f} 5 
... 
* ? 
2 - er . 
41% ud 7 * ‚. s . 
- w.; . 
. . 5 
: u Hr 
. 
D 
r . 
J 
+ 
* 
J 
JE 
+ 
„r 
J 
- 


-.... "ale 


Digitized by Google 


N 178. 
Saus der Abgeordneten. 
Seſſion 1860, 


Verbeflerungs-Borjchlag 


dem Berichte der Gemeinde-Rommifjion über den 

Gefeß- Entwurf, betreffend das ftädtifhe Einzugs-, 

Bürgerreihtd- und Einkaufsgeld. (Nr. 169. der 
Drudjaden.) 





Dr. Falk. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
im $. 5. Nr. 3. des Gejep- Entwurfs (Seite 22. der Nr. 169.) 
hinter den Worten: „und mittelbaren Staats-Beamten,“ bie andern : 
„die Bahn» Polizeis Beamten der Privat- Eijenbahn-Gefell- 
ſchaften,“ 
einzuſchalten. 


Berlin, den 15. April 1860. 


Dr. Falk. 
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Haus der Abgeordneten. 
Seſſion 1860, 


Fünfter Bericht 


Kommiſſion für das Juſtizweſen 


über 


verſchiedene Petitionen. 


A. 


Referent: 
Abgeordneter Bürgers. 

I. Der Freiſaſſe Meyer zu Vlotho befhmwert fi darüber, daß er von Journ. IL Mr. 425, 
ber Polizei-Berwaltung zu Vlotho, im Widerſpruche mit einer redhtäfräftigen 
gerichtlichen Entſcheidung, im Exekutionswege angebalten worden jei, ben über 
feinen Hof führenden Fahrweg zu lehren. 

Der Thatbeftand ift folgender: Unter dem 3. Suni 1720 wurde auf 
Allerhöchſte Reiplution zwiihen der Navensbergiihen Acciſe und Ratbbaus- 
Kommilfion und dem Befiger des Fährbofes zu Vlotho Joh. Herrm. Meyer 
mit Zuziebung des dortigen Stadt-Magiftrats ein Vertrag abgeſchloſſen, durch 
welden Meyer es übernahm, zur Ein» und Ausladung der auf der Meier 
bei Vlotho haltenden Schiffe auf dem nabe an feinen Fäbrbef liegenden Ufer 
des Weſerſtromes ein tüchtiges Bollwerk nebft Obdach für Kaufmannswaaren 
anzulegen und feinen Hof mit Steinen zu bepflaftern, auch demnächſt dieſe 
Anlage ald dem Kommercie zum Beften in gebörigem Stande zu unterhalten. 

Hierfür erbielt er Einbundert Rei herbaler aus ten Königlichen Leag-Gefällen, 

jo wie 20 Eichen aus dem Vlothoihen Stadtgehölze und wurde ibm überdies 

zugeftanden, zur Unterhaltung des Bellwerkes und ter Eteinpflafterung, für jes . 

ben über jeinen Fährhof gebenden beladenen Wagen Einen Mariengroihen 

u. |. mw. zu erbeben, wogegen Meyer veripricht, unter feinem Prätert etwas 
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weiteres am pratendiren und dem Kommercio zur Laft zu legen. Diejer Ber- 
trag wurde am 24. Jull deſſ. 3. von Sr. Majeftät dem Könige beftätigt. 

Unter dem 11. Januar 1853 wurde gegen die Wittwe des Freiſaſſen 
Meyer durch polizeiliches Straf-Refolut wegen unterlaffener Reinigung der 
Straße des Führbofes auf Grund des $. 1. und 28. der Blothoer Straßen» 
Drdnung eine Geldftrafe von 10 Sr. feftgelept. Hiergegen provozirte die 
Angeihuldigte auf richterliche Entſcheidung. Dur Erfenntniß des Kommiſſa- 
rius der Könizlihen Kreisgerichts » Kommilfion zu Vlotho vom 1. Februar 
1853 wurde das polizeilihe Straf-Reſolut aufgehoben und die Angeſchuldigte 
von der Anihuldigung entbunden. In dieſem Erfenntniß wird ausgeführt, 
daß der Fährhof privarives Eigenthum der Wittwe Meyer ift und ihr Vor— 
befiger nach dem Bertrage von 1720 nur dem Kommercium gegenüber, d. h. 
zum Beften des öffentlihen faufmänniihen Verkehrs, die Verpflihtung über- 
nommen, denjelben zu pflaftern und zu unterhalten; daß aber durch dieſe Be— 
ftimmung dem fragliden Fährhofe, ſoweit er darnach ala Verkehrsſtraße bes 
nugt wird, nicht der Ghatafter einer öffentlichen Straße vindizirt werden fann, 
deren Reinigung nach $. 1. und 28, der Vlothotr Straßer-Neinigung im Po» 
lizeiwege gefordert werden fann; daß es fi vielmehr nur um die fontraftliche 
Berechtigung und Verpflichtung zwiſchen den Sntereffenten, die resp. zu deren 
Gunſten den Berttag von 1720 abgeſchloſſen, handelt and daher nur den Erftern 
das Recht zugeſtanden werden fann, auf Erfüllung der Verpflichtungen im 
Wege Rechtens anzutragen; daß aud hieran der Umftand nichts ändert, daß 
der Vertrag von der Damaligen öffentlichen Behörde ohne Zuziebung der Kauf- 
mannſchaft abgeichloffen ift, da derſelbe nicht das Intereffe der ganzen Bür— 
gerihaft, jondern eines beitimmten Standes, der bandeltreibenden Klaffe, im 
Auge gebabt und daß endlich die bezüglichen Paragrapben der Straßen: Orb» 
nung nur auf ſolche Straßen Bezug baben, welde von allen Ginwohnern der 
Stadt ohne Unterfhied als Kommunikations-Straße benupt werden fönnen. 

Dieſes Erfenntniß wurde vom Königlichen Appellationsgerichte zu Pabers 
born beftätigt, weil nicht nachgewieſen, daß die bezüglihen Paragrapben ber 
Strafen-Drdnung auf Grundftüde, resp. Straßen paffe, welche nicht dem Pur 
blitum obne Unterſchied eröffnet, jondern nur einer beftimmten Klaffe von 
Perfonen zum Gebrauch verſtattet jeien. 

Im SIabre 1856 wurde nun Petent von Reuem von der Verwaltungs: 
Behörde aufgefordert, den über jeinen Hof führenden Weg zu pflaftern, und 
ihn wöchentlich zwei Mal zu reinigen. Die Pflafterung ſcheint er vorgenoms 
men zu baben, die Reinigung dagesen unterblieb. Der Amtmann von Blotbo 
eröffnete ihm unter dem 20. Mai 1856, dab die diefe Reinigung vorichreibende 
Berfügun, vom 29. Dezember 1833 noch fortbeitehe, und drobte, im Falle 
die Reinigung nicht erfolge, die dieſerhalb feſtgeſetzte Geloftrafe eintreten zu 
laffen. In der That wurde denn auch, da Petent ber Verfügung nicht nad» 
fam, als Erefutionsmittel zwei Mal eine Gelpftrafe von 1 Rthlr. gegen den» 
felben vollftredt. 

Auf die biergegen bei dem Königlihen Landrath, der Königlichen Regie 
rung zu Minden und dem Minifterium für Handel und Gewerbe erhobene 
Beſchwerde ift Petent abihläglih beichieden worden, die Königliche Regierung 
führt dabei an, der Weg fei fein Privatweg, da derjelbe zur Verbindung der 
Stadt Vlotho mit dem Auslade-Plape an ber Weſer diene und da in dem 
Bertrage von 1720 die Befugniß gegeben ſei, die auch ausgeübt werte, von 
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jedem Fuhrwerk Pflaftergeld zu erheben. Der von dem Petenten bezogenen 
gerihtlihen Entjheidungen wird in den Verfügungen der Berwaltungd-Ber 
horde feine Erwähnung getham. 

Hiernach, glaubt Petent, liege ein volllommener Widerſpruch zwiſchen 
ben Behörben vor; die Polizei-Berwaltung made die gerichtlichen Erfenntniffe 
zweier Imftanzen völlig läberlih, indem fie dem Kinde einen andern Ramen 
gebe. Statt Polizeiftrafe für vergangene Handlungen nenne man es Erelu- 
tionsftrafe Behufs fünftiger Erzwingung einer Handlung, zm deren Leiftung 
die Gerichte ihn nicht verpflichtet erachtet hätten. 

Petent wũnſcht deshalb: 

das Haus möge eine Berordnung beantragen, daß eine Handlung, 

von ‚deren Leiſtung Jemand Durd gerichtliche Urtheile freigeipros 

hen, auch Seitens der Polizei-Verwaltung nicht mehr durch Eres 

futions · Maßregeln erzwungen werben darf; daß demzufolge die 

Polizei · Verwaltung in Vlotho angemwiejen werde, ihm nicht ferner 

zum Kehren bes über jeinen Hof gelegten Fahrwegs zu zwingen, 
und führt für den leptern Theil jeines Petitums an, daß ihm Dies Kehren 
wödentlib 15 Sgr., alſo jährlich 26 Rtbir. koſte. 

Die Kommilfion kann das Begebren des Petenten nicht gerechtfertigt 
finden, 

Durb die ergangenen Erfenntniffe ift rechtskräftig nur feitgeftellt, daß 
die im Sabre 1853 unterlaffene Reinigung der Straße des Fährhofes eine 
nad der Vlothoer Straßenerdnung ftrafbare Handlung nicht darftelle, keines- 
wege aber damit für alle Zukunft die Befugniß der Polizei-Behörde ausge 
fchlofjen, mit ven ihr den Geiepen gemäß zuftehenden Mitteln dahin zu wire 
fen, daß die Straße des Fährhofes, da fie dem öffentlichen Verkehr im Ins 
terefje des Handels gewidmet ift, in dem für die Ordnung, Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs notbwendigen Zuftande erhalten werde. Daß die 
fraglidie Straße durch Vertrag, und zwar nicht als Eigenthum, ſondern als 
Eerpitut erworben it, kann hieran nichts Ändern, da nicht die Entftebung, 
fendern die Beſtimmung der Straße zum öffentlichen Verkehr darüber ent 
ſcheidet, ob fie zu den öffentlichen gebört. 

Rad $. 6. des Geleges vom 11, März 1850 kann demnach die Ortd« 
polizei-Bebörde von Vlotho im Wege einer allgemeinen Polizei: Borfhrift die 
Reinigung auch folder Straßen, wie die über das Eigenthum bes Petenten 
gehende, bei Strafe zur Pflicht maden, und dadurch das bewirken, was nad 
den Entiheidungen der Gerichte die Vlothoer Straßenordnung im Sabre 
1853 bezüglich der bier in Frage ftehenden Straße nicht bewirkt bat. 

Wenn fie, ftatt dies zu tbun, den Weg einer jpeziell gegen den Petenten 
gerichteten Verfügung unter Androhung der polizeilihen Zmwangsmittel (exe- 
eutio ad faciendum) eingeſchlagen bat, fo behauptet Petent felbft nicht, daß 
fie dadurd die ihr nad den Gefepen zuftehende Erefutionsgewalt überjchritten 
babe, Er will nur, daß die beftebende Geiepgebung geändert werde, und 
zwar in einem einzelnen Punfte und im einer ganz beftimmten Richtung. 

Allerdings bedarf Die Gejepgebung über die ven Berwaltungs-Behörben 
zuftehende Erefutivgewalt bringend einer Revifion und Umgeftaltung. Es 
fteht aber zu erwarten, daß das vom Herrn JuftizeMinifter in Ausficht ges 
ſtellte Gefep über die Regelung der Kempetenz ber Gerichts- und Verwaltungs. 
Bebörben fih auch auf dieſe Frage erftredien werde, und der anweſende Kom 
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miffar des Juftiz-Minifteriums beftätigte ausdrücklich, daß dies der Fall fein 
werde, 

Der fpeziele Vorſchlag des Petenten enthält dagegen Nichts, was für 
die künftige Gefepgebung von Nupen fein könnte, und da aud der in ber 
Petition enthaltene Fall keineswegs ber Art ift, um bie Unzuläffigkeit der 
polizeilihen Erefutivgemwalt in's Licht zu ftellen, jo jchlägt die Kommilfion 
dem hoben Haufe 

ben Uebergang zur Zages-DOrdnung 
vor. 


MB. Der Dr. med. Hermann Schauenburg in Godesberg war 
früher Privatdocent an der Univerfität Bonn. Am 9, März 1858 ift ihm 
von der Fakultät auf Grund des $. 54. der Univerfitäts-Statuten, ohne Ans 
gabe von Gründen, die venia docendi entzogen worden. Aus dem Beſcheide 
bes Kultus-Minifteriums, mittelft deffen feine desfallſige Beſchwerde zurückge— 
wiejen worben ift, will Petent erieben, daß der Grund jener Maßregel ber 
Fakultät in Rolgendem berubt habe. 

In Folge der Ausfage eines ſchwangeren Frauenzimmers, welches er ärzte 
lih behandelte, bat Petent fih im Sabre 1857 veranlaßt gejeben, auf den 
Rath von Freunden, Die ibn auf den $. 39. des Strafgeſetzbuches verwiefen, 
bei dem Ober: Profurator in Bonn gegen den damaligen Aſſiſtenten der chirur- 
giſchen Klinik eine gerichtlihe Anzeige wegen Verſuchs der im $. 181. bes 
Strafgeſetzbuchs vorgefehenen Verbrechens einzureichen. 

Die vom Petenten in diejer Anzeige bezeichnete Frauensperſon hat, nad 
feiner Angabe, die ihm gemachte Ausſage bei dem Ober-Profurator nicht wahr ge» 
halten; jedenfalls ift eine gerihtlihe Unterluhung gegen den Denunzirten 
nicht eingeleitet oder nicht fortgelegt worden, obgleich Petent bei dem Ober- 
Profurator und beim Suftizs Minifterium dieſe Fortiegung beantragte. Im 
dem besfallfigen Beſcheide des Juftiz» Minifteriums wird bemerkt, daß dazu 
feine Beranlafung vorliege, da bei der geringen Glaubwürdigfeit der benann« 


“ten Zeugin ed unerheblich ſei, ob dielelbe die vom Petenten angezeigte Aus« 


jage nit bloß ihm, jondern aud anderen Perfonen gemaht babe. Eine 
Unterfuhung wegen falſcher Anjchuldigung jei gegen ibn nicht eingeleitet. 
Andererieits könne eine Unteriuhung von den Gerichten nicht zu dem Zwecke 
eingeleitet oder fortzeiept werden, un dem Petenten zur Rechtfertigung gegen 
Disziplinar-Mafregeln einer nicht zum Reſſort des Juftiz-Minifteriums gehö— 
rigen Disziplinar-Behörde das gewünſchte Material zu liefern. 
Detent wendet ih nun an das Haus der Abgeorbueten dur Eingabe 
vom 6. März c. und beantragt: 
ben Herrn Juſtiz-Miniſter zu veranlaffen, ein neues Verhör ber 
von ihm bezeichneten Perjon unter Hinzuziehbung der von ihm 
noch näher zu bezeichnenden Zeugen zu verfügen. 
Zur Rechtfertigung dieſes Antrages bezieht er fi auf eine von ibm über 
den Borfall berausgegebene Brojhüre und die beigelegten Alten. 
Die Zeugenvernebmuna, wegen deren Verweigerung Bittfteller Beſchwerde 
führe, fonnte von dem Stantpunfte aus, weldyen die mit ber ftrafrehtlihen 
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Verfolgung beauftragte Behörde einzunehmen hat, nur ftatthaben, um ent: 
weder genen den Bittfteller ſelbſt das Vergehen der falſchen Anichuldigung, 
oder gegen Denjenigen, in Beziehung auf den Bittfteller jeine Anzeige ge 
macht hat, das ihm zur Laft gelegte Berbrehen zu fonftatiren. 

In erfterer Beziehung findet die Behörde feine Beranlaffung zu einer 
Unterfuhung gegen den Bittfteller. Sie erflärt damit, daß gegen ihn fein 
Verdacht, eine falſche Anjhuldigung gemacht zu haben, vorlieze, und wahrt 
damit die Ehre des Bittftellers, foweit deren Wahrung in der Hand der 
Juſtizbehörde liegt. 

In der zweiten Beziehung findet die Staats» Anwaltihaft und deren 
vorgeiepte Behörde, daß Die Ausjage der bezeichneten Zeugin, auch wenn fie 
biefelbe andern Perionen außer dem Bittiteller wiederholt haben jollte, wegen 
Unglaubwürbigfeit der Perfon durchaus unerheblich jein würde für die Frage, 
ob gegen die dadurch eines Berbrechens beichuldigte Dritte eine Unterfuchung 
einzuleiten jei. Die Staatd-Anwaltihaft handelt dabei innerhalb der Grenzen 
des ihr nad den Geſetzen zuitehenden Ermeljens, und das Haus der Abge— 
ordneten würde in dieſer Hinfiht nur dann Beranlaffung haben, die Bes 
ſchwerde des Bittftellers zu befürworten, wenn dargethan wäre, daß aus andern 
als rein ſachlichen Gründen die Einleitung eines Strafverfahrens unterlaffen 
würde. Allein die Kommilfion fann nicht finden, daß dies der Fall jei. 

Ob die vom Bittfteler ausgegangene gerichtliche Anzeige für die Univer- 
ſitaͤts⸗ Behörde ausreichende Veranlaſſung bieten fonnte, dem Bittjteller die 
venia docendi zu entzieben, bat die Kommilfion nicht zu unterfudhen, da die- 
ſes Verfahren nicht Gegenftand der Beſchwerde if. Iedenfalls ift es nicht 
Sade der StrafrBehörde, Zeugenvernebmungen, die ihr zu ftrafgerichtlichen 
Zweden nutzlos ericheinen, zu dem Zwede eintreten zu lafjen, um dem Bitt« 
fteller die Mittel zu verichaffen, jenes Verfahren einer andern Behörbe kriti— 
firen zu fönnen. 

Die Kommiffion beantragt daher: 

über die Petition zur Tages-Ordnung überzugeben, 


B. 


Referent: 
Abgeordneter Fred. 
uw 


Den Hobenzollern-Sigmaringenfhen Stadtgemeinden Haigerloh, Sigma» 
ringen und Weringen ftand zufolge alter Privilegien das jogenannte Fertigungss 
recht zu, d. b. die freiwillige Gerichtebarkeit in Bezug auf die Aufnahme und 
Ausfertigung von Berträgen. Die ſtädtiſchen Kaffen bezogen für dieje Akte 
bie gefeplihen Zaren, Siegelaelder und Induftrialgebühren. Das am 7. Fer 
bruar 1843 für das Fürſteuthum Sigmaringen erlaffene Sportel» Gejep ent« 
bielt folgende, das Fertigungsrecht berührende- Beftimmungen: 


Sourn. 1, Rr. 358. 
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$ 1. Bom 1, Mai 1843 werden aufgehoben 
a) die geridhtäberrlihen Taren und Siegelgelver, welche bisher 
die landes⸗ und ftandesherrlihen Rentämter unb einige 

Städte bezogen baben; 

b) die Snduftrialtaren von Geſchäften, welche durch dieſes Geſetz 

mit Sporteln belegt werben x. 

$. 2. Dagegen werden in den durch das gegemwärtige Ges 
jep beftimmten Fällen Sportel-Gebübren nad den in dem beilie- 
genden Zarife ıntbaltenen Sägen erhoben, und zur Landeskaſſe 
verrechnet. 

8. 48. Die lamdes- und ftandesberrlihen Rentämter und 
diejenigen Städte, welche bisher zum Bezuge der durd gegen. 
wärtiges Geſetz aufgebobenen Gefälle berechtigt waren, werben 
bierfür nad dem durchſchnittlichen Reinertrage der 4 Rechnungs 
jahre 1887— 1841 aus der Landestaſſe durch in Bierteljahre-Raten 
zu zahlende Renten entihädigt, imiofern nicht durch Uebernahme 
von gerichtöberrlichen Laften eine andere Ausgleihung im Wege 
der Uebereinfunft eintritt. 

Demgemäß wurde Die für die Aufbebung der Taren zu zahlende jährliche 
Entihädigungs-Rente nad vorheriger Liquidation von der Fürftfichen Regierung 
and der Geheimen Konferenz j 

1) für die Stadtgemeinde Haigerloh auf . . 485 Fl. 34 Kr. 


9)» » 5 Sigmaringen uf . 0 » — + 
8)» » s Weringen uf . .„ 180 - — » 


feftgeiept umd aus ber Landeskaſſe an die 3 Städte, welde in der unver- 
änderten Ausübung des Rertigungsrehts verblieben, ausbezahlt. 
Außerdem fand eine beiondere Vergütung aus der Landeskaſſe für die gleich« 
falls aufgebobenen Induftrial-Gebühren und Siegelgelder nad einer quartals 
weiſen Defignation ftatt. Nachdem dur das Beleg vom BO. April 1851 
(Gejep- Sammlung pag. 188.) die Verordnung vom 2. Januar 1849 über 
die Aufbebung der Privat: Gerihtsbarfeit (Gejep-Sammlung pag. 1.) in den 
Hohenzollernſchen Landen mit dem 1. Januar 1852 eingeführt und biermit 
die ftandesherrlidhe, ftädtiiche und Patrimonial« Gerichtsbarkeit jeder Art in 
Givil» und Strafjahen aufgeboben worden, ging aud das erwähnte Ferti— 
gungsreht der 3 Städte auf die Königlichen Gerichte über, und hörte mit 
dieſem Zage jofort die Vergütung für die Induftrialgebühren und Siegelgel- 
der auf, was bier nidht weiter zur Sprade fommt. Dagegen erfolgte die 
Zahlung der für die aufgebobenen Taren feſtgeſetzten Entihädigungs »Renten 
noch bis zum 1. Dftober 1853 aus der Staatäfaffe, und erft für das 4. Duar« 
tal 1853 fiftirte die Königliche Regierung zu Sigmaringen diejelbe durch 
Verfügung vom 26. Dezember 1853, indem als Grund angeführt wurde, 
„daß den 3 Städten lediglib in Stelle der Sporteln, welche fie für die auf 
genommenen Afte der freiwilligen Gerichtsbarkeit bezogen, die Renten durch 
den 8. 43. des Gejepes vom 7, Februar 1843 bewilligt worden, mithin die 
Renten ein firirtes Aequivalent für die zur Landeskaſſe vereinnahbmten Ge: 
richtäfporteln, folglich Früchte der, den Stadtgemeinden nah wie vor 
zugeftandenen Bolontair» Gerichtsbarfeit darftellten, welche durch Art. 42. der 
Verfaffungs-Urfunde und die SS. 1. und 2. der Verordnung vom 2. Januar 
1849 obne Entibädiqung aufgeboben worden. Zugleih fprıh aber die Kö— 
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migliche Regierung aus, daß der Fortbezug der Renten im Fall eines nachge - 
wiejenen dringenden Bebürfniffes für den ftäbtiihen Haushalt im Wege der 
Gnade bewilligt werden könne. 

Eine Beſchwerde der 8 Städte gegen dieje Regierungs: Berfüdung wurbe 
durch Rejfript der Minifterien der Juftiz, des Innern und der Finanzen vom 
18. März 1854 zurüdgewieien. Seitbem ruht die Sade, — erſt im der 
vorliegenden Petition vom 5. Januar d, 3. haben Die Bürgermeifter, Stadt 
räthe und Bürger-Ausichäffe der genamnten 3 Städte fih an das hobe Hans 
gewandt, mit dem Antrage: 

ibr Geſuch um Fortbezug der Entſchädigungs-Renten jeit dem 
1. Oktober 1858 empfeblend zur Beradjichtigung an das König« 
liche Staats-Minifterium zu übermeiien, 

Die Petition maht Gründe des Rechts und der Billigkeit geltend. Im 
erfterer Beziebung wird angeführt, daß die fraglichen Entſchädigungs-Renten 
nicht ald Nupungen der aufgebobenen Gerichtsbarkeit anzujehen feien, weil 
fie durch eine vor Einführung der Beroronung vom 2, Januar 1849 ftatt« 
gebabte Novatiou an Die Stelle der früberen gerichtäberrlichen Zaren und 
fonftigen Bezüge getreten. Dieje Renten hätten daher zur Zeit, als die Pri« 
vat-@erichtöbarkeit aufgehoben morben, den Charakter firirter, ſich ſtets gleich 
bleibender, vom der größeren oder kleineren Zahl der aufzunebmenden Akte 
ganz unabhängigen Abfindungsiunmmen gehabt, die lediglich dafür zu 
entrichten geweien, daß den 3 Städten dur das Geſez vom 7. Februar 1848 
ber Bezug ber Taren entzogen, und alle Nutzungen der freimilligen Gerichts- 
barkeit der Landeskafſe übermwiejen worden. Mitbin jeien die Renten feiue 
Emolumente ver den Städten verbliebenen Gerichtsbarkeit, jondern reine Abs 
löjungsiummen der früber bezogenen, an die Kandesfaffe übergegangenen ges 
richtsherrlichen Gefälle, und das Schickſal, weldes die abgelöften Gefälle 
im Paufe der Zeit betroffen, äußere feinen Einfluß auf die Ablöfungefumme, 
die Novation begründe ein ganz neues Rechtsverhältniß. Der Art. 42. der 
Berfaffungs-Urfunde und die $$. 1. und 2. der Verordnung vom 2. Januar 
1849 kämen daber nicht zur Anmendung. Die Petenten würden auch längſt 
ihre Amiprüche auf dem Rechtswege verfolgt haben, wenn von ihnen nicht bie 
Erhebung des Kompetenz Konflifts und die Unzuläſſigkeits-Erklärung des 
Mechtaweges befürdhrer werden. 

Aber auch ftarfe Billigfeitsgrände ftänden der Petition zur Seite, Die 
Verordnung vom 2. Januar 1849 habe die Inhaber der Privat » Gerichts» 
barkeit miht in vermögensrechtlicher Hinfiht beſchädigen, ſondern im $. 2, die 
Aupungen und Laften auegleihen wollen, was namentlich in den Füllen ftatt» 
finde, wenn den Inhabern die Kriminalfoften abgenommen werden. Diefe 
Vorausiegung treffe bier nicht zu, — den 3 Städten habe die Jurisdiktion 
in Straffahen nicht zugeftanden und das Fertigungsrecht babe ihnen mur 
Bortbeile gebradt, weil für Anftellung der Bermten und Unterbaltung der 
Eofalien feine beionderen Ausgaben zu beftreiten gemeien, dieler Aufwand viel 
mebr ſchon durd die ſtädtiſche Verwaltung veranlaft werde. 

Rei dem Vortrag in der Juſtiz-Kommiſſion erachtete der Neferent den. 
Anftanzenzug dur die minifterielle Verfügung vom 18. März 1854 für er. 
ledigt, und mar der Anfiht, daß die erwaige Zuläffigfeit des Rechtsweges, 
auf welchen bie Petition bindeute, eine Annahme der legteren bei dem hoben 
Haufe nicht entgegenitebe. Denn die Zurückweiſung eines begründeten Ans 
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ſpruchs im BVerwaltungswege könne jden eine Beſchwerde enthalten, welche 
vor der Landeävertretung zur Sprache gebracht werden dürfe, möge aud eine 
gerichtlihe Klage wegen dieſes Gegenftandes ftatthaft fein. Deshalb ſei 
im vorliegenden Falle der Grund oder Ungrund bes Anſpruchs der Petenten 
näber zu erörtern. 

Die Majorität der Kommilfion ging jedodh davon aus, daß im Allge- 
meinen eine Beſchwerde nur dann zur Kompetenz des boben Hauſes gehöre, 
wenn fonft ein geieplicher Weg zur Abbülfe bei den Staats-Behörden nicht 
mehr offen ftebe, daher hier die Zuläffigfeit des Rechteweges zunächſt einer 
Prüfung zu unterwerfen jei. 

In diejer Beziebung fam zur Erörterung, daß der $. 2. der Verordnung 
vom 2. Sanuar 1849 beftimme: 

„Die Aufbebung der Privat-Gerichtöbarfeit erfolat ohne Entihä- 
digung der zeitherigen Inhaber, — jedoch geben vom Zage der 
Aufhebung nicht bloß die Nugungen nebft den jonftigen aus der 
Gerichtäbarfeit fließenden Gerechtſame, fondern auch alle Kaften 
derjelben, mit Einfhluß der Verpflichtung zur Uebernabme der 
Kriminalkoften, auf den Staat über.‘ 

Zu dieſen aufgehobenen Nupungen jeien, wie mit Recht in den angegrif« 
fenen Verfügungen der Regierung zu Sigmaringen und der Minifterien aus« 
geführt werde, die in Aniprud genommenen Entſchädigungs-Renten zu rede 
nen. Denn nad Emanation des Sportel-Geſetzes vom 7. Februar 1848 
feien die 3 Städte —} was bier enticheidend in dem Vordergrund trete — 
in der Ausübung der freimilligen Gerichtsbarkeit ebenfo, wie früher, geblieben, 
und rüdfihtlih der Nupungen babe nur die Modifikation ftattgefunden, daß 
fatt der frübern Zaren, welche für die einzelnen Afte der Jurisdiktion ten 


ftäbtiichen Kaffen zugeflofien, die Städte den Durchſchnitts-Ertrag der Zaren 
während ber legten 4 Jahre aus der Landeskaſſe bezieben, die leptere dafür 


aber die neuen tarifmäßigen Sporteln vereinnabmen follte. Die rechtliche 
Beziehung des Averſums oder der Rente zu der fortbeftebenden Gerichts— 
barfeit jei mithin die! nämlihe wie bei den früheren Zaren geblieben, und 
mit dem Wegfall der Iurispiftion jei auch die mit ihr in Verbindung ftebende 
Rente nad 8. 2. wengefallen. Die Borausiepungen einer Novation in privat» 
rechtlichen Berbindlichkeiten, oder einer Ablöſung lägen nit vor, — über- 
haupt beftebe bier nicht ein Vertragsverbältniß zwijchen der Kandes-Negierung 
und den Städten, jondern der Zitel, auf den legtere ibren Anſpruch gründes 
ten, jei das Sportelgefep vom 7. Februar 1843, deſſen $. 43. durd die 88. 1. 
und 2, der Verordnung vom 2. Januar 1849 aufgeboben fei. Dergleichen 
Anſprüche wegen erlittenen Nachtheilen, die in Folge allgemeiner Landesgeſetze 
entitanden, fönnten eben nad der Allerböcjten Kabinete-Drdre vom 4. Dezem— 
ber 1831 (Geieg Sammlung Seite 255.) nicht im Wege ver Klage geltend 
gemacht werden. Aus diefen Gründen beantragte der Neferent den Uebergang 
zur TagessDrdnung. 

Der Kommifjarius des Königlichen Finanz-Miniſteriums ging von einer 
andern Auffafiung aus, und nahm den Rechtsweg nicht für geſetzlich ausge 
ſchloſſen an, weil die Petition einen ſpeziellen Zitel ihrer Korderung, die in 
dem Geieg vom 7, Februar 1843 entbaltene Novatien, bebauptete, Hiermit 
erflärte fib aud der Kommillarius des Königlichen JuftizeMinifteriums ein» 
verftanden. 
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Die ZuftizeKommilfion in ihrer Majorität zog in Erwägung, baß bie 
Berechtigung zum Fortbezuge der Entjhädigungs-Rente in der Petition auf 
einen ſpeziellen Titel des Gejepes vom 7, Bebruar 1843 gegründet werbe, 
dap ferner in den oben angeführten $$. dieſes Gejepes mehrfahe Momente 
enthalten ſeien, melde bier der Annahme entgegenftänden, daß ber in ber Pe 
tition behauptete Rechtsweg nicht zuläffig erſcheine, — daß daher bie Betre- 
tung beffelben den Petenten überlaffen werben müfle, um für ihren Anſpruch 
die gejepliche Erledigung herbeizuführen. Demnach beſchloß die Kommilfion, 
dem hoben Haufe den Antrag vorzulegen, 

über die Petition zur Zages-Orbnung überzugehen. 


Ü 
0 
Referent: 
Abgeordneter Schulz (Genthin). 
m ui — 


E. Der Magiftrat zu Treuenbriezen bittet durch feinen Bürgermeifter 
Roſenthal Namens der Städte Treuenbriezen, Belip, Niemegk und Trebbin, 
denen fi aud die Städte Dahme, Ludenwalde und Jüterbogk angeſchloſſen 
haben follen, in der Petition vom 22. Februar d. 3., 

"das hohe Haus der Abgeorbneten möge erwägen, ob es nicht zeit« 
gemäß ſei, die Königliche Staats-Regierung zu erſuchen, baldigft 
einen Gejep- Entwurf vorzubereiten, wodurd für die Praris ber 
Rechts-Anwälte eine freiere Konkurrenz eröffnet, event, deren Ges 


bübrentare dahin abgeändert werben möge, daß die Sporteln nicht 


mehr nad dem Objekt, jondern nad dem Umfange der Arbeit be» 
meljen und liquidirt werden bürfen. 

Ueber eine, den eventuellen Antrag betreffende Petition des C. v. Koſchütz li 
(Drudjahen Nr. 31. Lit. E.) ift das Haus in ber Plenar » Sipung vom 
11. Februar d. J. bereits zur einfachen Tages» Orbnung übergegangen; bie 
vorliegende Petition fann nah der Anfiht der Kommilfion fein anderes 
Schidjal haben. Sie wirb dadurd motivirt, daß die Gebührenfäge mit dem 
Aufwande an Zeit und Mühe in feinem Verhältniß ſtehen, und ala Belag 
dafür wird angeführt, daß von einem Rechts-Anwalt in einer beim Kreis» 
Gericht in Jüterbogk ſchwebenden Konkursſache für verhältnißmäßig geringe 
Mühwaltung 700 Rthlr. liquidirt feien, und ein_[anderer für einen ein 
zigen Termin in einer Separationsſache von der Stadt Treuenbriegen 500 Rthlr. 
Honorar erhalten habe. Nachgewieſen find dieſe Thatjachen nicht, bie ange» 
gebenen Gebührenfäge find überdies fo hoch, daß fie von den betreffenden 
Beamten in ihrer Eigenihaft ala Rechtäs-Anwalte ober Notare auf Grund 
ver Gebührentaren nicht liquidirt fein fönnen. Der Wunjch einer freieren 
Konkurrenz für die Praris der Rechts-Anwalte wirb lebiglih dur bie zu 
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Sourn. II. Rr. 674. 


Sourn. II, Ar. 1231, 


Souen. II. Nr. 712. 
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hohen Gebührenfäpe motiviert, die Eriftenz ber letzteren ift aber nicht nachge 
wiejen, und die Kommiffion kaun es nicht für angemefjen halten, bei Gelegen- 
beit einer demnach unmotivirten Petition im eine Prinzipien» Frage von fe 
großer Tragweite, wie die vorliegende, einzutreten. Unter folhen Umftänden, 
und da der DBürgermeifter Roſenthal zu Treuenbriezen einen Auftrag ber 
übrigen Städte nicht beigebracht hat, trägt die Kommijfion darauf an, 

über die Petition des Magiftrats zu Ereuenbriezen zur Tages 

Ordnung überzugeben. 


HE. Die Kommilfion hat bereits unter dem 14. Februar d. 3. über 
eine Petition des ehemaligen Schänfers Kreip zu Cottbus, in ber er fid 
über das burd ein rechtöfräftiges Erkenntniß ihm zugefügte Unrecht befchwert, 
berichtet, in Betreff deren in der Plenar-Sipung vom 7. März db. 3. ber 
Uebergang zur Tages» Ordnung beichlofjen ift (Drudjaden Nr. 56. Lit. P.). 
In einer jehr verworrenen Petition vom 18. März c. fommt Kreip auf den. 
jelben Gegenftand zurüd mit der Bitte, die Prozeß -Aften einzuforbern und 
zu prüfen, event. ihm jelbft zur weiteren Aufklärung hierher vorladen zu 
laffen. Da ber Petent neue Momente wicht vorgebracht hat, feine Bernehmung 
vor der Landes» Vertretung aber unftatthaft ift, jo trägt die Kommilfion ein- 
ftimmig barauf an, 

zur Tages-Ordnung überzugeben. 


D. 


Referent: 
Abgeordneter Nemip. 
— — — — 


In der wegen Schluſſes ber vorjährigen Sitzung als unerledigt zurüdges 
gebenen Petition vom 8, Mai 1859, welche unterm 26. Februnr e. wieder 
eingereicht ift, trägt ber Hamseigeutbümer Gottlieb Krug aus Polen vor, 
daß zwei feit 14 Jahren jchmebende Rechtöftreite wegen Baulichfeiten, in beren 
Berlauf eine zahlreiche Menge von Verbrechen und Gejepesübertretungen durch 
Zeugen, Sachverſtändige, Rechtsanwalte und richterlihe Beamten verübt wor« 
den, ihm mötbigten, wegen vermeigerter Rechtshülfe fih an das Haus ber 
Abgeorbneten zu wenden. Die Anlagen der Petition würben ergeben, baß er 
durch alle Inftanzen des Givil« und Kriminal»Prozefjes fi vergebens bemüht 
babe, im dem ungeftörten Befip einer ihm durch einen Nachbar ftreitig gemach⸗ 
ven Mauer zu fommen; er wolle ben Nadyweis führen, daß bie ergangenen 
Urtel ex falsa causa geſprochen jeien und bamit bie Nulitätsflage begründen, 
ed jei ihm aber überall die Einleitung ber Unterjuchung gegen die falichen 
Zeugen, Sadwerfländige und Urlundenfälſcher abgeichlagen, vielmehr jei ex 
wegen Beleidigungen der betreffenden Perſonen vechtöfräftig beſtraft. Er be» 
antragt, 


#”'. 
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bas Abgeorbnetenhaus wolle beſchließen, dem hoben Staatd- 
Minifterium die durdy eine amtlich berechtigte und moraliſch befä- 
bigte Behörde anzuorbnenden Unterfuhungen zur Feftftellung der 
von ihn angezeigten und noch anzuzeigenden Verbrechen und Ges 
jegübertretungen anzuempfehlen, 

und formulirt in der neueften Eingabe vom 26. Februar co, ten Antrag dahin, 
das Königliche hohe Staats-Minifterium zu veraulaffen, bei dem 
Königlihen Minifterium der Juftiz durch Vertretung bed Staate» 
anwaltes (zu Pojen) die Einleitung der Unterfuchungen wegen ber 
in feinem Rechtsſtreite verübten Gejepzumiderbandlungen anzuord« 
nen, damit die dadurch an den Tag gelegte Korruption geſetzlich 
feftgeftellt und er durch deren Nachweis in den Stand gelept 
werde, im ferneren Wege Rechtens ben unbeichränften Befig ſei⸗ 
nes Eigenthums zu eritreiten, und daß deshalb die Unterfuchungen 
mit derjenigen wegen der Aufnahme des faljchen Protofolld vom 
16. Januar 1851 der Anfang gemadt werde (mörtlid). 

Dieje Anträge zeigen in ſich ſchon ihre Unzuläffigfeit. Der Petent hat 
aber auch eine zulammenhängende und beftimmte Geſchichts-Erzählung wicht ge 
liefert, jondern in dieſer Beziehung nur auf die Beilage feiner Petition ver. 
wielen, und es fann deshalb auf die Sache nicht näher eingegangen werben, 
Die Kommilfion empfiehlt daher, 

über die Petition zur Tages-Ordnung zu geben. 


E 
. 
Referent: 
Abgeordneter Wolff. 
— sin 7 nn WET 


Durch Erkenntnis des Königlichen Appellationsgericts zu Breslau vom 
4. Juli 1857, beftätigt durch Erkenntniß des Königlien Ober » Zribunals 
vom 29. April 1858, ift der Bauerguiabejiper Anton Gottwald zu ZThals 
beim, Habelſchwerdter Kreiler, zur Zurüdnahme eines, dem Bauerqutsbefiger 
Ehrenfried Eeidel zu Echönfeld, Brieger Kreijes, verfauften, mit einem 
Augenfebler bihafteren Pferdes, gegen Zurückgabe des Kaufgeldes und Erftat« 
tung ven Koften verurtheilt worden, während Kläger ic. Seidel durch Er 
fenntniß des Königlichen Kreis» Gerihts zu Habelihwerdt vom 29, Okto— 
ber 1856 abgemiejen worden war. ıc. Gottwald glaubte, daß an dem ab» 
ändernden Erfenntniffe zweiter Inftanz lediglich das ungerechtfertigte, von dem 
Gutachten zweier in der erften Suftanz vernommener Thierärzte abweichende 
Gutachten des Departements » Thierarzted zu Breslau, und an dieſem abwei— 
chenden Gutachten der Meferendar die Schuld trage, welder den Termin 
zur Vernehmung des Departements-Thierarztes abzuhalten hatte und in bem 
erften Audienze Termine zweiter Inftanz als Referent fungirt hat. Eine Be 
ſchwerde über die Unzuverläßlihkeit der Gutachten des betreffenden Departes 
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ments· Thierarztes bei ber Königlichen Regierung zu Breslau hat laut Beſcheides 
vom 14. März; 1859 feinen Erfolg gehabt. 
x Gottwald wendet ſich in einer Petition vom 29. Februar c. an das 
Haus ber Abgeordneten mit dem Antrage: 
dieſe Angelegenheit ftreng zu unterfuchen und ben betreffenden Re— 
ferendar, jo wie ben Departements-Thierarzt zu verurtbeilen, den 
‚ ihm laut beigefügter Spezififation auf 407 Rthlr. 17 Sgr. 6 Pf. 
berechneten Schaden zu erftatten; auch das Appellations-Urtel und 
das Ober-Eribunals-Erfenntniß zu vernichten und das Erkenntniß 
des Königlichen Kreisgerichts zu Habelſchwerdt berzuftellen. 
Petent überfieht jeboh ganz, das das Haus der Abgeordneten fein Ge» 
richtshof ift, der über feinen vermeintlihen Entſchädigungs-Anſpruch, oder gar 
gleihjam ala vierte Inftanz über ein Ober-Fribunals-Urtheil erfennen fünnte, 
Ihm fann nur überlaffen bleiben, bei dem kompetenten Gerichte zu lagen, 
falls er ausreihenden Grund dazu zu haben glauben follte. 
Die Kommilfion fann dem Haufe der Abgeordneten nur 
den Uebergang zur Tages-Orbnung 
empfehlen. 


F. 


Referent: 
Abgeorbneter Immermann. 
En 


I. Der Paftor Sprengel zu Labes wendet fi in einer Petition vom 

6. Februar d. I. an das Haus der Abgeordneten mit dem Anırage: 
den Herrn JuftizeMinifter zu vermögen, den Bann der Eides— 
Noth durd entipredende Reform der Eideapraris vom Vaterlande 
zu wenden. 

Zur Motivirung bezieht ſich derjelbe ohne alle eigenen An» und 
Ausführungen lediglich auf die von ihm beigefügte Brodüre, unter dem 
Zitel: . 

„Die Verhandlungen des zehnten deutihen evangeliihen SKirchen« 
tages zu Hamburg im September 1858, 
und jpeziell auf das darin befindliche Meferat des Kreisrichtere Dr. Elvers 
zu Hörter über den Mißbrauch der gerichtlichen Eide. 

Da bie betreffende Petition gar fein jelbftitindiges Material bildet, ter 
Antrag derjelben ebenfalls ohne alle praftiihe Spezialifirung ganz allgemein 
ift, die in Bezug genommenen Verhandlungen des gedachten Kirchentages 
resp. das Referat bes Kreisrichterd Elvers, abgeſehen davon, ob formell dem 
Petitionsrechte eine joldhe Ausdehnung und Anwendung zu verftatten fei, daß 
ein Petent lediglid eine Brochüre zur Berüdfihtigung deren Inhalts über 
reicht, fi nach der Tendez und der Zuiammenfepung jenes Kirchentages feines- 
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wegs auf konkret hervorgehobene Mifftände des Preußiihen Staates beziehen 
und von diefen ausgehen, jendern ſich generell über die Befammtzuftände aller 
deutſchen Länder verbreiten, ohne irgendwie in diefer Hinficht zu fpezialifiren, 
jo ift die Kommiſſien der Auſicht, daß fie fich eines weiteren Eingehens auf 
den Inhalt jener Berbandlungen enthalten, und daß eine Derartige Petition 
überhaupt dem Haufe der Abgeordneten feine Beranlaffung geben kaun, fie 
der Staats ⸗Regierung zur Berüdfihtigung zu überweifen oder anderweitige 
Anträge daran zu fnüpfen, 
Dies erfcheint in dem vorliegenden Falle um fo angemefjener, ald nad 
enen Verhandlungen der Kirchentag den engeren Ausfhuß beauftragt hat: 
„an die verjchiedenen deutſchen Regierungen eine Denkſchrift über 
den Mißbrauch des gerichtlichen Eides zu richten und barin zu 
bitten, daß Behufs Bejeitigung Ter überflüffigen oder dem Mip- 
brauche befonders ausgeſetzten Eide eine Resifion der betreffenden 
Gejepe vorgenommen und zugleih die Kirche zu einer regelmäßi- 
gen und geordneten Mitwirkung bei Erhebung von Eiden veran- 
laßt werbe”, 
Petent nicht bezweifelt, daß aud der Preußischen Regierung dieſe Denf« 
Ichrift zugegangen fei, und mithin dasjenige, was berjelbe erftrebt, die Hin« 
weifung der Regierung auf die Mipftinde, wie fie in jenen Verhandlungen 
hervorgehoben find, bereits erreicht jein wird. 
Die Kommilfion bat daher einftimmig darauf angetragen: 
über die Petition zur Tages-Orbnung überzugeben. 


IE. Der Hauptmann a.D.v. Drabizins zu Breslau hatte bei dem 
Stabtgerichte dajelbft beantragt, ihm aus dem Vermögen feiner Tochter, das 
aus dem Nachlaffe ihrer Großmutter mütterliher Seits herrührt, woran ihm 
die Verwaltung und der Nießbrauch nicht zufteht und das ſich daher unter 
vormundſchaftlicher Verwaltung befindet, ein Kapital von 2,500 Rihlrn. bar« 
zuleiben, um damit einen Hppothefgläubiger gegen Ceſſion zu befriedigen, ber 
die Adminiftration und ſchließlich die Subhaftation feines dafür verpfündeten 
Grundftüdes beantragt hatte. Das gedachte Gericht lehnte dies Gejuh ab, 
weil eines Theils, wenn aud mit Rüdfiht auf die Subhaftations-Tare, gegen 
die pupillariihe Eicherheit des Kapitals nichts einzuwenden fei, doch nicht zu 
erwarten ftehe, daß die Zinjen prompt gezahlt würden, indem wegen ter Zin« 
ienrüdftände die Adminiftration und fpäterhin die Gubhaftation eingeleitet 
worden fei und die Adminiſtration nicht einmal zur Bezahlung jämmtlicher 
Zinfen geführt habe, andern Theils das Vermögen dieſer Tochter hauptſächlich 
in Niederjhlefiih-Märkiihen Eilenbahn-Aftien beftehe, bei deren Berfaufe ein 


Sonn. II. Nr. 1497. 


Verluft entftehen würde, den der Antragfteller jelbft nicht mit feinen Bor« 


ſchlägen zu decken wiſſe. 

Das Appellationsgericht zu Breslau hat auf erhobene Beſchwerde die 
Verfügungen des Stadtgerichts dajelbft gebilligt und auf eine bei dem 
Königlichen Ober Tribunale angebradte Beſchwerde ift dem v. Drabizius 
eröffnet, daß in Vormundſchafteſachen das Appellationtgeriht die alleinige 
Beſchwerde⸗Inſtanz bilde. 


Sourn. II. Nr. 1290. 
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Inzwiſchen ift das verpfändete Grundſtück jubhaftirt, von der Ehegattin 
bes v. Drabizius erftanden, durd Verfügung des Stadtgerichts von Bres— 
(au vom 16, Februar e. ihr aber befannt gemacht, daß, wenn binnen vier 
Wochen die Zahlung des Kapitals der 2,500 Rıhir. nebft Zinfen und der Sub» 
haftations-Borfhüffe nicht erfolge, mit der Nejubhaftation auf den Antrag des 
Gläubigers verfahren werden würde, 

In einer Petition vom 2. April c., der ein Gonvolut von Schriftftüden 
beigefügt ift, wendet fih nun ber Hauptmann a. D. v. Drabizius an bas 
Haus der Abgeordneten, bemerkt, baß gegenwärtig 2,806 Rthlr. und außerdem 
noch ein Zuſchuß zur Negulirung des Koſtenpunktes ıc. "erforderlich ſei, und 
wenn bie Mittel der Tochter nidyt ausreichen follten, der Neft von dem Ber» 
mögen des noch minorennen Sohnes entnommen werben fünne, und trägt, 
um bie noch beftehende Adminiftration und die angedrohte Rejubbaftation zu 
befeitigen, für fi und jeine dem Antrage beitretende Ehefrau darauf an: 

„ſich dahin für fie zu verwenden, daß die Regelung zur Aufhebung 
der Abminiftration und Subhaftation aus deu Mitteln der Kin« 
der und in den von bem Herrn Juftiz-Minifter für Hypotheken⸗ 
beleihungen gezeichneten Grenzen unter Zuziehung ber Adminiftra« 
tions» Alten und Rechnungen ber Beurtheilung und Eutſcheidung 
von Sadverftändigen unterlegt werde.“ 

Da es außerhalb der Kompetenz des Haufes der Abgeortneten liegt, in 
ben georbneten Geſchäftegang ber Gerichte einzugreifen, und, abgejehen hier- 
von, bafjelbe am wenigften ſich veranlaßt finden würbe, irgendwie auf bie 
Gewährung von Darlehnen aus Pupillen-Maſſen, die ein Vormundſchafts- 
gericht verweigert hat, zu influiren, jo trägt die Juftiz Kommiſſion darauf an: 

über die Petition zur Zaged-Orbnung überzugehen. 


HEN. Die Ehefrau bes Kaufmanns Friebrih Hübner in Köln — 
der ſchon früher, namentlih am 16. Dezember 1856, ſich mit Beſchwerden 
über eine Entjheidung des Rheiniſchen Appellationshofes und.ein bei biejen 
Entjheidungen thätig gewefenes Mitglied biejes Gerichtshofes, ohne Er» 
folg an das Haus der Abgeorbneten gewendet hat, — richtet unter dem 
21, März 1860, wie fie angiebt, im Namen ihres Gatten, in derjelben Ans 
gelegenheit, unter Vorlage zweier Aftenfaszilel, eine neue Petition an das 
Haus und bemerkt darin: diefe Akten würden als Zeugniß dafür dienen, daß 
in dieſer Sache alle ihnen zuftehenden Rechts- und geieplihen Hülfsmittel 
ohne Erfolg erfhöpft und die Eheleute Hübner aljo berechtigt jeien, ben 
Echup und Beiftand des Haufes in Anſpruch zu nehmen. Das Petitum wird 
dahin gerichtet: 

zu beichliegen, die in den beifolgenden Aftenftüden begründeten 
Rehtsaniprühe ihres Gatten der Königliden Staats» Regierung 
zur gründlichen und unparteiijchen Kenutnißnahme und Berüdfidh- 
tigung zu überweijen, 

Die beigelegten Alten enthalten unter Anderem gerichtliche Entiheibuns 
gen und eine Reihe erfolglos gebliebener Immebiat- Eingaben. 

Die Kommilfion ift der Meinung, daß es nicht Sache des Hauſes jei, 
auf eine Petition jo allgemeinen Inhalts, in welder die Rechtsverletzungen 
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und Beihwerben nicht präzifirt find, einzugehen und empfiehlt ſchon aus Dies 
jem Grunde dem Haufe: 
über die Petition zur Taged-Ordnung überzugeben. 


6. 
Referent: 
Abgeordneter Mepfe. 
— —— — 


I. Der Gutsbefiger Wielgorszewsti zu Libaſtowo, Kreis Schroda, 
bat am 1. Juli 1857 den Tagelöhner Wawrzyniak dort burd einen Flinten- 
ſchuß getödtet. Deshalb in Anflageftand verfept, ift er dur Erkenntniß bes 
Schwurgerichts zu Poſen vom 25. November 1857 wegen vorfäglicher Körper 
verlegung, welche ben Zob eines Menſchen zur Folge gehabt, zu 4 Jahren 
Gefängniß verurtbeilt. Die gegen biejes Erkenntniß erhobene Richtigkeits- 
beſchwerde ift burd das Urtel des Königlichen Ober-Tribunals vom 10. März 
1858 zurüdgemiejen worden, und ber Wielgorszemsfi verbüßt jept die ihm 
auferlegte vierjährige Gefängnißftrafe. 

Seine Ehefrau Adamina, geborne Bialosforsfa, bittet unter dem 
13, März 1860, 

den Prozeß ihres Ehegatten zu revidiren und das Berfahren von 
3 Juſtizbeamten, melde babei betheiligt geweſen, zu unterjuchen, 
eventuell zur Rüge zu bringen. 

Schon im vorigen Jahre war diefelbe Petentin mit einem ähnlichen Ge- 
ſuche eingefommen, das Haus ber Abgeorbneten ift aber im feiner 15. Sipung 
vom 19. Februar 1859 auf Vorſchlag der Kommiſſion darüber zur Tages 
Drbnung gegangen. 

Dafjelbe wird jept empfohlen, weil die ergangene redhtöfräftige Berur- 
theilung durch eine ſolche Revifion nicht befeitigt werden kann, und der Preußi⸗ 
Ihe Strafprozeß ein ſolches Verfahren nicht kennt, und weil es nicht zur 
Kompetenz des Haujes ber Abgeordneten gehört, das Verfahren von Beamten 
zu unterſuchen und zur Rüge zu bringen. 


HE. Der Zieglermeifter Köbke in Kamp behauptet im jeiner Petition 
vom 17, März 1860, aus der Verwaltung ber Etadt Anklamſchen Ziegelei 
zu Roſenhagen zu Unrecht ermittirt worben zu fein, er habe deshalb Entſchä⸗- 
digungs-Anjprüche, dieje würden aber nicht änerfannt, und im Wege Nechtens 
könne er fie nicht geltend machen, weil er von allen baaren Mitteln entblößt 
lei. Da aber eine begründete Klage des Petenten nicht zurüdgemwielen werben 
wird, wenn er dieſes ſein Umvermögen zur Erlegung eines Koſten-Vorſchuſſes 
beim Gericht nachweiſt, jo empfiehlt die Kommilfion dem hoben Haufe ber 
Abgeordneten: 


Sourn. U. Rr. 1207. 


Soura. 1I. Nr. 1220. 


Sour. II. Nr. 1312, 


Jouru. II. Ar. 1347. 
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über die Petition bes Köbke, deren Antrag dahin gebt, 
ihm durch Fürſprache bei dem betreffenden hoben Adminis 
ftrativ-Minifterio zu feinem Rechte zu verbelfen, 

zur Tages-Drdnung zu geben. 


BEE. Der Mühlenbefiger A. Göde zu Lubceza behauptet, durch die im 
Berwaltungswege erfolgte Sepung eines Markpfahls an feiner Mühle im jei- 
nem Rechte verlegt worden zu fein. Er hat den ihm zuftehenden Rechtäweg 
nicht beichritten. Derjelbe ift ihm aber durch feine angebliche Mittellofigkeit 
nicht verjchräntt. Die Kommilfion glaubt deshalb dem hohen Haufe der Ab» 
geordneten empfehlen zu müſſen: 

über die Petition des Göde vom 14. März 1860 zur Tageb- 
Drdnnng zu geben. 


Referent: 
Abgeotbneter Starke. 
— u 


E. Karl Sahm aus Grottkau, Befiper derjenigen Baulichfeiten, welche ter 
Juſtiz⸗Fiskus dafelbft jeit einer Reihe von Jahren gegen Miethe ald Gerichts- 
Gefängniß benupt hat, trägt vor, daß der Juſtiz-Fiskus jept ein neues Ge- 
richtö-Gefängniß bauen wolle, nachdem er vorher ben ihm offerirten Anfauf 
des bisher miethsweiſe benupten Gebäudes wegen Unzwedmäßigfeit deſſelben 
abgelehnt habe. 

Sahm erkennt jelbft die Unzwedmäßigfeit bes bisherigen Gefängniß- 
Gebäudes, an, findet das Berfahren bes Fiskus gegen ihm aber jehr hart, da 
er resp. jein Bater ihre Mittel auf die Herftellung des ihnen abgemietheten 
Gefängniffes verwendet hätten, das leptere aber nur mit neuen, erheblichen 
Geldopfern zu Privatwohnungen resp. zu einer Kaſerne umzuwandeln jei. 

Im Hinblid hierauf bittet er jept: 
das hohe Haus möge „aus Biligfeitsgränden“ fi dafür verwen- 
ben, baß ihm aus Staatsmitteln eine von dem Zuftiz-Minifter 
bereits abgeſchlagene Entihäbigung für die zu dem gedachten 
Zwede nothwendigen Bauten gewährt werbe. 

Die Kommilfion findet Feine Beranlaffung, diefen Autrag zu unterftügen. 
Ein rechtlicher Anſpruch fteht dem Petenten, wie er jelbft zugiebt, mit zur 
Seite. Eine Unbilligleit auf Seiten des Fislus würde in bem Verfahren 
deffelben nur dann gejeben werben Eönnen, wenn #isfus den Petenten durch 
die Eröffnung der Ausfiht auf den Abichluß eines langjährigen Miethskon- 
trafts zur Vornahme theurer Bauten veranlaft, dann aber den Kontrakt nur 


x 


auf fürzere Zeit geſchloſſen hätte. Dies ift aber vom Petenten nicht behaups 


tet worden, Die Kommijfion beantragt baber 
ben Uebergang zur Tages⸗Ordnung. 
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EI. Der interimiftiidhe Kreisgerihts-Kalkulator Koch zu Namslau bat Zourn. IT. Nr. 426. 
nad vielfachen Eingaben am alle Inſtanzen fih mit. einer Petition an das 
Haus ber Abgeordneten gewendet, in ber er andzuführen verſucht: 

daß er beim Eintritt der Juftiz-Reorganijation im Jahre 1849 ein 
lebensläuglich angeftellter Patrimonial-Gerihts-Subaltern- Ber 
amter gemeien, daß er aber — unter Berlegung des $. 5. ber Berorb« 
nung vom 2. Januar 1849 — nur als Givil-Supernumerar ein» 
geftellt worten jei, und jelbft jegt noch nicht die ihm mach dem 
Geſetz zukommende etatemäßige Anftellung erlangt habe. 

Er hat ferner unter Hinweis auf ſehr zahlreiche abichriftlihe und Dri« 
ninaleBeilagen — meiitens zurüdweijente, resp. tadelnde Beſcheide vorgeiep- 
ter Behörden an ihn außerdem aber Schriftftüde, die fih auf eine gegen ihn 
megen eines Amtvergebens geführte Kriminal« Unterjuhung beziehen — bie 
Behauptung aufgeftellt, Daß er fortgeiegt in büreaufratiiher Weife von feinen 
Borgefepten bedrüdt, zurüdgelept und auf Verdächtigung anderer Beamten 
nad einer ungenügenden Unterjuhung beitraft worben wirt. 

„Aus beionderem Vertrauen zu dem gegenwärtigen Hauje ber Abgeord- 
neten‘’ wendet fich Petent am dafjelbe mit der Bitte: 

das Haus möge für fein vermeintliches Recht befürwertend ein« 
treten. 

Was zunächſt die Anjtellungsfrage betrifft, jo beitimmt $. 5. ber 
Verordnung vom 2. Januar 1859: i 

Subaltern-Beamte und Unterbeamte der Privatgerite werben mit 
einem nad) den Etats-Verkältniffen der neuen Gerichte zu beftim« 
menden Einfommen übernommen, wenn jie mit Genehmi— 
gung der betreffenden Behörde lebenslänglidh und chne 
Vorbehalt angeſtellt jint. 

Zum Nachweiſe feiner Anftelungs» Aniprühe auf Grund dieſes Para» 
grapben bat Petent in beglaubigter Abjchrift eine von dem Erb, Lehn⸗ und 
Gerihtsheren der Herrihaft Nieder» Blasdorf ausgeftellte Urkunde, d. d. 
Nieder-Blasdorf, den 18. Dezember 1848, eingereicht, in welcher es wörtlich 
beift: 

Id x. bejtimme hiermit: 
daß, — nachdem der bereits früher von mir befinitie ale 
Aftuar und Ingrofjator angeftellte Aftuar Otto abgegan« 
gen ift, — der bereits bei den Gerichts-Aemtern Krauſen · 
dorf und der Herrihaft Adelsbach, jo wie Neu-Lälfig fun» 
girende Privat-Aftuar Auguft Ludwig Koh von Lands⸗ 
but aud) bei dem Gerichtsamte der mir gehörigen Herrſchaft 
Nieder» Blasdorf als Aftuar, Kalkulator, Ingroſſator und 
Depofital-Rendant fungiren joll, insbejondere ftelle ich den 
c. Koch als folden auf jein Anjuchen hiermit lebensläng- 
lid, chne irgend eine Kündigung meinerjeitt, au, mährend 
ibm das Recht der dreimonatlihen Kündigung zuftehen jo, 
und beſtimme ſchließlich, daß der ıc. Koch fi hinſichtlich 
ſeines Gehaltes als Aktuar lediglich mit dem jedesmaligen 
Juſtitiarius, der die Verpflihfung zur Beſoldung des Aktuars 
bat, einigen mag; als Kalfulater joll er indeſſen befugt jein, die 
zuläjfigen Gebühren zu liquidiren, und als Iugroffator und 
3 
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Depofital-Rendant ſoll dem ıc. Koch ein jährliches Gehalt 
von 5 Rthlrn. gezahlt, und aus ber Sportelfaffe des Ge— 
richte Amts verausgabt werben.‘ 
Auf Grund bdiefer Urkunde war Petent, wie die Anlagen ergeben, burd) 
das Königliche Appellationsgeriht zu Breslau als anftellungsberehtigt 
notirt und vorläufig gegen Diäten beichäftigt worden, eine befinitive Anftel» 
kung iſt aber jpäter nicht erfolgt. 
Das Königlihe Appellationsgericht zu Breslau hat dem Petenten unter 
dem 17. Februar 1850 „als Givil»Supernumerar“ angenommen, und 
ihn von da ab bis jetzt nur diätariſch beichäftigt. 
Die wiederholten Anträge des Petenten auf definitive Anftellung bat das 
Appellationsgeridt unter bem 22, Januar 1850 resp. 4. Mürg 1855 und 
4. Mai 1857 mit dem Beicheide zurückgewieſen: 
bag Petent nad Maaßgabe der nachträglid vorgenommenen Er 
mittelungen über ben Hergang bei der Errichtung feines Anftel- 
lungs»Bertrages bei dem Gerichtsamte Blasborf keine Anftelungs- 
Berechtigung auf Grund bes $. 5. der Verordnung vom 2. Ja⸗ 
nuar 1849 habe; denn aus ben Suftitiariats» Alten, betreffend 
feine Anftellung, und aus Erklärungen des früheren Gerichtsherrn 
— und des Gerichtshalters, die hierüber vernommen worden, gehe 
hervor, daß es ſich weder bei der Anftellung feines Vorgängers 
noch bei der jeinigen als Beamter bei dem Gerichtsamte Blas- 
borf darum gehandelt habe, ein lebenslängliches Dienft-Verhältnif 
- feftzuftellen, jondern lediglich darum, den Bedingungen zu ent 
iprechen, melde nad dem Reſkript vom 12. Dezember 1831 und 
21. Januar 1885 (Jahrbücher Band 38. Seite 424. und 
- Band 45. Seite 259.) vorgeichrieben jeien; der geringe Gehalt 
von nur 5 Rthlr., den er von dem Gerichtäherrn erhalten, könne 
um fo weniger ein dauerndes Verhältniß begründen, ald er dem 
Iuftitiarius gegenüber, von dem er fein eigentliches Gehalt bezo- 

gen, auf Kündigung geltanden habe. 

Durch den Zuftiz-Minifter ift Petent zweimal im Jahre 1855 und 1858 
ebenfalls abichläglih bejchieden worden. Im dem erften Beſcheide, vom 
18. März 1850, wird ohne näheres Eingehen auf die Sache die Beſchwerde 
für erledigt erklärt, „da Petent nach dem eingeforberten Bericht des König- 
lichen Wppellations» Gerichts zu Breslau unter dem 17. Februar 1850 als 
Gieil-Supernumerar auf Grund bes $. 5. der Verordnung vom 2. Januar 
1859 angenommen worben ſei.“ In dem zweiten Beſcheide wird der Anftels 
Imgöfrage nicht gedacht, obgleich die Eingabe des Petenten neben anderen 
Punkten auch bieje erörtert hatte. 


Die Prüfung der von dem Gerichtäheren der Herrihaft Nieder-Blasdorf 
ansgeftellten Urkunde vom 18. Dezember 1848 führte in der Kommiſſion 
zu dem Schluß, daß Petent nad) derjelben allerdings „ein lebenslänglid an« 
geftelter Beamter“ gemeien je. Die Motive bierfür foncentrirten ſich in 
folgenden Punften: " 

Der deutlihe Wortlaut der Urkunde läßt über ihre Interpretation 
feinen Zweifel (Allgemeines Landreht Ih. I. Zit. 5. 8. 252— 269, Tit. 4. 
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8. 65—75.); der Gerichtähere würde nach dieſer Urkunde nicht mehr berechtigt 
gewejen fein, den Petenten auf Kündigung zu entlaffen; die Höhe. dei Ge 
balts einerfeits, die Abficht andererfeits, in der bie lebenslängliche Anftellung 
nachgeſucht und gewährt werben ift, find auf die Gültigkeit ber Unftellung 
ald einer lebenslängliben ganz irrelevant. Die Urkunde wäre nur zu 
bejeitigen gewejen durch den Nachweis, daß entweder Petent ben Gerichtherrn 
durch Betrug zur Ausftellung berjelben verleitet hätte (Allgemeines Landrecht 
Th. I. Zit. 4. $. 84., Tit. 5. 8. 348.), oder daß ber Gerichtsherr bei Aus- 
ftellung der Urkunde nicht die perjönlihe Fähigkeit zur Abgabe einer 
rechtsgültigen Willenserflärung befeffen habe. 

In beiden Beziehungen ergeben aber die Beſcheide bes Königlichen Ap- 
pellationd»®erichts zu Breslau Nichts, was dem Petenten entgegen gehalten 
werben Fönnte. 

Hieraus wurde gefolgert, daß dem Petenten zu Unrecht bie befinitive 
Anftelung im Staatsbienft nad Maßgabe bes $. 5. ber Berorbnung vom 
2. Janaur 1849 vorenthalten worden jei, der Antrag geftellt: 

Die Kommilfion wolle dem Haufe empfehlen: 
bie Petition der Königlihen Staats-Regierung zur Beräds 
fihtigung zu überweifen. 

Der Kommiffarius der Königlihen Stants-Regierung widerſprach dieſem 
Antrage. Ohne den faktiichen Bortrag zu bemängeln, wies er darauf bin, 
daß Petent, wie er jelbft angiebt, im Februar 1850 als GCivil-Supernumerar 
angeftellt worden jei, daß er aber — was ebenfalls aus ben Anlagen zur 
Petition hervorgehe, fi) vielfach die Unzufriedenheit feiner Vorgefegten zugezogen 
babe, und wahrſcheinlich lediglich aus diefem Grunde feit feiner Anftellung nicht 
fo befördert worden ſei, wie es unter anderen Umftänden nad feiner An» 
ciennetät geichehen wäre. i 

Hiergegen wurde eingewendet, daß die Anſprüche des Petenten, falls er 
zu den in $. 5. der Verordnung vom 2. Januar 1849 gedachten Beamten 
gehöre, dur; die Annahme ala Givil-Supernumerar, im Februar 1850, alſo 
duch dieſe Anftellung auf Kündigung keineswegs eine jahgemäße Exrlebigung 
gefunden hätten, Petent hätte danach nicht „auf Kündigung‘, fonbern befinitiv 
nicht mit der Auciennität vom Februar 1850, jondern vom Datum der Juftiz- 
Reorganijation an in den Staatsdienft übernommen werben müſſen; feine 
Ipätere jchlechte Führung habe auf die vorher erworbene Anflelungs-Be- 
rechtigung nicht influiren, fie habe event. nur dazu Beranlafjung geben 
önnen, das Disciplinar-Gejep geiep gegen ihn in Anwendung zu bringen. 


In der Kommiffion wurbe gegen die Anſprüche des Petenten noch ein 
anderes Bebenten erhoben: nah $. 5. der Verorbnung vom 2%. Januar 1849 
mäffe die lebenslänglihe Anftellung „mit Genehmigung ber betreffen- 
ben Behörbe” erfolgt jeien, bieje Genehmigung habe Petent für fich nicht 
nachgewielen. 

Dur den Regierungs+-Kommiffarius wurde mitgetheilt, daß hinfichtlich 
der Genehmigung lebenslänglicer Anftelung von Subaltern-Beamten ber Pa- 
trimonial · Gerichte ein gleihmäßiges Verfahren von den Obergerichten nicht 
beobachtet worden fei; in Schlefien namentlich ſei fie oft nachgeſucht und er 
theilt, und oft fei davon abgefehen worden, in lepterm alle fei bie Geneh⸗ 

\ 9° 


20 


migung ſtillſchweigend erfolgt, indem bas Obergericht die zu feiner Kenntniß 
gelangte lebenslängliche Anftelung wicht inhibirı habe. 

Zur Befeitigung des angeregten Zweifeld wurde von einem Mitgliede der 
Kommilfion auf das Reikript bes Juftiz» Minifterd vom 25. Februar 1849 
(Suftiz» Minifterialblatt Seite 112.) und auf die Verhandlungen der Zweiten 
Kammer über die Berorbuung vom 2. Januar 1849 zu $. 5. verwielen. 
In dem Refkript und in ber Kammer-Berhandlung bat ſich ber Juſtiz ⸗Mini⸗ 
nifter dahin ausgeſprocheu: 

daß diejenigen Subaltern⸗Beamten ber Patrimonial ⸗Gerichte, welche 
von den Gerichtsherren vor dem Erſcheinen der Verordnung vom 
2. Januar 1849 angeſtellt worden find, zu ben nad $. 5. der 
Verordnung in den Königlichen Zuftizdienft zu übernehmenden 
Beamten gehören, da unter ben vorgetragenen Umſtänden anzu- 
nehmen ift, daß ihre lebenslängliche Anftellung die ſtillſchwei— 
gende obergerihtlihe Genehmigung erhalten habe. 

Dagegen wurde von anderer Seite eingewenbet: 

Die Anfiht, melde der Herr Juftiz-Minifter in dem allegirten Reifript 
resp. in der Kammer ausgeſprochen babe, fünne als authentiſche Interpreta- 
tion des Gejepes jelbft nicht gelten und demnach von tem Requifite der erfolg⸗ 
ten Genehmigung ganz abjeben laffen; die Genehmigung felbft ſei übrigens 
nie aufgehoben worden, nur die ausbrüdlihe Form berjelben; die ftilljchwei- 
gende Genehmigung könne überall nur dann angenommen werben, wenn das 
Obergericht von der lebenslänglichen Anftellung ermweislih Kenntniß erlangt 
und feinen Einſpruch erhoben babe; im vorliegenden Kalle fei aber bie An- 
ftellungs »Urkunte erft am 18. Dezember 1848, aljo nur wenige Tage vor 
dem Erlaß der Berorbnung vom 2. Januar 1849 ausgefertigt, mad dem 
Geichäftsgange fei ed demnad für das Königliche Appellationsgericht zu Bres- 
lau gar nicht ausführbar geweien, in der Zwiichenzeit von der qu. Anftellung 
Kenntni zu nehmen und feine Billigung oder Mißbilligung auszuſprechen 
unter diefen Umſtänden könne alfo auch nicht präjumirt werden, daß baffelbe 
Appellationsgericht zu Breslau, weltes jeit 1850 bie lebenslängliche Anftelung 
des Petenten beftreite, dieſelbe vorher ftilichmweigend genehmigt habe. 

Begen Mangels dieſes Requiſits des $. 5. der Verordnung vom 2. Ja— 
nuar 1849 wurde 

ber Uebergang zur Zaget-Orbnung 
über bie Petition, foweit fie die Anftellungsfrage betrifft, beantragt. 

Die Kommilfion bat fih für die Annabme diefes Antrags mit 9 gegen 5 
Stimmen entſchieden. 

Bas die fonftigen Beſchwerden des Petenten, betreffend die gegen ibn 
angeblid verübten Bebrüdungen, betrifft, welche darin liegen follen, daß er 
mit jeinen fortgeiepten Eingaben und Beſchwerden an die vorgefepten Bebör- 
den aller Inftanzen ſtets zurückgewieſen und bäufig wegen jeines ungebübr- 
lichen Berfahrens getabelt worben ift, jo Hält fi die Kommilfion nicht für 
ermächtigt, die gegen einen Beamten von jeiner vorgejepten Behörde erlaffenen 
Berfügungen dieſer Art einer Kontrole zu unterwerfen, weil hierin ein un: 
ftattbafter Eingriff in die Staats-Verwaltung liegen würde, 
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Die Kommiffion ſchlägt biernad dem boben Haufe vor: 
über die Petition des ꝛc. Koch zur Tages-Drbnung überzus 
gehen. 


J. 


Referent: 
Abgeordneter Mepfe. 
— — — — 


Der Bürgermeiſter Krüger und Genoffen in Querfurt beautragen in Journ. II. Re. “ya. 
ihrer Petition vom 23. März 1859, wieder aufgenonmen durch den dortigen 
Magiftrat unter dem 11, Februar 1860, 

dab im Wege der Gelepgebung der Anfap ber Prozeßkoſten in 
Bagatelfahen fo wie bei ben Streitobjeften bis zu 500 Rthlru. 
einer Ermäßigung und die Verrechnung des Koſten-Vorſchuſſes des 
Recht erhalten habenden Klägers dem Wegfall unterworfen werbe. 
Was zunächſt die Ermäßigung der Sporteln anbelangt, jo ift nur im 
Allgemeinen und obne Widerſpruch in der Kommilfion anerfannt worden, wie 
wünichenswertb eine ſolche Ermäßigung ſei. Die Diskuſſion bat fi aber 
nicht auf Spezialitäten erftredt, weil es bebeuflich erfcheinen mußte, bei den 
jo gropen Antorberungen, welche zur Zeit an die Staatöfaffe gemacht werden, 
derjelben die Einnahmen aus den Gerihtsiporteln zu ſchmälern. Als jolde 
figuriren 9,145,340 Rihlr. in dem Staatshbausbalts-Etat von 1860. Bei ber 
Beratbung des Budgets von 1859 war vom Hauſe der Abgeordneten die Ers 
wartung ausgeſprochen worden, daß bei Vorlegung des Etats für 1860 bie 
Nothwendigfeit der ferneren Erhebung des Zuſchlages von 6 Sgr. für den 
Thaler der Gerichtsgebühren dargelegt, oder dieſer Zufhlag in Wegiall ge» 
bracht werde, An dieſem Zuſchlage läßt ſich nämlih am Angemeffenften eine 
Ermäßigung der Gerichtsiporteln anbringen. Bei der Berathung bes Etats 
der Juftiz Verwaltung für 1860 iſt nun Seitens der Regierung bemerft 
worben: 
die angeftellten Ermittelungen hätten zu ber Weberzeugung neführt, 
daß eine Abjhaffung des Zufhlags von 6 Sgr. für die Staatd- 
kafie einen jährlihen Ausfall von etwa 900,000 Rthlrn. herbei. 
führe. Die gegenwärtige Finanzlage des Staates, indbefondere‘ 
die erhöhten Anforderungen, die an die Staatsfaffe gemacht wür- 
den, geftatte es nicht, ſchon in diefem Jahre auf eine jo erhebliche 
Einnahme zu verzichten. 
Und nad dieſer Erläuterung ift der Antrag der Kommiſſion 

zwar für jegt von der Wiederholung des Antrages, den Zujchlag 
von 6 Sgr. pro Thaler in Wegfall zu bringen, abzuftehen, die 
ſen Begfall aber als einen in Zukunft zu erreihenden Wunſch 
feſtzuhalten, 

vom Haufe in der 88ſten Sitzung vom 29. März 1860 ohne Diskuſſion an⸗ 

genommen worben. 
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Unter biefen Umftänben glaubt die Kommilfion zu ihrem Bedauern 

vorjhlagen zu müſſen: 
in Betracht ber gegenwärtigen Finanzlage des Staats über den 
Antrag des Bürgermeifter Krüger und Genoffen auf Ermäßigung 
ber Gerichtsſporteln zur Tages-Orbnung überzugehen. 

Bas den Antrag auf Wegfall der Verrechnung bes vom obliegenden 
Kläger gezahlten Prozeßlkoſten-Vorſchuſſes anbelangt, jo find auch hierbei bie 
finanziellen Rüdfihten, welde dem Antrage entgegen ftehen, zur Sprade ge 
fommen, Denn bie Sportelerträge würden nicht unerheblich durch jenen Weg⸗ 
fall leiden. Aber aud hiervon abgejehen, bat die Kommilfion den Antrag 
nicht unterftügen fönnen. 

Wenn gegen Erhebung tes Koften-Borjhuffes im Allgemeiren angeführt 
wird, daß hierin ein Erkaufen des Rechts des Klägers enthalten fei, jo wird 
babei überfehen, wie aus der Anftelung der Klage noch nicht gefolgert wer« 
den fann, daß fie auf Recht gegründet fei. 

Durh den Prozeß erwachſen Auslagen (Zeugen-Gebühren ꝛc.). Der 
Staat trägt diefe Auslagen in den Prozeffen ber Armen, aber es ift nicht 
abzufehen, warum er auch verpflichtet fein folle, diefe Auslagen für bemittelte 
Parteien zu machen. 

Es ift Sache des Klägers, nur ſolche Klagen anzuftellen, bei denen er 
fi) auf einen günftigen Erfolg Rehnung machen kann, auch in Bezug auf 
die Zahlbarkeit des Verllagten. War feine Rechnung eine falſche, jo trifft 
ihn der Schaden, in manden Fällen vielleiht ohne feine Schuld. Aber hieraus 
fann noch immer nicht eine Verpflichtung des Staats gefolgert werben, jenen 
Schaden zu übertragen, und endlich bleibt dem obfiegenden Kläger auch in 
diejen Fällen der Gewinn, daß er im Beſitz eines Urtels,ift, aus welchem er 
fünftig mit größerer Leichtigkeit den Verklagten verfolgen Tann, wenn ſich 
defjen Bermögensumftände gebeffert haben, 

Eudlich findet die Kommilfion in der Verpflichtung zur Zahlung eines 
Koften-Borjhufles und in deſſen jhliepliher Verrehnung einen jehr wichti— 
gen Schug gegen die Anftellung von frivolen Klagen, und dieſen Grund ges 
gen ben Petitions-Antrag bejonders zutreffend in ber Anwendung auf bie 
InjuriensProgeffe. Wenn die Petenten namentlih hierin einen Webelftand 
finden, jo may ihnen unbelannt geblieben jein, wie nicht jelten ſolchen Pro» 
zeffen unlautere Motive zu Grunde liegen und wie fih danach nicht empfeh- 
len möchte, die Vermehrung von bergleihen Prozefjen auch nur im mindeften 
zu erleichtern, 

Unter biejen Umftänden empfiehlt die Kommiſſion dem hoben Haufe ber 
Abgeorbneten: 

über den Antrag der Petenten auf Wegfall der Berrehnung bes 
Koften-Borjhuffes des Klägers zur Tages-Ordnung zu gehen. 


28 


K. 


Referent: 
bgeorbneter Robben. 
— nz 


I. Der Magiftrat und die Etadtverorbneten der Statt Lautenburg in Yemen. II. Rr. 489. 
Weſtpreußen haben am 21. Auguft 1849 vor cinem Kommifjar des Appella- 
tionegerichts in Marienwerder die Gründe dargelegt, melde die Errihtung 
eines Bezirksgerichts in Lauktenburg als drimgend wünjchentwertb, ja ala noth« 
wendig erjcheinen Iaffen. Für den Fall nun, daß in Lautenburg für bie 
Stadt und einen entiprechenden ländlichen Bezirk ein Bezirkägericht eingerich- 
tet werbe, verpflichten fie fih, die für das Gericht erforberlichen zwedent« 
ſprechenden Gejhäfte- und Gefängniß-Lokalien dem Juſtiz-Fiskus auf immer 
mährente Zeiten unentgeltlich zu gewähren, jo lange nicht etwa im Wege ber 
Geſetzgebung die Befreiung der Kommune ausgeſprochen werben follte. — Im 
Vertrage wurden die Gejchäfts-Lofalien befignirt und der umverzüglihe Bau 
ber Gefaͤngniß-Lekalien verſprochen. 

In Lautenburg, 44 Meile von Straßburg, dem Sipe des Kreisgerichte, 
ift demnächſt eine Gerichts. Kemmilfion errichtet, für deren Geſchäfts-Lokalien 
die Stadt jährlih 130 Rthlr. Miethe zahlt. Im der von dem Magiftrate 
eingereichten Petition vom 8. Februar 1860 wird hervorgehoben, daß ein 
übertriebener Dienfteifer des Kommifjard der Stadt die ſchweren in jenem Ber« 
trage benannten Berpflihtungen aufgebündet habe, von benen nicht voraudger 
jept fei, daß fie jemals ein Zwangsrecht werben fünnen. Es jei der Stadt: 
vertretung vom Kommiffarius gejagt, daß, wenn ein foldes Verſprechen nicht 
abgegeben, aus ber Einrihtung eines Gerichts am Drte nichts werde, Sie 
habe von ber Gerihtd-Organifatione-Vererdnung de 1849 nichts gewußt, und 
es jei ihr daher nicht befannt geweien, daß nach derfelben überall bei einer 
Entfernung über 3 Meilen vom Kreisgerichte und bei vorhandenem Bebürf- 
niffe Bezirksrichter angeftellt werden jollen. Die Koften und Laften der Ges 
richtäbarfeit treffen ben Staat und nicht die Kommunen oder die Einzelnen, 
bejenders wenn dieſe zur Uebernahme ſchwerer Laſten unvermögend jeien. Die 
Vortheile, melde aus dem Beftehen einer Gerichts « Kemmilfien entipringen, 
müffen’ immer Einem Orte zufallen. Diejen deshalb zur Uebernahme jchwe- 
rer Ausgaben, mie umtergebens geſchehen, zu verleiten, jei ungerecht und 
um jo weniger verbindlich, ala viele große und zahlungsfähige Städte große 
Berichte in ihrer Mitte haben, ohne die geringfte Verbindlichkeit bafür zu 
übernehmen. Auch habe die Verorbnung som 2. Januar 1849, das Geſetz vom 
26. April 1851 und vom 1. Auguft 1855 die Entbindung der Kommunen 
von den Laſten der Zuftizpflege im Allgemeinen angebahnt. 

Am 13. Dezember 1859 har nun der Magiftrat zulegt bei dem Zuftiz- 
Minifter um die Entbindung von der ferneren Zahlung des Mierbezinjes ge 
beten. Er ift,jedoh am_5/9. Januar c. ablehnend beſchieden. Petitionirend 
ftellt er deshalb jept den Antrag: 

das Haus der Abgeordneten wolle fid bei bem Königlichen Staats» 
Minifterium dahin verwenden, baß bie Stabtgemeinde von ber 
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Erfüllung des Bertrages de 27. Auguft 1849 entbunden und bie 
jäbrlihe Miethe von 130 Rthlrn. von jept\ab auf die Staatsfafje 
übernommen werde. " 

Der Magiftrat jept hinzu, dab die Gerichts-Kommilfion jährlich bebeu- 
tende Ueberihüffe abliefere, jemit fih ohne Zuthun der Kommune unterhal« 
ten fönne, 

Die unterzeichnete Kommiljion konnte zunächft in dem$. 2. ber Berorbnung de 
2. Januar 1849 nur finden, dan alle Laften der aufgehobenen Privat-Gerichtä- 
barfeit auf ben Etaat übergegangen find, und im $. 21. derjelben, jowie in 
dem Zujap-Artifel VII. des Gejepes de 26, April 1851, daß in Orten, welde 
ungefähr 3 Meilen oder weiter vom Kreisgerichtsſitze entfernt find, beim VBor- 
bandenfein eines erheblihen Bedürfniſſes Einzel» oder Bezirfsrihter angeſtellt 
werben können. Im Art. I. des lepteren Gejcpes ift ferner nur ergänzend 
und zufäglih zu jener Verordnung beitimmt, daß die,bishber — aljo bis 2, Ja» 
nuar 1849 — beitehende Verpflichtung der Städte zur Tragung ber Laften 
ber Kriminal»-Gerichtäbarfeit bei NRegulirung der Steuer-Berfaffung aufgeho 
ben werben ſoll. Das Gefep endlih rom 1. Auguſt 1855, welches jedoch er- 
fihrlih auf die Etadt Lautenburg überhaupt eine Anwendung nicht finden 
fann, regelt nur die beim Erlaffe der Verfaffung, insbeicndere ſchen im Jahre 
1847 beftehende ſubſidiariſche Verpflichtung der Städte zur Tragung ber Krir 
minalfoften und zur Unterhaltung und Verwaltung der Gefingniffe. Der $. 4. 
und 8. deſſelben jepen insbejondere feit: 

Infoweit in Betreff der für Zwede ter Juſtiz-Verwaltung gegen« 
wärtig benugten ftäbtiichen Gebäude zwilhen dem Staate und 
den Stadtgemeinden Verträge geſchloſſen find," melde dieſe Ber- 
bältniffe in bauernder Weije definitiv reguliren, bat es bei dem 
darin Feltgeftellten jein Bemenden. — Die Entiheidung über die 
Zahlung einer hiernad vergleichsweiſe übernommenen Rente wird 
ipiterer gefepliher Anordnung vorbehalten. 

Hiernach ift unzweifelhaft ter am 27, Auguft 1849 abgeichloffene Ver- 
trag durch das Gejep nicht unverbindlid geworben. In dem ihr vorliegenden 
Sachverhältniſſe fonnte aber auch die Kommiſſion feine genägende Beranlai- 
fung erfennen, ben Erlaß eines dies ausiprechenden ferneren Geſetzes zu ber 
fürworten; das Beftehen des Vertrages konnte fie vielmehr nur veranlafien, 
bei dem hoben Hauje zu beantragen: 

über die Petition zur Tages -Ordnung überzugeben. 


BE. Bis zum 1. April 1838 beitand in Thorn ein Inquifiteriat. Als 
ed mit jenem Tage nah dem 8 Meilen entfernten Graubenz verlegt wurde, 
erfannte man es im Intereſſe von Thorn und jeiner als Zeugen und Dam» 
nififaten jpeziell betheiligten Bewohner für angemeljen, dert für die Etabt 
und ben Thorner Kreis eine Kriminal-Deputation zu belafjen. Die oberen 
Juftiz. Behörden ftellten jedoeh für die Errihtung der Deputation die Bebin- 
gung, daß ein bisher miethsweiſe ala Kriminal-Gefängniß benugtes, der Käm- 
merei gehöriges Grundſtück Nr. 269, unentgeltlich an den Juftiz-Fisfus zum 
Eigenthum abgetreten und dadurch dem leptern” eine Grleichterung gewährt 
werde. Der dieje Bedingung gewährende Vertrag, welcher zugleih den Fall 
einer aus höheren Rüdfichten eintretenden Verlegung der Deputation nach einem 
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andern Orte regelte, wurde am 11. Juli 1838 abzeihloffen, für die Stadt, 
wie der jegige Petent jagt, in der Borausfegung, daß demnächſt unverzüglich 
mit dem beabfichtigten Bau eines Gerichts-Gefängniffes vorgegangen werde. 
Der fernere, den Fall der Verlegung der Deputation bebandelnde Vertrag vom 
12. November 1842 enthält aud den Vermerk, daß die Abtretung Behufs Er- 
bauung eines neuen Gefängniß-Gebäudes geſchehen ſei. — Zu dem abgetretes 
nen Grundftüde erwarb der Juſtiz-Fiskus in den Jahren 1842/46 anno 
die angrenzenten Grundftüde Nr. 270., 271., 272., ließ die Baulichkeiten 
darauf abtragen, fo daß ein entitellter Bauplag mit unverſchütteten Kellerräus 
men, welde als Verſtecke des Gefindeld der Ueberwachnng bedürfen, an offes 
ner Straße übrig geblieben, — Der Bau des Gefüngniffes jei jedoch unters 
blieben, weit der Bauplag als mangelbaft erachtet, das Fehlen ter Konds be 
bauptet oder der Entwurf dafür ale der Veränderung bedürftig bezeichnet 
worden. — Als nun nad der Suftiz- Organilationss Verordnung de 2. Januar 
1849 in Thorn ein Kreisgeriht mit voller Kriminal-Jurisdiktion errichtet und 
die Abbaltung des Schwurgerichts daielbft für die Kreiſe Thorn und Straßr 
burg angeordnet wurde, übernahm die Stadtgemeinde Thorn dur den fer 
neren Vertrag de 14. Februar 1850 die unentgelilihe Gewährung und Her» 
ftellung des Sitzungs⸗Lokals und der erforderlihen Gefängniffe, bis der pros 
jeftirte Neubau eines Kriminal-Gerichtsgebäudes in Thorn vollendet jei. In 
ber Petition vom 10. Februar 1860 führt der Magiftrat in Thorn darüber 
Beichwerde, daß der Fiskus den Neubau, ungeadhtet aller Erinnerungen daran, 
noch nicht begonnen habe. Die Stadt babe ihrer Verpflihtung genügt, jedoch 
erfichtlich nur mit dem Erfolge, daß die JuftizeVerwaltung durd ftetes Zö— 
gern die nur vorläufig übernommene Verbindlichkeit zu einer unendlichen mache, 
zugleich auch alle polizeilihen Anforderungen wegen Beleitigung gemeinjchids 
liher und mwüfter Baupläge unbeachter laſſe. Am 10. September 1859 fei 
zwar ein neuer Vertrag projektirt, deſſen $. 6. die Bedingung entbalte: 
der Königliche Juſtiz-Fiskus macht ſich anheiſchig, den ſchon jeit 
Jahren projeftirten Neubau eines Gefängniffes auf den nächſten 
ertraordinairen Bau⸗Etat zu bringen und dann die Ausführung 
diefes Neubaues möglihft ununterbrochen zu bewerfftelligen. 

Diejer Bertrags-Entmurf ſei jedoch liegen gelaffen. Unter Beilegung eis 
nes Juſtiz⸗Miniſterial-Beſcheides vom 15. November 1851, welder auf ſchwe— 
bende Unterhandlungen mit der Militair- Fortififations-Bebörde wegen Abtrer 
tung eines angemeljenen Bauplages verweilet, und mit der Anfübrung, daf 
die Vertreter der Stadt am Landtage alljährlihd die Sade bei dem Juſtiz— 
Minifter fruchtlos urgirt haben, wird der Antrag dahin geftellt: 

die Petition wegen vertragsmäßig gerechtfertigter baldigfter Inan- 
griffnahbme des Baues eines Kriminal-Gerichtsgebäudes in Thorn 
der Staats-Regierung zur Abhülfe zugeben zu lafjen. 

Petent will jein Borftelen nit als ein Bitigeſuch, ſondern vom Stand» 
punfte des pofitiven Geſetzes betrachtet willen. Er habe dem Juftiz-Fisfus 
nad $. 230, ff. Allgemeines Landrecht J. 5. auf Vollbringung des Baues in 
einer feften Srift belangen; er habe ferner nach 8. 58. und 36. ff. Allgemeinen 
Landrechts I. 8. gegen den Fisfus auf Wiederbebauung der wüſten Bauplige vors 
geben fünnen, Beide Wege babe er jedod aus Rüdfiht auf die Staats-Berwal« 
zung nicht als angemefjen erachtet, vielmehr den Meg der Petition vorzüglicher 
gefunden. 
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Der bei der Berathung in der Kommilfion anweſende Vertreter des Fur 
fligeMinifters erflärte: 

Es jei zwar richtig, daß bereits 1838 der Bau eines Kriminal: Gerichts« 
gebäudes in Thom in Ausfiht genommen worden. Große Schwierigkeiten, 
hervorgehend aus der baulihen Einrihtung der Stabt und deren Eigenſchäaft 
ala Feftung baben fih jedoch der Ausführung entgegengeftell. Diejelben 
feien im veriärften Grade beroorgetreten, ald mit der Gerichts-Organiſation 
im Sabre 1849 Thorn der Sig eines bedeutenden Schwurgerichtd geworden 
Die StaatörNegierung babe zwar anhaltend ihre Bemühungen fortgelept, dem 
aud) erweiterten Bedürfniffe der Herftellung aller für das Gericht und die Ge 
fänanifje nötbigen Baulicjkeiten zu genügen. Die Rejultate einer im Sabre 
1853 jtattgehabten Lokal-Unterſuchung haben den Ankauf nicht bloß von 8, 
fondern von 6 zujammenbängenten Grundftüden zur Folge gehabt, Nah 
vielfachen, alljeitig gerichteten Bemühungen babe ſich jedod die Nothwendig« 
feit eined amderweiten Kontrafis » Abſchluſſes hberausgeftelli. In die am 
10. September 1859 getroffene Vereinigung jei jedoch die oben erwähnte Be 
bingung aufgenommen. Diejelbe babe als erorbitant und ſchon am 10. Sep« 
tember v. 3. als unausführbar für den Etat von 1860 erſcheinen müſſen. 
Nach Erledigung vorläufiger Anjtände habe das betreffende Appellationsges 
riht am 4. März c. die Vereinigung berichtlich dem Juftiz-Minifter einge 
reiht. Durch Nejfript vom 24. ejusdem habe der Minifter die Berichtigung 
jener Bedingung, deren wirkliche Realifirung von der Geldbewilligung des 
Landtags abbänge, gefordert. Werde diejem genügt, dann fünne und werde 
das Entiprediente in den Etats-Entwurf von 1861 aufgenommen werden. Die 
Sade befinde fih daher im gehörigen Betriebe und die Beihwerde jei wicht 
begründet. 

Die unterzeihnete Kommilfion erfannte aus diefem VBortrage, daß ein 
Grund zur Ueberweilung der Petition nicht mebe vorliege; daß vielmehr die 
eigenthümlidyen einer guten Grledigung der Angelegenheit, entgegenitehenden 
Hinderniffe Beachtung verdienen. Sie ftellt deshalb den Antrag: 

über die Petition des Magiitrats in Thorn zur Tages Ordnung 
zu geben, 

Berlin, den 19. April 1860. 


Die Kommifjion für das Juſtizweſen. 


v. Ammon (Borfigender), Bürgers. Frech. Schulz (Genthin). 
Nemitz. Wolff. Immermann. Metzke. Starke. Mobden. 
Dr. Gneiſt. Schütt. Strobn. 
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Berihterftatter: Haus der Abgeordneten. 
11 Übgeorbneie .v. Beughbem.: “2° Geffien 1860. 
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Nachträglicher Bericht 


Kommiſſion für Bergwerks⸗Angelegenheiten über den 
Gefek » Entwurf, betreffend die Berg: und Hütten 
Arbeiter für den ganzen Umfang der Monarchie, mit 
Ausschluß des linken Rheinufers. (Mr. 12. der 
Druckſachen.) 


Da⸗ Herrenhaus bat in ſeiner Sitzung vom 28. März c. den oben gedach- 
ten Gejep-Entwurf nad den Beſchlüſſen des Abgeorbnetenbaufes mit folgenden 
Abänderungen: 
1) daß im Alinea 1. des $. 9., ſowie im Alinea 2, ibidem ftatt der 
Worte: 
„Aufieber resp. Aufjeberftelle‘ 
gelegt werde: 
„tehniiche Aufieber, resp. techniſche Aufſeherſtelle““. 
2) daß der von dem Haufe der Abgeorbneten abgelehnte 8. 17. der 
Regierungs-Vorlage, welcher folgendergeftalt lauter: 
„Bergleute, weldye ohne geſetzliche Gründe eigenmädhtig die 
Arbeit verlaffen, oder ihren Verrichtungen ſich entziehen, oder 
fih groben Ungehorjams oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit 
ihuldig maden, find mit Geldbuße bis zu 20 Rthlr. oder 
als $. 18. wieder beraeftellt werde; und 
3) daß demgemäß die Allegate in den $$. 18. und 19., jept 88. 19. 
und 20,, nämlid die 
$$. 7., 8., 15., resp. die 68. 1. bis 7. und 10, bis 18. 


in bie 
„$$. 7., 8., 15. und 18. resp, die $$. 1. bis T. und 10. 
bis 19.” 
umgeändert werben, 
angenommen. 

Bei der Seitens der unterzeichneten Kommilfion in Gegenwart des Berg- 
bauptmanns v. Deden als Konmifjars des Königlihen Handels-Minifterii 
ftattgefundenen Berathung über dieie Abänderungen wurde von ben Mitglies 
bern der Kommiſſion der Vorſchlag 

ad 1. 
einftimmig angenommen, meil derjelbe der Regierungs-Borlage, wenn gleich 
ſolche einer verſchiedenen Deutung nicht wohl fäbig ſei, eine präziſere Faſſung 
gäbe. 

Dagegen wurde 

ad 2. 
die Wieverherfielung des $. 17. der Regiermugs-Vorkage, weil derſelbe, wie 
früber ausgeführt, mit Der Rechtätheorie im Widerſpruche ſtehe, Het beflagt, 
und entihloß fib die Majorität der Kommiffion nur deshalb dazu, dem 
Herrenhauje auch in diejer Beziehung beizutreten, weil jonft das für den 
Bergbau im Uebrigen jehr wichtige und nothwendige Geſetz durch eine aber 
malige Ablehnang des $. 17. im Frage geflellt werben könnte. 

Die Abänderung der Allegate 

ad 8, 
Ü Folge ber Wiederherftellung des .$. 17., wobei fid) event, nur zu erimnern 
fand, daß das Allegat des $. 1. in dem $. 20. auf einen Druckfehler bes 
ruht, und ftatt deſſelben die ss. 2. bis 7. und 10. bis 19. allegirt werben 
müſſen. 

Die Kommiſſion empfiehlt demnach dem hohen Haufe: 

„die obengedachten Abänderungs-Borjhläge des Herrenhauſes un« 
ter Beſeitigung des Drudfehlert‘ 
au genehmigen. 


Berlin, den 16. April 1860. 


Die Kommiffion für Bergwerkö-Angelegenheiten. 


Sarkort (Borfipender). v. Beughem (Beriöterftatter.. Overweg. 
Müller (Mansfeld). — Natorp. Areutz. Goebbels. 
Sello. 











